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I. Bürgerliches Recht. 


1. Die Überſchreitung der feſtgeſetzten Kriegs⸗Höchſtpreiſe macht den 
ganzen Vertrag nichtig. 


Vgl. 37 Nr. 92. 210 m. N.; 42 Nr. 197; 43 Nr. 110. 
BGB. $$ 134. 135. 139; Bat O. v. 28. Okt. u. 17. Dez. 1914. 


Das durch die Bundesratsverordnungen v. 28. Okt. und 17. Dez. 1914 
ergänzte Reichsgeſetz v. 4. Auguſt 1914, 

RGBl. 339. 458. 513; vgl. auch 86 VO. v. 23. Sept. 1915 (RG Bl. Bl. 604), 
geſtattet für die Dauer des Krieges die Feſtſetzung von Höchſtpreiſen für Gegen- 
ſtände des täglichen Bedarfs ſowie für andre Gegenſtände ($ 1 Abſ. 1 und 2 
Geſ. in der Faſſung der VO. v. 17. Dez. 1914), und ſtellt (8 6 in derſelben 
Faſſung, $4 Gef. v. 4. Aug. 1914) das Überſchreiten der Höchſtpreiſe (Nr. 1) 
ſowie bereits die Aufforderung zum Abſchluß eines die Höchſtpreiſe über⸗ 
ſchreitenden Vertrages und das Erbieten zu einem ſolchen Vertrage (Nr. 2) 
unter Strafe. Hieraus, aus der Bedrohung eines rechtsgeſchäftlichen Handelns 
mit Strafe folgt zuerſt das Verbot des letzteren, und zwar das Verbot einer nach 
den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften zuläſſigen Veräußerung. Deshalb 
erhebt ſich zuerſt die Frage, ob die verbotenen, an ſich dem Grundſatze des 
8134 BGB. unterſtehenden Veräußerungen völlig (abſolut) oder nach § 135 
Abſ. 1 Satz 1 BGB. nur gegenüber beſtimmten Perſonen (relativ) unwirkſam 
ſind. Der Zweck des Geſetzes führt zur Annahme eines abſoluten Veräuße⸗ 
rungsverbots. Es ſoll nicht einen beſtimmt abgegrenzten Perſonenkreis 
ſchützen, ſondern die durch die beſonderen Verhältniſſe des Krieges gefährdete 
Verſorgung der geſamten Bevölkerung des Deutſchen Reiches mit den Gegen— 
ſtänden des notwendigen, beſonders des täglichen Bedarfs nach Möglichkeit 
vor Störungen bewahren, insbeſondere bei Wahrung der berechtigten Inter— 
eſſen der Erzeuger und Händler die verbrauchende Bevölkerung durch die 
Feſtſetzung unüberſteigbarer Preiſe vor gewinnſüchtiger Ausbeutung ſeitens 
einzelner ſchützen (vgl. die Begründung des Geſ. v. 4. Aug. 1914 bei Güthe— 
Schlegelberger, Kriegsb. 1, 747). Das Geſetz bezweckt alſo den Schutz der 
Allgemeinheit gegen die durch den Krieg, namentlich das Vorgehen N Feinde 
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herbeigeführte Gefahr des Mangels an den notwendigen Lebensbedürfniſſen, 
der „Aushungerung“ der Bevölkerung des Deutſchen Reiches im weiten 
Sinne des Worts, und enthält ſamt ſeinen Abänderungen eine derjenigen 
notwendigen Maßnahmen zur Abhülfe wirtſchaftlicher Schädigungen während 
des Krieges, die durch $3 Gef. v. 4. Aug. 1914 über die Ermächtigung des 
Bundesrats zu ſolchen Maßnahmen (RGBl. 327) dem letzteren übertragen 
worden ſind. Die Vorſchrift des 8135 ift deshalb auf die auf Grund von 
85 des Höchſtpreisgeſetzes (Faſſung des §3 BD. v. 28. Okt. 1914, RGBl. 458) 
erlaſſenen Feſtſetzungen von Höchſtpreiſen nicht anwendbar, ſondern es ver- 
bleibt bei der Unterſtellung unter die Regel des $ 134. 

Dieſe Geſetzesbeſtimmung erklärt das gegen ein geſetzliches Verbot ver— 
ſtoßende Rechtsgeſchäft nicht ſchlechthin, ſondern nur dann für nichtig, wenn 
ſich aus dem Geſetze nicht ein andres ergibt. Das Höchſtpreisgeſetz ſelbſt ent- 
hält in dieſer Hinſicht keinen ausdrücklichen Ausſpruch. Die in den Höchſt⸗ 
preisverordnungen des Bundesrats, 

z. B. der hier einſchlagenden v. 10. Dez. 1914, (RGBl., 500) und u. a. in den VO. über 
die Höchſtpreiſe von Getreide und Kleie v. 28. Okt. 1914, a 462) ſowie für Hafer 

v. 5. Nov. 1914, (RGBl., 469), 
gewählte Ausdrucksweiſe: „Der Preis ... darf nicht überſteigen“ kann allein 
nicht zur Annahme der Nichtigkeit der dagegen verſtoßenden Rechtsgeſchäfte 
führen (vgl. BGB. von RGRäten? 1, 158 Anm. 1; Pland? 1, 348 Anm. 1a 
zu 8 134). Anderſeits iſt es aber auch unzuläſſig, mit dem Aufſatz über Ge— 
treidehöchſtpreiſe in der Zeitſchr. Recht und Wirtſch. (1915, 8. 9) lediglich 
daraus, daß im Geſetze für den Verſtoß gegen ſeine Vorſchriften Rechtsfolgen 
ausdrücklich nur auf ſtrafrechtlichem, nicht auch auf bürgerlich- rechtlichem 
Gebiet gezogen ſind, zu folgern, daß die gegen das geſetzliche Verbot verſtoßenden 
Rechtsgeſchäfte der Nichtigkeit nicht verfallen ſeien. Denn die Nichtigkeit eines 
gegen ein geſetzliches Verbot verſtoßenden Rechtsgeſchäfts kann ſich auch ohne 
ausdrückliche Hervorhebung dieſer Folge aus dem Inhalt und Zweck des Ver— 
botes ergeben (Planck Anm. 1b; RGeéEntſch. 68, 358 ff. 367). Beſonders der 
Zweck des Verbots aber führt zur Annahme der Nichtigkeit der gegen die 
Höchſtpreisfeſtſetzungen verſtoßenden Rechtsgeſchäfte. Denn es handelt ſich 
um Maßnahmen, durch die die Bevölkerung des Deutſchen Reiches vor der 
Gefahr der Entbehrung in den wichtigſten Teilen ihrer Verſorgung mit den 
Gegenſtänden des Verbrauchs nach Möglichkeit geſchützt und befähigt werden 
ſoll, die durch den Krieg ſeiner Volkswirtſchaft und jeder Einzelwirtſchaft 
drohenden Schäden zu ertragen. Die dieſem Zweck zuwiderlaufenden, alſo 
gemeingefährlichen, auf „ſpekulative oder unlautere Machenſchaften zurück— 
gehenden übertriebenen Preisſteigerungen“ (vgl. die Begründung a. a. O.) 
zu verhindern, ſind, wie die tägliche Erfahrung lehrt, lediglich Strafdrohungen 
völlig unzureichend, die Verwirklichung des Geſetzeszweckes iſt nur dadurch 
zu erreichen, daß die ihm zuwiderlaufenden Rechtsgeſchäfte unmöglich gemacht 
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werden. Anſprüchen, die aus ſolchen hergeleitet werden könnten, iſt alſo die 
geſetzliche Anerkennung überhaupt zu verſagen. 

Deshalb muß der von Hachenburg in der Leipz Z. 1915, 15. 16 aufgeſtellten, 
vom Reichsgericht in zwei in JW. 1916, 1021“ und in Warneyers Rſpr. 1916, 
385 abgedruckten Entſcheidungen v. 19. Mai und 23. Juni 1916 und anſcheinend 
auch vom Beklagten geteilten Meinung widerſprochen werden, daß, weil es 
nicht Zweck des Geſetzes ſei, Kaufverträge über die unter die Höchſtpreis⸗ 
feſtſetzungen fallenden Waren zu verhindern, das unter Überſchreitung des 
Höchſtpreiſes abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft nicht nichtig, ſondern daß nur der 
Warenpreis auf den zuläſſigen Satz zurückzuführen ſei. Hachenburg zerlegt 
das Geſchäft in zwei Teile, deren einem er die Wirkſamkeit zufpricht, die er 
dem andern verſagt. Das wäre nur möglich, wenn 8 139 BGB. zur Anwen⸗ 
dung käme. Ein hierher gehöriger Fall liegt jedoch nicht vor, weil es ſich 
bei der Beſtimmung einerſeits der Ware und anderſeits des Kaufpreiſes nicht 
um mehrere, zu einer Einheit zuſammengefaßte Rechtsgeſchäfte, ſondern um 
die notwendigen Beſtandteile eines und desſelben Rechtsgeſchäfts handelt 
(RGeEntſch. 78, 120) und die Nichtigkeit eines ſolchen Beſtandteils den andern 
nicht zur rechtsgeſchäftlichen Wirkung gelangen laſſen kann (Planck 370 Anm. 1 
zu § 139). Mit gutem Grunde widerſpricht deshalb auch Buſch (in DIZ. 1916, 
127. 128) der Annahme Hachenburgs, indem er darauf hinweiſt, daß durch 
letztere in das Geſetz ein dieſem fremder Zwang zum Vertragsabſchluß ein- 
geführt werde und auch ein Vertrag zum Höchſtpreiſe ohne Einigung der 
Parteien über Ware und Preis nicht möglich ſei. Das iſt es, was insbeſondere 
der Begründung der angezogenen reichsgerichtlichen Entſcheidungen entgegen⸗ 
ſteht. Dieſe folgert aus dem Inhalt und Zweck des Geſetzes, daß die unter 
Überſchreitung der Höchſtpreisgrenze geſchloſſenen Verkäufe aufrechtzuer- 
halten und nur die Preiſe auf das erlaubte Maß herabzuſetzen ſeien. Das 
Geſetz enthält weder eine ſolche Anordnung, die ohne weiteres den Höchſtpreis 
an Stelle des vereinbarten Preiſes zum Vertragspreiſe erhöbe, noch eine 
Ermächtigung des Richters, die, wie 8343 BGB. im Fall einer unverhältnis⸗ 
mäßig hohen Vertragsſtrafe deren Herabſetzung auf den angemeſſenen Betrag, 
ſo die Herabſetzung des den Höchſtpreis überſchreitenden Vertragspreiſes auf 
jenen geſtattete. Daß aber die Eröffnung der Möglichkeit für den Erwerber 
der der Höchſtpreisbeſtimmung unterliegenden Ware, dieſe ohne anderweitige 
Einigung mit dem Veräußerer an Stelle des vereinbarten Preiſes mit dem 
niedrigen Höchſtpreiſe zu bezahlen, zur Erreichung des Geſetzeszwecks, „die 
verfügbaren Vorräte gegen Preiſe, die ſich innerhalb der geſetzten Grenzen 
halten, in den Verkehr zu bringen“, nicht beitragen, ſondern ihm entgegen- 
wirken würde, lehrt die tägliche Erfahrung der jetzigen Zeitläufte. Jedenfalls 
iſt auch dann, wenn der Erwerber einer den Höchſtpreisbeſtimmungen unter» 
liegenden Ware ſich insgeheim vorbehalten wollte, nicht den vereinbarten, 
ſondern nur den Höchſtpreis zu bezahlen, eine Einigung auf dieſen nicht er» 
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folgt und ein Vertrag, durch den der Veräußerer verpflichtet würde, Zug um 
Zug gegen Bezahlung eines nicht vereinbarten Preiſes die verkaufte Ware 
zu übergeben, nicht abgeſchloſſen worden. 

Die Nichtigkeit der Veräußerungsverträge, die unter Überſchreitung der 
auf Grund des Geſetzes feſtgeſetzten Höchſtpreiſe abgeſchloſſen werden, iſt 
aber weiter auch daraus zu folgern, daß das Geſetz als Strafgeſetz die von ihm 
verbotenen Rechtsgeſchäfte an beiden vertragſchließenden Teilen ahndet 
(86 Faſſung v. 17. Dez. 1914, RGBl. 515). Das folgt bereits aus Nr. 1 der 
Strafandrohung, wonach der angedrohten Strafe verfällt, „wer die nach 91 
feſtgeſetzten Höchſtpreiſe überſchreitet“, und wird noch verdeutlicht durch Nr. 2, 
wo ebenſo der zum Abſchluſſe eines ſolchen Vertrages Auffordernde wie der 
dazu ſich Erbietende mit Strafe bedroht wird (vgl. RG. in IW. 1915, 1201 1% b, 
12079). In Fällen dieſer Art iſt anzunehmen, daß die Strafdrohung ſich 
gegen das Rechtsgeſchäft als ſolches richtet, dieſes im ganzen ungültig ſein ſoll; 

vgl. Komm. von RGRäten 159 Anm. 2; Planck 349 Anm. 2 b; Staudingers 1, 520 ff. 

Anm. dc. zu 9134 und die angez. Entſch., beſ. RGEntſch. 60, 275 ff., 279; und RG. 

in Goltd. Arch. 54, 416. 

Auch aus dieſem Grunde ſind Rechtsgeſchäfte, die nach dem Inkrafttreten 
der die Höchſtpreiſe feſtſetzenden Beſtimmungen unter Überſchreitung dieſer 
Preiſe abgeſchloſſen werden, nach § 134 BGB. nichtig (vgl. Mayer Privatr. des 
Krieges 30). Die Nichtigkeit iſt von Amts wegen zu berückſichtigen. — — — 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 25. Sept. 1916. J. (Kl.) w. N. 

5 O. 66/16. Ch. 


2. Bleibt eine vollmacht zur Löſchung im Grundbuch e dem Tode 
des Vollmachtgebers gültig d 
Vgl. 48 Nr. 182 m. N.; 69 Nr. 49. 
BGB. 88 168. 672; GBO. 29. 

Die Witwe O. beantragte in eigenem wie im Namen der Erben des Jakob 
O. die Löſchung der zugunſten der Witwe und der Erben des Jakob O. auf 
dem Grundbuchblatt der Eheleute K. eingetragenen Hypotheken. Sie handelte 
als Vertreter der Erben auf Grund einer von dieſen ausgeſtellten notariellen 
Vollmacht. Zwei dieſer Erben waren inzwiſchen geſtorben. Das Grundbuch- 
amt lehnte die Löſchung ab, weil die Vollmacht durch den Tod dieſer Erben 
erloſchen ſei. Beſchwerde und weitere Beſchwerde blieben erfolglos. — Aus 
den Gründen: 

„Nach § 168 BGB. beſtimmt ſich das Erlöſchen einer Vollmacht nach 
dem ihrer Erteilung zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe. Die Vollmacht 
beſteht daher nur dann über den Tod des Vollmachtgebers hinaus fort, wenn 
das der Erteilung der Vollmacht zugrunde liegende Rechtsverhältnis durch 
den Tod des Vollmachtgebers nicht aufgehoben wird. Beruht die Vollmacht 
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auf einem Auftrage, jo kommt die Auslegungsregel des 8 672 BGB. in Be⸗ 
tracht, wonach der Auftrag im Zweifel nicht durch den Tod des Auftraggebers 
erliſcht; auch auf einen Dienſtvertrag oder Werkvertrag, der eine Geſchäfts⸗ 
beſorgung zum Gegenſtand hat, findet der 8 672 gemäß $ 675 entſprechende 
Anwendung. Für den Grundbuchverkehr kann aber die von einem Verſtorbenen 
ausgeſtellte Vollmacht die Vertretungsmacht des Bevollmächtigten auch zur 
Vertretung der Erben nur dartun, wenn ſich aus' der Vollmachtsurkunde 
ſelbſt die Fortgeltung der Vollmacht über den Tod des Vollmachtgebers er⸗ 
gibt oder durch öffentliche Urkunden (§S 29 GBO.) nachgewieſen wird, daß 
der Vollmacht ein über den Tod des Vollmachtgebers fortdauerndes Rechts⸗ 
verhältnis zugrunde liegt (RIA. 10, 263; Samml. 14, 317). Das Landgericht 
hat ohne Rechtsirrtum verneint, daß der Nachweis der Fortdauer der Voll⸗ 
macht des Peter O. und der Eliſabeth R. über deren Tod erbracht ſei. Aus 
der Vollmachtsurkunde ergibt ſich nicht, daß die Vollmachtgeber die Vollmacht 
für ſich und ihre Erben ausgeſtellt haben, ebenſowenig welches Rechtsverhältnis 
der Vollmachterteilung zugrunde liegt; das zugrunde liegende Rechtsverhältnis 
iſt auch nicht durch öffentliche Urkunden nachgewieſen. 

Der Beſchwerdeführer meint, das Landgericht hätte durch Auslegung 
aus der Urkunde und unter Würdigung aller in Betracht kommenden Ver⸗ 
hältniſſe finden müſſen, daß das der Vollmacht zugrunde liegende Rechts- 
verhältnis ein Auftrag an die Vollmachtnehmerin ſei; es handle ſich auch 
nicht um eine allgemeine Vollmacht, ſondern um eine ganz beſondere Voll⸗ 
macht zur Löſchung der gemeinſchaftlichen Hypothek, woraus der Wille der 
Vollmachtgeber, daß die Vollmacht für die Erben wirkſam ſein ſolle, zu ent⸗ 
nehmen ſei. Dieſe Ausführungen ſind nicht zutreffend; es handelt ſich nicht 
um eine beſondere Vollmacht zur Löſchung der hier in Frage ſtehenden Hypo⸗ 
theken, ſondern um eine allgemeine Vollmacht zur Löſchung aller für die 
Erben des Jakob O. gemeinſchaftlich eingetragenen Hypotheken ohne An⸗ 
gabe des Erlöſchungsgrundes. Aus dieſer Vollmacht läßt ſich nicht entnehmen, 
auf welchem Rechtsverhältniſſe fie beruht; welche ‚in Betracht kommenden 
Berhältniffe‘, aus denen ſich ein Auftrag ergebe, das Grundbuchamt hätte 
würdigen ſollen, iſt nicht zu erſehen.“ 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 28. Mai 1915. Reg. III. 

30/15. Bay Ob LGZ. 16, 97. 


3. Der zu erſetzende Gewinnentgang beſchränkt ſich nicht auf den 
Gewinn, der ſonſt rechtlich beanſprucht werden konnte. 
Vol. 62 Nr. 103; 63 Nr. 150. 
BGB. § 252. 
Die Krankenkaſſen der Stadt Braunſchweig, die dem verklagten Vereine 
angehören, ſchloſſen am 2. Dezember 1913 wegen eines Streits mit den 
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Braunſchweiger Arzten einen notariellen Vertrag mit dem Kläger und zwei 
andern Arzten, durch den dieſe auf die Dauer von 10 Jahren unter Zuſicherung 
eines jährlichen Einkommens von je 10000 verpflichtet wurden, die ärzt⸗ 
liche Krankenkaſſentätigkeit in Braunſchweig auszuüben. Bald darauf einigte 
ſich der verklagte Verein mit den Braunſchweiger Arzten wieder, entließ die 
drei Kaſſenärzte und unterſagte ihnen jede Tätigkeit als Krankenkaſſenärzte. 
Beklagter, der nicht verkennt, daß dem Kläger hieraus ein Schadenerſatzanſpruch 
erwachſen iſt, zahlte dem Kläger die zugeſicherte Summe von 10000.K für 
das Jahr 1914 aus. Kläger erhob Klage auf Zahlung von vorläufig 5000. 
des Schadens, der ihm, abgeſehen von den gezahlten 10000 , durch die 
vertragwidrige Nichtbeſchäftigung als Arzt angeblich in Höhe von über 13000, 
entſtanden ſei, indem er behauptete, im Fall ſeiner Tätigkeit als Kaſſenarzt 
hätte er mit Wahrſcheinlichkeit durch Ausübung ärztlicher Tätigkeit noch den 
bezeichneten Betrag verdienen können. — In den erſten Inſtanzen wurde die 
Klage abgewieſen: das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus den 
Gründen: | 
„Das Ber.-Gericht hat den Begriff des Schadenerſatzes verkannt. Nach 
§ 252 BGB. umfaßt der zu erſetzende Schaden auch den entgangenen Gewinn. 
Als entgangen gilt der Gewinn, der nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge 
und nach den beſonderen Umſtänden, insbeſondere den getroffenen Anſtalten 
und Vorkehrungen, mit Wahrſcheinlichkeit erwartet werden konnte. Damit 
iſt klar und deutlich zum Ausdruck gebracht, daß nicht nur der entgangene 
Gewinn, auf deſſen Erzielung ein Anſpruch beſtand, von dem Begriff des 
Schadenerſatzes umfaßt wird. Vielmehr macht es — wenigſtens in der Regel — 
keinen Unterſchied, ob ein Recht auf den Gewinn beſtand oder ob der Gewinn— 
entgang nur tatſächlicher Natur iſt (vgl. auch RG St. 41, 375). Deshalb kommt 
im vorliegenden Fall nichts darauf an, ob dem Kläger ein klagbarer Anſpruch 
auf die Beſchäftigung als Kaſſenarzt, die ihm die Erzielung des Gewinnes 
ermöglichte, zuſtand oder nicht. Die Ausführungen des Ber.-Gerichts, die 
darauf hinauslaufen, daß dem Kläger der erhobene Anſpruch nicht zuſtehe, 
weil ihm die Erlangung des von ihm behaupteten Gewinns nicht zugeſichert 
worden ſei, ſind rechtsirrtümlich. Der grundloſe Rücktritt des Beklagten vom 
Vertrage erzeugte den Schadenerſatzanſpruch. Zur Ermittelung dieſes Schadens 
iſt die wirtſchaftliche Lage des Klägers, wie ſie ſich ohne den Rücktritt des Be— 
klagten geſtaltet haben. würde, mit der wirtſchaftlichen Lage des Klägers, 
wie ſie ſich infolge des Rücktritts des Beklagten geſtaltet hat, zu vergleichen. 
Hätte Beklagter den Vertrag eingehalten, ſo wäre Kläger beſchäftigt worden, 
und dann hätte er nach ſeiner Behauptung den in der Klageſchrift näher be— 
zeichneten Gewinn nach den beſonderen Umſtänden des vorliegenden Falles 
machen können. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 19. Mai 1916. L. (Kl.) w. Verein 
B. u. f. Krk. (OLG. Braunſchweig). III. 41/16. 
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4. Wo find vom Staat beſchlagnahmte Gegenſtände zurückzuliefernd 
Zuläſſigkeit des Rechtsweges. 
Vgl. 58 Nr. 61 m. N.; 65 Nr. 166. 
BGB. 88 269. 697. 839; GVG. $ 13. 

In der Fabrik der Klägerin in Bad Oldesloe waren im Herbſt 1915 auf 
Anordnung des Amtsgerichts Lübeck 1619 Säcke beſchlagnahmt worden, 
welche die Klägerin von einer Anzahl Knaben gekauft hatte. Das Amtsgericht 
war bei der Beſchlagnahme von der Annahme ausgegangen, daß die Säcke 
zu einer größeren Anzahl von Säcken gehörten, welche durch Knaben von 
Lübecker Lagerplätzen geſtohlen worden waren. Nach beendigter Straf— 
unterſuchung teilte das Polizeiamt in Lübeck der Klägerin mit, daß 506 Säcke 
zu ihrer Verfügung auf der Polizeiwache St. Lorenz ſtänden. Klägerin 
forderte koſtenfreie Rückſendung nach Oldesloe; das Polizeiamt lehnte dieſes 
Erſuchen ab. Klägerin meinte, daß das Polizeiamt zur koſtenfreien Rück— 
ſendung der Säcke an ſie verpflichtet ſei und erhob Klage auf koſtenfreie Über— 
ſendung der Säcke gegen den Lübeckiſchen Staat. — Die Klage wurde in beiden 
Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Beklagte hat gegenüber dem Klaganſpruch zunächſt die Einrede der 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges erhoben, da die zur Entſcheidung ſtehende 
Frage öffentlich-rechtlicher Natur und der Entſcheidung durch die ordentlichen 
Gerichte entzogen ſei. Die Einrede iſt nicht begründet. Die Beſchlagnahme 
von beweglichen Sachen, welche ſich im Beſitze von Privatperſonen befinden, 
durch die dazu berufenen Organe des Staats erfolgt zur Sicherung und Durch— 
führung der dem Staate obliegenden Strafgewalt und ſtellt ſich demgemäß 
als eine Handlung der Staatsgewalt dar, die allerdings zunächſt zwiſchen 
dem Staat und dem von der Beſchlagnahme Betroffenen ein dem öffentlichen 
Recht unterliegendes Rechtsverhältnis zur Entſtehung bringt. Das ſchließt 
aber nicht aus, daß durch die Beſchlagnahme auch Rechtsbeziehungen zwiſchen 
dem Staat und dem von der Beſchlagnahme Betroffenen erzeugt werden, 
welche privatrechtlichen Charakter haben und aus denen privatrechtliche Au— 
ſprüche erwachſen. Es mag hier auf die Entſcheidung des RG. in Entſch. 51, 219 
(in Seuffel. 58 Nr. 61) verwieſen werden, in welcher eine Zuſammenſtellung 
der Entſcheidungen des Reichsgerichts enthalten iſt, welche den vertragartigen 
oder vertragähnlichen Charakter der durch die Beſchlagnahme entſtehenden 
Rechtsbeziehungen anerkannt haben. 

Iſt ſomit davon auszugehen, daß aus der Beſchlagnahme bürgerlich-rechtliche 
Anſprüche zwiſchen den Parteien entſtanden ſind, jo ergibt weiter der § 13 
GG., daß das angerufene ordentliche Gericht zur Entſcheidung derartiger 
Rechtsſtreitigkeiten berufen iſt, ‚fall3 nicht entweder die Zuſtändigkeit von Ver— 
waltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten begründet ift oder reichsgejeh- 
lich beſondere Gerichte beſtellt oder zugelaſſen find‘. Für Lübeck iſt eine der- 
artige Beſtimmung nicht getroffen. — — — Darnach iſt die Zuläſſigkeit des 
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Rechtswegs für die Entſcheidung des vorliegenden Rechtsſtreits nicht zu be— 
zweifeln. N i 

In der Sache ſelbſt kommt es darauf an, an welchem Ort der Beklagte 
der Klägerin die beſchlagnahmten Säcke zurückzugeben hatte, nachdem die 
Beſchlagnahme aufgehoben war, und ob der Beklagte darnach verpflichtet 
war, die Säcke der Klägerin an ihren Wohnſitz koſtenfrei zurückzuſenden. Mag 
man nun das zwiſchen den Parteien beſtehende Rechtsverhältnis als ein ſſtill⸗ 
ſchweigend geſchloſſenes vertragartiges oder als ein dem Verwahrungsvertrage 
ähnlich oder gleich zu erachtendes Rechtsverhältnis bezeichnen (RGeEntſch. 
51, 221): in keinem Fall wird man ſagen können, daß für die Verpflichtung des 
Staates zur Rückerſtattung des beſchlagnahmten Gegenſtandes ein andrer 
Leiſtungsort als Lübeck in Betracht komme (8269 BGB.). 

Der Verwahrer hat nach 8 697 BGB. die hinterlegte Sache an dem Ort 
zurückzugeben, an welchem die Sache aufzubewahren war, und iſt nicht ver⸗ 
pflichtet, ſie dem Hinterleger zu bringen. Will man alſo das Rechtsverhältnis 
der Parteien nach den Vorſchriften über die Verwahrung behandeln, jo be- 
ſteht für den Beklagten gewiß keine Überſendungspflicht. Aber auch wenn 
hier ein vertragähnliches Verhältnis beſonderer Art als vorliegend ange⸗ 
nommen wird, iſt kein Grund erſichtlich, in Anſehung des Leiſtungsorts von 
der im 8269 BGB. zum Ausdruck gebrachten Regel abzuweichen, nach welcher 
der Schuldner an ſeinem Wohnſitz zu leiſten hat, wenn ein andrer Leiſtungs⸗ 
ort weder beſtimmt noch aus den Umſtänden, insbeſondere aus der Natur des 
Schuldverhältniſſes zu entnehmen iſt. Letzteres iſt hier nicht der Fall. Das 
Landgericht begründet ſeine abweichende Anſicht dahin: 

Bei der Beſchlagnahme gelangten die Sachen nicht auf Grund des 
Willens deſſen, dem ſie weggenommen wurden, in den Beſitz des Staates, 
ſondern ohne oder gegen ſeinen Willen und in öffentlichem Intereſſe, alſo 
in dem Intereſſe, das der Staat zu vertreten habe, das ſein Intereſſe ſei. 
Es ſei daher billig, daß dem Beſitzer der Sache nicht mehr Nachteile auferlegt 
würden als das öffentliche Intereſſe hier unbedingt erfordere, und daß, 
nachdem der Grund für die Beſchlagnahme weggefallen ſei, der frühere 
Zuſtand hergeſtellt werde, und zwar auf Koſten des Staates, der die Ver⸗ 
änderung in ſeinem Intereſſe vorgenommen habe. Deshalb entſpringe 
es hier dem zwiſchen dem Staat und dem früheren Beſitzer durch die Be⸗ 
ſchlagnahme entſtandenen Schuldverhältniſſe, daß der Staat die Sache am 
Ort der Wegnahme zurückgebe; und deshalb ſei der Staat nach $ 269 BGB. 
verpflichtet, die beſchlagnahmte Sache, wenn er ſie anderswohin gebracht 
habe, auf ſeine Koſten an den Wegnahmeort zurückzuſchaffen. 

Das ſind aber keine zur Annahme einer Zurückſchaffungspflicht des Staates 
zwingende Gründe, ſondern Billigkeitsgründe, von denen überdies auch nicht 
bei jeder Sachlage die Rede ſein kann. So ſcheint die Sache gerade auch hier 
zu liegen, da die Klägerin die ſtreitigen Säcke von Knaben gekauft hat, dieſe 


= 
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Knaben es auch geweſen ſind, welche eine große Anzahl von Säcken auf 
Lübecker Lagerplätzen geſtohlen hatten; da ein Teil der bei der Klägerin 
beſchlagnahmten Säcke mit dem Zeichen Lübecker Firmen verſehen waren und 
es zur Feſtſtellung, ob und wieweit die Säcke in Lübeck geſtohlen ſeien, der 
Vorlegung in Lübeck bedurfte; da auch ein Teil der Säcke nach den Ermitte⸗ 
lungen geſtohlen war und auch gegen die Kläger als Inhaber ein Ermittelungs⸗ 
verfahren wegen Hehlerei geſchwebt hat. Dies ergibt zugleich, daß die Be⸗ 
ſchlagnahme der Säcke nach § 94 StrPO. durchaus gerechtfertigt war und 
daß ein ſchuldhaftes Verhalten der Organe des Lübeckiſchen Staates, welches 
dieſe gemäß $ 839 BGB. oder gemäß dem lübeckſchen Geſetze v. 17. Febr. 1912 
den Staat an ihrer Stelle zum Schadenerſatz verpflichten könnte, nicht in 
Frage kommt. 

Ebenſowenig kann von einer vergehenähnlichen Haftung des Beklagten 
auf Schadenerſatz hier die Rede ſein. 

Nach alledem ließe ſich hier eine Haftung des verklagten Staates nur auf 
eine den vorerwähnten Billigkeitsgründen Rechnung tragende beſondere ge⸗ 
ſetzliche Beſtimmung gründen. Eine ſolche Beſtimmung beſteht aber nicht. 
Vielmehr ergibt ſich aus den Verhandlungen, die bei der 2. Beratung der 
Strafprozeßordnung im Plenum des Reichstags ſtattgefunden haben (Hahn 
Mater. zur StPO. 1806), daß der Reichstag und die verbündeten Regierungen 
grundſätzlich eine Haftung des Staats für die nachteiligen Folgen einer Be⸗ 
ſchlagnahme gegenüber dem von dieſer Beſchlagnahme Betroffenen abgelehnt 
haben. Längere Zeit nach Inkrafttreten der Reichsjuſtizgeſetze iſt dann durch 
ein Sondergeſetz, nämlich das Geſetz betr. die Entſchädigung für unſchuldig 
erlittene Unterſuchungshaft v. 14. Juli 1904, wohl eine Entſchädigungspflicht 
des Staats, ſoweit es ſich um die nachteiligen Folgen einer im Intereſſe der 
Strafverfolgung angeordneten Beſchränkung der perſönlichen Freiheit handelt, 
feſtgeſetzt; eine entſprechend geregelte Haftpflicht des Staats für die nachteiligen 
Folgen einer im Intereſſe der Strafverfolgung angeordneten Beſchlagnahme 
iſt aber bisher nicht geſetzlich feſtgeſetzt worden. 

Auf Grund dieſer Erwägungen kann eine Verpflichtung des verklagten 
Staats zur koſtenfreien Rückſendung der beſchlagnahmten Säcke an die Klägerin 


nach Oldesloe nicht anerkannt werden. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 13. Juli 1916. A. L. & Co. 
w. Lüb. Staat. Bf. VI. 197/16. Nö. 


5. Zur Anwendung der ſog. Kriegsklauſel genügt der tatſächliche 
Kriegsausbruch. 

BGB. 88 287. 157. | 

Das Landgericht gründet ſeine Entſcheidung darauf, daß die Beklagte 

am 1. Auguſt 1914, alſo im Zeitpunkt des Eintritts der Lieferpflicht, noch 
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eine Warenmenge zur Verfügung gehabt habe, die an ſich zur Erfüllung des 
Vertrages hätte verwendet werden können, daß ſie daher am 1. Auguſt in 
Lieferverzug geraten ſei, weshalb 8 287 BGB. gegen fie angewendet werden 
müſſe. Hierbei wird aber die Bedeutung der Kriegsklauſel in $ 1e der Verkaufs— 
bedingungen verkannt. Der Satz: 
Krieg, Blockade, Epidemie, Ein- oder Ausfuhrverbot, welche die Verſchiffung aus dem 

Bezugslande oder die Einfuhr der Ware verhindern, entbinden von der Lieferpflicht, 
hat die Bedeutung, daß der verkaufende Großkaufmann, der ja nicht immer 
nur eine einzelne beſtimmte Warenmenge an einen einzelnen Abkäufer ver— 
kauft, ſondern meiſt gleichzeitig eine Reihe von Verträgen laufen hat, zu deren 
Erfüllung er einführt, gegen die geſchäftlichen Schwierigkeiten geſchützt werden 
ſoll, die für ihn dadurch entſtehen, daß infolge Kriegsausbruchs oder infolge 
der andern in obigem Vorbehalt erwähnten Umſtände die Einfuhr der in Frage 
kommenden Warengattung aus dem Bezugslande behindert wird. Es kommt 
demnach lediglich darauf an, ob im Sinne des Vorbehalts am 1. Aug. 1914 
bereits der Krieg ausgebrochen war und ob infolgedeſſen der Bezug der hier 
in Frage ſtehenden Warengattung, nämlich ſüdruſſiſcher Gerſte, aus Rußland 
bereits am 1. Aug. 1914 verhindert ward. Beides iſt zu bejahen. Bereits 
am 31. Juli 1914 war Deutſchland im erklärten Kriegszuſtand (vgl. die kaiſerl. 
Verordn. v. 31. Juli 1914, RGBl. 1914, 263). Im Hinblick auf das bedroh— 
liche Vordringen der ruſſiſchen Armeen gegen die öſtlichen Grenzen war ſchon 
am 31. Juli das bekannte Ultimatum an Rußland ergangen. Als die darin 
geſetzte 12 ſtündige Friſt für die Einſtellung der Kriegsvorbereitungen ruſſiſcher— 
ſeits unbefolgt geblieben war, erfolgte bereits am Nachmittag des 1. Auguſt 
die allgemeine Mobilmachung, verbunden mit dem Aufruf des Landſturms 
(Verordn. des Kaiſers v. 1. Aug. 1914, RGBl., 273). Nach dieſen offenkundigen 
Tatſachen war am Nachmittage des 1. Auguſt der Krieg mit Rußland im 
Sprachgebrauch des Lebens, und deshalb auch im Sinne des Vorbehalts bereits 
ausgebrochen, einerlei, ob eine förmliche Kriegserklärung 1 bis 2 Tage ſpäter 
erſt erfolgte oder ob Rußland ohne die bei ziviliſierten Völkern übliche Formali— 
tät einer Kriegserklärung ohne weiteres mit Feindſeligkeiten begann.“ 

Daß nun infolge dieſes Kriegsausbruchs die Verſchiffung von ruſſiſcher 
Gerſte aus Rußland bereits am 1. Auguſt verhindert wurde, bedarf bei der 
Gerichtskundigkeit der großen Verſendungsſchwierigkeiten vom ruſſiſchen Aus— 
land ins Inland, welche mit der allgemeinen Mobilmachung eintraten oder 
in Anlaß der Fruchtloſigkeit des Ultimatums an Rußland bereits eingetreten 
waren, keines weiteren Beweiſes. Die Beklagte war alſo auf Grund des 
§1 des Vertrages nicht mehr zur Lieferung verpflichtet, der Schadenerſatz— 
anſpruch iſt mithin unbegründet. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (1. a v. 19. Nov. 1915. B. (Kl.) w. Th. 
M. Bf. I. 120/15. B. 


— 
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6. Nach § 321 BGB. hat der Gläubiger nicht das Recht, ohne vor- 
zuleiſten Barzahlung oder Sicherſtellung zu verlangen. 


Vgl. 57 Nr. 188; 58 Nr. 164; 59 Nr. 54. 
BGB. 89 321. 326. 


Der Beklagte hatte im Oktober 1911 vom Kläger 10000 kg Zucker zum 
Preiſe von 47,50 1 für 100 kg gekauft, zahlbar entweder in 2 Monaten nach 
Lieferung oder jofort mit 1% Skonto, und ſich verpflichtet, dieſen Zucker 
vom 1. Okt. 1912 bis zum 31. März 1913 abzurufen. Die Abnahme des am 
30. Nov. 1912 auf Abruf gelieferten Zuckers lehnte der Beklagte ab, da der 
Fuhrmann des Klägers die Ware nur gegen Barzahlung ausliefern zu dürfen 
erklärte. Auf Befragen erhielt er vom Kläger den Beſcheid, daß ihm nur noch 
gegen Barzahlung geliefert würde. Daraufhin rief der Beklagte nicht ab, 
obgleich ihn der Kläger wiederholt dazu aufforderte und ihm mitteilte, daß er 
nach dem 31. März 1913 infolge Auflöſung dieſer Warenabteilung zur Lieferung 
des Zuckers nicht mehr imſtande ſei. Der Kläger erhob dann Klage auf Schaden— 
erſatz im Betrage von 850 / nebſt 5% Zinſen ſeit 1. Juli 1913. Er behauptete, 
daß er, da der Beklagte ſeine früheren Verpflichtungen erheblich verſpätet 
erfüllt habe, berechtigt geweſen ſei, Barzahlung zu verlangen, daß der Beklagte 
mit dem 31. März 1913 in Abuahme- und Zahlungsverzug geraten ſei und 
daß Kläger infolge der Auflöſung der Warenabteilung ſeitdem kein Intereſſe 
mehr an der Vertragserfüllung gehabt habe. Er forderte als Schadenerſatz 
den Unterſchied zwiſchen dem Verkaufs- und dem Börſen- und Marktpreiſe 
am 31. März 1913 mit 8,50 1 für je 100 kg. — Die Klage wurde abgewieſen. 
Gründe des Ber. Urteils: 

„Nach den Parteierklärungen ſteht feſt, daß der Beklagte gegen zwei— 
monatiges Ziel gekauft hatte und der Kläger ſonach vorleiſtungspflichtig war. 
Wenn man einmal zugunſten des Klägers die vom Beklagten lebhaft beſtrittene 
Behauptung als wahr unterſtellt, daß ſein Anſpruch auf die Bezahlung des 
Kaufpreiſes dadurch gefährdet geweſen ſei, daß in den Vermögensverhält— 
niſſen des Beklagten nach dem Kaufabſchluß eine weſentliche Verſchlechterung 
eingetreten ſei, jo war er auf Grund der Beſtimmung des $ 321 BOB. berechtigt, 
die Lieferung zu verweigern, bis der Beklagte Zahlung dafür leiſtete oder 
Sicherheit für ſeine Gegenleiſtung gewährte. Dagegen gewährt ihm dieſe 
Geſetzesſtelle keinen Anſpruch darauf, daß der Beklagte ihm den Zucker Zug 
um Zug gegen Barzahlung oder Sicherſtellung der Kaufpreisſchuld abnehme, 
noch kann er die Leiſtung des Beklagten ohne ſeine Vorleiſtung fordern. Viel— 
mehr beſchränkt ſich das ihm durch § 321 eingeräumte Recht darauf, ſeinerſeits 
die Leiſtung zu verweigern. Das hat nicht zur Folge, daß der Beklagte in 
Zahlungsverzug kommen kann ohne daß ihm zuvor der gekaufte Zucker ver— 
tragmäßig angeboten und geliefert worden iſt. Er kann auch nur durch ein 
vorbehaltloſes Angebot der Ware in Annahmeverzug geſetzt werden. 
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Wenn der Vorleiſtungspflichtige von der Befugnis des § 321 Gebrauch 
macht, entſteht damit, wie dem Kläger zuzugeben iſt, ein eigentümlicher und 
unerquicklicher Schwebezuſtand: der Verkäufer braucht nicht zu liefern, bis der 
Käufer gezahlt oder ſichergeſtellt hat, anderſeits iſt der Käufer nicht zur Zahlung 
oder Sicherſtellung verpflichtet und kann nicht in Verzug geſetzt werden, wenn 
der Verkäufer nicht vorleiſtet. 


Inſoweit nun der Käufer dem Verkäufer gegenüber nicht mehr auf deſſen 
vertragmäßiger Vorleiſtung beſtehen kann, kann zwar von einer geſetzlichen 
Anderung der Vorleiſtungspflicht des Verkäufers geſprochen werden; doch 
kann daraus allein, daß das Geſetz einem Vertragsteil gegebenenfalls ein 
Recht zur Leiſtungsverweigerung einräumt, keineswegs gefolgerk werden, 
daß ihm damit zugleich geſtattet ſein ſolle, auch gegen den Willen des Käufers 
einen weſentlich anderen, für dieſen beſchwerlicheren Vertragsinhalt geltend 
zu machen (vgl. RGeEntſch. 53, 64). Allerdings würde es eine Unbilligkeit 
für den Verkäufer bedeuten, wenn das Geſetz ihm zumutete, für alle Zeit ſich 
leiſtungsbereit zu halten für den Fall, daß ſich der Käufer einmal entſchließt, 
den Kaufpreis Zug um Zug gegen Lieferung zu zahlen oder ſicherzuſtellen, 
oder doch durch den Nachweis der Beſſerung ſeiner Vermögensverhältniſſe 
die Einrede aus 8 321 BGB. beſeitigt. Dieſe Erwägung kann aber, wie das 
Ber.⸗Gericht in Übereinſtimmung mit der herrſchenden Meinung (vgl. insbeſ. 
Staub Erf. zu § 373 HGB. Bem. 38ff. und Planck! Bem. b zu § 321 BGB.) 
annimmt, nur dazu führen, daß man dem Vorleiſtungspflichtigen das Recht 
einräumt, den Gegner unter Setzung einer angemeſſenen Friſt zur Erklärung 
darüber aufzufordern, ob er Zug um Zug zahlen oder ſicherſtellen wolle. 
Ein ſolches Vorgehen entſpricht durchaus den Grundſätzen des Bürgerl. Ge⸗ 
ſetzbuchs über die Schaffung klarer Verhältniſſe. Schweigt der Käufer auf die 
Aufforderung oder lehnt er ab, ſo wird man dem zur Vorleiſtung verpflich— 
teten Verkäufer in Anwendung des § 346 HGB. und des § 157 BGB. das Recht 
zum Rücktritt vom Vertrage gewähren dürfen, und zwar weil ſolches dem mut⸗ 
maßlichen Willen der Parteien beim Vertragsabſchluß entſpricht und weil 
der Käufer, in deſſen Perſon die Gründe, welche die Ausführung des Vertrags 
verhindern, entſtanden ſind und der ſich weigert, dieſe Hinderungsgründe zu 
beſeitigen, gegen Treu und Glauben handeln würde, wenn er gleichwohl den 
Verkäufer am Vertrage feſthalten wollte. 


Nach alledem kann der Vorleiſtungspflichtige nach Befinden wohl dazu 
kommen, ſich von dem Vertrage freizumachen. Aber es iſt unmöglich, ihm 
darüber hinaus das Recht auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung nach Maß⸗ 
gabe des § 326 BGB. zuzuſprechen, weil dieſe Geſetzesſtelle den Verzug des 
Gegners zur notwendigen Vorausſetzung hat.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 9. Juli 1916. W. w. H. 10. 10/14. 
F— ch. 
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7. Krieg ift höhere Gewalt. 
(Vgl. 71 Nr. 223 m. N.) 
BGB. 323. 

In dem Staufvertrage befand ſich der Vorbehalt: Force majeure befreit 
den Verkäufer von der Erfüllung. Aus dieſem Grunde berief ſich die ver⸗ 
klagte Firma, als ſie wegen Nichtlieferung auf Schadenerſatz in Anſpruch ge⸗ 
nommen wurde, auf den Krieg. — Die Klage wurde in 3. Inſtanz abgewieſen. 
Aus den Gründen: 


„— — — Es ſtand nach dem Inhalt des ſtreitigen Vertrages der Be⸗ 
klagten frei, die vertragmäßige Ware, nämlich Superior Sommer Ariba⸗ 
Kakao der Ernte 1914, in beliebiger Weiſe, insbeſondere auch vom Lager zu 
liefern. Deswegen war für ſie die Leiſtung möglich, wenn in den für die 
Lieferung beſtimmten Monaten ſolche Ware zu Hamburg am Markte war, 
was das Ber.⸗Gericht auf Grund der Gutachten feſtgeſtellt hat. 


Gemäß der Regel der 88 275. 279 iſt die Beklagte alfo nicht von der Leiſtung 
freigeworden. Die Befreiung iſt aber entgegen der Meinung des Ber.⸗Gerichts 
auf Grund der ſorce-majeure-Klauſel eingetreten. Nach dem Ausſpruch 
des Ber.⸗Gerichts ſoll Krieg als höhere Gewalt bei beſtehenden Verträgen nur 
dann gelten, wenn er einem Kontrahenten die Erfüllung des Vertrages un- 
möglich macht. Dabei iſt der Rechtsbegriff der höheren Gewalt verkannt. 
Ob ein Ereignis höhere Gewalt iſt, beſtimmt ſich nicht nach ſeinen Folgen, 
ſondern nach ſeinem Weſen. Jedes von außen kommende Ereignis über⸗ 
mächtiger Art, und ſomit auch der Krieg, iſt ſtets höhere Gewalt. Dies iſt ſeit 
dem Urteil v. 20. Mai 1915 (II. 83/15; RGeEntſch. 87, 92) von dem erkennen⸗ 
den Senat ſtets feſtgehalten worden. Wenn nun, wie im Streitfall, der Ver⸗ 
käufer im Vertrage höhere Gewalt vorbehält, ſo kann damit allerdings nicht 
jedes in dieſe Kategorie fallende Ereignis, namentlich nicht jeder Krieg gemeint 
ſein, der ſich irgendwo in der Welt zuträgt. Nach Treu und Glauben können nur 
ſolche Fälle höherer Gewalt gemeint ſein, durch welche die Betriebe, von denen 
der Verkäufer für die Lieferung abhängt, ernſtlich betroffen und geſtört werden. 
So hat der Senat ähnliche Klauſeln ſtets ausgelegt und namentlich in den 
Urteilen II. 370/15 (abgedr. in Holdheims MSchr. 1916, 44) und II. 40/16 
über einen dem jetzt ſtreitigen, ganz ähnlichen Vorbehalt e An dieſer 
Rechtſprechung wird feſtgehalten. 


| Nach ihr ift die Beklagte im Streitfall von der Leiſtung freigeworden. 
Denn es ſteht außer Zweifel, daß ihr Einfuhrhandel durch den gegenwärtigen 
Krieg aufs ärgſte geſtört iſt, daß durch ihn die Vorbereitungen, die ſie zur Er— 
füllung des ſtreitigen Vertrages getroffen hatte, vereitelt ſind, weil ſie die 
Waren, die ſie der Käuferin liefern wollte, nicht mehr auf dem üblichen Wege, 
ſondern, wenn überhaupt, ſo nur mit größten Koſten und Gefahren hat be— 
ziehen können. Deswegen iſt ihre Berufung auf den Vorbehalt gerechtfertigt. 
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Sie iſt vom Vertrage frei, und der Anſpruch des Käufers iſt folglich unbe— 
gründet.“ 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 7. Juli 1916. Van E. (Bkl.) w. M. 
(OLG. Hamburg). II. 154/16. 


8. Anſprüche aus einem Militärdienft-Derficherungsvertrage und aus 
einer Sicherſtellung mit dem Verſicherungsſchein. 


Vgl. 59 Nr. 159 m. N.; 63 Nr. 224; auch 65 Nr. 165 m. N. 
BGB. 88 330. 273. 952. 1204. 


Der Baumeiſter Sch. in B., zu deſſen Vermögen am 1. Febr. 1915 das 
Konk.⸗Verfahren eröffnet wurde, hatte im Jahre 1907 mit einer Verſicherungs⸗ 
anſtalt einen Vertrag abgeſchloſſen, wonach dieſe betreffs des am 16. Febr. 1907 
geborenen Sohnes des Sch. eine Verſ.-Summe von 3000 4 entſprechend 
ihren Satzungen auszuzahlen verſprach. Den hierüber ausgeſtellten Berj.- 
Schein hatte der Beklagte in Beſitz. Der Kläger forderte als Konk.-Verwalter 
die Herausgabe des Scheines. Der Beklagte wandte ein, er habe den Schein 
im Jahre 1913 vom Gemeinſchuldner zur Sicherheit für ein Darlehn einge— 
händigt erhalten; es ſeien ihm dabei die Rechte aus dem Verſ.-Vertrage ab- 
getreten, zum mindeſten ein Zurückbehaltungsrecht an dem Schein eingeräumt 
worden. — In 2. Inſtanz wurde dem Klagantrage entſprochen mit folgender 
Begründung: 

„Wenn ein Vater betreffs ſeines Sohnes kurze Zeit nach deſſen Geburt 
eine Militärdienſt-Verſicherung eingeht, ſo will er im Zweifel, mindeſtens 
wenn es ſich, wie hier, nicht bloß um den Eintritt ſeines Sohnes als Gemeinen 
handelt (Sächſel. 1897, 378), nicht ein ſofortiges Forderungsrecht des ver— 
ſicherten Sohnes begründen, ſondern zunächſt ſelbſt die Rechte aus der Ver— 
ſicherung, insbeſondere den Anſpruch auf die künftige Auszahlung der Verſ.— 
Summe erwerben; ſoll doch durch eine ſolche Verſicherung in der Regel für 
die Bezahlung der nicht unerheblichen Koſten vorgeſorgt werden, die dem 
Vater in Zukunft dadurch erwachſen, daß der Sohn ſeine Dienſtpflicht als 
Einjährig-Freiwilliger zu genügen hat. Zu dieſem Zweck will er im Zweifel, 
jedenfalls bis zum Eintritt des Verſicherungsfalls, die Verfügung über das 
Verſ.⸗Kapital in der Hand behalten (OL GRſpr. 24, 299). Ob etwa die zunächſt 
nur vorhandene Ausſicht des Sohnes ſich nach dem Willen der Vertragsteile 
bei Eintritt des Verſ.-Falles (der Einziehung zur Ableiſtung des Militär— 
dienſtes) in ein eigenes Recht desſelben verwandle, kann unerörtert bleiben, 
da dieſer Fall nicht vorliegt. Da ſich im vorliegenden Fall aus dem vom 
Baumeiſter Sch. im Jahre 1907 abgeſchloſſenen Verſ.-Vertrage, in dem der 
Sohn nur als der Verſicherte, nicht als der auf die Verſ.-Summe Berechtigte 
aufgeführt wird, nichts Gegenteiliges ergibt, ſo ſtanden ihm die Rechte aus der 
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Verſicherung und deshalb auch das Eigentum an der Polize zu (§ 952 Abſ. 1 
BGB.). Der Kläger kann daher als Verwalter des Sch.ſchen Konkurſes dieſe 
Rechte geltend machen und vom Beklagten als Beſitzer der Polize ihre Heraus⸗ 
gabe verlangen. 

Was der Beklagte dagegen vorbringt, vermag den Anſpruch des Klägers 
nicht zu beſeitigen. 

Nach der eidlichen und durchaus glaubhaften Ausſage des Gemeinſchuldners 
hat er die Polize dem Beklagten im Jahre 1913 zur Sicherheit für ein Darlehn 
eingehändigt; dabei wurde ausgemacht, daß der Beklagte ſie zu ſeiner Sicherung 
wegen des Darlehns in den Händen behalten und an ihn zurückgeben ſolle 
ſobald das Darlehn zurückgezahlt ſei; es iſt aber eine beſondere Vereinbarung 
über den Übergang der Rechte aus der Polize an den Beklagten nicht getroffen 
worden: die Verſ.⸗Summe ſei ja auf viele Jahre hinaus noch nicht fällig ge⸗ 
weſen und die Polize habe deshalb nur als Sicherheit dienen können. Darnach 
hat der Gemeinſchuldner die Rechte aus der Polize nicht auf den Beklagten 
übertragen wollen und es ſind deshalb dieſe Rechte auch nicht auf ihn über⸗ 
gegangen. Die vom Beklagten behauptete Abtretung der Rechte iſt ſomit 
unbewieſen. 

Nach den Angaben des Zeugen hat er dem Beklagten die Polize zur Sicher- 
heit für ein Darlehn eingehändigt. Eine Verpfändung der Forderungen aus der 
Polize iſt damit nicht bewirkt worden, weil die nach 8 1280 BGB. erforderliche 
Anzeige nicht erfolgt iſt. Eine Verpfändung der Polize ſelbſt iſt ausgeſchloſſen, 
weil ſie nicht Träger des verbrieften Rechts, ſondern nur Beweis- oder Legi⸗ 
timationsurkunde iſt (RGEntſch. 68, 282). Wohl aber wurde dem Beklagten 
dadurch an der Polize ein vertragmäßiges Zurückbehaltungsrecht eingeräumt; 
dieſes hat jedoch keine dingliche Wirkung, denn ein dingliches Zurückbehaltungs⸗ 
recht iſt dem BGB. unbekannt. Das kaufmänniſche Zurückbehaltungsrecht 
des HGB. 8 369 tft ſchon um deswillen nicht gegeben, weil es nur an beweg— 
lichen Sachen und Wertpapieren erlangt werden kann, mithin nicht an Beweis⸗ 
oder Legitimationsurkunden. Ein perſönliches Zurückbehaltungsrecht, das 
nach obigem begründet worden iſt, iſt aber dem Konkurſe gegenüber, wie aus 
88 48ff. KO. folgt, unwirkſam (RGEntſch. a. a. O.). 

Die vom Beklagten angezogene Entſcheidung dieſes Oberlandesgerichts 
(Seuff A. 65 Nr. 165) behandelt einen anders gearteten Fall. Dort händigte 
der Schuldner feinem Gläubiger wegen eines Darlehns zur Sicherheit eine 
Lebensverſicherungs-Polize ein, bei der die Verſ.⸗Summe in zweiundeinhalb 
Jahren an den Schuldner zahlbar war, und es wurde dabei ausgemacht, daß 
das Darlehn aus der Verſ.⸗Summe zurückgezahlt werden ſolle. In ſolchem 
Falle kann angenommen werden, daß der Schuldner den Anſpruch auf die Berj.- 
Summe abtreten, oder dem Gläubiger eine widerrufliche Vollmacht zur Ein⸗ 
ziehung der Verſ.⸗Summe erteilen wollte. Im vorliegenden Fall war aber 
die Verſ.⸗Summe erſt fällig, wenn der im Februar 1907 geborene Sohn in 
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das Heer oder die Marine eingeſtellt wurde; die Fälligkeit trat alſo erſt etwa 
vierzehn Jahre nach der Hingabe der Polize an den Beklagten ein. Es war 
ferner nicht ausgemacht, daß der Beklagte aus der Verſ.⸗Summe Zahlung 
erhalten ſollte. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 28. April 1916. Schr. Konk. 


9. Die Beſtimmung „Kaſſe gegen Dokumente“ verpflichtet nicht zur 
Dorleiftung, wenn der Käufer weiß, daß die Ware vertragwidrig iſt. 


Bd. 64 Nr. 126 m. N. 
BGB. 88 433. 271. 


Die Vertragsbeſtimmung „netto Kaſſe bei Überreichung der Faktura“ 
verpflichtete den Kläger an und für ſich zur Vorleiſtung, d. h. zur Zahlung 
vor Empfang der Ware. Eine ſolche Vorleiſtung konnte ihm aber billigerweiſe 
nicht zugemutet werden, wenn Beklagte ihm vor oder bei Überreichung der 
Faktura zu erkennen gab, daß die Ware von vertragwidriger Beſchaffenheit 
ſein werde. Das iſt im vorliegenden Falle geſchehen. Die Überſendung von 
Ausfallmuſtern ſtellt eine rechtserhebliche Willenserklärung dar, durch die 
zum Ausdruck gebracht wird, daß die zu liefernde Ware dem Ausfallmuſter 
entſprechen werde. Wenn Kläger in dieſem Falle auf die Faktura hin Zahlung 
geleiſtet hätte, ſo konnte dadurch der Anſchein erweckt werden, daß er ſich mit 
einer minderwertigen Ware zufrieden geben wolle. Der Umſtand, daß Kläger 
auf Vorlegung von Ausfallmuſtern vertragmäßig keinen Anſpruch hatte und 
daß er infolgedeſſen bei Verweigerung von Ausfallmuſtern ſogleich bei Über⸗ 
reichung der Faktura hätte Zahlung leiſten müſſen, ändert an der Sachlage 
nichts. Nachdem Beklagte auf Erſuchen des Klägers Ausfallmuſter geſchickt 
hatte, war Kläger zu der Annahme berechtigt, daß die Ware ſo beſchaffen ſein 
werde wie die vorgelegten minderwertigen Muſter. Kläger durfte daher die 
Zahlung einſtweilen zurückhalten. Wenn die Ware ſelbſt, wie Beklagte ver— 
ſichert, vollkommen vertragmäßig, alſo beſſer geweſen iſt als die überſandten 
Ausfallmuſter, ſo hätte Beklagte durch Überſendung andrer, der Ware ent⸗ 
ſprechender, Ausfallmuſter den Kläger zur Vorleiſtung nötigen können. Das 
hat ſie aber nicht getan, ſie hat es auch abgelehnt, dem Kläger ſo lange einen 
Zahlungsaufſchub zu bewilligen, bis er in ihrem Kontor einen Ballen von der 
Ware geprüft haben werde. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 15. Juni 1916. W. w. H. K. 

Bf. III. 284/15. Nö. 
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10. Bezieht ſich die ausbedungene Laſtenfreiheit auch auf Grund- 

dienſtbarkeiten d 

Vgl. 63 Nr. 181. 

BGB. 59 434. 157. | 

Das Ber.⸗Gericht geht davon aus, daß das Beſtehen eines das Kauf⸗ 
grundſtück als Grunddienſtbarkeit belaſtenden Fahr⸗ und Gehrechts des Land— 
wirts Gr. feſtgeſtellt iſt. — — — Nach dem 8434 BGB. war der Beklagte 
aber verpflichtet, dem Kläger das verkaufte Gründſtück frei von Rechten zu 
verſchaffen, die von Dritten gegen den Käufer geltend gemacht werden können, 
und zu dieſen Rechten gehört jede Grunddienſtbarkeit (8 1018 BGB.). Das 
Ber.⸗Gericht nimmt an, daß der Beklagte die gleiche Verpflichtung auch ver⸗ 
traggemäß übernommen habe, da er das Grundſtück nach dem Kaufvertrage 
„laſtenfrei“ zu gewähren hatte. Der Angriff, den die Reviſion hiergegen 
richtet, iſt hinfällig. Richtig iſt, daß der Senat in dem herangezogenen Urteil 
(RGeEntſch. Bd. 66 Nr. 75, in SeuffA. 63 Nr. 181) gegenüber der von ihm 
mißbilligten Auslegung des Ber.⸗Gerichts betont hat, daß das Bürgerl. Ge⸗ 
ſetzbuch unter „Laſten“ nur Belaſtungen verſtehe, vermöge deren Leiſtungen 
aus dem Gruͤndſtück zu entrichten ſind, nicht dagegen Belaſtungen zugunſten 
Dritter, die nur das Eigentums⸗ und Verfügungsrecht des Grundſtückseigen⸗ 
tümers einſchränken, wie Nießbrauch, Grunddienſtbarkeiten oder dingliches 
Vorkaufsrecht. Es iſt jedoch zu berückſichtigen, daß es ſich dort um die Aus- 
legung einer Vertragsbeſtimmung handelte, nach der die Grundſtücke „mit 
allen Rechten und Laſten“ verkauft wurden, einer Vertragsbeſtimmung alſo, 
die, im Sinne des dortigen Ber.⸗Gerichts ausgelegt, die geſetzliche Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht des Verkäufers wegen Rechtsmängel erheblich einſchränkte, 
und namentlich, daß es bei der Auslegung einer Vertragsbeſtimmung weſent⸗ 
lich auf den Sinn ankommt, den die Vertragſchließenden damit verbunden 
haben (vgl. 8133 BGB.). Dies hat auch in dem in Rede ſtehenden Urteil 
Anerkennung gefunden, in dem ausgeführt iſt: nur dann würden in der be⸗ 
handelten Vertragsbeſtimmung unter „Laſten“ auch andre Belaſtungen, ins⸗ 
beſondere Grunddienſtbarkeiten, mitzuverſtehen ſein, wenn die Parteien 
beim Vertragſchluß entſprechende Vereinbarungen hinſichtlich der Übernahme 
auch ſolcher Belaſtungen durch den Käufer getroffen hätten. Mit Bezug 
auf den vorliegenden Fall hat nun das Ber.⸗Gericht feſtgeſtellt, daß der Kläger 
bei den Vertragsverhandlungen das Beſtehen von Wegerechten am Kauf⸗ 
grundſtück aufs beſtimmteſte beſtritten hat, und erwogen: die Beſtimmung, 
nach der der Beklagte das Grundſtück „laſtenfrei“ gewähren ſollte, ſei hier, 
wo bei den Vertragsverhandlungen erörtert worden ſei, daß Nachbarn des 
Beklagten Fahr⸗ und Gehrechte in Anſpruch nähmen, in den Vertrag aufge⸗ 
nommen, um eine beſondere vertragmäßige Gewährleiſtungspflicht für den 
Beklagten zu begründen. Hiermit iſt die Meinung des Ber.⸗Gerichts, daß 
ſich die Beſtimmung nach dem übereinſtimmenden Willen der eee 
Geufferts Archiv Bd. 72. 8. Folge Bb. 17 Heft 1. 
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den gerade auf die bei den Vertragsverhandlungen zur Sprache gebrachten 
Wegerechte habe beziehen ſollen, deutlich genug zum Ausdruck gebracht. 
Kam der Beklagte ſeiner Verpflichtung nicht nach, dem Kläger das Grund⸗ 
ſtück frei insbeſondere von der bezeichneten Grunddienſtbarkeit zu verſchaffen, 
fo beſtimmten ſich die Rechte des Klägers gemäß dem 8 440 BGB. nach den 
Vorſchriften der 88 320 bis 327.— — — 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 12. April 1916. K. (Bkl.) w. Konſ.⸗ 
Verein E. (OLG. Jena). V. 35/16. 


11. Über das Maß der von einem Schullehrer zu beobachtenden 
Vorſicht. ü 

Vgl. 64 Nr. 131. 

BGB. $$ 823. 276. 

Der Kläger hatte ſich am 9. Sept. 1911 als Schüler einer Bezirksſchule 
in L. in einer vom Beklagten als Lehrer abgehaltenen Zeichenſtunde eine metal— 
lene Tuſchfeder in das rechte Auge geſtoßen und dieſes dadurch verloren. 
Für den Schaden machte er den Beklagten verantwortlich, weil dieſer ihn 
ohne Grund und Befugnis mit der Hand auf den Kopf geſchlagen habe und 
er infolgedeſſen mit dem Kopfe herunter auf die Feder gefahren ſei. — In 
1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Das Ber.-Gericht machte die Ent- 
ſcheidung von einem Eide des Beklagten darüber abhängig, daß er, als er 
eine Handbewegung in der Nähe des Kopfes des Klägers gemacht, nicht ge— 
ſehen habe, daß dieſer die Tuſchfeder aufwärts nach ſeinem Kopfe zu gerichtet 
gehalten habe. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Gründe: 

„Nach der Feſtſtellung des Ber.-Gerichts hat der Beklagte eine leichte 
Handbewegung in der Richtung nach dem Kopfe des Klägers hin gemacht, 
um durch einen aufmunternden Klaps die Aufmerkſamkeit des Klägers zu er— 
regen; die Handbewegung hat jedoch nicht eine ſolche Stärke gehabt, daß von 
einem Schlage geſprochen werden könnte. Ob der Beklagte den Kopf des 
Klägers vor deſſen Verletzung durch die Tuſchfeder getroffen hat oder ob der 
Kläger ſchon vorher ausgewichen iſt, hat das Ber.-Gericht dahingeſtellt gelaſſen. 
Es hat aber verneint, daß Beklagter den Kläger gezüchtigt habe oder ihn habe 
züchtigen wollen, weil zum Begriff der Züchtigung ein Schlag von irgend 
beträchtlicher Stärke gehöre, der wirklichen Schmerz zu erregen geeignet ſei. 
Endlich nimmt das Ber.⸗Gericht mit Rückſicht auf die geringe Heftigkeit der 
Bewegung des Beklagten nicht an, daß er etwa, ohne eigentlich zu züchtigen, 
einem Gefühle des Argers in unſtatthafter Weiſe nachgegeben habe. 

Wenn das Ber.⸗Gericht auf Grund dieſer Feſtſtellungen annimmt, eine 
unerlaubte Handlung falle dem Beklagten nur dann zur Laſt, wenn er vor 
Ausführung der Handbewegung in der Nähe des Kopfes des Klägers geſehen 
habe, daß Kläger die Tuſchfeder aufwärts nach ſeinem Kopfe zu gerichtet 
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halte, ſo iſt das nicht rechtsirrtümlich. Es hieße das Maß der im Verkehr er⸗ 
forderlichen Vorſicht überſpannen, wollte man verlangen, daß Beklagter, 
ehe er die harmloſe Handbewegung machte, ſich davon überzeugte, daß Kläger 
nicht etwa die Tuſchfeder aufwärts nach ſeinem Kopfe zu gerichtet hielt, zumal 
da er wiederholt den Schülern verboten hatte, die Tuſchfeder ſteil nach aufwärts 
zu halten. Ein Verſtoß gegen die im Verkehr erforderliche Sorgfalt lag ins⸗ 
beſondere auch nicht darin, daß der Beklagte ſich die üble Angewohnheit des 
Klägers, bei Zurechtweiſungen und ähnlichen Anläſſen den Kopf nach vorn zu 
werfen, nicht vergegenwärtigte, da ihm billigerweiſe nicht angeſonnen werden 
kann, während des Unterrichtens einer großen Anzahl von Schülern an jede 
üble Angewohnheit jedes einzelnen Schülers jederzeit zu denken. Prozeß⸗ 
verſtöße ſind in dem angefochtenen Urteil nicht enthalten.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 10. Juli 1916. K. (Kl.) w. W. 

(OL G. Dresden). III. 180/16. . 


12. Eigentumsſtörung durch Geräuſch; die Grtsüblichkeit wird durch 
politiſche Grenzen nicht ausgeſchloſſen. j 
Vgl. 69 Nr. 198 m. N.; 71 Nr. 166. 
BGB. 88 906. 1004. > 

— — — Während das Landgericht den Klaganſpruch um deswillen ab— 
gewieſen hat, weil es annahm, daß das Geräuſch, das von der Riemendreherei 
auf, dem Grundſtücke der Beklagten den Grundſtücken des Klägers zugeführt 
wird, die Benutzung dieſer Grundſtücke nicht oder doch nicht weſentlich beein⸗ 
trächtige, iſt der Ber.⸗Richter, indem er die Frage der Unweſentlichkeit dahin⸗ 
geſtellt gelaſſen hat, zur Zurückweiſung der Berufung gelangt auf Grund der 
Annahme, daß die Zuführung des Geräuſches durch eine Benutzung des Grund- 
ſtücks der Beklagten herbeigeführt werde, die nach den örtlichen Verhältniſſen bei 
Grundſtücken dieſer Lage gewöhnlich ſei (88 1004. 906 BGB.). Er ſieht näm⸗ 
lich auf Grund des Gutachtens des gerichtlichen Sachverſtändigen, Gewerbe— 
inſpektors W., der als ſtaatlicher Gewerbeaufſichts-Beamter für B. mit den 
örtlichen Verhältniſſen und der Anſchauung der dortigen Bevölkerung wohl 
vertraut jei, in Verbindung mit dem Gutachten des für L. zuſtändigen Ge- 
werbeinſpektors Tr. und den ſonſtigen Beweisaufnahmen als erwieſen an, 
daß die in Rede ſtehenden Grundſtücke der Parteien in einem Wohngebiet mit 
ausgeſprochenem Induſtriecharakter liegen, in welchem der Betrieb von Riemen⸗ 
drehereien auch zur Nachtzeit üblich ſei. Er ſtellt ferner auf Grund des Gut— 
achtens von W. feſt, daß Bauart, Betriebsweiſe und Geräuſchentwicklung der 
auf dem Grundſtück der Beklagten betriebenen Riemendreherei, welche im 
Verg leich mit den übrigen in L. und B. beſtehenden Riemendrehereien als 
Betrieb mittlerer Größe anzuſehen, die in der dortigen Gegend allgemein 
übliche ſei, und daß die Geräuſcheinwirkungen, welche von dem Betriebe der 
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Beklagten ausgehen, den von andern Riemendrehereien und ſonſtigen ähn- 
lichen induſtriellen Betrieben des dortigen Bezirks verurſachten durchaus 
gleichartig ſind und ſich im Rahmen deſſen halten, was nach der allgemeinen 
Anſchauung der dortigen Bevölkerung an Geräuſchen als gewöhnlich und 
ortsüblich ertragen und geduldet werde. Die Ausführungen des von dem 
Kläger überreichten Privatgutachtens des Gewerberats Cl. erklärt der Ber.- 
Richter für nicht geeignet, die Feſtſtellungen des gerichtlichen Sachverſtändigen 
W. zu erſchüttern; eine unterſchiedliche Behandlung der Bezirke L. und B. 
hinſichtlich der Ortsüblichkeit des Riemendrehereibetriebs und der damit ver⸗ 
bundenen Geräuſchentwickelung, worauf Cl. hinauswolle, ſei unzuläſſig und 
rechtsirrtümlich. Denn wie das vorgelegte Kartenmaterial ergebe, grenzten 
die Bezirke der Gemeinde L. und der Stadt B. unmittelbar aneinander und 
bildeten ein zuſammenhängendes Wohngebiet mit ausgeſprochenem Induſtrie⸗ 
charakter, was auch durch die Gutachten von W. und Tr., den zuſtändigen 
Gewerbebeamten für B. und L., beſtätigt worden ſei. 

Dieſe Ausführungen laſſen einen Rechtsirrtum, insbeſondere eine Ver⸗ 
letzung der 88 1004. 906 BGB. in den von der Reviſion hervorgehobenen 
Richtungen nicht erkennen. — — — Der Ber.⸗Richter hat keineswegs, wie 
die Reviſion meint, ausgeſprochen, daß eine unterſchiedliche Behandlung zweier 
aneinandergrenzenden Ortsbezirke wie L. und B. „ohne weiteres“ unzu⸗ 
läſſig und rechtsirrtümlich fer; er entnimmt vielmehr die Unzuläſſigkeit für den 
vorliegenden Fall daraus, daß dieſe Ortsbezirke ein zuſammenhängendes 
Wohngebiet von einheitlichem induſtriellen Charakter bilden. Damit iſt nüchts 
andres geſagt, als daß es unzuläſſig ſein würde, für die Frage der Ortsüblichkeit 
der Einwirkungen innerhalb eines ſolchen einheitlichen Gebietes zur Vergleichung 
geeignete Betriebe lediglich deshalb außer Betracht zu laſſen, weil ſie nach der 
beſtehenden. Verwaltungseinteilung zu einer andern Ortsgemeinde gehören 
als das Grundſtück, von welchem die Einwirkungen ausgehen. Das iſt nicht 
rechtsirrig, entſpricht vielmehr der von dem erkennenden Senat in RGEntſch. 70, 
154 und ſonſt vertretenen Rechtsauffaſſung, an welcher feſtzuhalten iſt. 
Daß im vorliegenden Falle mit der Zugehörigkeit zu zwei verſchiedenen Ge⸗ 
meinden auch die Zugehörigkeit zu zwei verſchiedenen größeren Verwaltungs⸗ 
bezirken (Provinzen) verbunden iſt, hat der Ber.⸗Richter erſichtlich für unerheb⸗ 
lich gehalten, und zwar ohne Rechtsirrtum. Soweit aber Cl. in ſeinem Gut⸗ 
achten auszuführen geſucht hat, daß L. und B. auch hinſichtlich ihrer induſtriellen 
Entwicklung weſentliche Verſchiedenheiten aufwieſen, iſt der Ber.⸗-Richter 
ihm nicht gefolgt, hat vielmehr auf Grund der Gutachten der für beide Orte 
zuſtändigen ſtaatlichen Gewerbeaufſichts-Beamten in Ausübung der ihm zu⸗ 
ſtehenden freien Beweiswürdigung bedenkenfrei angenommen, daß der in⸗ 
duſtrielle Charakter beider Orte ein einheitlicher ſei, ſo daß ſich L. wirtſchaftlich 
als ein nicht ausſcheidbarer Teil des Induſtrieortes B. darſtelle. Eine Unter⸗ 
ſcheidung innerhalb dieſes einheitlichen Wohn- und Wirtſchaftsgebiets könnte 
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nur dann in Frage kommen, wenn etwa einzelne Teilgebiete (Viertel) vor⸗ 
handen wären, welche ſich durch den beſonderen Charakter ihrer Bebauungs⸗ 
und Bewohnungsweiſe als „Villenviertel“ oder dergleichen auszeichneten und. 
wenn die Grundſtücke des Klägers in einem ſolchen Viertel lägen; 

vgl. Urteile des RG. V. 69/09 v. 22. Dez. 1909 (JW. 1910. 1491; V. 354/03 v. 

20. Febr. 1904 (Gruchot 48, 604). 

Daß aber die Grundſtücke des Klägers in einem ſolchen beſonderen Viertel 
lägen, iſt von ihm nicht behauptet und auch in dem Gutachten von Cl. nicht aus⸗ 
geführt worden. Dort iſt vielmehr nur geſagt, daß in L. drei „Zonen“ für die 
Bebauung feſtgeſetzt ſeien: die Fabrikzone, die Innenzone und die Landhaus⸗ 
zone; zugleich aber iſt feſtgeſtellt, daß die Grundſtücke des Klägers nicht etwa 
in der Landhauszone, ſondern in der Innenzone belegen ſind, in welcher 
Wohnhäuſer und gewerbliche Anlagen errichtet werden dürfen und die ſomit 
offenbar kein Villenviertel bildet. Bei dieſer Sachlage hatte der Ber.⸗Richter 
keine Veranlaſſung, auf dieſe Zoneneinteilung in den Urteilsgründen näher 
einzugehen oder in dieſer Beziehung noch ein Fragerecht auszuüben. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 18. März 1906. E. (Kl.) w. H. & Co. 

(OLG. Hamm). V. 38/16. 


13. Während der Auseinanderſetzung nach beendeter Gütergemein⸗ 
ſchaft hat der Ehemann keinen Anſpruch auf Alleinbeſitz. 
BGB. $ 1472. 

Die Parteien, die ſich im Jahre 1891 miteinander verheiratet und in 
weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft gelebt hatten, vereinbarten am 8. Sept. 1904 
Gütertrennung, was am 19. Sept. 1904 ins Güterrechtsregiſter eingetragen 
wurde. Durch rechtskräftiges Urteil v. 13. Dez. 1913 wurde die Ehe geſchieden, 
beide Parteien wurden für ſchuldig erklärt. Schon im Jahr 1912, als die 
Parteien ſich bereits getrennt hatten und an verſchiedenen Orten wohnten, 
erhob der Mann Klage auf Herausgabe einer Reihe von Sachen mit der Be⸗ 
hauptung, daß er ſie mit ſeinem Gelde gekauft und allerdings zum Teil der 
Beklagten geſchenkt habe, allein dieſe Schenkungen widerrufe er jetzt wegen 
Undanks der Beklagten. Die Beklagte beſtritt dieſe Angaben; ſie be⸗ 
hauptete, die zurückgeforderten Sachen teilweiſe aus eigenen, teilweiſe mit 
Mitteln bezahlt zu haben, die ſie von ihrer Mutter erhalten habe. — Die Klage 
wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 
| „— — — Alle Sachen, die während der Gütergemeinſchaft erworben 
wurden, wurden mit Rechtsnotwendigkeit Geſamtgut der Parteien, ohne 
daß für ein Sondereigentum eines der Ehegatten Raum war. Dies gilt ſo⸗ 
wohl nach (preuß.) ALR. II. 1 88 361. 371. 372 wie auch nach BGB. $ 1438. 
Es iſt alſo unerheblich, ob der Kläger die Sachen aus ſeinen eigenen Mitteln 
angeſchafft und ob er einen Teil dieſer Sachen der Beklagten geſchenkt hat. 
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Alle Sachen ſind in die Gütergemeinſchaft gefallen. Der Geſichtspunkt der 
Schenkung und des Widerrufs iſt mithin für den jetzt anhängigen Rechtsſtreit 
ohne Erheblichkeit. Maßgeblich ſind folgende Erwägungen. Im Jahre 1904 
haben die Eheleute Gütertrennung vereinbart und damit die früher beſtehende 
Gütergemeinſchaft aufgehoben. Für die Aufhebung der Gütergemeinſchaft 
beſtimmt das BGB. im 8 1471, daß die Eheleute ſich in Anſehung des Ge— 
ſamtguts auseinanderzuſetzen haben. Bis zur Auseinanderſetzung gelten die 
Vorſchriften der 88 1472 ff. Es bleibt alſo, wie ſich hieraus ergibt, das Geſamt— 
gutverhältnis bis nach beendigter Auseinanderſetzung beſtehen. Die Aus— 
einanderſetzung iſt bisher nicht erfolgt. Alle Vermögensſtücke alſo, die am 
8. Sept. 1904 ſchon vorhanden waren — und dies iſt bei allen geforderten 
Sachen der Fall — ſind gemeinſames Eigentum der Parteien geblieben. 
Für die gemeinſam gebliebenen Sachen gilt nun aber nicht mehr der für die 
Zeit der Gütergemeinſchaft beſtehende Rechtsſatz des 8 1443 BGB., wonach 
die Verwaltung (alſo auch der Befiß) der Sachen dem Manne zuſteht; ſondern 
nach ausdrücklicher Geſetzesvorſchrift ſteht bis zur Auseinanderſetzung die Ver— 
waltung des Geſamtguts den Ehegatten gemeinschaftlich zu (§ 1472 Abſ. 1 
Satz 1). Der Kläger kann daher nicht, wie er es tut, (Allein-) Beſitz der im 
gemeinſchaftlichen Eigentum ſtehenden Sachen verlangen. Dieſe Erwägung 
führt zur Abweiſung der Klage. 

Es war auch nicht etwa dem Kläger der Mitbeſitz zuzuſprechen. Denn, 
da man nicht ohne weiteres wiſſen kann, wie ſich ein ſolcher Mitbeſitz geſtalten 
müßte, und da der Kläger eben auch lediglich den Alleinbeſitz verlangt, alſo 
den Beſitz der Beklagten völlig beſeitigen will, ſo iſt nach Lage der Sache die 
Auffaſſung geboten, daß die Zuſprechung des Mitbeſitzes gegenüber dem 
Klageverlangen nicht ein Minderes, ſondern ein Anderes wäre. Daher iſt 
nicht auf den nichtverlangten Mitbeſitz zu erkennen (vgl. ZPO. 8 308), ſondern 
die Klage iſt völlig abzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamm v. 26. Sept. 1916. 2 U. 133/14. F th. 


14. Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft; zur Umſchreibung eines Grund— 
ſtücks auf die Witwe und die Kinder bedarf es der Zuftimmung der 
volljährigen Kinder. 

BGB. 5 1487; GBO. $ 22 Abſ. 2. 

Im Grundbuch von L. Bl. 435 iſt als Eigentümer des dort verzeichneten 
Grundſtücks der am 30. Juli verſtorbene St. eingetragen. Seine Witwe, die 
Beſchwerdeführerin, reichte dem Grundbuchamt ein Zeugnis des Nachlaß— 
gerichts ein, wonach ſie mit ihren Kindern, die ſämtlich volljährig waren, die 
Gütergemeinſchaft fortſetzt, und ſie beantragte, auf Grund des Zeugniſſes das 
Grundſtück auf ſie und die Kinder umzuſchreiben. Das Grundbuchamt ver— 
langte durch Zwiſchenverfügung die Zuſtimmungserklärung der Kinder. Die 
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hiergegen erhobene Beſchwerde wurde vom Landgericht zurückgewieſen. 
Auch die weitere Beſchwerde iſt zurückgewieſen aus folgenden Gründen: 

„Es handelt ſich bei der begehrten Eintragung um eine Berichtigung des 
Grundbuchs, und zwar nach zwei Richtungen hin. Das Grundbuch iſt durch 
den Tod des eingetragenen Eigentümers unrichtig geworden. Ferner ſoll 
es ſchon vorher inſofern unrichtig geweſen ſein, als nur der verſtorbene Ehe— 
mann als Eigentümer eingetragen war, obwohl das Eigentum beiden Ehe— 
gatten als Geſamtgut zuſtand. 

Bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft des BGB., in welche die hier in 
Rede ſtehende Ehe übergeleitet iſt, hat der überlebende Ehegatte die gleiche 
rechtliche Stellung, wie ſie während der Ehe der Mann bei der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft hat; die Abkömmlinge haben die rechtliche Stellung der 
Frau ($ 1487 BGB.). Nach § 1443 BGB. unterliegt demnach das Geſamtgut 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nunmehr der Verwaltung der Beſchwerde— 
führerin. Dieſes Verwaltungsrecht umfaßt aber nicht die Befugnis, für die 
Abkömmlinge die nach § 22 Abſ. 2 GBO. bei der Berichtigung des Grundbuchs 
durch Eintragung von Eigentümern erforderliche Zuſtimmung der Eigen— 
tümer namens der Abkömmlinge zu erklären; denn auch während der Ehe 
hat der Mann nicht die Befugnis, diéſe Erklärung namens der Frau im Be— 
richtigungsverfahren abzugeben. Das Verwaltungsrecht gibt dem Manne 
nur die Befugnis, im eigenen Namen Erklärungen abzugeben, nicht aber das 
Recht, eine Zuſtimmung, die ſeine Frau nach einer ausdrücklichen Geſetzes— 
vorſchrift zu geben hat, für dieſe zu erklären. Bei der Berichtigung des Grund— 
buchs durch Eintragung der Frau als Miteigentümerin handelt es ſich aber 
nach 8 22 Abſ. 2 GBO. um eine ſolche ausdrückliche Vorſchrift. : 

Mit dieſer Entſcheidung befindet ſich der Senat in Übereinſtimmung mit 
dem Beſchluſſe des Bayer. Oberſten Landesgerichts v. 26. Jan. 1906 (Samml. 
7, 46). Der Beſchluß des Reichsgerichts v. 24. Jan. 1914 (RGeEntſch. 84, 326, 
in Seuff A. 70 Nr. 40) ſteht nicht entgegen. In dem dieſem Beſchluſſe zu Grunde 
liegenden Fall handelte es ſich, ebenſo wie in dem gleichfalls nicht entgegen— 
ſtehenden Beſchluſſe des Bayer. Oberſten Landesgerichts v. 10. Juli 1913 
(OL GRſpr. 27, 201) nicht um eine Grundbuchberichtigung, ſondern um die 
Frage, ob der Mann beim Erwerb eines Grundſtücks es ohne Mitwirkung der 
Frau als Geſamtgut beider Ehegatten eintragen laſſen kann. Dieſe Frage, 
die das Kammergericht in dem Beſchluſſe v. 7. Nov. 1910 (K GJ. 40, 153) 
und das OLG. Darmſtadt in dem Beſchluſſe v. 13. Sept. 1913 (K GJ. 46, 256) 
verneint hatten, hat das Reichsgericht in dem Beſchluſſe v. 24. Jan. 1914 
bejaht. Es hat aber dabei ausdrücklich erklärt, daß es dahingeſtellt bleiben 
könne, ob es nicht der Zuſtimmung der Frau bedürfe, wenn der zunächſt für 
den Mann gebuchte Erwerb nachträglich in Berichtigung des Grundbuchs als 
Geſamtgut eingetragen werden ſolle. Da es ſich vorliegend um eine wirk— 
liche Berichtigung handelt, haben danach auch die Abkömmlinge, die in der 
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fortgejegten Gütergemeinſchaft die Stellung der Frau haben und hier voll- 

jährig ſind, ihre Zuſtimmung zu ihrer Eintragung als Eigentümer zu geben.“ 

Beſchluß des KG. zu Berlin (1. Sen.) v. 8. April 1915. Zum Grdb. von 
Lockſtedt 435. 1 K. 62/15. SchleswHolſt. Anz. 1916, 70. 


15. Über die Koften des von einem Vachlaßgläubiger eingeleiteten 
Offenbarungseid- Verfahrens hat nicht das Nachlaßgericht zu entſcheiden. 
Vgl. 57 Nr. 40; 67 Nr. 229; auch 68 Nr. 39. 

BGB. $ 2006; FGG. $ 79. 

Gegen die Geſchwiſter G. als Erben ihres Vaters beantragte nach der 
Inventarserrichtung der Gläubiger B. die Ableiſtung des Offenbarungseides 
(8 2006 BGB.). Der Eid wurde geleiſtet und die Geſchwiſter G. beantragten 
nun beim Nachlaßgericht Feſtſetzung der ihnen erwachſenen Anwaltskoſten. 
Dem Antrage wurde ſtattgegeben; dieſe Entſcheidung wurde jedoch aufge⸗ 
hoben und weitere Beſchwerde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„— — — Die Anſicht der B., daß es zur Geltendmachung des Anſpruchs 
auf Erſtattung der von den Gegnern aufgewendeten Koſten an einem zur 
Zw.⸗Vollſtreckung geeigneten Titel fehle, hat im Geſetze keinen Halt. Zur An⸗ 
wendung kommen die Beſtimmungen der Art. 131 bis 133 bayer. AusfG. z. 
BGB., da das Reichsrecht über die Pflicht zur Tragung der Koſten eines 
Verfahrens der freiwilligen Gerichtsbarkeit keine allgemeinen Vorſchriften 
gegeben hat und § 2006 BGB. keine beſondere Vorſchrift über die Koſten⸗ 
pflicht in dem dort geregelten Verfahren enthält. Nach dem Wortlaut des 
Art. 133 bedarf es keines Vollſtr.⸗Titels, ſondern es iſt nur die Feſtſtellung 
nötig, daß nach dem Art. 131 eine Erſtattungspflicht beſteht; dieſe Feſtſtellung 
iſt in dem Beſchluſſe des Amtsgerichts getroffen. Nicht zuläſſig iſt aber, in 
dem Verfahren nach § 79 FGG. dem Antragſteller die Erſtattung von Koſten 
an den Gegner aufzuerlegen. War das Verlangen des B. begründet, ſo traf 
ihn keine Verpflichtung zum Erſatze von Koſten, weil nach dem Art. 131 Abſ. 1 
AusfG. z. BGB. derjenige, in deſſen Angelegenheit die amtliche Verrichtung 
ſtattfindet, zur Erſtattung der einem andern Beteiligten erwachſenen Koſten 
nur angehalten werden kann, ſoweit die gemachten Aufwendungen zur 
zweckentſprechenden Erledigung der Angelegenheit notwendig waren. Dies 
iſt aber dann nicht der Fall, wenn ein berechtigtes Verlangen geſtellt worden 
iſt. Nur wenn B. grundlos die Leiſtung des Offenbarungseides gefordert 
hätte, könnte er nach dem Art. 131 Abſ. 2 zur Erſtattung der Aufwendungen 
der Geſchwiſter G., ſoweit dieſe den Umſtänden nach notwendig waren, ver- 
pflichtet werden. Über die Verpflichtung zur Tragung der Koſten konnte das 
Nachlaßgericht keine Entſcheidung erlaſſen, weil ſeine Aufgabe mit der Ab- 
nahme des Eides beendet war. Ob ein Beteiligter einem andern Beteiligten 
Koſten zu erſtatten hat, iſt davon abhängig, ob der Antrag begründet war oder 
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nicht. Die Prüfung dieſer Frage ſteht aber dem Nachlaßgerichte nicht zu, 
ſondern iſt Aufgabe des Prozeßgerichts. Da das Nachlaßgericht ſonach zu 
einer Entſcheidung in der Sache ſelbſt nicht zuſtändig iſt, kann es ſich auch 
nicht mit einer Unterſuchung darüber befaſſen, ob die Vorausſetzungen vor⸗ 
liegen, von denen die Entſcheidung über den Koſtenpunkt bedingt iſt, und kann 
mithin auch nicht die nach dem Ergebniſſe dieſer Unterſuchung zu beantwortende 
Frage entſcheiden, ob ein Beteiligter einem andern Beteiligten Aufwendungen 
zu erſetzen hat. Das Amtsgericht hat daher mit Unrecht über die Verpflichtung 
des B. zum Koſtenerſatze ſich een und die Koſten feſtgeſetzt (vgl. 
Samml. 13, 373). 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 28. Mai 1915. Reg. III. 

31/15. Bay Ob GZ. 16, 98. 


16. Das e Privatteſtament erfordert eine eigenhändige 
Ortsangabe. 
Vgl. 56 Nr. 255; 58 Nr. 12. 13; 59 Nr. 236; 69 Nr. 202. 
868. 5 2231 Nr. 2. 

Das eigenhändige Teſtament des am 27. Sept. 1914 gefallenen Fabrikanten 
Chriſtoph L. war auf einem mit dem Vordruck ſeiner Firma und dem gedruckten 
Datum: „F., den — — —“ verſehenen Bogen geſchrieben worden, die Zeit⸗ 
angabe war mit „den 1. Aug. 1914“ ausgefüllt, eine handſchriftliche Orts⸗ 
bezeichnung fehlte. — Das Teſtament wurde für ungültig erklärt. Aus 
den Gründen: 

„— — — Daß in einem nach § 2231 Nr. 2 BGB. errichteten Teſtament 
nicht nur die letztwilligen Verfügungen ſelbſt, ſondern auch der Ort und der 
Tag der Errichtung vom Erblaſſer eigenhändig geſchrieben ſein müſſen, daß 
alſo die Worte „eigenhändig geſchrieben“ ſich auch auf die Worte „unter An⸗ 
gabe des Orts und Tages“ beziehen, iſt in der Rechtſprechung und Rechtslehre 
allgemein anerkannt und wurde erſt neuerdings wieder von dem 4. Zivilſenat 
des Reichsgerichts in einer Entſcheidung v. 4. Febr. 1915 (Leipz Z. 1915, 
1240) eingehend dargelegt. Allerdings hat in der neueren Zeit eine mildere 
Auslegung der urſprünglich im ſtrengſten Wortſinn gedeuteten geſetzlichen 
Beſtimmung inſofern Platz gegriffen, als die Rechtſprechung nunmehr das 
Erfordernis der eigenhändigen Angabe des Ortes der Errichtung auch dann 
als erfüllt erachtet, wenn z. B. eine allgemein verſtändliche Abkürzung ge⸗ 
braucht oder der Ort der Errichtung auf Grund einer Straßenbezeichnung oder 
einer ſonſtigen in der Niederſchrift ſelbſt enthaltenen Angabe unzweifelhaft 
feſtgeſtellt werden kann (vgl. z. B. OL GRſpr. 20, 428; ZW. 1907, 143). 

Allein dieſe mildere Auffaſſung kann nicht dazu führen, ein Teſtament 
nach § 2231 Nr. 2 auch dann als gültig zu behandeln, wenn die Niederſchrift, 
wie hier, überhaupt keine Angabe des Ortes der Errichtung enthält. Unerläß⸗ 
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liches Erfordernis iſt unter allen Umſtänden, daß ſich der Ort und der Tag der 
Errichtung auf Grund deſſen, was der Erblaſſer eigenhändig geſchrieben hat, 
ohne Zuhülfenahme von Beweismitteln, die außerhalb der eigenhändigen 
Niederſchrift gelegen ſind, feſtſtellen laſſen. Das trifft in den Fällen zu, die 
den von den Beſchwerdeführern angerufenen Entſcheidungen zugrunde 
liegen, denn in dieſen Fällen enthielt die eigenhändige Niederſchrift Angaben 
(die abgekürzte Ortsbezeichnung Blu. und eine Straßenbezeichnung), auf 
Grund deren der Ort der Errichtung ohne weiteres feſtgeſtellt werden konnte. 
Dieſe Fälle lagen alſo weſentlich anders als der hier zu entſcheidende, in dem 
es an jeder eigenhändigen, den Ort der Errichtung ergebenden Angabe fehlt. 
Es mag zugegeben werden, daß alles dafür ſpricht, daß das Teſtament tat— 
ſächlich in Fr. errichtet worden tft, allein auf Grund der eigenhändigen Nieder- 
ſchrift des Erblaſſers läßt ſich das nicht feſtſtellen und dieſe allein iſt für die 
Frage, ob das Teſtament gültig iſt oder nicht, maßgebend.“ 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 18. Sept. 1915. Reg. III. 

52/15. BayᷣObs G3. 16, 116. 


17. Inhalt einer vorzulegenden Geſchäftsbilanz und Mittel zu ihrer 
Nachprüfung. 
HGB. § 39; BGB. 260. 


Die Kaufleute H. und K. betrieben in L. als offene Handelsgeſellſchafter 
ein Kommiſſions- und Eigengeſchäft in Rauchwaren. Am 18. Mai 1912 ver⸗ 
einbarten ſie mit dem Kaufmann Sch. in L., daß die off. Handelsgeſellſchaft 
H. & K. am 30. Sept. 1914 aufgelöſt werde, daß H. deren Aktiven und Paſſiven 
übernehme, mit Sch. eine neue off. Handelsgeſellſchaft H. & Sch. bilde und 
in dieſe die Aktiven und Paſſiven der früheren Firma einbringe, K. endlich 
ein Geſchäft als Einzelkaufmann eröffne. Für die Dauer von mindeſtens 
drei und von höchſtens zehn Jahren wurde beſtimmt, daß die beiden neu zu 
bildenden Firmen „ein Drittel des durch die Jahresbilanz feſtgeſtellten Rein— 
gewinns“ aneinander abführen, dagegen am Verluſt des andern Vertragsteils 
nicht teilnehmen ſollten; endlich daß K. für Käufe, die er für ſich oder andre 
Firmen mit H. & Sch. oder in deren Auftrag und für deren Rechnung mit 
Firmen außerhalb Ls. abſchließe, Proviſionen erhalten ſolle, deren Betrag 
er ſich auf ſeinen Anteil am Reingewinn anrechnen laſſen müſſe. Gemäß dieſem 
Vertrage begann am 1. Okt. 1912 ſowohl die off. Handelsgeſellſchaft H. & Sch., 
als auch der Einzelkaufmann K. den Geſchäftsbetrieb. K. hat der Handels— 
geſellſchaft H. K Sch. im Lauf des Rechtsſtreits eine Bilanz für den 31. Dez. 1913 
vorgelegt; die letztere hatte aber mit der Klage die Vorlegung einer Bilanz 
für die Zeit vom 1. Okt. 1912 bis 31. Dez. 1913 und Vorlegung der zur Prüfung 
der Bilanz nötigen Geſchäftspapiere und Geſchäftsbücher gefordert. — In 
2. Inſtanz wurde der Beklagte zur Vorlegung der Eröffnungsbilanz für den 


17. Vorlegung einer Geſchäftsbilanz. 27 


1. Okt. 1912 und zur Vorlegung der Geſchäftsbücher und Geſchäftspapiere 
an einen vom Amtsgericht auszuwählenden Sachverſtändigen verurteilt. Aus 
den Gründen: 


„Die rechtliche Natur des Vertrages, den die Parteien unter dem 18. Mai 
1912 abgeſchloſſen haben, braucht nicht grundſätzlich erörtert zu werden. Un⸗ 
zweifelhaft hat nach dem Vertrage jeder Vertragsteil Anſpruch auf ein Dritt- 
teil des vom anderen erzielten Jahresgewinns und damit ſelbſtverſtändlich 
Anſpruch auf Auskunft über die Höhe dieſes Gewinns, und zwar, da beide 
Parteien Vollkaufleute ſind, dergeſtalt, daß jeder dem andern eine Abſchrift 
der von ihm nach 839 Abſ. 2 HGB. aufzuſtellenden Jahresbilanz geben 
muß. Da die Bilanz begrifflich den Vermögensbeſtand nur für einen be⸗ 
ſtimmten Zeitpunkt, nicht während eines beſtimmten Zeitraums wiedergibt, 
läßt ſie das Ergebnis der Geſchäftsführung während dieſes Zeitraums nur durch 
Vergleichung mit der früheren Bilanz erkennen (Staub HGB.“ 839 Anm. 1a). 
Die Klägerin, die auf Vorlegung einer Bilanz für die Zeit vom 1. Okt. 1912 
bis zum 31. Dez. 1913 geklagt hat, hat dies denn auch auf Befragen dahin 
erläutert, daß ſie außer der bereits vorgelegten Bilanz für den 31. Dez. 1913 
nur noch die Vorlegung der Eröffnungsbilanz (§ 39 Abſ. 1 HGB.) für den 
1. Okt. 1912 fordere. Inſoweit iſt der Klaganſpruch begründet. Wenn der 
Beklagte es gegen die geſetzliche Vorſchrift unterlaſſen hätte, eine Eröffnungs⸗ 
bilanz aufzuſtellen, und wenn es ihm Mühe machen würde, dies nachzuholen, 
ſo kann er doch damit hier nicht gehört werden. 


Überall, wo das Bürgerl. und das Handels-Geſetzbuch von einer Aus- 
kunftspflicht handeln, 
vgl. z. B. die §§ 259. 260 BGB., die Beſtimmung über das Inventar dees Erben, die 


Auskunftspflicht gegenüber Miterben und Pflichtteilberechtigten, ferner $$ 166. 
338 HGB. | 


gibt das Geſetz der Regel nach ein Mittel an, das dem Auskunftsberechtigten 
die Nachprüfung ermöglicht, ob die Auskunft richtig ſei. Aus den zahlreichen 
Einzelbeſtimmungen läßt ſich deshalb der allgemeine Grundſatz ableiten, daß 
— ſoweit nicht etwas andres beſtimmt oder vereinbart iſt — das Auskunfts- 
recht das Recht der Nachprüfung in ſich ſchließt. Das Mittel der Nachprüfung 
iſt je nach Lage des Falles verſchieden: eidliche Verſicherung der Richtigkeit 
der Auskunft, in den kaufmänniſchen Verhältniſſen regelmäßig Vorlegung der 
Geſchäftsbücher und Geſchäftspapiere. Es iſt unbedenklich, und nach 8 346 
HGB. mit Rückſicht darauf, daß die Parteien Vollkaufleute ſind und es ſich 
um Nachprüfung einer Bilanz handelt, geradezu geboten, als Mittel der Nach- 
prüfung hier — — — das Recht der Einſicht der Bücher und Papiere zur 
Verfügung zu ſtellen. Auch wenn das nicht, wie die Klägerin unter Eides⸗ 
zuſchiebung behauptet, mit ausdrücklichen Worten vereinbart iſt, muß es als 
ſtillſchweigend vereinbart angeſehen werden. 
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Eine andre Frage iſt es, ob das Recht, die Bücher und Papiere einzuſehen, 
von der Klägerin perſönlich ausgeübt werden darf. Ihr Intereſſe erfordert 
es nicht unbedingt. Das des Beklagten weiſt darauf hin, daß ein Unbeteiligter 
die Nachprüfung vornimmt. Denn wie ſich aus dem Parteivorbringen un- 
zweifelhaft ergibt, ſind die Parteien mehr oder weniger im Wettbewerb auf 
dem Gebiet des Rauchwarenhandels tätig. Bei der Einſichtnahme in die 
Geſchäftsbücher und Geſchäftspapiere zwecks Nachprüfung der Bilanz läßt es 
ſich garnicht vermeiden, daß der Nachprüfende Kenntnis von geſchäftlichen 
Vorgängen erlangt, deren er für den Prüfungszweck nicht bedarf. Nach Treu 
und Glauben muß deshalb das mindeſtens ſtillſchweigend vereinbarte Nach⸗ 
prüfungsrecht (auch wenn die Vereinbarung auf Geſtattung der Einſicht in 
Bücher und Papiere gegangen iſt) dahin ausgelegt werden, daß dieſes Recht nur 
durch einen unbeteiligten vertrauenswürdigen Dritten, d. h. einen in allge⸗ 
meiner Eidespflicht ſtehenden gerichtlichen Sachverſtändigen ausgeübt werden 
darf, wenn ſich die Parteien im Einzelfall nicht auf eine andre Perſon einigen. 
Der Klägerin kann daher das Nachprüfungsrecht nur in dieſem beſchränkten 
Umfange zugeſprochen werden. Der Sachverſtändige wird in entſprechender 
Anwendung der 88 145 ff. FGG. von dem für beide Teile zuftändigen Regiſter⸗ 
gericht, dem Amtsgericht zu L., zu ernennen ſein. Die Koſten, die durch deſſen 
Berufung und durch die Nachprüfung entſtehen, hat die Klägerin vorzuſchießen. 

Die Behauptung, daß der Beklagte in der Abſicht, ſie zu ſchädigen, durch 
unangemeſſene Abſchreibungen zu einer ſachlich falſchen Bilanz gekommen 
ſei, vermag der Klägerin ein weitergehendes Recht nicht zu verſchaffen, und 
iſt nur für die im gegenwärtigen Rechtsſtreit nicht zu entſcheidende Frage von 
Bedeutung, ob die Erſtattung der jetzt von ihr vorzuſchießenden Koſten vom 
Beklagten gefordert werden darf. Selbſtverſtändlich iſt ſie auch bei der Nach- 
prüfung ſelbſt zu berückſichtigen. Denn wenn auch nach dem Bilanzrecht des 
Handelsgeſetzbuchs dem Kaufmann nicht verboten iſt, ſeine Aktiven unter dem 
wahren Wert einzuſtellen, wie dies bei blühenden Handelsunternehmungen 
regelmäßig (um ſtille Reſerven zu ſchaffen) geſchieht, ſo iſt dies doch überall 
da unzuläſſig, wo Rechte Dritter in Frage kommen, wie hier (Staub Anm. 2 
zu $ 40 HGB.). Auch der Einwand der Klägerin iſt unbegründet, daß 
nur ihr Teilhaber H. in der Lage ſei, eine zuverläſſige Nachprüfung der 
Bilanzen des Beklagten, insbeſondere in bezug auf die Abſchreibungen 
vorzunehmen, denn H. kann ſeine perſönlichen Kenntniſſe, Erfahrungen 
und Zweifel dem Sachverſtändigen kundgeben, der ſie pflichtgemäß zu 
berückſichtigen hat. 

Ein Zurückbehaltungsrecht ſteht dem Beklagten nicht zu. Auch wenn 
die ihm von der Klägerin übergebene Bilanz unrichtig wäre, hat er doch nur 
das Recht auf Nachprüfung und auf Zahlung des bei der Nachprüfung etwa 
ermittelten höheren Gewinns. Er kann aber nicht von der Klägerin eine 
neue Bilanz fordern und bis zu deren Vorlegung mit ſeiner Bilanz 


18. Armenrecht. 29 


und mit der Geſtattung der Einſicht in Bücher und Papiere zurückhalten 
(8 273 BG B.).“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 9. März 1916. H. & S. w. K. 
10. 26/15. F—ch. 


II. Verfahren. 


18. Armenrecht für die Eheſcheidungsklage der Ehefrau eines in 
Deutſchland abgeſperrten Engländers. 
Vgl. 57 Nr. 19; 63 Nr. 166. 
| 30. $ 114 Abſ. 2. | 

Der Klägerin iſt zur Führung ihres Eheſcheidungsprozeſſes gegen den 
Beklagten vom Landgericht das Armenrecht gewährt, jedoch, nachdem ſich 
herausgeſtellt hat, daß die Parteien engliſche Staatsangehörige ſind, durch 
den angefochtenen Beſchluß wieder entzogen worden. Der Anſicht, daß einem 
in Deutſchland wohnhaften Engländer das Armenrecht zu verſagen ſei, weil 
in dem gegenwärtigen Kriegszuſtande die Gegenſeitigkeit nicht mehr ver⸗ 
bürgt erſcheine, kann wenigſtens für den vorliegenden Fall nicht zugeſtimmt 
werden. 

Daß bis zum Ausbruch des Krieges Engländer auf das Armenrecht im 
Inlande Anſpruch hatten, inſoweit ſie ihren Wohnſitz im Inlande hatten, weil 
inſoweit die in § 114 Abſ. 2 ZPO. geforderte Gegenſeitigkeit verbürgt war, 
iſt anerkannten Rechtens; 

vgl. Inhulſen bei Leske und Löwenfeld, Rechtsverfolgung im internationalen Verkehr 
1, 679 ff.; Seuff A. 57 Nr. 19; 63 Nr. 166. 
Entſcheidend hierfür war nicht ein internationales Abkommen; 


an dem Haager Abkommen über den Zivilprozeß v. 17. Juli 1905 (RGBl. 1909, 409 ff.), 
das unter IV eine Vereinbarung über die Zulaſſung der Angehörigen der Vertrags- 
ſtaaten zum Armenrecht enthält, war England nicht beteiligt, wie denn für den Nach⸗ 
weis der Verbürgung der Gegenſeitigkeit der Nachweis eines internationalen Abkom⸗ 
mens nicht erforderlich iſt. 
Entſcheidend war vielmehr (vgl. Inhulſen a. a. O.) die tatſächliche, durch 
Gerichtsgebrauch und die Rules of the Supreme Court October 1883 
order 16, rules 22—31 geſicherte Übung, derzufolge in der Zulaſſung zum 
Armenrecht in England zwiſchen Staatsangehörigen und Nichtſtaatsangehörigen 
überhaupt kein Unterſchied gemacht wurde. 

Es fragt ſich, ob und wie der Kriegsausbruch auf die hiernach beſtehende 
Rechtslage eingewirkt hat. Irgendeine ausdrückliche inländiſche Vorſchrift 
hinſichtlich der Verſagung der Gewährung des Armenrechts an feindliche Aus⸗ 
länder liegt nicht vor. Soweit die Verfolgung von Anſprüchen feindlicher 
Ausländer ſchlechthin verſagt wird, beſchränkt ſich die Verſagung auf vermögens— 
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rechtliche Anſprüche, und zwar ſolcher Perſonen, die im Auslande ihren Wohn⸗ 
ſitz haben (BRVO. v. 7. Aug. 1914 ꝛc). Soweit zwiſchenſtaatliche Verträge 
mit feindlichen Staaten in Frage kommen, wird mit Recht für gewiſſe 
Angelegenheiten geltend gemacht, daß fie durch den Kriegsausbruch ſtillſchwei⸗ 
gend, und zwar auch anlangend ihre innerſtaatliche Geltung als aufgehoben 
zu erachten ſeien; ſo in Anſehung der Handelsverträge, ſo auch, gegenüber 
Belgien, Frankreich, Portugal, Rußland, in Anſehung der Befreiung des Aus⸗ 
länders von der Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung wegen der Prozeß— 
koſten, die in dem erwähnten Haager Abkommen v. 17. Juli 1905 feſtgelegt 
worden war; | 
KG. in DIg. 1915, 317. 616; JW. 1915, 802; Hanſ OLG. in OLERIPr. 31, 32, während 
anderſeits, anlangend den gewerblichen Rechtsſchutz, in der Entſcheidung des RG. in 

JW. 1915, 145.10 eine abweichende Anſchauung zur Geltung gelangt. 

Da im vorliegenden Fall die Gegenſeitigkeit überhaupt nicht auf zwiſchen- 
ſtaatlichem Vertrag beruhte, könnte eine entſprechende Einwirkung der Tat— 
ſache des Kriegsausbruchs nur dann angenommen werden, wenn Grund für 
die Auffaſſung beſtände, daß in England ſeit Kriegsausbruch dort wohnhafte 
Deutſche zum Armenrecht nicht mehr zugelaſſen würden. Dieſe Auffaſſung 
muß aber nach Maßgabe der im Auswärtigen Amte zuſammengeſtellten 
„Ausnahmegeſetze gegen deutſche Privatrechte in England, Frankreich und 
Rußland“ (Carl Heymanns Verlag, Berlin, Verlags-Archiv 5901) für un⸗ 
begründet erachtet werden, da trotz Verfolgung des Plans einer weitgehenden 
wirtſchaftlichen Schädigung des Feindes jene Geſetze und Verordnungen weder 
an der Verfolgbarkeit eines Eheſcheidungsanſpruchs abſeiten eines in England 
wohnhaften Deutſchen einen Zweifel laſſen, noch zu der Annahme berechtigen, 
daß entgegen der bisherigen Übung in England in Anſehung der Gewährung 
des Armenrechts der Grundſatz der Staatsangehörigkeit maßgebend geworden 
ſei. Während ſich die meiſten einſchlägigen Geſetze und Verordnungen Eng— 
lands auf den Handel mit dem Feinde beziehen, beſchäftigt ſich das Geſetz 
Nr. 35 v. 16. März 1915 mit dem Gerichtsverfahren gegen Feinde, kommt 
jedoch, da es nur die Erleichterung des Gerichtsverfahrens gegen Feinde in 
gewiſſen Fällen zum Gegenſtand hat, hier nicht in Betracht. Nr. 43 aber gibt. 
eine „Aufzeichnung über die Stellung feindlicher Ausländer vor britiſchen 
Gerichten“. — — — Nach der hieraus ſich ergebenden Beſtimmung des Be— 
griffs des „feindlichen Ausländers“ durch die engliſche Rechtſprechung, der 
auch die Auslegung des Begriffs „Feind“ in dem Geſetze v. 16. März 1915. 
durchaus analog iſt, findet auf einen in England wohnhaften Deutſchen, 
ſofern er ſich den behördlichen Ausländerbeſchränkungen unterworfen hat, 
die Verſagung des Rechtsſchutzes keine Anwendung. Nach Maßgabe jener 
Vorſchriften beſteht auch kein Grund zu der Annahme, daß während des Krieges. 
unter Aufhebung des Grundſatzes, daß das Armenrecht allen in England 
wohnhaften Perſonen erteilt werden kann, ein in England wohnhafter Deutſcher. 
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in feinem Rechtsſchutze dadurch eingeſchränkt ſein ſollte, daß ihm auf jein An⸗ 
ſuchen die Rechtsverfolgung in forma pauperis nicht jedenfalls da gewährt 
würde, wo es ſich nicht um die Verfolgung wirtſchaftlicher Anſprüche, ſondern 
um das Begehren der Eheſcheidung handelt. 

Da die Klägerin ein ausreichendes polizeiliches Armutszeugnis vorgelegt, 
auch glaubhaft erklärt hat, daß ſie einen Prozeßkoſtenvorſchuß von dem Be⸗ 
klagten, ihrem Ehemann, einem ſtellungloſen, in Ruhleben abgeſperrten 
Kellner, nicht würde erlangen können, jo war ihr unter Aufhebung des ange- 
fochtenen Beſchluſſes das nachgeſuchte Armenrecht zu gewähren. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 24. . 1916. J. (Kl.) 

w. J. Bs. Z. IV. 26/16. B. 


19. Verwertung einer beſtrittenen Behauptung des Gegners zu deſſen 
Ungunſten. 


Vgl. 71 Nr. 122 m. N., Nr. 136 S. 229. 
3PO. $ 286. 


Die Widerklage des auf Scheidung belangten Ehemannes, die gleichfalls 
auf Scheidung gerichtet war, war abgewieſen worden, weil nach der eigenen 
Darſtellung des Beklagten die der Frau vorgeworfenen, von ihr beſtrittenen 
Fehltritte nach § 1570 BGB. als verziehen angejehen werden müßten. — Im 
übrigen aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„— — — Die Anſchlußreviſion des Beklagten nennt es prozeſſual unzu— 
läſſig, daß das Kammergericht die eigene Erklärung des Beklagten über den 
Geſchlechtsverkehr der Parteien nach dem 2. Mai 1912 als wahr unterſtellt, 
obwohl ſie von der Klägerin beſtritten war. Da nach $ 617 ZPO,, ſo ſagt ſie, 
im Eheſtreit nicht einmal die allgemeinen Grundſätze über das gerichtliche 
Geſtändnis Anwendung fänden, ſo könne noch viel weniger eine einſeitige, 
vom Gegner beſtrittene Behauptung als wahr unterſtellt werden, das müſſe 
überdies ſelbſt unabhängig von 8617 als unzuläſſig gelten. Die Vorſchrift 
in 8 617 jedoch, die die Anſchlußreviſion im Auge hat, iſt hier ſchon deshalb ohne 
Bedeutung, weil keine Tatſache in Frage ſteht, die die Scheidung begründen 
ſoll, die Annahme einer Verzeihung vielmehr umgekehrt der Aufrechterhaltung 
der Ehe diente. Es handelt ſich alſo bloß um die allgemeine Frage, ob eine 
Partei an eigenen Behauptungen zu ihren Ungunſten auch dann feſtgehalten 
werden kann, wenn ſie von der andern Partei beſtritten ſind. Für ihre dieſe 
Frage verneinende Anſicht beruft ſich die Anſchlußreviſion nicht mit Unrecht 
auf das reichsgerichtliche Urteil v. 4. Jan. 1893 (JW. 95°). Sie könnte ſich 
zum Teil auch auf das Senatsurteil v. 20. Mai 1898 (JW. 4132) und ferner 
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auf das Senatsurteil v. 26. Okt. 1905, IV. 168/05 berufen. Der Stand der 
neueren Rechtſprechung des Reichsgerichts iſt aber der, 
vgl. z. B. die Entſcheidungen v. 30. Januar 1908, RGeEntſch. 67, 364; v. 14. Febr. 1912, 
Entſch. 78, 345 und Seuff A. 67 Nr. 236; v. 21. März 1914, in Warneyer Erg Bd. 
Nr. 234; v. 2. Nov. 1914, IV. 286/14; v. 16. Nov. 1914, IV. 227/14; v. 25. Jan. 
1915, Entſch. 86, 144 und v. 15. Mai 1915, V. 59/15 in JW. 79810, 
daß Behauptungen einer Partei, die vom Gegner beſtritten ſind, zwar nicht 
als nur nach § 290 ZPO. widerrufliche Geſtändniſſe i. S. des § 288 behandelt, 
wohl aber bei freier, dem Gerichte nach § 286 zuſtehender Beurteilung, der, 
wie das Verhalten einer Partei im Rechtsſtreit überhaupt, ſo auch ihre Be⸗ 
hauptungen unterliegen, gegen den Behauptenden verwertet werden dürfen. 
Auf dieſem Standpunkte, der auch in der Rechtslehre geteilt wird, iſt ſtehen zu 
bleiben. Die beſtrittene Behauptung, an der der Behauptende feſtgehalten 
werden ſoll, darf allerdings nicht (vgl. das Urteil v. 18. Okt. 1906, IW. 74519) im 
Widerſpruch zu dem ſtehen, was das Gericht unter Berückſichtigung des Ge⸗ 
ſamtinhalts der Verhandlung und des Ergebniſſes einer etwaigen Beweis⸗ 
aufnahme ſonſt als feſtgeſtellt anſieht. Dieſe Einſchränkung ſpielt aber im 
Streitfall keine Rolle, weil das Kammergericht die vom Beklagten behauptete 
Verzeihung ſonſt nicht etwa als widerlegt, ſondern im Gegenteil durchweg als 
erfolgt behandelt. Die Rüge der Anſchlußreviſion iſt daher unbegründet. — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 25. Okt. 1915. S. (Kl.) w. S. (KG. 
Berlin). IV. 114/15. | 


20. Stellung des Seugen im Swiſchenſtreit über feine Zeugnisver⸗ 
weigerung; kein Anfpruc auf Seugengebühr. 


Vgl. 40 Nr. 220; 57 Nr. 181; 60 Nr. 245. 
ZPO. 55 387. 401. 


Der Antragſteller war zu dem Termin v. 16. März 1916 nicht zur Er⸗ 
ſtattung einer Zeugenausſage geladen, vielmehr liegt die Sache ſo, daß, nach⸗ 
dem die verklagte Firma gegen das die Zeugnisverweigerung des Antrag⸗ 
ſtellers für berechtigt erklärende Urteil des Landgerichts ſofortige Beſchwerde 
eingelegt hatte, das Beſchwerdegericht zur Verhandlung über die Beſchwerde 
von Amts wegen einen Termin angeſetzt hatte, in welchem der Antragſteller 
und der Inhaber der Beklagten zur Aufklärung der Sache in Perſon erſcheinen 
ſollten. Es handelt ſich alſo um die Fortführung des Zwiſchenſtreits, in welchem 
über die Rechtmäßigkeit der Zeugnisverweigerung des Antragſtellers zu ent— 
ſcheiden war. Über die Koſten des Zwiſchenſtreits war aber nach den Regeln 
der 88 91 ff. ZPO. zu entſcheiden. Dies iſt hier auch in dem die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde der Beklagten verwerfenden Beſchluſſe dahin geſchehen, daß die 
Beklagte, Beſchwerdeführerin, in die Koſten des Rechtsmittels einſchließlich 
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der dem Antragſteller Zeugen S. erwachſenen verurteilt iſt. Der Zeuge gilt 
inſoweit als Partei (Gaupp⸗Stein Bem. III zu 8387 3PO.). 

Daraus folgt weiter, daß der Antragſteller den Anſpruch auf Erſtattung 
der ihm erwachſenen Unkoſten gemäß den 88 103ff. ZPO. geltend zu machen 
hat. Er wird deshalb die Beklagte unter Aufſtellung feiner Entſchädigungs— 
anſprüche, für welche allerdings nach $ 91 Abſ. 1 a. E. ZPO. die für die Ent⸗ 
ſchädigung von Zeugen geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung 
finden, zur Bezahlung auffordern müſſen und, wenn und ſoweit die Beklagte 
den berechtigterweiſe geforderten Betrag nicht bezahlt, das Geſuch um Feit- 
ſetzung des zu erſtattenden Betrages gemäß § 103 Abſ. 2 ZPO. bei dem Ge⸗ 
tichtsſchreiber 1. Inſtanz, alſo des LG. Hamburg, anbringen und auf Grund 
des erlangten Feſtſetzungsbeſchluſſes die Zw.⸗Vollſtreckung gegen die ange 
betreiben müſſen. 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 28. März 1916. J. N. w. 
M. & Schw. Bs. Z. VI. 24/16. | Nö. 


21. Gegenbeweis gegen eine Urkunde, daß dieſer Teil beim Vorleſen 
überhört worden ſei. 


(Vgl. 67 Nr. 124 m. N.) 
ZRO. 8 415 Abſ. 2. 


In dem notariellen Kaufvertrage v. 18. Dez. 1911 war unter III. be⸗ 
ſtimmt: „Eine Gewährſchaft leiſtet der Verkäufer nur für ungehinderten 
Beſitz und Eigentumsübergang und dafür, daß das Anweſen mit keinen weiteren 
Hypotheken als den nachſtehend übernommenen belaſtet iſt“. Auf Klage eines 
Nachbarn wurde dann aber der Käufer verurteilt, deſſen Triftrecht anzu- 
erkennen. In ſeiner Klage gegen den Verkäufer auf Entſchädigung machte 
der Käufer geltend, daß eine Erklärung wie die unter III. garnicht abgegeben 
ſei, und daß er dieſe Stelle der Urkunde beim Vorleſen überhört habe. Hier⸗ 
über wurde dem Kläger ein richterlicher Eid auferlegt. Aus den Gründen des 
Rev. Urteils: 

„— — — Die Annahme des Ber. ⸗ Richters, daß gegenüber der Beur⸗ 
kundung, daß das notarielle Protokoll den Beteiligten vorgeleſen, von ihnen 
genehmigt und unterſchrieben worden, gemäß $ 415 Abſ. 2 ZPO. der Gegen⸗ 
beweis in der Richtung zuläſſig ſei, daß einer der Vertragſchließenden eine vom 
Notar in die Vertragsurkunde aufgenommene Vertragsbeſtimmung, über 
welche vorher keine ausdrücklichen Erklärungen von den Vertragſchließenden 
abgegeben worden ſind, bei dem Vorleſen des Protokolls überhört habe, und 
daß, falls dieſer Beweis geführt wird, die in Frage ſtehende Beſtimmung 
nicht zum Vertragsinhalt geworden ſei, ſteht im Einklange mit . Rechts⸗ 

Seufferts Mrchto Bd 78. 8. Folge Bd. 17 Heft 1. 
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grundſätzen, welche von mehreren Senaten des Reichsgerichts aufgeſtellt und 
feſtgehalten worden ſind. 

Vgl. die vom Ber.⸗Richter angeführten Urteile des 7. Ziv.⸗Sen. v. 28. Febr. 1902 
(RGeEntſch. 50, 420); des 2. Ziv.⸗Sen. v. 13. Juli 1908 (Warneyer 1908 Nr. 553) 
und des 6. Ziv.⸗Sen. v. 6. Nov. 1911 (Warneyer 1912 Nr. 47); ferner das Urteil des 
2. Ziv.⸗Sen. v. 21. Mai 1901, II. 76/01. 

Von dieſer Rechtſprechung abzuweichen bieten die Ausführungen der 
Reviſion dem jetzt erkennenden Senate keine Veranlaſſung. Die Beurkundung, 
daß die Vertragsparteien das notarielle Protokoll genehmigt haben, iſt vom 
Ber.⸗Richter ohne Rechtsirrtum, ſoweit der Kläger in Betracht kommt, hin⸗ 
ſichtlich der Nr. III als widerlegt erachtet worden, ſofern nachgewieſen wird, 
daß dieſer infolge Überhörens von der Beſtimmung, auf die er nicht gefaßt fein 
konnte, da ſie ohne Zutun der Parteien und ohne beſonderen Hinweis von dem 
Notar in die Urkunde aufgenommen worden war, Kenntnis nicht erhalten hat. 
Einer Anfechtung des Vertrags bedurfte es nicht, da die Beſtimmung unter 
dieſer Vorausſetzung nicht Vertragsinhalt geworden iſt. —— — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 24. Mai 1916. N. (Bkl.) w. E. 
(OLG. Augsburg). V. 73/16. N 
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22. Darf eine Firma als Schiedsrichter beſtellt werdend 
ZRO. 8 1025. 

Die Beklagte bemängelt, daß die Schiedsgerichtsklauſel des Vertrages 
unbeſtimmt laſſe, wer Schiedsrichter ſein ſolle. Schiedsrichter ſollen ſein 
„die unterzeichneten Makler“. Das ſind aber nicht mehrere einzelne Han⸗ 
delsmakler, ſondern die im Eingang genannte Firma M. & Sohn, die 
auch als ſolche die Schlußnoten unterzeichnet hat. M. & Sohn find aber eine 
Kommanditgeſellſchaft, welche zwei perſönlich haftende Geſellſchafter hat, 
von denen jeder unſtreitig die Geſellſchaft zu vertreten berechtigt iſt. Es iſt 
der Beklagten zuzugeben, daß eine derartige Bezeichnung des Schiedsrichters 
im einzelnen Fall zu Zweifeln und Schwierigkeiten Anlaß geben kann, die 
vielleicht gar dazu führen können, die Perſon als nicht genügend beſtimmt 
zu erachten. Derartige Beſonderheiten liegen aber hier nicht vor. Das er⸗ 
kennende Gericht erachtet, daß, wenn zwei Kaufleute eine „Firma“ zum 
Schiedsrichter beſtellen, im Zweifel anzunehmen ſein wird, daß jeder ver⸗ 
tretungsberechtigte Inhaber der Firma befugt fein ſoll, das Amt des Schieds- 
richters zu üben. Durch die Bezeichnung einer Firma als Schiedsrichter wird 
zum Ausdruck gebracht, daß deren Inhaber nach der Meinung der den Schieds- 
vertrag Schließenden das erforderliche Vertrauen und die erforderlichen 
Kenntniſſe beſitzen und deshalb als Schiedsrichter berufen werden. Da aber 
regelmäßig jeder Geſellſchafter die Firma zu vertreten befugt iſt, ſo werden 
regelmäßig auch die den Schiedsvertrag Schließenden damit rechnen, daß 
nur einer der Firmeninhaber als Schiedsrichter tätig ſein wird, zumal da⸗ 
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durch die Firmeninhaber am wenigſten beanſprucht werden und ihnen die 
Möglichkeit gewährt iſt, denjenigen Geſellſchafter zu beſtimmen, der gerade 
zur Verfügung ſteht oder durch ſeine Erfahrungen und Kenntniſſe beſonders 
geeignet iſt. Deshalb iſt der erkennende Senat in Übereinſtimmung mit dem 
1. Richter, einer Kammer für Handelsſachen, der Meinung, daß die Schieds⸗ 
gerichtsklauſel den Schiedsrichter genügend beſtimmt bezeichnet. 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 6. Jan. 1916. C. J. & Co. 
w. F. Sch. Bf. VI. 191/15. Die Reviſion iſt zurückgewieſen worden. 
VII. 75/16 v. 6. Juni 1916. Nö. 


23. Privatperſonen können nicht rechtswirkſam vereinbaren, daß eine 
Behörde ein Schiedsgericht beſtellen ſolle. 
ZPO. 58 1031. 1029. 

In einem Vertrage hatten die Parteien vereinbart, daß wenn ein von 
ihnen beſtelltes Schiedsgericht binnen einer beſtimmten Zeit keinen Schieds⸗ 
ſpruch gefällt habe, das Landgericht ein neues Schiedsgericht ernennen ſolle. 
Darauf hatte das Landgericht auf Antrag der einen Partei ein Schiedsgericht 
eingeſetzt. Auf Beſchwerde der Gegenpartei wurde dieſer Beſchluß aufge⸗ 
hoben und der Antrag auf Ernennung eines Schiedsgerichts abgewieſen. 
Aus den Gründen: ö 

„Es kann nicht bezweifelt werden, daß die Parteien unter gewiſſen Be⸗ 
dingungen die Beſtellung eines Schiedsgerichts durch einen Dritten ver⸗ 
einbaren können. Dieſer Dritte kann aber in ſolchem Fall nur als Privat- 
perſon in Betracht kommen (vgl. RGeEntſch. 53, 1 ff.). Hier ſoll das Land⸗ 
gericht, alſo eine Behörde, die Beſtellung des Schiedsgerichts vornehmen. 
Eine derartige Vereinbarung iſt unwirkſam, da eine Behörde nur im Rahmen 
geſetzlicher Vorſchriften auf Anträge einer Partei tätig werden kann. 

Das Landgericht verkennt dieſe Rechtslage nicht, meint aber, daß der 
81031 ZPO. die geſetzliche Grundlage für die Tätigkeit des Gerichts bilde, 
da die Parteien vereinbart hätten, daß unter gewiſſen tatſächlichen Voraus⸗ 
ſetzungen, die hier vorlägen, ein Tatbeſtand, wie ihn § 1031 behandle, ange⸗ 
nommen werden ſolle. Dieſer Auffaſſung kann nicht beigetreten werden. 
Ein Anwendungsfall des § 1031 iſt nicht gegeben. Zunächſt ſteht dem die 
Tatſache entgegen, daß § 1031 nicht für Schiedsrichter gilt, welche gemäß 
§ 1029 Abſ. 2 vom Gericht, anſtatt von der Partei, beſtellt worden find (Gaupp⸗ 
Stein § 1031 Anm. I Fußnote 2). Hiervon abgeſehen kann aber überhaupt 
nicht geſagt werden, daß im vorliegenden Fall ein Schiedsrichter fortgefallen 
ſei. Es liegt lediglich die Tatſache vor, daß die beſtellten Schiedsrichter nicht 
innerhalb zwei Wochen nach ihrer Beſtellung endgültig erkannt haben, und daß 
für dieſen Fall der Vertrag die Einberufung eines neuen Schiedsgerichts vor⸗ 
ſieht. Damit werden für das Eintreten des Gerichts völlig neue Voraus⸗ 
ſetzungen geſchaffen. Die Parteien können unmöglich vereinbaren, daß ge⸗ 
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wiſſe Tatbeſtände denjenigen gleichgeſtellt werden ſollen, für welche das Geſetz 
eine Zuſtändigkeit des Gerichts beſonders geſchaffen hat. Damit würde die 
Möglichkeit gegeben ſein, einer Behörde durch Privatvereinbarung neue 
Zuſtändigkeiten zuzuweiſen. Ein ſolches Ergebnis iſt mit unſrer Rechts— 
ordnung nicht vereinbar.“ 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 19. Sept. 1916. St. & A. 
w. T. R. Bs. Z. VI. 83/16. Nö. 


24. Aufrechnung im Honkurſe mit dem Überſchuß aus einem nach 
der Konk.⸗Eröffnung verkauften Pfande. 
Vgl. 50 Nr. 231. 
KO. §9 54. 55 Nr. 1; BGB. 59 1223. 1247. 

Der Kaufmann K. in L., über deſſen Nachlaß am 15. Sept. 1915 das 
Konk.⸗Verfahren eröffnet worden war, hatte zur Sicherung der verklagten 
Stadtgemeinde L. wegen Forderungen der ſtädtiſchen techniſchen Werke an 
ihn bei deren Kaſſenverwaltung zwei Wertpapiere im Nennwerte von 3000 4 
pfandweiſe hinterlegt. Nach Eröffnung des Konkurſes verkaufte die Beklagte 
die Wertpapiere und befriedigte ſich aus dem Erlöſe von 2938 % für ihre 
Forderungen aus den Leiſtungen ihrer techniſchen Werke in Höhe von 2024,10. 
Dem vom Konk.⸗Verwalter klagend erhobenen Anſpruch auf Herauszahlung 
des Überſchuſſes von 913,90 K ſtellte fie die Einrede entgegen, daß dieſe Forde⸗ 
rung durch die dem Konk.⸗Verwalter in einem Schreiben v. 30. Sept. 1915 
erklärte Aufrechnung mit gleichhohen, vor der Konk.-Eröffnung gegen den 
Verſtorbenen und deſſen Nachlaß erworbenen fälligen Gegenforderungen auf 
Bezahlung der in dem Schreiben bezeichneten Steuern und ſonſtigen Gebühr⸗ 
niſſe erloſchen ſei. — Die Klage wurde in beiden Jnſtanzen abgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die Beklagte iſt mit den von ihr gegen die Klageforderung aufgerechneten, 
vor der Eröffnung des Konk.-Verfahrens zum Nachlaſſe K. erworbenen Forde⸗ 
rungen Konk.⸗Gläubigerin — zum erheblichen Teile mit Vorrecht nach $ 61 
Nr. 2 KO. —, und ſie iſt das, was der Konk.⸗Verwalter mit der vorliegenden 
Klage von ihr fordert, nach der Eröffnung des Verfahrens zu dem dem Konkurſe 
unterliegenden Nachlaßvermögen ſchuldig geworden. Nach der Vorſchrift 
im § 55 Nr. 1 KO. würde ihr deshalb die Aufrechnung mit ihren Forderungen 
gegen die vom Konk.⸗Verwalter erhobene Forderung zu verſagen ſein. Im 
854 Abſ. 1 wird aber dem Konk.⸗Gläubiger die Aufrechnung mit einer und 
gegen eine Forderung geſtattet, die zur Zeit des Konkursbeginns bereits als 
betagte oder bedingte beſtanden hat. Iſt dies eine Forderung, die zu dem 
dem Konkurſe unterliegenden Vermögen des Gemeinſchuldners gehört, ſo 
kommt es mit dem Ablauf der Zeit und dem Eintritt der aufſchiebenden Be⸗ 
dingung zu einem Schuldigwerden zur Maſſe. Obſchon alſo in dieſen Fällen 
die Vorausſetzungen gegeben ſind, die nach 855 Nr. 1 die Aufrechnung aus⸗ 


— 


24. Konkurs; Aufrechnung. 37 


ſchließen, wird dieſe durch § 54 geſtattet. Daraus folgt, weil andernfalls das 
Geſetz einen unlösbaren Widerſpruch enthielte, daß ein Schuldigwerden nach 
Konk.⸗Beginn und zu dem Konk.⸗Vermögen ein „Schuldigwerden zur Maſſe“ 
i. S. von 8 55 Nr. 1 nur dann bedeutet, wenn die Verbindlichkeit nach der 
Konk.⸗Eröffnung aus neuen Schuldverhältniſſen entſtanden iſt, dagegen für 
dieſe geſetzliche Vorſchrift kein Raum verbleibt, wenn die Verbindlichkeit, 
obſchon auch aus ihr eine Schuld zur Maſſe ſich ergibt, als betagte oder auf⸗ 
ſchiebend bedingte bereits dem nachmaligen Gemeinſchuldner erwachſen war 
(vgl. Jaeger KO.“ Anm. 5 zu § 55). Sit dies der Fall, fo kann im Hinblick 
auf die durch $ 54 insbeſondere gegenüber $ 387 BGB. erweiterte Aufrechnungs⸗ 
möglichkeit auch mit nicht fälligen Forderungen aufgerechnet werden. Der 
Umſtand alſo, daß der Erblaſſer und nach ihm ſeine Erben vor der Eröffnung 
des Nachlaßkonkurſes eine fällige Forderung auf den Überſchuß aus dem 
Erlöſe des Pfandes noch nicht hatten, kann deshalb zur Verneinung der Auf⸗ 
rechnungsbefugnis der Beklagten nicht führen. 

Bei der Anwendung des $ 54 begründet es, wie bereits die Motive (zu 
8 60, jetzt 67 KO.) hervorgehoben haben und in der Rechtſprechung ohne Wider⸗ 
ſpruch anerkannt wird, keinen Unterſchied, ob die Bedingung auf Rechtsge⸗ 
ſchäft oder unmittelbar auf dem Geſetze beruht (vgl. RGEntſch. 58, 11). Alſo 
auch die] Tatſache, daß erſt infolge des Pfandverkaufs an die Stelle des 
Anſpruchs auf Rückgabe des Pfandes nach dem Erlöſchen des Pfandrechts ein 
Anſpruch in der Höhe des Erlöſes aus dem Pfande getreten iſt (88 1223. 1247 
Satz 2 BGB.), ſteht der von der Beklagten erklärten Aufrechnung nicht ent⸗ 
gegen, ſofern nur dieſer Anſpruch bereits vom Verpfänder K. als geſetzlich 
bedingter, und zwar, was allein in Frage kommt, als aufſchiebend bedingter 
Anſpruch mit der Verpfändung erworben und nicht erſt als durch den Pfand⸗ 
verkauf nach der Konk.⸗Eröffnung aus einem neu begründeten Rechtsverhält⸗ 
niſſe entſtandener anzuſehen iſt. 

Eine Forderung iſt nach § 158 BGB. rechtsgeſchäftlich aufſchiebend be⸗ 
dingt, wenn ihre Wirkſamkeit vom Eintritt oder Nichteintritt eines künftigen 
ungewiſſen Ereigniſſes abhängig gemacht wird. Als geſetzlich aufſchiebend 
bedingt hat darnach eine Forderung zu gelten, wenn ihre künftige Wirkſamkeit 
von einem dem grundlegenden Rechtsgeſchäft hinzutretenden ungewiſſen Er⸗ 
eigniſſe abhängt, das als rechtlich bedeutſame Tatſache ſchon kraft Geſetzes 
den Anſpruch zur Entſtehung bringt. So faßt auch die vom Kläger für ſeine 
die Aufrechnungsbefugnis der Beklagten verneinende Anſicht angezogene 
Entſcheidung des Reichsgerichts in Entſch. 53, 330 den Begriff der geſetzlichen 
Bedingung auf. Sie ſtellt im Fall eines Auftragsverhältniſſes die aus dem 
urſprünglich zwiſchen dem Gemeinſchuldner und dem Beauftragten abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrage entſtandenen Verbindlichkeiten denen gegenüber, die 
durch die Ausführung des Auftrags „für die Konk.⸗Maſſe“ nach 9 23 KO. 
und § 672 BGB., alſo aus einem nach der Konk.⸗Eröffnung begründeten 
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Schuldverhältniſſe entſtanden ſind, und verneint die Aufrechnungsbefugnis des 
Beauftragten, weil deſſen Schuld zur Maſſe aus dieſem Schuldverhältniſſe 
entſtanden ſei (vgl. Jaeger Anm. 7 zu § 55). Anderſeits erkennt die Recht- 
ſprechung an, 

vgl. RGeEntſch. 79, 129 und JW. 1913, 33826; OLG. Hamburg in Oscgiſpr. 23, 

302. 3045 auch die ſchon angez. RGEntſch. 58, 11, 
daß der Schadenerſatzanſpruch wegen Nichterfüllung ($ 326 BGB.), der kraft 
Geſetzes an die Stelle des vertragmäßigen Lieferungsanſpruchs nach Beginn 
des Konkurſes getreten iſt, nicht als erſt nach der Eröffnung des Konk.⸗Verfahrens 
erworben anzuſehen, ſondern ſchon zur Zeit der Konk.-Eröffnung für den 
Fall des Erfüllungsverzugs (der Erfüllungsverweigerung) begründet, alſo 
hierdurch geſetzlich bedingt geweſen iſt. Iſt auch hiernach daran feſtzuhalten, 
daß ein Anſpruch als geſetzlich bedingter aus einem beſtehenden Vertragsver⸗ 
hältniſſe erwächſt, wenn ihn eine dieſem hinzutretende rechtlich bedeutſame 
Tatſache kraft Geſetzes zur Entſtehung bringen kann, ſo iſt auch der weitere 
vom Kläger angezogene, in einer Entſcheidung des OLG. Hamburg (OL GRſpr. 
21, 174 oben) behandelte Fall nicht wie hier, ſondern im entgegengeſetzten 
Sinne zu entſcheiden (vgl. Jaeger a. a. O. Anm. 4 a. E.) und im vorliegenden 
Falle trotz der abweichenden Anſicht, zu der ſich in einer gleichliegenden Sache 
(SeuffA. 50 Nr. 231) das OLG. Roſtock bekannt hat, mit der gegenwärtig 
angefochtenen Entſcheidung anzunehmen, daß die Klageforderung bereits 
vor der Konk.⸗Eröffnung dem Erblaſſer und ſeinen Erben als ehe bedingte 
zugeſtanden hat. 

Es trifft allerdings zu, daß es ſich bei dem aus $ 1247 Satz 2 und $ 1223 
Abſ. 1 BGB. hervorgehenden Anſpruch des Verpfänders auf den Überſchuß 
aus dem Erlöſe des Pfandes um den Teilungsanſpruch des § 749 Abſ. 1 BGB. 
um deswillen handelt, weil der Erlös, der „an die Stelle des Pfandes tritt“, 
Miteigentum des Pfandgläubigers, dem er zum Teil gebührt, und des Pfand⸗ 
eigentümers wird. Dieſer vom Konk.⸗Verwalter geltend gemachte perſön⸗ 
liche Anſpruch iſt bereits vom Erblaſſer mit der Verpfändung als ein durch 
den Pfandverkauf aufſchiebend, und zwar geſetzlich bedingter erworben worden. 
Gegen ihn, der ſich der Höhe nach mit den Überſchüſſen des Erlöſes Über 
den zur Befriedigung des Pfandgläubigers erforderlichen Betrag deckt 
(81247 Satz 1, 88 741. 752 Satz 1 BGB.), iſt die verklagte Konk.⸗Gläubigerin 
nach 854 Abſ. 1 KO. aufzurechnen berechtigt. Ob, wenn der Konk.⸗Verwalter 
den Betrag des Pfanderlöſes, der dem von ihm verwalteten Nachlaſſe gebührt, 
vorweg genommen hätte, wegen des Fortbeſtehens des am Pfande begründet 
geweſenen Eigentums des Erblaſſers und feiner Erben nunmehr am Über⸗ 
ſchuſſe (vgl. OL GRſpr. 6, 126) für letztere der dingliche und deshalb nicht 
aufrechenbare Herausgabeanſpruch des $ 985 BGB. begründet wäre, kann, 
auch abgeſehen davon, daß er nicht erhoben worden iſt, dahingeſtellt bleiben, 
weil hierdurch der einmal entſtandene Teilungsanſpruch nicht beſeitigt worden 


25. Konkurs antrag. 39 


wäre (vgl. Lang Aufrechnungsr. § 38 Note 15 und bei Note 15 S. 257). Hieran 
würde auch nicht, wie der Kläger annimmt, die Vermiſchung des Erlöſes aus 
den verpfändeten Wertpapieren mit den Barmitteln der Beklagten etwas 
ändern, denn auch dies würde den aus dem Pfandverkauf und dem dabei 
erzielten Übererlöſe entſtandenen Teilungsanſpruch des § 749 Abſ. 1 BGB. 
nicht beſeitigt und das Erlöſchen der ihm zugrunde liegenden Forderung durch 
die Aufrechnung der Beklagten nicht hintangehalten, insbeſondere den Konk.⸗ 
Verwalter nicht darauf beſchränkt haben, ſeinen Teilungsanſpruch nunmehr 
auf der Grundlage des Miteigentums nach § 948 Abſ. 1 und 947 Abſ. 1 BGB. 
zu begründen. Er hat übrigens auch eine Klage mit dieſer Begründung nicht 
erhoben. 

Die Aufrechnung der Beklagten war nach alledem zuläſſig. Sie hat zum 
Erlöſchen der Klageforderung geführt (8389 BGB.). Die Klage iſt deshalb 
mit Recht abgewieſen worden und darum die Berufung zurückzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 27. April 1916 i. S. K. Konk. 

w. Stadt L. — 5 0. 26/16. | F—ch. 


25. Abweiſung des Antrags eines Gläubigers auf Konkurseröffnung; 
der Schuldner hat keinen Anſpruch auf Koftenerftattung. 
KO. 3 105. | 

Der Antrag eines Gläubigers, das Konk.⸗Verfahren über den Schuldner 
zu eröffnen, war „auf ſeine Koſten“ abgewieſen worden. Er legte Beſchwerde 
ein, nahm dann aber den Antrag zurück. Der Schuldner hatte ſich von einem 
Anwalt beraten laſſen, auch eine Abſchätzung ſeines Anweſens durch Sach— 
verſtändige veranlaßt, und beantragte nun Feſtſetzung der ihm dadurch er⸗ 
wachſenen Koſten. Der Gerichtsſchreiber gab dem Antrag ſtatt, und das 
Amtsgericht wies eine Erinnerung des Gläubigers zurück; auf deſſen ſofortige 
Beſchwerde wurde aber der Feſtſetzungsbeſchluß aufgehoben; die weitere 
ſofortige Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Gründe: 

„— — — Die Konkursordnung enthält keine Beſtimmung, wonach der 
Konk.⸗Antragſteller, der ſeinen Antrag zurücknimmt oder damit abgewieſen 
wird, dem Gemeinſchuldner deſſen Koſten erſtatten müſſe. Die Gemein⸗ 
ſchuldnerin beruft ſich zu Unrecht darauf, daß nach § 72 KO. die Vorſchriften 
der Zivilprozeßordnung über die Koſtenerſtattung anzuwenden wären. Das 
Landgericht hat mit Recht darauf hingewieſen, daß § 72 KO. ſelbſt die Ein⸗ 
ſchränkung enthält: „ſoweit nicht aus den Beſtimmungen der Konkursordnung 
ſich Abweichungen ergeben“. Es hat mit Recht daraus entnommen, daß eine 
Beſtimmung der Zivilprozeßordnung hiernach dann nicht auf das Konk.⸗ 
Verfahren übertragen werden kann, wenn ihre Anwendung der Natur des 
Konk.⸗Verfahrens als eines gerichtlichen Verteilungsverfahrens widerſpricht. 
Das Konk.⸗Verfahren iſt kein Rechtsſtreit der Zivilprozeßordnung, wo ſich 
Kläger und Beklagter als Parteien gegenüberſtehen. Kann es doch auch auf 
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Antrag des Gemeinſchuldners ſelbſt eröffnet werden. Deshalb können auch 
die Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung, die auf dem Gegenſatze zwiſchen 
mehreren Perſonen (Parteien) beruhen, nicht auf das Konk.⸗Verfahren an- 
gewandt werden; und dazu gehört auch die Vorſchrift des 8 91 ZPO., daß der 
unterliegende Teil dem Gegner deſſen Koſten zu erſtatten hat. Das Verfahren 
iſt nicht ſo geſtaltet, daß der Gemeinſchuldner die Rolle einer Gegenpartei 
des Antragſtellers einnähme. Im Konk.⸗Verfahren herrſcht wie im Straf— 
verfahren der Amtsbetrieb und die Ermittlung von Amts wegen. Das Ge— 
richt hat nach 8 75 KO. von ſich aus die nötigen Ermittelungen anzuſtellen, 
ohne daß es einer Mitwirkung des Schuldners bedarf. Ihm ſoll nur Gelegen- 
heit gegeben werden, ſich zu äußern; er kommt nur als Auskunftsperſon in 
Betracht; die Vorſchrift, ihn zu hören, ſoll nur dazu dienen, die Ermittelung 
der Wahrheit zu fördern. Außert er ſich aber nicht oder ift er nicht zu erlangen, 
jo treten deshalb nicht etwa Verſäumnisfolgen ein; das Konk.⸗ Gericht hat 
vielmehr von ſich aus zu ermitteln, ob die Vorausſetzungen für die Konk.⸗ 
Eröffnung vorliegen (88105. 75 KO.). Die Konk.⸗Ordnung verlangt vom 
Gemeinſchuldner nicht, daß er Material heranſchaffe, um die Konk.⸗Eröffnung 
abzuwenden. Koſten braucht er ſich alſo nicht zu machen; die Ermittelungen 
hat das Gericht auf Koſten der Staatskaſſe anzuſtellen. Dafür kann es vom 
Konk.⸗Antragſteller einen Auslagenvorſchuß einfordern (8 84 GK G.). Macht 
daher der Schuldner ſelbſt Aufwendungen, indem er ſich einen Rechtsanwalt 
annimmt oder auf eigene Koſten Erhebungen veranſtaltet, ſo tut er es, ohne 
dazu durch die Art des Verfahrens genötigt zu ſein. Er kann deshalb keinen 
Erſatz dafür verlangen. Er befindet ſich in derſelben Lage wie der Beſchuldigte 
im amtlich betriebenen Strafverfahren. Ausnahmevorſchriften aber, wie 
8219 Abſ. 3 oder 8 499 Abſ. 2 StPO., enthält die Konk.⸗Ordnung nicht. 

Die Koſtenentſcheidung in dem Beſchluſſe, der den Konk.⸗Antrag ablehnt, 
kann ſich dabei nur auf die Gerichtskoſten beziehen. Deshalb kann unerörtert 
bleiben, ob dieſer Beſchluß noch maßgebend ſei, nachdem vor feiner Rechts- 
kraft der Eröffnungsantrag überhaupt (nicht nur die Beſchwerde) zurüd- 
genommen worden iſt, und ob für die Feſtſetzung der Koſten, ſoweit ſie der 
Gemeinſchuldnerin erſt im Beſchwerdeverfahren erwachſen ſind, ein voll— 
ſtreckbarer Titel (8 103 Abſ. 1 ZPO.) vorliege. 

Für die Koſten des jetzigen Koſtenfeſtſetzungsſtreits ſind dagegen die Vor⸗ 
ſchriften der Zivilprozeßordnung anzuwenden und vom Landgericht auch mit 
Recht angewendet worden, weil die Gemeinſchuldnerin ſelbſt ein Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsverfahren nach der Zivilprozeßordnung eingeleitet hat.“ | 

Beſchluß des OLG. zu Jena (3. Sen.) v. 24. Febr. 1914. 3 W. 19/14. 

Thür. Bl. 63, 63. 
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26. Eine Höchſtpreisverordnung iſt ein Verbotsgeſetz. 
Vgl. 3 Nr. 258; 6 Nr. 166; 37 Nr. 92. 210 m. N.; 42 Nr. 197. 
BGB. 5 134; Bkm. v. 28. Okt. 1914 (NER. 458). 

Durch Bekanntmachung des Reichskanzlers v. 10. Dez. 1914 (RGBl. 500) 
iſt für inländiſches ſchwefelſaures Ammoniak ein Höchſtpreis von 27 bis 28.1 
für den Doppelzentner feſtgelegt worden. Die Verordnung iſt nach 86 am 
14. Dez. 1914 in Kraft getreten. Gemäß § 5 finden die 882. 3 Abſ. 2 und 4 
des Geſ. betr. die Höchſtpreiſe v. 4. Aug. 1914 (RGBl. 339) in der Faſſung der 
Bkm. v. 28. Okt. 1914 (RGBl. 458) entſprechende Anwendung. 

Am 14. oder 15. Dez. 1914, alſo in jedem Fall nach Inkrafttreten des 
Höchſtpreiſes, hat der Beklagte an die Klägerin Ammoniak zum Preiſe von 
18,50 & für 100 Pfd. 37. für den Doppelzentner verkauft. Am 21. Dez. 
1914 hat der Beklagte der Klägerin 29976 Pfd. Ammoniak geliefert und hier⸗ 
für den Vertragspreis von 5545 % in Rechnung geſtellt. Die Klägerin hat 
am 6. Januar 1915 dieſen Betrag an den Beklagten bezahlt. Unſtreitig über⸗ 
ſteigt der bezahlte Vertragspreis den Höchſtpreis um mindeſtens 1200 4. Die 
Klägerin ſtützt ihren Rückforderungsanſpruch auf $ 812 BGB. Ihre Anſicht, 
daß der Vertrag v. 14./15. Dez. 1914 nicht nichtig ſei, ſondern als zum Höchſt⸗ 
betrag abgeſchloſſen gelte, ſo daß ſie den gezahlten, aber nicht geſchuldeten 
Mehrbetrag für ſich allein zurückfordern könne, iſt unzutreffend. 

Die Meinung, daß ein unter Überfchreitung des Höchſtpreiſes abgeſchloſſenes 
Kaufgeſchäft, obwohl es gegen ein geſetzliches Verbot verſtößt, nicht nichtig ſei, 
wird allerdings vereinzelt in der Literatur vertreten; 

Hachenburg in LeipZ. 1915, 16; Schneider in Recht und Wirtſchaft 1915, 8. 
Der Anſicht kann aber nicht beigetreten werden. Das Geſetz verbietet 
den Abſchluß von Kaufverträgen zu einem höheren Preiſe als dem feſtgeſetzten 
Höchſtpreis und bedroht Verkäufer wie Käufer mit Strafe, wenn ſie die Höchſt⸗ 
preiſe überſchreiten. Ein Kaufvertrag, der einen höheren Preis als den Höchſt⸗ 
preis feſtſetzt, verſtößt gegen ein geſetzliches Verbot und iſt daher nach § 134 
BGB. nichtig, wenn ſich nicht aus dem Geſetz ein andres ergibt. Letzteres 
iſt nicht der Fall. In der Bkm. v. 10. Dez. 1914 und im Höchſtpreisgeſetz iſt 
zwar die Nichtigkeit der Kaufgeſchäfte als Rechtsfolge nicht beſonders ausge⸗ 
ſprochen. Daraus kann aber nicht geſchloſſen werden, daß die allgemeinen 
Regeln des BGB. nicht Anwendung finden ſollten. Das geſetzliche Verbot 

Seufferts Archiv Bd. 72. 3. Folge Bd 17 Heft 2. 4 
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bezweckt gerade, Rechtsgeſchäfte des verbotenen Inhalts unmöglich zu machen. 
Bei einem Kaufvertrag iſt die Beſtimmung des Preiſes neben der Ware der 
weſentlichſte Geſchäftsbeſtandteil. Das Verbot, einen beſtimmten Preis zu 
überſchreiten, richtet ſich gegen beide Vertragsteile und bedroht beide mit 
Strafe. Zweck des Geſetzes iſt, die durch das verbotene Geſchäft eintretende 
Veränderung im Kreiſe des Privatrechts der Beteiligten zu verhindern; 
vgl. Mayer Kriegsr. 30; JW. 1916, 443. 109; Leipg. 1915, 1369, 1. ö 

Der Vertrag v. 14./15. Dez. 1914 iſt alſo nichtig, ohne daß es darauf ankommt, 
ob die Parteien an dieſem Tage die Höchſtpreisfeſtſetzung ſchon gekannt haben. 
Für keine Partei beſtand eine Verpflichtung zur Erfüllung, der Beklagte hätte 
nicht zu kaufen, die Klägerin nicht zu zahlen brauchen. 

Beide Parteien haben aber den Vertrag, ſo wie er abgeſchloſſen war, 
erfüllt und beide haben damit gegen das geſetzliche Verbot verſtoßen, ſo daß 
die Rückforderung des von der Klägerin geleiſteten Betrages nach $ 817 Satz 2 
BGB. ausgeſchloſſen iſt. Der Beklagte beſtreitet nicht, bei der Lieferung und 
bei der Annahme der Zahlung die Höchſtpreisfeſtſetzung gekannt zu haben. 
Seine Angabe, er habe angenommen, daß der zwar nach Inkrafttreten, aber 
vor Bekanntwerden des Höchſtpreiſes abgeſchloſſene Vertrag zu dem Vertrags- 
preiſe habe erfüllt werden dürfen, verdient keinen Glauben, iſt aber auch un⸗ 
erheblich. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Zeitpunkt des Inkrafttretens von 
Geſetzen ſich nicht je nach der Kenntnis der Beteiligten davon verſchiebt. Der 
Beklagte hat durch Fordern des Vertragspreiſes und Annahme der Zahlung 
bewußt gegen das geſetzliche Verbot verſtoßen. Ein gleicher Verſtoß fällt aber 
auch der Klägerin zur Laſt. Der Geſchäftsführer der Klägerin hat ſchon am 
16. oder 17. Dez. 1914 die Feſtſetzung von Höchſtpreiſen für Ammoniak gewußt. 
Gerade ſein ſofortiges Aufſuchen des Beklagten zeigt, daß er einen Einfluß 
der Höchſtpreisfeſtſetzung auf den Vertrag annahm. Bei dem Intereſſe, das 
in gewerblichen und landwirtſchaftlichen Kreiſen an der Kenntnis von den ge⸗ 
troffenenen geſetzlichen Maßnahmen hinſichtlich des Ammoniaks als unent- 
behrlichen Düngemittels herrſchte, kann ohne weiteres angenommen werden, 
daß der Geſchäftsführer der Klägerin aus den Tageszeitungen oder von Berufs⸗ 
genoſſen den Höchſtpreis auch ziffermäßig erfahren hat. Es genügt aber ſchon, 
daß er überhaupt gewußt hat, daß ein Höchſtpreis feſtgeſetzt war. Wie das 
Landgericht im Anſchluß an RGeEntſch. 72, 48 (SeuffA. 65 Nr. 111) zutreffend 
ausführt, kommt es nicht darauf an, ob die Klägerin gerade die Bkm. vom 
10. Dez. 1914 und das Höchſtpreisgeſetz gekannt hat; ſie hat gewußt, daß ein 
Höchſtpreis beſtand und hat dann eee den e entrichtet 
(JW. 1915, 1207). 

Hiernach iſt die Klage zu Recht 5 50 den worden Au es 1 die Be⸗ 
rufung zurückzuweiſen. 

Urteil des OLG. zu Kiel (3. Sen.) v. 17. Juni 1916 S. w. St. (U III. 39/16). 

SchleswHolſt. Anz. 1916, 156. 
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27. Wird die Rechtsgültigkeit eines Kaufs dadurch berührt, daß die 
Ablieferung derartiger Ware an den Kriegsausſchuß vorgeſchrieben iſt d 


BER. 134; BO. v. 15. Juli 1915 (RG Bl. 438). 


Am 27. Juli 1915 hatte der Kläger dem Beklagten 1030 kg Mohnſaat, 
abzunehmen bis 31. Juli 1915, verkauft. Der Kläger klagte auf Zahlung des 
Kaufpreiſes von 877,20 „ und Abnahme der Ware. Im Lauf des Rechts⸗ 
ſtreits lieferte er indes die Ware, die Beklagter nicht abnahm, an den Krieg 
ausſchuß für pflanzliche und tieriſche Ole und erhielt von ihm 808,80. 4 am 
19. Okt. 1915 bezahlt. In der mündlichen Verhandlung verlangte er deshalb 
nur noch 84,60 „ nebſt Zinſen; dieſe 84,60. bildeten den Reſt des Kauf⸗ 
preiſes zuzüglich gewiſſer Unkoſten; der Betrag war aber beſtritten. Der Be⸗ 
klagte behauptete, der Vertrag ſei zufolge der VO. v. 15. Juli 1915 über den 
Verkehr mit Olfrüchten und daraus gewonnenen Produkten, auf Grund 
deren der Kläger auch an den Kriegsausſchuß geliefert habe, ungültig geweſen; 
die Einrede wurde jedoch in 2. Inſtanz verworfen. Aus den Gründen: 

— — — Dem Kääger iſt darin beizupflichten, daß die BRVO. v. 
15. Juli 1915 (RGBl. 438) den am 27. Juli 1915 geſchloſſenen Kauf nicht auf⸗ 
gehoben hat. Die Reichsgeſetze und Verordnungen, durch welche Waren 
oder ſonſtige Produkte für unmittelbare oder mittelbare Kriegszwecke in An⸗ 
ſpruch genommen werden, ſind in der Wahl der Wege zur Erreichung ihrer 
Zwecke vielfach verſchieden. Die Verſchiedenheit macht ſich namentlich auch 
darin geltend, ob und wieweit ſie den freien Verkehr mit den Waren oder 
Produkten, ſei es ſofort, ſei es für einen ſpäteren Zeitpunkt, ſei es ganz, ſei 
es teilweiſe, ausſchließen oder beſtehen laſſen. Für das hier vorliegende Gebiet 
iſt von Intereſſe, daß zunächſt durch VO. v. 22. Juni 1915 (RGBl. 345) be⸗ 
ſtimmt worden war, daß Kaufverträge über Mohn aus der inländiſchen Ernte, 
des Jahres 1915 nichtig ſeien. Dieſe Verordnung iſt durch Bkm. v. 24. Juli 
1915 (RGBl. 476) außer Kraft geſetzt worden, nachdem inzwiſchen die ein⸗ 
gangs gedachte VO. v. 15. Juli 1915 erlaſſen worden war. Es iſt klar, daß 
dieſe letztere Verordnung die von ihr ergriffenen Produkte in einer gewiſſen 
Weiſe dem gänzlich freien Verkehr entzieht. Denn ſie beſtimmt in $ 1, daß die 
Produkte an den Kriegsausſchuß i in Berlin zu liefern ſind. Sie führt in $ 2 für 
diejenigen, die Olfrüchte i in Gewahrſam haben, die Pflicht ein, die bei Beginn 
eines jeden Kalendervierteljahres vorhandenen Mengen nach Arten und 
Eigentümern getrennt, erſtmalig am 1. Aug. 1915, anzuzeigen, verpflichtet 
in $3 den Kriegsausſchuß, die ihm nach $ 1 zu liefernden Früchte zu beſtimmten 
Preiſen abzunehmen, und legt dem Lieferungspflichtigen in $ 4 auf, dem Kriegs⸗ 
ausſchuß anzuzeigen, von welchem Zeitpunkt ab er zur Lieferung bereit fei. 
Der Kaufpreis iſt, wenn die Abnahme nicht zwei Wochen ſpäter erfolgt, von 
da ab mit 1% über den jeweiligen Reichsbankdiskont zu verzinſen; von da ab 
geht auch die Gefahr auf den Kriegsausſchuß über. . een 


44 27. Waren⸗Beſchlagnahme. 


ſind nachträglich durch die VO. v. 8. Nov. 1915 (RGBl. 735) weiter dahin 
abgeändert, daß die im §1 ſchlechthin aufgeſtellte Verpflichtung zur Liefe⸗ 
rung formell weggefallen iſt. Dagegen hat, wer Ole in Gewahrſam hat, 
ſie dem Kriegsausſchuß auf Verlangen zu überlaſſen (§ 4) und der Kriegs⸗ 
ausſchuß hat auf Antrag des zur Überlaſſung Verpflichteten binnen einer Woche 
zu erklären, welche beſtimmt zu bezeichnenden Mengen er übernehmen wolle. 
Aber auch abgeſehen von dieſer erſt nachträglichen, hier unmittelbar nicht in 
Betracht kommenden Abänderung der VO. v. 15. Juli 1915 kann nicht ange⸗ 
nommen werden, daß die letztere jeglichen Verkauf der betreffenden Produkte 
habe unterbinden wollen. Zunächſt iſt bedeutſam, daß die Verordnung einen 
der aufgehobenen VO. v. 22. Juni 1915 entſprechenden Satz über Aufhebung 
der Kaufverträge, wie er ſich auch in andern einſchlägigen Verordnungen 
(3. B. in 9 6 (8) VO. über die Regelung des Zuckerverkehrs, RGBl. 467) findet, 
vermiſſen läßt. Beſonders beachtlich iſt, daß ſie als lieferungspflichtig nicht 
den Eigentümer der Ware, ſondern denjenigen behandelt, der ſie in Gewahrſam 
hat. Die ihm nach § 4 obliegende Pflicht, anzuzeigen, wann er lieferungs⸗ 
bereit ſei, ſetzt erſichtlich nicht früher ein als die in 8 3 feſtgelegte Pflicht, erſt⸗ 
malig am 1. Auguſt 1915 (einen halben Monat nach Verkündung der Ver⸗ 
ordnung) den Beſtand an Olfrüchten anzuzeigen. Dies ſpricht dafür, daß 
bis zum 1. Auguſt 1915 der Beſitzer noch wechſeln darf. Die Feſtlegung der 
weiteren Pflicht, auch ſpäterhin den Beſtand der jeweils zu Beginn eines 
Kalendervierteljahrs vorhandenen Mengen anzuzeigen, ſpricht dafür, daß der 
Beſitzer auch weiterhin noch wechſeln darf. Denn ſollte nur die Anzeige der 
Verringerung des vorhandenen Beſtandes durch Verbrauch oder Verarbeitung 
im abgelaufenen Vierteljahr in Frage kommen, ſo würde dies geſagt ſein. 
Die Lieferungspflicht erſcheint ſonach ganz ausſchließlich auf den jeweiligen 
Gewahrſam abgeſtellt, nur mit der Maßgabe, daß, ſobald Anzeige von dem 
Beſtande an den Kriegsausſchuß erfolgt iſt, dieſem gegenüber bis zur nächſten 
Anzeige der Anzeigende eintretendenfalls lieferungspflichtig bleibt. Hiernach 
iſt aber kein Grund erſichtlich, weshalb die vorliegende Verkehrsbeſchränkung 
weitergehend auch Kaufgeſchäfte über die in der gedachten Weiſe gebundenen 
Produkte habe ausſchließen wollen. Überdies erſcheint es auch vom wirt- 
ſchaftlichen Standpunkt aus nur als vernünftig, daß man z. B. eine erſt nach 
Erlaſſung der Verordnung ſich durch Aufkäufe vollziehende Vereinigung 
kleinerer Mengen von Olfrüchten in einer Hand, durch die ſich der Ablieferungs⸗ 
verkehr zweifellos vereinfacht, nicht hat verhindern wollen. 

Es iſt mithin anzunehmen, daß der Kläger bis zum 1. Auguſt berechtigt 
war, zu verkaufen und den Gewahrſam an den Beklagten zu übertragen. Da 
letzteres aber nicht geſchah, blieb der Kläger dem Kriegsausſchuß gegenüber 
lieferungspflichtig. Hätte er zum nächſten Anzeigetermin angezeigt, daß er nicht 
mehr beſitze, ſo würde von da ab der neue Beſitzer anzeige⸗ und lieferungs⸗ 
pflichtig geworden ſein. 
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Der vom Kriegsausſchuß an den Verwahrer zu zahlende Übernahmepreis 
gebührt in dem vorliegenden Falle, daß der Verwahrer die Ware verkauft 
hat, in ſeinem Verhältnis zum Käufer dem letzteren, wogegen der Käufer dem 
Verkäufer den Kaufpreis zu entrichten ſchuldig iſt. Iſt der Übernahmepreis 
höher als der Kaufpreis, ſo gebührt der Überſchuß dem Käufer; iſt er, wie im 
vorliegenden Fall, geringer, ſo hat der Verkäufer Anſpruch darauf, daß der 
Käufer ihm den Unterſchied erſtatte. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 11. Okt. 1916. J. (Kl.) w. W. 

Bf. IV. 52/16. B. 


28. Die Sahlungsverbote gegen Frankreich und England beziehen 
ſich nicht auf Fahlung ausländiſcher Schulden Deutſcher im Ausland. 
f Vgl. 71 Nr. 53. 
BGB. 5 134; Bkm. v. 30. Sept. und 20. Okt. 1914 (RG Bl. 421. 443). 

Zwiſchen den Parteien, die beide Deutſche ſind und in Leipzig ihre Handels⸗ 
niederlaſſung haben, beſtand eine Geſchäftsverbindung, indem der Beklagte 
bis Ende Juli 1914 durch den Kläger, der auch in Paris eine Firma (H. C.) 
führte, Pelzwaren aus Paris bezog. Der Geſchäftsgang war der, daß der 
Beklagte der Leipziger Firma des Klägers ſeinen Bedarf mitteilte, daß dann die 
Pariſer Firma des Klägers ſich mit Pariſer Fabrikanten ohne den Beklagten zu 
nennen in Beziehung ſetzte und die Waren erwarb; auch die Bezahlung er⸗ 
folgte durch den Kläger. — Der Kläger wollte hieraus eine größere Summe 
vom Beklagten zu fordern haben und klagte davon einen Teilbetrag von 
10000 & ein, womit er in beiden Inſtanzen durchdrang. Im übrigen aus 
den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„— — — Der Kläger war im Verhältnis zum Beklagten nicht bloß Ver⸗ 
mittler zwiſchen ihm und den Pariſer Fabrikanten, ſo daß nur dieſe den Kauf⸗ 
preis für die vom Beklagten bezogenen Waren fordern könnten. — — — 
Anderſeits muß die Auffaſſung abgelehnt werden, daß der Kläger auch im 
Verhältnis zum Beklagten als Eigenhändler aufgetreten ſei. — — — Viel- 
mehr muß der Auffaſſung des Beklagten beigetreten werden, daß der Kläger 
als fein Einkaufskommiſſionär tätig geweſen ift. — — — 

Als Einkaufskommiſſionär kann der Kläger, da er nicht zu behaupten vermag, 
daß die Pariſer Fabrikanten bezahlt ſeien, vom Beklagten zurzeit nur verlangen, 
daß er von den Verbindlichkeiten befreit werde, die er durch die im Auftrage 
des Beklagten im eigenen Namen bewirkten Einkäufe eingegangen iſt (§ 257 
BGB.). Dies kann durch Zahlung an jene Verkäufer zur Zeit nicht geſchehen, 
weil dem Beklagten durch die Bkm. v. 20. Okt. 1914, betr. das Zahlungs⸗ 
verbot gegen Frankreich (RGBl. 443) verb. mit $1 der Bkm. v. 30. Sept. 
1914, betr. das Zahlungsverbot gegen England (RGBl. 421) unzweifelhaft 
verboten iſt, an die Pariſer Fabrikanten Zahlung zu leiſten. Eine den Kläger 
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befreiende Schuldübernahme ($ 414 BGB.) durch den Beklagten kommt 
ebenfalls nicht in Betracht. Bei dieſer Sachlage kann dem Kläger ein An⸗ 
ſpruch darauf, daß der Beklagte an ihn zahle, nicht verſagt werden. Es ent⸗ 
ſpricht regelmäßig der kaufmänniſchen Kommiſſion, daß die Befreiung durch 
Zahlung des Beauftragten an ſeinen Gläubiger erfolgt (RGEntſch. 47, 125). 
Da nun im vorliegenden Falle die Befreiung des Klägers in andrer Weiſe 
nicht ſtattfinden kann, auch nicht in Frage kommt, daß der Kläger dies zu ver⸗ 
treten habe, jo beſchränkt ſich die Verpflichtung des Beklagten gemäß $ 265 
BGB. darauf, daß er dem Kläger die erforderliche Deckung leifte. — — — 

Der Beklagte hat aber auch die Fälligkeit der vom Kläger eingegangenen 
Verbindlichkeiten beſtritten: indes zu Unrecht. 

Die Bekanntmachung über das Zahlungsverbot gegen Frankreich v. 
20. Okt. 1914 (RG Bl. 443) erklärt die Vorſchriften der VO. v. 30. Sept. 1914 
über das Zahlungsverbot gegen England (RGBl. 421) auch auf Frankreich 
für anwendbar. Die Zuſatz⸗ Bekanntmachung v. 20. Dez. 1914 (RGBl. 550) 
ſchlägt nicht ein. Verboten iſt hiernach, daß aus dem Gebiet des Deutſchen 
Reichs nach (Großbritannien oder) Frankreich unmittelbar oder mittelbar 
Zahlungen geleiſtet werden. Nach dem Wortlaut dieſer Vorſchriften iſt alſo 
nicht verboten, daß ein Schuldner, der im Auslande ſeinen Wohnſitz oder 
ſeine Handelsniederlaſſung hat, auch wenn er Deutſcher iſt, die im Auslande 
gegen ihn entſtandenen Verbindlichkeiten mit bereits im Auslande befind⸗ 
lichen Werten tilge. Dem entſpricht es, daß gemäß § 5 des Zahlungsver⸗ 
bots v. 30. Sept. 1914 umgekehrt, der Regel nach, im Inlande Anſprüche, 
die Engländern zuſtehen, getilgt werden dürfen, wenn ſie im Betriebe einer 
von ſolchen im Inlande unterhaltenen Niederlaſſung entſtanden ſind. Auf 
Verbindlichkeiten, die für ausländiſche Gläubiger gegen einen Deutſchen im 
Betriebe ſeiner im Auslande unterhaltenen Niederlaſſung entſtanden ſind, 
kann darum auch die Stundungsvorſchrift in § 2 der angezogenen Bekannt⸗ 
machung nicht bezogen werden. Die Denkſchriften zu beiden Bekanntmachungen 
(Drucks. des Reichst. 13. Leg.⸗Per. 2. Seſſion 1914 Nr. 26 S. 85 ff.) ergeben 
Gegenteiliges nicht. Es muß auch als ausgeſchloſſen gelten, daß die Abſicht 
beſtanden habe, Zahlungen der gekennzeichneten Art zu verbieten. Denn 
die Niederlaſſung eines Deutſchen im Auslande bleibt der Gerichtsbarkeit 
des Auslandes auch während des Krieges unterworfen. Es kann alſo die 
Beitreibung ſolcher Anſprüche im Wege der regelmäßigen Zw.⸗Vollſtreckung 
und im Wege einer nach Kriegsrecht eingeſetzten Zw.⸗Verwaltung durch deutſche 
Vorſchriften garnicht gehindert werden. Es würde deshalb eine grundloſe 
Härte gegen den deutſchen Schuldner ſein, wenn ihm verboten würde, frei⸗ 
willig eine Handlung vorzunehmen, die der Auslandsſtaat jederzeit erzwingen 
kann, und wenn er dadurch genötigt würde, ſich Koſten und darüber hinaus 
nach Befinden auch andre ſchwere Nachteile zuzuziehen. Den erwähnten 
Verboten iſt daher (abgeſehen von der Ausnahmevorſchrift in 8 1 Abſ. 2 des 
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Zahlungsverbots gegen England) rein territoriale Bedeutung beizumeſſen. 
Dies iſt auch, ſoweit dem Oberlandesgericht auf Grund der ihm zugänglichen 
Quellen bekannt iſt, in Rechtſprechung und Schrifttum nicht beſtritten; 
vgl. JW. 1916, 349; ferner Sieskind im Recht 1914, 696; Buſch in JW. 1914, 911; 
Dalberg in DZ. 1914, 1259; Hachenburg in Leip Z. 1914, 1681; Waſſermann in 
JW. 1915, 10; und Menner ebenda S. 868. N 
Im vorliegenden Falle hat nun der Kläger als alleiniger Inhaber der 
Firma H. C., die in Paris ihre Handelsniederlaſſung hat, von in Paris ange⸗ 
ſeſſenen Firmen in Paris Waren gekauft und er iſt jenen dafür den Kaufpreis 
ſchuldig geworden. Die Zwangsbeitreibung der hiernach geſchuldeten Beträge 
aus den bereiten Mitteln der Pariſer Firma H. C. kann der Kläger nicht hindern. 
Dies iſt ihm auch nicht geboten. Es iſt ihm deshalb aber auch nicht verboten, 
durch Angeſtellte der Pariſer Firma mit deren Mitteln freiwillig Zahlungen zu 
leiſten, ſoweit dies trotz der von ſeiten der franzöſiſchen Regierung anſcheinend 
angeordneten Zw.⸗Verwaltung möglich iſt. Auch ſoweit der Kläger als Rauch⸗ 
waren⸗Kommiſſionär in Rußland, England, Nordamerika Vermögen hat, iſt 
dies dem Zugriff der Pariſer Gläubiger ausgeſetzt. Das Zahlungsverbot 
gegen Frankreich übt daher auf die Tilgung der erwähnten Verbindlichkeiten 
des Klägers nur die zweifache Wirkung aus, 
5 a) daß er aus dem Gebiet des Deutſchen Reichs weder unmittelbar 
: an die Pariſer Gläubiger der Firma H. C. Zahlungen leiſten, noch auch der 
Firma H. C. zu dieſem Zweck Mittel zur Verfügung ſtellen darf; 
a b) daß gegen ihn die Zw.⸗Vollſtreckung aus Schuldtiteln, welche die 
Pariſer Firmen gegen die Firma H. C. etwa erlangen, im Inlande auch 
nicht mittels Vollſtreckungsurteils (88 722 ff. ZPO.) zugelaſſen werden darf. 
An der Fälligkeit der Schulden des Klägers gegen die Pariſer Fabrikanten 
iſt ſomit durch das erwähnte Zahlungsverbot nichts geändert, nur iſt das in⸗ 
ländiſche Vermögen des Klägers dem Zugriff ſeiner ee Gläubiger zeit 
weilig entzogen. 
Da die Verbindlichkeiten des Klägers, von denen er Befreiung verlangt, 
fällig find, würde der Beklagte die Zahlungspflicht nicht gemäß $ 257 Abſ. 2 
BGB. durch Sicherheitsleiſtung abwenden können, auch wenn er dazu bereit 
wäre. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 29. Juni 1916. C. (Kl) w. R. 
10. 222/15. — 


29. Wohnungmiete eines Mannes für ein Mädchen; Verſtoß 
gegen die guten Sitten? 
Bol. 6 Nr. 18; 42 Nr. 198. 
a BER. 5188. 
2 Die Klägerin lebte mit dem Erblaſſer der Beklagten, der aaa und 
Angeſtellter der Firma C. & Co. war und am 9. Juni 1915 als Offizier gefallen 
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iſt, in Beziehungen, die ſie ſelbſt in der Klage als „Verhältnis“ bezeichnet. 
Dieſe Beziehungen haben ſchon im Jahr 1905, als die Klägerin im 17. Lebens⸗ 
jahr ſtand, begonnen und haben ſich ununterbrochen bis zum Tode des Erb⸗ 
laſſers fortgeſetzt. Am 5. Juni 1913 hat der Erblaſſer ein Teſtament errichtet, 
worin er erklärt, große Verpflichtungen gegen die Klägerin zu fühlen, und als 
den einzigen Grund der Teſtamentserrichtung bezeichnet, daß er ihre Zukunft 
ſo ſicherſtellen wolle wie es ihm möglich ſei; er erwähnt, daß die Klägerin 
mittellos ſei, ſpricht in warmen Ausdrücken von ihr und ordnet an, daß ſeine 
Aſche von ihr aufbewahrt und, wenn möglich, bei ihrem Tode ihr ins Grab 
mitgegeben werden ſolle. Als am 2. Aug. 1914 der Erblaſſer ins Feld zog, 
hat er ſich mit der Klägerin verlobt und ſie ſeinen Eltern zugeführt; unter ſeiner 
Todesanzeige ſteht der Name der Klägerin als „Braut“ neben denen der 
Eltern und der Geſchwiſter. Seit Jahren hat der Erblaſſer den Unterhalt 
der Klägerin einſchließlich der Wohnung beſtritten; ſie hat zwar das Gewerbe 
einer Stellenvermittlerin betrieben, aber damit keinen Verdienſt erzielt. 
Und zwar hat der Erblaſſer früher in eigenem Namen für die Klägerin eine 
Wohnung gemietet; er ſelbſt wohnte bei ſeinen Eltern. Am 25. Juli 1914 
iſt über die jetzige Wohnung der Klägerin der bis zum 1. Oktober 1917 laufende 
Mietvertrag geſchloſſen, laut deſſen die Klägerin als Mieterin auftritt und der 
Erblaſſer für ihre Verpflichtungen die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft übernimmt. 
Bezogen hat die Klägerin dieſe Wohnung Anfang April 1915. Bis zu ſeinem 
Tode hat der Erblaſſer der Klägerin ſo viel Mittel zukommen laſſen, daß ſie 
die Miete davon bezahlt hat. Für die Zeit ſeit dem 1. Juli 1915 hat die Klägerin 
die Miete aus eigenen Mitteln, wie ſie angibt aus ihren Erſparniſſen, bezahlt. 
Sie begehrt von dem verklagten Teſtamentsvollſtrecker Erſtattung dieſer Be⸗ 
träge und Freihaltung von der Miete bis zum 1. Oktober 1917. 

Das Landgericht hat die Klage abgewieſen. Es geht von der Behauptung 
der Klägerin aus, daß in ihrem Verhältnis zu dem Erblaſſer vereinbarunggemäß 
dieſer die Miete habe zahlen oder ihr erſtatten ſollen. Eine ſolche Vereinbarung 
ſei nichtig, da nach der von der Klägerin geſchilderten Sachlage die von dem 
Erblaſſer angeblich übernommene Verpflichtung zur Mietezahlung ein Ent⸗ 
gelt für die geſchlechtliche Hingabe der Klägerin darftellte; die Klägerin ſelbſt 
behaupte, lange Jahre Verhältnis und ſchließlich Braut des Erblaſſers geweſen 
zu ſein, ſie, die mittellos ſei, habe die verhältnismäßig teure Wohnung lediglich 
im Intereſſe des Erblaſſers gemietet, der ihr einen Hausſtand gekauft, den 
größten Teil ſeiner freien Zeit bei ihr zugebracht und ſie überhaupt unterhalten 
habe. Jene angebliche Vereinbarung verſtoße daher gegen die guten Sitten. 

In dieſer Begründung werden die Umſtände des Einzelfalls nicht genügend 
gewürdigt. 

Es iſt unbedenklich feſtzuſtellen, daß der Erblaſſer die Klägerin zum Mieten 
der Wohnung veranlaßt, ſie damit beauftragt hat. Während er bis dahin 
ſelbſt eine Wohnung füt fie gemietet hatte, iſt es bei dem Mieten dieſer Wohnung 
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äußerlich ſo gewendet, daß die Klägerin die Mieterin war, etwa weil ſie, wie 
ſie angibt, als Stellenvermittlerin eine eigene Wohnung haben mußte, oder 
aus andern Gründen; im Verhältnis zwiſchen ihr und dem Erblaſſer aber 
war er der Mietende, der die Wohnung für ſich und die Klägerin haben wollte 
und für deſſen Rechnung die Klägerin, jedoch in eigenem Namen, die Wohnung 
mietete. Aus dieſem Auftragsverhältnis, mit dem die Bürgſchaftübernahme 
durchaus im Einklang ſteht, ergibt ſich ohne weiteres, ſofern nicht der Auftrag 
und deſſen Annahme gegen die guten Sitten verſtoßen, die Verpflichtung des 
Erblaſſers, die Klägerin von der Miete freizuhalten oder ihr ausgelegte Beträge 
zu erſtatten; ob dies noch ausdrücklich vereinbart iſt, iſt unerheblich. Mehr als 
Erſtattung der ausgelegten Beträge und Freihaltung verlangt die Klägerin 
auch nicht, ſie verlangt nicht etwa freie Wohnung in den Mieträumen bis zum 
Ablauf des Vertrages, ſondern iſt bereit, auf die Wohnung zu verzichten, wenn 
ſie nur ihrer Verpflichtungen ledig wird. 

Es iſt richtig, daß die Erteilung und Annahme eines ſolchen Auftrags 
unſittlich ſein kann. Zwar können, wie ſelbſtverſtändlich iſt, Perſonen, die in 
einem ſog. „Verhältnis“ miteinander leben, gültige Rechtsgeſchäfte miteinander 
eingehen, und dieſe haben auch dann rechtlichen Beſtand, wenn ſie, ohne daß 
das ſog. Verhältnis beſtände, nicht eingegangen ſein würden. Aber zwiſchen 
Perſonen, die in ſolchen von der Rechtsordnung mißbilligten Beziehungen 
leben, iſt es häufig, daß ihre Rechtsgeſchäfte derart von unſittlichen Beweg⸗ 
gründen und Zwecken beherrſcht werden, daß das Rechtsgeſchäft als gegen die 
guten Sitten verſtoßend angeſehen werden muß; ſo z. B. wenn ein Darlehn 
gegeben wird, um ein Mädchen zum Geſchlechtsverkehr gefügig zu machen 
oder zu erhalten. In gleicher Weiſe kann auch der Auftrag eines Mannes an 
ein Mädchen oder eine Frau, in eigenem Namen eine Wohnung zu mieten, 
unſittlich ſein, wenn nämlich gerade dadurch ein unſittlicher Verkehr ermöglicht, 
oder wenn der weibliche Teil gefügig gemacht oder erhalten werden ſoll oder dgl. 
(HanſGG Z. 1906 Beibl. S. 195), und insbeſondere auch dann, wenn es ſo liegt, 
wie das Landgericht annimmt, daß in dem Auftrage zugleich eine Zuwendung 
liegt, die als Entgelt für unſittlichen Verkehr zu betrachten iſt. Ein Entgelt, 
oder wie das Landgericht es nennt, ein Äquivalent, ſetzt ein Abhängigkeits⸗ 
verhältnis von Leiſtung und Gegenleiſtung voraus, ſo daß die eine ohne die 
andre nicht gewährt werden würde. 

Im vorliegenden Fall liegen die tatſächlichen Verhältniſſe jedoch durchaus 
anders. Es iſt zu berückſichtigen, daß die Beziehungen der Klägerin beim 
Abſchluß des Mietvertrages ſchon neun Jahre lang beſtanden und ſich zu einem 
ſo feſten Bunde geſtaltet hatten, daß beiden die Löſung ihrer Beziehungen 
fernlag, ſie vielmehr beabſichtigten, zeitlebens daran feſtzuhalten. Das geht 
ſowohl aus den Erklärungen der Klägerin vor dem Ber.⸗Gericht hervor wie 
aus dem Teſtament des Erblaſſers. Tatſächlich haben ſich ja auch beide nach 
Abſchluß des Mietvertrages bei Ausbruch des Krieges, und zwar noch vor Be⸗ 
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ziehung der Wohnung durch die Klägerin, verlobt. Seit einer Reihe von Jahren 
beſtritt der Erblaſſer den Unterhalt der Klägerin einſchließlich der Wohnung, 
die er früher in eigenem Namen für fie gemietet hatte. Wenn dies bei Ab⸗ 
ſchluß dieſes Mietvertrages geändert wurde, ſo trat dadurch in den Beziehungen 
zwiſchen dem Erblaſſer und der Klägerin keinerlei Anderung ein, es war ein 
für dieſe Beziehungen zueinander gleichgültiger Umſtand. Es erſcheint aus⸗ 
geſchloſſen, daß das Mieten dieſer Wohnung, oder daß die Mietung einer 
anderen Wohnung um jene Zeit irgendwelchen Einfluß auf das Verhältnis 
zwiſchen der Klägerin und dem Erblaſſer ausgeübt haben ſollten in der Richtung, 
daß etwa ohne das Mieten der Wohnung ihre Beziehungen ſich gelockert 
hätten oder abgebrochen wären und daß durch die Gewährung der Wohnung 
die Klägerin an den Erblaſſer mehr gefeſſelt wäre als ohnedies. Bei dem 
Verhältnis der beiden Perſonen zueinander, das ſich zu einem dauernden 
geſtaltet hatte, verſtand ſich ganz von ſelbſt, daß der Erblaſſer für eine Wohnung 
der Klägerin ſorgte; Beweggrund und Zweck dieſes Tuns war ſeine in dem 
Teſtament bezeugte Dankbarkeit und Zuneigung zu der Klägerin und die ſeit 
Jahren beſtehende tatſächliche Geſtaltung, daß er den Unterhalt der Klägerin 
beſtritt; dies wurde durch die Mietung der Wohnung lediglich fortgeſetzt. In 
einem ſolchen Fall kann nicht wohl davon die Rede ſein, daß Beweggrund 
oder Zweck des Handelns, oder beides, gegen die guten Sitten verſtießen, 
und zwar auch dann nicht, wenn, wie ſelbſtverſtändlich iſt, die Wohnung zu⸗ 
gleich auch dazu dienen ſollte, den geſchlechtlichen Verkehr der Klägerin mit 
dem Erblaſſer fortzuſetzen. In Fällen, wie hier, tritt dies zu ſehr in den Hinter⸗ 
grund, als daß es noch als die Handlungsweiſe beherrſchend angeſehen werden 
kann. Anders iſt es, wenn die zu beſchaffende Wohnung weſentlich und über⸗ 
wiegend dem außerehelichen Geſchlechtsverkehr dienen ſoll und gerade zu dieſem 
Zweck gemietet wird. Es kommt bei dieſer Art von Beziehungen ſtets auf die 
Verhältniſſe des Einzelfalls an. Die Fälle, wo es ſich um leicht eingegangene 
und leicht gelöſte weſentlich auf Geſchlechtsgenuß abzielende „Verhältniſſe“ 
handelt, ſind mit dem hier zu beurteilenden Fall nicht vergleichbar. | 

Dem allgemeinen Empfinden über das, was den guten Sitten entſpricht, 
mag es zuwiderlaufen, eine ſolche Verbindung, wie zwiſchen der Klägerin 
und dem Erblaſſer beſtand, zu haben und zu pflegen; wenn aber einmal eine 
ſolche mit dem Gepräge der Dauerhaftigkeit vorhanden iſt, ſo kann es nicht als 
unſittlich gelten, die daraus ſich ergebenden wirtſchaftlichen Folgen auf ſich 
zu nehmen. Es iſt zu unterſcheiden zwiſchen den Rechtsgeſchäften, deren 
Inhalt nach Beweggründen, Zweck und Ziel unſittlicher Natur ift, und ſolchen, 
die lediglich durch ein beſtehendes unſittliches Verhältnis veranlaßt ſind. Die 
letzteren ſind nicht ohne weiteres unſittlich, können es aber ſein. Im vorliegen⸗ 
den Falle iſt der Beweis dafür nicht erbracht. Wenn die Beziehungen der 
Klägerin zu dem Erblaſſer ſich aus irgendwelchen Gründen bei deſſen Leb⸗ 
zeiten während der Dauer des Mietverhältniſſes gelöſt hätten, ſo würde der 
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Erblaſſer aus dem Auftrage gehaftet haben und ſich auf Unſittlichkeit nicht 
haben berufen können, was er übrigens, wie nach dem Teſtament nicht zu 
bezweifeln iſt, auch nicht getan haben würde. 
Danach war den Klaganträgen zu entſprechen. 
Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 1. Nov. 1916. Schr. (Kl.) w. 
K. Teſt. V. Bf. 338/16. Gr. 


30. Annahme unmittelbarer Stellvertretung auf Meund äußerer 

f Umſtände. 

Bol. 68 Nr. 74 m. N., Nr. 226. 
BGB. 35 164. 171. 

Der Beklagte hatte im September 1914 bei ſeinem Schuldner D. deſſen 
Forderung an den Händler T. aus dem Verkauf von Schweinen pfänden 
und ſich überweiſen laſſen, worauf T. die Schuld von 661 & an ihn ausbezahlt 
hatte. Der Kläger verlangte vom Beklagten Auszahlung dieſes Betrages 
auf Grund ungerechtfertigter Bereicherung, indem er behauptete, daß er als 
Inhaber der Schweinemäſterei, in welcher er den Beklagten angeſtellt habe, 
als eigentlicher Verkäufer und mithin als Gläubiger des Kaufgeldes betrachtet 
werden müſſe. — Die Klage wurde abgewieſen und die Berufung des Klägers 
zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Hauptbegründung des Klaganſpruchs läuft darauf hinaus, daß die 
vom Beklagten gepfändete, ihm überwieſene und durch Auszahlung erfüllte 
Forderung nicht dem Pfändungsſchuldner D., ſondern dem Kläger zugeſtanden 
habe. Daß D. beim Abſchluß des Vertrags, dem die Forderung entſprang, 
ausdrücklich im Namen des Klägers handelnd hervorgetreten ſei, behauptet der 
Kläger nicht; die Umſtände ſollen eine derartige Stellvertretung des Klägers 
durch D. ergeben (5 164 Abſ. 1 S. 2 BGB.). 

Eine weitverbreitete, im allgemeinen billigenswerte und auch vom Ober⸗ 
landesgericht Kiel befolgte Rechtſprechung legt den § 164 Abſ. 1 S. 2 dahin 
aus, daß bei Rechtsgeſchäften, die ſich auf einen Gewerbebetrieb beziehen, 
der Wille der Beteiligten regelmäßig auf den Abſchluß mit dem Inhaber des 
Gewerbes gerichtet ſei, und daß ſogar dieſer maßgebende Wille durch einen 
Irrtum darüber, ob die innerhalb des Gewerbebetriebs abſchließende Perſon 
der Inhaber ſei oder nicht, keineswegs beeinträchtigt werde (Planck BGB. 
Bem. 4 zu 9 164). Allein dieſe Willensauslegung, die einer gefunden wirt⸗ 
ſchaftlichen Grundauffaſſung entſpringt, hält ſich nur dann im Rahmen des 
9 164 und ift daher nur dann zur Annahme einer direkten Stellvertretung 
gemäß $ 164 dienlich, wenn jener Wille ſich in irgend einer Weiſe äußerlich 
erkennbar hervortut. Den Hauptfall, wenn auch nicht den einzigen, wird es 
bilden, daß das zu beurteilende Rechtsgeſchäft in einem Laden oder ſonſtigen 
Geſchäftsraum abgeſchloſſen wird. Jedenfalls muß es nicht nur ‚feftftehen, 
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daß die Abſicht dahin ging, mit dem Inhaber des Geſchäfts zu kontrahieren“ 
(ſo Planck a. a. O.), ſondern es muß ſich auch gerade dieſer Wille in äußeren, 
beim Vertragsabſchluß ſelbſt erkennbaren Umſtänden verkörpern. Eine Aus⸗ 
legung, die dieſe Grenzen überſchreitet und zu tief in das Innenverhältnis der 
handelnd auftretenden Perſonen zu einem Dritten eindringt, wird zwar 
vielfach zu einer richtigen Intereſſenwahrung führen, auf der andern Seite 
aber die Klarheit und Sicherheit des Rechtsverkehrs gefährden, indem ſie an 
Stelle des äußerlich Wahrnehmbaren das Ungewiſſe und ſchwer zu Erkennende 
ſetzt. Gerade dieſes Ergebnis widerſtreitet aber dem deutlichen Grundgedanken 
der direkten Stellvertretung i. S. des 8 164 BGB. 

Im vorliegenden Fall hat nun die Beweisaufnahme erkennbare äußere 
Umſtände, die den Willen des T., mit dem Kläger, als dem die Schweinezucht 
Betreibenden, abzuſchließen, nicht ergeben. Bei der Beweiswürdigung iſt 
es nicht zu überſehen, daß nicht rechtsverſtändige Zeugen häufig bei nachträg⸗ 
licher Betrachtung früher betätigter Rechtsauffaſſungen die wirtſchaftlich wich⸗ 
tigen Geſichtspunkte mit den rechtlich maßgebenden verwechſeln. Es iſt alſo 
nicht jede einzelne Wendung, die ein ſolcher Zeuge ſeiner Auffaſſung gibt, 
wörtlich zu nehmen. Alles in allem geſehen iſt aber offenbar die neben der 
Auffaſſung des D. maßgebende Anſchauung des T. doch eher die geweſen, 
daß D. ein ſelbſtändiger Schweinezüchter ſei und daß er unmittelbar nur mit 
dieſem zu tun habe. Was man ſonſt in der Gegend geglaubt hat, tritt dem⸗ 
gegenüber zurück. — — — Der vorliegende Fall iſt daher ſachlich, nach den 
äußeren Umſtänden, und perſönlich, nach der Auffaſſung des einen Vertrag⸗ 
ſchließenden, anders beſchaffen als die Fälle, in denen jemand auf einem 
Gutshof mit einem Knecht oder einem Inſpektor einen Handel abſchließt. — —“ 


Urteil des OLG. zu Kiel (3. Sen.) v. 20. Mai 1916 G. w. E. U. III 
179/15. SchleswHolſt Anz. 1916, 174. f 


31. Unbegründete Abnahmeverweigerung des Käufers; der Ver⸗ 
käufer muß anderweit günſtig zu verkaufen ſuchen. 
Vgl. 60 Nr. 183 m. N.; 65 Nr. 207. 
BGB. 38 254. 326. 

In einem Vorprozeſſe war die Verpflichtung der Beklagten zur Abnahme 
einer größeren Menge Maßflieſen feſtgeſtellt worden. Die Klägerin forderte, 
als die Bekagte die Maßflieſen nicht abnahm, Schadenerſatz gemäß 9 326 BGB., 
wurde aber vom Landgericht abgewieſen, indem mit Rüdficht auf eingetretene 
Preisſteigerung ein Schaden der Klägerin überhaupt verneint wurde. Das 
Oberlandesgericht beſtätigte mit folgender Begründung: 

„Mit Recht ſtellt das Landgericht auf Grund des Gutachtens des Sach⸗ 
verſtändigen K. feſt, daß die Klägerin im Dezember 1913, d. i. nach Ablauf der 
ihr bis zum 21. Dezember geſetzten Nachfriſt (8 326 BGB.), welcher Beit- 
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punkt für die Berechnung des abſtrakten Schadens zugrunde zu legen iſt (RG.⸗ 
Entſch. 60, 346 ff., 348 oben), mit Leichtigkeit die an die Beklagte verkauften 
Maßflieſen anderweit und ſogar zu einem höheren Preiſe hätte verkaufen können. 
Die Klägerin war ſomit in der Lage, den jetzt geltend gemachten Schaden 
in voller Höhe abzuwenden. Unterließ ſie dies, ſo iſt ſie für dieſe Unterlaſſung 
im Rahmen des § 254 Abſ. 2 BGB. verantwortlich zu machen (Entſch. 57, 
106 ff.). Dieſe Vorſchrift beruht auf der Erwägung, daß es nicht nur Pflicht 
eines jeden iſt, ſchädliche Eingriffe in einen fremden Rechtskreis zu vermeiden, 
ſondern daß es auch Aufgabe jedes ordentlichen und verſtändigen Menſchen 
iſt, ſich und das Seinige tunlichſt vor Schaden zu bewahren. Wer, pochend 
auf die Schadenerſatzpflicht eines anderen, jede Maßregel zur Abwendung 
oder Minderung eines ihm drohenden Schadens unterläßt, der verſtößt wider 
Treu und Glauben, wenn er gleichwohl den vermeidlich geweſenen Schaden 
von dem anderen erſetzt verlangt. Dieſer Verſtoß gegen Treu und Glauben 
iſt es, den das Geſetz in § 254 Abſ. 2 BGB. als Verſchulden bezeichnet. 
RGeEntſch. 52, S. 349 ff., 351; vgl. auch Dernburg B. R. II. 1, 82 5 32 Nr. 3, wonach 
ein Verſchulden i. ©. jener Beſtimmung dann vorliegt, wenn der Geſchädigte zur Ab⸗ 
wendung des Schadens das nicht tut, was er vorausſichtlich tun würde, wenn er 
niemand hätte, der ihm für den Schaden aufkommt. 

So liegt hier der Fall. Bei der Leichtigkeit, mit der die Klägerin durch 
anderweitige, noch dazu gewinnbringende Verwertung der an ſich der Beklagten 
zu liefernden Maßflieſen ſich vor jedem Schaden hätte bewahren können, iſt 
das Verlangen der Klägerin auf Erſatz des abſtrakten Schadens ſo unbillig 
wie nur möglich; und der ihr angeblich erwachſene Schaden beruht derart 
vorwiegend auf ihrem eigenen Verſchulden, daß das etwaige Verſchulden des 
Beklagten dagegen gänzlich zurücktritt und daß deshalb auch eine nur teil⸗ 
weiſe Verurteilung der Beklagten zum Schadenerſatze nicht mehr gerecht⸗ 
fertigt wäre. | 

Die Klägerin kann ſich nicht einmal darauf berufen, daß ſie infolge ge- 
nügender Vorräte von Rohſtoffen noch neben der Beklagten alle Abnehmer 
pon Maßflieſen hätte befriedigen können. Denn gerade angeſichts der vom 
Sachverſtändigen bekundeten Knappheit an Maßflieſen zu Ende 1913 iſt nicht 
anzunehmen, daß etwa die Menge Rohſtoffe, die die Klägerin zur Herſtellung 
der an die Beklagte zu liefernden Maßflieſen gebraucht haben würde, von ihr 
nicht zu verwenden geweſen wären. Vielmehr ſind die erkennenden Richter 
davon überzeugt, daß ſie auch dieſe Rohſtoffe durch Herſtellung der damals nur 
in beſchränkten Mengen auf den Markt kommenden Maßflieſen und durch deren 
anderweitigen Verkauf zu den gegenüber dem Vertragspreiſe höheren Preiſen 
hätte verwerten können. Für den vorliegenden Fall ſchlagen deshalb die 
entgegenſtehenden Ausführungen in OL GRſpr. 23, 9ff. unter 8 keinesfalls ein. 

Übrigens iſt das Ber.⸗Gericht auch davon überzeugt, daß die Klägerin 
die in Betracht kommenden Rohſtoffe anderweit und ſogar mit Gewinn ver⸗ 
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wendet hat. Denn es wäre geradezu unwirtſchaftlich, wenn ein Kaufmann 

die günſtige Marktlage, wie ſie ſich für die Klägerin bot, nicht ausgenutzt hätte.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (8. Sen.) v. 11. April 1916. K. & P. w. H. 
8 O. 3/16. | F—ch. 


32. Bedeutung einer Nachlieferungsabrede beim überfeeifchen 
Abladegeſchäft. 
Vgl. 66 Nr. 202 m. N.; 71 Nr. 32. 107. 157. 
BGB. 59 271. 459. 157. f 
— — — Esa bedarf keiner erneuten Darlegung, daß beim reinen Ablade⸗ 
geſchäft die Verhinderung der Abladung durch den gegenwärtigen Krieg eine 
Unmöglichkeit der Leiſtung bewirkt, indem, bei der handelsüblichen Bedeutung 
des Abladetermins für die Eigenſchaft der Ware, die Verhinderung der Ab⸗ 
ladung die wirtſchaftliche Bedeutung und den Inhalt der Leiſtung derart 
berührt, daß die Bewirkung der vertragmäßigen Leiſtung als unmöglich zu 
gelten hat. Wenn der vorliegende Vertrag daher nicht die Nachlieferungs⸗ 
klauſel enthielte, ſo wäre die Klägerin, und zwar auch ohne Zuhülfenahme 
der force majeure⸗Klauſel, von der Lieferungsfriſt wegen Unmöglichkeit frei. 
Zu prüfen iſt daher lediglich, ob die Rechtslage eine andre deswegen iſt, weil 
der Vertrag jene Nachlieferungsklauſel enthält. 
Dieſe Klauſel lautet: 

Die Verkäufer ſind berechtigt, dieſen Kontrakt zu annullieren, falls die Ausführung des⸗ 
ſelben durch Krieg verhindert wird, ſofern der Käufer keine den Umſtänd en entſpre⸗ 
chende Nachlieferungsfriſt bewilligen will; das Recht, dieſe Nachlieferungsfriſt zu be⸗ 
anſpruchen, ſteht den Verkäufern ebenfalls zu. 

Nach der Auslegung, die Beklagter dieſer Klauſel geben will, iſt dadurch die 
(aus dem Charakter des Abladegeſchäfts zu folgernde) Vertragsabſicht, daß die 
Ware einige Monate nach der vertraglich beſtimmten Abladefriſt hier abge⸗ 
liefert werden ſollte, für den Fall des Krieges geändert, derart, daß es für den 
Verkäufer keine unbillige Zumutung bedeute, die Ware bis zum Friedens⸗ 
ſchluß aufzubewahren und ſie nachher zur Ablieferung zu bringen; zur Auf⸗ 
bewahrung der Ware ſei aber der Verkäufer nicht einmal verpflichtet, denn 
da „fair average quality of the season“, nicht „of the season 1914“ verkauft 
ſei, ſei er berechtigt, nach Beendigung des Krieges Ware derjenigen Saiſon 
zu liefern, welche alsdann die laufende ſei. Dieſe Auslegung geht fehl. 
Gehandelt iſt Ware der Saiſon 1914; das iſt, da es ſich um Abladung 
September / Oktober bzw. Oktober / November 1914 handelt, ganz ſelbſtver⸗ 
ſtändlich. Der Zuſatz des Jahres zu dem Worte Saiſon wäre höchſt überflüſſig 
geweſen. Die Klägerin iſt daher weder berechtigt noch verpflichtet, zur Er- 
füllung Ware der nach Kriegsbeendigung laufenden Saiſon zu verwenden. 
Daß Beklagter bei günſtigen Preiſen natürlich bereit wäre, auch ſolche Ware 
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als Erfüllung anzunehmen, iſt für die rechtliche Beurteilung bedeutunglos. 
Es kann ſich daher nur fragen, ob der Beklagte auf Grund der Nachlieferungs⸗ 
klauſel auch nach Beendigung des Krieges noch Lieferung von Ware der Saiſon 
1914 verlangen kann. Das iſt zu verneinen. 

Allerdings wird durch das Nachlieferungsrecht der Sinn der Abladeklauſel 
verändert, aber nicht ſo, daß dadurch beim Vorliegen der angegebenen Gründe 
für die Ausführung des Vertrags („Krieg, Streik, Ausfuhrverbot oder irgendein 
anderer Fall von force majeure“) die Beſtimmung des Abladetermins völlig 
ihrer Bedeutung entkleidet würde und an Stelle der Verpflichtung zur Liefe⸗ 
rung von Ware eines beſtimmten Abladetermins geradezu eine unbeſchränkte 
Gattungsſchuld träte. Das aber wäre der Fall, wenn man die Klägerin auch 
jetzt noch zur Lieferung von Ware der Saiſon 1914 als r erachten 
wollte. 

Der Sinn der Beſtimmung, daß der Käufer das Recht hat, eine den Um⸗ 
ſtänden entſprechende Nachlieferungsfriſt zu ſetzen, iſt vielmehr bei einer 
unter Berückſichtigung von 8 157 BGB. erfolgenden Auslegung der, daß, 
wenn der urſprünglich vorgeſehene Abladetermin infolge jener Behinderungen 
vereitelt wird, dennoch der Verkäufer zur Lieferung einer ſpäteren Abladung 
auf Verlangen des Käufers verpflichtet ſein ſoll, vorausgeſetzt, daß eine ſolche 
Leiſtung den Umſtänden entſpricht, das heißt, ihm unter Berückſichtigung der 
obwaltenden Verhältniſſe zugemutet werden kann. Wann das der Fall iſt, 
kann nicht allgemein geſagt werden. Hier iſt es, angeſichts der langen Dauer 
der Verhinderung und der völlig unabſehbaren Veränderungen der Geſchäfts⸗ 
lage auf dem Waren⸗ und Frachtenmarkt bei Beendigung des Krieges nicht 
der Fall. 

Die Klägerin iſt mithin von der Leiſtung frei. Die darauf gerichtete 
Feſtſtellungsklage iſt begründet und der Berufung war daher der Erfolg zu 
verſagen. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 30. Juni 1916. H. D. & Co. 

(Kl.) w. W. Bf. IV. 139/16. 8 B. 


33. Keine Verurteilung zu einer nachträglichen inzwiſchen unmöglich 
gewordenen Leiſtung. 
Vgl. 49 Nr. 87 m. N.; 57 Nr. 236; 67 Nr. 74. 
BGB. 8 280. 

Gegen die Beklagten war im Februar 1910 geklagt worden auf die Milch⸗ 
lieferung vom 1. Febr. 1910 bis zum 1. Febr. 1918 an die Molkerei des Klägers, 
zu der ſie ſich in einem Vertrage vom Januar 1909 verpflichtet hatten. — Sie 
wurden in 2. Inſtanz klagegemäß verurteilt; das Reichsgericht hob die Ver⸗ 
urteilung auf, ſoweit ſie ſich auf die Zeit vom 1. Febr. 1910 bis zum 1. Juli 1915 
bezog, und erklärte für dieſe Zeitdauer den in der Ber.⸗Inſtanz hülfweiſe 
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geſtellten Schadenerſatzanſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt. Aus 
den Gründen: 

„— — — Zutreffend wird die Entſcheidung inſoweit, als ſie die Ver⸗ 
gangenheit betrifft und die Beklagten verurteilt ſind, nach Maßgabe des Ver⸗ 
trages an die Molkerei des Klägers für die Zeit vom 1. Febr. 1910 bis ein⸗ 
ſchließlich 1. Juli 1915 täglich von drei Kühen je 5 Liter Milch zu liefern, 
mit der Begründung bekämpft, daß fie inſoweit ſich als eine unzuläſſige Ver⸗ 
urteilung zu einer unmöglichen Leiſtung darſtelle. In dieſer Beziehung hat 
das Ber.⸗Gericht ausgeführt: Eine offenbar unmögliche Leiſtung komme 
nicht in Betracht. Allerdings könne eine Leiſtung, deren objektive Unmöglich⸗ 
keit feſtſtehe, nicht zum Gegenſtand einer Klage gemacht werden. Ein ſolcher 
Fall liege aber hier nicht vor. Denn zur Zeit der Klagezuſtellung — Ende 
Februar 1910 — ſei das Verlangen nach Lieferung der ſeit dem 1. Febr. 1910 
rückſtändigen Milch noch keineswegs unmöglich geweſen, da eine Erſatzlieferung 
unſchwer zu bewirken geweſen wäre, wenn der Klaganſpruch von dem Be⸗ 
klagten alsbald anerkannt worden wäre. Ob eine ſolche Nachlieferung jetzt 
noch in Frage kommen könne und wie ſie auszuführen wäre, könne nur im 
Wege des beiderſeitigen Übereinkommens zu regeln ſein. Denn natürlich 
könnten die Beklagten im Fall der Verurteilung nicht die ganze rückſtändige 
Menge dem Kläger auf einmal anliefern. Indeſſen handle es ſich hierbei 
lediglich um Fragen, deren Löſung in der Zw.⸗Vollſtr.⸗Inſtanz verſucht werden 
möge. Die Beklagten ſeien jedenfalls nicht berechtigt, im Lauf des Rechts⸗ 
ſtreits dem Kläger die Einrede der Unmöglichkeit der Erfüllung entgegenzu⸗ 
ſetzen, wenn ſie dieſe Unmöglichkeit ſelbſt herbeigeführt und ſomit zu vertreten 
hätten. Denn dadurch würde die Prozeßlage des Klägers verſchlechtert wer⸗ 
den, indem dieſer nunmehr gezwungen wäre, die Vorausſetzungen für den 
Grund und die Höhe eines Schadenerſatzanſpruchs nachzuweiſen, während 
es ihm ſonſt freiſtehen würde, die Erfüllung zu fordern und nach Erwirkung 
eines obſiegenden Urteils den für ihn bequemeren Weg des 8 283 BGB. 
zu beſchreiten (RGEntſch. 54, 31). Der Einwand der Unmöglichkeit könne 
deshalb hier keine Berückſichtigung finden. 

In der Rechtslehre iſt allerdings ſtreitig, ob in dem Fall, daß nach Ent⸗ 
ſtehung des Schuldverhältniſſes die Leiſtung infolge eines von dem Schuldner 
zu vertretenden Umſtandes unmöglich wird, auf den urſprünglichen Leiſtungs⸗ 
gegenſtand geklagt werden kann und eine dahingehende Verurteilung zuläſſig 
iſt, oder ob die Verbindlichkeit ſich in eine ſolche auf Schadenerſatz umwandelt. 
Die herrſchende Meinung entſcheidet die Frage im letzteren Sinn. In Über⸗ 
einſtimmung hiermit hat der 1. Zivilſen. des Reichsgerichts in dem von dem 
Ber.⸗Gericht bezogenen Urteile (Entſch. 54, 31) entſchieden, daß ein Urteil 
auf eine Leiſtung, deren Unmöglichkeit bereits feſtſteht, nicht zu erlaſſen iſt; die 
Verurteilung der Beklagten zu dem urſprünglichen Leiſtungsgegenſtande 
wurde dann auch auf die Erwägung geſtützt, daß die Unmöglichkeit ſeiner Lei⸗ 
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ſtung zwar von der Beklagten behauptet, von dem Kläger aber beſtritten ſei 
und noch nicht feſtſtehe. Dabei wurde auf den beſonderen Vorteil hingewieſen, 
der dem Kläger aus einer ſolchen Verurteilung im Hinblick auf $ 283 BGB. 

erwachſe. Dieſer Rechtſprechung ſchließt ſich der erkennende Senat an. 
Im Unterſchiede von dem damals entſchiedenen Fall ſteht jedoch ſchon 
gegenwärtig ohne weiteres feſt, daß die Verpflichtung der Beklagten, inner⸗ 
halb einer gewiſſen Zeit täglich an die Molkerei des Klägers eine beſtimmte 
Menge Milch zu liefern, für den bereits abgelaufenen Zeitraum in der im 
Vertrage vorgeſehenen, dem Vertragszweck und den beiderſeitigen Intereſſen 
der Parteien entſprechenden Weiſe nicht mehr erfüllt werden kann. Durch die 
Hinausſchiebung der Leiſtung auf lange Zeit hinaus iſt der Leiſtungsgegenſtand 
ſelber verändert und hat damit die Fähigkeit, als Vertragserfüllung zu dienen, 
verloren. Daher iſt die Leiſtung des urſprünglichen Vertragsgegenſtandes 
unmöglich geworden (vgl. RGeEntſch. 42, 116, in Seuff A. 54 Nr. 81). Dies 
iſt von dem Ber.⸗Gericht verkannt. Deshalb ‚unterliegt feine Entſcheidung 
inſoweit der Aufhebung. Grundſätzlich ſteht dem in der Ber.⸗Inſtanz hülf⸗ 
weiſe geltend gemachten Schadenerſatzanſpruch bezüglich des fraglichen 
Zeitraums nach Lage der Sache keinerlei Bedenken entgegen. Daher 
war dieſer Anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt zu erklären und 
die Sache zur weiteren Verhandlung und Entſcheidung über die Höhe 
dieſes Anſpruchs an das Gericht 1. Inſtanz zurückzuverweiſen (§ 538 3 PO .). —“ 
Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 4. Febr. 1916. Sch. u. Gen. (Bkl.) 
w. Kl. (OLG. Breslau). II. an Auch in un 88 = 18 = 76. 


34. Schenkung von Todes wegen durch einen Pei zugunfen 
Dritter. 8 
Vgl. 33 Nr. 12; 51 Nr. 118; 54 Nr. 85. 
BGB. 58 328. 331. 2301. 

Der Privatmann Joſeph G. in P., der mit der B. M. Bank daſelbſt i in 
Geſchäftsverbindung ſtand und ein Guthaben bei ihr hatte, hatte in einem 
von ihm nicht eigenhändig geſchriebenen, aber unterſchriebenen Briefe v. 
8. Okt. 1907 die Bank erſucht, der Ehefrau Luiſe M., ſeiner Nichte, deren Auf⸗ 
enthalt nicht bekannt ſei, 5000 „ gutzuſchreiben und ihn für dieſen Betrag zu 
.belajten; er verlangte die Verzinſung des Betrags mit 4% und beſtimmte, 
daß der Betrag der Frau M. oder deren Erben nach ſeinem Tode ausbezahlt 
und daß die Abrechnungen über das Konto ihm zugeſtellt werden ſollten. 
Die Bank hatte dieſen Antrag angenommen und in Ausführung desſelben 
unter Belaſtung des Kontos des G. der Frau M. den bezeichneten Betrag 
auf einem für ſie angelegten Konto gutgeſchrieben und dem G. bis zu 
deſſen Tode die Abrechnungen über dieſes Konto zugeſtellt. Der Aufenthalt 


-der Frau M. blieb unbekannt. Als N des 1 verlangte 
Seufſerts Archiv Bb. 72. 3. Folge Bb. 17. Heft 2. 
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der Kläger mit der Klage von der Beklagten als der Rechtsnachfolgerin der 
genannten Bank die Ausbezahlung der 5000 „ nebſt den aufgelaufenen 
Zinſen. — Die Klage wurde in allen Inſtanzen abgewieſen. Gründe des 
Rev.⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Gericht hat in dem zwiſchen G. und der Bank getroffenen 
Abkommen ein Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten im Sinne der 
§ 328 ff. BGB. erblickt, durch das ſich die Bank dem G. gegenüber verpflichtet 
hat, bei deſſen Tode der Frau M. oder deren Erben 5000 & nebſt den aufge⸗ 
laufenen Zinſen zu bezahlen, und es hat weiterhin ausgeführt, daß nach dem 
Zweck und den Umſtänden des Abkommens die Frau M. oder ihre Erben 
mit dem Tode des G. das unmittelbare Recht erworben hätten, die verſprochene 
Leiſtung zu fordern. Dieſe Annahme läßt keinerlei Rechtsirrtum erkennen. 

Die Reviſion ſucht zunächſt die Wirkſamkeit des Vertrags deshalb in Frage 
zu ziehen, weil die Bank kein Intereſſe an der verſprochenen Leiſtung gehabt 
und weil es an dem Erfordernis des „Kauſalverhältniſſes zwiſchen ihr und G. 
gefehlt habe. Dieſer Einwand iſt unbegründet. Allerdings liegt regelmäßig 
dem Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten das ſog. Deckungsverhältnis 
zwiſchen dem Verſprechenden und dem Verſprechensempfänger zugrunde. 
Dieſes lag aber im vorliegenden Fall darin, daß die Bank im Kontokorrent⸗ 
verkehr mit G. ſtand und das Verſprechen zur Tilgung ihrer hieraus ſich er⸗ 
gebenden Verbindlichkeit abgab. Die von der Reviſion zur Vergleichung heran⸗ 
gezogenen Fälle, daß ein Freund ſeinem Freunde das Verſprechen zur Be⸗ 
friebigung der eigenen Gläubiger gebe und daß ein Geſchäftsherr den eigenen 
Kaſſierer zur Auszahlung einer Summe an einen Dritten ermächtige, liegen 
durchaus anders; in derartigen Fällen entſteht keine Verbindlichkeit, weil es 
an einem ſchutzwürdigen Intereſſe des Gläubigers und an dem Willen recht⸗ 
licher Bindung fehlt. 

Auch der Einwand, daß ein Vermächtnis des G. vorliege, greift nicht durch. 
Allerdings hat nach den Feſtſtellungen G. der Frau M., die er aus Verſehen 
in ſeinem Teſtament übergangen hatte, durch den Vertrag auf ſeinen Tod 
eine unentgeltliche Zuwendung machen wollen. Das bürgerliche Recht ver⸗ 
bietet es aber nicht, eine ſolche Wirkung auf dem Wege des Verſprechens im 
Sinn der 88 328ff. BGB. herbeizuführen. Auch durch Vertrag unter Le⸗ 
benden können, wie bereits in RGEntſch. 80, 177 ausgeſprochen worden iſt, 
die Zwecke erreicht werden, die das Vermächtnis verfolgt. Die auf den Todes⸗ 
fall zugunſten Dritter geſchloſſenen Verträge kommen in ihrem Endziel den 
Vermächtniſſen nahe, ſie haben aber die Eigentümlichkeit, daß der Dritte 
unmittelbar aus dem Vertrage erwirbt, und daß ſich das Zugewendete mit dem 
Tode des Verfügenden von ſeinem Nachlaſſe trennt und nicht zu dieſem 
gehört. 

Auf den Mangel einer geſetzlichen Form kann die Unwirkſamkeit des Ver⸗ 
trages nicht geſtützt werden. Für das Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten 
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iſt im Geſetze eine Form nicht vorgeſchrieben. Die Notwendigkeit einer ſolchen 
iſt auch aus dem Deckungsverhältnis zwiſchen der Bank und G. nicht abzuleiten. 
Dagegen könnte in Frage kommen, ob nicht aus dem Verhältnis zwiſchen den 
Vertragsparteien zu dem begünſtigten Dritten die Notwendigkeit einer Form 
ſich ergebe. Sollte, wie im vorliegenden Fall dies zutrifft, durch den Vertrag 
eine Zuwendung an den Dritten bewirkt werden, und entfiel der Rechtsgrund 
der Zuwendung wegen Formmangels des Rechtsgeſchäfts, das der Zuwendung 
zugrunde liegt, ſo könnte die Zuwendung von dem Zuwendenden nach den 
Grundſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung zurückgefordert werden. 
Durch das von der Bank geleiſtete Verſprechen ſollte der Frau M. oder ihren 
Etben eine unentgeltliche Zuwendung durch G. gemacht werden. Dieſe Zu- 
wendung war aber keine Schenkung unter Lebenden, weil ſie erſt mit dem 
Tode des G. und im Fall des Überlebens der Frau M. in Wiſrkamkeit treten 
ſollte; vie Formvorſchrift des 8 518 BGB. kommt daher nicht zur Anwendung. 
Soll aber die Leiſtung an den Dritten nach dem Tode des Verſprechens⸗ 
empfängers erfolgen, jo erwirbt der Dritte gemäß § 331 BGB. das Recht auf 
die Leiſtung mit dem Tode des Verſprechensempfängers; er erwirbt es un⸗ 
mittelbar aus dem Vertrage als ein unentziehbares Recht auch ohne Kenntuts 
des Vertrags; ſein Erwerb iſt unabhängig von der Annahme der Zuwendung. 
Einer Form bedarf dieſe Zuwendung nicht (Hellwig Vertr. auf Leiſtung an 
Dritte 350 ff.). 

Hiernach haben die Frau M. oder ihre Erben mit dem Tode des G. den 
Anſpruch an die Bank erworben. Dieſer Rechtserwerb würde nur dann nicht 
gelten, wenn ſie das aus dem Vertrage erworbene Recht zurückgewieſen 
(5 333 BB.) oder den Tod des G. nicht überlebt hätten. Eine ſolche Feſt⸗ 
ſtellung iſt jedoch vom Ber.⸗Gericht nicht getroffen worden. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 25. Febr. 1916. G. Teſt.⸗Vollſtr. 

(Kl.) w. Deutſche Bank (OLG. Hamm). III. 368/15. Auch in RGEntſch. 

88 Nr. 33 S. 137. 


3. Verpflichtung zur Abnahme, wenn der Vertrag eine jährliche 
Geſamtmenge feſtſetzt. 
Vgl. 63 Nr. 6 m. N. 
GB. 5433 Abſ. 2. 

In dem Vertrage v. 28. Sept. 1912, durch den ſich die Beklagte verpflichtete, 
den für ihre in Cr. liegende Fabrik erforderlichen elektriſchen Strom aus⸗ 
ſchließlich von der Klägerin zu beziehen, hatte die Beklagte eine jährliche Mindeſt⸗ 
abnahme von 120000 Kilowattſtunden zugeſagt und ſich zur Zahlung der 
entſprechenden Beträge verpflichtet. Über den Einfluß eines Krieges auf die 
gegenſeitigen Verpflichtungen der Parteien waren beſondere Beſtimmungen 
getroffen worden. In den erſten 7 Monaten des Jahres 1914 hat die Be⸗ 
klagte nut 56317 kwSt. abgenommen und bezahlt; eine weitere Abnahme 
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von Strom iſt dann wegen Stillegung des Fabrikbetriebes infolge des Krieges 
nicht erfolgt. Die Klägerin behauptete nun, die Beklagte hätte in den erſten 
7 Monaten des Jahres 1914 entſprechend der Jahresgarantie 70000 kwSt. 
abnehmen müſſen, habe alſo 13683 zu wenig abgenommen und ſei danach 
verpflichtet, die nicht abgenommenen Stunden mit dem Vertragspreiſe von 
5,3 9, zuſammen mit 725,20 K, zu bezahlen. Auf Bezahlung dieſer Summe 
ſamt Zinſen ging ihre Klage, die in 2. Inſtanz abgewieſen wurde. Aus sa 
Gründen: 

„Die Beklagte hat die Haftung für eine Mindeſtabnahme nach dem klaren 
und unzweideutigen Wortlaut des Vertrages auf das Jahr übernommen. 
Es lag ihr danach, da die Abnahme naturgemäß wechſelnd war, nicht die Ver⸗ 
pflichtung ob, in jedem Monat 10000 kwSt., den zwölften Teil des Jahres⸗ 
betrages, abzunehmen, vielmehr war ihr geſtattet, den Minderbezug früherer 
Monate durch Mehrbezug ſpäterer Monate auszugleichen. Ob dieſe Befugnis 
nach dem Sinn des Vertrages völlig ſchrankenlos war, ſo daß etwa die Beklagte 
die geſamte Menge im letzten Monat abnehmen konnte, in den früheren Monaten 
dagegen nichts zu beziehen brauchte, kann dahingeſtellt bleiben, da ein ſolcher 
beſonderer Fall nicht vorliegt, die Minderabnahme in den erſten 7 Monaten 
des Jahres 1914 vielmehr unzweifelhaft in dem Rahmen des 0 den N 
gewährten Spielraums liegt. 

Nach dem Geſagten war die Beklagte bis zum Ausbruch des Krieges zu 
Anfang des Monats Auguſt 1914 nicht in Verzug mit der Abnahme von Strom 
gekommen. Dadurch erledigt ſich der auf die bis dahin angeblich erfolgte 
Minderabnahme geſtützte Klaganſpruch. An dieſem Ergebniſſe wird durch die 
Beſtimmung in $4 Abſ. 10 des Vertrages nichts geändert. Denn wenn dort 
geſagt iſt, daß während der Zeit der durch beſondere Umſtände, wie Krieg, 
eingetretenen Behinderung in der Abnahme von elektriſchem Strom die 
Abnahmeverpflichtung erliſcht, ſo bezieht ſich das ſowohl nach dem Wortlaut 
wie nach dem Sinn des Vertrages auf die ganze in der Behinderungszeit 
abzunehmende Menge. Während der tatſächlichen Behinderung ſollte die 
Beklagte zur Abnahme überhaupt nicht verpflichtet ſein; wie das in entſprechen⸗ 
der Weiſe in Abſ. 7 desſelben Paragraphen für die Klägerin beim Eintritt 
eines ſie an der Lieferung von Strom hindernden Umſtandes beſtimmt war. 
Wenn die Klägerin für den Fall des Eintritts einer zeitweiſen Abnahme⸗ 
behinderung, wie fie hier vorliegt, eine verhältnismäßige Verrechnung der für 
das Jahr zugeſicherten Mindeſtabnahme Platz greifen laſſen will, ſo trägt 
ſie damit etwas in den Vertrag hinein, wofür dieſer keinen Anhalt bietet. 
War die Beklagte nach dem Vertrage befugt, den Reſt der zugeſicherten Mindeſt⸗ 
abnahme in den noch fehlenden fünf Monaten des Jahres abzunehmen, und 
ſtand nicht feſt, daß das nicht auch tatfächlich geſchehen ſein würde, wenn die 
Behinderung nicht eingetreten wäre, ſo kann ihr aus der Minderabnahme der 
erſten ſieben Monate kein vertragmäßiger Nachteil erwachſen. Hätte die von 
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der Klägerin verlangte Berechnung eintreten ſollen, ſo hätte es der Aufnahme 
einer beſonderen dies zum Ausdruck bringenden Beſtimmung im Vertrage 
oder doch der Vereinbarung einer monatlichen r von 10000 
kwSt. bedurft. — — — 
Aus dieſen Gründen iſt in Beachtung der Berufung der Betlagten die 
Klage abzuweiſen.“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (9. Sen.) v. 23. Nov. 1915. S. E. L. G. 
w. B. & Cl. 90. 125/15. en 


36. Verpflichtung des Derficerten, Gefahr washer. ung. 
2... anzuzeigen. 
Vgl. 27 Nr. 60; 51 Nr. 212 m. N. 
VerſsG. 35 23. 25. 

Nach 87 Nr. 2 und 4 der Verſicherungsbedingungen der Velagten in 
Übereinſtimmung mit 89 23 Abſ. 1, 25 Abſ. 1 VerſVertrG. iſt die Beklagte 
von der Verpflichtung zum Erſatz des der Klägerin durch den Einbruchdiebſtahl 
am 24./25. Januar 1915 zugefügten Schadens frei, wenn ohne Einwilligung 
oder Geſtattung der Beklagten eine Anderung in den Verhältniſſen bezüglich 
des verſicherten Gegenſtandes vorgenommen oder eingetreten iſt, durch welche 
eine Erhöhung der Gefahr bedingt iſt, und die Klägerin als Verſicherungnehmerin 
der Beklagten nicht unverzüglich nach Kenntnis davon Mitteilung gemacht hat. 
Nach dem 87 Nr. 2 iſt die ſchriftliche Erſtattung der Anzeige von einer Gefahr⸗ 
erhöhung ausdrücklich von der Beklagten vorgeſchrieben worden. In Nr. 4 
des 97 iſt weiter ausgeführt, daß in Anſehung von häuslichem Mobiliar eine 
Gefahrerhöhung dann als vorliegend angeſehen werden ſolle, wenn die Ver⸗ 
ſicherungsräumlichkeit für eine längere Dauer als 60 Tage unbewohnt und 
unbeauffichtigt gelaſſen wird. Dort wird der Begriff der Aufſicht dahin er⸗ 
läutert, daß mindeſtens erforderlich ſei, daß die Aufſicht durch eine erwachſene 
Perſon ausgeübt werde, die ſich wenigſtens während der Nacht in den Ver⸗ 
ſicherungsräumen aufhalte. Dieſen Erforderniſſen hat die Klägerin ſeit dem 
20. Okt. 1914, alſo länger als 60 Tage vor dem hier in Rede ſtehenden Ein⸗ 
bruch v. 24./25. Januar 1915, nicht genügt. Sie hat unſtreitig das fragliche 
Haus von dieſem Zeitpunkt an nicht bewohnt. Wenn ſie ihrer Aufſichtspflicht 
dadurch genügt zu haben meint, daß ſie und ihre erwachſene Tochter wöchent⸗ 
lich zwei- bis dreimal das Haus betreten und nachgeſehen hätte, ſo iſt dem nicht 
beizutreten. Auch die angebliche Beaufſichtigung durch die Polizei genügt nicht 
jenen von der Beklagten berechtigterweiſe aufgeſtellten Erforderniſſen. Die 
Anbringung von Sicherheitsſchlöſſern und ſonſtigen Vorkehrungen, welche die 
Klägerin vorgenommen haben will, genügen gleichfalls nicht j jenen Vorſchriften; 
die Sicherung des verſicherten Gegenſtandes durch Schlöſſer und andre Vor⸗ 
kehrungen entbindet den Verſicherungnehmer nicht von der Auf nhung. der 
in der e vorgeſchriebenen Beaufſichtigungspflicht. 
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Es iſt alſo eine Gefahrerhöhung i. ©. des 57 Nr. 4 des Verſicherungs⸗ 
ſcheins während der Dauer des Verſicherungsvertrages eingetreten, über welche 
die Klägerin der Beklagten unverzüglich eine ſchriftliche Anzeige zu erſtatten 
hatte. — — — i 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 8. Juli 1916. S. (Kl.) w. 

Niederl. Lloyd. Bf. VI. 44/16. Nö. 


37. Invalidenverſicherung; nur die geſetzlichen Entſchädigungsanſprüche 
gegen Dritte gehen auf den Verſicherungsträger über. 
Bol. 70 Nr. 194; auch 45 Nr. 268; 46 Nr. 50; 49 Nr. 41; 54 Nr. 175; 64 Nr. 226. 
RVBerſDO. 8 1824. 1542. 

Der Beklagte, ein ehemaliger Waſſerbauarbeiter, der eine ſog. Alarm⸗ 
kanone zu bedienen hatte, verunglückte im Auguſt 1913 beim Anfertigen von 
Patronen, es wurde ihm die linke Hand weggeriſſen. Er erhob außergerichklich 
gegen die Gemeinde G. Entſchädigungsanſprüche in Höhe von 18000 K; 
vergleichweiſe bezahlte die Verſicherungsgeſellſchaft, bei der die Gemeinde 
verſichert war, für dieſe 6000 4 an den Beklagten aus unter dem ausdrück⸗ 
lichen Vorbehalt, daß eine Rechtspflicht zur Entſchädigung nicht anerkannt 
werde. Die Landverſicherungsanſtalt Oberbayern verlangte richterliche 
Feſtſtellung dahin, daß ſie berechtigt ſei, die ſie treffende Verpflichtung zur 
Gewährung von Invalidenrente gegen jene Vergleichsſumme aufzurechnen. 
Das Landgericht wies die Klage ab, davon ausgehend, daß die Bezahlung der 
6000 A freiwillig erfolgt jet und daß für die Gemeinde G. keine geſetzliche 
Verpflichtung vorgelegen habe, den Beklagten zu entſchädigen. Die Be⸗ 
rufung der Klägerin hatte keinen Erfolg. Aus den Gründen: 

„Die von der Klägerin begehrte Aufrechnung ihrer Rentenpflicht gegen⸗ 
über den dem Beklagten von dritter Seite gezahlten 6000 & iſt nach $ 1324 
RVerſO. nur dann und inſoweit zuläſſig, als auf die Verſicherungsanſtalt 
ein Anſpruch auf Entſchädigung nach Maßgabe des § 1542 RVerſO. über⸗ 
gegangen iſt. Letztere Vorſchrift beſagt, daß ein ſolcher Übergang ſtattfindet 
ſoweit die nach der RVerſO. Verſicherten nach anderen geſetzlichen Vorſchriften 
Erſatz eines Schadens beanſpruchen können, der ihnen durch den fraglichen 
Unfall erwachſen iſt. Die RVerſO. ſetzt alſo hier als weſentliche Grundbedin⸗ 
gung eines derartigen Übergangs voraus, daß der Schädiger dem Verletzten 
nach geſetzlicher Vorſchrift zum Schadenerſatz aus dem Unfall verpflichtet iſt. 
Verſteht er ſich ohne das Beſtehen ſolcher Verpflichtung zu einer Entſchädi⸗ 
gung, jo greift § 1542 nicht Platz. Ebenſowenig gehen die auf Vertrag be⸗ 
ruhenden Anſprüche oder die auf Geſetz beruhenden Anſprüche, die nicht die 
Natur der Entſchädigungsanſprüche haben, auf den Verſicherungsträger über; 

Lehmann NBeriO. Bem. 7 zu $ 1548; Hagen in Zeitſchr. f. Nchtspfl. in Bayern 1018, 70. 
Es war daher durchaus ſachgemäß, daß das Landgericht zur Hauptgrundlage 
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ſeiner Entſcheidung die Unterſuchung über die Frage machte, ob Beklagter in 
Wirklichkeit gegenüber der Gemeinde G. wegen des Unfalls nach den geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen überhaupt einen Schadenerſatzanſpruch erworben habe. 
Eine frühere richterliche Feſtſtellung über dieſen Punkt liegt nicht vor; Be⸗ 
klagter hat nur außergerichtlich Anſprüche gegen die Gemeinde G. erhohen 
und es ſind Vergleichsunterhandlungen geführt worden, die durch das Ein⸗ 
treten der Verſich.⸗Geſellſchaft beendet wurden. 

Das Ber.⸗Gericht billigt aber auch die Ausführungen und Erwägungen 
des Landgerichts über die aufgeworfene Grundfrage. Die Gemeinde G. 
trifft lein nachweisbares Verſchulden an dem Unfall, das eine geſetzliche Haftung 
nach Maßgabe der 88618. 823 BGB. begründen könnte. — — — Wenn 
aber die Gemeinde kein Verſchulden trifft und der Beklagte daher keinen 
geſetzlichen Entſchädigungsanſpruch gegen fie erheben kann, fo konnte auch ein 
Übergang von Anſprüchen i. S. des $ 1542 RBerfd. nicht fatthaben und es 


fällt damit die Zuläſſigkeit einer Aufrechnung von ſelbſt fort. — — —“ 
Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 4. Okt. 1916. Landverſ.⸗Anſtalt 


Oberbayern w. F. L. 298/16. F—2. 


38. Zuläſſigkeit eines Nechtsftreits zwiſchen den Eltern eines Kindes 
aus nichtiger Ehe über deſſen Herausgabe vor Feſtſtellung ſeines 
Familienſtandes. 

BER. 55 1699. 1707; 8 PO. 3 648. 

Die Klägerin hatte mit dem Beklagten am 4. Sept. 1911 in England 
die Ehe geſchloſſen, dieſe Ehe wurde jedoch durch Urteil des Landgerichts zu 
Cöln v. 20. Nov. 1913 auf Grund des § 1328 BGB. für nichtig erklärt, weil 
eine frühere Ehe der Klägerin wegen ihres Ehebruchs mit dem Beklagten 
geſchieden worden war. Aus der Ehe der Streitteile iſt ein am 30. Jan. 1912 
geborener Knabe hervorgegangen. Die Klägerin klagte zunächſt auf Heraus⸗ 
gabe des Kindes an ſie; nachdem dann infolge einſtweil. Verfügung das Kind 
zur Klägerin gebracht worden war, beantragte ſie feſtzuſtellen, daß der Be⸗ 
klagte kein Recht habe, die Herausgabe des Kindes von ihr zu verlangen. Der 
Beklagte erhob Widerklage auf Herausgabe des Kindes an ihn. — Das Land⸗ 
gericht wies die Klage ab und gab der Widerklage ſtatt. In 2. Inſtanz wurde 
unter Abweiſung der Widerklage dem Feſtſtellungsantrag der Klage ſtatt⸗ 
gegeben. Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den 
Gründen: a 

„Die Klägerin hat ihren Anſpruch auf Herausgabe des Kindes darauf ge⸗ 
ſtützt, daß das Kind unehelich ſei und ſie als ſeine uneheliche Mutter das Recht 
habe, für die Perſon des Kindes zu ſorgen (5 1707 BGB.). Daß das Kind 
als uneheliches zu behandeln ſei, begründet ſie damit, daß die Ehe nichtig ſei 
und daß die Sondervorſchriften in $$ 1699 bis 1702 BGB. nicht anwendbar 
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jeien, weil beide Ehegatten die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung ge⸗ 
kannt hätten. Darüber, daß die Klägerin ſelbſt die Nichtigkeit gekannt hat, 
beſteht kein Streit unter den Parteien; das Ber.⸗Gericht legt inſoweit jeiner- 
Entſcheidung die ‚unbeitrittene Behauptung‘ der Klägerin zugrunde. Der 
Streit dreht ſich einerſeits darum, ob die Klage in der Weiſe, wie ſie geſtellt 
iſt, überhaupt zuläfſig ſei, anderſeits darum, ob auch der Beklagte die Nichtig⸗ 
keit der Ehe bei der Eheſchließung gekannt habe. Das Landgericht hatte die 
Klage als unzuläſſig angeſehen und aus dieſem Grunde ohne Eingehen auf 
die Beweisfrage abgewieſen. Das Ber.⸗Gericht bezeichnet die Klage als 
zuläſſig und ſieht den Beweis als erbracht o an, daß der g die ae 
der Ehe gefannt habe. 

Die Reviſion macht zunächſt unter 3 auf das Urteil des Reichs⸗ 
gerichts in Entſch. 76, 283 geltend, daß eine Klage auf Herausgabe des Kindes 
unzuläſſig ſei ſolange nicht in einem Verfahren nach 88 640. 643 ZPO. durch 
ein für und gegen alle wirkendes Urteil der Perſonenſtand des Kindes feſt⸗ 
geſtellt ſei. Der Einwand kann nicht als begründet anerkannt werden. 

Die Sache liegt weſentlich anders als in dem angezogenen Fall. Über die 
Frage der Abſtammung des Kindes beſteht hier überhaupt kein Streit, ſondern 
nur darüber, welche rechtlichen Folgen die Nichtigkeit der Ehe für das Rechts⸗ 
verhältnis der Eltern zu dem Kinde nach ſich ziehe. Eine gewiſſe Zwieſpältig⸗ 
keit kann ſich allerdings dadurch ergeben, daß im gegenwärtigen Prozeß das 
Kind der Mutter zugeſprochen wird, weil es als ein uneheliches zu behandeln 
ſei, während im übrigen das Kind vorerſt auf Grund der Eintragung der Geburt 
im Standesregiſter als ehelich zu gelten hätte und demnach der Vater als ſein 
geſetzlicher Vertreter zu handeln berechtigt wäre. Aber das iſt keineswegs 
ein Zuſtand, von dem ſich, wie in jenem Falle, ſagen ließe, er könne vom Geſetze 
nicht gewollt ſein und nicht geduldet werden; mit Recht weiſt das Ber.⸗Urteil 
darauf hin, daß für gewiſſe Fälle der Nichtigkeit der Ehe ein ähnlicher Zuſtand 
vom Geſetz ausdrücklich angeordnet wird, indem die Sorge für die Perſon 
des Kindes der Mutter, die geſetzliche Vertretung dagegen dem Vater zuſteht 
(88 1700. 1635 Abſ. 1 u. 2 BGB.). Richtig iſt jo viel, daß die im gegenwärtigen 
Prozeß ergehende Entſcheidung der Klägerin keine endgültigen Rechte verleihen 
kann, weil das Urteil im Familienſtandsprozeß — der längſt anhängig gemacht 
und bereits in die 3. Inſtanz gelangt iſt — für und gegen alle wirkt und daher 
auch für die Rechte beider Elternteile von Bedeutung ſein wird. Aber dieſer 
Umſtand ſteht der Durchführung des gegenwärtigen Prozeſſes nicht im Wege. 
Da der letztere den Rechten des Kindes in keiner Weiſe vorgreifen kann, ſo iſt 
es auch ohne Belang, daß hier andre Prozeßregeln gelten als im Familien⸗ 
ſtandsprozeß und namentlich die dem Kinde nachteilige Behauptung der 
Mutter, daß fie die Nichtigkeit der Ehe gekannt habe, eine grundſätzlich andre 
Bedeutung hat als im F wo der ! der en 
verlangt werden konnte. N 
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Alles in allem genommen, liegen im Streitfalle keine Umſtände vor, die 
dazu nötigten, in gleicher Weiſe wie im Falle Entſch. 76, 283 die Klage auf 
Herausgabe des Kindes vor Durchführung einer Familienſtandsklage für 
unzuläſſig zu erklären. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 6. Juli 1916. Fr. (Bkl.) w. St. 
(OLG. Braunſchweig). IV. 104/16. f 


30. Die Rechtzeitigkeit der Mängelrüge it nach fahlihem maßpabe 
3u beurteilen. 
Vgl. 41 Nr. 39 m. N.; 43 Nr. 205; 44 Nr. 123. 
08. $ 377. 

Die Beru wird darauf geſtützt, daß der Warenpoſten von 1831, 15.4 
an den im Schreiben der Beklagten v. 19. Januar 1914 angegebenen Mängeln 
(Muſterwidrigkeit und zu große Leichtigkeit) leide und daß der Vorderrichter 
zu Unrecht den hierauf geſtützten Einwand unter Hinweis auf § 377 HGB. 
als verſpätet zurückgewieſen habe. Der fragliche Warenpoſten (Korſett⸗ 
ſtoffe) wurde nach Angabe der Beklagten beſtellt am 1. oder 2. Nov. 1913 
und geliefert am 9. Dez. 1913. Inzwiſchen hatte der auf Reiſen in Frank⸗ 
reich befindliche Inhaber der verklagten Firma, A., am 4. Nov. 1913 einen 
Eiſenbahnunfall bei Melun erlitten, konnte erſt Anfang Dezember 1913 von 
Frankreich nach Hamburg befördert werden und ſoll nach Darſtellung der Be⸗ 
klagten erſt am 15. Jan. 1914 überhaupt wieder vernehmungsfähig geweſen fein. 
Dieſe Umſtände ſollen nach Anſicht der Beklagten es entſchuldigen, daß erſt 
am 19. Jan. 1914 Mängelanzeige erfolgte und ſoll deshalb die Anwendung 
des 8 377 Abſ. 2 HGB. ausgeſchloſſen ſein. In dem letzten Punkte kann aber 
der Beklagten nicht beigetreten werden. Entſcheidend iſt nicht, ob im Einzel⸗ 
fall eine Hinausſchiebung einer Mängelanzeige auf Gründen beruht, die der 
Käufer nicht verſchuldet hat, ſondern entſcheidend iſt der Geſichtspunkt, daß 
der Verkäufer geſchützt ſein ſoll gegen die Nachteile, welche mit einer Ver⸗ 
ſpätung einer Mängelrüge für ihn verknüpft ſein können. Es iſt deshalb die 
Frage, was der „ordnunggemäße Geſchäftsgang“ i. S. des Abſ. 1 8 377 HGB. 
erfordert, lediglich nach ſachlichem Maßſtabe zu beantworten und ſind deshalb 
zufällige perſönliche Hinderungen, welche den Käufer zur Hinausſchiebung 
einer Anzeige im Einzelfall veranlaßt oder auch vielleicht genötigt haben 
mögen, nicht zu berückſichtigen. In dieſem Sinne wird auch in der Recht⸗ 
ſprechung der 8377 HGB. überwiegend ausgelegt und angewendet (vgl. 
z. B. Warneyer Jahrb. 1907, 262 zu HGB. 8377 Nr. 19). Daß nun eine 
Hinausſchiebung der Mängelanzeige vom 9. Dez. bis zum 19. Jan. bei dem 
in Rede ſtehenden Artikel an ſich dem § 377 Abſ. 1 nicht entſprach, wird auch 
von der Beklagten nicht bezweifelt. — — — 

Urteil des OLG. zu e 5 an v. 7. . 1916 Sch. w. O. 2 
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40. Aber die Haftung der Eiſenbahn für Sugverfpätung bei verderb- 
licher Ware. 


Vgl. 66 Nr. 75 m. N.; 71 Nr. 116. 
HGB. 38 466. 466. 


Der Kläger verlangt von der Eiſenbahn Schadenerſatz, weil von 25 Zent⸗ 
nern lebender Fiſche, die ſie am 23. Okt. 1913 für ihn von D. nach B. beförderte, 
die meiſten unterwegs verendet find. Das Eingehen der Fiſche iſt nach feiner 
Behauptung darauf zurückzuführen, daß der Fiſchwagen, der fahrplanmäßig 
11 Uhr von D. abging, in Z. den Anſchluß an den 12“ Uhr abgehenden 
Zug nach M. nicht erreichte und bis zum Abgang des nächſten Zuges 4“ Uhr 
auf dem Bahnhof dort ſtehen blieb; ſtatt um 2 Uhr iſt er infolgedeſſen erſt 
um 63“ Uhr in B. eingetroffen. 

Der Berufung iſt zuzugeben, daß die Eiſenbahn ihre Haftung für den 
Schaden nicht ſchon aus dem Grunde ablehnen kann, weil ſie die Ablieferung 
der Sendung innerhalb der tarifmäßigen Lieferfriſt bewirkt hat. Allerdings 
wird in der Rechtslehre und Rechtſprechung die Meinung vertreten, daß die 
Eiſenbahn bei Einhaltung der Lieferfriſt für einen durch Verzögerung des 
Transports entſtehenden Schaden niemals einzuſtehen habe (vgl. insbe). 
OLG. Zweibrücken bei Eger 31, 234). Aber durch die Feſtſetzung der Liefer⸗ 
friſten in dem Tarif nach 89 428. 454 HGB. und 875 EVerkO. ändert ſich 
nichts an der Haftung der Bahn für den Schaden, der durch Verluſt oder 
Beſchädigung des Guts in der Zeit von der Annahme zur Beförderung bis 
zur Ablieferung entſteht (88 456. 471 HGB.). Auch die beſonderen Beſtim⸗ 
mungen des $ 466 HGB. in betreff des Schadens, der durch Verſäumung der 
Lieferfriſt entſteht, ſchränken dieſe Haftung nicht ein. Der Bahn gereicht es 
dabei nicht einmal, wie ſonſt einem Frachtführer nach § 429 HGB., in allen 
Fällen zur Entlaſtung, wenn der Verluſt oder die Beſchädigung des Guts auf 
Umſtänden beruht, die durch die Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers 
nicht abgewendet werden konnten. Nur wenn eigenes Verſchulden des Ver⸗ 
fügungsberechtigten, höhere Gewalt, äußerlich nicht erkennbare Mängel in 
der Verpackung, oder die natürliche Beſchaffenheit des Guts für den Schaden 
urſächlich wurden, haftet ſie nicht. 

Aus ihrer Verpflichtung, auf die unbeſchädigte Ablieferung des Gutes 
mit aller Sorgfalt hinzuwirken, folgt aber, daß ſie Sachen, die ihrer natürlichen 
Beſchaffenheit nach der Gefahr des Verderbs unterliegen, möglichſt unge⸗ 
ſäumt befördern muß; 

Vgl. die Entſcheidungen des Wiener adelige ichs und des öſterr. Höchſten Cerichts⸗ 

hofs bei Eger 28, 207; 26, 419. 

Dieſer Pflicht wird mit der Einhaltung der tarifmäßigen Lieferfriſt nicht 
immer genügt. Bei Beförderung lebender Tiere haftet fie nach $ 459 Nr. 5 
HGB. nicht für den Schaden, welcher aus der für dieſe mit der Beförderung 
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verbundenen beſonderen Gefahr entſteht; trotzdem hat ſie mit aller Sorgfalt 
bei der Beförderung darauf Bedacht zu nehmen, daß dieſe Gefahr ſich nicht 
verwirklicht, daß ſie ſich im beſonderen nicht vergrößert. Tritt ein Schaden 
ein, der aus dieſer Gefahr entſtehen konnte, ſo wird vermutet, daß er daraus 
entſtanden iſt; aber dem Geſchädigten fteht der Nachweis offen, daß die Gefahr 
ſich bloß infolge einer Verletzung der Sorgfaltspflicht der Bahn verwirklicht hat. 

Der Bahn läßt ſich indeſſen im vorliegenden Fall nicht vorwerfen, daß 
ſie in der Beförderung der Fiſche des Klägers irgendwie ſäumig geweſen wäre. 
— — — Der Fahrdienſtleiter in Z. hat richtig gehandelt, indem er den Zug 
nach M. fahrplanmäßig um 12“ abgehen ließ, ohne das Eintreffen des Eilzugs 
mit dem Fiſchwagen abzuwarten. Für dieſen Zug war aus S. eine Ver⸗ 
ſpätung von 15 Minuten gemeldet, ſein Eintreffen in Z. war daher ſtatt um 
12% erſt um 12°° Uhr zu erwarten; er iſt auch wirklich erſt zu dieſer Zeit in Z. 
angekommen. Länger als 10 Minuten ſollte aber der Zug nach M. auf das 
Eintreffen des Eilzugs nach der Dienſtvorſchrift nicht warten. Durch die 
Überleitung des Fiſchwagens, die einen Zeitaufwand von etwa 10 weiteren 
Minuten erfordert hätte, würde der Zug eine ſo große Verſpätung bekommen 
haben, wie der Fahrdienſtleiter ſie mit gutem Grund unter dieſen Umſtänden 
für nicht angängig halten konnte. Die Beförderung der Fiſche iſt demnach 
keineswegs von der Eiſenbahn in unnötiger Weiſe verzögert worden. 

Der Kläger glaubt ſeinen Entſchädigungsanſpruch auch darauf ſtützen zu 
können, daß ihm bei der Aufgabe der Sendung von dem annehmenden Beamten 
die Zuſicherung erteilt worden ſei, der Fiſchwagen werde in Z. „direkten 
Anſchluß“ finden, wenn er ihn unter Erlegung der dafür zu entrichtenden 
beſonderen Gebühr telegraphiſch vormelden laſſe. Auf dieſe Auskunft durfte 
ſich aber der Kläger verſtändiger Weiſe nicht in dem Sinn verlaſſen, daß der 
Fiſchwagen ſelbſt bei Eintritt einer erheblichen Zugverſpätung in Z. ohne 
jeden Aufenthalt weiter befördert werden würde. Es braucht daher nicht 
unterſucht zu werden, ob die Eiſenbahn dem Kläger für die Folgen einer 
unrichtigen Auskunft⸗ oder Raterteilung von ſeiten des Annahmebeamten 
einzuſtehen hätte. Eine Zuſicherung, daß auf die telegraphiſche Vormeldung 
hin in Z. unter allen Umſtänden mit der Ablaſſung der Anſchlußzüge bis zum 
Eintreffen des Fiſchwagens gewartet werden würde, hätte in Widerſpruch 
geſtanden mit den Vorſchriften der EBVerkdO. und wäre daher ſchon aus dieſem 
Grunde nach 9 471 Abſ. 2 Satz 2 HGB. ungültig geweſen. | 

Urteil des OLG. zu Colmar (3. Sen.) v. 30. Okt. 1916. V. w. R. III U. 
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Il. Verfahren. 


41. Die ausſchließliche Zuftändigfeit der Sandgerichte für Ansprüche 
gegen den Fiskus wegen Derfchuldens von Staatsbeamten beſchränkt 
5 nach preuß. Recht auf Verſchulden auf öffentlichrechtlichem e 
| Bgl. 45 Nr. 214; 48 Nr. 154. a 
EEE Gch. z 70 Abſ. 3; preuß. Ausf®..5 3%: ZRO. 35473. a 

Der Kläger war am Abend des 9. April 1913 im Geſchäftsgebäude des 
Landgerichts in Eſſen, als er eine Klageſchrift in den Briefkaſten einwerfen 
wollte, von einer nicht beleuchteten Treppe gefallen und dabei verletzt worden. 
Er nahm den Juſtizfiskus auf Schadenerſatz in Anſpruch. In 2. Inſtanz 
war ihm dieſer Anſpruch zu / als begründet zugeſprochen worden, wogegen 
der Beklagte Reviſion einlegte, der ſich der Kläger anſchloß. Die Reviſion 
wurde als unzuläſſig verworfen und die Anſchließung für wirkunglos erklärt. 
— In den Gründen des Rev.⸗Urteils wird zunächſt ausgeführt, daß die Rev. = 
Summe nicht vorliege, und dann fortge fahren: 

„— — — Es bleibt alſo nur noch zu prüfen, ob, wie die Reviſionsbegrün⸗ 
dungs⸗Schrift geltend macht, im vorliegenden Fall ein Anſpruch vorliege, 
für welchen das Landgericht ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegen⸗ 
ſtandes ausſchließlich zuſtändig iſt (§ 547 Nr. 2 ZPO.). In dieſer Hinſicht 
kann lediglich die Vorſchrift des § 70 Abſ. 3 GVG. in Verbindung mit $39 
preuß. AusfG. z. GVG. in Frage kommen. Dieſer beſtimmt in Nr. 2, daß die 
Landgerichte ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes für die 
Anſprüche gegen den Landesfiskus en Verſchuldung von Staatsbeamten 
zuſtändig ſind. 

Wie der erkennende Senat bereits in der Entſcheidung v. 29. April 1901, 
VI. 59/01 (JW. 1901, 294!) ausgeſprochen hat, ſtehen die Nr. 2 und 3 des 939 
AusfG. z. GVG. in einem engen und organischen Zuſammenhange, jo daß 
es ſich bei der in Nr. 2 erwähnten „Verſchuldung von Staat3beamten‘ um ein 
ſolches ſchuldhaftes Tun des Staatsbeamten handelt, das mit ſeiner amt⸗ 
lichen Tätigkeit in unmittelbarem Zuſammenhange ſteht, alſo entweder eine 
Überſchreitung ſeiner amtlichen Befugniſſe oder eine pflichtwidrige Unter⸗ 
laſſung von Amtshandlungen darſtellt, mithin das Gebiet feiner öffentlich 
rechtlichen Tätigkeit betrifft. Iſt dagegen der Beamte nur auf privatrecht⸗ 
lichem Gebiete als Vertreter des Fiskus tätig, ſo entfällt die Anwendung 
der Nr. 2 genau ſo, wie ſie nach der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts 
in allen den Fällen als unanwendbar bezeichnet worden iſt, in denen es ſich 
nur um die privatrechtlichen Beziehungen des Fiskus zu dritten Perſonen 
handelte. 

Vgl. RGentſch. 18, 166; 29, 420, in SeuffA. 48 Nr. 154; 40, 398; 50, 898; JW. 1887, 

921; 1889, 4781; 1896, 3001. 


42. Ungebühr.vor Gericht. 69 


Es gelten hier die Sätze, die der erkennende Senat bereits in dem Urteil 
v. 26. Nov. 1908, VI 654/07: (Seuff Bl. 74, 384) in einem andern Zuſammenhang 
und nach. einer andern Richtung hin ausgeſprochen hat. Wie dort, fo handelt 
es ſich auch hier nicht um einen von dem Beamten in Ausübung der ihm an⸗ 
vertrauten öffentlichen Gewalt Dritten zugefügten Schaden, ſondern vielmehr 
um die allgemeine Fürſorgepflicht, die der Fiskus, wie jede Privatperſon, 
anzuwenden hat, wenn er in einem Gebäude einen allgemeinen Verkehr er⸗ 
öffnet, oder wenn er ein ſeiner Verfügungsmacht unterliegendes Grundſtück 
für einen Gemeingebrauch durch das Publikum eingerichtet hat und unter⸗ 
hält. Im gleichen Sinn hat auch der 3. ZS. des RG. in dem Urteil v. 23. Jan. 
1912 (Entſch. 78, 325, insbeſ. 329. 330) unter Hinweis auf das Urteil des 
erkennenden Senats vom 22. Mai 1905 (DIZ. 1905 Sp. 699 Nr. 59) hervor⸗ 
gehoben, daß der Staat nach den Vorſchriften des Bürgerl. Geſetzbuchs als 
Eigentümer eines Gerichtsgebäudes wegen eines durch die ſchlechte Beſchaffen⸗ 
heit einer Einrichtung verurſachten Schadens nach den Vorſchriften des Bürgerl. 
Geſetzbuchs haftet, wobei es ſich aber nicht um einen von dem Beamten ledig⸗ 
lich in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt Dritten zuge⸗ 
mn Schaden handelt. 

Zu- dem gleichen Ergebnis würde man übrigens auch gelangen, wenn 
men annimmt, es liege hier ein eigenes Verſchulden des verklagten Fiskus 
por; denn daß auf, ſolche Fälle der § 39 Nr, 2 preuß. AusfG. z. GVG. keine 
Anwendung findet, ſteht in der. Praxis des Reichsgerichts feſt (vgl. Entſch. 
42, 415; JW. 1901, 394). 

Hiernach muß alſo, da die Vorſchriften des § 70 Abſ. 3 GVG. in Ver⸗ 
bindung mit § 39 Nr. 2 preuß. AusfG. z. GVG. und ſomit auch die des 8547 
Nr..2. 380. im vorliegenden Falle nicht Platz greifen, die Reviſion des Be⸗ 
klagten als unzuläſſig verworfen werden, was gleichzeitig die Wirkungloſigkeit 
der. (unſelbſtändigen) Anſchlußreviſion des Klägers zur Folge hat. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 13. Jan. 1916. Preuß. Juſtiz⸗ 
fiskus (Bkl.) w. M. en Hamm). VI. m Zn 


42. Eine Ungebührsftrafe kann nur der Kichter Verlage der die 
Sitzungspolizel ausgeübt hat“; Haftſtrafe nicht über drei Tage ““. 
Bol. 48 Nr. 130. — gl. 50 Nr. 208; 52 Nr. 187. z 
GG. 3 179. | 

Der Beſchwerdeführer wurde am 13. Sept. 1916 in einer Strafſache als 
Zeuge vernommen von dem mit der Wahrnehmung des Termins beauftragten 
Referendar. Das Protokoll über die Vernehmung des Zeugen ſchließt mit 
den Worten: „eine Beſtrafung des Zeugen wegen Ungebühr bleibt vorbehalten“. 
Über die Vorgänge, welche den Anlaß zu dieſer Bemerkung gegeben haben, 
enthält das Protokoll nichts, vielmehr hat der Referendar an den auſſicht⸗ 
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fühtenden Richter über die Vorgänge ſchriftlich berichtet, woraufhin der Richter 
den angefochtenen Beſchluß erlaſſen hat, durch den der Beſchwerdeführer 
in eine Geldſtrafe von 25.4 oder 5 Tage Haft genommen iſt. 

Dieſer Beſchluß entſpricht ſchon inſofern nicht dem Geſetz, als er ſtber die 
im § 179 GG. neben Geldſtrafe nur zugelaſſene Haftſtrafe von 3 Tagen 
hinausgeht. Der Beſchluß entſpricht aber auch vollen Umfangs deshalb nicht 
dem Geſetz, weil er von einem Richter erlaſſen iſt, der in dem Termin, in 
welchem die Ungebühr begangen ſein ſoll, nicht die Sitzungspolizei ausgeübt 
hat. Nach § 184 GVG. iſt der Beſchluß des Gerichts und deſſen Veranlaſſung 
in das Protokoll aufzunehmen. Das beweiſt, daß nur der amtierende Richter, 
hier alſo der Referendar, die Strafe verhängen konnte, wozu er auch gemäß 
85 des hamburg. AusfG. z. GG. befugt war. 

Es war daher der angefochtene Beſchluß als in einem dem Geſetze nicht 
entſprechenden Verfahren erlaſſen aufzuheben. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (Strafſen.) v. 13. Okt. 1916. Bs, St. 
150/16. B. 


43. Erſtattung der Koften eines zweiten Prozeßbevollmächtigten, weun 
der Vertreter des zum Heeresdienſte eingezogenen erſten . 
e Beziehungen zum Gegner die Vertretung abgelehnt hat 
Bol. 50 Nr. 44. 45; 52 Nr. 49; und 65 Nr. 925 m. N. 
ZED. 3 91 Abſ. 2. 

Die Klägerinnen ſind zunächſt durch den Juſtizrat H. als 8 
mächtigten vertreten geweſen. Bei Kriegsbeginn wurde dieſer zum Heeres⸗ 
dienſt eingezogen; ſein Stellvertreter Rechtsanwalt B. lehnte es wegen per⸗ 
ſönlicher Beziehungen zu dem Beklagten ab, die Klägerinnen in dem Prozeß 
weiter zu vertreten. Darauf beſtellten dieſe im Oktober 1914 den Juſtizrat 
Fl. an Stelle des Juſtizrats H. zu ihrem Prozeßbevollmächtigten. Gegen 
den in die Koſten des Rechtsſtreits verurteilten Beklagten beantragten die 
Klägerinnen die Feſtſetzung der ihnen zu erſtattenden Koſten des Juſtizrats 
Fl. und, als dieſem Geſuch ſtattgegeben war, nachträglich auch noch die Feſt⸗ 
ſetzung der ihnen erwachſenen Koſten des Juſtizrats H. in Höhe von 108,65 K 
nebſt 1,70. K Geſuchskoſten. Auch dieſem Antrage iſt ſtattgegeben; nur find 
die Koſten dieſes nachträglichen eee ehe den Klägerinnen ſelbſt 
auferlegt. 

Der Beklagte hat gegen den zweiten Feſtſetzungsbeſchluß Erinnerung 
eingelegt und geltend gemacht, daß ein Wechſel in der Perſon des Prozeß⸗ 
bevollmächtigten nicht notwendig geweſen wäre, weil die Beſtellung eines 
anderen Vertreters möglich geweſen wäre. Das Landgericht hat die Er- 
innerung zurückgewieſen, mit der Begründung, daß dem Juſtizrat H. kein 
Vorwurf daraus gemacht werden könnte, wenn er bei der Auswahl ſeines 
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allgemeinen Stellvertreters auf deſſen Behinderung an der Vertretung in 
der vorliegenden Prozeßſache keine Rückſicht genommen hätte, und daß auch 
der Nachweis der Unmöglichkeit der Beſtellung eines beſonderen Vertreters 
von dem Prozeßbevollmächtigten nicht verlangt werden könnte. Hiergegen 
hat der Beklagte ſofortige Beſchwerde eingelegt. 

Nach 8 91 Abſ. 2 ZPO. find die Koſten mehrerer Rechtsanwälte nur inſo⸗ 
weit zu erſtatten, als ſie die Koſten eines Rechtsanwalts nicht überſteigen oder 
als in-der Perſon des Rechtsanwalts ein Wechſel eintreten mußte. Vorliegen⸗ 
denfalls überſteigen ſie die Koſten eines Rechtsanwalts um den Betrag von 
108 K, denn Prozeßgebühr, Verhandlungsgebühr, Beweisgebühr und Aus⸗ 
lagen⸗Pauſchſatz wären nur einmal entſtanden, wenn Juſtizrat H. Prozeß⸗ 
bevollmächtigter der Klägerinnen geblieben wäre. Lediglich die von ihm 
liquidierten Auslagen von 0,65 für die Zuſtellung der Klage ſind nicht 
noch ein zweites Mal entſtanden. Dieſen Betrag von 0,65 K muß der Be⸗ 
klagte alſo unbedingt erſetzen und inſoweit iſt ſeine Beſchwerde ohne weiteres 
unbegründet. Bezüglich der obigen 108.4 hängt feine Erſtattungspflicht 
davon ab, ob der Wechſel in der Perſon des Anwalts der Klägerinnen not⸗ 
wendig war, d. h. von den Klägerinnen nicht vermieden werden konnte. 

Dieſe Frage iſt zu bejahen. Denn der Juſtizrat H. war infolge ſeiner 
Einziehung zum Heeresdienſt an der Ausübung ſeines Berufs verhindert 
und der Rechtsanwalt B., welchem er feine Stellvertretung gemäß § 25 RAD. 
übertragen hatte, hatte den Klägerinnen erklärt, daß er wegen ſeiner perſön⸗ 
lichen Beziehungen zu dem Beklagten nicht in der Lage ſei, für ſie den Prozeß 
weiterzuführen. Ob den Juſtizrat H. hieran eine Schuld trifft, ob er ins⸗ 
beſondere bei der Auswahl ſeines allgemeinen Stellvertreters Rückſicht darauf 
hätte nehmen müſſen, daß Rechtsanwalt B. verhindert war, als Prozeß⸗ 
bevollmächtigter gegen den Beklagten aufzutreten, ferner ob ſolche Verhinde⸗ 
rung des Rechtsanwalts tatſächlich beſtand und ob er nicht wenigſtens für die 
mündliche Verhandlung und die Beweisaufnahme einem andern Rechts⸗ 
anwalt die Vertretung der Klägerinnen gemäß § 27 RAD. hätte übertragen 
können, alles dies iſt für den Erſtattungsanſpruch der Klägerinnen gegen 
den Beklagten gleichgültig. Es genügt, daß der Stellvertreter des Juſtiz⸗ 
rats H. ſich geweigert hatte, die Klägerinnen in dieſer Prozeßſache zu ver⸗ 
treten. Infolgedeſſen blieb dieſen nichts andres übrig, als ſich an einen andern 
Anwalt zu wenden. Möglich iſt es vielleicht, daß den Klägerinnen infolge 
der von dem Stellvertreter des Juſtizrats H. ausgeſprochenen Weigerung 
zur Fortführung des Mandats ein Schadenerſatzanſpruch gegen den Juſtizrat H. 
wegen der ihnen hierdurch entſtandenen Mehrkoſten erwachſen iſt. Aber hier⸗ 
über könnte nur in einem gegen den Anwalt ſelbſt anzuſtrengenden Prozeſſe 
entſchieden werden, und die Klägerinnen haben es nicht nötig, ſich von dem 
ihnen zur Koſtenerſtattung verpflichteten Beklagten auf den immerhin zweifel⸗ 
haften Ausgang eines ſolchen Prozeſſes verweiſen zu laſſen. Das einzige, was 
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der Beklagte verlangen kann, iſt, daß ihm die Klägerinnen gegen Erſtattung 
der fraglichen Mehrkoſten ihre etwaigen Anſprüche gegen den Rechtsanwalt 
Juſtizrat H. aus der angeblich unmotivierten Kündigung ihres Auftrages in 
Höhe des Betrages jener Koſten abtreten, damit es ihm ermöglicht wird, 
dieſe Anſprüche gegen den genannten Anwalt ſelbſt zu verfolgen; 
vgl. RE. in SeuffA. 52 Nr. 49; Gaupp⸗Stein ZPO. 11 $ 91 Note 164; . 
Koſtenfeſtſ.7, 45. 
Mit dieſer Maßgabe war der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß v. 14. Okt. 1916 ai 
rechtzuerhalten und die Beſchwerde des Beklagten zurückzuweiſen. Die Koften 
der Beſchwerde müſſen dem Beklagten auferlegt werden, weil die Klägerinnen 
auf Verlangen gewiß zu jeder Zeit bereit geweſen wären, ihm jene etwaigen 
Erſatzanſprüche gegen Empfang der fraglichen Koſten abzutreten, in dem weſent⸗ 
lichen Punkte aber, ob der Beklagte ihnen die Erſtattung dieſer Koſten un⸗ 
bedingt verweigern darf, die Beſchwerde erfolglos geblieben iſt. 
Beſchluß des OLG. zu ae a. M. (8. een) v. 16. Nov. 1916. 3. M. 
86/16. ä Cr. 


44. Der Beweisbefhluß muß die zu beweisen Tatſachen anal, 
bezeichnen. 
Vgl. 47 Nr. 149; 55 Nr. 101. 
ö 3PO. $ 359. 

Der Beweisbeſchluß des erſuchenden Gerichts entſpricht nicht der Vor⸗ 
schrift des § 359 ZPO. Der in Hamburg wohnhafte Zeuge ſoll über die Be⸗ 
hauptungen der Parteien in den Schriftſätzen v. 16. Aug. und 23. Sept. 1916 
vernommen werden. Dieſe beiden Schriftſätze enthalten aber nicht nur die 
ſtreitigen (erheblichen) Behauptungen der Parteien, ſondern auch ſolche Be⸗ 
hauptungen, die entweder nicht ſtreitig ſind oder ſich doch nicht auf Dinge 
beziehen, die Gegenſtand der Wahrnehmung des Zeugen geworden ſind. Es 
iſt nicht Sache des erſuchten Richters, aus den bezeichneten Schriftſätzen den 
Stoff auszuwählen, den er gemäß der vermutlichen Auffaſſung des erſuchenden 
Gerichts als geeignet erachtet, zum Gegenſtande der Beweisaufnahme zu 
werden. Es hätten zum mindeſten diejenigen Teile der Schriftſätze, über 
welche die Vernehmung zu erfolgen hatte, bezeichnet werden müſſen. So 
verlangt es auch die von der R angezogene ENG 
Steins zu § 359 ZPO. 

Die Rechtshülfe iſt daher mit Recht abgelehnt worden. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 26. Okt. 1916. H. w. L. 
Bs. VI. 91/16. Nö. 


1. Bürgerliches Recht. 


45. Eine Höchſtpreisverordnung iſt kein Verbotsgeſetz. 
Vgl. oben Nr. 26 (anders). 
BGB. 85 134. 138; Gef. v. 4. Aug. (17. Dez.) 1914, 21. Jan. 1915. 

Der Reichsmilitärfiskus (Kläger) hatte am 5. Febr. 1915 vom Beklagten 
4000 Ztr. Kartoffeln zum Preiſe von 2,90 % gekauft, während der Höchſtpreis 
2,50 bis 2,75 % betrug. Der Beklagte trat ſpäter vom Vertrage zurück, indem 
er u. a. geltend machte, daß der Verkauf wegen Überſchreitung der Höchſt⸗ 
preiſe nichtig ſei. Der Kläger forderte Schadenerſatz wegen Nichterfüllung; 
er beſtritt, daß der Höchſtpreis überſchritten ſei und daß eine Überſchreitung 
des Höchſtpreiſes den Kauf nichtig machen würde. — In 2. Inſtanz wurde 
die Klage abgewieſen. Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus 
den Gründen: 

„Das Kammergericht nimmt zu Unrecht an, daß eine Überſchreitung 
der Höchſtpreiſe den Kauf nichtig mache. Allerdings iſt die Überſchreitung 
der Höchſtpreiſe durch Geſetz mit Strafe bedroht und ſomit verboten. Ver⸗ 
käufe, in denen die Höchſtpreiſe überſchritten werden, fallen demnach unter den 
§ 134 BGB. Sie ſind nichtig, wenn ſich nicht aus dem Geſetz ein andres ergibt. 

Das Geſetz, um das es ſich handelt, iſt das Geſetz betr. Höchſtpreiſe v. 
4. Auguſt 1914 in der Faſſung v. 17. Dez. 1914 nebſt der Anderung vom 
21. Januar 1915 (RG Bl. 1914, 339. 516 und 1915, 25). Dieſe Vorſchriften 
ſind zwar Rechtsnormen und deswegen Geſetze i. S. des Bürgerl. Geſetzbuchs; 
ſie unterſcheiden ſich aber von den meiſten Geſetzen dadurch, daß ſie nicht 
auf die Verwirklichung eines Rechtsgedankens, ſondern ganz unmittelbar auf 
einen wirtſchaftlichen Zweck abzielen. Deswegen muß bei ihrem Verſtändnis 
und bei ihrer Anwendung vor allem der wirtſchaftliche Zweck berüdichtigt 
werden. 

Es ſoll aber durch das Geſetz und die Feſtſetzung der Höchſtpreiſe nicht 
nur der negative Erfolg erreicht werden, daß keine Waren zu höheren als 
den feſtgeſetzten Höchſtpreiſen verkauft werden — womit nichts gebeſſert 
wäre —, ſondern der poſitive Erfolg, daß die verfügbaren Vorräte an Gegen⸗ 
ſtänden des täglichen Bedarfs, beſonders an notwendigen Nahrungsmitteln 
dem Volke zu Preiſen zugeführt werden, welche die feſtgeſetzte Grenze nicht 
überſchreiten. Das ergibt ſich aus der Natur der Sache und aus dem Ger 
ſamtinhalt des Geſetzes. Seine weſentlichen Vorſchriften beſtimmen erſtens 


(88 2—4), daß die Behörden die Waren den Beſitzern, e im Fall 
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der Widerſetzlichkeit, fortnehmen und für deren Rechnung zum Höchſtpreiſe 
verkaufen dürfen; zweitens, daß die Überſchreitung der Höchſtpreiſe und 
ſonſtige Zuwiderhandlungen gegen das Geſetz beſtraft werden. Durch beides 
zuſammen ſoll alſo ein ſtarker Druck und, wenn nötig, ein Zwang, innerhalb 
der Höchſtpreiſe zu verkaufen, ausgeübt werden. Das iſt der Inhalt und 
Zweck des Geſetzes und hiermit iſt es nicht vereinbar, geſchehene Verkäufe 
wegen Überſchreitung der Höchſtpreiſe als nichtig zu behandeln. Dadurch 
würde die Verteilung der nötigen Nahrungsmittel nicht befördert, ſondern 
entgegen dem offenbaren Zweck des Geſetzes zunächſt einmal gehemmt werden, 
indem die Käufer, die, ſei es für eigenen Bedarf, ſei es zum weiteren Ver— 
triebe gekauft hatten, nun garnichts erhalten würden. Es ergibt ſich alſo 
aus dem Inhalt und Zweck des Geſetzes, daß die verbotwidrige Überſchrei— 
tung der Höchſtpreiſe nicht die im 8 134 BGB. für den Zweifelsfall beſtimmte 
Folge der Nichtigkeit der Verkäufe nach ſich ziehen kann. Soll, wie das Geſetz 
es offenbar will, poſitiv darauf hingewirkt werden, daß die verfügbaren Vor⸗ 
räte gegen Preiſe, die ſich innerhalb der geſetzten Grenze halten, in den Ver— 
kehr kommen, ſo müſſen vielmehr die unter Überſchreitung dieſer Grenze 
geſchloſſenen Verkäufe aufrechterhalten und nur die Preiſe auf das erlaubte 
Maß herabgeſetzt werden. Dies hat die Wirkung, daß die Ware in den Ver⸗ 
kehr gebracht und nicht mehr, als für erſchwinglich erachtet, dafür bezahlt wird. 
Nur dieſe Herabſetzung der Preiſe, nicht die Nichtigkeit der Verkäufe, iſt alſo 
die aus dem Inhalt und Zweck des Geſetzes ſich ergebende Folge der verbot- 
widrigen Überſchreitung der Höchſtpreiſe. Sie muß gemäß dem Grundſatze 
des § 134 eintreten. 

Was hiergegen in der Literatur geltend gemacht wird, iſt nicht durch— 
ſchlagend. Es iſt nicht zwingend, daß die Herabſetzung der Preiſe deswegen 
nicht zuläſſig ſei, weil ſie auf einen Zwang, zu kontrahieren, hinauslaufe, 
den das Geſetz nur in Ausnahmefällen kenne. Die Vorſchriften der 88 217. 
geben allerdings nur den Behörden das Recht, dem Beſitzer die Ware abzu— 
nehmen oder ihn zum Verkauf zu zwingen. Daraus folgt aber nicht, daß, 
wenn ein Beſitzer verkauft hat, der Preis nicht auf das zuläſſige Maß herab- 
geſetzt werden könnte. Es wird hiermit gegen den Beſitzer der Grundgedanke 
des Geſetzes, daß jeder ſeine verfügbaren Vorräte innerhalb der feſtgeſetzten 
Preisgrenze verkaufen ſoll, in andrer Weiſe geltend gemacht. Es iſt wirt— 
ſchaftlich und auch rechtlich etwas Verſchiedenes, ob jemand zu einer Ver— 
äußerung ſeines Eigentums gezwungen wird, oder ob in einem geſchloſſenen 
Veräußerungsvertrage beſtimmte Abreden, weil wider das allgemeine Inter- 
eſſe verſtoßend, unter Aufrechterhaltung des Vertrags im übrigen getilgt 
werden. Dies iſt keineswegs ohne Vorgang in der Geſetzgebung. Es gilt 
vielmehr bei verſchiedenen Vertragsarten in bezug auf Abreden, die für den 
wirtſchaftlich ſchwächeren Teil bedrücklich find, fo z. B. für die Konkurrenz— 
klauſel der Handlungsgehülfen (HGB. § 74), ferner in dem in der Literatur 
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bereits angeführten Fall des $ 624 BGB. Auch auf den $ 724 BGB. iſt 
hinzuweiſen. Gehören Vorſchriften dieſer Art, die entgegen dem Grundſatz 
des § 139 BGB. einzelne Vertragsabreden unwirkſam machen, den Vertrag 
im übrigen aber aufrechterhalten, zum dauernden Beſtande der Rechts⸗ 
ordnung, ſo können ſie in einem wirtſchaftlichen Notgeſetze, das für begrenzte 
Zeit ſcharf in die wirtſchaftliche Freiheit eingreift, kein Bedenken erregen. 

Gegen den erörterten Einwurf ſpricht auch die Verordnung betr. die 
Wirkung der Überſchreitung der Höchſtpreiſe v. 11. Nov. 1915 (RGBl., 758). 
Dieſe Verordnung iſt allerdings auf den Streitfall nicht anwendbar, weil 
ſie ſich nur auf die Ernte von 1915 und die für dieſe Ernte feſtgeſetzten Höchſt⸗ 
preiſe bezieht. Allein ſie beſtimmt für die Ernte von 1915 in 81 Satz 2, daß bei 
gewiſſen Verkäufen, wenn ſie unter Überſchreitung der Höchſtpreiſe ab⸗ 
geſchloſſen ſind, der Höchſtpreis an die Stelle des Vertragspreiſes treten 
ſoll. Die nähere Bedeutung dieſes Satzes zu unterſuchen, beſteht kein Grund. 
Hier kommt es nur darauf an, daß eine ſpätere, zu derſelben Materie gehörige 
Verordnung in der Tat die Ermäßigung des vereinbarten Preiſes auf den 
Höchſtpreis bei Aufrechterhaltung des Vertrages vorſieht. Dies zeigt, daß 
theoretiſch-konſtruktive Bedenken ſolche Anordnung nicht ausſchließen. Darüber 
hinaus zeigt aber dieſe Verordnung, daß die ſeit Erlaß des Geſetzes gemachten 
Erfahrungen dahin führen, die in den Fällen der Überſchreitung der Höchſt⸗ 
preiſe entſtehenden Schwierigkeiten durch Herabſetzung der Vertragspreiſe auf 
das vom Geſetze erlaubte Maß zu regeln. Sie bietet alſo eine Beſtätigung 
des hier ausgeſprochenen Grundſatzes, daß ſolche Herabſetzung der Preiſe, 
nicht aber die Nichtigkeit der Verträge die dem Geſetze gemäße Folge der 
Überſchreitung der Höchſtpreiſe iſt. 

Aus § 134 BGB. kann alſo die Nichtigkeit der unter Überfchreitung der 
Höchſtpreiſe geſchloſſenen Käufe nicht abgeleitet werden. 

Nun wird allerdings von dem Beklagten und auch in der Literatur gel- 
tend gemacht, daß es auf den § 134 nicht ankomme, weil jeder unter Über⸗ 
ſchreitung der Höchſtpreiſe geſchloſſene Verkauf ſchon wegen Verſtoßes wider 
die guten Sitten nach $ 138 BGB. nichtig ſei. Dies iſt aber unbegründet. 
Nicht jedes Rechtsgeſchäft, das wider ein geſetzliches Verbot verſtößt, iſt des⸗ 
wegen auch ſchon ſittenwidrig. Andernfalls wäre der § 134 gegenſtandlos. 
Es muß vielmehr in jedem Fall geprüft werden, ob das verbotwidrige Ge⸗ 
ſchäft nach Meinung aller billig und gerecht Denkenden, ſei es wegen des 
Verſtoßes gegen die geſetzliche Ordnung, ſei es auch hiervon abgeſehen, ver⸗ 
werflich war. Das iſt für Käufe über dem Höchſtpreiſe, bei denen Unkenntnis 
der feſtgeſetzten Preiſe, Meinungsverſchiedenheit über deren Berechnung und 
mannigfaltige andre Gründe die Vertragſchließenden gegen den Vorwurf 
ſittenwidrigen Handelns ſchützen können, keineswegs ohne weiteres anzu⸗ 
nehmen. Im Streitfall ſind Tatumſtände, die das Geſchäft als ſittenwidrig 
kennzeichnen, nicht behauptet, und ſie liegen auch erſichtlich nicht vor. 

6* 
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Darnach iſt alſo der ſtreitige Vertrag auf alle Fälle gültig. Ob in ihm 
die Höchſtpreiſe überſchritten ſind, kann dahingeſtellt bleiben; denn, wenn es 
der Fall ſein ſollte, ſo würde daraus nur die Herabſetzung der Preiſe auf das 
erlaubte Maß folgen. — — —“ ö 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 19. Mai 1916. RMil Fiskus (Kl.) 

w. v. B. (KG. Berlin). II. 100/16. Auch in Entſch. d. RG. Bd. 88 

Nr. 62 S. 250. 


46. Beim Cik⸗Geſchäft find Art und Weiſe der Beförderung weſentlich. 
Vgl. 37 Nr. 137; 60 Nr. 228; 71 Nr. 32. 
BGB. 88 269. 447. 

Die Beklagte hatte der Klägerin am 17. Juli 1914 „ungefähr 50 Tonnen 
China Antimon Crudum, je 25 Tonnen Auguſt- und September⸗-Verſchiffung, 
netto Kaſſe gegen Dokumente bei Ankunft des Dampfers, eik Hamburg / Havre 
„London, cif Neuyork mit üblichem Aufſchlag“ verkauft. Sie lehnte die 
Erfüllung dieſes Vertrages wegen Unmöglichkeit infolge des Krieges ab und 
verharrte bei ihrer Ablehnung auch der am 15. Okt. 1914 ergangenen Auf⸗ 
forderung gegenüber, die Ware unmittelbar nach Neu york zu verladen. — 
Die Klägerin forderte nunmehr Schadenerſatz wegen Nichterfüllung und 
klagte zunächſt auf Zahlung von 4200 HK. Sie wurde damit abgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die Beſtimmung darüber, wie und wohin die gekaufte Ware zu ver— 
ſenden ſei, ſteht regelmäßig dem Käufer zu. Auch wird dieſem die Bered)- 
tigung nicht verſagt werden können, die über die Verſendung erteilte An- 
weiſung vor deren Ausführung abzuändern, wofern dem Verkäufer dadurch 
nicht erhebliche Schwierigkeiten zugemutet werden. Anders aber ſteht es in 
dieſer Beziehung bei einem Kaufgeſchäft mit der Cil-Beſtimmung. Man 
kann nicht allgemein ſagen, daß hier nur der Unterſchied beſtehe, daß der 
Verkäufer Beförderungs- und Verſicherungskoſten zu tragen habe und daher 
dieſe Aufwendungen einfach auf den Kaufpreis aufſchlage, ſo daß, wenn 
der Käufer eine vom Vertrage abweichende Beförderung wünſche, nur der 
etwaige Koſtenmehrbetrag in Rechnung geſtellt werden könne. Das Cik-Ge⸗ 
ſchäft hat ſich vielmehr zu einem Kauf beſonderer Art herausgebildet, bei 
dem die Beförderung und Verſicherung des Kaufgegenſtandes nicht mehr 
Nebenleiſtungen ſind, ſondern gleich der Ware ſelbſt einen weſentlichen Be⸗ 
ſtandteil des Geſchäfts ausmachen. Cif-Lieferungen nach beſtimmten Plätzen 
ſind zu beſonders gearteten Leiſtungen geworden. Es hat ſich ein eigener 
Cif⸗Marktpreis gebildet. Gewiſſe Handelshäuſer unterhalten nur einen be- 
ſtimmten Cik⸗Verkehr und halten ſich von andern Verbindungen fern. Viel⸗ 
fach haben fie ſich auf den beſonderen, von ihnen gepflegten Cif-Berfehr 
beſonders eingerichtet, mit den in Betracht kommenden Verfrachtern lang⸗ 
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friſtige Verträge abgeſchloſſen, ſich dementſprechende Rabatte geſichert und 
dergleichen mehr. Wird daher bei einem Cik⸗Geſchäft Beförderungsart und 
Weg genau vorgeſchrieben, jo kann der Käufer im Zweifel nicht als berech- 
tigt gelten, dem Verkäufer eine andre Beförderung unter Angebot des Gr- 
ſatzes der Mehrkoſten vorzuſchreiben. 
Daher iſt auch im vorliegenden Fall die Klägerin an die Einhaltung der 
im Vertrage enthaltenen Beſtimmung über den Beförderungsweg gebunden. 
Daß aber dieſe Beſtimmung für den Fall der Verſendung nach Neuyork 
eine Umladung in Europa vorſieht, kann nicht wohl bezweifelt werden. Dabei 
mag es dahingeſtellt bleiben, ob ſolche Umladung auch mit andern Dampfern 
als ſolchen der Hamburg-Amerika⸗Linie zu beſchaffen war. Die Hauptſache 
war, daß die Umladung erfordert worden iſt. Dieſe Tatſache ergibt ſich aus 
den Worten „mit üblichem Aufſchlage“ und wird auch durch das Gutachten 
des Sachverſtändigen beſtätigt. Erwägt man, daß nach dem Gutachten die 
Koſten direkter Verladung nach Amerika in ihrem Verhältniſſe zu denen einer 
indirekten Verladung ſchwanken, ſo wird man das Recht des Verkäufers, auf 
der vertraglichen Vorſchrift zu beſtehen, als um ſo begründeter erachten. 
Eines Beweiſes der Tatſache, daß im Auguſt und September 1914 eine 
Verſchiffung von Antimon Crudum für Rechnung eines deutſchen Abladers 
an einen deutſchen Empfänger von China nach Europa unmöglich war, be— 
darf es nicht. Der Verkäufer und Ablader hatte ſeine vertragliche Pflicht nicht 
ſchon dadurch erfüllt, daß er die Ware für den Käufer an Bord eines Schiffes 
brachte, ſondern es mußte fi) um eine Verſchiffung handeln, die an ſich zur 
Erreichung ihres natürlichen Ziels, d. h. der Verbringung der Ware an ihren 
Beſtimmungsort geeignet war. Eine ſolche Verſchiffung war im Auguſt und 
September nicht mehr auszuführen. Deutſche Schiffe unterlagen der Gefahr 
der Aufbringung durch feindliche Kriegsſchiffe; und wenn ſelbſt neutrale 
Fahrzeuge das Metall zur Beförderung angenommen hätten, ſo lag es auf 
der Hand, daß eine Überlieferung derartigen Gutes an den deutſchen Emp— 
fänger vereitelt werden mußte. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 10. Febr. 1916. A. w. S., 
G. & Co. Bf. VI. 296/15. Die e wurde zurückgewieſen, II. 169/16 
v. 27. Juni 1916. Nö. 


47. Bei langfriſtigen Abrufverträgen braucht der Verkäufer nicht 
die ganze Menge ſchon zu Beginn auf Lager zu halten. 
Vgl. 71 Nr. 157 m. N. 
BGB. 55 323. 275. 
Die Beklagte hatte ſich mit Schreiben v. 30. April 1914 verpflichtet, der 
Klägerin auf Abruf bis Ende 1914 rund 2500 kg flüſſigen Fleiſchextrakt zum 
reife von 3,10 „ für das kg, frei Hamburg, gegen Kaſſe innerhalb 30 Tagen 
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zu liefern. Es waren der Klägerin am 30. Juni 1914 80 kg geliefert worden; 
am 17. Okt. 1914 rief ſie weitere 10 Kaniſter (zu je 100 kg) ab. Die Beklagte 
antwortete am 19. Okt., ſie könne den Auftrag vorläufig nicht ausführen, 
da der Krieg ſie in Anſehung der Ware unvorbereitet getroffen habe und 
ſelbſt ſchwimmende Ware nicht eingetroffen ſei; ſie ſei aber jetzt bemüht, 
Fleiſchextrakt über neutrale Häfen einzuführen. Mit Schreiben v. 23. Okt. 
1914 erſuchte dann die Klägerin um ſofortige Zuſendung weiterer 1000 kg 
und rief endlich am 7. Dez. 1914 auch den Reſt ab. Die Beklagte verweigerte 
die Lieferung. Klägerin erhob Klage und beantragte die Verurteilung der 
Beklagten zur Zahlung von 2000 A Schadenerſatz wegen unterbliebener Liefe- 
rung von 2000 kg. Die Beklagte berief ſich darauf, daß die Lieferung infolge 
des Krieges für ſie unmöglich geworden ſei. Die Klägerin beſtritt die be— 
hauptete Unmöglichkeit, indem ſie insbeſondere geltend machte, daß ſie noch 
am 26. Nov. 1914 von einer Firma in Amſterdam 1001. flüſſigen Fleiſchextrakt 
von annähernd gleicher Güte erhalten habe. — Die Klage wurde vom Ber. 
Gericht abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Verkauft war flüſſiger Fleiſchextrakt von beſtimmter Beſchaffenheit, wie 
ihn die Klägerin bereits früher von der Beklagten erhalten hatte, und zwar 
insgeſamt rund 2500 kg auf Abruf bis Ende 1914, wovon 80 kg am 30. Juni 
1914 geliefert und 2420 kg bei Kriegsausbruch noch nicht geliefert waren. 
Unſtreitig handelte es ſich um eine Ware, welche nicht im Inlande hergeſtellt, 
ſondern in Original-Kaniſter aus dem Auslande, meiſt über London und 
Antwerpen, eingeführt wurde. Solche Ware war aber, wie der Sachver- 
ſtändige Fl. überzeugend dargelegt hat, ſchon unmittelbar nach dem Aus⸗ 
bruch des Krieges und während der folgenden Monate mindeſtens bis Ende 
1914 in den in Betracht kommenden Mengen weder im Inlande zu erhalten, 
noch über neutrale Länder aus dem Auslande zu beziehen. Aus Antwerpen 
konnte die Ware zu der in Frage kommenden Zeit — bald nach der Ein— 
nahme — noch nicht bezogen werden; rerſt im Februar 1915 gelang es, Liefe— 
rungen von dort zu erhalten. — — — Steht hiernach, ohne daß es auf wei⸗ 
tere Begutachtung oder die Vernehmung von Zeugen ankommt, für die 
Überzeugung des Gerichts feſt, daß die Beklagte infolge des Krieges die Ver- 
tragsware zur Zeit des Abrufs in den erforderlichen Mengen auf keine Weiſe 
von dritter Seite erhalten konnte, ſo iſt ſie von der Verpflichtung zur Lei— 
ſtung wegen nachträglich eingetretener Unmöglichkeit frei geworden, falls 
nicht etwa der Umſtand, daß ſie ſich zur Zeit des Kriegsausbruchs nicht im 
Beſitze der verkauften Ware befand, von ihr zu vertreten iſt. Dieſe letztere 
Vorausſetzung liegt aber nicht vor. a 

Die Beklagte war nicht verpflichtet, das ganze im April 1914 der Klägerin 
auf allmähliche Abnahme bis Ende des Jahres verkaufte Quantum alsbald 
auf Lager zu nehmen und dort zur Verfügung der Klägerin zu halten, ſon— 
dern ſie hatte nur Vorſorge zu treffen, daß die Ware, die in ruhigen Zeiten 
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innerhalb weniger Tage aus dem Auslande angeliefert werden konnte, zu 
ihrer Verfügung ſtand, ſobald ſie von der Klägerin abgerufen wurde. In 
dieſer Beziehung iſt aber von der Beklagten alles Erforderliche geſchehen, 
denn ſie hat ſich, wie die Beweisaufnahme ergeben hat, zur Erfüllung ihrer 
laufenden Verträge vollauf eingedeckt, und lediglich der Ausbruch des Krieges 
hat es bewirkt, daß die Ware nicht mehr im Inlande eingetroffen iſt. Auch 
darin iſt die Klägerin im Unrecht, daß ſie einen Vorwurf gegen die Beklagte 
daraus ableitet, daß dieſe die 610 kg Vertragsware, welche ſie beim Aus⸗ 
bruche des Krieges auf Lager hatte, nicht ihr auf den vorliegenden Kontrakt 
geliefert hat. Denn die Zeugen haben glaubwürdig bekundet, daß jene Lager⸗ 
ware bereits vor dem 17. Okt. 1914, dem Tage des Abrufs der Klägerin, 
im regelmäßigen Geſchäftsbetriebe an andre Kunden der Beklagten auf Grund 
von Verträgen geliefert worden iſt, die ſchon vor dem Kriegsausbruche ge⸗ 
ſchloſſen waren, und die Klägerin hatte, zumal nur ein verhältnismäßig kleines 
Quantum in Frage ſtand, kein Recht, zu verlangen, daß die Ware ganz oder 
teilweife für fie zurückbehalten werde. 

Erweiſt ſich hiernach der Anſpruch der Klägerin auf Erſatz des ihr durch 
die Nichtlieferung entſtandenen Schadens als unbegründet, ſo mußte die 
Klage, unter Aufhebung des angefochtenen Urteils, abgewieſen werden. — —“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 17. Okt. 1916. Sch. (Kl.) w. 
Gl. Bf. III. 62/16. | B. 


48. Forderungsübertragung unter aufſchiebender Bedingung; Unwirk⸗ 
ſamkeit, wenn der Abtretende noch als Selbſtberechtigter auftreten darf. 
Vgl. 59 Nr. 100 m. N. 

BGB. 55 398. 158. 

Die Eheleute E. hatten am 15. Dez. 1911 mit dem Kaufmann St. eine 
Vereinbarung getroffen, wornach ſie zur Sicherung für ein am 12. März 1912 
fälliges Akzept von 1500 „ die am 1. März 1912 fällig werdenden Miet⸗ 
zinſen ihrer zwei Häuſer abtraten. Am 1. Okt. 1912 trat der Ehemann E. 
zahlunghalber die ſeit 1. Okt. 1912 fälligen und künftig noch fällig werdenden 
Mietzinſen der beiden Anweſen an den Beklagten ab. Im Juni 1913 wurden 
die Anweſen zum Zweck der Zw.⸗Verwaltung beſchlagnahmt. Der Zwangs⸗ 
verwalter hinterlegte von den Mieten für die Zeit vom 1. April bis 1. Okt. 
1913 einen Betrag von 3031 „ bei der Filialbank M. Der Kläger verlangte 
hiervon 1500 % mit Zinſen ſeit 9. Auguſt 1913 mit der Behauptung, der 
dem St. begebene Wechſel ſei wiederholt verlängert worden, zum letztenmal 
am 7. Mai 1913 für den 7. Auguſt 1913, und es ſei hierbei die Mietzins⸗ 
abtretung immer erneuert worden; St. habe die Wechſel, insbeſondere den 
letzten, an den Kaufmann G. unter Abtretung der Rechte aus der Mietzins⸗ 
abtretung weiterbegeben und G. habe ihm, den Kläger, im Februar 1914 
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Inkaſſomandat erteilt; der Wechſel ſei zwar eingeklagt, aber noch nicht ein⸗ 
gelöſt. Der Beklagte verweigerte die Zuſtimmung zur Ausbezahlung der 
verlangten Beträge, indem er für ſich beſſere Rechte in Anſpruch nahm. Das 
Landgericht gab der Klage ſtatt, während in 2. Inſtanz die Klage abgewieſen 
wurde. Aus den Gründen: 

— — Für die Behauptung, daß ein Scheingeſchäft vorliege, wäre 
der Betlagte beweispflichtig; einen Beweis hat er aber in dieſer Richtung 
nicht verſucht. Es iſt übrigens nach dem Zweck der Vereinbarung und der 
ganzen Sachlage ein Scheingeſchäft ausgeſchloſſen, denn St. wollte von An- 
fang an für ſeine Forderung eine Sicherung in Geſtalt des Zugriffs auf die 
Mietzinſen. Die zu dieſem Zweck getroffene Vereinbarung, die man als 
Sicherungsabtretung gewollt hat, hat jedoch zur ſofortigen wirkſamen For⸗ 
derungsübertragung nicht geführt. Die Tatfache, daß der Geſamtbetrag der 
Mietzinſen bedeutend höher war als die zu ſichernde Forderung würde aller— 
dings der Rechtswirkſamkeit der Abtretung nicht entgegenſtehen, da in einem 
ſolchen Fall der Überſchuß nur auflöſend bedingt abgetreten iſt (Seuff A. 60 
Nr. 98; Enneccerus B. R. 1 8 302 Anm. 1). Die Unwirkſamkeit ergibt 
ſich jedoch aus folgenden Gründen. 

In der Vereinbarung iſt beſtimmt, daß St. ſich verpflichtet, von der 
Mietzinsabtretung die Mieter zunächſt nicht zu verſtändigen. Es iſt weiter 
die Beſtimmung getroffen, daß, wenn der Wechſel am Verfalltag nicht ein— 
gelöſt wird oder die Rechte des St. ſonſtwie als gefährdet erſcheinen, St. 
berechtigt iſt, ſelbſt oder durch einen Vertreter die Mietzinſen einkaſſieren zu 
laſſen. E. war alſo bis zu dieſem Zeitpunkt nach wie vor berechtigt, die Miet⸗ 
zinſen im eigenen Namen und für ſich einzukaſſieren. Beide Klauſeln wider⸗ 
ſprechen dem Weſen der Abtretung. Wenn es auch bei der Sicherungsabtre— 
tung möglich und vielfach üblich iſt, daß der Abtretende ermächtigt wird, die 
Forderung einzuziehen, ſo muß dem Drittſchuldner gegenüber doch der Zeſ— 
ſionar als Gläubiger erkennbar auftreten wollen. Die Forderungsabtretung 
als dingliche Vermögensverſchiebung verträgt nicht, daß der Zedent dem 
Drittſchuldner gegenüber nach wie vor als Selbſtberechtigter auftritt und 
auftreten will (LeipzZ. 1914, 1899). Auch die Unkenntnis, die nach 8 407 
BGB. erforderlich war, damit ſie mit befreiender Wirkung an den Zedenten 
zahlen konnten, ſollte den Drittſchuldnern zunächſt nicht genommen werden. 
Eine derartige Beſtimmung macht die Abtretung ebenfalls ungültig (RGeEntſch. 
37, 106; Leipz 3. 1916, 1006). 

Die Unwirkſamkeit der Abtretung iſt indes keine völlige, denn die ſchrift⸗ 
liche Vereinbarung v. 15. Dez. 1911 läßt nicht die Deutung zu, daß die Miet⸗ 
zinsforderungen in keiner Weiſe auf den Gläubiger übergehen, vielmehr bei 
den Eheleuten E. verbleiben ſollten. Dem widerſpricht, daß ein Renten- 
verzeichnis übergeben worden iſt, daß die Anweſensbeſitzer ſich verpflichtet 
haben, St. von einer Beſchlagnahme der Mietzinſen ſofort zu verſtändigen 
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und daß St. bei Nichteinlöſung des Wechſels oder der Gefährdung der Rechte 
ſelbſt berechtigt ſein ſollte, die Mieten einzuziehen. Die Vereinbarung v. 
15. Dez. 1911, die nach dem Beweisergebnis bei den Verlängerungen des 
Wechſels immer erneuert worden iſt und zur Begründung des Klaganſpruchs 
verwertet wird, kann daher nach ihrem Wortlaut und dem geſamten Ver⸗ 
halten der Beteiligten nur dahin gedeutet werden, daß die Eheleute E. zu- 
nächſt im unbeſchränkten Genuß der Mietzinſen verbleiben und dieſe kraft 
eigenen Rechts einziehen ſollten und daß die ſchuldrechtlich feſtgelegte Rechts⸗ 
übertragung erſt bei Gefährdung der Rechte aus dem Wechſel oder bei Nicht- 
einlöſung des Wechſels wirkſam werden ſollte. | 

Der letzte Wechſel iſt am 7. Auguſt 1913 fällig geworden und nicht ein- 
gelöſt worden. An dieſem Tage iſt daher die Bedingung für die Forderungs— 
übertragung, deren Grundlage die Vereinbarung vom 15. Dez. 1911 und 
die bei der Verlängerung des Wechſels vorgenommene Erneuerung der Siche- 
rungsabtretung bildete, eingetreten und damit die Übertragung rechtswirkſam 
geworden (8 158 Abſ. 1 BGB.). 

Dieſe Forderungsabtretung ſteht aber der des Beklagten, dem am 1. Okt. 
1912 die laufenden und künftigen Mietzinſen abgetreten worden ſind, im 
Range nach, da das Gericht nach dem Sachverhalt überzeugt iſt, daß der Be— 
klagte von der Abtretung der Mietzinſen an St. in Anbetracht der Höhe ſeiner 
Forderungen keine Kenntnis gehabt hat. Dieſe Nichtkenntnis iſt jedenfalls 
bis zum Beweis des Gegenteils, welcher Beweis vom Kläger nicht angetreten 
worden iſt, anzunehmen ($ 161 Abſ. 3 BGB.). 

Das mit der Klage beanſpruchte Vorrecht iſt daher nicht begründet; es 
war demgemäß die Klage abzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 18. Okt. 1916. S. w. A. L. 333/16. 
| F—3. 


49. Bier und Mineralwaſſerflaſchen und Tragkaſten gelten als mit- 
verkauft, wenn fie nicht in angemeſſener Seit zurückgegeben werden. 
Vgl. 55 Nr. 88 m. N.; 62 Nr. 224 m. N.; 66 Nr. 66. 

VGB. § 448; HGB. $ 380. 

Die Beklagte hatte im September 1912 von der Klägerin Mineralwaſſer 
in Flaſchen zur Weiterveräußerung bezogen. Die ihr hierüber ausgeſtellte 
Rechnung v. 27. Sept. 1912 lautete auf einen den Preis für die Tragkaſten 
und Flaſchen mit enthaltenden Betrag bei einem Ziel von drei Monaten, mit 
dem weiteren Vermerk der Klägerin: „Tragkaſten und leere Flaſchen bleiben 
mein Eigentum und werden bei frachtfreier Rückſendung zum berechneten 
Preiſe zurückgenommen“. Erſt nachdem ihr von der Klägerin ein Zahlungs⸗ 
befehl über 1622,50 „ v. 17. März 1914, gegen den ſie Widerſpruch erhob, 
zugegangen war, ſchickte die Beklagte Ende März 1914 eine Anzahl Kaſten 
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und Flaſchen im Preiſe von 1273,25 MH an die Klägerin zurück. Dieſe ver⸗ 
langte Zahlung des Reſtes von 349,25 M. nebſt 5% Zinſen ſeit dem 13. Mai 
1914, weil die Flaſchen nicht innerhalb der angemeſſenen Friſt von einem 
Jahre zurückgegeben ſeien. — In 2. Inſtanz wurde die Beklagte verurteilt. 
Aus den Gründen: n 

„— — — Nach der Verkehrsſitte pflegt der Verkäufer die Gefäße, in 
denen er die verkaufte Ware liefert, dem Käufer käuflich zu überlaſſen, wenn 
ſie ihm nicht in beſtimmter Friſt in brauchbarem Zuſtande zurückgeliefert 
werden. Man ſchließt gewöhnlich einen auflöſend oder aufſchiebend bedingten 
Kauf ab. Ein ſolcher Vertrag liegt auch hier vor. Die Klägerin hat in der 
Rechnung v. 27. Sept. 1912 der Beklagten das Angebot gemacht, die Trag— 
kaſten und Flaſchen zu den dafür angeſetzten Preiſen zu kaufen, ſie hat aber 
ſich bereit erklärt, ſie bei frachtfreier Rückſendung zum berechneten Preiſe 
zurückzunehmen. Dieſes Recht der Rückgabe kann jedoch die Beklagte nach 
Treu und Glauben nicht zeitlich unbeſchränkt ausüben. Sie iſt dazu, wenn auch 
keine beſtimmte Friſt feſtgeſetzt iſt, nur innerhalb angemeſſener Friſt berech- 
tigt. Die Klägerin verlangt in vollem Umfange den Preis der noch nicht 
zurückgegebenen Kaſten und Flaſchen mit Recht, weil die Beklagte die als 
angemeſſen zu bezeichnende Friſt zur Rückgabe nicht eingehalten hat. Dieſe 
kann demgegenüber für ſich das Recht der Rückgabe nicht mehr in Anſpruch 
nehmen. Wenn ihr auch nach dem Willen der Parteien eine längere Friſt zur 
Rückgabe der Gefäße zugeſtanden haben mag, weil bei deren Bemeſſung ihrer 
Abhängigkeit von ihrer Kundſchaft Rechnung getragen werden mußte, ſo iſt 
doch anzunehmen, daß, als die Klägerin mit dem der Beklagten am 19. März 
1914 zugeſtellten Zahlungsbefehl v. 17. des. Mon. den Preis für die Gefäße 
forderte, die Beklagte ohne Rückſicht darauf, ob ſie ſie damals bereits von 
der Kundſchaft zurückerhalten hatte, zur Bezahlung des Preiſes verpflichtet 
war. Die letzte Lieferung war ſchon am 27. Sept. 1912 erfolgt. Bei dieſer 
Sachlage kann es nicht angemeſſen erſcheinen, die Rückgabefriſt der Beklagten 
zu ihren Gunſten über den 19. März 1914 hinaus zu beſtimmen, da bis dahin 
ſogar ſeit der letzten Lieferung faſt 123 Jahre verſtrichen waren. Der An⸗ 
ſpruch der Klägerin auf Bezahlung der noch nicht zurückgeſendeten Flaſchen 
iſt alſo wegen Leiſtungsverzugs der Beklagten begründet. 


Vgl. Staub HGB. Anm. 6 zu § 380. Ferner OL GRſpr. 16, 123 ff., wo ausgeführt wird, 
daß es nach dem eingeholten Gutachten der Billigkeit entſpreche, die Rückgabe von 
nur geliehenen Mineralwaſſerflaſchen in angemeſſener Zeit zu bewirken; eine pünkt⸗ 
liche Handhabung ſei bei dem Handel mit Mineralwaſſer notwendig, da ein bedeu- 
tendes Kapital in den Flaſchen ſtecke, das ſonſt zu lange brach liege; die befriſtete 
Rückgabe und die Erſatzpflicht bei Verzögerung beruhe demnach auf Handelsbrauch. 


Die von der Beklagten geteilte Anſicht der vorigen Inſtanz, daß der 
Vermerk auf der Rechnung v. 27. Sept. 1912 „Tragkaſten und leere Flaſchen 
bleiben mein Eigentum ꝛc.“ auf eine Leihe der Flaſchen hinweiſe, iſt nicht 
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zwingend. Der Kauf über dieſe iſt zu dem Zeitpunkte zuſtande gekommen, 
wo die angemeſſene Friſt zur Rückgabe ſeit der Lieferung verſtrichen war, 
ohne daß inzwiſchen die Flaſchen zurückgegeben waren. Der den Eigen⸗ 
tumsvorbehalt enthaltende Vermerk auf der Rechnung bezieht ſich nur auf 
die Zeit nach der Lieferung, wo das Zuſtandekommen des Kaufs noch in 
der Schwebe iſt, die Friſt zur Rückgabe noch läuft und hinſichtlich der Flaſchen 
noch ein Leih⸗ oder Mietverhältnis beſteht. Wollte man aber lediglich einen 
Leihvertrag annehmen, ſo würden auf ihn die Grundſätze, wie ſie in dem 
angeführten Urteil in OLGRſpr. 16, 123 entwickelt ſind, anzuwenden ſein, 
und wäre die Beklagte darnach auch wegen verzögerter Rückgabe der Flaſchen 
zur Bezahlung des Preiſes verpflichtet, weil auch dann anzunehmen wäre, 
daß die Parteien in ihrem Vertragsverhältnis von den gleichen Grundſätzen 
ausgegangen ſeien wie ſie nach dem in dem Urteil hervorgehobenen Handels— 
gebrauch beſtehen. Der Vernehmung eines Sachverſtändigen über die ein- 
ſchlagenden Fragen bedarf es nicht, da ſich das Gericht auf Grund der vor— 
liegenden tatſächlichen Unterlagen ſelbſt ein Urteil bilden kann und ſich gebildet 
hat. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (4. Sen.) v. 12. Okt. 1915. W. w. J. 40. 
115/15. F—ch. 


50. Einfluß der Feſtſetzung einer Polizeiftunde auf die Pacht einer 
Nachtwirtſchaft. | 
Vgl. 71 Nr. 6. 

BGB. 98 542. 581. | j 
Der Kläger hatte durch Vertrag v. 17. Januar 1912 die Räume im Erd⸗ 
geſchoß ſeines Hauſes in Nürnberg dem Beklagten zum Betriebe einer Wein⸗ 
wirtſchaft und den 3. Stock als Wohnung gegen eine jährliche Vergütung von 
14000 % für die Zeit vom 1. Februar 1912 bis zum 1. Januar 1917 über⸗ 
laſſen. Die Wirtſchaft wurde als ſog. Nachtlokal betrieben und hatte Ver⸗ 
längerung der Polizeiſtunde an drei Tagen der Woche bis 2 Uhr, an vier 
Tagen bis 5 Uhr morgens. Nach Beginn des Krieges wurde die Polizeiſtunde 
allgemein, nicht bloß für dieſe Wirtſchaft, auf 12 Uhr feſtgeſetzt und damit 
der Nachtbetrieb zum großen Teil unmöglich gemacht. Die Beklagten kün⸗ 
digten daher im September 1914 das Vertragsverhältnis ohne Einhaltung 
einer Friſt. Der Kläger beſtritt die Rechtmäßigkeit der Kündigung und ver⸗ 
langte die Bezahlung der am 1. Oktober 1914 fälligen Vergütung. Die Be⸗ 
klagten beriefen ſich auf § 13 des Vertrages und $542 BGB., hülfweiſe bean⸗ 
ſpruchten ſie Ermäßigung der Vergütung nach § 537 BGB. — Die 1. In⸗ 
ſtanz wies die Klage ab. In der Ber.⸗Inſtanz wurde nach dem Klagantrage 
erkannt; in der Rev.⸗Inſtanz wurde das 1. Urteil wiederhergeſtellt. Aus den 

Gründen: | | 
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„Das Ber.⸗Gericht ſtellt feſt: Der Kläger habe in den Räumen des Erd⸗ 
geſchoſſes eine Reſtauration und eine Bar betrieben, der Barbetrieb ſei ſchon 
unter feiner Leitung im weſentlichen ein Nachtbetrieb geweſen, deſſen Haupt⸗ 
einnahmen bei geringem Tagesbetrieb in der Zeit von 11 Uhr nachts an 
eingegangen ſeien, und habe unter Ausdehnung auf alle Räume des Erd⸗ 
geſchoſſes nach dem Vertrage v. 17. Januar 1912 in der gleichen Weiſe weiter 
betrieben werden ſollen. Die Räume mit Einrichtung ſeien nach dem über- 
einſtimmenden Willen beider Parteien zum Betriebe einer Nachtwirtſchaft 
vermietet, und es ſei insbeſondere auch die nur für einen derartigen Betrieb 
angemeſſene hohe Vergütung vereinbart worden. Gleichwohl wird die Kün— 
digung nach 8 542 BGB. für unbegründet erklärt, weil der Kläger die Räume 
in einem zum Betriebe einer Nachtwirtſchaft geeigneten Zuſtand übergeben 
und erhalten, jede Störung unterlaſſen, eine Gewähr dafür aber, daß die 
Polizeibehörde den Betrieb in der bisherigen Weiſe bis 2 und 5 Uhr morgens 
geitatte, nicht übernommen habe. Auch $ 537 BGB. ſoll nicht anwendbar 
ſein, weil die Feſtſetzung der Polizeiſtunde auf 12 Uhr allgemein und wegen 
des Krieges, nicht wegen der Beſchaffenheit der Räume oder wegen der ört— 
lichen Lage erfolgt ſei, alſo nicht ein Fehler der Sache vorliege, eine Zu— 
ſicherung aber nicht erteilt worden ſei. 

Dieſe Ausführungen ſtehen, ſoweit 8 537 BGB. in Frage kommt, im 
Widerſpruch mit den Grundſätzen, die der erkennende Senat in dem Urteil 
v. 9. Nov. 1915, III. 14515 (Entſch. 87, 278) ausgeſprochen hat, und die 
gleichen Erwägungen führen hier zur Anwendung des § 542 in Verbindung 
mit 8 581 BGB. 

Der Verpächter iſt verpflichtet, dem Pächter den Gebrauch des verpach— 
teten Gegenſtandes und den Genuß der Früchte während der Pachtzeit zu 
gewähren. Waren, wie ſich aus den Feſtſtellungen des Ber.-Gerichts er⸗ 
gibt, die Wirtſchaftsräume für den Nachtbetrieb beſtimmt und nach dem über— 
einſtimmenden Willen der Parteien unter Vereinbarung einer dieſer Art 
des Betriebes entſprechenden hohen Vergütung zu einem ſolchen Betriebe 
verpachtet worden, dann beſtand der vertragmäßige Gebrauch (8 542 BGB.) 
in der Benutzung als Nachtwirtſchaft, und es handelte ſich nicht nur um den 
tatſächlichen Umfang des Fruchtbezuges, für den der Verpächter nicht haftet, 
ſondern um die Möglichkeit der Fruchtziehung durch den Pachtgegenſtand, 
wenn durch die Feſtſetzung der Polizeiſtunde auf 12 Uhr der Nachtbetrieb, 
wenn nicht unmöglich gemacht, ſo doch in einer Weiſe beeinträchtigt wurde, 
daß man von einem Nachtbetrieb in dem gewöhnlichen Sinn und auch im 
Sinn des Vertrages nicht mehr ſprechen kann. Wenn auch die Zeit von 11 bis 
12 Uhr für den Nachtbetrieb freiblieb, ſo war er doch in der Hauptſache un⸗ 
möglich geworden, und man darf auch davon ausgehen, daß Perſonen, die 
ſolche Wirtſchaften nach 11 Uhr aufzuſuchen pflegen, von einem Beſuch ab- 
ſehen, wenn ſie wiſſen, daß der Betrieb ſchon um 12 Uhr geſchloſſen werden 
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muß. Die Feſtſetzung der Polizeiſtunde auf 12 Uhr traf daher auch nicht nur 
die Perſon des Pächters ($ 552 BGB.), ſondern den Pachtgegenſtand ſelbſt 
in ſeiner Eigenſchaft als Nachtwirtſchaft. Damit war, wenn auch ohne Ver⸗ 
ſchulden des Verpächters, der vertragmäßige Gebrauch des Pachtgegenſtandes, 
mindeſtens zum großen Teil, dem Pächter entzogen, und die Kündigung, 
deren Grund eine Friſtſetzung überflüſſig machte, nach 88 542. 581 BGB. 
wirkſam. — — — Es muß daher die Klage abgewieſen werden. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 15. Febr. 1916. B. (Bkl.) w. R. 
(OLG. Nürnberg). III. 333/15. Auch in RCeEntſch. 88 Nr. 23 S. 97. 


51. Bedeutung des Gewähr (Garantie)- Derfprechens. 
Vgl. 69 Nr. 6 m. N.: 71 Nr. 233. ſowie die folgende Nr. 
BGB. 59 765. 157. 

Die Klägerin hatte Bedenken getragen, einem Dritten Waren zu liefern, 
ſich aber hierzu entſchloſſen, als der Beklagte ihr erklärte, er ſei jetzt an dem 
Geſchäft des Dritten beteiligt, habe ihm 50000 % in das Geſchäft gegeben 
und ihm außerdem einen Bankkredit eröffnet, er übernehme die volle Garantie. 
für alle Waren, welche der Dritte bei der Klägerin kaufen werde, ſie würde 
infolge ſeiner Beteiligung niemals irgendetwas bei der Geſchäftsverbindung 
mit dem Dritten verlieren. Nachdem der Dritte zahlungsunfähig geworden 
war, verlangte die Klägerin den Preis der dem Dritten gelieferten Waren 
von dem Beklagten. — Das Landgericht wies die Klage ab; in 2. Inſtanz 
wurde der Beklagte aber zur Zahlung verurteilt. Aus den Gründen: 

„Die Beſprechungen der Parteien, bei welchen von der Garantieüber- 
nahme des Beklagten die Rede war, hatten den Zweck, die Klägerin trotz 
ihrer Bedenken zu beſtimmen, weiter an den Dritten Waren auf Kredit zu 
liefern. Wenn ſich der Beklagte bei ſolcher Gelegenheit zur Übernahme voller 
Garantie bereit erklärte, ſo können allerdings trotz des Gebrauchs des Wortes 
„Garantie“ Bedenken beſtehen, ob hiermit nicht bloß die Übernahme einer 
Bürgſchaft erklärt werden ſollte. Der Beklagte hat aber der Verſicherung 
ſeiner vollen Garantie noch die Worte hinzugefügt, daß die Klägerin nie— 
mals etwas bei dem Geſchäft mit dem Dritten infolge ſeiner Beteiligung 
verlieren werde. Dieſer Zuſatz gibt der Garantieerklärung gerade die recht- 
liche Bedeutung, welche der Vorderrichter vermißt. Denn im Zuſammen⸗ 
hange mit dieſer, die erſten Worte ergänzenden und erläuternden Außerung 
liegt in der Garantieerklärung des Beklagten die der Klägerin erklärte und 
von ihr angenommene Willenserklärung, die Gefahr des geſchäftlichen Unter⸗ 
nehmens zu übernehmen, zu welchem der Beklagte die Klägerin durch ſeine 
Erklärung beſtimmen wollte und beſtimmt hat.“ 


Urteil des OLG. zu Frankfurt a. M. (2. Sen.) v. 20. Nov. 1916. M. w. 
S. 2 U. 38/16. Ka. 
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52. SAISON und Gewährvertrag erfordern nicht eine Ungemißheit 
der Inanſpruchnahme. 
Vgl. die vorige Nr. — BGB. $ 765. 

Der klagende Bankverein übernahm durch Vertrag v. 6. Sept. 1912 mit 
Rechten und Verbindlichkeiten das Vermögen der in Zahlungsſchwierigkeiten 
geratenen Kommanditgeſellſchaft Bier Kreditbank; aus beſtimmten Ver⸗ 
mögensteilen ſollte eine Rücklage von 115000 % gebildet werden zur Aus⸗ 
gleichung etwaiger Verluſte auf ausſtehende Forderungen, und in §7 des 
Vertrages übernahmen mehrere Perſonen, darunter die Beklagten, der Klä— 
gerin gegenüber die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft, jeder in Höhe eines be— 
ſtimmten Betrages. Der Kläger nahm nun mit der Klage wegen erlittener 
Ausfälle den Beklagten L. auf Zahlung von 17250 „ und Zinſen, die Be- 
klagte R. auf Zahlung von 34500 ½ und Zinſen in Anſpruch, wozu fie auch 
in allen Inſtanzen für ſchuldig erkannt wurden. — Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

— — Die in $ 7 von den „Bürgen“ eingegangene Verpflichtung ſtellt 
ſich Wahrheit rechtlich nicht als Bürgſchaft, ſondern als Gewährübernahme 
(Garantievertrag) dar. Die Bürgen ſtehen dafür ein, daß die Kreditbank 
nicht mehr als die buchmäßigen Schulden beſitzt, daß der Kläger nicht aus 
von der Kreditbank übernommenen Bürgſchaſten in Anſpruch genommen 
wird, daß eine hypothekariſche Darlehnsforderung voll eingehen wird, und 
daß alle Außenſtände zu ihrem Nennwert eingehen. Es wird mithin von den 
ſog. Bürgen nicht eine fremde Schuld ſondern ein Erfolg verbürgt; es wird 
nicht eine Zahlung an Stelle des Schuldners, ſondern eine Gefahr etwaigen 
Verluſtes übernommen, der dem Kläger erwachſen könnte. Das ſtellt im 
Gegenſatze zur Bürgſchaft den rechtlichen Tatbeſtand des Gewährvertrages 
dar (RGEntſch. 61 S. 157; 72 S. 138; Warneyer 1909 Nr. 87; 1913 Nr. 9; 
1915 Nr. 262). Für die Rechtsgültigkeit der gegenüber dem Kläger von 
den „Bürgen“ übernommenen Verpflichtungen begründet dies keinen Unter— 
ſchied. — — — 

Die Reviſion meint, daß, wenn von vornherein feſtſtand, daß die Aus- 
ſtände nicht eingehen und die Rücklage zur Deckung der Geſellſchaftsſchulden 
nicht hinreichen würde, eine Bürgſchaft für den Eingang nach dem Weſen 
der Bürgſchaft undenkbar ſei. Der Vertrag ſelbſt ergebe, daß mit der Ein— 
ziehbarkeit gerechnet wurde, und der Kläger habe, wenn er nicht argliſtig 
handeln wollte, die Bürgen darüber aufklären müſſen, daß jenes nicht der 
Fall ſei. Ein Bürgſchaftsvertrag liegt indeſſen, wie bereits ausgeſprochen 
wurde, überhaupt nicht vor. Inſoweit jedoch die Vorausſetzungen des Bürg⸗ 
ſchafts- und des Gewährvertrages die gleichen ſind und bei beiden mit einem- 
möglichen Verluſt in der Zukunft für den Gläubiger gerechnet wird, iſt es 
nicht zutreffend, daß die Bürgſchafts- oder Gewährverpflichtung wegen 
inneren Widerſpruchs hinfällig werde, wenn der Verluſt als ſicher erwartet 
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werde. Auch das Ber.⸗Urteil hat einen ähnlichen Satz in dem Komm. von 
RGRäten zum BGB. vorgetragen gefunden, daß nämlich die Ungewißheit 
über die Inanſpruchnahme des Bürgen Begriffsmerkmal der Bürgſchaft und 
dieſe deshalb nichtig ſei, wenn die Inanſpruchnahme des Bürgen von vorn— 
herein als ſicher feſtſtehe. Allein an der vom Ber.⸗Gericht angezogenen Stelle 
jenes Kommentars iſt nur ausgeführt, daß, wo die Hauptſchuld bereits getilgt 
oder die Erfüllung bereits unmöglich geworden oder bei der Ausfallsbürg— 
ſchaft der Ausfall bereits erfolgt iſt, für eine Bürgſchaftsverpflichtung kein Raum 
mehr iſt. Das liegt in der Tat in der Natur der Bürgſchaft. Aber nur die Tat- 
ſache der Vergangenheit, nicht eine, wenn auch ſichere Erwartung in der Zu— 
kunft ſchließt die Bürgſchaft aus, und dasſelbe gilt für den Garantievertrag. 
Im gegebenen Falle iſt nach der Behauptung der Beklagten die Sachlage 
die, daß die Rücklage der 115000 % vorausſichtlich Schon durch Einen der 
unſicheren Ausſtände aufgezehrt werden mußte, ſo daß die Inanſpruchnahme 
der „Bürgen“ für den Kläger allerdings bereits beim Vertragsabſchluß ſo gut 
wie feſtſtand. Das macht jedoch den Vertrag nicht widerſpruchvoll und nicht 
ungültig; die gleiche Sachlage wird bei einem großen Bruchteil aller Siche— 
rungsverträge vorliegen. Eine Aufklärungspflicht hinſichtlich der Zukunfts- 
ausſichten für die „Bürgen“ dieſen gegenüber hatte der Kläger nicht; er durfte 
nur nicht auf Täuſchung berechnete unrichtige Verſicherungen geben und. 
mußte auf etwaige Rückfragen der Bürgen, ſoweit er Auskunft zu geben ſich 
bereit zeigte, auch wahrheitgemäße Auskunft geben. Ohne Rechtsirrtum er⸗ 
achtet das Ber.⸗Gericht eine argliſtige Täuſchung der Beklagten durch den 
Kläger ſchon durch die dem Vertrage zugrunde liegende und in ihm zum 
Ausdruck gekommene Sachlage für widerlegt. Durch die Vermögensübernahme 
ſollte die Kreditbank vor dem Konkurſe bewahrt werden; der Kläger, der das 
Vermögen der mit Verluſt arbeitenden Kreditbank übernahm, wollte ſelbſt— 
verſtändlich den Fehlbetrag nicht mit eigenem Vermögen decken; er mußte 
Sicherheiten ſuchen und mußte auch annehmen, daß, wer dieſe zu leiſten ſich 
bereit erklärte, mit der Gefahr bekannt war, die er übernahm. Die „Bürgen“ 
waren der Geſellſchaft und deren Vertretern und Kommanditiſten nahe— 
ſtehende Perſonen, und aus dem zahlenmäßigen Verhältnis der Geſamtſumme 
der Gewährverpflichtungen zu dem Betrage der Rücklage ergab ſich, daß 
mit der Möglichkeit eines großen Ausfalls gerechnet wurde. Von jedem, der 
eine Bürgſchaft oder eine Gewährverpflichtung hinſichtlich fremder Schuld 
übernimmt, muß vorausgeſetzt werden, daß er die Gefahr, die er übernimmt, 
ſich überlegt; die Unterlagen für dieſe Prüfung gibt der un. in ſeinem 
Zuſammmenhange ſelbſt. 

Die Reviſionen der Beklagten waren hiernach als unbegründet zu⸗ 
rückzuweiſen. 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 15. Mai 1916. L. u. G. (Bkl.) w. 
B.er Bankverein (OLG. Hamburg). VI. 84/16. 
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53. Warnung eines Kaufliebhabers; Verſtoß gegen die guten Sitten? 


Vgl. 59 Nr. 103; 69 Nr. 240 m. N.; 71 Nr. 164. 251. 
BGB. $$ 824. 826. 138. 


Wie der Sachverſtändige in überzeugender Weiſe darlegt, iſt das früher 
der Klägerin gehörige Grundſtück mit Trockenfäule behaftet und befand es 
ſich in dieſem Zuſtand ſchon zu der Zeit, als die Klägerin es im Jahre 1913 
zu verkaufen ſuchte. Durch dieſe Trockenfäule, die ſich zwar vorausſichtlich 
durch Vornahme mehr oder weniger umfänglicher Arbeiten beſeitigen läßt, 
wurde der Wert des Grundſtücks weſentlich beeinträchtigt. Die Allgemeinheit 
pflegt zwiſchen Trockenfäule („trockenem Schwamm“) und echtem Haus— 
ſchwamm nicht zu unterſcheiden; ſie vermag das im einzelnen Falle meiſt 
auch garnicht, da die Unterſcheidung oft ſelbſt für den Fachmann ſchwierig 
iſt; ſie bezeichnet im gewöhnlichen Leben ſowohl die Trockenfäule als auch 
den echten Hausſchwamm als Schwamm. Die Behaftung eines Grund— 
ſtücks mit Schwamm gilt als ein weſentlicher Mangel, der den Käufer, der 
in Unkenntnis davon ein Grundſtück kaufte, zur Wandelung berechtigt. Es 
entſpricht daher dem Intereſſe eines Kaufluſtigen, wenn er von dritter Seite 
vor dem Ankauf eines Grundſtücks gewarnt wird, „weil der Schwamm drin 
ſei“, denn er wird dadurch vor unliebſamen Weiterungen und Streitigkeiten, 
unter Umſtänden auch vor Vermögensverluſten bewahrt. 

Daß in dem Biſchen Grundſtück der Schwamm ſei, war in Z. allgemein 
bekannt. Wenn daher die Beklagten die Eheleute K., als dieſe von ihrer 
Kaufabſicht ſprachen, davor warnten, weil darin der Schwamm ſei, han— 
delten ſie in einem wohlbegründeten Intereſſe der Eheleute K. und ver— 
ſtießen nicht gegen die guten Sitten, mochten ſie auch zugleich den Zweck 
verfolgen, K. dadurch zum Kauf ihres Grundſtücks geneigt zu machen, und 
mochten ſie ſich auch bewußt ſein, daß der Klägerin durch das Scheitern des 
Verkaufs ihres Grundſtücks an K. ein Schaden erwüchſe. Zwar kann auch 
— das ſcheint das Landgericht zu verkennen — durch die Behauptung und 
Verbreitung einer wahren Tatſache der Tatbeſtand einer ſittenwidrigen, vor— 
ſätzlichen Schädigung i. S. von 8826 BGB. erfüllt werden (SeuffA. 59 
Nr. 103). Aber der Umſtand allein, daß die betreffende Tatſache, wie hier, 
wettbewerbshalber verbreitet wird, macht die Verbreitung nicht ſchon zu einer 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Handlung (RGeEntſch. 76, 110); vor- 
liegend um ſo weniger, als der Hinweis der Beklagten auf den Schwamm 
im Hauſe der Klägerin zugleich im Intereſſe K.s erfolgte, der dadurch vor 
einem Kaufe bewahrt werden ſollte, der ihm nachmals aller Vorausſicht nach 
Unannehmlichkeiten bereitet haben würde. Daß die Beklagten mit ihrer 
Bemerkung gegenüber K. dieſe wohlmeinende Abſicht verbanden, ergibt ſich 
aus den von der Zeugin H. bekundeten Worten des verklagten Ehemannes: 
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„es würde ihm leid tun, wenn K. das B.ſche Grundſtück kaufte, denn da wäre 
der Schwamm drin“. 


Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 4. Okt. 1916. B. (Kl.) w. R. 
70. 168/15. | —— 


54. Anfechtung einer Pfändung. 
Vgl. 44 Nr. 238 m. N.; 60 Nr. 203; auch 70 Nr. 53 m. N. 
AnfG. § 3 Nr. 1. 

Beide Parteien ſind Hyp.⸗Gläubiger eines Grundſtücks, der Beklagte an 
zweiter, der Kläger an dritter Stelle. Das Grundſtück iſt am 28. Dez. 1914 
unter Zw.⸗Verwaltung geſtellt worden. Durch Pfändungs- und Überwei⸗ 
ſungsbeſchluß v. 29. Sept. 1914 hat der Kläger die Mieten für die Zeit vom 
1. Okt. 1914 bis Ende März 1915 pfänden laſſen. Der Anfechtung des Be— 
klagten iſt ſtattzugeben. 

Auch eine ſtaatliche Vollſtr.-Handlung unterliegt der Anfechtung (vgl. 
8 6 AnfG.), insbeſondere bei Feſtſtellung eines abſichtlichen Zuſammen⸗ 
wirkens zur Schaffung des vollſtreckbaren Titels. Hierzu kann auch ohne aus⸗ 
drückliche Verabredung ein bewußtes Unterlaſſen genügen, ſofern ſich aus 
einem ſolchen der auf eine Benachteiligung der Gläubiger gerichtete Wille 
folgern läßt (RG. in JW. 1914, 106). Die Anfechtbarkeit iſt aber auch dar⸗ 
über hinaus anzuerkennen. Bei Befriedigungshandlungen wegen beſtehender 
Forderungen iſt zu unterſcheiden zwiſchen kongruenter und nicht kongruenter 
Deckung. Nur in letzterem, nicht aber im erſten Falle ſchließt das Bewußt⸗ 
ſein des Schuldners von der die andern Gläubiger benachteiligenden Wirkung 
ſeiner Rechtshandlung zugleich die Abſicht der Benachteiligung in ſich. In 
beiden Fällen ſind aber letzten Endes die Umſtände des gegebenen Falles 
maßgebend dafür, ob ein Schluß von dem Bewußtſein auf die Abſicht der 
Gläubigerbenachteiligung zuläſſig und nach den Umſtänden geboten iſt (RG. 
in SW. 1911, 193; 1911, 778; 1915, 282). Die Anwendung ähnlicher Ge⸗ 
ſichtspunkte auf die im Wege der Zw.⸗Vollſtreckung ſich vollziehende Deckung 
oder Befriedigung des Gläubigers iſt ein dringendes Gebot wirtſchaftlicher 
Notwendigkeit, da andernfalls die Herſtellung eines vollſtreckbaren Titels und 
die Herbeiführung einer Vollſtr.⸗Handlung an Stelle der freiwilligen Befrie⸗ 
digung und damit eine Umgehung der der Anfechtung eigentümlichen Rechts- 
ſätze ohne Schwierigkeit möglich ſein würde. Insbeſondere gilt dies bei den 
Verhältniſſen des Hypothekenmarktes in großen Städten. Hier iſt die Ein⸗ 
fügung der Vollſtr.⸗Klauſel in Hyp.⸗Schuldurkunden ſo gut wie ausnahmslos 
üblich. Die Erteilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung und die Pfändung 
der Mieten würde alſo im Fall der Gefahr einer drohenden Zw.⸗Verwaltung 
ebenſo leicht zu vollziehen ſein wie eine freiwillige Mietabtretung. Der Weg 
der Pfändung der Mieten im Wege der Zw.⸗Vollſtreckung wird u ge⸗ 
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wählt, um die mit einer freiwilligen Mietabtretung verbundene Gefahr der 
Anfechtbarkeit nach Möglichkeit zu beſeitigen. Dieſes Verfahren verdient 
keinen Schutz. Es führt, wie die Erfahrung gezeigt hat, zu einer ſchweren Er⸗ 
ſchütterung des Hyp.⸗Kredits und zu einer Beeinträchtigung und Verkürzung 
berechtigter Anſprüche vorgehender Hyp.⸗Gläubiger, die an Stelle der Be⸗ 
friedigung, auf welche ſie ein Recht haben und welche ſie nach den gegebenen 
Verhältniſſen auch erwarten durften, vor die Notwendigkeit geſtellt werden, 
zu ihrer eigenen Sicherheit ein Grundſtück erwerben zu müſſen, obgleich dieſes 
für ein oder mehrere Vierteljahre infolge einer Mietpfändung keinen Ertrag 
zu gewähren imſtande iſt. | 

Auf ſeiten des Klägers liegt inkongruente Deckung vor. Er war aller- 
dings gleichfalls Hyp.⸗Gläubiger, dem die Mieten gemäß 88 1123ff. BGB. 
haften. Er mußte aber im Verhältnis zu den ihm vorgehenden Hyp.⸗Gläubi⸗ 
gern damit rechnen, daß die Mieten in erſter Reihe nach der geſetzlichen Rang⸗ 
ordnung der eingetragenen Hypotheken verwendet werden. Ein nachſtehender 
Hyp.⸗Gläubiger, der die Mietzinſen ohne Rückſicht auf die Anſprüche der vor⸗ 
gehenden Gläubiger für ſich beſchlagnahmt, ſteht gegenüber dieſen letzteren 
nicht anders als ein dritter Gläubiger, der überhaupt kein Recht auf die Mieten 
hat. Er erlangt durch die Mietpfändung einen Vorteil, auf den ihm ein An⸗ 
ſpruch nicht zuſteht, alſo eine inkongruente Deckung. 

Aber auch abgeſehen hiervon iſt nach den Umſtänden des vorliegenden 
Falles Anfechtbarkeit anzunehmen. Der Kläger ſtand in den nächſten Be⸗ 
ziehungen zu der Grundſtückseigentümerin. Er hatte bereits dem Vorbeſitzer 
Darlehen gegeben, die er bei einer Verwertung des Grundſtücks zurückerhalten 
ſollte. Er hat ſpäter die ihm jetzt zuſtehende Hypothek abgelöſt, als ſie von 
dem früheren Gläubiger zurückgefordert wurde. Es war ihm der Nießbrauch 
und eine Grundſchuld von 12000 % bewilligt worden, aus der er ſich für 
ſeine Forderung und für ſeine jahrelange Hülfe bei vorteilhafter Verwertung 
des Grundſtücks befriedigen ſollte. Er hat das Grundſtück verwaltet und 
namentlich die Verhandlungen über die Verlängerung der erſten Hypothek, 
die am 1. Okt. 1914 fällig wurde, mit der Gläubigerin geführt. Ihm war 
alſo das Scheitern dieſer Verhandlungen und damit das Bevorſtehen der 
Zw.⸗Verwaltung bekannt. Wenn unter ſolchen Umſtänden zwei Tage vor der 
Fälligkeit der erſten Hypothek die Mieten für zwei volle Vierteljahre gepfändet 
wurden, ſo kann dies nur im allſeitigen Einverſtändnis zu dem Zwecke ge⸗ 
ſchehen ſein, für den Fall der als unvermeidlich erkannten Zw.⸗Verwaltung 
von den Einkünften des Grundſtücks noch ſo viel für den an dritter Stelle 
ſtehenden Hyp.⸗Gläubiger zu retten, als dies unter äußerſter Ausnutzung der 
geſetzlichen Möglichkeiten überhaupt geſchehen konnte. 

Urteil des KG. zu Berlin (22. Sen.) v. 2. Nov. 1916. L. w. S. 22 U. 

3106/16. | Ha. 
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55. Über die Fälligkeit von Dermächtnisforderungen. 
Vgl. 15 Nr. 145. 
BGB. 88 2176. 2184. 

Es iſt richtig, daß der Anſpruch des Vermächtnisnehmers gegen den 

beſchwerten Erben den rechtlichen Charakter einer einfachen Schuldforderung 
hat. Nach $ 2176 BGB. kommt die Forderung des Vermächtnisnehmers 
ſchon mit dem Erbfall zur Entſtehung. Das Entſtehen der Forderung iſt 
aber mit ihrem Fälligwerden nicht identiſch. Wann die Forderung fällig 
wird, wird, wie der übrige Inhalt der Forderung, durch das Teſtament be⸗ 
ſtimmt. Iſt in einem Paragraphen des Teſtaments ein Geldvermächtnis aus⸗ 
geſetzt und iſt in dieſem Paragraphen nichts darüber angeordnet, wann das 
Vermächtnis zur Auszahlung gelangen ſoll, ſo iſt für die Beſtimmung der 
Fälligkeit der geſamte Inhalt des Teſtaments zu berückſichtigen. 
Inm vorliegenden Fall hat der Erblaſſer an verſchiedene Perſonen Geld⸗ 
vermächtniſſe in Höhe von zuſammen 700000 „ ausgeſetzt und angeordnet, 
daß die Teſtamentsvollſtrecker ein Kapital in ihrer Verwaltung behalten 
ſollen, das zur Beſtreitung einer ſeiner Ehefrau zu zahlenden Rente von 
jährlich 15000 „ ausreicht, daß ſie auch ſeiner Ehefrau die Rente auszahlen 
ſollen. Der nach Erledigung aller Vermächtniſſe übrige Teil des Nachlaſſes 
ſoll zu einem wohltätigen oder gemeinnützigen Zweck verwandt werden. 
Der Erblaſſer hat Teſt.⸗Vollſtrecker ernannt und die aus § 5 des Teſtaments 
erſichtlichen Vorſchriften gegeben. Bereite Geldmittel, aus denen die Teſt.⸗ 
Vollſtrecker ſofort nach dem Tode des Erblaſſers die Vermächtniſſe hätten 
auszahlen können, hat der Erblaſſer nicht hinterlaſſen. Sein Vermögen war 
zur Zeit ſeines Todes zum weitaus größten Teile in kaufmänniſchen Geſchäften 
feſtgelegt. Bei ſolcher Sachlage erſcheint klar, daß es nicht der Wille des Erb⸗ 
laſſers war, daß die Teſt.⸗Vollſtrecker die Vermächtniſſe ſofort nach ſeinem 
Tode auszahlen ſollten. Wenn in einem ſo oder ähnlich liegenden Fall ein 
Teſt.⸗Vollſtrecker, der zunächſt nur über geringfügige bereite Geldmittel ver⸗ 
fügte, dieſe verfügbaren Geldmittel ohne weiteres dem erſten beliebigen 
Vermächtnisnehmer, der die ſofortige Auszahlung verlangt, unter Zurück⸗ 
ſetzung der Intereſſen der andern Vermächtnisnehmer auszahlen wollte, ſo 
würde nicht zweifelhaft ſein, daß er damit der letztwilligen Verfügung des 
Erblaſſers zuwiderhandelt und feine Pflicht verletzt. Die Verpflichtung des 
beſchwerten Erben oder des Teſt.⸗Vollſtreckers gegenüber dem Vermächtnis⸗ 
nehmer einerſeits und das Recht des Vermächtnisnehmers gegen den Erben 
und den Teſtamentsvollſtrecker anderſeits ſind nur zwei Seiten desſelben 
Rechtsverhältniſſes. Solange der Teſt.⸗Vollſtrecker einſtweilen nicht zahlen 
darf, hat der Vermächtnisnehmer noch kein fälliges Forderungsrecht. 

Darüber, wann der Teſt.⸗Vollſtrecker die Vermächtniſſe auszuzahlen hat, 
wenn der Erblaſſer ausdrückliche Anordnungen für dieſen Punkt nicht ge⸗ 
troffen hat, laſſen ſich genauere allgemeingültige Regeln nicht aufſtellen. 
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Wann die Auszahlung zu geſchehen hat, muß nach Maßgabe der Erforderniſſe 
des beſonderen Falles unter Berückſichtigung der Verkehrsſitte abgemeſſen 
werden. Es iſt nicht zu verkennen, daß dann innerhalb der durch die Er— 
forderniſſe des beſonderen Falls und der Verkehrsſitte gezogenen Grenzen 
vielfach noch Raum für verſchiedene Bemeſſung des Fälligkeitszeitpunktes 
bleiben wird. Es iſt davon auszugehen, daß der Erblaſſer, der einem Teſt.⸗ 
Vollſtrecker die Verwaltung und Verteilung ſeines Nachlaſſes aufträgt, ihm 
auch den Auftrag geben will, innerhalb der vorgedachten Grenzen über den 
genaueren Zeitpunkt der Auszahlung nach ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen 
zu entſcheiden. 
— — — Das Ber. Gericht hat auf Grund der geſamten Umſtände des 
Falles im Wege freier Beweiswürdigung die Überzeugung erlangt, daß die 
Teſt.⸗Vollſtrecker über den Zeitpunkt der Auszahlung innerhalb der durch 
die Erforderniſſe des beſonderen Falles und die Verkehrsſitte vorgeſchrie— 
benen Grenzen nach Maßgabe ihres pflichtmäßigen Ermeſſens Beſtimmung 
getroffen haben. Die Klage iſt darnach zu einer Zeit erhoben, als der Klägec 
die ſofortige Auszahlung noch nicht fordern konnte. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 8. Nov. 1916. B. (Kl.) w. 

C. Teſt. — Bf. IV. 240/16. B. 


56. Eigentumserwerb zwiſchen Eheleuten an Sachen, die im gemein— 
ſchaftlichen Hausſtand verbleiben“. ö 
Haftung des Notars für Derfehen bei Aufnahme eines Vertrages“ “. 
Vgl. 46 Nr. 208; 62 Nr. 171. — Vgl. 71 Nr. 254 m. N. 
BGB. § 930. 1362. — BGB. $ 839. 

Die Klägerin, die mit ihrem Mann im geſetzlichen Güterrecht des BGB. 
lebte, hatte am 6. Juli 1913 vor dem verklagten Notar mit ihrem Mann einen 
Kaufvertrag abgeſchloſſen, durch den ihr Mann ihr das Eigentum an gewiſſen 
Mobilien übertrug. Am 9. Mai 1914 vereinbarten die Eheleute vor dem 
Beklagten Gütertrennung. Eine Beſtätigung oder Wiederholung des Ver— 
trages v. 6. Juli 1913 erfolgte dabei nicht. Als dann der Ehemann von einem 
Gläubiger gepfändet wurde, machte die Klägerin im Widerſpruchsprozeß ihr 
Eigentum an den ihr durch den Vertrag v. 6. Juli 1913 übertragenen ge— 
pfändeten Mobilien geltend, doch wurde ſie rechtskräftig vom Landgericht A. 
mit ihrem Anſpruch abgewieſen, weil der genannte Vertrag rechtsunwirkſam 
ſei. In dieſem Prozeß hatte die Klägerin dem Beklagten den Streit ver⸗ 
kündet, der Beklagte war aber in den Streit nicht eingetreten. Mit einer 
neuen Klage verlangte die Klägerin vom Beklagten Erſatz des ihr durch die 
Unwirkſamkeit des vom Beklagten beurkundeten Vertrages entſtandenen 
Schadens. — Der Klage wurde vom Ber. Gericht ſtattgegeben. Aus den 
Gründen: 
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„Daß der Beklagte an ſich mit der Behauptung nicht gehört werden 
kann, der Vorprozeß ſei unrichtig entſchieden und ſchon aus dieſem Grunde 
entfalle ſeine Haftung für den der Klägerin durch feine Beratung erwad)- 
ſenen Schaden, bedarf keiner weiteren Ausführung. Das ergibt ſich ſchon 
aus der unſtreitigen Tatſache, daß Klägerin dem Beklagten im Vorprozeſſe 
den Streit verkündet hat. Mit Unrecht legt die Klägerin aber die 88 74. 68 
ZPO. fo weit aus, daß der Beklagte auch in bezug auf die Schuldfrage ſich 
nicht auf die Unrichtigkeit der im Vorprozeſſe von den Gerichten vertretenen 
Rechtsanſchauung berufen könne. Vielmehr beſchränkt ſich die Wirkung der 
88 74. 68 lediglich darauf, daß der Beklagte es gegen ſich gelten laſſen 
muß, daß die Klägerin im Vorprozeſſe unterlegen iſt. Für die Beurteilung 
der Frage, ob ein Verſchulden des Beklagten bei der Beratung der Klägerin 
und der Abfaſſung des Vertrages vorgelegen habe, iſt dagegen die Nach— 
prüfung der Frage, ob die von dem Landgericht A. vertretene Rechtsanſchauung 
richtig ſei, nicht zu umgehen.!) Dieſe Frage muß aber im Gegenſatz zum 
Vorderrichter bejaht werden. Mit Recht hat das Aer Landgericht die Un- 
wirkſamkeit des vom Beklagten beurkundeten Vertrages angenommen, da 
eine Übertragung des Eigentums an den Mobilien nicht ſtattgefunden hat, 
weder gemäß § 929, noch auch nach $ 930 BGB. 

Die Übergabe nad) $ 929 Satz 1 ſetzt eine körperliche Übergabe der Sache, 
nicht bloß die Einräumung rechtlicher Befugniſſe voraus. Sie kann nicht 
durch ſymboliſche Handlungen, wie die hier vollzogene Berührung einzelner 
Sachen und die Anweiſung der Sachen an den Erwerber erſetzt werden. 
Die Sachen ſind nach wie vor im Hausſtande der Eheleute und an denſelben 
Orten wie bisher verblieben. Der Mann übte nachher dieſelbe tatſächliche 
Gewalt über ſie aus wie vorher. Daran würde auch der Umſtand nichts 
ändern, daß er erklärt haben ſollte, die Sachen künftig nicht mehr für ſich 
beſitzen zu wollen. Nun genügt nach § 854 Abſ. 2 BGB. allerdings zum 
Erwerb des Beſitzes eine bloße Einigung des bisherigen Beſitzers und des 
Erwerbers, wenn der Erwerber in der Lage iſt, die Gewalt über die Sache 
auszuüben. Aber dieſe Beſtimmung greift nur dann Platz, wenn der bis⸗ 
herige Beſitzer den Beſitz ſeinerſeits aufgibt, was hier nicht geſchehen iſt. 
Nicht anders verhält es ſich mit der Anwendung des § 929 Satz 2 BGB. auf 
den vorliegenden Fall, wonach die Einigung für den Eigentumsübergang 
genügt, wenn der Erwerber bereits im Beſitze der Sache iſt. Es iſt dem Be⸗ 
klagten zuzugeben, daß auch ein Mitbeſitz für eine derartige Übertragung des 
Eigentums genügen mag; aber auch wenn man der Frau beim geſetzlichen 
Güterſtande im Gegenſatz zu der herrſchenden Lehre einen ſolchen Mitbeſitz 
zugeſtehen wollte, ſo ſetzt doch die Anwendung des § 929 Satz 2 voraus, daß 
der bisherige Mitbeſitzer feinen’ Beſitz zugunſten des bisherigen Mitbeſitzers 
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aufgibt. Ein Fortbeſtand des bisherigen Beſitzſtandes iſt mit der Übertragung 
des Eigentums unvereinbar. Hier aber hat der Ehemann auch nach der an- 
geblichen Beſitzübertragung dieſelbe tatſächliche Gewalt über die Mobilien 
ausgeübt wie zuvor (vgl. RG. bei Gruchot 49, 127). 

Daß eine Eigentumsübertragung nach § 930 BGB. nicht rechtswirkſam 
erfolgt iſt, zeigt die Erwägung, daß der im Vertrage vereinbarte Leihvertrag 
neben dem ſchon vorher beſtehenden Verwaltungsrecht des Mannes eine 
ſelbſtändige Bedeutung garnicht haben kann. Die Leihe überträgt nur un— 
vollſtändigen Beſitz und ermächtigt nicht zur Verfügung über die geliehene 
Sache, während das Verwaltungsrecht den Mann zum Beſitzer des Ein— 
gebrachten macht und ihm die freie Verfügung über dasſelbe gibt. Durch 
den Vertrag v. 6. Juli 1913 ſind daher auf den Mann der Klägerin keine 
Rechte übertragen worden, die er nicht vorher ſchon hatte, jo daß ſich nicht 
ſagen läßt, es ſei dadurch ein Rechtsverhältnis vereinbart worden, vermöge 
deſſen der Mann unter Übertragung des mittelbaren Beſitzes auf die Frau 
den unmittelbaren Beſitz fich bewahrt hätte. Die für den Güterſtand der 
Verwaltungsgemeinſchaft des preuß. Allg. LR. in RGéEntſch. 48, 318 (auch 
JW. 1901, 260) gemachten Ausführungen find jo überzeugend und treffen 
auch den vorliegenden Fall ſo ſehr, daß ſie nicht einfach damit abgetan werden 
können, ſie beträfen nur das altpreußiſche Recht. 


Im gleichen Sinne iſt die Frage der Wirkſamkeit einer derartigen Eigentumsübertragung, 
abgeſehen von den beiden angeführten reichsgerichtlichen Entſcheidungen, noch ent— 
ſchieden in OL GRſpr. 8, 112 (OLG. Breslau); im Recht 1910 Nr. 915 (OL G. Naum⸗ 
burg) und in Dresd Ann. 34, 213 (OLG. Dresden); im entgegengeſetzten Sinne in der 
Rſpr. der OLG. 12, 279 (OLG. Naumburg) und Warneyer 2 zu $ 929 1 (OLG. 
Karlsruhe). 


Das von dieſem Gericht als richtig erkannte Ergebnis ſtellt ſich auch keines— 
wegs, wie der Vorderrichter annimmt, als „befremdlich“ oder, wie der Be— 
klagte ausgeführt hat, als „weltfremd“ dar. Es entſpricht vielmehr durchaus 
dem Geiſte des Bürgerl. Geſetzbuchs, das, wie die 89 1431. 1435 ergeben, 
derartige Verträge unter Ehegatten im Intereſſe dritter Perſonen durchaus 
nicht begünſtigt. Verlangt ſchon der 8 930 BGB. im Intereſſe der Dritten, 
daß, wenn bei einer Eigentumsübertragung der Veräußerer im Beſitz bleibt, 
ein beſonderes, äußerlich in die Erſcheinung tretendes Rechtsverhältnis zwi— 
ſchen dem Veräußerer und dem Erwerber vereinbart werden muß, wonach 
der erſtere im Beſitze bleibt, ſo müſſen gerade bei ſolchen Verträgen unter 
Ehegatten beſonders ſtrenge Anforderungen an die Anwendung dieſer Be— 
ſtimmung geſtellt werden. Wenn man dem Standpunkte des Beklagten 
folgen wollte, würde ſich auf einem Umwege, und zwar unter Vermeidung 
der im Intereſſe der Dritten gegebenen Vorſchriften, ein Zuſtand herbei— 
führen laſſen, der zu einem weſentlichen Teil dem N der Güter⸗ 
trennung entſprechen würde. 
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Somit ſteht auch für dieſes Gericht feſt, daß der Beklagte die Klägerin 
ſchlecht beraten hat, als er dieſen unwirkſamen Vertrag für ſie beurkundete, 
ohne ihr gleichzeitig den Rat zu geben, einen Gütertrennungsvertrag mit 
ihrem Manne zu ſchließen. Der dadurch hervorgerufene Schaden hätte ge- 
beſſert werden können, wenn der Beklagte, als er ſpäter den Gütertrennungs⸗ 
vertrag der Eheleute aufnahm, den früheren Vertrag hätte beſtätigen oder 
wiederholen laſſen, was er wiederum unterlaſſen hat. 

Für die Frage, ob der Beklagte der Klägerin für den ihr durch den un⸗ 
wirkſamen Vertrag erwachſenen Schaden aufzukommen hat, iſt $ 839 BGB. 
maßgebend, da nach $ 1 des Hamburg. Gel. betr. das Notariat v. 29. Dez. 
1899 die Notare öffentliche Beamte ſind. Der Beklagte haftet hiernach für 
jeden Schaden, der der Klägerin aus der von ihm vorſätzlich oder fahrläſſig 
erfolgten Verletzung einer ihm der Klägerin gegenüber obliegenden Amts⸗ 
pflicht erwachſen iſt. Eine derartige fahrläſſige Verletzung der dem Beklagten 
obliegenden Sorgfalt bei der Beratung der Klägerin und der Beurkundung 
des Vertrages iſt aber hier gegeben. Gewiß iſt nicht zu verkennen, daß die 
Frage, in welcher Weiſe eine ſolche Eigentumsübertragung unter Ehegatten 
vorgenommen werden muß, ſtreitig iſt, wie ſchon aus den obigen wider⸗ 
ſprechenden Erkenntniſſen folgt. Es kann dem Beklagten ohne weiteres zu⸗ 
gebilligt werden, daß er die von der hier vertretenen abweichende Rechts⸗ 
anſicht für die zutreffende halten konnte. Aber es war ſeine Pflicht, die Ehe⸗ 
leute auf die in der Sache liegenden Zweifel hinzuweiſen und ihnen min⸗ 
deſtens darzulegen, daß es für ſie unter allen Umſtänden ſicherer ſei, den 
Weg der Gütertrennung zu wählen; 

W 1909, 217; 1911, 546. 948; 1914, 78. 1078; Deutſche Notgtſchr. 1912, 445. 
In dieſer Unterlaſſung liegt die Verletzung der Sorgfalt abſeiten des Be⸗ 
klagten. Dabei hat das Gericht mit erwogen, daß es ſich hier um ein Gebiet 
handelt, das „der güterrechtlichen Verträge, auf dem die Notare befon- 
ders bewandert ſein müſſen, da gerade hier ihre Tätigkeit vom Publikum 
beſonders häufig in Anſpruch genommen wird, und daß deshalb damit ge⸗ 
rechnet werden muß, daß die Notare eine beſondere Kenntnis der wichtigſten 
Fragen dieſes Rechtsgebietes, zu denen die vorliegende gehört, beſitzen. Bei 
Aufwendung der gebotenen Sorgfalt konnten dem Beklagten die in der 
Sache liegenden Zweifel nicht entgehen und mußte er zu dem Schluſſe kommen, 
daß es für die Eheleute jedenfalls ſicherer und ungefährlicher war, wenn ſie, 
wie eine Reihe von Urteilen höherer Gerichte und auch das Reichsgericht 
fordern, zur Wirkſamkeit der von ihnen beabſichtigten Eigentumsübertragung 
zunächſt einen Gütertrennungsvertrag abſchloſſen. Da der Beklagte es an 
der Anſtellung derartiger Erwägungen hat fehlen laſſen, ſo muß er der Klä⸗ 
gerin für den ihr hieraus entſtandenen Schaden aufkommen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 21. Okt. 1916. Schm. (Kl.) 

w. S. Bf. VI. 75/16. Nö. 
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57. Geſetzliches Güterrecht; Vorausſetzungen des Anſpruchs der Frau 
auf Sicherheitsleiſtung. 
Vgl. 62 Nr. 87 m. N. — BGB. § 1391. 

Der Kläger verlangte von ſeiner Frau, der Beklagten, von der er ſchon 
ſeit längerer Zeit getrennt lebte, darin zu willigen, daß die bei der Bank⸗ 
firma H. & Co. in B. auf ſeinen Namen hinterlegten Wertpapiere an ihn 
herausgegeben würden. In 1. Inſtanz wurde die Beklagte nach dieſem An— 
trage verurteilt; in 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Die Reviſion 
blieb erfolglos. Aus den Gründen: 

„Das Verlangen des Klägers, daß die Beklagte in die Herausgabe ihrer 
bei der Firma H. & Co. in B. hinterlegten Wertpapiere einwillige, iſt nach 
§ 1373 BGB., wonach der Mann die zum eingebrachten Gute gehörenden 
Sachen in Beſitz zu nehmen berechtigt iſt, an ſich begründet. Das Ber. 
Gericht weiſt aber die Klage nach § 1391 Abſ. 1 BGB. ab, weil, wie die Be⸗ 
klagte eingewendet hat, das Verhalten des Klägers eine erhebliche Gefähr⸗ 
dung ihres Eingebrachten befürchten laſſe. Die rechtliche Anwendbarkeit 
dieſer Vorſchrift unterliegt keinem Bedenken und wird auch von der We 
nicht beanſtandet. 

Bei der daraufhin angeſtellten Unterſuchung, ob die Vorausſetzungen des 
§ 1391 Abſ. 1 BGB. gegeben ſind, geht das Ber.⸗Gericht von der Auffaſſung 
aus, es ſei nicht erforderlich, daß der Kläger ſchon eine ſchädigende Hand— 
lung begangen oder ſich gerade bei der Verwaltung des Eingebrachten unzu— 
verläſſig gezeigt habe; vielmehr komme es darauf an, ob ſein Verhalten ſeinen 
Charakter in ſolchem Licht erſcheinen laſſe, daß die Beſorgnis gerechtfertigt 
ſei, er werde künftig die Rechte der Frau in einer das eingebrachte Gut er- 
heblich gefährdenden Weiſe verletzen. Von dieſem Standpunkt aus ſtellt das 
3 Gericht im einzelnen folgendes feſt: es habe ſich der Kläger in dem 
lebe, er fe gegen die Beklagte von Liebloſigkeit erfüllt; er habe ihr grundlos 
vorgeworfen, ſie würde, wenn ſie den im Scheidungsprozeß ihr auferlegten 
Eid leiſte, ſich eines Meineids ſchuldig machen; er habe auch bei den Aus⸗ 
ſöhnungsverhandlungen im Jahre 1915 und 1916 gezeigt, wie wenig ihm 
an der Fortſetzung der Ehe gelegen ſei; die der Frau für die Dauer des Schei⸗ 
dungsprozeſſes geſchuldeten Unterhaltsgelder habe er ihr erſt garnicht, ſpäter 
wiederholt nur verkürzt entrichtet; dagegen habe er mit auffälliger Eile ge— 
ſucht, den Beſitz ihrer Wertpapiere zu erlangen, wie denn auch ſein ganzes 
Verhalten nur darauf gerichtet geweſen ſei, die alleinige Verfügung über 
ihr Eingebrachtes zu erlangen. — Alle dieſe Feſtſtellungen ſind prozeßgerecht 
begründet. — — — Das Ber.⸗Gericht erwägt ſodann, der Mann habe das 
Vermögen der Frau nicht etwa bloß nach den Grundſätzen eines ordentlichen 
Kaufmanns, ſondern ſo zu verwalten, wie es dem ſittlichen Weſen der Ehe 
und einer rechten ehelichen Geſinnung entſpreche. Es gelangt demnach zu 
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dem Schlußergebnis, die ganze Handlungsweiſe rechtfertige für die Frau 
die Beſorgnis, daß ihr Eingebrachtes in der Hand des Klägers erheblich ge— 
fährdet ſei, auch wenn zunächſt keine Anzeichen dafür vorlägen, daß er von 
ihrem Vermögen einen unrechtmäßigen Gebrauch machen werde. 

Die Reviſion rügt hierzu in materiellrechtlicher Hinſicht Verletzung des 
8 1391 BGB. Sie meint, die Beſorgnis i. S. des § 1391 könne nur einem die 
Verwaltung des Eingebrachten betreffenden Verhalten des Mannes, nicht 
aber aus einem ſonſtigen ehewidrigen Verhalten entnommen werden; nach 
dieſer Richtung böten aber die feſtgeſtellten Umſtände keinen Anhalt, um 
i. S. des § 1391 für die Beklagte eine Gefährdung ihres Eingebrachten be— 
ſorgen zu laſſen. 

Die Rüge iſt nicht begründet. Ein feſter Rahmen für die Unterſuchung, 
ob der Mann durch ſein Verhalten eine erhebliche Gefährdung des Ein— 
gebrachten der Frau befürchten laſſe, beſteht von Rechts wegen nicht. Maß— 
gebend ſind ſtets die Umſtände des zu entſcheidenden Falles. Darnach iſt 
das Gericht bei Prüfung jener Frage nicht auf ſolche Umſtände beſchränkt, 
die bloß die bisherige vom Manne ausgeübte Verwaltung des Eingebrachten 
angehen, ſondern es kann, je nachdem die Sachlage dazu Anlaß bietet, die 
Handlungsweiſe und den Charakter des Mannes nach jedweder Richtung 
prüfen, fo daß es rechtlich nicht gehindert iſt, auch fein anderweitiges Ver— 
halten, alſo auch ſein außergeſchäftliches Verhalten und ſein geſamtes Be⸗ 
nehmen gegenüber ſeiner Frau zu würdigen. Dieſe Auffaſſung ſteht mit 
der bisherigen Rechtſprechung des Reichsgerichts im Einklang, an der auch 
in dieſem Falle feſtgehalten wird (Urt. v. 4. März 1904, VII. 483/03 in 
RGeEntſch. 57, 161; und v. 6. März 1916, IV. 363/15). Das Ber.⸗Gericht 
war daher bei der Beurteilung der Vorausſetzungen des 8 1391 BGB. keines 
wegs nur an die Richtſchnur gebunden, nach der ein Kaufmann geſchäftlich 
zu verfahren hat. Anderſeits würde es verfehlt ſein, ſchon wegen liebloſen 
Verhaltens des Mannes anzunehmen, daß das von ihm verwaltete Ein⸗ 
gebrachte ſeiner Frau gefährdet ſei. Dieſe einſeitige Auffaſſung liegt aber 
dem Ber.⸗Urteil fern. Denn das entſcheidende Gewicht iſt nicht auf ſeine 
Liebloſigkeit gelegt, ſondern darauf, daß er ſich gegen die Beklagte unwahr 
und unzuverläſſig gezeigt hat. Nimmt man zu dieſem charakterloſen Ver⸗ 
halten die feſtgeſtellten Tatſachen hinzu, daß der Kläger ſich von der Be⸗ 
klagten lieblos abgewendet, ſeinerſeits die Wiederherſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft vereitelt und ihr den geſchuldeten Unterhalt nur verkürzt ge⸗ 
währt hat, ſo konnte das Ber.⸗Gericht aus dieſem Geſamtbild ohne Rechts⸗ 
irrtum die Überzeugung gewinnen, daß die Beklagte zum Kläger kein Ver⸗ 
trauen mehr haben kann und wegen Verkürzung ihrer ne am Eingebrachten 
i. ©. des $ 1391 BGB. beſorgt fein muß. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 13. Juli 1916. F. w. F. (KG. zu 
Berlin). IV. 108/16. 
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58. Bat der Handlungsagent einen Proviſionsanſpruch für Geſchäfte 
mit ihm ſelberd 
HGB. $ 88. 

— — — Die Anſicht, daß dem Handlungsagenten auf eigene Warenbezüge 
keine Proviſion zuſtehe, wird von Staub (HGB. 888 Anm. 3 S. 422) ver⸗ 
treten, mit der Begründung, daß dem Handlungsagenten die Tätigkeit ob— 
liege, zwiſchen dem Geſchäftsherrn und dritten Perſonen Geſchäfte zu ver— 
mitteln, und daß er dafür die Proviſion als Entgelt erhalte; wo dieſe Tätig— 
keit nicht ſtattfinde, entfalle auch der Anſpruch auf die Proviſion. Dieſe An— 
ſicht, die den Grundſätzen des bürgerlichen Rechts wohl entſprechen würde, 
wird dem kaufmänniſchen Standpunkt nicht gerecht und entſpricht daher nicht 
dem Handelsrecht. Das Landgericht ſagt zutreffend, die Proviſion ruht auf 
der Ware. Bei der Feſtſetzung des Verkaufspreiſes rechnet der Verkäufer 
ſchon mit der Proviſion, es kann ihm gleich ſein, ob ein Dritter oder der 
Agent ſelbſt ſein Abnehmer iſt (ſo ſchon zutreffend Handelsger. Hamburg 
1875, Buſch Archiv 36, 382). Staub ſteht auch mit der von ihm vertretenen 
Anſicht allein; die andern Kommentatoren und Schriftſteller (Düringer— 
Hachenburg, Ritter, Jacuſiel, Albrecht-Tentler) vertreten die entgegengeſetzte 
Meinung mit der zutreffenden Einſchränkung, daß dem Agenten für eigene 
Bezüge Proviſion dann nicht zuſtehe, wenn ihm Vorzugspreiſe oder ſonſtige 
Vergütungen gewährt werden; ſo auch die zahlreichen in den Kommentaren 
angeführten Handelskammergutachten, die freilich nur für einzelne Handels— 
zweige erſtattet ſind, aber doch die Anſicht der Handelskreiſe auch allgemein 
zur Erſcheinung bringen. 

Die Klägerin behauptet denn auch, dem Beklagten ſeien bei ſeinen Be— 
zügen Vergünſtigungen gewährt. Aber ſie hat dies nur in der Weiſe zu be— 
gründen vermocht: der Beklagte habe „durchgängig“, „faſt nur“, in der Haupt- 
ſache Ausſchuß oder ſog. Partieware bezogen, und dabei ſeien ihm beſonders 
billige Preiſe berechnet. Dieſe Behauptung reicht nicht aus, die Proviſion 
auszuſchließen. Dazu iſt erforderlich, daß dem Agenten allgemein d. h. bei 
ſeinen ſämtlichen Eigenbezügen eine Vergünſtigung gewährt wird, und zwar 
eben deswegen, weil er Agent iſt; das hat nicht behauptet werden können. 
Ausſchußwaren werden ſchon an ſich zu billigen Preiſen verkauft; daß der 
Beklagte ſeine ſämtlichen Bezüge zu niedrigerem Preiſe erhalten hätte als 
dritte Perſonen, und zwar aus dem ihm erkennbaren Grunde, weil er Agent 
der Klägerin war, iſt nicht behauptet, ſondern nur, daß ihm beſonders billige 
Preiſe bei ſeinen Käufen bewilligt ſeien, d. h. niedrigere als die ſonſt üb— 
lichen und daß er nach ſeiner Sachkunde dies erkannt habe. Das iſt nicht das 
entſcheidende. Dem Beklagten hätte aus den Erklärungen oder dem Ver— 
halten der Klägerin erſichtlich ſein müſſen, daß er die angebliche Preisver— 
günſtigung an Stelle der Proviſion erhalte. Daß ihm dies hätte erkennbar 
ſein müſſen, dafür iſt nichts vorgebracht. Auch die Einräumung eines Kredits 
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von 10000 % — übrigens gegen Bürgſchaft des zahlungsfähigen Vaters des 
Beklagten — kann mit dem Landgericht als ſolche Vergünſtigung nicht an- 
geſehen werden, um ſo weniger, als der Kredit nicht einmal zinslos gewährt 
wurde. — — — 


Urteil des OLG. zu Hamburg 65. Sen.) v. 11. Okt. 1916. Porz. Fabr. C. 
(Kl.) w. K. — Bf. V. 36/16. Gr. 


II. Verfahren. 


59. Prozeßkoſten bei einem Anerkenntnisurteil, wenn der Kläger 
ſchon eine vollſtreckbare Urkunde hatte. 
Vgl. 60 Nr. 248 m. N.; 67 Nr. 45; 71 Nr. 220. 
3pPO. 58 93. 307. 7945. 

Die Beklagten haben in 1. Inſtanz den Anſpruch der Klägerin in vollem 
Umfang anerkannt. Das Landgericht hat darauf ein Anerkenntnisurteil er- 
laſſen und die Klägerin in die Koſten verurteilt. 

Das Ber.⸗Ger. ſtellt ſich in weſentlicher Übereinſtimmung mit dem 
Landgericht auf den Standpunkt, daß der Beſitz einer Urkunde, die ſelb— 
ſtändig zur Zw.⸗Vollſtreckung verwertet werden kann (88 794 Nr. 5, 795. 726 
ZPO.) das Rechtsſchutzbedürfnis nicht ausſchließt, jo daß der Gläubiger trotz— 
dem die Verurteilungsklage zu ſtellen befugt iſt; 

RGeEntſch. 46, 306 (JW. 1900 66011); Scuff A. 48 Nr. 300 (Gruchot 38, 183); 60 Nr. 248; 

67 Nr. 45; BayObLG. 5, 488. 489. 

Das Landgericht hat weiter angenommen, daß für die Klägerin kein äußerer 
Anlaß zur Klageſtellung beſtand, da ihr die Beklagten eine für jede Art der 
Zw.⸗Vollſtreckung geeignete Urkunde ausgeſtellt hatten und ihre Schuld nie— 
mals beſtritten, vielmehr in der erſten Verhandlung ausdrücklich anerkannt 
haben. Der Anſicht der Klägerin, dies ſei widerſpruchvoll, die Klageſtellung 
hätte ſich nur dann erübrigt, wenn die Beklagten aus freien Stücken den 
Hauptſacheanſpruch ſofort in vollem Umfang befriedigt hätten und nicht in 
Verzug geraten ſeien, kann nicht beigetreten werden. Die Beklagten ſind aller- 
dings dadurch, daß fie nach der durch die Kündigung herbeigeführten Fällig— 
keit die Klägerin nicht befriedigt haben, in Verzug geraten ($ 284 Abſ. 2 
BGB.), was regelmäßig den Beklagten trotz des Anerkenntniſſes vor Über⸗ 
bürdung der Koſten nach 8 91 ZPO. nicht ſchützt. Die Beklagten haben jedoch 
ihre Schuld niemals beſtritten. Weiterungen in der Vollſtr.⸗Inſtanz waren 
nicht zu befürchten, denn die Beklagten haben Einwendungen in der Voll— 
ſtreckung nicht in Ausſicht geſtellt und die Klägerin wäre, da die Kündigung 
formellen Bedenken nicht unterliegt (Zeitſchr. f. Rechtspfl. in Bayern 1906, 
191) in der Lage geweſen, die Vollſtr.⸗Klauſel auch hinſichtlich der Haupt— 
ſache für die Notariatsurkunde zu erlangen. Die Klägerin war alſo nicht ohne 
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weiteres zu dem Schluß berechtigt, daß ſie nur durch Klageſtellung alsbald die 
Bezahlung ihrer Schuld erlangen werde. Da ſie in Geſtalt der Notariat3- 
urkunde bereits einen Vollſtr.-Titel hatte, hätten neben dem Verzug noch 
weitere beſondere Umſtände, die fie zu dieſem Schluß berechtigten, vorliegen 
müſſen. Solche beſondere Umſtände ſind von der Klägerin nicht behauptet. 
Es iſt daher auch der Entſcheidung des Landgerichts, das mit Recht darauf 
hinweiſt, daß es bei der gegebenen Sachlage unbillig wäre, die Prozeßkoſten 
den Beklagten aufzuerlegen, im übrigen beizutreten. 

Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 27. Nov. 1916. H. w. K. L. 433/16. 

F—2. 


60. Der KHoſtengläubiger hat Anſpruch auf einen vollſtreckbaren Titel. 
3 PO. §§ 102. 103. | 

Das Landgericht hat durch rechtskräftig gewordenes Zwiſchenurteil v. 
13. Mai 1916 den Klaganſpruch dem Grunde nach für berechtigt erklärt. Be- 
klagte hat daraufhin die Klägerin durch Zahlung befriedigt, ſo daß der Klag— 
anſpruch auch der Höhe nach erledigt iſt. Beklagte hat ferner die Gerichts— 
koſten und ſämtliche klägeriſche Anwaltskoſten mit Ausnahme der noch weiter 
geforderten Korreſpondenz-Gebühren ihrer Gleiwitzer Korreſpondenz-Anwälte 
bezahlt. Klägerin hat beim Landgericht beantragt, der Beklagten durch Urteil die 
Prozeßkoſten aufzuerlegen abzüglich der darauf bereits bezahlten, ziffermäßig 
angegebenen Koſten. Das Landgericht hat durch Urteil v. 24. Okt. 1916 den 
Antrag der Klägerin als unbegründet zurückgewieſen und der Klägerin die 
durch dieſen Antrag verurſachten Koſten auferlegt. Gegen dieſes Urteil richtet 
ſich die ſofortige Beſchwerde der Klägerin. Die Beſchwerde iſt begründet. 

Nach § 103 ZPO. kann der Anſpruch auf Erſtattung von Prozeßkoſten 
nur auf Grund eines zur Zw. Vollſtreckung geeigneten Titels geltend ge— 
macht werden. Daraus ergibt ſich, daß die Entſcheidung über den Umfang 
und die Höhe des Koſtenerſtattungsanſpruchs aus der Prozeßentſcheidung 
auszuſcheiden hat, dieſe vielmehr ſich lediglich mit der Auferlegung oder anteil— 
mäßigen Verteilung der Prozeßkoſten auf die Parteien zu beſchäftigen hat. 
Das Koſtenfeſtſetzungs-Verfahren iſt ein ſelbſtändiges Nachverfahren, in 
welchem die Entſcheidung über die Richtigkeit der Koſtenanſätze und ins— 
beſondere auch über die Notwendigkeit der Koſten dem Gerichtsſchreiber 
zuſteht und das Gericht nur zur Entſcheidung über eine gegen den Feſt— 
ſetzungsbeſchluß eingelegte Erinnerung gemäß $ 104 Abſ. 3 ZPO. berufen 
iſt. Mit Unrecht hat daher das Landgericht die zwiſchen den Parteien ſtreitige 
Frage der Zubilligung der Korreſpondenzgebühr in der Prozeßentſcheidung 
entſchieden. 

Iſt aber die Entſcheidung über den Umfang der Koſtenerſtattungspflicht 
dem Koſtenfeſtſetzungs⸗-Verfahren vorbehalten, jo hat die obſiegende Partei 
als Koſtengläubiger einen Anſpruch darauf, daß die Koſtenpflicht der Gegen— 
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partei durch einen vollſtreckbaren Titel feſtgelegt wird, welcher nach $ 103 
ZPO. allein die Grundlage für die Geltendmachung eines Koſtenerſtattungs— 
Anſpruchs bilden kann. Eine ſolche Koſtenentſcheidung iſt auch erforderlich, 
wenn ein Teil des im übrigen durch Zahlung erledigten Koſtenerſtattungs⸗ 
Anſpruchs, in dieſem Falle die Korreſpondenzgebühr des auswärtigen Korre— 
ſpondenzanwalts, unter den Parteien ſtreitig iſt (vgl. HanſGerZ. Beibl. 
1908 Nr. 65 II a. E.). 
Die angefochtene Entſcheidung war daher aufzuheben und das Land— 
gericht anzuweiſen, die beantragte Koſtenentſcheidung zu erlaſſen. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 11. Nov. 1916. E. K. w. 
L. & R. Bs. Z. VI. 97/16. Nö. 


61. Bedeutung des Verzichts des Beklagten auf eine Einrede. 
Vgl. 63 Nr. 99; 64 Nr. 175 m. N. 
3PO. 138. 278. 

— — — Der Kläger ſtützt ſich auf ein Abkommen der beiden Prozeß— 
bevollmächtigten der 1. Inſtanz, wonach der des Beklagten ſich verpflichtet 
haben ſoll, die Einrede der mangelnden Aktivlegitimation des Klägers nicht 
vorzubringen. 

Es handelt ſich hierbei nicht um eine Vereinbarung, die auf das ſtreitige 
Rechtsverhältnis ſelbſt, die aus dieſem entſpringenden Rechte und Pflichten 
der Parteien, abändernd oder aufhebend einzuwirken und deshalb nach Maß— 
gabe der Vorſchriften des bürgerlichen Rechts eine unmittelbare ſachliche, 
materiell-rechtliche, Wirkung zu äußern geeignet wäre, alſo, was hier allein 
in Frage kommen könnte, den Übergang des Gläubigerrechts vom Kläger 
auf den neuen Gläubiger ($ 398 BGB.) ungeſchehen zu machen und des— 
halb die daraus für den Beklagten der Klage gegenüber begründete Einrede 
zu beſeitigen vermöchte; ſondern behauptet wird lediglich ein Abkommen 
der Parteien über die Betätigung des dem Beklagten aus dem ſtreitigen 
Rechtsverhältniſſe zukommenden Rechts, der Klage die Einrede der Abtretung 
der Klageforderung ſeitens des Klägers an einen Dritten entgegenzuſtellen. 
Vereinbart ſoll ſein, daß der Beklagte dieſes ſein Recht im Prozeſſe nicht 
geltend mache. Auch dieſe Vereinbarung enthält, ſofern ſie über einen dem 
bürgerlichen Recht angehörigen Rechtsbehelf, alſo ein — ſubjektives — Recht 
des Beklagten verfügt, ein Rechtsgeſchäft, das dem bürgerlichen Recht an— 
gehört und nach dieſem hinſichtlich ſeiner Gültigkeit zu beurteilen iſt ſowie 
Rechte und Pflichten — z. B. im Falle des Zuwiderhandelns dagegen — 
erzeugt. Wirkſam werden, d. h. die Prozeßentſcheidung beeinfluſſen aber 
kann die außerhalb des Prozeſſes getroffene Vereinbarung nicht ſchon dadurch, 
daß ſie vom Kläger dem Gericht bekanntgegeben wird, denn ſie beſeitigt die 
Einrede des Beklagten nicht, ſondern erſt dann, wenn ſie in eine Prozeßhand— 
lung umgeſetzt wird, deren Vorausſetzung und Wirkung lediglich vom Prozeß— 
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geſetze, alſo Vorſchriften des öffentlichen Rechts, geregelt wird (vgl. RGEntſch. 
Bd. 77 S. 329, in Seuff A. 68 Nr. 5). Darnach konnte die Vereinbarung der 
Parteien nur durch die Form der mündlichen Erklärung vor dem erkennenden 
Gerichte ($ 128 ZPO.) wirkſam werden, ſei es, daß der Beklagte der an⸗ 
geblich übernommenen Verpflichtung entſprechend die Einrede nicht vortrug, 
ſei es, daß er erklärte, auf die Geltendmachung der vorgetragenen Einrede 
verzichten zu wollen. Beides iſt nicht geſchehen. Der Beklagte hat vielmehr 
die Einrede, die nicht vorzutragen er nach der Behauptung des Klägers ſich 
verpflichtet hatte, dem Gericht vorgetragen und damit der richterlichen Prü- 
fung unterſtellt. Denn es gibt kein Geſetz und daraus kein prozeſſuales Mittel, 
das es geſtattete, von der Prozeßpartei eine Erklärung oder die Unterlaſſung 
einer ſolchen zu erzwingen, ſondern das Prozeßgeſetz legt es in die Hand 
der Parteien, den Prozeßſtoff dem Gerichte abſchließend zu unterbreiten, ſog. 
Verhandlungsmaxime, und beſchränkt demzufolge, erſtreckt aber auch die 
richterliche Prüfung auf die von den Parteien vorgebrachten Angriffs- und Ver⸗ 
teidigungsmittel. Die von den Parteien über das Verhalten des Beklagten 
im Prozeſſe außerhalb des letzteren getroffene Vereinbarung hat alſo prozeß— 
rechtliche Wirkſamkeit nicht erlangt; der richterlichen Prüfung iſt vielmehr 
auch die Einrede unterſtellt worden, auf deren Geltendmachung der Beklagte 
angeblich verzichtet hat. Daraus iſt weiter die Folgerung zu ziehen, daß die 
Klage, deren Antrag der Kläger nicht dem gegebenen Sachſtande entſprechend 
abändern will, abgewieſen werden muß, ſoweit der Kläger zufolge Abtretung 
der Klageforderung im Rechtsſtreit kein eigenes Recht mehr verfolgt. — — — 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 30. Okt. 1916. 5 0. 61/15. Ch. 


62. Koftenlaft, wenn der Beklagte feine Feſtſtellungs⸗Swiſchenklage 
gegen eine Teilklage für erledigt erklärt, nachdem der Kläger feine 
Klage aufs Ganze erweitert hatte. 

Vgl. 68 Nr. 67; 71 Nr. 97. 

ZPO. 85 280. 91. 

Der Kläger hatte einen Anſpruch von 1500 „ in drei Teilklagen beim 
Amtsgericht geltend gemacht. Die Beklagte erhob in der einen Sache Wider⸗ 
klage auf Feſtſtellung, daß dem Kläger der ganze Anſpruch nicht zuſtehe, und 
beantragte Verweiſung der Sache ans Landgericht. Hier wiederholte der 
Kläger den Antrag auf Zahlung von 500 , die Beklagte den Antrag der 
Widerklage. Nachdem der Kläger in dieſem Prozeß auch die anderen Teile 
des Anſpruchs miteingeklagt hatte, erklärte die Beklagte die Widerklage für 
erledigt. Die Klage wurde abgewieſen; ſämtliche Koſten wurden dem Kläger 
auferlegt. Mit der Berufung wendete ſich der Kläger lediglich dagegen, daß 
das Urteil keinen Ausſpruch über die Widerklage enthalte und nicht die Koſten 
der Widerklage der Beklagten auferlegt habe. Die Berufung hatte keinen 
Erfolg. Aus den Gründen: ö 
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„Wird von einem Anſpruch zunächſt nur ein Teilbetrag klageweiſe geltend 
gemacht, wie im vorliegenden Fall ſeitens des Klägers noch vorm Landgericht 
im Verhandlungstermin vom 3. März 1913, ſo kann der Beklagte, der die 
ganze Forderung beſtreitet, die negative Inzidentfeſtſtellungs-Widerklage mit 
dem Antrag erheben, das Nichtbeſtehen des ganzen Anſpruchs, auch des ein— 
geklagten Teils, feſtzuſtellen. Die Zuläſſigkeit einer ſolchen Widerklage wird 
von der allgemein herrſchenden Anſicht bejaht, wie dies das Reichsgericht erſt 
neuerdings wieder ausgeſprochen hat; n 

Urt. v. 23. Juni 1914, JW. 1914, 93623; ferner JW. 1905, 37318; Skonietzki⸗Gelpke. 

ZPO. 732 $ 280 Anm. 9. 

Dieſe Anſicht entſpricht dem berechtigten Intereſſe des Beklagten und ver⸗ 
dient deshalb den Vorzug vor der von Stein (ZPO. 1 8 280 II? bei 
Note 13) vertretenen. 

Das Oberlandesgericht erachtet daher, jener erſten Anſicht folgend, die 
Erhebung der Widerklage vorliegend im vollen Umfang für zuläſſig. Das 
gilt auch inſoweit, als der Kläger zunächſt vorm Amtsgericht den ganzen An⸗ 
ſpruch durch Erhebung von drei Teilklagen rechtshängig gemacht hatte, denn 
die Beklagte hatte ein unmittelbares rechtliches Intereſſe daran, durch Er— 
hebung der Widerklage mit dem entſprechenden Antrage den Rechtsſtreit 
über den ganzen Betrag an das Landgericht verwieſen zu ſehen. 

Nachdem der Kläger vorm Landgericht einen alle drei Teilbeträge zu- 
ſammenfaſſenden Antrag geſtellt hatte, fiel das Intereſſe der Beklagten an 
der Widerklage weg. Wenn ſie nunmehr die Widerklage für erledigt erklärte, 
ſo handelte ſie durchaus folgerichtig und ſachgemäß. Durch dieſe Erklärung 
beſchränkte ſie ihren Widerklageantrag auf die Koſten. Eine Zurücknahme iſt 
in den Erklärungen ebenſowenig zu finden, wie etwa die Klage dadurch zurück— 
genommen wird, daß der Kläger Befriedigung in der Hauptſache anzeigt. 
Jene Erklärung eröffnete für die Beklagte die einzige Möglichkeit, koſtenfrei 
auszugehen, was nicht der Fall geweſen wäre, wenn fie die Widerklage zu— 
rückgenommen hätte (vgl. Stein a. a. O., der in dieſer Frage die herrſchende 
Anſicht vertritt, S. 271. 272 8 91 III bei Note 15 bis 32). 

Da nun die Widerklage anfangs begründet war und die Beklagte in 
dem Augenblick, wo die Vorausſetzung, nämlich ihr rechtliches Intereſſe daran, 
wegfiel, deren Erledigung anzeigte, ſo hatte der auch zur Klage unterliegende 
Kläger die geſamten Koſten zu tragen. Dagegen war, nachdem die Wider⸗ 
klage gegenſtandlos geworden und die Beklagte ihre Erledigung angezeigt 
hatte, kein Raum mehr für den Ausſpruch ihrer Abweiſung. Die darauf ab⸗ 
zielende Berufung des Klägers war deshalb mit der ſich aus $ 97 Abſ. 1 
ZPO. ergebenden Koſtenfolge zurückzuweiſen. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 26. Okt. 1915. R. w. B. 70. 

31/15. —e— 
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63. Weitere Beſchwerde wegen verſagten rechtlichen Gehörs nur bei 
Übergehung erheblicher Anträge. 
Vgl. 45 Nr. 148 m. N.; 57 Nr. 255; 60 Nr. 66; 67 Nr. 237. 
ZRO. § 568 Abf. 2. 

Die weitere ſofortige Beſchwerde richtet ſich gegen einen Beſchluß des 
Landgerichts H., der die ſofortige Beſchwerde der Gläubigerin gegen den die 
Zw.⸗Vollſtreckung gegen den Schuldner einſtellenden und die Folgen ſeiner 
Nichtzahlung aufhebenden Beſchluß des Amtsgerichts H. zurückweiſt. Sie iſt 
nach § 568 Abſ. 2 ZPO. nur zuläſſig, ſoweit in der angefochtenen Entſchei— 
dung ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund enthalten iſt. Einen ſolchen 
ſieht die weitere Beſchwerde darin, daß eine Anzahl von Eingaben, die der 
Schuldner dem Beſchwerdegericht eingereicht hat, der Gläubigerin nicht mit— 
geteilt, dieſer daher das rechtliche Gehör verweigert worden ſei. 

Die Tatſache der Nichtmitteilung mehrerer Schriftſätze des Schuldners 
an die Gläubigerin iſt richtig. Dieſe Schriftſätze und ihre Anlagen waren 
dazu beſtimmt, die Angaben über die wirtſchaftliche Lage des Schuldners und 
die Verhältniſſe ſeines Grundſtücks, die in dem an das Amtsgericht gerichteten 
Antrage des Schuldners enthalten ſind, einzeln darzulegen und glaubhaft zu 
machen. Dieſe Schriftſätze der Gläubigerin zur Erklärung vorzulegen, war 
das Beſchwerdegericht nur verpflichtet, wenn es dies zur Aufklärung des 
Sachverhalts für erforderlich erachtete. Das Befinden hierüber war Sache 
ſeines freien richterlichen Ermeſſens (vgl. OLG. Dresden in SeuffA. 57 
Nr. 255). Von einer Verweigerung des rechtlichen Gehörs iſt alſo keine Rede. 

Der weiteren Beſchwerde iſt weiter zu entnehmen, daß ſie die Nicht— 
beachtung des Beſchwerdevorbringens rügt, das ſich gegen die amtsgerichtliche 
Anordnung der Beſeitigung von Rechtsfolgen der Nichtzahlung des Schuldners 
richtet. Dieſen Punkt hat das Beſchwerdegericht allerdings unerwähnt ge— 
laſſen, und fein etwaiges völliges Überſehen würde, wenn er erheblich wäre, 
allerdings die weitere Beſchwerde rechtfertigen (RG Entſch. 42, 352; 60, 407; 
KG. in Leipz Z. 1915, 1402). Aber er iſt nicht erheblich. Die Annahme der 
Gläubigerin, daß die fragliche Anordnung keine geſetzliche Grundlage habe, 
iſt irrig. — — — Weiter aber ſpricht nichts dafür, daß das Landgericht die 
Ausführungen der Gläubigerin über die Tragweite der amtsgerichtlichen 
Anordnung überſehen hätte; vielmehr iſt aus ſeiner Faſſung zu entnehmen, 
daß es den Beſchluß des Amtsgerichts auch inſoweit gebilligt hat. Die Nicht— 
erörterung des Vorbringens der Gläubigerin iſt unter dieſen Umſtänden 
kein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund (vgl. RGeEntſch. 30, 339; JW. 
1900, 71). 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 29. Sept. 1916. Th. w. 

Schleſ. B. Kr. A. Bank. Bs. Z. I. 86/16. B. 
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64. Form der Eheſchließung zwiſchen Deutſchen und Ausländern 
im Auslande. 
Vgl. 10 Nr. 122; 32 Nr. 2; 66 Nr. 33. 
Einf. z. BGB. Art. 11. 13. 

Der Kläger iſt türkiſcher Staatsangehöriger und gehört der armeniſch⸗ 
katholiſchen Religion an. Er hat am 8. Juli 1908 in Rio de Janeiro vor dem 
dortigen Standesbeamten mit der Beklagten die Ehe geſchloſſen. Die Betlagte 
war früher preußiſche Staatsangehörige, ſoll dieſe Staatsangehörigkeit aber, 
wie der Kläger in der Ber.⸗Inſtanz behauptete, vor der Eheſchließung durch 
Zeitablauf verloren und eine andre nicht erlangt haben. Feſtſtellungen darüber 
hatte das Ber.⸗Gericht nicht getroffen. Der Kläger machte geltend, die Ehe 
ſei nichtig. Als Türke armeniſch⸗katholiſchen Bekenntniſſes könne er eine gültige 
Ehe nur vor dem armeniſchen Patriarchen in Konſtantinopel ſchließen. Auch 
ſtaatlich werde eine anderweit geſchloſſene Ehe in der Türkei als gültig nicht 
anerkannt. Infolge der Nichtigkeit der Ehe ſei die Beklagte nicht berechtigt, 
ſeinen Namen zu führen. Er erhob deshalb Klage auf Unterlaſſung der Führung 
dieſes Namens. — Die Klage wurde in beiden Inſtanzen — aber aus verſchie⸗ 
denen Gründen — abgewieſen. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Gründe 
des Rev.⸗Urteils: 

„Unſtreitig haben die Parteien ihre Ehe in Braſilien unter Beobachtung 
der dort vorgeſchriebenen Formen vor einem Standesbeamten geſchloſſen. 
Die Ehe iſt alſo gültig, wenn Art. 11 Abſ. 1 Satz 2 Einf®. z. BGB. anwendbar 
iſt. An ſich findet dieſe Vorſchrift auch auf die Eheſchließung Anwendung; 
denn auch dieſe iſt vom Standpunkt des bürgerlichen Rechts aus als ein Rechts⸗ 
geſchäft anzuſehen. Es kann ſich nur fragen, ob jene Vorſchrift etwa durch 
Art. 13 EinfG. eine Einſchränkung erfahren hat. Der Abſ. 3 dieſes Artikels 
kommt vorliegend nicht in Betracht. Aber der Art. 13 Abſ. 1 unterwirft 
ganz allgemein „die Eingehung der Ehe“ dem Perſonalſtatut der Verlobten. 
Es iſt dort zwar nur von dem Fall die Rede, daß einer der Eheſchließenden 
ein Deutſcher iſt, und es ſteht im vorliegenden Fall nicht feſt, daß die Beklagte 
zur Zeit der Heirat noch Deutſche war. Aber da ſie jedenfalls keine andre 


Staatsangehörigkeit erlangt hatte, ſo iſt Art. 13 nach Att. 29 EinfG. N 
Seuſſerts Archiv Bd. 72. 8. Folge Bd. 17 Heft 4. 
By 
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Nicht beigetreten werden kann nun zwar der in der Literatur vertretenen 
Anſicht, daß der Ausdruck „Eingehung der Ehe“ überhaupt nicht die Form, 
ſondern nur die materiellrechtlichen Erforderniſſe der Eheſchließung begreife. 
Das ſteht mit dem Wortſinn nicht im Einklang, und dagegen ſpricht der Abſ. 3 
dieſes Artikels, der beſondere Vorſchriften für die Form einer (Che trifft, die 
im Inlande geſchloſſen wird. Aber trotzdem läßt der Art. 13 Abſ. 1 den Art. 11 
Abſ. 1 Satz 2 unberührt. Es läßt ſich aus Art. 13 Abſ. 1 nicht entnehmen, 
daß die Beobachtung der Geſetze des Ortes, an dem die Ehe geſchloſſen wird, 
nur dann genügen ſoll, wenn auch das ausländiſche Eherecht eine entſprechende 
Vorſchrift enthält. Vielmehr hat Art. 13 Abſ. 1, ſoweit ſein Verhältnis zu 
Art. 11 Abſ. 1 in Frage kommt, lediglich die Bedeutung, daß er die Geſetze 
bezeichnet, welche im Sinn des Art. 11 Abſ. 1 Satz 1 für das Rechtsgeſchäft 
der Eheſchließung maßgebend ſein ſollen. Er ergänzt alſo den Art. 11 dahin, 
daß, wenn die Eheſchließung nach Art. 11 Abſ. 1 Satz 1 gültig ſein ſoll, die 
Formerforderniſſe des Heimatsrechts beider Verlobten beobachtet werden 
müſſen. Der Art. 11 Abſ. 1 Satz 2 iſt eine ganz ſelbſtändige, für alle Rechts⸗ 
geſchäfte geltende Vorſchrift, in deren Bereich der Art. 13 Abſ. 1 nicht ein⸗ 
greift. Dieſe Auffaſſung findet ihre Beſtätigung in der Entſtehungsgeſchichte 
des Geſetzes. Nach dem Bericht der Reichstagskommiſſion v. 12. Juni 1896 
(Nr. 440d der Drucks. S. 2) hat der Vertreter der Regierung, ohne Wider⸗ 
ſpruch zu finden, anerkannt, „daß bei einer im Auslande zwiſchen Deutſchen 
oder zwiſchen Deutſchen und Ausländern geſchloſſenen Ehe nach Art. 10 Abſ. 1 
Satz 2 (Art. 11 Abſ. 1 Satz 2 des Geſetzes) die am Orte der Eheſchließung 
geltenden Geſetze maßgebend“ N Das entſpricht auch der allgemein 
herrſchenden Anſicht. 

Auch das Ber.⸗Gericht ſcheint diese Anſicht zu teilen, aber den Art. 11 
Abſ. 1 Satz 2 um deswillen für nicht anwendbar zu halten, weil es meint, 
daß die nach der Behauptung des Klägers maßgebenden Vorſchriften des 
katholiſch⸗armeniſchen Eherechts materiellrechtlicher Natur ſeien und deshalb 
nach Art. 13 Abſ. 1 EinfG. Anwendung hätten finden müſſen. Sit dies der 
Sinn der nicht ganz klaren Ausführungen des Ber.⸗Gerichts, jo könnte 
ihm nicht beigetreten werden. Denn unter der Form der Eheſchließung iſt 
zu verſtehen ſowohl die äußere Geſtaltung der von den Eheſchließenden abzu— 
gebenden Willenserklärungen als auch die geſamte Mitwirkung des Beamten 
oder Geiſtlichen und etwaiger Hülfsperſonen einſchließlich des vorangehenden 
Aufgebots (vgl. Zitelmann Internat. Privatr. 2, 609. 611). Ob die Formen 
religiöſer Natur ſind, kann dabei keinen Unterſchied machen. Daß dies die 
richtige Auffaſſung iſt, ergibt ſich auch aus Art. 5 des hier ſonſt nicht zur An- 
wendung kommenden Haager Eheſchließungs-Abkommens. Denn wenn der 
Artikel im Abſ. 1 beſtimmt, daß in Anſehung der Form die Ehe überall als 
gültig anzuerkennen iſt, wenn die Eheſchließung dem Geſetze des Landes, 
in welchem ſie erfolgt iſt, entſpricht, und im Abſ. 2 davon zugunſten derjenigen 
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Länder, deren Geſetzgebung eine religiöfe Trauung vorſchreibt, eine Aus⸗ 
nahme macht, ſo iſt damit ausgeſprochen, daß die Vorſchriften über die religiöſe 
Trauung Formvorſchriften ſind. 

Die Ehe der Parteien iſt daher, wie das Landgericht zutreffend ange⸗ 
nommen hat, nach Art. 11 Abſ. 1 Satz 2 Einf G. z. BGB. gültig. Die Reviſion 
mußte daher zurückgewieſen werden, ohne daß es eines Eingehens auf die 
rechtlich nicht unbedenklichen Erwägungen, auf Grund deren das Ber.-Gericht 
zur Abweiſung der Klage gelangt iſt, bedurfte.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 6. April 1916. D. w. D. (OLG. 

Hamburg). IV. 420/15. Auch in RGeEntſch. 88 Nr. 47 S. 191. 


65. Feſtſtellung des Zeitpunktes des Todes bei der Todeserklärung. 
Vgl. 69 Nr. 165 m. N. 
BGB. 99 14. 18. 

Der Kläger hatte als Pfleger des Nachlaſſes der Eheleute F. das Aus⸗ 
ſchlußurteil des Amtsgerichts Hamburg v. 14. Juli 1915 erwirkt. In dieſem 
Urteil war ein ſeit langer Zeit verſchollener Verwandter der Erblaſſer, namens 
Johann Jakob Eduard F., für tot erklärt, und als Zeitpunkt ſeines Todes der 
31. Dez. 1913, nachts 12 Uhr, feſtgeſtellt. Da ſich, je nachdem der Verſchollene 
die Erblaſſer überlebt hat oder nicht, die Beerbung verſchieden geſtaltete, 
hatte der Kläger ein Intereſſe an der richtigen Feſtſtellung des Todestages. 
Da nach ſeiner Anſicht dieſe Feſtſtellung unrichtig, nämlich auf einen viel zu 
ſpäten Zeitpunkt getroffen worden iſt, erhob er gemäß § 974 ZPO. Klage 
und beantragte, die Feſtſtellung des Todestages auf einen erheblich früheren 
Zeitpunkt vorzunehmen. — In 2. Inſtanz wurde der Klage ſtattgegeben. 
Aus den Gründen: 

„Mit Recht hat das Landgericht angenommen, daß für ein erſt nach dem 
Inkrafttreten des Bürgerl. Geſetzbuchs einzuleitendes Verfahren, welches 
eine Todeserklärung zum Gegenſtande hat, die Vorſchriften des BGB. 88 13 
bis 18 platzgreifen, gleichgültig ob die Verſchollenheit oder Abweſenheit vor 
oder nach dem Inkrafttreten des BGB. begonnen hat. Es folgt dies aus den 
Beſtimmungen der Art. 158 ff. EinfGeſ. z. BGB. (vgl. Staudinger Art. 158 
Anm. 2b). 

In der Sache ſelbſt aber ift dem Landgericht nicht beizutreten. Insbe⸗ 
ſondere iſt nicht erſichtlich, aus welchen Gründen gerade der 31. Dez. 1913 
als Todestag gewählt worden iſt. Feſt ſteht, daß ſeit 1889 weder über Johann 
Jakob Eduard F., noch über ſeinen Bruder irgendwelche Nachrichten einge⸗ 
laufen ſind. Bezieht man nun die vom Zeugen V. bekundete Mitteilung des 
Gemeindevorſtehers P. auf den Bruder, ſo würde feſtſtehen, daß die letzte 
Nachricht über Johann Jakob Eduard noch weiter zurückliegen muß. In 
jedem Fall alſo kann angenommen werden, daß die letzte Nachricht ſpäteſtens 
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im Jahre 1889 eingetroffen iſt. Da der Verſchollene ſein 70. Lebensjahr 
vollendet haben würde, beſtimmt ſich die Friſt für die Todeserklärung auf 
5 Jahre (§ 14). Entſprechend iſt der Todestag zu beſtimmen ($$ 18. 14). 
Hieraus ergibt ſich als Zeitpunkt des Todes der 31. Dez. 1894 nachts 12 Uhr.“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 12. Okt. 1916. Nachlaß F. w. 
Staatsanw. Bf. VI. 157/16. Nö. 


66. Anfechtung eines Darlehnsverſprechens wegen argliſter Täuſchung 
über die Vermögensverhältniſſe, auch wenn für das Darlehn eine 
Hypothek beſtellt wird. 

Vgl. 63 Nr. 132 m. N.; 67 Nr. 6; ferner 67 Nr. 182, 243 m. N. 

BOB. §§ 123. 610. 

Die Klägerin kaufte am 20. Februar 1913 vom Gaftwirt H. deſſen Gaſt⸗ 
hof „Stadt Leipzig“ in R. und erhielt von der Beklagten das Verſprechen, 
ihr am 11. März 1913 den zur Anzahlung darauf beſtimmten Betrag von 
6000 % gegen Hypothek darzuleihen. Da die Beklagte nachmals das Darlehn 
verweigerte, wurde ſie von der Klägerin in einem Vorprozeſſe auf deſſen 
Gewährung verklagt. Im Lauf jenes Rechtsſtreits vereinbarten die Klägerin 
und H. die Aufhebung ihres Kaufvertrags. Die Klägerin erhob dann eine 
neue Klage, mit der ſie von der Beklagten Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 
des Darlehnsverſprechens verlangte. Die Klage wurde in beiden Inſtanzen 
abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗-Urteils: 

„— — — Die Frage, ob der Beklagten ein berechtigter Grund zur An— 
fechtung zur Seite geſtanden habe, war zu bejahen. Bei Berüdjichtigung der 
näheren Umſtände muß ſchon allein der Grund genügen, daß die Klägerin, als 
ſie ſich das Darlehnsverſprechen erteilen ließ, der Beklagten verſchwieg, wie ſehr 
ihr und ihrem Manne die Kreditwürdigkeit abging. In welchem Maße dies 
der Fall geweſen iſt, erhellt aus der unbeſtrittenen Tatſache, daß Haftbefehle 
zur Erzwingung des Offenbarungseides wider die Klägerin am 11. März 1911, 
am 18. Mai, 12. Okt. und 13. Nov. 1912 wegen Schuldbeträgen von 195,40 
bis herunter zu 43,76 %, und wider deren Ehemann am 16. Aug. 1910, am 
11. März 1911 und am 6. Nov. 1912 wegen Schuldbeträgen von 194,40 M 
bis herunter zu 28,20 „ erlaſſen worden waren. Wenn nun auch zuzugeben 
iſt, daß eine allgemeine Offenbarungspflicht nicht beſteht, die ſoweit ginge, 
daß jemand, der einen Vertrag abſchließen will, dem Anderen ungefragt alle 
Umſtände aufzudecken hätte, die irgendwie deſſen Entſchließung zu beeinfluſſen 
geeignet ſein könnten, ſo iſt doch in der Rechtſprechung der Grundſatz aner⸗ 
kannt worden (vgl. BGB. von RGRäten zu § 123 Anm. 2 Abſ. 2 und die dort 
angezog. Entſcheidungen), daß bloßes Verſchweigen den Tatbeſtand der arg- 
liſtigen Täuſchung dann erfüllt, wenn es den Grundſätzen von Treu und 
Glauben widerſpricht und der Andre nach redlicher Verkehrsanſchauung die 
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erhebliche Mitteilung unter den gegebenen Umſtänden erwarten durfte. 
Nun würde es gewiß auf die perſönliche Kreditwürdigkeit des Empfängers des 
Darlehnsverſprechens wenig oder garnicht angekommen ſein, wenn es ſich 
um ein hypothekariſches Darlehn gehandelt hätte, das in der Tat lediglich auf 
den Realkredit abgeſtellt wurde; allein ein ſolches Darlehn kam hier nicht in 
Frage. Dem ſteht ſchon der Umſtand entgegen, daß die Hypothek als dritte 
hinter 70000 % auf einem Grundſtück zu ſtehen kommen ſollte, welches ohne 
Inventar nur 72000 % wert war. Dazu kommt, daß neben der Darlehns— 
gewährung die Abſchließung eines Bierlieferungsvertrags einhergehen ſollte 
und es der Beklagten wegen dieſes Zuſammenhangs um ſo mehr darauf 
ankommen mußte, daß der Vertragsgegner ihr durch ſeine Perſönlichkeit eine 
gewiſſe Gewähr bieten konnte, mindeſtens aber ſich nicht in einer ſo bedrohten 
wirtſchaftlichen Lage wie die Klägerin befand. — — — Das Ber.⸗Gericht hegt 
nicht den geringſten Zweifel, daß die Beklagte der Klägerin das Darlehn nicht 
zugeſagt haben würde, wenn es die oben vorangeſtellten Tatſachen gekannt 
und darnach die Sachlage verſtändig gewürdigt hätte. Es iſt weiter auch der 
vollen, aus der ganzen Sachlage geſchöpften Überzeugung, daß ſich das⸗ 
ſelbe auch die Klägerin geſagt hat. 

Unter dieſen Umſtänden war letztere von dem Vorwurf argliſtiger Täuſchung 
nicht freizuſprechen, die die Beklagte berechtigte, den Vertrag anzufechten. 
Wenn hiernach der Darlehnsvorvertrag als von Anfang an nichtig zu behandeln 
war (§ 142 BGB.), fo war damit der Klage, mit welcher Rechte wegen feiner 


Nichterfüllung verfolgt werden ſollen, von vornherein der Boden entzogen. — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 13. März 1916. Sch. w. H. 
50. 138/15. F—ch. 


67. Grenzen der richterlichen Ergänzung von Lücken in einem 
Vertrage. 
Vgl. 67 Nr. 194 m. N. 
BGB. § 157. 

Gegen die Auffaſſung des Ber.⸗Richters, daß das Vertragsverhältnis 
mit der Konk.⸗Eröffnung ſein Ende erreicht haben ſollte, wendet ſich die Reviſion 
mit Recht. Der Ber.⸗Richter gelangt zu ſeiner Auffaſſung dadurch, daß er 
eine Vertragsbeſtimmung aufſtellt, die zwar in der Vertragsurkunde nicht 
getroffen ſei, die aber die Vertragsteile getroffen haben würden, wenn ſie an 
die Möglichkeit des Eintritts eines gewiſſen Ereigniſſes, nämlich der Eröff— 
nung des Konkurſes über das Vermögen der verklagten Akt.⸗Geſellſchaft als 
des einen Vertragsteils, beim Abſchluſſe des Vertrages gedacht hätten. Der 
Ber.⸗Richter erachtet dies als eine „ergänzende Vertragsauslegung“. Allein 
maßgebend iſt lediglich der von den Vertragsteilen erklärte Wille. Gegen⸗ 
ſtand der Auslegung gemäß $$ 133. 137 BGB. können nur die in der Vertrags⸗ 
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urkunde niedergelegten Erklärungen der Bertragsteile fein. Sind dieſe Er⸗ 
klärungen nach einer beſtimmten Richtung undeutlich oder dem Sinn nach 
zweifelhaft, oder fragt es ſich, ob nicht der Parteiwille unvollſtändig oder 
unvollkommen zum Ausdruck gelangt ſei, ſo iſt für eine Auslegung Raum. 
Dabei kann in letzterer Beziehung auch ein Parteiwille, der ſich als felbftver- 
ſtändliche Folge aus dem ganzen Zuſammenhange der in der Vertragsurkunde 
niedergelegten Abreden darſtellt oder aus den darin zum Ausdruck gebrachten 
leitenden Geſichtspunkten ergibt, als erklärt angenommen werden. Nur 
dies beſagen auch die vom Ber.-Richter angeführten Urteile des Reichsgerichts 
in Gruchots Beitr. 54, 387; RGEntſch. 67, 433. Hier aber will der Ber.⸗ 
Richter eine Vertragsbeſtimmung, die tatſächlich nicht getroffen worden iſt, 
in die von den Vertragsteilen abgegebenen Vertragserklärungen einfügen. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob es unter Umſtänden Aufgabe des Richters 
iſt, eine vermeintliche Lücke in einem Vertrage auszufüllen (vgl. die Urteile 
in JW. 1912, 1905; Warneyer Rſpr. 1912 Nr. 289). Jedenfalls kann für 
einen ergänzenden Ausſpruch des Richters unter Anwendung der Grund— 
ſätze von Treu und Glauben mit Rückſcht auf die Verkehrsſitte nur dann 
Raum ſein, wenn ein Vertrag innerhalb ſeines tatſächlich gegebenen Rahmens 
oder innerhalb der wirklich gewollten Vereinbarungen der Vertragſchließenden 
eine erſichtliche Lücke aufweiſt; niemals aber kann von einer ergänzungs— 
fähigen bloßen Vertragslücke die Rede ſein, wenn die Ergänzung zu einer Er— 
weiterung des Vertragsgegenſtandes ſelbſt führen ſoll (vgl. Urt. des erkennenden 
Senats v. 19. Juni 1915, V. 51/15 in RGeEntſch. 87, 211). Insbeſondere 
iſt die Einfügung einer Vertragsbeſtimmung, die nach der Meinung des Richters 
die Vertragsteile getroffen haben würden, wenn ſie ſich den Eintritt eines 
gewiſſen Ereigniſſes beim Vertragſchluß vorgeſtellt hätten, mit der Wirkung, 
daß bei Eintritt des Ereigniſſes die Vertragsbeſtimmung wie eine wirklich 
beſtimmung eine Anderung oder eine Einſchränkung des in der Vertrags- 
urkunde erklärten Vertragswillens enthält. Denn das, was beim Vertrag⸗ 
ſchluß als Vertragswille zum Ausdruck gebracht worden iſt, muß unbedingt 
maßgebend bleiben. | | 

Vorliegend ift in dem Vertrage v. 31. Jan. 1913 deutlich beſtimmt, daß 
der verklagten Akt.⸗Geſellſchaft an dem Anweſen der Witwe S. das Nieß⸗ 
brauchsrecht mit der Pflicht, die Hyp.⸗Zinſen zu bezahlen und die öffentlichen 
Laſten des Anweſens zu tragen, auf die Dauer von 5 Jahren zuſtehen, daß 
ſie dafür als Gegenleiſtung während der 5 Jahre an die Witwe S. jährlich 
13000 „ zahlen, daß ihr während der 5 Jahre das Vorkaufsrecht in Anſehung 
des Anweſens zum Preiſe von 210000. % zuſtehen und daß während der 
5 Jahre die Witwe S. das ihr von der Beklagten gewährte Darlehn in jähr⸗ 
lichen Beträgen von 2000 % abzahlen, die Beklagte jedoch zum Abzuge der 
2000 von den 13000 .# berechtigt ſein ſoll. Daß dieſe Rechte und Pflichten 
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der Vertragsteile im Fall der Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen 
der verklagten Akt.⸗Geſellſchaft bereits vor Ablauf der 5 Jahre mit der Maßgabe 
ihr Ende erreichen ſollten, daß der Witwe S. ein Schadenerſatzanſpruch wegen 
der vorzeitigen Beendigung erwachſen ſolle, davon enthält der Vertrag nichts. 
Vielmehr iſt die fragliche Zeitdauer der Rechte und Pflichten als eine von den 
Vertragsteilen unbedingt gewollte feſtgeſetzt. An dieſe dem Willen der Ver⸗ 
tragsteile beim Abſchluß des Vertrages entſprechende Feſtſetzung ſind beide 
Vertragsteile gebunden, auch wenn ſie, falls ſie ſich die Möglichkeit des Kon⸗ 
kurſes über das Vermögen der verflagten Akt.⸗Geſellſchaft vorgeſtellt hätten, 
die Beſtimmung getroffen haben würden, daß mit dem Eintritt des Konkurſes 
die Rechte und Pflichten aufhören ſollten. Nur durch eine neue anderweitige 
Vereinbarung der Vertragsteile oder durch geſetzliche Vorſchriften, die zwingend 
in das Vertragsverhältnis eingriffen, konnte die Feſtſetzung der Zeitdauer eine 
Anderung erfahren. 

Hiernach iſt die Annahme des Ber. Richters, daß mit der in Rede ſtehenden 
Konk.⸗Eröffnung das Vertragsverhältnis fein Ende ao habe, ungerecht- 
fertigt. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (5. en) v. 1. April 1916. S. (Kl.) w. AktGeſ. 

M. & Co. (OLG. München). V. 37/16. 


68. Stundenfriſt, Einwirkung des Sonntags. — Kriegsereignis i. S. 

der Unfallverficherung.* 
Vgl. 71 Nr. 10. 
BGB. 88 193. 157. | 
Der Mann der Klägerin war bei der der Beklagten gehörigen ... Zeitung 
abonniert und als Abonnent mit 1000 / gegen Unfälle verſichert. Er war als 
Kraftwagenführer zum Heeresdienſt einberufen und iſt bei Ausführung einer 
militäriſch anbefohlenen Kraftwagenfahrt dadurch tödlich verunglückt, daß er 
beim Nebenhergehen neben dem langſam fahrenden Wagen infolge eines 
Stoßes unter dieſen geraten und überfahren worden iſt. Die auf Zahlung 
der Verſicherungsſumme von 1000 „ gerichtete Klage hatte das Landgericht 
abgewieſen, weil die Klägerin nicht die in den Verſicherungsbedingungen 
für die Anzeige vorgeſchriebene Friſt von 24 Stunden eingehalten, vielmehr 
den Unfall, von dem ſie am 4. Dezember, einem Sonnabend, vormittags 
Kenntnis erlangt, der Beklagten erſt am 6. Dezember früh vor 9 Uhr ange⸗ 
zeigt habe. Unter Bezugnahme auf die Verſicherungsbedingungen hatte die 
Beklagte ihre Zahlungspflicht auch um deswillen verneint, weil es ſich um 
ein Kriegsereignis handle und weil der Getötete den Unfall durch eigenes 
Verſchulden verurſacht habe. — Auf die Berufung der Klägerin wurde das 
Urteil aufgehoben und die Beklagte nach dem Antrag verurteilt. Aus den 
Gründen: 
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„Da der verſtorbene Ehemann der Klägerin Abonnent der ... Zeitung 
geweſen iſt, auch bis an ſein Lebensende das Abonnentengeld pünktlich be— 
zahlt hat, und da er infolge eines Unfalls tödlich verunglückt iſt, ſo iſt die auf 
Zahlung von 1000 % Abonnentenverſicherung gerichtete Klage nach 88 1. 6. 18. 
der Beſtimmungen über die Abonnentenfürſorge der . . . Zeitung begründet, 
ſofern nicht, wie die Beklagte behauptet, der Anſpruch nach §8 15. 16 daſ. 
wegen verſpäteter Anzeige verwirkt iſt, oder einer der von der Beklagten 
geltend gemachten Ausnahmefälle nach 889 Nr. 5 und 7 (Kriegsereignis, 
eigenes Verſchulden) vorliegt. 

Das Landgericht hat ſchon das erſte angenommen und deshalb die Klage 
abgewieſen. Aber ſeiner Anſicht, § 193 BGB. greife bei einer nach Stunden 
bemeſſenen Friſt nicht Platz, kann nicht beigetreten werden. 

Der 9 193 BGB. unterſcheidet nicht, ob die Friſt, innerhalb deren die 
Erklärung abzugeben iſt, eine nach Monaten, Wochen, Tagen oder eine nach 
Stunden bemeſſene iſt (Staudinger BGB. / 1, 684 8 193 Bem. 4). Aller⸗ 
dings wird bei einer Stundenfriſt häufig nach dem Parteiwillen eine Berück— 
ſichtigung des Sonn- oder Feiertags i. S. des 8 193 als ausgeſchloſſen zu gelten 
haben, ſo wenn es ſich um Leiſtungen handelt, die nur für den beſtimmten 
Tag Wert haben, wie Dienſtleiſtungen zu einer Feſttagsgeſellſchaft, Neije- 
droſchken, Annahme der Beſtellung von Theaterkarten ıc. 

Nehbein BGB. 1, 292 55 186 bis 193, 2d; Oertmann Allg. Teil des BGB. 2, 

579 8193, 2d 3; Planck BGB.“, 1, 502 f 193, 5. 

Aber das iſt nicht für Anzeigefriſten wie die hier in Frage kommende 
anzunehmen, auf die § 193 an ſich Anwendung findet (Oertmann 578, 2ca). 
Im vorliegenden Fall entſpricht es gerade der dem § 193 zugrunde liegenden 
Abſicht der Förderung der Sonntagsruhe, die Stundenfriſt unter Auslaſſung 
des Sonntags zu berechnen. Denn dem Anſpruchsberechtigten, der am 
Sonnabend von dem tödlichen Unfall des Verſicherten erfährt, wird es meiſt 
ſchwierig, wenn nicht unmöglich ſein, für ein rechtzeitiges Zugehen der Anzeige 
bei der Beklagten am Sonntag Sorge zu tragen. Und die Beklagte, deren 
Geſchäftsräume am Sonntag infolge der Sonntagsruhe nur kurze Zeit ge- 
öffnet ſind, wird vielfach garnicht in der Lage ſein, Sonntags die Anzeige 
entgegennehmen zu können. ö 

Da nun der Klägerin, wie die Beklagte ſelbſt angibt, die Anzeige von dem 
Unfall ihres Mannes am 4. Dezember 1915, einem Sonnabend, vormittags 
zwiſchen 8 und ½9 Uhr zugegangen iſt, und fie am 6. Dezember 1915 vor⸗ 
mittags kurz vor 9 Uhr — alſo offenſichtlich alsbald nach Eröffnung des Ge— 
ſchäftslokals der Beklagten — den Unfall bei der Beklagten gemeldet hat, 
ſo iſt die Anzeige als rechtzeitig bewirkt anzuſehen. Denn die Beſtimmung 
in $15 der Verſich.⸗Beſtimmungen iſt gemäß $8 157. 242 BGB. bezüglich 
des Umfangs der Friſt dahin auszulegen, daß eine geringfügige Überſchreitung 
von etwa 14 bis ½ Stunde nicht in Betracht kommt, ſowie weiter dahin, 
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daß maßgebend für den Beginn der Anzeigefriſt die Kenntnis des Anſpruchs⸗ 
berechtigten vom Tode des Verſicherten iſt, nicht etwa der möglicherweiſe 
ſchon Tage zuvor liegende tödliche Unfall. Wollte man das letztere annehmen, ſo 
würde der Verſicherungsanſpruch in einer großen Anzahl von Fällen hinfällig 
ſein, weil dem Berechtigten eine rechtzeitige Anzeige garnicht mehr möglich wäre. 

Auch auf 89 Nr. 7 Verſ.⸗Beſtimmungen kann ſich die Beklagte nicht mit 
Erfolg berufen. Danach ſind von der Verſicherung ausgeſchloſſen: 

Unfälle, die der Verſicherte erleidet: ... durch Kriegsereigniſſe oder vorbereitende 
Maßnahmen zum Schutze gegen zukünftige Angriffe und durch Nachwirkungen der 
vom Angreifer oder Verteidiger wegen des Krieges vorgenommenen Handlungen, 
gleichviel ob Zivil⸗ oder Militärperſonen betroffen werden. 


Es genügt alſo nicht, daß der Unfall bei Gelegenheit eines Kriegsereigniſſes 
oder einer Kriegsmaßnahme ſich ereignet, er muß vielmehr durch ein be— 
ſtimmtes Kriegsereignis oder durch eine der erwähnten Maßnahmen, z. B. 
durch ein Bombardement, einen Fliegerangriff u. dgl. herbeigeführt ſein. 
Es genügt auch nicht, daß ſich der Verunglückte in Kriegsdienſt befand, wie 
anderſeits unter die Ausnahmebeſtimmung auch Unfälle fallen, die eine 
Zivilperſon durch ein Kriegsereignis erleidet. Hier befand ſich der Mann der 
Klägerin zwar in Kriegsdienſt und der Unfall ereignete ſich bei Ausführung 
einer militäriſch anbefohlenen Fahrt. Aber dieſe Fahrt war, wie ſich aus der 

Ausſage des Zeugen G. ergibt, keine ſolche, mit der eine beſondere, durch den 
Krieg verurſachte erhöhte Gefahr verbunden war. Sie fand ſtatt im Etappen⸗, 
nicht im Operationsgebiet, zur Tageszeit — nach ½9 Uhr vormittags — und 
in langſamem Zeitmaß. Der Wagen war mit Brettern beladen, die aller 
Wahrſcheinlichkeit nach nicht zu einer Verteidigungs- oder Angriffsmaßnahme, 
etwa für einen Schützengraben verwendet werden ſollten, ſondern zum Bau 
einer Baracke beſtimmt waren. Es handelte ſich alſo um eine Fahrt, wie ſie 
in derſelben Weiſe auch in Friedenszeiten im Inland ſtattzufinden pflegt: 
irgendwelche Erhöhung der Gefahr durch die Kriegslage iſt nicht erſichtlich. 
Eine Berufung der Beklagten auf $I Nr. 7 Verſ.⸗Beſtimmungen erſcheint 
daher ausgeſchloſſen. 

Endlich laſſen die Angaben des Zeugen G. auch nicht erkennen, daß der 
Getötete den Unfall durch eigene Fahrläſſigkeit oder durch Nichtbeachten 


beſonderer Vorſchriften verſchuldet habe. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 16. Januar 1917. A. w. J. 
70. 116/16. . 


69. Einfluß des Konkurſes auf eine Unterbrechung der Verjährung 
durch Klagerhebung. 
(Vgl. 43 Nr. 53.) 
BGB. 8 211 Abſ. 2; ZPO. $ 240. 
Ohne Rechtsirrtum nimmt das Landgericht an, daß der eingeklagte An⸗ 
ſpruch aus dem Werkvertrage nicht früher verjährte als in vier Jahren vom 
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Schluß des Kalenderjahrs an, in welchem die einzelnen den eingeklagten 
Anſpruch bildenden Forderungen fällig geworden waren. Das Ber.-Gericht 
ſchließt daraus mit Recht, daß die Verjährung jedenfalls noch rechtzeitig durch 
die am 22. März 1904 in der Verhandlung vor dem Landgericht erfolgte 
Geltendmachung des neuen Klagegrundes unterbrochen iſt. 

Nun iſt zwar im Lauf der Ber.⸗Inſtanz der Prozeß zum Stillſtand ge— 
kommen. Nach dem Tatbeſtande des angegriffenen Urteils iſt die Verhand— 
lung des Rechtsmittels auf Antrag der Parteien von Termin zu Termin ver— 
tagt, bis ſich im Termin v. 16. Sept. 1908 herausſtellte, daß über das Ver⸗ 
mögen des Klägers das Konk.⸗Verfahren eröffnet war. Das letztere wurde 
im Jahre 1911 aufgehoben. Darauf nahm der Kläger durch Zuſtellung des 
Schriftſatzes v. 9. Dez. 1911 das Verfahren auf. 

Mit der Eröffnung des Konk.⸗Verfahrens iſt das Prozeßverfahren in 
der Ber.⸗Inſtanz gemäß § 240 ZPO. unterbrochen, und dieſe Unterbrechung 
hat, da eine Aufnahme nach den für den Konkurs geltenden Beſtimmungen 
nicht ſtattfand, bis zu der im Jahre 1911 erfolgten Aufhebung des Konkurſes 
gedauert. Der Stillſtand des gegenwärtigen Prozeßverfahrens in 2. Inſtanz, 
der für die Dauer des Konkurſes eingetreten iſt, war aber, wie das Ber.⸗Gericht 
zutreffend annimmt, nicht geeignet, die am 22. März 1904 eingetretene Unter⸗ 
brechung der Verjährung des eingeklagten Anſpruchs gemäß 8 211 Abſ. 2 BGB. 
zu beendigen und eine neue Verjährung beginnen zu laſſen. Denn damit der 
Stillſtand des Verfahrens dieſe Wirkung habe, muß er infolge einer Ver⸗ 
einbarung der Parteien oder dadurch, daß der Prozeß nicht weiter betrieben 
wird, eingetreten ſein. Hier aber iſt der Stillſtand eingetreten kraft Geſetzes 
infolge der Konk.⸗Eröffnung, und zwar für die ganze Dauer des Konkurſes, 
da die eingeklagte Forderung zur Konk.⸗Maſſe gehörte. Ein aus dieſem Grunde 
eingetretener Stillſtand läßt nicht eine durch Klagerhebung unterbrochene 
Verjährung endigen und eine neue wieder beginnen. Die Unterbrechung 
der Verjährung endet vielmehr erſt und eine neue Verjährung kann erſt be- 
ginnen, wenn die durch die Konk.⸗Eröffnung eingetretene Unterbrechung des 
Verfahrens aufgehört hat und nun der Prozeß nicht weiter betrieben wird 
(RGeEntſch. 72, 187). Eine neue Verjährung konnte alſo im vorliegenden 
Fall nicht vor der im Jahre 1911 erfolgten Aufhebung des Konkurſes beginnen, 
und dies auch nur dann, wenn der Kläger dann den Prozeß hätte liegen laſſen, 
was weder feſtſteht noch von dem Beklagten behauptet iſt. 

Hiernach bedurfte es nicht der von der Reviſion vermißten Feſtſtellung, 
wann der Konkurs über das Vermögen des Klägers eröffnet ſei, und das 
Ber.⸗Gericht war daher nicht veranlaßt, wie die Reviſion meint, gemäß $ 139 
ZPO. auf Angabe des Tages der Konk.⸗Eröffnung hinzuwirken. Als früheſte 
Zeit der Konk-Eröffnung konnte auch nach Anſicht der Reviſion das Jahr 1906 
in Frage kommen. Der Konkurs würde dann 5 Jahre gedauert haben. Während 
dieſer Zeit, alſo ſeit 1906, hätte allerdings der Gemeinſchuldner wirkſame 
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Prozeßhandlungen nicht vornehmen können, aber es hätte dann wegen des 
Konkurſes auch eine neue Verjährung nicht beginnen können. Zwar hätte 
der Konk.⸗Verwalter nach 8 10 KO. den Prozeß aufnehmen oder die Aufnahme 
ablehnen können, in welch letzterem Fall der Gemeinſchuldner den Prozeß 
aufnehmen konnte. Aber der Konk.⸗Verwalter hat weder das eine noch das 
andre getan. Er hat es unterlaſſen, den Prozeß aufzunehmen; der Beklagte 
hat an feiner Befugnis, ihn gemäß § 239 ZPO. zur Aufnahme zu veranlaſſen, 
keinen Gebrauch gemacht. Infolge der Unterlaſſung des Konk.⸗Verwalters 
hat die Unterbrechung des Prozeſſes bis zur Aufhebung des Konkurſes fort- 
gedauert. Der während der ganzen Dauer der Unterbrechung des Prozeſſes, 
wenn dieſe Dauer auch durch die Unterlaſſung des Konk.⸗Verwalters ver⸗ 
längert war, eingetretene Stillſtand des Verfahrens hatte aber nicht die Wir⸗ 
kung, die bereits durch Klagerhebung bewirkte Unterbrechung der Verjährung 
zu beendigen und eine neue Verjährung in Lauf zu ſetzen. Es konnte alſo 
nicht, wie die Reviſion meint, weil der Konk.⸗Verwalter infolge Unterlaſſung 
der Aufnahme ſeinerſeits den Prozeß mehr als 4 Jahre ruhen ließ, während 
der Dauer des Konkurſes eine neue Verjährung von 4 Jahren beginnen und 
ſich vollenden. Zwar hatte der Konk.⸗Verwalter nach $ 6 KO. das Verfügungs⸗ 
recht über die eingeklagte Forderung auszuüben, und ſeine Rechtshandlungen 
und Unterlaſſungen mit Bezug auf dieſelbe haben Wirkung gegen den Gemein⸗ 
ſchuldner. Allein ſeine Unterlaſſung bewirkte hier nur die Fortdauer der durch 
die Konk.⸗Eröffnung eingetretenen Unterbrechung des Prozeſſes, und dadurch, 
daß während dieſes Zeitraums der Prozeß nicht vom Konk.⸗Verwalter betrieben 
wird, wird nach § 211 Abſ. 2 BGB. eine durch den Prozeß bereits herbei⸗ 
geführte Unterbrechung der Verjährung nicht beendigt. 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 26. Sept. 1916. C. (Bkl.) w. Nachl.⸗ 

Konk. S. (OLG. Colmar). II. 248/16. 


70. Beim inländiſchen Abladegeſchäft berechtigt die Nichteinhaltung 
der Abladezeit nicht zum Rücktritt. 


Vgl. 56 Nr. 246 m. N.; auch 66 Nr. 202. 
BGB. $$ 271. 326. 361; HGB. $ 376. 


Die Verkehrsanſchauung, welche beim Kaufgeſchäft betreffend Waren, 
die über See abzuladen find, in der Vereinbarung einer beſtimmten Ablade⸗ 
zeit eine ſo weſentliche Vertragsbeſtimmung ſieht, daß bei ihrer Nichtinne⸗ 
haltung der Käufer den Vertrag nicht als erfüllt gelten zu laſſen braucht, gilt 
für den binnenländiſchen Verkehr nicht. Das iſt gerichtsnotoriſch und wird be⸗ 
ſtätigt durch die vom Landgericht eingeholten Auskünfte des Vorſtandes des 
Vereins der Getreidehändler der Hamburger Börſe. Die im Schlußſchein 
enthaltene Klauſel „Mai⸗Verladung ab Aken“ bedeutet daher nichts andres 


116 71. Gattungskauf? 


als die Feſtſetzung einer Leiſtungszeit für die Klägerin. Wenn, wie zugunſten 
des Beklagten unterſtellt werden mag, die Klägerin, trotz rechtzeitig erhaltener 
Verladeanforderung, dieſe Zeit nicht innegehalten hat, ſomit in Verzug ge— 
raten iſt, dann hätte der Beklagte gemäß § 326 Abſ. 1 BGB. vorgehen müſſen; 
ein Rücktrittsrecht ohne Friſtfeſtſetzung ſtand ihm nicht zu, da weder ein Fall 
von $ 376 HGB. vorliegt, noch die Vorausſetzungen von $ 326 Abi. 2 BGB. 
dargetan oder auch nur behauptet ſind. Durch ſeinen unberechtigten Rücktritt 
hat der Beklagte ſich ſelbſt in Verzug geſetzt. Da Klägerin ihm, wie das eigene 
Schreiben des Beklagten ergibt, zur Aufnahme des Ladeſcheins eine Friſt geſetzt 
hat die fruchtlos abgelaufen iſt, iſt Klägerin berechtigt, Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung zu verlangen. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 1. Nov. 1916. F. R. & Co. (Kl.) 

w. H. Bf. I. 96/16. | B. 


— 


71. Gattungskauf, obgleich der Verkäufer aus einem beſtimmten 
Lande zu liefern beabſichtigte. 
Vgl. 35 Nr. 116 m. N.; 65 Nr. 160. 
BGB. §§ 480. 279 
Die Klägerin hatte der Beklagten im Februar 1914 Zinn verkauft. Die 
Schlußnote enthielt folgende Klauſeln: 

Cif Lübeck oder Stettin, netto Caſſa gegen Dokumente bei Eintreffen des Dampfers (oder 
des Eiſenbahnwagens) am Beſtimmungsort, unbehinderte Schiffahrt vorbehalten, 
glückliche Ankunft in Schweden, glückliche Ausfuhr aus Schweden, glückliche Ankunft 
in Deutſchland vorbehalten, ebenſo Ausfuhrmöglichkeit von England. 

Die Beklagte verlangte aufrechnend Schadenerſatz wegen Nichtlieferung 
der Ware, der ihr in 2. Inſtanz zugeſprochen wurde. Aus den Gründen: 

„Verkauft waren nach dem Beſtätigungsſchreiben der Klägerin rund 
5 Tonnen 99prozentiges Lamm⸗- und Flagzinn in Blöcken, alſo nur der Gattung 
nach beſtimmte Sachen und nicht, wie die Klägerin meint, eine einzelne von 
ihr in Schweden angekaufte, aus England einzuführende Partie. Den in 
den Vertrag aufgenommenen Befreiungsklauſeln iſt nichts Gegenteiliges zu 
entnehmen. Sie zeigen nur, daß die Klägerin beabſichtigte, den Vertrag zu 
erfüllen durch Lieferung einer Ware, die von England nach Schweden und 
von dort weiter nach Deutſchland ausgeführt werden ſollte. Es iſt aber klar, 
daß eine Verpflichtung der Klägerin zur Lieferung einer ſolchen Ware von 
ihr nicht übernommen war. Sie hätte auf den Vertrag auch eine Ware liefern 
können, die ſchon in Deutſchland oder Schweden lagerte. Schon deshalb 
iſt es ausgeſchloſſen, die Klauſeln im Sinne der Klägerin auszulegen. 
Sie find für die Frage nach dem Gegenſtande des Vertrages ohne Be- 
deutung. Sachverſtändige über eine e Auslegung zu e iſt 
nicht erforderlich. 
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War aber im Vertrage der geſchuldete Gegenſtand nur der Gattung nad) 
beſtimmt, ſo hat die Klägerin, ſolange die Leiſtung aus der Gattung möglich 
war, ihr Unvermögen zur Leiſtung auch dann zu vertreten, wenn ihr ein Ver⸗ 
ſchulden nicht zur Laſt fiel (8 279 BGB.). Sie kann daher ihre Haftung für 
den der Beklagten entſtandenen Schaden nicht ſchon durch den Nachweis ab- 
wenden, daß ſie von ihrer ſchwediſchen Verkäuferin die gekaufte Ware nicht 
habe erhalten können, ſondern ſie müßte behaupten und beweiſen, daß es für 
ſie bis zum Ablauf der Lieferungszeit ohne ihr Verſchulden überhaupt nicht 
möglich geweſen ſei, Ware der verkauften Art hereinzubekommen. Eine ſolche 
Behauptung hat ſie aber nicht aufſtellen können, ſie hat vielmehr zugeben müſſen, 
daß während jenes Zeitraums einzelne Pöſte Zinn aus England über Schweden 
nach Deutſchland eingeführt worden ſind, und es ſteht auch unbeſtritten feſt, 
daß ſie ſelbſt der Beklagten bald nachher, nämlich am 23. März 1915, 297 Blöcke 
derſelben Ware — allerdings zu einem um 35 1 für 100 kg höheren Preiſe — 
geliefert hat. Vergeblich beruft ſich die Klägerin dieſer Sachlage gegenüber 
auch auf die Befreiungsklauſeln des Vertrages, denn durch ſie wäre ſie nur 
geſchützt, wenn zu der in Betracht kommenden Zeit eine Ausfuhr von Waren 
der hier fraglichen Art aus England nach Schweden und von dort weiter nach 
Deutſchland überhaupt nicht hätte erfolgen können, während das Gegenteil 
feſtſteht. Es beſteht kein Streit, daß ein engliſches Ausfuhrverbot für Metall⸗ 
waren überhaupt nicht beſtanden hat und daß ein Ausfuhrverbot für Schweden 


erſt ſpäter, nämlich Ende März 1915, erlaſſen worden iſt. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 26. Sept. 1916. K. (Kl.) w. Fl. 
Bf. III. 42/16. B. 


72. Die Verträge der Theaterdirektoren mit den Schauſpielern und 
Sängern find Dienftverträge*. Üblichkeit ſchriftlicher Form. 
Vgl. 58 Nr. 68; 62 Nr. 197; auch 56 Nr. 221. 222. 

BGB. 85 611 ff.; 127. 154 Abſ. 2. 

Der Kläger war von der Beklagten für ihre Bühne durch ſchriftlichen Ver⸗ 
trag v. 26. Aug. 1915 als jugendlicher Heldentenor für die Zeit vom 1. Okt. 1915 
bis 30. April 1916 mit einem Monatsgehalt von 300 „ unter der Vereinbarung 
verpflichtet worden, daß der Vertrag für die nächſte Spielzeit weiter laufen 
ſolle, falls er nicht vor dem 1. März 1916 gekündigt würde. Mit Schreiben 
v. 23. Febr. 1916 kündigte die Beklagte dem Kläger ſeine Stelle mit Rückſicht auf 
die politiſche Lage. Der Kläger begehrte nunmehr die Feſtſtellung, daß er auf 
Grund eines am 10. Jan. 1916 abgeſchloſſenen mündlichen Vertrags von der 
Beklagten für ihre Oper auch für die Zeit vom 1. Okt. 1916 bis 30. April 1917 
einſchließlich der in die Monate Mai mit September 1916 fallenden Spiel⸗ 
zeit gegen ein Monatsgehalt von 500 „ als Sänger angeſtellt ſei. — Das Land⸗ 
gericht wies die Klage ab; das Ber.⸗Gericht gelangte gleichfalls zu dem Schluß, 


118 73. Mällervertrag. 


daß der Kläger am 10. Jan. 1916 von der Beklagten nicht feſt für die 
nächſte Spielzeit verpflichtet worden ſei, und nahm ferner als erwieſen an, 
daß die Beklagte mit dem Kläger am 10. Jan. 1916 einen Anſtellungsvertrag 
überhaupt nicht abgeſchloſſen habe. Es wies deshalb die Berufung des Klägers 
zurück; dabei wurde u. a. folgendes ausgeführt: 

„Die Verträge der Theaterdirektoren mit den Schauſpielern und Sängern, 
die ſie für die von ihnen geleiteten Bühnen auf eine beſtimmte Zeit en 
ſind Dienſtverträge i. S. der §§8 611 ff. BGB.; 

vgl. Saeger in BraunſchwZ. 58, 104; Stadelmann Impreſariovertrag 22; Marwitz 

Bühnen.⸗Eng.⸗Vertrag 4ff.; Goldbaum Rechte und Pflichten des Schauſpielers; Entſch. 

des Reichs. 28, 278; OL GRſpr. 6, 82; 22, 161; Recht 1904, 602 2601. 

Für den Charakter dieſes Vertrags als auf Werkverdingung gerichtet ſpricht 
ſich das bayerische ObLG. im Urteil v. 21. Jan. 1901 (Samml. 2, 33 und Seuff⸗ 
Bl. 66, 333) aus, ohne daß ihm beigetreten werden könnte. Die Sänger und 
Schauſpieler ſind nicht als gewerbliche Arbeiter anzuſehen (RGeEntſch. 41, 55; 
Gruchot Beitr. 45, 1078). Da auch der Theaterunternehmer nur Sollkaufmann 
i. S. des § 2 HGB. iſt (Staub HGB. Anm. 3 zu $2 und Anm. 9, 42 zu 8 1), 
kann der Bühnendienſtvertrag kein Handelsgeſchäft ſein. 

Der Abſchluß eines ſolchen Vertrags iſt daher nur nach 88 611 ff. BGB. zu 
beurteilen. — — — Für Dienſtverträge herrſcht der allgemeine Grundſatz 
der Formfreiheit. In Theaterkreiſen iſt jedoch ausnahmslos der ſchriftliche 
Abſchluß aller Dienſtverträge mit Schauſpielern und Sängern üblich. Dies 
geſchieht nicht bloß zur Herſtellung der den Beweis ermöglichenden Urkunden 
für die Archive der Theaterdirektionen, ſondern zur Feſtlegung der eingehenden 
Beſtimmungen über Spielgelder, Gaſtſpiele, Urlaub u. a. Nach dem über⸗ 
einſtimmenden Willen beider Vertragsteile iſt die Gültigkeit des Anſtellungs⸗ 
vertrags der Sänger und Schauſpieler von ſeiner ſchriftlichen Abfaſſung ab— 
hängig (88 127. 154 Abſ. 2 BGB.). Auch aus dieſem Grunde kann ein rechts— 
wirkſamer Anſtellungsvertrag vom Kläger mit der Beklagten mündlich nicht 
abgeſchloſſen worden ſein. — — —“ 

Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 29. Dez. 1916. K. w. H. L. 429/16. 
F—2. 


73. Keine Mäklergebühr bei aufſchiebend bedingtem Geſchäft. 
Vgl. 45 Nr. 13; 71 Nr. 113. 248. 
BGB. 88 652. 162. 

Die Schlußnote v. 19. Juni 1916 enthält die Klauſel: „Auf Beſicht; 
Beſicht und Entſcheidung im Lauf des heutigen Tages“. Da im Lauf des 
19. Juni nicht die Billigung der Käuferin erklärt worden iſt, jo iſt die auf- 
ſchiebende Bedingung, unter der der Kauf geſchloſſen war, nicht eingetreten 
(88 495. 496 BGB.). Nach 8652 Abſ. 1 Satz 2 kann ſomit Mäklerlohn nicht 


74. Mäklervertrag. 119 


verlangt werden. Natürlich ift dieſe Beſtimmung nachgiebiger Natur. Daß 
aber hier das Gegenteil, wie das Landgericht annimmt, ausdrücklich vereinbart 
ſei, iſt aus den Worten „Courtage 19%“ nicht zu entnehmen; fie beſtimmen 
nur die Höhe der Courtage, ohne feſtzuſetzen, daß ſie unbedingt geſchuldet ſei. 
Eine Rechtsüberzeugung der Kaufmannſchaft, daß für aufſchiebend bedingte 
Geſchäfte bei Ausfall der Bedingung Courtage zu zahlen ſei, wäre, weil un⸗ 
richtig, nicht zu beachten. Ein dahingehender Handelsgebrauch aber, der nach 
HGB. § 346 für die Auslegung des vorliegenden Mäklervertrages in Betracht 
kommen würde, liegt nicht vor; denn, wie dem Ber.-Gericht aus einer Anzahl 
von Streitſachen bekannt, iſt die Frage, ob für die Vermittlung eines bedingten 
Geſchäfts im Fall des Ausfalls der Bedingung Courtage zu zahlen iſt, in Handels— 
kreiſen außerordentlich ſtreitig. 

Der Beklagte ſoll, wie Kläger behauptet, durch Andienung unfontraft- 
licher Ware den Eintritt der Bedingung verhindert haben. Das iſt bedeutunglos, 
jofern nicht ein Handeln wider Treu und Glauben vorliegt (vgl. $ 162 BGB.), 
wofür nichts beigebracht iſt. Unmittelbar kommt übrigens § 162 im Verhältnis 
der Parteien garnicht in Betracht, denn nicht der Mäklervertrag, ſondern der 
Kaufvertrag iſt unter einer aufſchiebenden Bedingung geſchloſſen. Freilich 
iſt der Auftraggeber auch dem Mäkler gegenüber verpflichtet, den Eintritt 
der Bedingung des Kaufvertrages nicht wider Treu und Glauben zu verhindern 
(Hanf. OLG. 6. Senat in OL GRſpr. 20, 216). Daraus folgt aber nicht 
allgemein eine Vertragspflicht des Verkäufers gegenüber dem Mäkler, dem 
Käufer kontraktliche Ware zu liefern. Sicherlich nicht beim Kauf auf Probe, 
bei dem der Käufer die Ware, gleichviel ob kontraktlich oder nicht, nach freiem 
Belieben ablehnen kann. N 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 13. Dez. 1916. L. w. H. Bf. I. 

313/16. Nö. 


74. Mäklerlohn trotz Widerrufs des Auftrags und Unterbrechung der 
Verhandlungen, wenn der urſächliche Zuſammenhang des Kaufs mit 
dem Nachweis feſtſteht. 

Vgl. 60 Nr. 100 m. N.; 61 Nr. 200. 

BGB. $ 652. 

Der Beklagte hatte den Agenten B. mit dem Verkauf ſeines Wirtſchafts⸗ 
grundſtücks beauftragt und ſich verpflichtet, „für den Nachweis eines Käufers 
oder für die Vermittelung des Verkaufs“ eine Proviſion zu zahlen. Hier⸗ 
nach hatte B. die Proviſion bereits verdient, wenn er dem Beklagten einen 
Kaufliebhaber nachwies und mit dieſem infolge ſeines Nachweiſes der Kauf 
zuſtande kam, auch wenn er eine weitere vermittelnde Tätigkeit nicht ent⸗ 
faltete. Wie erwieſen iſt, hat B. dem Beklagten den Gaſtwirt H. nachgewieſen 
und dieſen auf das Grundſtück aufmerkſam gemacht; H. hat ſich daraufhin zu 
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dem Beklagten begeben und ſpäter hat er von ihm das Grundſtück gekauft. 
Hiernach hat B. den Anſpruch auf die Proviſion erlangt, wenn der Kauf in⸗ 
folge ſeines Nachweiſes geſchehen iſt, und hierfür würde nach der Sachlage 
bereits eine Vermutung ſprechen, wenn es nur auf den urſprünglichen Auftrag 
ankäme (vgl. RG. in JW. 1902 Beil. S. 282). Der Beklagte hat aber geltend 
gemacht, daß er den dem B. erteilten Auftrag widerrufen habe, daß die Ver⸗ 
handlungen mit H. vollſtändig abgebrochen ſeien, und daß der Kauf erſt in⸗ 
folge der Bemühungen zuſtande gekommen ſei, welche e der Agent G. 
in ſeinem Auftrage aufgewandt habe. 5 

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme muß allerdings angenommen . 
werden, daß der Beklagte den erteilten Auftrag zurückgenommen hat. Da 
er bei Erteilung des Auftrages auf den Widerruf nicht verzichtet hatte, war die 
Zurücknahme zuläſſig. Sie vermag aber dem B. ſeinen Proviſionsanſpruch 
nicht zu entziehen, wenn der nach dem Widerruf erfolgte Kaufabſchluß doch 
auf den Nachweis des B., wenn auch nicht als die einzige oder hauptſächliche 
Urſache zurückzuführen iſt. Wie die Motive zum BGB. (2, 512 ff.) ausführen, 
iſt in einem ſolchen Fall unter Berückſichtigung der Geſamtheit der Umſtände 
zu prüfen, ob nicht ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen der Tätigkeit des 
Mäklers und dem Abſchluß des Geſchäfts dennoch beſteht (vgl. auch Komm. 
von RGRäten 8 652 Bem. 2 ſowie v. Staudinger $ 652, II, 2 aa beſ. Abſ. 2 
III, 5d und e und die hier angeführten Entſcheidungen). Fraglich kann dabei 
allerdings ſein, ob die vorerwähnte Vermutung auch beſteht, wenn der Kauf⸗ 
abſchluß erſt nach dem Widerruf erfolgt; die Beantwortung dieſer Frage iſt 
aber im vorliegenden Falle nicht nötig, da der urſächliche Zuſammenhang 
als erwieſen anzuſehen iſt. 

Denn H. hat zwar die Verhandlungen abgebrochen als eine Einigung 
über die Anzahlungsbedingungen zunächſt nicht zu erzielen war, und es haben 
dann 4 bis 6 Wochen lang keine Verhandlungen ſtattgefunden; erſt der Agent 
G. hat ſie wieder in Gang gebracht, indem er dem H. günſtigere Anzahlungs— 
bedingungen bot. Daß aber der Beklagte und G. den H. als einen Mann kannten, 
der geneigt war, das Grundſtück zu kaufen, verdanken ſie lediglich der Tätig⸗ 
keit des B. Bei ſeinem erſten Beſuche im Lokal des Beklagten hatte H. dort 
den G. angetroffen und ihm gleich erklärt, daß er durch B. von der Sache 
Kenntnis erlangt habe. Als die Verhandlungen ſtockten, brauchte G. weitere 
Nachforſchungen nach der Kaufluſt des H. nicht anzuſtellen; es genügte zur Wieder⸗ 
anknüpfung zunächſt, daß der Beklagte die Bedingungen, an denen H. Anſtoß 
genommen hatte, abänderte und daß dieſer davon benachrichtigt wurde. Daß 
H. ſelbſt trotz des zeitweiligen Abbruchs der Verhandlungen und des Dazwiſchen⸗ 
kommens von G. die Mitteilung durch B. als die erſte Veranlaſſung des Kauf- 
handels anſah, hat er dadurch gezeigt, daß er während der neuen Verhand⸗ 
lungen dem B. mehrfach Nachricht über ihren Stand gegeben hat. Somit iſt 
der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der Tätigkeit des B. und dem ſpäteren 
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Kaufabſchluſſe gegeben; die Mitwirkung des G. und die zeitweilige Unter⸗ 
brechung der Verhandlungen find ohne Belang; vgl. OLG. Hamburg in 
OLGgRſpr. 14, 29 und OLG. Karlsruhe dort 28, 199; 
in den hier entſchiedenen Fällen waren die Verhandlungen ſogar drei und mehr als 
ſechs Monate unterbrochen gemejen. 
Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 22. Okt. 1915. V. w. W. Ve. 263/15. 
Kn. 


75. Einrede der Argliſt gegen die Berufung darauf, daß auch die 
Rückforderung des Gegners gegen die guten Sitten verſtoße. 


Vgl. 71 Nr. 163 m. N. 
BGB. § 817 Satz 2. 

Die Klägerin klagte gegen die Teſtamentserben ihres geſchiedenen Mannes 
auf Zahlung von 150000 , die ſie nach einem vor der Scheidung mit ihrem 
Mann geſchloſſenen Erbvertrage erhalten ſollte. Während des Eheſcheidungs— 
ſtreits war zwiſchen den Streitteilen ein Vergleich geſchloſſen, wonach der 
Frau außer andern Vorteilen 150000 % als Abfindung ausgezahlt werden 
ſollten, und der Vergleich war ausgeführt worden. — Die Klage wurde in 
allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„— — — Zugunſten der Klägerin wird in dem Ber. Urteil unterſtellt, 
daß der Vergleich v. 14. März 1910 nichtig geweſen ſei, weil er dazu gedient habe, 
die Klägerin zur Zurücknahme der Berufung gegen das auf Scheidung lautende 
erſtinſtanzliche Urteil zu beſtimmen und auf dieſe Weiſe die ſonſt nicht mit 
Sicherheit zu erreichende Scheidung der Ehe herbeizuführen, weil ſomit der 
Vergleich die Erleichterung der Eheſcheidung bezweckt habe. Aber auch von 
dieſem Standpunkt aus gelangt das Kammergericht zur Abweiſung der Klage: 

Aus der Nichtigkeit des Vergleichs würde an ſich folgen, daß der Erbvertrag v. 

30. März 1908 durch den Vergleich nicht aufgehoben ſei, der Klägerin alſo ihre etwaigen 

Anſprüche aus dieſem Erbvertrage nicht genommen ſeien. Hier liegt nun aber 

der Fall ſo, daß die Klägerin unſtreitig die im Vergleich v. 14. März 1910 ausgeſetzte 

Abfindung von 150 000. gezahlt erhalten hat, wie auch die übrigen in dem Ver⸗ 

gleich feſtgeſezten Nebenleiſtungen unſtreitig von ihrem Ehemanne bewirkt worden 

ſind. Außer dieſen 150 000 & verlangt Klägerin noch die Zahlung der im Erbver- 
trage v. 30. März 1908 ihr verſprochenen 150 000 &, indem ſie ſich auf die Vorſchrift 
des 8 817 BGB. beruft, wonach der Empfänger einer gegen die guten Sitten verftoßen- 
den Leiſtung, ſofern der Verſtoß nicht bloß ihm, ſondern auch dem Leiſtenden zur Laſt 
fällt, zur Herausgabe nicht verpflichtet iſt. Dieſen Anſpruch, der dazu führen würde, 
daß die Klägerin die 150 000 „ zweimal erhielte, hat das Kammergericht unter der 

Begründung aberkannt, daß dem Anſpruch die Einrede der Argliſt entgegenſtehe. 

Argliſtig handle, wer ſich auf die Nichtigkeit eines von ihm ſelbſt geſchloſſenen Ver 

trages berufe, um ſich Vorteile zu verſchaffen. Die Klägerin wollte das behalten, 

was ſie auf Grund des nach ihrer Behauptung ſittenwidrigen Vergleichs erhalten 
habe, ſie fordere aber außerdem das, was ſie zur Erlangung dieſer Vorteile in dem 

Vergleich aufgegeben habe. Ein ſolches Verhalten verſtoße gegen Treu und Glauben 

Seufferts Archiv Bd 72. 3. Folge Bd. 17 Heft 4. 9 
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und gegen das Anſtandsgefühl aller billig Denkenden. Einem in dieſer Weiſe begrün⸗ 
deten Anſpruch ſei der Rechtsſchutz zu verſagen. 
Dieſer Entſcheidung kann trotz der von der Reviſion erhobenen Ausſtellungen 
im weſentlichen nur beigepflichtet werden. 

Die Abweiſung des Anſpruchs würde nicht dem geringſten Zweifel unter- 
liegen können, wenn angenommen werden könnte, was im Ber. Urteil nicht 
feſtgeſtellt iſt, daß die im Vergleich v. 14. März 1910 bedungenen, ſofort zahl⸗ 
baren 150000 % mit den im Erbvertrage v. 30. März 1908 ausgeſetzten 
150000 % vollſtändig identiſch wären. Durch Empfang der aus erſterem 
Vertrage gezahlten 150000 % würde die Klägerin dann zugleich wegen ihres 
Anſpruchs aus dem Erbvertrage befriedigt ſein. Eine ähnliche Rechtslage 
ergibt ſich jedoch im vorliegenden Fall, wo die zur Abfindung aller Anſprüche 
an die Klägerin aus dem Vergleich gezahlten 150000 „ zugleich einen Erſatz 
für die fortfallenden 150000 % aus dem Erbvertrage bilden ſollten, auch bei 
Anwendung des § 817 BGB. Dieſer Vorſchrift kann nicht, wie die Reviſion 
will, die Bedeutung einer Strafvorſchrift beigelegt werden. Wäre dieſer 
Standpunkt richtig, ſo würde kein Bedenken dagegen zu erheben ſein, daß die 
Klägerin die Leiſtungen aus dem ſittenwidrigen Vergleich behält und einen 
weiteren Vermögensvorteil durch Geltendmachung der Rechte aus dem durch 
den Vergleich aufgehobenen Erbvertrag erſtrebt, daß alſo die Beklagten ftraf- 
weiſe zur doppelten Leiſtung herangezogen werden. Der von der Reviſion 
eingenommene Standpunkt entſpricht jedoch nicht dem Geſetze. Nach § 817 
ſoll der Empfänger einer verwerflichen Leiſtung aus dem Empfange keinen 
Vorteil ziehen. Er iſt deshalb zur Herausgabe verpflichtet. Anders iſt es, 
wenn außer dem Empfänger auch der Geber gegen die guten Sitten ver- 
ſtoßen hat. In dieſem Fall ſoll an dem tatſächlich beſtehenden Zuſtande nichts 
geändert werden. Das Geſetz ſtellt, da es kein Intereſſe hat, den einen Teil 
vor dem andern zu begünſtigen, keinem der beiden Teile einen Rechtsbehelf 
zur Verfügung, um eine Anderung dertatfächlich beſtehenden Vermögenslage 
herbeizuführen. Mit dieſem Grundgedanken würde aber das Geſetz in Wider⸗ 
ſpruch geraten, wenn es dem Empfänger geſtatten wollte, das ihm Geleiſtete 
zu behalten und außerdem die aus der Nichtigkeit des Geſchäfts ſich ergebende 
Forderung auf eine weitere Leiſtung, die zur Erlangung der neuen Leiſtung 
aufgegeben iſt, durchzuſetzen. Der Empfänger würde ſich dadurch eine ganz 
ungerechtfertigte Vergünſtigung unter Anderung des beſtehenden Zuſtandes 
verſchaffen, die nicht vom Geſetze gewollt iſt. | 

Mit Recht hat deshalb der Ber.⸗Richter die Einrede der Arglift für durch⸗ 
greifend erachtet. Die grundſätzliche Zuläſſigkeit einer ſolchen Einrede iſt 
in der Rechtſprechung des Reichsgerichts anerkannt; 
vgl. JW. 1900, 322 30, RGeEntſch. 57, 376, in SeuffA. 60 Nr. 141; 58, 356. 429; 

64, 220; 71, 434; 78, 282; 86, 192. N 
Kann auch die Einrede der Argliſt nicht dazu verwandt werden, einer jeden 
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unbilligen Rechtsverfolgung entgegenzutreten (vgl. RGEntſch. 86, 194), jo 
iſt doch ſicher eine ſolche Einrede dann nicht zu verſagen, wenn ſie dazu dient, 
einer geſetzlichen Beſtimmung in ihrer Anwendung diejenige Begrenzung zu 
geben, die aus dem Inhalt des Geſetzes ſelbſt erkennbar iſt. Aus 8 817 iſt aber 
erkennbar, daß es eine dem Geſetze zuwiderlaufende unbillige Rechtsverfolgung 
jein würde, wenn der Empfänger außer den Vorteilen des $ 817 Satz 2 auch 
die Vorteile aus der Nichtigkeit des Geſchäfts in Anſpruch nehmen könnte. 
Eine ganz ähnliche Rechtsanſchauung hat das Reichsgericht bereits in einer 
andern Frage, bei der Beurteilung der aus der Ungültigkeit des Bordellkaufs 
entſtehenden Folgen, zur Geltung gebracht. In dem Urteil RGEntſch. 71, 
432 hat das Reichsgericht entſchieden, daß der Käufer, der zur Herausgabe 
des Bordellgrundſtücks nicht bereit iſt, die Nichtigkeit des Geſchäfts nicht be⸗ 
nutzen darf, um den nach § 817 Satz 2 an ſich ſtatthaften Anſpruch auf Be⸗ 
freiung von der Bordellhypothek, deren Beſtellung nicht die Erfüllung ſondern 
die Eingehung einer Verbindlichkeit darſtellt, durchzuſetzen (RGEntſch. 68, 
103, in Seuff A. 64 Nr. 63). Es wird hier ausgeführt, der Kläger verlange zu 
viel, wenn er Befreiung von ſeiner Verbindlichkeit begehre und das auf un⸗ 
ſittliche Weiſe Erlangte nicht herausgeben, ſondern unentgeltlich behalten wolle. 
Dieſes Verhalten ſei argliſtig und verſtoße ſowohl gegen die Grundſätze von 
Treu und Glauben als auch gegen alles Anſtands⸗ und Rechtsgefühl; ein ſolches 
Verhalten könne durch die Rechtsordnung nicht geſchützt werden. Es ſei 
unbedenklich, der Einrede der Argliſt, die zu einem ähnlichen Ergebniſſe führe 
wie die Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts, bei Anwendung der Rechts⸗ 
grundſätze über ungerechtfertigte Bereicherung Raum zu gewähren, denn 
Treu und Glauben und gute Sitte beherrſchten den geſamten Rechtsverkehr 
und kämen überall zur Geltung, wo mit Sicherheit anzunehmen ſei, daß der 
Geſetzgeber dieſe Grundſätze angewendet wiſſen wolle, um einem damit in 
Widerſpruch ſtehenden Gebaren ſeinen Schutz zu verſagen. Von dieſer Rechts⸗ 
auffaſſung iſt das Reichsgericht auch nicht abgewichen in den Entſch. 78, 282 
und 86, 192 mitgeteilten Urteilen. In dem erſten Urteile wurde die Klage 
auf Herausgabe des Bordellgrundſtücks abgewieſen, weil der Beklagte ſich 
lediglich ablehnend verhielt, nicht ſeinerſeits Anſprüche aus der Nichtigkeit 
des Vertrags erhob. Das letzte Urteil endlich behandelt einen beſonders⸗ 
artigen Fall, in welchem die Beklagten Teilzahlungen auf den Kaufpreis ge⸗ 
leiſtet hatten, deren Zinsertrag jedoch den Klägern kein hinreichendes Entgelt 
für die ihnen entzogenen Grundſtücksnutzungen der Zwiſchenzeit gewährte, 
und zu weiteren Abſchlagszahlungen nicht bereit waren. Die Einrede der 
Argliſt wurde hier gegenüber dem auf das Eigentum geſtützten Anſpruch auf 
Herausgabe des Grundſtücks als der Billigkeit widerſtreitend nicht zugelaſſen. —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 24. Mai 1916. B. (Kl.) w. J. 

(KG. Berlin). IV. 45/16. | 
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76. Anzeigepflicht des gegen Unfall Verſicherten bei einem die 
Gefahr erhöhenden Berufswechſel. 


Vgl. oben Nr. 36 m. N. 
VVG. § 23. 25. 


Der Kläger, ein Viehhändler, der bei der Beklagten gegen Unfall verſichert 
war, erlitt am 19. Januar 1915 dadurch einen Unfall, daß er ſich, als er einige 
Borſten aus einem Schwein entfernen wollte, mit dem Meſſer an der Hand 
verletzte und ſich dadurch eine Blutvergiftung zuzog, infolge deren ihm der 
eine Arm abgenommen werden mußte. Er verlangte Erſatz ſeines Schadens. 
Die Beklagte verweigerte die Bezahlung u. a. mit der Begründung, daß der 
Unfall nicht unter die Verſicherung falle, und daß der Kläger ihr auch ſeinen 
Berufswechſel nicht vor dem Unfall angezeigt habe. Die Klage wurde in 
beiden Inſtanzen abgewieſen. — Gründe des Ber.⸗Urteils: 

„Der Verſicherungsantrag, der inhalts des Verſ.-Scheins die Grundlage 
des Vertrags bildet, läßt keinen Zweifel, daß die Beklagte ausſchlaggebendes 
Gewicht auf die Berufsart des Klägers und die Art ſeiner Betätigung im 
Berufe gelegt hat. Nach den im Verſicherungsweſen allgemein üblichen 
Gepflogenheiten waren die Antworten des Klägers für die Beklagte weſent— 
lich zur Beſtimmung der den Umſtänden entſprechenden Gefahrenklaſſe und 
der ſich hiernach richtenden Gebühr. Die Antworten des Klägers ergeben 
aber auch zugleich ſachlich den Umfang der zur Verſicherung kommenden Un- 
fälle. Mit Recht hat das Landgericht darauf hingewieſen, daß die Beklagte die 
aus den Angaben des Klägers folgende fachliche Schranke noch dadurch ver- 
ſchärft hat, daß ſie im Verſ.⸗Schein die beim Viehtreiben ſowie beim Ein⸗ und 
Ausladen von Vieh erfolgenden Unfälle ausnahm, ſelbſt wenn ſie ſich im 
Rahmen derjenigen Betätigung zutragen ſollten, auf die ſich nach dem Vertrage 
die Verſicherung an ſich beziehen würde. Der vorliegende Unfall, der ſich bei 
einer beruflichen Tätigkeit des Klägers zutrug, die außerhalb der bloßen Be— 
aufſichtigung der Angeſtellten lag, war nicht verſichert. 

Wenn der Kläger anführt, die Beklagte könne doch nicht ernſtlich be— 
haupten, daß ihm vertragmäßig verboten worden ſei, überhaupt ein Meſſer 
in die Hand zu nehmen, ſo verſchließt er ſich der Einſicht, daß es ſich hier um eine 
Tätigkeit im Berufe gehandelt hat, für die nach ſeinen Angaben die Beklagte 
das Riſiko nicht mit übernehmen ſollte und nicht mit übernommen hat. Ob 
er ſich in gleicher oder ähnlicher Weiſe öfters betätigt hat, oder ob es ſich nur 
um ein ausnahmsweiſes Eingreifen in den Arbeitsbereich der Angeſtellten 
gehandelt hat, iſt für die Entſcheidung nicht weſentlich. Die Fragen unter 
Nr. 4 des Verſich.⸗Antrags ſind, dem klaren Wortlaut nach keineswegs nur auf 
eine ‚richtige Mitarbeit‘ abgeſtellt, wie der Kläger angenommen wiſſen will. 
Insbeſondere die Antwort ‚nur aufſichtführend“ beweiſt auch, daß der Kläger 
ihren Sinn richtig verſtanden hat. Eine Betätigung, wie ſie hier in Frage 
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ſteht, erfordert Fachkenntniſſe und eine gewiſſe berufliche Geſchicklichkeit ſowie 
das notwendige Handwerkszeug. Gerade ein gelegentliches, laienhaftes 
Eingreifen, wie es der Kläger vorgenommen hat, birgt eine beſonders ſtarke 
Gefahrerhöhung in ſich, vor der ſich zu ſichern die Beklagte offenſichtlich allen 
Anlaß hatte. Unzutreffend iſt es, wenn Kläger aus dem Vorbehalt am Schluß 
des Verſ.⸗Scheins folgert, daß die Beklagte damit eine außerhalb der Aufſicht 
liegende Betätigung als nicht verſicherungspflichtig ausſchließe, alſo ſelbſt den 
Begriff der Aufſichtführung ſehr weit aufgefaßt haben müſſe. Die Beftim- 
mung ‚Unfälle, welche den Herrn Verſicherungnehmer beim Viehtreiben und 
Ein⸗ und Ausladen von Vieh betreffen, fallen nicht unter die Entſchädigungs— 
verpflichtung der Gejellichaft‘, ſchließt vielmehr, wie ſchon erwähnt, alle Un— 
fälle bei den bezeichneten Gelegenheiten von der Verſicherung aus, auch wenn 
ſie ſich ereignen, während der Kläger dabei nur aufſichtführend zugegen war. 

Der Kläger hat ſich aber auch, als er mit dem Reichseinkauf die Verträge 
v. 28. Dez. 1914 ſchloß, mindeſtens neben ſeinem ſeitherigen Beruf als Vieh— 
händler auch dem Fleiſcherberufe zugewendet. Er hat, wie der Schlacht— 
vertrag in 88 1 und 3 ausweiſt, für die Dauer des Kriegs die Schlachtung und 
weitere Zurichtung der ihm überwieſenen Schweine übernommen. Daß es 
ſich dabei um eine Großſchlächterei handelte, tut nichts zur Sache; das Groß— 
fleiſchereigewerbe ſteht nach dem Preisſatz der Beklagten in der 5. Gefahren- 
flaffe, während der Viehgroßhandel der 9. Gefahrenklaſſe angehört. Bei 
verſtändiger Erwägung, wie man ſie von einem beſonnenen Manne fordern 
darf, mußte ſich der Kläger ſagen, daß der neue Beruf, in dem er ſich betätigte, 
recht wohl für die beſtehende Verſicherung bedeutſam ſein und eine Gefahren— 
erhöhung und eine andre Gefahrenklaſſe bedingen könne. Er war daher nach 
$ Se der Allgem. Verſ.⸗Bedingungen verpflichtet, die eingetretene Veränderung 
binnen 15 Tagen der Beklagten anzuzeigen. Die unſtreitige Unterlaſſung 
dieſer Anzeige iſt ihm zum Verſchulden anzurechnen und zieht vertragmäßig 
das Erlöſchen der Verſicherung nach ſich. 

Die Beſtimmungen in Abſchn. 1 Tit. 2 des Reichsgeſ. über den Verſ.⸗ 
Vertrag finden auf das vorliegende Rechtsverhältnis nicht Anwendung, da 
der zunächſt auf 10 Jahre geſchloſſene Vertrag nicht gekündigt und ſo nach 
86 Abſ. 3 Allgem. Verſ.⸗Bedingungen ſtillſchweigend für die gleiche Zeit— 
dauer verlängert worden iſt, jene Geſetzesbeſtimmungen auch nicht zu denen 
gehören, die auf ein beſtehendes Verſ.⸗Verhältnis ohne weiteres Anwendung 
finden (Art. 3 Einf G.). Übrigens wäre auf Grund von 88 23. 25. 31 dieſes 
Geſetzes zu demſelben Ergebnis zu gelangen. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 5. Mai 1916. G. w. F. V. 

20. 95/15. 5 F ch. 
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77. Haben die Anlieger einer ftädtifchen Straße einen Entſchädigungs⸗ 
anſpruch wegen ihrer Veränderungd 
Vgl. 58 Nr. 140 m. N. 
BGB. § 907. 

Zum Zweck des Baus der Nord-Süd-Untergrundbahn in Berlin hat die 
verklagte Stadtgemeinde die Weidendammer Brücke abbrechen laſſen und 
an dieſer Stelle nach Einlegung des Tunnels eine neue Brücke errichtet. Für 
die Herſtellung des Baus war die auf die Brücke von Oſten her zuführende 
Uferſtraße, der Weidendamm, mit polizeilicher Genehmigung von der Bau— 
leitung durch einen in der Stromrichtung verlaufenden Zaun auf einer Strecke 
derartig verengt worden, daß Wagen ſich auf der verbliebenen Fahrſtraße 
nicht mehr ausweichen konnten; zwiſchen dem Zaun und dem Stromufer 
waren verſchiedene Bauſchuppen errichtet worden. Am Weidendamm liegt 
an der verengten Strecke ein der Klägerin gehöriges Hausgrundſtück. Sie 
fühlte ſich durch die Anderungen der Straße beſchwert und verlangte mit der 
Klage die Feſtſtellung, daß die verklagte Stadtgemeinde verpflichtet ſei, den 
ihr durch die Bauarbeiten entſtandenen Schaden zu erſetzen. — Die Klage wurde 
in allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Das Recht des Straßenanliegers auf Benutzung der Straße beſchränkt 
ſich darauf, daß ihm durch nachträgliche Anderungen der Straße der Zugang 
zu dieſer und der Verkehr mit dem ſich anſchließenden Straßennetze nicht 
dauernd weſentlich erſchwert wird und daß ihm Licht und Luft durch Bauten 
vor ſeinem Grundſtück nicht dauernd im weſentlichen entzogen werden. Dieſer 
Grundſatz iſt durch ſtändige Rechtſprechung des Reichsgerichts feſtgeſtellt 
(RGEntſch. 44, 282; 62, 87 u. a. m.) und wird auch von der Reviſion nicht an- 
gegriffen. Hiernach muß ſich der Anlieger alle vom Eigentümer der Straße 
zur Förderung des Gemeinwohls, insbeſondere zu Straßenzwecken vorge— 
nommenen Eingriffe in ſein Straßenbenutzungsrecht, wenn ſie nur vorüber⸗ 
gehend ſind oder ſich nur als unweſentliche Störungen darſtellen, gefallen 
laſſen, ohne daß ihm dafür ein Entſchädigungsanſpruch zuzubilligen wäre. 
Im vorliegenden Fall beſchwert ſich die Klägerin darüber, daß ihr infolge der 
durch die Herſtellung des Bauzauns und der dadurch eingetretenen Verengung 
der Straße der Verkehr mit der Straße und dem anſtoßenden Straßennetz 
weſentlich erſchwert werde, da ein Wagenverkehr vor ihrem Grundſtück un⸗ 
möglich geworden und auch der Verkehr für Fußgänger erſchwert und abgelenkt 
ſei. Es iſt auch anzuerkennen, daß jedenfalls die vollſtändige Verhinderung 
des Wagenverkehrs zu einem Grundſtück als ein weſentlicher Eingriff in das 
Anliegerrecht angeſehen werden müßte. Der Ber.⸗Richter ſtellt aber feſt, 
daß alle durch die Anderung des Weidendamms bewirkten Erſchwerniſſe des 
Verkehrs und ſonſtigen Störungen ſich nur auf die Zeit bis zur Beendigung 
des Umbaus der Weidendammer Brücke, alſo auf einen Zeitraum von höchſtens 
drei Jahren erſtrecken würden, und er nimmt an, daß eine derartige Störung 
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feine, dauernde zu nennen ſei. Schon dieſe auf tatſächlichen Erwägungen 
beruhende Feſtſtellung dient der Entſcheidung des Ber.⸗Richters als ausreichende 
Stütze. Daß der Ber.-Richter den Begriff der ‚dauernden‘ Erſchwerung 
verkannt habe, iſt der Reviſion nicht zuzugeben. Mit Recht hält er für die Frage, 
ob eine Erſchwernis als dauernde anzuſehen ſei, die Verkehrsauffaſſung für 
maßgebend. Er erwägt, daß die wirtſchaftliche Bedeutung des Unternehmens 
der Anlegung einer Untergrundbahn und des dazu erforderlichen Brücken⸗ 
umbaus für die Stadtgemeinde Berlin eine ſehr große iſt, derartige Bauanlaͤgen 
in Berlin nichts Ungewöhnliches ſind und daß eine mit ſolchen verbundene 
Verkehrserſchwerung dort als eine dauernde noch nicht empfunden wird. Ein 
Rechtsirrtum iſt in dieſer dem Ber.⸗Richter zuſtehenden Beurteilung der ört⸗ 
lichen Verkehrsauffaſſung nicht zu erkennen. Wäre die Meinung der Reviſion, 
derartige Bauanlagen brächten ſchon durch ihre Errichtung und während der 
Errichtungszeit eine zur Entſchädigung verpflichtende dauernde Verkehrs⸗ 
erſchwernis mit ſich, zu teilen, ſo wäre damit die Herſtellung ſolcher großzügiger 
Verkehrsunternehmungen, die bei dem Wachſen der Großſtädte kaum zu ent⸗ 
behren ſind, unmöglich gemacht oder doch in Frage geſtellt, denn die Ausfüh⸗ 
rungskoſten würden ſich, da regelmäßig eine große Anzahl von Anliegern be⸗ 
teiligt und durch die Bauausführung geſchädigt ſind, unverhältnismäßig er⸗ 
höhen. Daß die vorübergehenden Schädigungen durch die Anlieger ertragen 
werden müſſen, erſcheint auch nicht unbillig, da erfahrungmäßig durch derartige 
die Verkehrserleichterung bezweckende Anlagen nicht eine dauernde Ent⸗ 
wertung, ſondern eine dauernde Wertſteigerung für die anliegenden Grund⸗ 
ſtücke verurſacht zu werden pflegt. Daß im Streitfall die ſtörende Inanſpruch⸗ 
nahme des Weidendamms nicht zur Wiederherſtellung oder Verbeſſerung 
gerade dieſer Straße, ſondern einer anderen Straße, nämlich der mit einer 
Untergrundbahn und einer neuen Brücke auszuſtattenden unmittelbar be⸗ 
nachbarten Friedrichſtraße dienen ſollte, macht für die rechtliche Beurteilung 
keinen Unterſchied. Es genügt ſchon, daß die Inanſpruchnahme ſeitens des 
Straßeneigentümers im öffentlichen Intereſſe erfolgt iſt, und es bedarf daher 
keiner Erörterung, ob man ſogar mit dem Urteil des Reichsgerichts v. 23. Nov. 
1905 (RGEntſch. 62, 87) fo weit gehen darf, daß die Stadt als Straßeneigen⸗ 
tümerin durch das Recht der Anlieger auch an einer privatwirtſchaftlichen 
Ausnutzung der Straße nicht gehindert wird. 

Der Ber.⸗Richter unterſucht auch noch, ob die Inanſpruchnahme des 
Weidendamms eine weſentliche Erſchwerung des Verkehrs nach der Straße 
hin und des Zutritts von Luft und Licht für das Grundſtück der Klägerin dar⸗ 
ſtelle, und beantwortet auch dieſe Frage im verneinenden Sinn. Obgleich es 
für den Erfolg der Reviſion auf dieſen Entſcheidungsgrund nicht mehr an⸗ 
kommt, ſo ſei doch bemerkt, daß ihm ein Rechtsirrtum nicht zugrunde liegt. 
Der Ber.⸗Richter durfte auf Grund tatſächlicher Erwägungen zu dem Ergebnis 
kommen, daß es ſich hier nicht um ſchwerwiegende Störungen handle, da der 
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Zugang und die Zufuhr zum Grundſtück der Klägerin noch ungehindert von 
der Prinz⸗L.⸗F.⸗Straße aus erfolgen kann, der vor dem Grundſtück errichtete 
Bauzaun und ebenſo die errichteten Bauſchuppen nur verhältnismäßig niedrig 
ſind und die Breite der hinter dem Bauſchuppen fließenden Spree als Luft- 
und Lichtquelle unverändert geblieben iſt. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 21. Nov. 1916. H. B.Geſ. (Kl.) w. 
‚Stadt B. (KG. Berlin). VII. 189/16. 


78. Gegen den Anſpruch der Frau auf Vorſchuß der Prozeßkoſten 
darf der Mann nicht aufrechnen. 
BGB. 85 1387. 394; ZPO. § 850 Nr. 2. 

Während des Scheidungsprozeſſes wurde auf Antrag der Frau dem 
Mann durch einſtweil. Verfügung aufgegeben, ihr einen Vorſchuß von 1204 
für die Anwaltskoſten zu zahlen. Der Mann erhob Widerſpruch, indem er 
geltend machte, daß er mit ſeinen größeren Gegenforderungen aufgerechnet 
habe. Die einſtweil. Verfügung wurde beſtätigt. Aus den Gründen: 

„Der Kläger begehrt die Aufhebung der einſtweil. Verfügung, weil er 
gegen den Anſpruch der Beklagten auf Zahlung von Anwaltskoſtenvorſchuß, 
den er an ſich nicht beſtreitet, aufgerechnet habe. Eine ſolche Aufrechnung iſt 
nicht zuläſſig. Die ſich aus 8 1387 BGB. ergebende Vorſchußforderung mag 
kein Ausfluß der Alimentationspflicht fein (vgl. RG. in JW. 1900, 432); 
ſie iſt aber wegen Gleichheit des Rechtsgrundes analog einer geſetzlichen Ali— 
mentenforderung zu behandeln. Sie iſt dann unpfändbar nach 8 850 Nr. 2 
ZPO. und es findet gegen fie nach 8394 BGB. eine Aufrechnung nicht Statt. 

Mit teilweiſe abweichenden Begründungen gelangen zu dem gleichen 
Ergebnis das LG. Wiesbaden und das OLG. Frankfurt (Frankf. Rundſchau 
38, 114). — — —" 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 1. Nov. 1916. H. w. H. Bj. J. 

268/16. B. 


79. Vorausſetzungen der beſchränkten Erbenhaftung* und der Auf- 
rechnung gegen eine nicht zum Nachlaß gehörige Forderung eines 
Miterben. 

Vgl. 62 Nr. 195. 

BGB. 88 1975. 1990. 1977. 387 ff. 

Die Annahme der Klägerinnen, daß ſie die auf den Nachlaß beſchränkte Haf- 
tung ſchon durch die Errichtung eines Inventars endgültig gewonnen hätten, ent« 
behrt der Berechtigung. Die Inventarerrichtung (88 1993 ff. BGB.) iſt weder 
notwendig noch für ſich allein geeignet, den Erben die auf den Nachlaß be— 
ſchränkte Haftung zu ſichern (BGB. v. RGRäten? Vorbem. vor $ 1967 unter 3 
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und vor § 1993). Das Bürgerl. Geſetzbuch ſteht, wie wenigſtens die überwiegende 
Mehrheit der Schriftſteller. und mit ihnen das Ber.⸗Gericht annimmt (vgl. auch 
Ann. 27, 317), auf dem Standpunkte, daß die Erben für die Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten grundſätzlich unbeſchränkt, wenn ſchon mit der Möglichkeit der Haf— 
tungsbeſchränkung haften. Das Geſetz gibt dem Erben die Möglichkeit, die 
beſchränkte Haftung zu erwerben, in der Regel nur unter der Vorausſetzung, 
daß er die Anordnung der Nachlaßverwaltung oder die Eröffnung des Nachlaß— 
konkurſes herbeiführt (§ 1975). Dem ſteht es gleich, wenn die Anordnung der 
Nachlaßverwaltung oder die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes auf Antrag eines 
Nachlaßgläubigers erfolgt. Durch die rechtzeitige Errichtung des Inventars und 
gegebenenfalls durch Leiſtung des Offenbarungseides ($ 2006) erhält ſich der 
Erbe einerſeits die Füglichkeit, jederzeit die beſchränkte Haftung auf dem in 
81975 vorgezeichneten Wege zu gewinnen, und anderſeits geht ihm dieſe 
Füglichkeit endgültig verloren und es wird ſeine Haftung zu einer unbeſchränkten, 
wenn er innerhalb einer ihm geſetzten Inventarfriſt das Inventar nicht errichtet 
(88 1997 Abſ. 1, 2003 Abſ. 1 Satz 2) oder bei der Errichtung gegen die Vor⸗ 
ſchriften in 82005 verſtößt oder die Leiſtung des Offenbarungseides ver— 
weigert (8 2006 Abſ. 3). 

Im vorliegenden Falle haben die Klägerinnen und ihre Miterbin, die 
weder Nachlaßverwaltung noch Nachlaßkonkurs herbeigeführt haben, mit den 
Mitteln des § 1975 die Beſchränkung ihrer Haftung nicht erlangt. Es kommt 
jedoch hier ergänzend die Vorſchrift in $ 1990 in Betracht, die den Erben unter 
den dort angegebenen Vorausſetzungen die auf den Nachlaß beſchränkte Haftung 
ſichert. Denn ſie können unter dieſen Vorausſetzungen die Befriedigung eines 
Nachlaßgläubigers inſoweit verweigern, als der Nachlaß nicht ausreicht, haften 
alſo nur mit den Kräften des Nachlaſſes. Durch den von den Klägerinnen 
beigebrachten Beſchluß des Amtsgerichts zu L. v. 10. Juni 1916 iſt dargetan, 
daß ihr Antrag auf Eröffnung des Konkurſes zum Nachlaſſe mangels einer 
die Koſten deckenden Maſſe abgelehnt worden iſt. Die Klägerinnen haben 
ſonach das Recht erlangt, Nachlaßgläubiger und ſonach auch die Beklagte 
wegen ihrer Nachlaßforderung auf den noch vorhandenen Nachlaß zu ver⸗ 
weiſen (8 1990 Abſ. 1). Dem ſucht die Beklagte mit der Behauptung zu be- 
gegnen, daß die Klägerinnen gegen die ihnen in Anſehung der Inventarer⸗ 
richtung obliegenden Pflichten dadurch verſtoßen hätten, daß in dem von 
ihnen eingereichten Verzeichniſſe der Nachlaß nicht vollſtändig aufgeführt ſei. 

Die Beklagte hat nicht behauptet, daß ſie ſelbſt gegen die Erben ihrer 
Schuldnerin den Antrag auf Beſtimmung einer Inventarfriſt geſtellt habe, 
noch iſt ihnen vom Nachlaßgericht eine ſolche geſetzt worden. Vielmehr haben 
die Klägerinnen und ihre Miterbin am 31. März 1915 freiwillig ein Nachlaß⸗ 
verzeichnis beim Nachlaßgericht eingereicht, wozu fie nach § 1993 berechtigt 
waren. Dieſes Nachlaßverzeichnis, in dem die Nachlaßverbindlichkeiten nicht 
angegeben ſind (§ 2001), iſt vom Lokalrichter A. am 13. Nov. 1914 im Auftrage 
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des angeblichen Bevollmächtigten der Erben, Rechtsanwalt W., aufge⸗ 
nommen worden, es iſt jedoch weder die Zuziehung einer zweiten Ortsgerichts⸗ 
perſon, wie in $ 101 ſächſ. Ausf G. v. 15. Juni 1900 vorgeſchrieben ift, erfolgt, 
noch iſt das Verzeichnis, was nach § 2002 BGB. zu erfordern iſt, von den 
Erben oder deren Bevollmächtigten unterſchrieben worden; 

vgl. BGB. von RGRäten $ 2002 Anm.; Staudinger 7- 8 zu 58 2002 — 2004 unter b; 

RGeEntſch. 77, 245; vgl. noch § 101 Abſ. 2 Satz 2 des angez. Ausf G. in Verbindung 

mit 88 7 II, 81, 20 der Dienſtanweiſung für Ortsgerichtsperſonen v. 21. Dez. 1899. 
Daß dieſem Nachlaßverzeichniſſe die an die Inventarerrichtung geknüpften 
Wirkungen zukämen und insbeſondere darauf die Vorſchriften des § 2005 
Anwendung zu finden hätten, iſt zu verneinen. 

Hinſichtlich der Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit der Aufrechnung der 
Forderung eines Nachlaßgläubigers gegen eine nicht zum Nachlaſſe gehörende 
Forderung des Erben fehlt für die. Fälle des 8 1990 eine dem 8 1977 ent- 
ſprechende Vorſchrift. Daraus ergibt ſich, daß nur die allgemeinen Grund— 
ſätze des 88 387ff. BGB. maßgebend find. Der Forderung der Beklagten, 
mit der ſie aufrechnet, ſteht nach obigem die Einrede der Unzulänglichkeit 
des Nachlaſſes jedenfalls dann entgegen, wenn nur eine der in § 1990 Abſ. 1 
Satz 1 aufgeführten drei Tatſachen den Klägerinnen ſchon zur Zeit der Auf— 
rechnungserklärung der Beklagten zur Seite ſtand. Da eine Forderung, der 
eine Einrede — gleichviel ob eine zerſtörliche oder nur eine verzögerliche — 
entgegenſteht, nicht aufgerechnet werden kann (8 390), iſt alsdann die Aufrech⸗ 
nung unzuläſſig (BGB. von RGRäten $ 1990 unter 3). Nun iſt zwar die Auf- 
rechnung von der Beklagten bereits vor dem die Eröffnung des Nachlaß— 
konkurſes ablehnenden Beſchluſſe v. 10. Juni 1916 erklärt worden. Jedoch 
iſt als erwieſen anzuſehen, daß der Nachlaß auch bereits vor der Aufrechnung 
unzulänglich war und daher ſchon damals den Klägerinnen die Einrede zur 
Seite ſtand. Die Vorſchrift in § 1990 Abſ. 1 erfordert nicht einen Antrag 
des Erben auf Eröffnung des Nachlaßkonkurſes und einen dieſen Antrag 
mangels einer den Koſten entſprechenden Maſſe ablehnenden Beſchluß des 
Konk.⸗Gerichts (vgl. Bingner im SächſA. 1895, 603; Ann. des ſächſ. OLG. 
27, 324); vielmehr iſt es hinreichend, daß die Konk.⸗Eröffnung wegen Mangels 
einer den Koſten entſprechenden Maſſe „nicht tunlich“ iſt. Das iſt aber hier 
ſchon ehe die Beklagte die Aufrechnung erklärt hat der Fall geweſen. — — — 
Es iſt daher der Beſtand des Nachlaſſes ſchon vor der Aufrechnung der Be— 
klagten ein derartiger geweſen, daß die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes mangels 
einer den Koſten entſprechenden Maſſe „nicht tunlich“ war. 


Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 20. Nov. 1916. P. C. Fabr. R. 
(Bkl.). w. F. u. Gen. 50. 51/16. Ch. 
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80. Die in einem altrechtlichen Teſtament vorbehaltene Beftimmung 
des Erben durch einen Dritten muß vor Eintritt des neuen Rechts 
| erfolgt fein. 
BGB. 5 2065 Abſ. 2; EinfG. Art. 214. N 

— — — Der Zuſammenhang des unter der Herrſchaft des ſächſiſchen 
BGB. errichteten gemeinſchaftlichen Teſtaments lehrt zweifelfrei, daß nicht 
etwa der Magiſtrat zu Lübeck als Erbe zum dritten Teil hat eingeſetzt werden ſollen 
mit der Auflage, die Erbſchaft zugunſten milder Stiftungen zu verwenden, 
ſondern, daß er „Dritter“ i. S. der 88 2086. 2087 ſächſ. BGB. fein ſoll, der 
an Stelle des in erſter Linie hiermit beauftragten Zuletztverſterbenden der 
Erblaſſer die bedachten Stiftungen und ihren Erbteil beſtimmen ſoll. Auf 
Grund dieſer teſtamentariſchen Ermächtigung hat der Senat der Freien und 
Hanſeſtadt L. die ſeit 1910 in L. beſtehende und ſtaatlich genehmigte Gr.⸗ 
Stiftung als die Bedachte beſtimmt. Da indes dieſe Beſtimmung erſt unter 
der Herrſchaft des Deutſchen BGB. getroffen worden iſt, das eine derartige 
Beſtimmung des Erben nicht geſtattet ($ 2065 Abſ. 2), jo entſteht die Frage, 
ob ſie wirkſam iſt. Der erkennende Senat, der beim Erlaß des Beweisbeſchluſſes 
die Möglichkeit der Bejahung in Betracht gezogen hatte, hat ſie bei wieder⸗ 
holter Erwägung verneinen müſſen. 

Die letztwillige Verfügung rückſichtlich des in Rede ſtehenden Nachlaß— 
drittels iſt im gemeinſchaftlichen Teſtament noch nicht zum Abſchluß gekommen. 
Dort iſt nur der Erbteil beſtimmt, bezüglich des Erben aber, der ſie erhalten 
ſoll, nur verfügt worden, daß es eine (oder mehrere) der milden Stiftungen 
der Stadt L. ſein ſolle. Die Beſtimmung der konkreten Stiftung, die das 
Nachlaßdrittel erben ſoll, iſt einer ſpäteren Zeit und der Verfügung des 
Zuletztſterbenden oder des Magiſtrats von L. vorbehalten worden. Zur Voll⸗ 
ſtändigkeit einer Erbeinſetzung gehört die zweifelfreie Bezeichnung des Erben. 
Zum Abſchluß iſt alſo die letztwillige Verfügung inſoweit im gemeinſchaft— 
lichen Teſtament noch nicht gekommen. Vollendet iſt ſie erſt durch den Aus⸗ 
ſpruch des Senats zu L. v. 22. Dez. 1915; er mußte hinzutreten, um die letzt⸗ 
willige Verfügung vollſtändig zu machen. Da ſich dieſer letzte, notwendige 
und unentbehrliche Teil der Errichtungshandlung nicht vor dem Inkraft⸗ 
treten des Deutſchen BGB. verwirklicht hat, kann er nicht nach dem ſächſiſchen 
Recht beurteilt werden. Die Vorſchrift des Art. 214 Abſ. 1 EinfG. BGB. 
hat nur ſolche vor dem 1. Jan. 1900 errichtete Teſtamente im Auge, die bis 
dahin in ſich vollendet und fertig geworden ſind. Hiernach iſt die Wirkſamkeit 
des Ausſpruchs des Senats von L., der die Ausfüllung des durch das gemein⸗ 
ſchaftliche Teſtament geſchaffenen Blanketts darſtellt, nach Deutſchem Recht 
zu beurteilen und im Hinblick auf $ 2065 Abſ. 2 Deutſch. BGB. zu verneinen. 
Die Sache liegt inſoweit nicht anders, als wenn ein altrechtliches Teſtament 
die Beſtimmung des Erben einem Nachzettel vorbehält, der unter der Herr⸗ 
ſchaft des heutigen Rechts, aber nicht in einer dieſem entſprechenden Teſtaments⸗ 
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form, wennſchon gemäß dem früheren Rechte, geſchrieben worden iſt (vgl. 
Staudinger Einf. z. BGB. Art. 214 II Ab S. 604). 

Aber auch wenn man die Verleihung der Befugnis zur Beſtimmung der 
Perſon des Erben nicht unter dem Geſichtspunkt der Teſtamentserrichtung 
betrachtet, ſondern zu den Wirkungen des Teſtaments zählt, ändert ſich nichts 
am Ergebnis. Denn hier iſt dieſe Befugnis des Senats zu L. an die Stelle 
des Beſtimmungsrechts der zuletzt verſtorbenen Emma Gr. getreten, die unter 
der Herrſchaft des neuen Rechts geſtorben iſt. Ob ſie zu dieſer Zeit noch wirk— 
ſam erteilt werden konnte, das beſtimmt ſich, da inſoweit Art. 214 EinfG. 
keine Ausnahme vorſchreibt, der Regel entſprechend nach neuem Recht und iſt 
nach 8 2065 Abſ. 2 zu verneinen (vgl. auch RGéEntſch. 66, 103). 

In wohlerworbene Rechte wird dadurch nicht eingegriffen. Es mag 
dahingeſtellt bleiben, ob nicht der Wunſch der Erblaſſer, einen Teil ihres Ge— 
ſamtvermögens milden Stiftungen zuzuführen, von Emma Gr. bei Lebzeiten 
ſchon dadurch verwirklicht worden iſt, daß ſie die Gr.⸗Stiftung errichtet und aus 
ihrem die Nachläſſe ihrer Mutter und ihres Bruders in ſich ſchließenden Ver— 
mögen ausgeſtattet hat. Auf jeden Fall gab es keine Stiftung, die beim Ein- 
tritt des Erbfalls eine Anwartſchaft auf die Erbfolge beſaß, und es beſtand für 
die milden Stiftungen zu L. mehr nicht als eine ungewiſſe Ausſicht, daß die 
Wahl zur Miterbin auf ſie fallen werde. 

Der Grundſatz des heutigen Rechts, daß der Erblaſſer die Beſtimmung 
der Perſon, die eine Zuwendung erhalten ſoll, nicht einem Dritten überlaſſen 
darf, iſt ausnahmslos für die Erbeinſetzung durchgeführt. Die für Vermächtniſſe 
und Auflagen in den $$ 2151. 2152. 2156. 2192. 2193 BGB. nachgelaſſenen 
Ausnahmen kommen für den Streitfall nicht in Betracht — — — 


Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 10. Febr. 1916 v. K. u. Gen. w. S. 
u. Gen. 10. 117/16. —. 


81. Über die Befugniſſe des Längſtlebenden nach einem wechjelfeiti- 
gen Teſtament entſcheidet der einzelne Fall. 
Vgl. 48 Nr. 96 m. N.; 50 Nr. 96; 67 Nr. 12. 262. 
BB. § 2269. 

Die Klage, und ihr folgend das Landgericht, ſtützt ſich auf den Satz, 
daß bei einem korreſpektiven wechſelſeitigen Teſtament der Längſtlebende 
nicht die Rechte der eingeſetzten Dritten durch Schenkungen wiſſentlich be— 
einträchtigen dürfe, denn wenn auch der Längſtlebende in bezug auf Ber- 
fügungen unter Lebenden völlig frei ſei, ſo würde doch — ſo wird geſagt — 
die Vornahme einer ſolchen Schenkung zum Nachteil der Rechte des Einge— 
geſetzten nicht der wahren Abſicht der Teſtatoren entſprechen. Es läßt ſich 
indeſſen die Frage, welche Befugniſſe dem Längſtlebenden und dem ein- 
geſetzten Dritten zuſtehen, nicht allgemein nach einer beſtimmten Formel, 
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ſondern nur von Fall zu Fall je nach dem einzig und allein maßgeblichen jeweili⸗ 
gen Inhalt des Teſtaments und dem darin ausgedrückten Willen der Teſtatoren 
beurteilen. Im vorliegenden Fall iſt nun im Teſtament nicht bloß beſtimmt, daß 
der längſtlebende Gatte unter Lebenden die denkbar freieſte Verfügung über den 
geſamten Nachlaß haben ſoll, ſondern es iſt ausdrücklich weiter geſagt: daß 
er das Recht haben ſoll „zu ſchalten und zu walten wie es ihm beliebt“. Dieſem 
Wortlaut gegenüber wäre es eine offenſichtliche Willkür, dem überlebenden 
Gatten die Vornahme von Schenkungen jeder Art zu unterſagen, obgleich 
doch jedes Rechtsgeſchäft unterſchiedlos dem Längſtlebenden ganz nach ſeinem 
Belieben im Teſtament freigeſtellt wird. Hinzu kommt hier, daß nach dem 
ferneren Inhalt des Teſtaments die Teſtatoren ſich keineswegs etwa beſtrebt 
zeigten, den geſetzlichen Erben des einen oder des andern Eheteils ein beſtimmtes 
Vermögen für die Zeit nach ihrem beiderſeitigen Ableben zu ſichern, ſondern 
ſie wollen garnichts weiter, als daß, falls nach dem Tode des Längſtlebenden 
noch etwas vorhanden ſein ſollte, dieſes etwa Vorhandene dem geſetzlichen 
Erben zufallen ſolle. Dies zeigt klar der weitere Satz des Teſtaments: „Nach 
dem Tode des Längſtlebenden ſoll das alsdann vorhandene unaufgeteilte 
Vermögen zur Hälfte an diejenigen, welche geſetzliche Erben des zuerſt Ver⸗ 
ſtorbenen geworden ſind ꝛc. fallen“. Da die als Kläger auftretenden Perſonen 
weder Vertragserben noch pflichtteilsberechtigt waren und ſind, ſie alſo etwaige 
Anrechte lediglich auf Grundlage der teſtamentariſchen Beſtimmungen geltend 
machen können, ſo kann im vorliegenden Fall keine Rede davon ſein, daß die 
überlebende Witwe durch die Schenkung den Beſtimmungen des gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtaments zuwider eine Verkürzung der Erbrechte der geſetzlichen 
Erben ihres Mannes herbeigeführt habe. Denn bei dem vorliegendenfalls in 
Betracht kommenden Teſtamentswortlaut hatten dieſe Erben eben ein Erbrecht 
nur für den Fall, daß beim Ableben der Witwe und nachdem dieſe bis zu 
ihrem Tode frei nach ihrem Belieben geſchaltet und gewaltet hatte, noch etwas 
vorhanden ſein ſollte, und dieſer Fall lag eben nicht vor, weil die Witwe jene 
Schenkung vollzogen hatte, eine Schenkung, durch deren Vornahme ſie, wie 
gezeigt, einen durchaus ihr erlaubten Schritt tat, auch wenn ſie ſich der für die 


geſetzlichen Erben nachteiligen Folgen dieſes Schrittes bewußt war. — — — 
Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 13. Dez. 1916. K. u. Gen. w. T. 
Bf. I. 288/16. Nö. | 


82. Für den Geſchäftsführer einer Geſellſchaft m. b. F. beſteht kein 
Konfurrenzverbot; er hat aber bei Eigengeſchäften die Intereſſen 
der Geſellſchaft zu wahren. Ze 
Vgl. 63 Nr. 258. 
| Gmb. § 35. 
Die Beklagten waren Geſchäftsführer der aufgelöſten chemiſchen Fabrik 
T., Geſellſch. m. b. H. Der Beklagte E. hatte der Geſellſchaft eine größere 
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Menge gebrauchter Margarinekiſten, die er für 15 5 gekauft hatte, zu 50.9 
das Stück weiterverkauft. Die klagende Firma, der die Anſprüche der Geſellſchaft 
abgetreten waren, ſtand auf dem Standpunkt, daß die Beklagten in analoger 
Anwendung von § 60. 61 HGB. eigene Geſchäfte nicht hätten machen dürfen, 
daß ſie daher das Recht auf Herausgabe des erzielten Gewinns habe. Sie 
verlangte daher Zahlung des Gewinns in Höhe von 1035,05 & nebſt Zinſen. 
Eventuell ſei der Anſpruch aus dem Geſichtspunkte des Schadenerſatzes be— 
gründet; denn der angemeſſene Preis für die Kiſten betrage nur 15 0 und die 
Beklagten hätten, indem fie die Kiſten für den übermäßigen Preis von 50 O, 
für die Geſellſchaft erwarben, ihre Pflichten als Geſchäftsführer gröblich ver⸗ 
letzt. — In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen; in 2. Inſtanz wurden die 
Beklagten verurteilt. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Geſchäftsführer einer Geſellſchaft m. b. H. iſt geſetzlicher Vertreter und 
fein Handlungsgehülfe; eine unmittelbare Anwendung von § 60 HGB. kommt 
daher, wie das Landgericht mit Recht annimmt und wie Klägerin ſelbſt auch 
in der Tat garnicht bezweifelt, nicht in Frage. Aber auch eine analoge An- 
wendung dieſer Geſetzesbeſtimmung iſt ausgeſchloſſen; im Gegenſatz zu dem 
auf den Vorſtand einer Akt.⸗Geſellſchaft bezüglichen $ 236 HGB. enthält das 
Geſetz betr. Geſellſchaften m. b. H. ein Konkurrenzverbot nicht, wie ihm auch 
eine dem 8 312 HGB. entſprechende Strafbeſtimmung fehlt. Dieſe Regelung 
entſpricht der nach jeder Richtung freieren Ausgeſtaltung dieſer Geſellſchafts— 
form, trägt insbeſondere auch dem Umſtande Rechnung, einerſeits, daß die 
Intereſſen der Geſellſchaft und der Geſchäftsführer, je nach dem Maße ihrer 
Beteiligung, weitgehend zuſammenfallen können, anderſeits, daß es, beim 
Mangel eines Aufſichtsrats, an einem Organ fehlen würde, das die ſowohl 
im 8 60 als im $ 236 HGB. vorgeſehene Befreiung von dem Konkurrenzverbot 
ausſprechen könnte. f 
Der Klaganſpruch iſt aber begründet aus dem Geſichtspunkt des Schaden- 
erſatzes. | | | 

Die Geſchäftsführer find auf Grund ihres Vertrages verpflichtet, die 
Intereſſen der von ihnen vertretenen Geſellſchaft wahrzunehmen und dürfen 
nicht ihre Vertretungsbefugnis zur Erlangung ſachlich ungerechtfertigter Ver— 
mögensvorteile auf Unkoſten der Geſellſchaft mißbrauchen. Tun ſie es dennoch, 
ſo handeln ſie vertragwidrig und machen ſich ſchadenerſatzpflichtig (vgl. Staub⸗ 
Hachenburg GmbHG. 8 35 Anm. 2). Das haben aber beide Beklagte, in ge- 
wolltem Zuſammenwirken, getan. Denn nach dem Gutachten des Sachver— 
ſtändigen kann es keinem Zweifel unterliegen, daß der von E. bezahlte Preis 
von 15 H. für die Stifte der für gebrauchte Margarinekiſten angemeſſene und 
übliche iſt. — — — Der Beklagte E. war ſomit zwar nicht gehindert, obgleich 
er Geſchäftsführer war, die Kiſten ſeiner Geſellſchaft zu verkaufen ſoweit ſie 
Verwendung dafür hatte, er mußte aber, wenn ihm auch ein angemeſſener 
Gewinn nicht verwehrt war, im Hinblick auf ſeine Pflichten als Geſchäftsführer, 
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den Preis, zu dem er ſie abließ, mit dem wirklichen Wert in Einklang bringen 
und durfte bei der Preisbemeſſung höchſtens dem Umſtande Rechnung tragen, 
daß die Koſten infolge ihrer Beſchaffenheit für die Zwecke der Geſellſchaft 
verhältnismäßig gut geeignet waren. Wenn E. aber die Kiſten, die er, ihrem 
wirklichen Werte entſprechend, zu 15 J erworben hatte, zu einem Preiſe von 
50 O an die Geſellſchaft abſetzte, jo machte er ſich unter Ausnutzung feiner 
Stellung als Geſchäftsführer und daher unter Verletzung ſeiner Pflichten einer 
gröblichen Übervorteilung der Geſellſchaft ſchuldig. Ein Preis von 20 O) ift 
das höchſte, was er, unter Berückſichtigung der ausgeführten Geſichtspunkte, 
hätte verlangen dürfen. 

Ebenſo liegt es bei dem Beklagten D. Seine Pflicht als Geſchäftsführer 
war es, ſich über den Wert der Kiſten, die er von dem andern Geſchäftsführer 
für die Geſellſchaft erwarb, zu unterrichten, insbeſondere auch feſtzuſtellen, 
zu welchem Preiſe dieſer ſie erworben hatte. Indem er das unterließ und 
einfach den geforderten unverhältnismäßig hohen Preis bewilligte, hat auch 
er ſeine Pflichten verletzt. Es kommt daher bei ihm nicht darauf an, ob er auch 
an dem von E. erzielten Gewinn beteiligt wurde. 

Beide Beklagte ſind ſomit ſchadenerſatzpflichtig und müſſen den Zuſtand 
herſtellen, der ohne ihr ſchadenbringendes Verhalten, d. h. ohne die ſchuldhafte 
Forderung und Bewilligung des zu hohen Preiſes beſtanden hätte, ſie müſſen 
alſo den Unterſchied zwiſchen dem wirklich gezahlten Preiſe und dem Preiſe 
erſtatten, der bei einem pflichtmäßig, d. h. alſo bei einem Preiſe von 20 O, 


bewirkten Verkauf von der Geſellſchaft gezahlt wäre. — — —“ 
Utteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 6. Dez. 1916. K. & Co. (Kl.) 
w. D. u. E. Bf. IV. 143/16. B. 


II. Verfahren. 


83. Berufung des Empfängers der Streitverkündung; die Beitritts⸗ 
erklärung muß beiden Parteien vor der Berufungseinlegung zuge— 
ſtellt ſein. 

Vgl. 60 Nr. 220 m. N. 
8PO. 88 74. 70. 518. 

Tritt der, dem der Streit verkündet iſt, dem Rechtsſtreit bei, ſo beſtimmt 
ſich ſein Verhältnis zu den Parteien gemäß § 74 Abſ. 1 ZPO. nach den Grund⸗ 
ſätzen über die Nebenintervention. Der Beitritt muß daher in der Form des 
8 70 3PO., alſo durch Zuſtellung eines Schriftſatzes erfolgen. Der Schrift⸗ 
ſatz muß nach der vom Reichsgericht in wiederholten Entſcheidungen (Entſch. 15, 
397, in Seuff A. 41 Nr. 223; 42, 403) und auch von dieſem Gericht vertretenen 
Anſicht an beide Parteien zugeſtellt werden, obgleich dies in 8 70 nicht ganz 
deutlich geſagt iſt. Erſt mit der letzten der beiden Zuſtellungen iſt daher der 
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Beitritt als erfolgt anzuſehen. Nach 8 176 muß die Beitrittserklärung den 
Prozeßbevollmächtigten der Parteien zugeſtellt werden. Wird, wie hier, 
gegen das erſtinſtanzliche Urteil Berufung eingelegt, ſo müſſen die Zuſtellungen 
der Beitrittserklärung an die Prozeßbevollmächtigten der Parteien vor Ein⸗ 
reichung der Ber.⸗Schrift erfolgen; denn die Verbindung des die Beitritts⸗ 
erklärung enthaltenden Schriftſatzes mit der Berufung iſt ausgeſchloſſen, weil 
nach § 518 die Einlegung der Berufung bereits durch die Einreichung der 
Ber.⸗Schrift bei dem Ber.⸗Gericht erfolgt, die Verbindung des die Beitritts⸗ 
erklärung enthaltenden Schriftſatzes mit der Berufung aber zur Folge haben 
würde, daß die Berufung eingelegt wäre bevor der Beitritt erfolgt, was 
unzuläſſig iſt. 

Im vorliegenden Fall find Beitrittserklärung und Ber.-Schrift gleich- 
zeitig von der Empfängerin der Streitverkündung am 11. Mai beim Ber.- ° 
Gericht eingereicht worden. Der den Beitritt enthaltende Schriftſatz iſt der 
Klägerin erſt am 12. Mai zugeſtellt worden; es kann dahingeſtellt bleiben, 
wann der Schriftſatz der Beklagten zugeſtellt worden iſt, auf jeden Fall war der 
Beitritt früheſtens am 12. Mai bewirkt. Am 11. Mai war aber bereits die 
Berufung eingelegt, mithin vor erfolgtem Beitritt. Das war aber unſtatthaft. 
Die Berufung der Empfängerin der Streitverkündung iſt ſonach gemäß § 535 
ZPO. durch Urteil als unzuläſſig zu verwerfen, und ihr ſind auch die Koſten 
der Berufung gemäß 8 101 Abſ. 1 Satz 2 ZPO. aufzuerlegen, da die Beklagte 
in der Ber.⸗Inſtanz nicht aufgetreten iſt. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 8. Nov. 1916. K. Nachf. w. Kr. 

Bf. V. 155/16. | Nö. 


84. Beſchwerde gegen Entziehung des Armenrechts iſt unzuläſſig, 
wenn ein Rechtsſtreit nicht mehr anhängig iſt. 
ZPO. $ 127. 567. 

Dem Kläger iſt durch den Beſchluß des Landgerichts v. 13. Sept. 1916 
wegen bevorſtehenden Friſtablaufs vorbehaltlich weiterer Prüfung einſtweilen 
das Armenrecht bewilligt worden. Der ihm beigeordnete Anwalt hat ſodann 
Klage gegen den Militärfiskus auf Bezahlung einer monatlichen Verſtümme⸗ 
lungszulage von 27% zum Landgericht erhoben. Nachdem ſich das Kriegs- 
miniſterium auf das Armenrechtsgeſuch geäußert hatte, hat das Landgericht 
durch Beſchluß v. 5. Okt. 1916 dem Kläger das Armenrecht entzogen, weil 
der Kläger die Verſtümmelungszulage auf Grund der Vorſchrift in § 13 Abſ. 3 
MannſchVerſorgGeſ. v. 31. Mai 1906 begehre, in dieſem Fall aber die Be- 
willigung der Zulage unter Ausſchluß des Rechtswegs endgültig der Entſchei— 
dung der oberſten Militärverwaltungsbehörde unterliege. Infolge dieſes 
Beſchluſſes hat der Anwalt des Klägers die Klage zurückgenommen. Nun⸗ 
mehr hat ſich der Kläger an das Oberlandesgericht mit der Bitte gewendet, 
ſeine Angelegenheit näher zu prüfen. 


85. Unterbrechung des Verfahrens. 137 


Die Eingabe des Geſuchſtellers ftellt ſich als Beſchwerde gegen den land⸗ 
gerichtlichen Beſchluß dar. Die Beſchwerde iſt in bezug auf die Form nicht zu 
beanſtanden, ſie iſt aber, da infolge der Zurücknahme der Klage ein Rechts⸗ 
ſtreit beim Landgericht nicht mehr anhängig, die Inſtanz alſo beendigt iſt, 
unſtatthaft und war deshalb als unzuläſſig zu verwerfen; 

Skonietzki⸗Gelpcke Bem. 3c zu $ 127 ZPO. und JW. 1895, 323 (Gruchot Bd. 39, 

1128) und 1904, 178 2%, 

Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 27. Nov. 1916. Sp. w. Bay. 

Militärfiskus. Beſchw.⸗Reg. 508/16. F—2. 
85. Unterbrechung des Verfahrens gegen einen Kriegsteilnehmer, . 
auch wenn nur eine Wiedereinſetzung i. d. v. St. in Frage kommen kann. 

BRD. 88 247. 234. 

Für eine vom Kläger gegen den Beklagten erhobene Klage hatte das Land⸗ 
gericht die öffentliche Zuſtellung bewilligt, ebenſo für das in der Folge er- 
gangene Verſäumnisurteil, in welchem die Einſpruchsfriſt auf einen Monat 
beſtimmt war. Darnach war die Rechtskraft im Mai 1914 eingetreten. Der 
Beklagte trat Anfang Auguſt 1914 ins Heer ein. Im Oktober 1914 ſchrieb 
er aus dem Felde ans Landgericht, daß er erſt jetzt durch ein Schreiben des 
klägeriſchen Anwalts v. 11. Auguſt von dem Prozeß und dem Urteil Kenntnis 
erhalten habe und um gerichtliche Hülfe bitte. Erſt am 29. Dez. 1914 legte 
er durch einen Rechtsanwalt Einſpruch gegen das Verſäumnisurteil ein und 
bat gleichzeitig um Wiedereinſetzung i. d. v. St. Das Verſäumnisurteil wurde 
aufgehoben. — Gründe des Ber.⸗Urteils: | 

„Der Beklagte behauptet anſcheinend mit Recht, daß die Vorausſetzung 
der öffentlichen Zuſtellung, Unbekanntheit des Aufenthalts, niemals gegen 
ihn vorgelegen habe. Aber dieſer Umſtand ſteht der Wirkſamkeit der vom 
Prozeßgericht, wenngleich auf Grund unzutreffender Angaben, ordnungmäßig 
bewilligten öffentlichen Zuſtellung nicht entgegen (RGEntſch. 59, 259, in Seuff⸗ 
A. 61 Nr. 248; 61, 363). Es iſt alſo davon auszugehen, daß das Verſäumnis⸗ 
urteil v. 12. März 1914 ordnungmäßig ergangen und ordnungmäßig zuge⸗ 
ſtellt, mithin auch rechtskräftig geworden iſt. 

Es fragt ſich, ob der Beklagte gegen die Verſäumung der Einſpruchs⸗ 
friſt die Wiedereinſetzung auf Grund des § 233 Abſ. 2 ZPO. beanſpruchen 
kann, weil er von der Zuſtellung des Verſäumnisurteils ohne ſein Verſchulden 
keine Kenntnis erlangt hat. Auch das Ber.⸗Gericht nimmt unbedenklich an, 
daß der Beklagte von dem Urteil erſt durch den ihm ins Feld nachgeſandten 
Brief des Klägers erfahren hat. Auch iſt ein Verſchulden des Beklagten, 
durch das ihm das Verfahren und das Urteil bis Oktober 1914 unbekannt 
geblieben wäre, nicht zu begründen. — — — 

Als der Beklagte von dem Urteil erfuhr, war die einjährige Friſt vom 
Ablauf der verſäumten Einſpruchsfriſt an noch nicht . N konnte 

Seufferts Urin Bd. 78. 3. Felge Bb. 17 Heft 4. 
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damals noch, und zwar an ſich binnen einer zweiwöchigen Friſt, die Wieder⸗ 
einſetzung beantragen. Dieſe zweiwöchige Friſt iſt zweifellos verſäumt, denn 
der mit der Nachholung des Einſpruchs verbundene Antrag auf Wiedereinſetzung 
iſt erſt am 29. Dez. 1914 geſtellt worden. Das wäre verſpätet, wenn nicht dem 
Beklagten als Kriegsteilnehmer die Wohltat des Schutzgeſetzes v. 4. Aug. 1914 
zur Seite ſtände. Nach 9 2 dieſes Geſetzes werden ohne weiteres die ge⸗ 
gen Kriegsteilnehmer anhängigen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten unter⸗ 
brochen. Mit Unrecht beſtreitet der Kläger, daß zur Zeit des Ausbruchs 
des Krieges gegen den Beklagten ein Rechtsſtreit, der hätte unterbrochen 
werden können, noch anhängig geweſen ſei. Zwar war damals das er⸗ 
gangene Urteil bereits rechtskräftig; trotzdem dauerte das Verfahren, wie⸗ 
wohl mit ſehr ſchwachen Wirkungen, noch inſoweit fort, als es noch durch 
außergewöhnliche Rechtsbehelfe, wie Wiederaufnahme oder Wiedereinſetzung 
i. d. v. St., zum Aufleben gebracht werden konnte. Das muß jedenfalls für 
den Begriff der Anhängigkeit i. S. des $ 2 des Kriegsteilnehmer⸗Schutzgeſetzes 
genügen, denn den hier geſchützten Perſonen ſollen alle ihre Rechtszuſtändniſſe 
gewahrt bleiben, wie ſie zur Zeit des Beginns ihrer Teilnahme am Kriege 
beſtanden. Wenn alſo dem Beklagten, der bei der Mitteilung von der Zuſtel⸗ 
lung Kriegsteilnehmer war, von dem Zeitpunkt der Kenntnis an der Einſetzungs⸗ 
antrag zuſtand, ſo lief die an ſich für dieſen Antrag beſtimmte Friſt zunächſt 
nicht, denn das Verfahren war unterbrochen und ruhte bis zur Aufnahme, 
die erſt am 29. Dez. 1914 durch den Einſpruch erfolgte. 

Freilich würde dieſe Unterbrechung nicht eingetreten ſein, wenn der 
Beklagte einen zur Wahrnehmung ſeiner Rechte berufenen Vertreter gehabt 
hätte. Das behauptet der Kläger, aber offenbar ohne jede tatſächliche Grund⸗ 
lage. — — — 

Nach dem Geſagten liegen die Vorausſetzungen der Wiedereinſetzung 
gemäß ZPO. 88 233 Abſ. 2, 234 vor. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Roſtock (1. Sen.) v. 2. März 1916. L. w. v. K. Ka. 

322/15. Kn. 


86. Heilung einer unwirkſamen Klagezuftellung durch Nachbringung 
der Vollmacht. 
Vgl. 68 Nr. 65 m. N. 
ZPO. 58 253. 81; BGB. $ 184 Abſ. 1. 

Die Klägerinnen haben am 25. März 1916 ihre gegen die Beklagte ge⸗ 
richtete Klage den Rechtsanwälten B. und Br. zugeſtellt, mit denen ihr An⸗ 
walt in der der Klage zugrunde liegenden Angelegenheit bereits ſchriftlich 
verhandelt hatte, die aber damals noch keine Prozeßvollmacht von der Be⸗ 
klagten erhalten hatten. Dieſe Prozeßvollmacht iſt ihnen nachträglich von der 
Beklagten erteilt worden, und das iſt den Klägerinnen mitgeteilt worden 
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dadurch, daß man ihrem Anwalt die Klagebeantwortung v. 31. März 1916 
zuſtellte, worin die Anwälte B. und Br. als Prozeßbevollmächtigte der Be⸗ 
klagten bezeichnet waren. Hierin liegt eine nachträgliche Genehmigung der 
Entgegennahme der Klage durch dieſe Anwälte, welche ſie ſo ſtellt, als wären 
fie von Anfang an Zuſtellungsbevollmächtigte der Beklagten geweſen (vgl. 
BGB. § 184 Abſ. 1), mithin den Mangel der Klagerhebung heilte. Unter dieſen 
Umſtänden ſind die Klägerinnen, nachdem ſie die Klage zurückgenommen 
haben, auf Antrag der Beklagten mit Recht gemäß ZPO. § 271 Abſ. 3 zur 
Tragung der Koſten des Verfahrens verurteilt worden. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 18. Sept. 1916 B. D. u. Gen. 

w. F. H. Bs. Z. I. 80/16. Nö. 


87. Darf der Sachverſtändige Hülfskräfte benutzen d 
ZPO 8 411. 

Die Reviſion rügt, daß der Vorderrichter ſeiner Entſcheidung das Gut⸗ 
achten des Profeſſors Dr. W. zugrunde lege, ohne auf das gegen dieſes Gut⸗ 
achten erhobene Bedenken einzugehen. | | 

Gegen das Gutachten wird geltend gemacht, daß es nicht von Profeſſor 
W. ſondern von dem Aſſiſtenzarzt Dr. St. herrühre, der es auch mitunterzeichnet 
habe. Aus der in dem Gutachten enthaltenen Bemerkung, der Kläger Kr. 
ſei bei ſeinem zweimaligen Aufenthalt in der Klinik durch W. „und mich“ 
des öfteren unterſucht und beobachtet worden, ergebe ſich die Abfaſſung durch 
St., es müſſe aber verlangt werden, daß der vom Gericht beſtellte Sach⸗ 
verſtändige die volle Verantwortung für ſeine Tätigkeit übernehme; es gehe 
nicht an, daß an Stelle des geforderten Gutachtens ein andres geſetzt werde, 
das nur ſcheinbar ein ſolches des ernannten Sachverſtändigen ſei. Gegen die 
letztere Ausführung beſtehen keine Bedenken, es kann aber nicht zugegeben 
werden, daß das vorliegende Gutachten nicht von Profeſſor W. ſelbſt er⸗ 
ſtattet ſei. Aus der von der Reviſion angezogenen Stelle ergibt ſich nur, daß 
Profeſſor W. bei ſeiner Tätigkeit als Gutachter ſeinen Aſſiſtenten zugezogen 
hat und daß von dieſem die ſchriftliche Ausarbeitung herzuſtammen ſcheint, 
weiter aber auch, daß er ſelbſt bei den Unterſuchungen und der Beobachtung 
des Klägers mitgewirkt hat und daher in der Lage war, ſich über deſſen Zu- 
ſtand ein eigenes Urteil zu bilden. Daß ein Sachverſtändiger bei der Vor⸗ 
bereitung oder Ausarbeitung ſeines Gutachtens Hülfskräfte zuzieht, iſt an 
ſich nicht zu beanſtanden und wird bei der Beobachtung eines Kranken in einer 
Klinik ſchon deshalb häufig nötig werden, weil deſſen andauernde Beobachtung 
durch den ernannten Sachverſtändigen überhaupt unmöglich wäre. Gefordert 
muß freilich werden, daß ſich der Sachverſtändige nicht ohne Nachprüfung auf 
die Hülfskraft verläßt und deren Anſicht ohne weiteres mit ſeinem Namen 
deckt. Für eine ſolche Annahme liegen hier keine Anhaltspunkte vor, ins⸗ 

10* 
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beſondere kann aus der Unterzeichnung des Gutachtens durch den Sachver⸗ 
ſtändigen und ſeinen Aſſiſtenten nur geſchloſſen werden, daß zwar die Beteili- 
gung des letzteren erſichtlich gemacht werden follte, daß aber der Sachver— 
ſtändige ſelbſt die vorliegende ſchriftliche Ausarbeitung auf Grund ſeiner im 
Text des Gutachtens bekundeten Beobachtungen und Unterſuchungen billigt. 
In dieſer Hinſicht unterſcheidet ſich der zur Entſcheidung ſtehende Fall von dem 
in dem Urteile des 2. Zivilſen. in RGEntſch. 65, 82 behandelten, denn damals 
hatte der bei dem Reichsgericht zugelaſſene und daher zur Unterzeichnung 
der Reviſionsbegründung berechtigte Rechtsanwalt ſeiner Unterſchrift einen 
Zuſatz beigefügt, durch den er die Verantwortlichkeit für den Inhalt des 
Schriftſatzes ablehnte. 

Hiernach iſt die erhobene Rüge unbegründet und es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob ihr nicht auch ZPO. § 295 entgegenſtehen würde. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 28. Sept. 1916. B. (Bkl.) w. Kr. 
VI. 336/14. 


88. Keine Jurückverweiſung in die 1. Inſtanz, wenn dort die Schadens- 
klage nur wegen nicht vorhandenen Schadens abgewieſen iſt. 
Vgl. 66 Nr. 82 m. N. 

ZPO. $ 538 Nr. 3. 

— — — Die Vorſchrift des § 538 Nr. 3, daß das Ber.⸗Gericht die Sache, 
inſofern eine weitere Verhandlung derſelben erforderlich iſt, an das Gericht 
1. Inſtanz zurückzuverweiſen hat, wenn im Fall eines nach Grund und Betrag 
ſtreitigen Anſpruchs durch das angefochtene Urteil die Klage abgewieſen iſt, 
hat, wie das Reichsgericht in Entſch. 59, 427 und JW. 10, 628 zutreffend 
darlegt, nur die Bedeutung, daß die Sache zur Entſcheidung über die Höhe 
des Schadensbetrags in den Fällen an die 1. Inſtanz zurückverwieſen werden 
muß, in denen der 1. Richter die Klage abgewieſen hat, weil nach ſeiner An⸗ 
ſicht der Beklagte zum Erſatz eines Schadens überhaupt nicht verpflichtet iſt, 
der Ber.⸗Richter aber das Beſtehen einer ſolchen Verpflichtung für gegeben 
erachtet. Dagegen bezieht ſich die erwähnte Beſtimmung nicht auf den Fall, 
daß der 1. Richter zwar ebenſo wie der 2. Richter eine Verpflichtung des 
Beklagten zum Schadenerſatze, wenn ein Schaden entſtanden iſt, anerkennt, 
die Klage aber deshalb abweiſt, weil nach ſeiner Annahme ein Schaden nicht 
entſtanden oder das Vorhandenſein eines ſolchen nicht nachweisbar oder nicht 
ſubſtanziert iſt, wenn alſo die Richter der beiden Inſtanzen in der rechtlichen 
Beurteilung der Schadenerſatzpflicht des Beklagten übereinſtimmen und nur 
in der tatſächlichen Annahme des Vorhandenſeins eines Schadens voneinander 
abweichen. Dies trifft hier zu. Der 1. Richter hat angenommen, daß der 
von dem Kläger auf 1214,97. angegebene Schaden, den dieſer durch die 
Aufwendung von Koſten für die Tieferlegung des Hofraums erlitten haben 
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will, durch die Vorteile, die ihm die Verbeſſerung der Fröbelgaſſe brachte, 
ganz aufgewogen ſei; er hat alſo nicht nur den Grund, ſondern auch die Höhe 
des Klaganſpruchs geprüft. Jedenfalls hat er, und hierauf kommt es an, 
die Frage des Betrages dadurch, daß er die ganze Forderung des Klägers aus— 
geglichen ſein läßt, in den Bereich ſeiner Entſcheidung gezogen. Damit iſt 
aber die Sache auch hinſichtlich des Betrags an das Ber.⸗Gericht erwachſen. 
Das Geſetz will nicht eine doppelte Prüfung durch die 1. Inſtanz, es will nur 
die ſachliche Prüfung des Klaganſpruchs nach Grund und Betrag in zwei 
Inſtanzen geſichert wiſſen. In dem vorliegenden Fall war alſo die Zurück⸗ 
verweiſung nicht veranlaßt und der Ber.⸗Richter nicht gehindert, über den 
Betrag ſelbſt zu entſcheiden. — — — 

Urteil des Oberſten LG. f. Bayern (2. Sen.) v. 22. März 1915. Reg. 1. 

192/14. Bay ObL GZ. 16, 50. 


89. Die Zwangs vollſtreckung aus einem Vollſtreckungsbefehl kann 
auch ohne Sicherheit eingeſtellt werden. 
ZPO. 55 700. 719. 707. 

Wenn es im § 700 ZPO. heißt, daß der Vollſtr.⸗Befehl einem für vor⸗ 
läufig vollſtreckbar erklärten auf Verſäumnis erlaſſenen Endurteil gleichſtehe, 
jo müſſen für ihn auch die Vorſchriften Anwendung finden, welche hinſichtlich 
der Einſtellung der Zw.⸗Vollſtreckung aus einem für vorläufig vollſtreckbar 
erklärten Verſäumnisurteil in der Zivilprozeßordnung getroffen ſind. Auf 
dieſem Standpunkt ſtehen auch die Kommentare zur ZPO. (vgl. u. a. Seuffert 
Bem. 4 zu § 700; Gaupp⸗Stein II Abſ. 3 daf.). Nach 88 719. 707 kann das 
Gericht aber aus einem für vorläufig vollſtreckbar erklärten Verſäumnisurteil 
die Zw.⸗Vollſtreckung auch ohne Sicherheitsleiſtung einſtellen, und es findet 
nach den nämlichen Vorſchriften eine Anfechtung des Beſchluſſes, welcher ſolche 
Einſtellung ausſpricht, nicht ſtatt. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 11. Okt. 1916. R. & Co. 

w. Nordd. Nährmittelw. Bs. Z. IV. 92/16. Nö. 


90. Pfändung des baren Betrages einer Forderung beim Dritt⸗ 
ſchuldner; Beſchwerderecht des Schuldners? 
ZPO. 88 809. 828. 

Der Gerichtsvollzieher wollte auf Grund eines Vollſtreckungstitels! gegen 
den Schuldner H. in der Wohnung der Frau N. Kartoffeln pfänden, von denen 
er annahm, daß H. ſie dort nur eingeſtellt habe. Frau N. erklärte aber, daß ſie 
die Kartoffeln von H. gekauft und ihm ſchon 5, angezahlt habe, den Reſt 
von 14,80.“ wolle H. ſich um 3 Uhr von ihr holen. Inzwiſchen erſchien auch 
H. zu dieſem Zweck. In dem Pfändungsprotokoll heißt es nun: Frau N. ſei 
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bereit geweſen, das Geld an H. zu zahlen, er, der Ger.⸗Vollzieher habe hierauf 
das Geld als gepfändet erklärt und die Frau N. aufgefordert, das Geld an 
ihn zu zahlen, was auch geſchehen ſei. — Der Schuldner erhob Einwendungen 
gegen dieſes Verfahren. Das Amtsgericht und ebenſo auf Beſchwerde das 
Landgericht nahmen an, daß dem Schuldner bares Geld gepfändet worden 
ſei; es wurde nur geprüft und verneint, ob nach 8 811 Nr. 2 ZPO. dieſer Bar⸗ 
betrag dem Schuldner zum Einkauf von Lebensmitteln hätte gelaſſen werden 
müſſen. Die weitere ſofortige Beſchwerde des Schuldners wurde zurück⸗ 
gewieſen. — Aus den Gründen: | 

„— — — Entweder waren beſtimmte Geldſtücke oder ſonſtige Zahlungs⸗ 
mittel bereits vor der Vollſtreckungshandlung des Ger.⸗Vollziehers von Frau 
N. ausgeſondert und dem Schuldner übergeben, etwa auf den Tiſch gelegt 
und ihm, der ſie haben wollte, zum Wegnehmen überwieſen. Dann war das 
Eigentum und der Gewahrſam auf H. übergegangen, und der Ger.⸗Vollzieher 
nahm bewegliche körperliche Sachen dem H. aus deſſen Gewahrſam weg. 
Eine ſolche Sachpfändung war dann ordnungmäßig und gab dem Schuldner 
keinen Grund zu Einwendungen. 

Oder es waren noch keine beſtimmten Geldſtücke oder Geldſcheine in dieſer 
Weiſe aus der Kaſſe der Frau N. entnommen, bereitgeſtellt und dem H. über⸗ 
wieſen. Dann hatte Frau N. zunächſt nur ihre Bereitwilligkeit erklärt, des 
Schuldners Forderung zu bezahlen. Die Geldſtücke ꝛc. waren aber noch ihr 
Eigentum und noch in ihrem Gewahrſam, es ſtand noch nicht feſt, welche ein⸗ 
zelnen Münzen oder Scheine in ihrem Geldbehältniſſe dem H. gehörten und 
welche ihr; vielmehr gehörten alle noch ihr (oder ihrem Manne) und waren 
alle noch in ihrem Gewahrſam. Eine Pfändung von körperlichen Sachen des 
Schuldners in deſſen Gewahrſam kam alſo dann noch nicht in Frage. Der 
Ger.⸗Vollzieher pfändete höchſtens, wenn man ſein Verhalten überhaupt als 
eine Pfändung von beſtimmten Sachen anſehen will, bei einem zur Heraus⸗ 
gabe bereiten Dritten Sachen, die noch garnicht ins Eigentum des Schuldners 
übergegangen waren, vielmehr noch dem Dritten ſelbſt gehörten. Dann 
war aber der Schuldner H. in ſeinem Vermögen garnicht beeinträchtigt. Ihm 
wurde nichts genommen, die Pfändung griff weder in feinen Gewahrſam 
noch in ſein Eigentum ein, die Münzen oder Scheine gehörten ja garnicht ihm, 
wurden auch ohne ſeine Zuſtimmung nicht etwa dadurch ſein Eigentum, daß 
Frau N. ſie ſtatt ihm dem Ger.⸗Vollzieher übergab; was alſo mit dieſen Geld⸗ 
mitteln der Frau N. geſchah, berührt ihn nicht, er behielt nach wie vor ſeine 
Forderung an Frau N., die nur erloſchen wäre, wenn Frau N. ihm gezahlt 
hätte. Die Pfändung fremder Sachen in fremdem Gewahrſam gibt ihm keinen 
Grund, die Aufhebung der Pfändung zu verlangen. 

Eine andre mögliche und nach dem Pfändungsprotokoll wohl näher 
liegende Auffaſſung des Vorgehens des Ger.⸗Vollziehers iſt aber noch die, 

aß er garnicht bereits beſtimmte Münzen oder Scheine wegnahm, ſondern 
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nur allgemein die Frau N. anwies (vgl. § 829 Abſ. 1 Satz 1, § 835 ZPO.), 
ihren Schuldbetrag von 14,80. nicht an H., ſondern an ihn, den Ger.⸗Vollzieher, 
zu zahlen. In dieſem Fall aber beſchlagnahmte er nicht unmittelbar beſtimmte 
körperliche Sachen, ſondern eine bei der Drittſchuldnerin ausſtehende Forde⸗ 
rung auf Zahlung eines Kaufpreisreſtes. Dazu war er geſetzlich nicht zuſtändig, 
das konnte nur das Amtsgericht (§ 828 ZPO.). Die Beſchlagnahme war alſo 
nichtig. Wenn Frau N. daraufhin an den Ger.⸗Vollzieher zahlte, ſo zahlte 
ſie an eine nicht für H. zum Empfange berechtigte Perſon und deshalb brachte 
dieſe Zahlung die Forderung des H. nicht zum Erlöſchen. H. behielt nach wie 
vor das Recht, von ihr Bezahlung des Kaufpreiſes zu fordern, iſt alſo auch bei 
dieſer Auffaſſung nicht in ſeinem Vermögen beeinträchtigt. 

Mag man alſo das Pfändungsprotokoll ſo oder ſo verſtehen, in keinem 
Fall hat der Schuldner H. Grund, gegen die Vollſtreckungshandlung Einwen⸗ 
dungen zu erheben.“ | 


Beſchluß des OLG. zu Jena v. 18. Jan. 1915. 2 W. 2/15. Thür Bl. 63, 219. 


91. Fallen Vergütungen für den Vorſtand oder die Mitglieder eines 
Grubenvorſtandes unter 561 Nr. 1 HOd 
Vgl. 42 Nr. 29; 56 Nr. 221 S. 397. 
KO. 5 611; Preuß. Allg. Berg®. 5 128. 

Nach § 611 KO. ſind im Konkurſe bevorrechtigt gewiſſe Forderungen 
derjenigen Perſonen, die ſich dem Gemeinſchuldner für deſſen Haushalt, 
Wirtſchaftsbetrieb oder Erwerbsgeſchäft zur Leiſtung von Dienſten verdungen 
haben. Der Umfang des hiermit eingeführten beſonderen Rechtsbegriffs 
iſt in der Rechtſprechung und dem Schrifttum mit verſchiedenen Ergebniſſen 
erörtert. Daran beſteht kein Zweifel, daß ſich die Tragweite der geltenden 
Vorſchrift über diejenige älterer, gleichgerichteter Beſtimmungen, die nur den 
Schutz des Lidlohnes bezweckten, hinaus erſtreckt, daß weder ein dauerndes 
Verhältnis noch eine perſönliche Botmäßigkeit des Dienſtverpflichteten zu 
fordern iſt, daß ſich auch der Zweck der Vorſchrift nicht in dem Schutz der wirt⸗ 
ſchaftlich Schwachen erſchöpft. Mit Recht iſt dem Direktor einer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, der durch den Anſtellungsvertrag ſeine Berufsarbeit dem Dienſte der 
Geſellſchaft widmet, für die Gehaltsforderung das Vorrecht des § 611 zuer- 
kannt. Ob auch Dienſte andrer Art, welche die Tätigkeit des Dienſtverpflich⸗ 
teten weniger ausſchließlich in Anſpruch nehmen, des Handlungsagenten, des 
mit der Führung der Bücher betrauten Bücherreviſors, auf das Vorrecht 
Anſpruch haben, mag im einzelnen Fall zweifelhaft ſein. Unumgängliches 
Erfordernis iſt aber immer, daß nur eigentliche Dienſtverträge, nicht aber ein 
Werkvertrag oder ein ſich ſonſt von dem Weſen des Dienſtvertrages entfernendes 
Verhältnis vorliegen. Denn andernfalls kann nicht wohl davon die Rede ſein, 
daß ſich der Fordernde zu Dienſten verdungen habe. 
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Die Frage, ob hiernach dem Repräſentanten einer Gewerkſchaft oder dem 
Vorſitzenden oder Mitglied des Grubenvorſtandes das Vorrecht zuſtehe, iſt 
allgemein nicht zu beantworten. Die ſich in der Auslegung des preuß. Berg⸗ 
geſetzes von Braſſert⸗Gottſchalk? zu § 128 Anm. 5 findende Bemerkung, welche 
die Frage grundſätzlich bejaht, entbehrt der Begründung und hält gegenüber 
den Vorſchriften des Geſetzes nicht ſtich. Das Berggeſetz regelt die Rechts- 
verhältniſſe dieſer Perſonen nur im Hinblick auf die ihnen übertragene Ver⸗ 
tretungsmacht. Welcher Art das innere Verhältnis der Gewerkſchaft zu ihrem 
Vertreter ſei, wird freier Vereinbarung überlaſſen. Es iſt denkbar, daß ein 
Repräſentant oder ein Mitglied des Grubenvorſtandes der Leiter des Betriebes 
oder in dieſem angeſtellt iſt. Dann wird er mit Recht das Vorrecht im Kon⸗ 
kurſe in Anſpruch nehmen, aber nicht kraft ſeiner Eigenſchaft als Repräſentant 
oder Grubenvorſtand, ſondern kraft des zugrunde liegenden Anſtellungs⸗ 
verhältniſſes. Im Zweifel wird durch die Übernahme der Stellung eines 
Repräſentanten ꝛc. nur ein Auftragsverhältnis begründet (vgl. § 128 preuß. 
Allg. BergG.). 

In dem gegenwärtigen Fall ergeben ſich aus dem Vertrage des Klägers 
keinerlei Umſtände, die eine von dem geſetzlichen Regelfall abweichende 
Beurteilung ſeiner Stellung rechtfertigen. Der Kläger, ein ſelbſtändiger 
Kaufmann in Hamburg, war im Jahre 1913 Vorſitzender des Grubenvorſtandes 
der Gewerkſchaft H. in Hannover. Die mit dem Amt verbundene Tätigkeit 
nahm ihn im Durchſchnitt während einer Stunde des Tages in Anſpruch. 
Sie hinderte ihn nicht, ſeinen Wohnſitz in Hamburg und ſeine ſonſtige Er⸗ 
werbstätigkeit beizubehalten. Eine Verpflichtung, die Tätigkeit für die Ge⸗ 
werkſchaft eine beſtimmte Zeit fortzuführen, nahm er nicht auf ſich; es ſtand ihm 
frei, das Amt jederzeit niederzulegen. Vom Oktober bis Ende 1913 war er 
denn auch nicht mehr Vorſitzender ſondern nur noch Mitglied des Gruben- 
vorſtandes. Ebenſowenig erwarb er durch die Übernahme des Amts einen 
Rechtsanſpruch auf eine Vergütung. Zwar war die Bewilligung einer ſolchen 
im Statut vorgeſehen, und es mochte nach Brauch und Herkommen von vorn⸗ 
herein mit ihr gerechnet werden; immerhin ſtand die Bewilligung in dem 
Ermeſſen der Gewerkenverſammlung und erfolgte für das laufende Jahr. 
Die Vergütungen für 1913 ſind durch Beſchluß der Gewerkenverſammlung 
v. 14. Mai 1913, alſo nach Beginn der Amtszeit, auf welche ſich der Beſchluß 
bezog, feſtgeſetzt worden. Durch die nachträgliche Bewilligung einer belohnen⸗ 
den Vergütung wird der unentgeltlich übernommene Auftrag nicht in einen 
Dienſtvertrag umgewandelt. Nach alledem hat ſich der Kläger nicht zur Leiſtung 
von Dienſten für die Gewerkſchaft verdungen. 


Urteil des OLG. zu Celle (2. Sen.) v. 15. Juni 1916. L. w. Konk. Gewerkſch. 
E. 2 U. 48/16. L-t. 


I. Bürgerliches Recht. 


92. Unſittlichkeit ſog. Knebelungsverträge. 
Vgl. 67 Nr. 103. 147. 
BGB. $ 138. 


Die Parteien hatten am 1. Nov. 1914 ein Abkommen geſchloſſen, durch 
welches die Klägerin den Alleinverkauf der Fabrikate des Beklagten in den 
dort angegebenen Grenzen übernahm. Der Beklagte behauptete, daß der 
Vertrag als gegen die guten Sitten verſtoßend nichtig ſei. Die Klägerin 
klagte auf Feſtſtellung, daß der Vertrag zu Recht beſtehe. Sie wurde in 2. In⸗ 
ſtanz mit der Klage abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der Beklagte erachtet den Vertrag für nichtig nach $ 138 BGB., erſtens 
weil er ihn übermäßig knebele, zweitens weil er zur Täuſchung des Publi⸗ 
kums geſchloſſen ſei. Die erſte Begründung trifft zu. Der Vertrag enthält 
derartig ſcharfe Beſtimmungen zu Laſten des Beklagten, daß er als wider 
die guten Sitten verſtoßend angeſehen werden muß. ö 

Das der Klägerin eingeräumte Recht des ausſchließlichen Alleinverkaufs 
aller Erzeugniſſe des Beklagten geht ſo weit, daß es geeignet iſt, den ſelb⸗ 
ſtändigen Geſchäftsbetrieb des Beklagten wenn nicht zu unterbinden, ſo doch 
jeglicher Entwickelungsmöglichkeit zu berauben. Es erſtreckt ſich nicht nur 
auf den geſamten Verſand, nicht nur auf Hamburg, Altona, Harburg und 
Wandsbeck, ſondern auch auf ‚alle diejenigen außerhalb des vorgenannten 
Bezirks gelegenen Orte, mit denen der Beklagte ein laufendes Geſchäft noch 
nicht macht und für die die Klägerin unmittelbar oder mittelbar Verkäufe 
abſchließt oder auch nur Kunden bearbeitet oder intereſſiert'. Aber auch hin⸗ 
ſichtlich der dem Beklagten hiernach noch verbleibenden Orte kann die Klä⸗ 
gerin die Abſatzmöglichkeiten jederzeit einſchränken, auf Grund der Beſtim⸗ 
mung: „Gleicherweiſe werden Perſonen oder Firmen, die außerhalb unſers 
Bezirks wohnen und denen wir etwas direkt oder indirekt verkaufen, oder 
ſie auch nur für die in Frage kommenden Fabrikate bearbeiten oder inter⸗ 
eſſieren, uns für die Zukunft, als unter dieſen Vertrag fallend, reſerviert, 
auch wenn Sie nach dem betreffenden Orte Ihrerſeits ſchon liefern“. Klägerin 
iſt alſo in der Lage, jahrelange Kunden des Beklagten, indem ſie ihnen ein 
Angebot ſchickt und fie damit ‚für die in Frage kommenden Fabrikate inter⸗ 
ejliert‘, dem Beklagten für die Zukunft zu nehmen und auf ſich überzuführen; 
das wird der Klägerin noch dadurch erleichtert, daß der Beklagte auch inner⸗ 
halb des ihm verbliebenen Geſchäftsbezirks niemandem e m und 
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beſſere Bedingungen einräumen kann als der Klägerin, die hierdurch die 
Möglichkeit gewinnt, ihn bei ſeinen eigenen Kunden mit ſeiner eigenen Ware 
aus dem Felde zu ſchlagen, während dem Beklagten die Neueinführung ſeiner 
Waren auf noch nicht bearbeitetem Boden ſo gut wie unterbunden wird. 
Abgeſehen von dieſer bedingten hat ſich die Klägerin aber auch eine unbe- 
dingte Bindung der Preiſe ausbedungen, bei gewiſſen Erzeugniſſen für die 
ganze Vertragszeit, ſofern nicht der Nachweis der Unmöglichkeit ihrer Inne⸗ 
haltung geführt wird, im übrigen jedenfalls ein Jahr lang, nachdem Klägerin 
von der ihr mitgeteilten Anderung Kenntnis genommen hat. Veränderungen 
der Wirtſchaftslage kann alſo der Beklagte der Klägerin gegenüber nur im 
beſchränkteſten Maße ausnutzen, und auch das nur nach oben, während Ande⸗ 
rung von Preiſen oder Bedingungen nach unten, welche der Beklagte Dritten 
einräumt, automatiſch auch der Klägerin zugute kommen. 

Die Alleinverkaufspflicht des Beklagten würde viel von ihrem Druck 
verlieren, wenn ihr als natürliches Gegengewicht eine Bezugspflicht der 
Klägerin gegenüberſtände. Davon iſt aber im Vertrage keine Rede. Die 
Klägerin iſt alſo imſtande, den Beklagten dadurch, daß ſie nichts von ihm 
beſtellt, überhaupt lahmzulegen. Ohne Not wird ſie das vielleicht nicht tun. 
Aber daß ſie deſſen fähig iſt und, etwa in Streitfällen mit dem Beklagten, 
rückſichtlos von ihren vertraglichen Rechten Gebrauch machen würde, iſt, 
wenn ſie ſich auch im Prozeß auf einen andern Standpunkt ſtellt, nach ihren 
eigenen brieflichen Drohungen in dem Schreiben nicht zu bezweifeln. Schon 
daß nach dem Vertrage für den Beklagten die Möglichkeit beſteht, in dieſer 
Weiſe behandelt zu werden, macht den Vertrag zu einem unbilligen und 
gegen die guten Sitten verſtoßenden. „Ob eine Handlung gegen die guten 
Sitten verſtößt, kann nur nach dieſer Handlung ſelbſt und ihren Begleit— 
umſtänden, nicht aber nach ihrem Erfolg beurteilt werden‘ (Hanſ. OLG. in 
Schl.⸗Holſt. Anz. 1906, 83). 

Schon dieſe rein vermögensrechtliche Knebelung des Beklagten, die ſich 
mindeſtens auf eine Vertragszeit von 10 Jahren erſtreckt, begründet eine Ge⸗ 
ſchäftsgebundenheit des Beklagten, die ihn derart rechtlos ſtellt, daß er in 
mehr als einer Hinſicht ‚der unverantwortlichen Willkür und dem Belieben 
der Klägerin preisgegeben ift‘ (vgl. Kohler Arch. f. B. R. 31, 240). 

Dazu kommen aber Umſtände ſittlicher Art. Dem Beklagten werden 
Pflichten hinſichtlich der Beaufſichtigung ſeiner Geſchäftsbriefe, hinſichtlich 
des geſchäftlichen Verhaltens gegenüber Dritten auferlegt, die für einen 
ſelbſtändigen, auf ſeine Ehre haltenden Kaufmann unerträglich ſein müſſen. 
Er darf mit Perſonen des klägeriſchen Intereſſenbereichs keinen Briefwechſel 
irgendwelcher Art führen, ihnen demgemäß weder den Empfang eines Briefes 
anzeigen noch mitteilen, daß er ihn an die Klägerin weitergeleitet habe. Er 
hat jeden Verkehr mit dieſen perſönlich, durch Angeſtellte oder Dritte oder 
durch Fernſprecher zu unterlaſſen. Sollten ſich ſolche Perſonen perſönlich mit 
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ihm wegen Lieferung oder Angebote in Verbindung ſetzen, ſo ſteht ihm wohl 
das Recht zu, ihnen ſeinen Betrieb zu zeigen; er hat ſich aber jeglicher Be⸗ 
ſprechungen, Abmachungen ꝛc. über Preiſe, Bedingungen ſowie Lieferungen ıc. 
aufs ſtrengſte zu enthalten, die Betreffenden an die Klägerin zu ver⸗ 
weiſen und dieſe unter Angabe aller Einzelheiten zu benachrichtigen. Es iſt 
ihm alſo nicht einmal geſtattet, einem derartigen Kaufluſtigen auf Befragen 
den Preis der von ihm beſichtigten Gegenſtände mitzuteilen — eine Vor⸗ 
ſchrift, die geradezu niederdrückend auf das Selbſtbewußtſein eines Kauf⸗ 
mannes wirken muß. Wie ſehr es die Klägerin überhaupt darauf abſieht, 
die geſchäftliche Perſönlichkeit des Beklagten zu vernichten, zeigt das von 
ihr ausbedungene Recht, während der Dauer des Vertrages an oder in ſeinem 
Fabrikunternehmen ihre Schilder anzubringen. Dem Vertragsinhalt ent⸗ 
ſprach das Verhalten der Klägerin, wie der Fall mit dem Spandauer Ar⸗ 
tilleriedepot zeigt. Auf Vorſagen eines Andern einen Brief, wie den dama⸗ 
ligen, an einen Dritten ſchreiben zu müſſen, heißt ſich einer Entwürdigung 
unterziehen, die ſchwer zu überbieten iſt. 

Das Landgericht verkennt nicht die den Bedingungen des Vertrages 
innewohnende Schärfe. Es bringt aber zum Ausdruck, daß ſelbſt völlige Lahm- 
legung der geſchäftlichen Betätigung einer Partei dann zuläſſig erſcheine, 
wenn dafür ausreichende Vorteile gewährt würden. Es iſt nicht zu ver⸗ 
kennen, daß der Vertrag geeignet war, dem Beklagten, der das Zuſammen— 
arbeiten mit der Klägerin und ihren Rechtsvorgängerinnen von den früheren 
Verträgen her kannte, einen hohen Abſatz, namentlich nach überſeeiſchen 
Ländern zu bringen, daß auch die Übernahme der Sicherheits- und Zahlungs⸗ 
gefahr durch die ſichere Klägerin für ihn einen außerordentlich großen Vor⸗ 
teil bedeutete, wie ihn die wenigſten Fabrikanten genießen. Es mag dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob dieſe Vorteile eine ausreichende Gegenleiſtung für ſeine 
vermögensrechtliche Knebelung bildeten. Denn keinenfalls waren ſie ein 
Ausgleich für die fittliche Entwürdigung, die die Klägerin dem Beklagten 
zumutete. Eine ſolche läßt ſich überhaupt nicht mit Geld gut machen, wenig⸗ 
ſtens für einen anſtändigen und ehrliebenden Kaufmann. Und nur vom 
Standpunkt der redlich und anſtändig denkenden Verkehrskreiſe iſt der Ver⸗ 
trag zu beurteilen. Von dieſem Standpunkt aus verſtößt er wider die guten 
Sitten. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 8. Nov. 1916. Nordd. Geldſchr.⸗ 

Geſ. (Kl.) w. Tr. Bf. 1. 111/16. B. 


93. Feſtbeſtimmte Abrufzeit bei einem Nicht⸗Fixgeſchäft. 
Vgl. 63 Nr. 202 m. N.; 69 Nr. 3. 27. 
BGB. 88 163. 271. 284. 361; HGB. 5 376. 
Zwiſchen dem Beklagten, als Verkäufer, und der klagenden Firma, als 


Käuferin, war am 26. Auguſt 1914 ein Vertrag über 60 bis 100 Haut Rind⸗ 
j 11* 
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leder, je 14 bis 20 Pfund ſchwer, zum Preiſe von 3,40 „ das Pfund, zahlbar 
bei Empfang mit 1% Skonto, lieferbar bis Ende Dezember 1914, geſchloſſen 
worden. Der Beklagte hatte am 24. Sept. und am 21. Okt. 1914 je 10 Haut 
geliefert und den Preis empfangen. Dagegen lehnte er das Erſuchen der 
Klägerin v. 5. Januar 1915 um Weiterlieferung ab und ebenſo ihre Auf— 
forderung v. 26. Februar 1915, die noch rückſtändigen 40 Haut binnen 14 Tagen 
zu liefern, widrigenfalls ſie die Annahme ablehne und Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung beanſpruchen werde. Die Klägerin forderte nun Schaden⸗ 
erſatz von im ganzen 4080 /. Der Beklagte beſtritt den Anſpruch nach Grund 
und Betrag, wobei er u. a. geltend machte, der Vertrag ſei mit der Maßgabe 
geſchloſſen worden, daß er nur bis zum Ablauf des Jahres 1914 und zwar 
je nach Abruf habe zur Lieferung verpflichtet ſein ſollen. — In 1. Inſtanz 
wurde der Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. In 
2. Inſtanz wurde die Entſcheidung von dem Eide des Beklagten abhängig 
gemacht: bei Abſchluß des Vertrages ſei vereinbart, daß die Lieferung bis 
zum 31. Dez. 1914 abgerufen fein müſſe. Das Reichsgericht hob auf und ver- 
wies zurück. Aus den Gründen: | 

„— — — Dem Ber.-Geridht fällt injofern ein Rechtsirrtum zur Laſt, 
als es in der unter Eid geſtellten Vereinbarung die Beſtimmung eines End— 
termins i. S. des § 163 (vgl. § 158 Abſ. 2) BGB. gefunden hat. Daß mit 
dem Ablauf des Jahres 1914 oder mit der Nichtvornahme des Abrufs bis zu 
dieſem Zeitpunkte die Wirkung des Rechtsgeſchäfts habe endigen ſollen, 
iſt bei einer nach Treu und Glauben unter Berückſichtigung der Verkehrsſitte 
erfolgenden Auslegung aus jener Vereinbarung nicht zu entnehmen und 
auch von dem Beklagten garnicht geltend gemacht worden. Der Rechtsſtand⸗ 
punkt des Beklagten war vielmehr der, daß nach dem Willen beider Teile die 
Erfüllung des Vertrages innerhalb des Jahres 1914 habe erfolgen und nach 
Ablauf dieſes Zeitraums habe ausgeſchloſſen ſein, zur Erfüllung durch die 
Klägerin aber auch der Abruf, als eine ihr obliegende Hauptleiſtung, habe 
gehören ſollen, ſowie daß dieſer Wille in der vertraglichen Feſtſetzung der 
Verpflichtung, die Ware bis zum 31. Dez. 1914 abzurufen, erkennbar zum 
Ausdruck gelangt ſei. Darin iſt zwar nicht die Behauptung eines Fixgeſchäfts 
zu finden. Es unterliegt jedoch keinem Bedenken, daß auch bei einem Nicht- 
fixgeſchäft die Vertragſchließenden der Erfüllungszeit weſentliche Bedeutung 
beilegen und die Abrufspflicht zu einer Hauptverpflichtung des Käufers machen 
können, und zwar dergeſtalt, daß beim Unterbleiben des Abrufs der Käufer 
mit dem Ablauf der kalendermäßig beſtimmten Friſt nicht nur ohne Mah— 
nung in Leiſtungsverzug geraten, ſondern daß ihm auch hinterher eine dem 
beiderſeitigen Vertragswillen entſprechende Erfüllung nicht mehr möglich 
und der Verkäufer deshalb ohne weiteres zum Rücktritt vom Vertrage be— 
rechtigt ſein würde (Warneyer Erg. Bd. 1916 Nr. 221). Ebenſo iſt anzu⸗ 
erkennen, daß ein Lieferungsvertrag, worin dem Käufer der Abruf inner⸗ 
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halb eines beſtimmten Zeitraums ausdrücklich zur Pflicht gemacht worden, 
zumal bei Berückſichtigung der Umſtände, unter denen er zuſtandegekommen 
iſt, ſehr wohl in dieſem Sinne ausgelegt werden kann. Beides hat das Ber.- 
Gericht offenbar überſehen. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 29. Sept. 1916. B. & K. (Kl.) 
w. W. (OLG. Hamm.) II. 163/16. 


94. Unmöglichkeit der Leiſtung; iſt der erlangte Erſatz dem Gläubiger. 
auch bei Gattungsſchulden herauszugebend 


Vgl. oben Nr. 27. 
BGB. $ 281. 


Im Mai 1914 hatte der Beklagte dem Kläger 600 Sack Superior-Kar⸗ 
toffelſtärke zum Preiſe von 22 „ für 100 kg verkauft, lieferbar je 100 Sack 
Oktober, Dezember 1914, Februar, April, Juni, Auguſt 1915. Die Liefe⸗ 
rungen für Februar und April 1915 waren ihm unmöglich geworden, da am 
25. Februar 1915 ſämtliche in Deutſchland hergeſtellte Kartoffelſtärke durch 
Verordnung des Bundesrats zugunſten der Trockenkartoffel-Verwertungs⸗ 
Geſellſchaft m. b. H. beſchlagnahmt wurde (RGBl. 1915, 118). Mit der Be⸗ 
hauptung, der Beklagte habe feine Beſtände — 44800 kg — mit mindeſtens 
44 % für den Sack von der genannten Geſellſchaft bezahlt bekommen, der 
Ülberſchuß dieſes Preiſes über den Vertragspreis gebühre nach $ 281 BGB. 
dem Kläger, erhob dieſer Klage auf Zahlung von 4400 % nebſt Prozeßzinſen. 
— Während das Landgericht die Klage abwies, erklärte das Oberlandesgericht 
den Anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt. Das Reichsgericht ſtellte 
die Klagabweiſung wieder her. Gründe: 

„Verkauft ein Fabrikant Ware, die er ſelbſt herſtellt, ſo werden, auch 
ohne daß es beſprochen wird, die Umſtände nicht ſelten die Annahme nahe— 
legen, daß nur die Erzeugniſſe der eigenen Fabrik den Vertragsgegenſtand 
bilden ſollen. Wie ſich ein ſolcher Fall zu dem Surrogationsgrundſatz ($ 281 
BGB.) verhält, braucht nicht geprüft zu werden, denn nach den Feſtſtel— 
lungen des Ber.⸗Gerichts hat der Beklagte Kartoffelſtärke ſchlechthin, nicht 
lediglich eigenes Fabrikat verkauft. Es fragt ſich nur, ob die Pflicht zur Er— 
ſatzherausgabe auch für gewöhnliche Gattungsſchulden gilt. 

Im Ber.⸗Urteil wird die Frage abweichend von der Anſicht des 1. Rich⸗ 
ters bejaht. Das Ber.⸗Gericht hält den 8 281 BGB. auf Gattungsſchulden 
unmittelbar für anwendbar. Zum Beweiſe führt es aus, das Wort ‚Gegen⸗ 
ſtand' bezeichne nach dem Sprachgebrauch des Geſetzes einen weiteren Be— 
griff als ‚Sache“, und auch bei Gattungsſchulden werde ein Gegenſtand ge— 
ſchuldet. Beides iſt gewiß richtig, trifft aber nicht den entſcheidenden Punkt 
(‚geichuldeter Gegenſtand' in $ 281 iſt nur ſprachliche Glättung des 1. Entw. 
8 238 ‚für den Gegenſtand der letzteren“, nämlich der Leiſtung; praktiſch 
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kommen nur Sachen in Betracht). Entſcheidend iſt, daß der Schuldner den⸗ 
ſelben Gegenſtand, für den er Erſatz erlangte, geſchuldet haben muß. Wäh⸗ 
rend der Erſatz immer für beſtimmte, konkrete Sachen gewährt wird, kann 
man bei einer noch nicht nach $ 243 Abſ. 2 BGB. individualiſierten Gattungs⸗ 
ſchuld nicht fagen, jene ſpäter erſetzten Sachen ſeien geſchuldet geweſen. Die 
Identität iſt hier begrifflich ausgeſchloſſen. Der Gläubiger war nicht be— 
rechtigt, die Leiſtung der erſetzten Sachen ganz oder teilweiſe zu fordern (vgl. 
§ 241 BGB.); die vom Schuldner zu vertretende Unmöglichkeit, grade ſie zu 
leiſten, würde bei Fortdauer der Gattung die Verpflichtung in keine Schaden- 
erſatzpflicht umgewandelt haben (vgl. 8 280 BGB.); war die Unmöglichkeit 
von ihm nicht zu vertreten, ſo hätte der Fortbeſtand der Gattung ſeine Be— 
freiung gehindert (vgl. $ 275 BGB.); eine auf jene Sachen beſchränkte Un⸗ 
möglichkeit hätte dem 8 281 keinen Raum verſchafft. Alles das folgt aus dem 
Weſen der Gattungsſchuld, die, ſolange nicht der Schuldner das zur Leiſtung 
ſeinerſeits Erforderliche getan hat, auf keine individuelle Sache gerichtet iſt. 
Unmittelbar greift ſonach die Vorſchrift des § 281 bei Gattungsſchulden 
nicht Platz. In juriſtiſchen Aufſätzen der jüngſten Zeit wird aber mehrfach 
einer entſprechenden Anwendung das Wort geredet, zum Teil mit der Be— 
gründung, der Krieg habe ein rechtliches Problem aufgeworfen, dem es ge— 
recht zu werden gelte. Auch dem kann jedoch nicht beigetreten werden. 
Läßt man die Ausdehnung des 8 281 auf verſchuldete Unmöglichkeit als 
unweſentlich beiſeite, ſo geht der Grundgedanke der Vorſchrift dahin, daß 
der Schuldner, der durch ein beſtimmtes Ereignis von ſeiner Verpflichtung 
frei wird, dem Gläubiger ſämtliche Wirkungen des Ereigniſſes, einſchließlich 
der vorteilhaften, in Rechnung ſtellen muß. Von dieſem Gedanken aus nötigt 
eine Beſchlagnahme der geſchuldeten Gattung, verbunden mit einem dem 
Schuldner zugefloſſenen Erſatz, noch nicht zur Herausgabe des Erſatzes an 
den Gläubiger. Sicherlich ſpricht hierfür dann keine Billigkeitsrückſicht, wenn 
der Gläubiger ohne die Beſchlagnahme diejenigen Stücke der Gattung, auf 
die ſich der Erſatz bezog, garnicht erhalten haben würde. Verlangt werden 
müßte mindeſtens, daß der Schuldner ſie zur Erfüllung ſeiner Verpflichtung 
benutzt hätte. Der Vorausſetzung des § 281: Geſchuldetſein der erſetzten 
Spezies, müßte das Erfordernis entſprechen, daß die erſetzten Gattungsſtücke 
dem Gläubiger tatſächlich geleiſtet worden wären. Allein eine Regel von 
einleuchtender Billigkeit iſt damit nicht gewonnen. Bei einer individuell ge⸗ 
ſchuldeten Sache liegt es gewiſſermaßen in der Natur der Dinge, daß, falls 
ſie nicht geleiſtet werden kann, der Anſpruch auf die Sache ſelbſt in den An- 
ſpruch auf das Surrogat übergeht. Daher tritt die Vorſchrift in den früheren 
Rechtsſyſtemen nicht beſonders hervor; der Zwang zur Herausgabe des Er- 
ſatzes erſcheint als ſelbſtverſtändliche Nachwirkung der erloſchenen Schuld; 
vgl. die Stellen bei Windſcheid Pand. § 264 Anm. 6, code civil Art. 1302. 
1303. Dagegen wird bei Gattungsſchulden durch den bloßen Entſchluß des 
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Schuldners, eine beſtimmte Sache zu leiſten, noch keine rechtlich erhebliche 
Beziehung des Gläubigers zu ihr geſchaffen. Wollte man dennoch, wenn es 
ſich um ein Surrogat handelt, dieſem Entſchluß oder der Gewißheit ſeiner 
Verwirklichung das gleiche Gewicht beilegen wie dem Geſchuldetſein der 
Sache, ſo gelangte man folgerecht zu einer allgemeinen Ausgleichungspflicht 
von unberechenbarer Tragweite. Abſichtlich und aus wohlerwogenen Gründen 
hat das Geſetz die Ausgleichung auf genau umſchriebene Tatbeſtände, wie 
Bereicherung auf fremde Koſten ohne Rechtsgrund ($$ 812. 816), Surroga⸗ 
tion der geſchuldeten Sache ($ 281), compensatio lueri cum damno oder den 
Fall des § 255 beſchränkt. 

Zu der mangelnden inneren Rechtfertigung treten die Unzuträglichkeiten 
der Durchführung hinzu. Die Nachforſchung nach dem, was der Schuldner 
getan hätte, wenn die Zukunft anders ausgefallen wäre, bedeutet ein Ein⸗ 
dringen in das Gebiet, das ſeiner freien Entſchließung vorbehalten bleiben 
muß; ſie führt auch überaus häufig nicht zum Ziel. Mag der Kaufmann in 
blanco verkauft und Deckungskäufe abgeſchloſſen haben oder mag er Vorräte 
beſitzen: der Beweis, daß er gerade diejenigen Stücke, die beſchlagnahmt wur— 
den, dieſem beſtimmten Gläubiger geleiſtet haben würde, wird oft nicht zu 
erbringen ſein. Iſt doch das Lager des Kaufmanns einem ſtändigen Wechſel 
unterworfen; ſehr möglich, daß er alle Beſtandteile, die es im Augenblick 
der Beſchlagnahme aufwies, vor der Fälligkeit der Schuld anderweit ver— 
äußert hätte. Selbſt Kundgebungen im Inneren des Betriebes, wie Wei⸗ 
ſungen an das Perſonal, Einträge in ein Geſchäftsbuch könnten, da ſie jeder— 
zeit zurücknehmbar ſind, nicht ohne weiteres als ſchlüſſiger Gegenbeweis 
gelten. Erſt die Individualiſierung der Schuld ändert das Verhältnis. Wird 
nunmehr die als Schuldgegenſtand herausgeſtellte Sache, ſei es allein oder 
mit der ganzen Gattung, beſchlagnahmt und Erſatz dafür gewährt, ſo trifft 
den Schuldner die Pflicht, das Erlangte herauszugeben.. 

Da hiernach die vorgeſchlagene Analogie abzulehnen iſt, mußte das Urteil 
des Landgerichts wiederhergeſtellt werden.“ 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 30. Okt. 1916. S. (Bll.) w. K. 
(OLG. Celle). II. 263/16. Auch in RGeEntſch. 88 Nr. 71 S. 287. 


95. Schadensberechnung bei Verſäumung der nach § 285 BGB. 
geſetzten Nachfriſt. 
Vgl. 63 Nr. 150. 
BGB. 88 283. 325 Abſ. 2, 252. 


Der Beklagte war durch Urteil v. 1. März 1915 verurteilt worden, der 
Klägerin vier Barrels Rizinusöl gegen Zahlung des Kaufpreiſes von 168 M 
für den Doppelzentner zu liefern. Seine Berufung war durch Urteil v. 2. Nov. 
1915 zurückgewieſen worden. Dieſen Urteilen lag ein am 16. Nov. 1914 ab⸗ 
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geſchloſſener Kaufvertrag zugrunde, wonach der Beklagte der Klägerin für 
ſofort 10 Barrels Rizinusöl zu liefern hatte. Sechs Barrels hat er damals 
geliefert. Am 2. Nov. 1915 ſetzte ihm die Klägerin gemäß 8 283 BGB. eine 
Lieferungsnachfriſt für die reſtlichen vier Barrels bis zum 8. Dez. 1915. Da 
der Beklagte Lieferung ablehnte, forderte ſie Schadenerſatz wegen Nichterfül⸗ 
lung. Sie berechnete ihren in entgangenem Gewinn beſtehenden Schaden 
unter Annahme des 8. Dez. 1915 als Stichtages abſtrakt mit 2203,20 M. — 
In 1. Inſtanz wurde der Beklagte, der Unmöglichkeit der Leiſtung vorgeſchützt 
hatte, zur Zahlung von 2203,20 % nebſt 5% Zinſen ſeit dem 7. Jan. 1916 
verurteilt. Wegen eines Teilbetrages von 340 % nebſt Zinſen beruhigte ſich 
der Beklagte hierbei, wegen des Mehrgeforderten bat er um Abweiſung der 
Klage. Im übrigen aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Beklagte beſcheidet ſich deſſen, daß er der Klägerin Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung zu leiſten habe. Die Nachprüfung des angefochtenen 
Urteils hat ſich deshalb auf die Frage zu beſchränken, ob der Schadensanſpruch 
der Klägerin in der ihr vom Landgerichte zugeſprochenen Höhe begründet 
iſt oder nicht. Hierbei war von folgenden Erwägungen auszugehen. 

Für den Fall des fruchtloſen Ablaufs der vom Gläubiger nach $ 283 BGB. 
geſtellten Nachfriſt iſt zu unterſtellen, daß die Leiſtung während des Verzuges 
des Schuldners aus einem von ihm zu vertretenden Umſtand unmöglich ge— 
worden iſt (§ 325 Abſ. 2 BGB.). Die Folge iſt, daß ſich das ganze Vertrags- 
verhältnis — nicht bloß der Beſtandteil desſelben, bezüglich deſſen ein Schuldner— 
verzug vorlag, und nicht bloß der urteilmäßige Anſpruch — in einen Anſpruch 
auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung auflöſt; 

vgl. RGEntſch. 61, 353; 66, 67; Staub HGB. 9. Exk. zu $ 374 Anm. 149, Bd. 2, 663. 
Kein Teil kann mehr vom andern Erfüllung des urſprünglichen Vertrags- 
verhältniſſes fordern. Der Schuldner hat nunmehr den Gläubiger durch 
Leiſtung einer Geldentſchädigung ſo zu ſtellen, wie er daſtehen würde, wenn 
der abgeſchloſſene Vertrag nach Lieferungsgegenſtand und Zeit ordnungmäßig 
erfüllt worden wäre. Der Schuldner hat insbeſondere den Gewinn zu er— 
ſetzen, den der Gläubiger nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge oder nach 
den beſonderen Umſtänden, insbeſondere nach den getroffenen Anſtalten und 
Vorkehrungen, mit Wahrſcheinlichkeit erwarten konnte ($ 252 BGB.). 

Die Klägerin, die vor Kriegsbeginn Kommiſſions- und Agenturgeſchäfte 
betrieb, behauptet, daß ſie ſeit Kriegsbeginn Geſchäfte in Olen auch auf eigene 
Rechnung mache und daß ſie als Eigenhändlerin den Kauf v. 16. Nov. 1914 
über 10 Barrels Rizinusöl mit dem Beklagten abgeſchloſſen habe. Dies mag 
für die Entſcheidung zu ihren Gunſten als wahr unterſtellt werden. Als zu 
entſchädigender entgangener Gewinn käme alsdann der Gewinn in Betracht, 
den die Klägerin bei rechtzeitiger Lieferung aus der Weiterveräußerung der 
Ware gezogen haben würde. Beſtimmte Tatſachen in der Richtung, daß ſie 
die nicht gelieferte Ware bereits mit Gewinn weiter verkauft gehabt habe 
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und nicht habe liefern können oder daß ſie ihren Bedarf anderweit zu höheren 
Preiſen gedeckt habe, hat ſie nicht aufgeſtellt. Sie hat eine abſtrakte Berech⸗ 
nung ihres Schadens gewählt. Für dieſen Fall hat der Käufer unter gewöhn— 
lichen Verhältniſſen die Wahl, ob er feiner Schadensberechnung den Markt- 
preis zur Zeit des eingetretenen Verzuges oder den Marktpreis am Ende 
der Nachfriſt zugrunde legen will. 

Dieſer Grundſatz iſt zunächſt für die Fälle des $ 326 BGB. ausgeſprochen 
worden (vgl. Staub 2, 611 Anm. 62). Vielfach wird die Regel auch in den 
Fällen des 8 283 BGB. zutreffen. Doch darf nicht außer Betracht bleiben, 
daß hier der Ablauf der Nachfriſt meiſt zeitlich ſehr viel ſpäter liegt als der 
Zeitpunkt, mit welchem der Schuldner in Erfüllungsverzug gekommen iſt. 

Der 82833 BGB. entſpricht dem § 243 des 1. Entw. Nach dieſem ſollten 
für den hier geordneten Fall die Vorſchriften der 8 2410—242 Entw. entſpre⸗ 
chend angewendet werden. In § 242 Abſ. 2 war beſtimmt: 

Für die Beſtimmung des Wertes eines Gegenſtandes, deſſen Leiſtung ganz oder 
teilweiſe unmöglich geworden, iſt der Ort der Leiſtung ſowie die Zeit entſchei— 
dend, in welcher der Schuldner zu leiſten verpflichtet war. Den Wert einer 


ſpäteren Zeit kann der Gläubiger nur geltend machen, wenn nach den Umſtänden 
anzunehmen iſt, daß ſein Schaden in der Entziehung des höheren Wertes beſteht. 


Dieſe Vorſchrift iſt nun allerdings von der 2. Kommiſſion geſtrichen 
worden, „weil ſich gegen die Beſtimmung, welche ſie über den maßgebenden 
Zeitpunkt treffe, gegründete Bedenken erheben ließen und kein Bedürfnis 
beſtehe, dieſe Frage, die bei jedem Schadenerſatzanſpruch auftauche, für den 
Fall des § 240 beſonders zu entſcheiden“ (Prot. 1, 219). Hieraus folgt aber 
nur, daß die Frage nach dem maßgebenden Zeitpunkte lediglich nach den 
allgemeinen Grundſätzen über die Ermittelung des Schadens zu entſcheiden 
iſt, inſoweit es ſich um entgangenen Gewinn handelt, alſo vornehmlich nach 
§ 252 BGB. (vgl. Planck BGB.“ 8280 Bem. 1c). Daß nicht ſchlechthin der 
Ablauf der Nachfriſt maßgebend ſein kann, ergibt ſchon die Erwägung, daß 
die Stellung der Nachfriſt im Belieben des Gläubigers liegt und er es dem— 
nach in der Hand hätte, bei ſteigender Tendenz des Marktpreiſes durch Zu— 
warten ſeinen Erſatzanſpruch beliebig zu vergrößern. 

Die Klägerin hat für. ihre Schadensberechnung als Stichtag das Ende 
der Nachfriſt gewählt. Das war der 8. Dez. 1915. Sie will damit unterſtellt 
haben, daß ſie, wenn der Beklagte ordnungmäßig kurz nach dem 16. Nov. 
1914 die geſchuldeten 4 Barrels geliefert hätte, dieſe bis zum 8. Dez. 1915 
auf Lager genommen und alsdann zu dem für dieſen Tag vom Sachverſtän— 
digen feſtgeſtellten Marktpreiſe von 492 M für 100 kg, alſo mit einem Gewinn 
von 2203 % verkauft haben würde. Daß fie beſtimmt jo gehandelt haben 
würde, vermag ſie nicht zu behaupten, ſie ſagt nur, daß ſie wahrſcheinlich 
das Ol zunächſt behalten haben würde, um einen höheren Nutzen zu erzielen. 
Das Gericht bleibt alſo bei der Ermittelung des eingetretenen Schadens auf 
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bloße Annahmen verwieſen, die ſich nicht auf feſtſtehende Tatſachen, ſondern 
auf eine Wahrſcheinlichkeit gründen. In ſolchem Fall hat es den Schaden 
unter Würdigung aller Umſtände im Rahmen des § 252 BGB. nach freier 
Überzeugung zu ſchätzen (§S 287 ZPO.). 

Berückſichtigt man nun, daß die jetzt ſtreitigen vier Barrels Ol nur den 
nicht gelieferten Teil eines Kaufes von zehn Barrels darſtellen, ſo beſteht 
zunächſt ſchon eine nicht geringe Wahrſcheinlichkeit dafür, daß der ganze Kauf 
einem einheitlichen Zwecke dienen ſollte und daß deshalb mit den nicht ge- 
lieferten vier Barrels nicht anders verfahren worden wäre als mit den ein- 
gegangenen ſechs Barrels. Letztere hat die Klägerin zweifellos nicht über 
Jahresfriſt eingelagert. — — — Gegen die Wahrſcheinlichkeit einer langen 
Einlagerung bar bezahlter Ware ſpricht die Erfahrungstatſache, daß ein Kauf⸗ 
mann beſtrebt iſt, das von ihm angelegte Betriebskapital ſchnell arbeiten zu 
laſſen und möglichſt oft umzuſetzen. Hier handelt es ſich allerdings um eine 
infolge der Kriegsverhältniſſe knapp gewordene Ware ausländiſcher Herkunft, 
die die Neigung zu außerordentlicher Preisſteigerung zeigte und deshalb zu 
Hauſſe-Spekulationen reizen konnte. Es mag der Klägerin ohne weiteres 
zugegeben werden, daß ſie in Erwartung des Steigens der Preiſe eine Zeit— 
lang mit dem Weiterverkauf gewartet haben würde. Dabei darf davon aus⸗ 
gegangen werden, daß ſie bei der Entſchließung, wie lange ſie mit einem 
Weiterverkauf warten ſollte, mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
auch das Riſiko erwogen haben würde, das ſie bei einem Abwarten auf ſich 
nahm. Als Nachteile einer längeren Einlagerung kamen Lagerſpeſen und 
die Gefahr des Schwundes und einer Verſchlechterung in Betracht. Vor 
allem aber lag die Möglichkeit nicht fern, daß Höchſtpreiſe feſtgeſetzt wurden, 
die einen Preisſturz herbeiführen konnten. Beachtliche Gründe ließen alſo 
einen baldigen Weiterverkauf empfehlenswert erſcheinen. Schließlich darf 
auch damit gerechnet werden, daß ſich die Klägerin der nahe liegenden Er- 
wägung nicht verſchloſſen haben würde, daß es einen großen Mangel von 
vaterländiſcher Geſinnung bedeute, zu einer übermäßigen Preisſteigerung 
einer vielſeitig gebrauchten und ſtark geſuchten Ware durch die abſichtliche 
Zurückhaltung von Vorräten ſelbſt mit beizutragen. Unter Würdigung dieſer 
Verhältniſſe erachtet das Ber.⸗Gericht als das wahrſcheinlichſte, daß die Klä— 
gerin die vier Barrels ſchon nach kürzerer Zeit weiterverkauft und höchſtens 
eine Preisſteigerung von 50 „* auf den Doppelzentner abgewartet haben 
würde. Sie hätte dann binnen weniger Tage einen Gewinn von 309%, er- 
zielt, der das Maß eines in Friedenszeiten erzielbaren Gewinns bei weitem 
überſteigt und unter Berückſichtigung der Kriegsverhältniſſe nahe an das 
Übermäßige heranreicht. Auf Grund dieſer Erwägungen ſchätzt das Ber.“ 
Gericht den der Klägerin durch die Nichtlieferung von 680 kg entgangenen 
Gewinn auf 340 „. Nur dieſer Betrag ſteht ihr als Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung zu. 
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Die Klage war demzufolge auf die auch nur inſoweit eingelegte Be— 
rufung des Beklagten in Höhe von 1883,20 „ nebſt den darauf entfallenden 
Zinſen abzuweiſen. Wegen des nicht angefochtenen Teilbetrages von 340 4 
nebſt anteiligen Zinſen war ſie auf Grund nachträglicher Erfüllungsleiſtung 
des Beklagten für erledigt zu erklären. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 2. Nov. 1916. B. & H. (Kl.) 

w. Z. 1 O. 73/16. 


96. Die Hingabe eines Wechſels geſchieht im Sweifel nicht an 
Erfüllungſtatt. 
Vgl. 54 Nr. 9 m. N.; 57 Nr. 239; 69 Nr. 210. 
BGB. § 364. 

Geben und Nehmen eines Wechſels für eine Schuld iſt nicht gleichbedeu⸗ 
tend mit Zahlung. Hingabe an Erfüllungſtatt iſt nur anzunehmen, wenn der 
übereinſtimmende Wille der Parteien dahin geht, daß durch die Hingabe der 
Schuldner von ſeiner urſprünglichen Schuld befreit werden ſoll. Selbſt die 
Begebung des Wechſels und die ſpätere Vereinnahmung der Valuta iſt, wenn 
nicht jene Willensübereinſtimmung vorliegt, an ſich noch keine endgültige 
Zahlung. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob der Schuldner ſein eigenes 
Akzept gibt oder einen fremden (Kunden-) Wechſel. In der Regel wird die 
Willensmeinung dahin gehen, daß der Gläubiger ſeine Befriedigung durch 
den Wechſel zu ſuchen verpflichtet iſt, die urſprüngliche Forderung aber bis 
zur Entſcheidung darüber, ob der Gläubiger Befriedigung erhält, in ihrer 
Wirkung aufgehoben bleibt. Das gilt auch dann, wenn kaufmänniſcher Übung 
entſprechend der Wechſel, wie hier, als Einnahme gebucht wird. Auch in 
dieſem Falle liegt, wenn nicht ein beſonderes abweichendes Abkommen zwi— 
ſchen Gläubiger und Schuldner getroffen iſt, nur Hingabe erfüllunghalber, 
nicht an Erfüllungſtatt, vor (BOB. $ 364 Abſ. 2; Rehbein BGB. 2, 292). 

Eine ſolche beſondere Vereinbarung iſt im vorliegenden Falle nicht, 
wie ſchon das Landgericht zutreffend ausgeführt hat, darin zu finden, daß 
der Beklagte, wie er behauptet, die Klägerin um Annahme des auf Moskau 
lautenden Wechſels über 954,70 / gebeten und dabei erklärt hat, „er ſchulde 
jetzt nicht fo viel, da könne ihm die Klägerin 200 / herausgeben, das andre 
ſolle ſie von ſeiner Rechnung abrechnen“, und daß die Klägerin daraufhin 
den Wechſel genommen und dem Beklagten gegen feine Quittung 200 / 
gegeben hat. Ebenſowenig iſt darin ein Diskontgeſchäft mit der Wirkung 
zu erblicken, daß die alte Schuld in Höhe der Wechſelſumme erloſchen wäre. 
Vielmehr liegt lediglich eine Annahme des Wechſels erfüllunghalber vor, 
derzufolge die alte Schuld in Höhe des Wechſels erſt durch deſſen Zahlung 
erlöſchen ſollte. 

Die Klägerin war danach zwar verpflichtet, aus dem Wechſel Befriedi⸗ 
gung zu ſuchen und zwar mit der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt (Ennec⸗ 
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cerus B. R. 9 11 12, 180. 181; Warneyer Rſpr. d. RG. 1913 Nr. 136). Da 
ſie aber infolge des Kriegsausbruchs an der Einziehung des Wechſels und 
an deſſen Proteſtierung gegenüber dem in Rußland domizilierten Beklagten 
verhindert iſt und deshalb auch den Ausſteller mangels Proteſtes nicht be— 
langen kann, ſteht der Geltendmachung ihrer urſprünglichen, unbeſtritten 
mindeſtens 1000 % betragenden Forderung gegen den Beklagten nichts 
entgegen. 

Das Landgericht hat demzufolge der auf Zahlung von 1000 & gerichteten 
Klage mit Recht ſtattgegeben. — — — ö 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 8. Nov. 1916. K. w. R. 7 0. 
7/15. ö ! —e— 


97. Haftung des Poſtbeamten für Verſchulden bei Einſchreibſendungen. 
Vgl. 68 Nr. 58. 
BGB. Sd 839; Reichspoſtgeſ. $ 10. 

Die Ehefrau des Klägers übergab dem Beklagten in ſeiner Eigenſchaft 
als Poſtſchalterbeamten am 2. Okt. 1915 einen durch Eilboten zu beſtellen— 
den Einſchreibebrief an den Kläger zur Beförderung. Der Beklagte erteilte 
ihr einen Poſteinlieferungsſchein, unterließ aber, den Brief mit einer Ein— 
ſchreibenummer zu bekleben, in das Annahmebuch einzutragen und weiter 
nachzuweiſen, wie es ſeine Dienſtpflicht geweſen wäre. Kläger behauptet, 
daß der Brief nicht angekommen ſei und einen Betrag von 195 „ enthalten 
habe. Die Poſtbehörde hat ihm nach angeſtellter Unterſuchung den beim 
Verluſt von Einſchreibſendungen geſetzlich vorgeſchriebenen Betrag von 42 4 
bezahlt. Kläger nahm dann den Beklagten wegen ſeines ſchuldhaften Ver— 
haltens auf Zahlung des Reſtbetrages von 153 % in Anſpruch. — Das Land- 
gericht machte die Entſcheidung von dem Eide des Klägers über den Emp- 
fang des Briefes abhängig. Die Berufung des Beklagten wurde zurückge— 
wieſen. Aus den Gründen: 

„Daß der fragliche Brief tatſächlich den Betrag von 195 / enthalten 
hat, iſt auf Grund der Beweisaufnahme 1. Inſtanz mit dem Landgericht 
anzunehmen. Auch beſteht hiernach ein hoher Grad von Wahrſcheinlichkeit 
dafür, daß der Kläger den Brief nicht erhalten hat, ſo daß der Eidesauflage 
an den Kläger jedenfalls zuzuſtimmen iſt. Die Verteidigung des Beklagten 
richtet ſich denn auch in der Hauptſache weniger gegen dieſe Feſtſtellungen 
des Landgerichts als gegen die Annahme eines Verſchuldens auf ſeiner Seite 
und gegen die rechtliche Grundlage des angefochtenen Urteils. 

Der Beklagte hat zunächſt auch in dieſer Inſtanz wiederholt, daß er dienſt— 
lich derartig überanſtrengt geweſen ſei, daß ihm das Verſehen in der Be— 
handlung des Briefes nicht als Verſchulden angerechnet werden könne. Dem 
kann nicht beigetreten werden. Es mag ſein, daß der Beklagte am Tage vor 
dem fraglichen Vorfall bis 10 Uhr abends Dienſt gehabt hat und am folgen- 
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den Morgen ſchon vor dem Beginn feines Dienſtes, 555, wieder auf der Amts⸗ 
ſtelle erſchienen iſt. Auch mag der Andrang von Sachen gerade an jenen 
Anfangstagen des Monats beſonders ſtark geweſen ſein. Aber das rechtfertigt 
keineswegs die Tatſache, daß der Beklagte einen Brief, der ihm als Ein⸗ 
ſchreibebrief übergeben worden iſt, über den er einen richtigen Einlieferungs⸗ 
zettel ausſtellte und über deſſen Inhalt er, wie er ſelbſt angibt, ſich mit der 
Abſenderin längere Zeit unterhalten hat, nicht in der vorgeſchriebenen Weiſe, 
ſondern als einfachen Brief behandelte. Da es ſich hierbei um die Hand⸗ 
habung eines einfachen, keine beſondere Überlegung erfordernden Verfahrens 
handelte, mußte der Beklagte, auch wenn er damals noch ſo ſehr beſchäftigt 
war, dieſes Verfahren richtig handhaben. Es iſt auch beachtenswert, daß 
der Beklagte in der von feiner Behörde gegen ihn angeſtrengten Unter- 
ſuchung allerdings angegeben hat, daß er damals außergewöhnlich viel zu 
tun gehabt habe, aber dies keineswegs als eine Entſchuldigung ſeines Ver⸗ 
haltens hingeſtellt, vielmehr ſeine Erſatzpflicht bezüglich der dem Kläger von 
der Behörde erſtatteten 42 „ rundweg anerkannt hat, wie denn auch die 
Behörde eine Fahrläſſigkeit des Beklagten bei der Ausübung ſeiner dienſt⸗ 
lichen Verrichtungen angenommen hat. 

Ebenſowenig kann der Beklagte damit gehört werden, daß nach 8 839 
Abſ. 1 Satz 2 BGB. feine Haftpflicht ausgeſchloſſen ſei. Daß das Reich aus 
dem Beförderungsvertrage dem Kläger nur in Höhe von 42 M haftet, er- 
gibt § 10 ReichspoſtGeſ. Dieſe Beſtimmung iſt nach $ 6 Reichsgeſ. v. 22. Mai 
1910 über die Haftung des Reichs für ſeine Beamten durch dieſes Geſetz nicht 
berührt worden. Wenn nun auch der Beklagte als Erfüllungsgehülfe des 
Fiskus den Abſchluß des Beförderungsvertrages zwiſchen der Ehefrau des 
Klägers und dem Fiskus vermittelt hat, fo iſt er ſelbſt doch nicht in ein ver⸗ 
tragliches Verhältnis zu der Frau getreten. Vielmehr kann dieſe und der 
Kläger gegen den Beklagten einen Schadenerſatzanſpruch nur auf Grund 
eines außervertraglichen Verſchuldens nach $ 839 BGB. ſtützen. Der Be⸗ 
klagte haftet dem Kläger und ſeiner Frau wegen Verletzung ſeiner Amts⸗ 
pflicht (vgl. Dambach PoſtG. § 12 Nr. 6; JW. 1911, 46). Daß die Vor⸗ 
ſchriften der Poſtordnung über die Behandlung von Einſchreibſendungen, 
die der Beklagte nach ſeinem eigenen Zugeſtändnis verletzt hat, im Intereſſe 
der Sicherheit des Poſtverkehrs erlaſſen worden ſind und dem Beklagten 
dem Publikum gegenüber oblagen, bedarf keiner weiteren Ausführung und 
iſt auch vom Beklagten nicht in Abrede genommen worden. Der Beklagte 
glaubt indeſſen, daß eine Haftung wegen feiner Fahrläſſigkeit durch $ 839 
Abſ. 1 Satz 2 ausgeſchloſſen ſei. Dieſer Satz beſtimmt, daß der Beamte nur 
dann in Anſpruch genommen werden kann, wenn der Geſchädigte auf andre 
Weiſe nicht Erſatz erlangen kann. Im vorliegenden Fall kann der Kläger 
von dem Fiskus einen Erſatz des hier eingeklagten Betrages von 153 / nicht 
erlangen, da die Haftung des Poſtfiskus auf den Betrag von 42 „ beſchränkt 


158 98. Nachlaßpflegſchaft. 


iſt. Weshalb aber der Geſchädigte, wenn er von einem Anderen nur einen 
Teil ſeines Schadens erſetzt verlangen kann, deshalb ſich wegen des Reſtes 
nicht an den Beamten ſoll halten können, iſt unerfindlich und vom Beklagten 
in keiner Weiſe näher begründet worden. 

Endlich hat der Beklagte ſich wieder auf ein angebliches Verſchulden der 
Frau des Klägers berufen, da ſie den Brief nicht mit Wertangabe, ſondern als 
Einſchreibebrief aufgegeben habe. Es mag ſein, daß dieſes Verſchulden an 
ſich urſächlich für den Verluſt des Briefes ſein könnte, inſofern, wie Kläger 
behauptet, für die Behandlung von Wertſendungen beſondere Vorſchriften 
beſtehen und er dieſe jedenfalls beobachtet haben würde, wenn die Frau den 
Brief als Wertbrief aufgeliefert hätte. Aber ein Verſchulden der Frau liegt 
überhaupt nicht vor. Zunächſt irrt der Beklagte, wenn er annimmt, daß ſie 
ſich überhaupt eines direkten Verſtoßes gegen die Poſtordnung ſchuldig ge⸗ 
macht habe, indem ſie es unterlaſſen habe, den Brief mit Wertangabe auf⸗ 
zuliefern. Denn nirgends unterſagt die Poſtordnung, Wertſachen ohne Wert⸗ 
angabe oder als Einſchreibſendungen aufzugeben. Die Aufgabe mit Wert⸗ 
angabe hat lediglich Bedeutung für die Haftung der Poſt als ſolcher. An 
ſich ſteht es jedem Abſender frei, Wertſachen mit Wertangabe oder als ‚ein- 
gefchrieben‘ zu verſenden. Fraglich kann nur fein, ob es vom Standpunkte 
des Abſenders fahrläſſig iſt, einen Geldbetrag in einem Briefe zu verſenden, 
ohne ſich die durch die Wertangabe gebotene Sicherheit der Verſendung zu 
verſchaffen. Dieſe Frage iſt im vorliegenden Falle zu verneinen. Ob das 
gleiche bei der Verſendung eines beſonders hohen Betrages der Fall iſt, mag 
dahinſtehen. Aber die durch das Einſchreiben gewährte Sicherheit iſt ſchon 
eine ſolche, daß die Verſendung eines Betrages von 195 K auf dieſem Wege 
an ſich keine Außerachtlaſſung der gebotenen Sorgfalt enthält. Es kommt 
hinzu, daß im vorliegenden Falle die Frau ſicher darauf rechnen durfte, daß 
der Beklagte, der von dem Inhalt des Briefes Kenntnis hatte, den Brief 
vorſchriftmäßig behandeln werde und daß ſie beſtimmte Gründe hatte, ihn 
nicht unter Wertangabe zu verſenden. Insbeſondere wünſchte ſie nicht, daß 
in dem Hotel, in dem der Kläger den Brief erhalten ſollte, bekannt werde, 


wieviel Geld ſie ihrem Manne ſende. — — —“ | 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 21. Dez. 1916. R. w. St. 
Bf. VI. 227/16. Nö. 


98. Ungewißheit über die Annahme der Erbſchaft. 


Vgl. 57 Nr. 175; 58 Nr. 37. 
BGB. $$ 1960. 1961. 


Das Amtsgericht und mit ihm das Landgericht haben den auf Grund 
des § 1961 BGB. geſtellten Antrag auf Beſtellung eines Nachlaßpflegers 
abgelehnt, weil die Erben des Schuldners bekannt ſeien. Es kommen in Be⸗ 
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tracht die Eltern des ledig verſtorbenen Schuldners als geſetzliche Erben. 
Dieſe haben die Erbſchaft ausweislich der Erklärung des Vaters v. 6. Nov. 
1916 ausdrücklich weder angenommen noch ausgeſchlagen. Eine ſtillſchwei⸗ 
gende Annahme infolge Ablaufs der Ausſchlagungsfriſt iſt aber nur dann 
gegeben, wenn der Erbe ſichere Kenntnis von dem Anfall und dem Grunde 
der Berufung hatte. Dieſe fehlt und die Ausſchlagungsfriſt kann nicht be⸗ 
ginnen in Fällen, in denen der Erbe nicht weiß, ob eine letztwillige Ver⸗ 
fügung vorhanden iſt. Im vorliegenden Fall kann der im Oſten gefallene 
Erblaſſer ein Teſtament errichtet haben, von dem die Eltern keine Kenntnis 
erlangt haben. Nähere Feſtſtellungen hiezu ſind in den Vorinſtanzen nicht 
gemacht. Es beſteht deshalb eine Ungewißheit über die Annahme der Erb⸗ 
ſchaft i. S. des 8 1960 Abſ. 1 Satz 2 BGB. und die Vorinſtanzen haben das 
Geſetz verletzt (88 1944. 1960 Abſ. 1; 1961 BGB.), indem fie trotzdem 
die Annahme der Erbſchaft ausgeſprochen und die Beſtellung eines Nach⸗ 
laßpflegers abgelehnt haben. 

Die Antragſtellerin bedarf zum Nachweis der Rechtsnachfolge, die dem 
für die Erteilung der Vollſtr.⸗Klauſel zuſtändigen Beamten kaum offenkundig 
ſein dürfte, einer öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde. Dieſe 
könnte ſie auf dem Wege erhalten, daß ſie die Ausſtellung eines Erbſcheins 
beantragte, wie ihr von dem Amtsgericht nahegelegt worden war. Aber wenn 
ſie auch ſo zur Feſtſtellung des Erbrechts gelangen kann, ſo iſt doch die Un⸗ 
gewißheit über die Annahme der Erbſchaft bis jetzt keineswegs gehoben und 
der Antragſtellerin deshalb der Weg des $ 1961 BGB. nicht verſchloſſen. 

Beſchluß des OLG. zu Colmar (1. Sen.) v. 20. Dez. 1916. — 1 K. 46/16. 
L—h. 


99. Das Erbſchaftsſteueramt hat kein Recht zur Beſchwerde über den 
Inhalt eines Erbſcheins.] 
BGB. 58 2353. 2365; ErbſchStG. § 57; ZPO. § 792; FGG. 8 20. 


Das Nachlaßgericht hatte nach dem kinderloſen Ableben der Frau S., 
die mit ihrem Mann in weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft gelebt und keine letzt⸗ 
willige Verfügung hinterlaſſen hatte, dieſem einen Erbſchein erteilt, daß er zur 
einen Hälfte und gewiſſe Seitenverwandte zur andern Hälfte geſetzliche Erben 
ſeien. Später ordnete das Nachlaßgericht auf eine Anregung der Oberzoll⸗ 
direktion die Einziehung des Erbſcheins an, weil der Ehemann nur Erbe zu 
½ geworden ſei und den Nießbrauch an den übrigen / der Seitenverwandten 
habe. Auf Beſchwerde des Teſt.⸗Vollſtreckers des inzwiſchen verſtorbenen 
Ehemannes gab jedoch das Landgericht dem Nachlaßgericht auf, von ſeinen 
Bedenken Abſtand zu nehmen. Hiegegen erhob die Oberzolldirektion Be⸗ 
ſchwerde; ſie beantragte, das Nachlaßgericht zu der erwähnten Anderung des 
Erbſcheins anzuweiſen. Das Kammergericht hielt die Oberzolldirektion für 
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nicht berechtigt zu ſolchem Antrage und legte diefe Frage dem Reichsgericht 
zur Entſcheidung vor ($ 28 FGG. ), weil ſie vom OLG. Jena anders beurteilt 
worden war. — Das Reichsgericht trat dem Kammergericht bei. Aus den 
Gründen: 

„— — — Ein Beſchwerderecht der Oberzolldirektion iſt mit dem Kammer⸗ 
gericht zu verneinen. Der Anſpruch des Fiskus auf die Erbſchaftsſteuer ent⸗ 
ſteht mit dem Anfall eines ſteuerpflichtigen Erwerbes von Todes wegen und 
beſtimmt ſich in ſeiner Höhe nach dem Betrage, um welchen der Erwerber durch 
den Anfall bereichert worden iſt (88 1ff. 16 ErbſchStG.). Der einmal ent⸗ 
ſtandene Anſpruch des Fiskus kann grundſätzlich durch den Eintritt ſpäterer 
Ereigniſſe weder ganz noch teilweiſe aufgehoben werden, insbeſondere ſind 


private Abmachungen zwiſchen den einzelnen Nachlaßbeteiligten über die 


Art ihrer Auseinanderſetzung oder gegenſeitigen Abfindung auf ihre Steuer⸗ 
pflicht ohne Einfluß. Nur wenn zur Beſeitigung eines über den Anfall oder 
ſeine Höhe beſtehenden Streits zwiſchen den Beteiligten ein Urteil ergeht 
oder ein Vergleich geſchloſſen wird, iſt dieſe, für die Beteiligten bindende end- 
gültige Ordnung der erbrechtlichen Verhältniſſe auch dem Fiskus gegenüber 
in Anſehung der Erbſchaftsſteuerpflicht maßgebend und der Fiskus nicht be- 
rechtigt, ſich aus dem Grunde darüber hinwegzuſetzen, weil fie auf einer un- 
richtigen Rechtsauffaſſung beruhe (RG Entſch. Bd. 48, 301; 69, 321). Der 
Erbſchein ſteht aber hinſichtlich ſeiner Wirkung einem rechtskräftigen Urteil 
oder einem zwiſchen ſtreitenden Erbprätendenten geſchloſſenen Vergleich 
über ihre Beteiligung am Nachlaß nicht gleich; er ſchafft im Intereſſe der 
Verwaltung des Nachlaſſes und zum Schutze daran beteiligter redlicher Dritter 
lediglich eine vorläufige Ordnung des Erbrechts, deſſen endgültige Ordnung 
der Parteivereinbarung oder der Entſcheidung des Prozeßrichters vorbehalten 
bleibt. Der Inhalt des Erbſcheins iſt deshalb für die Erbſchaftsſteueranſprüche 
des Fiskus nicht ohne weiteres maßgebend und nicht geeignet, deſſen nach 
der wahren Rechtslage begründeten Auſprüche zu beſeitigen. 
| Das OLG. in Jena hat die Rechtsbeeinträchtigung des Fiskus auch nur 
darin gefunden, daß durch den unrichtigen Erbſchein im Hinblick auf die durch 
8 2365 BGB. für die Richtigkeit des Inhalts des Erbſcheins begründete Ver⸗ 
mutung die Rechtslage des Fiskus für die Geltendmachung ſeines Erbſchafts⸗ 
ſteueranſpruchs erſchwert werden könne. Das iſt indeſſen nicht der Fall. Die 
Steuerbehörde wird durch das Beſtehen eines Erbſcheins nicht gehindert, 
ihrem Beſcheid über die zu entrichtende Erbſchaftsſteuer eine von dem Inhalt 
des Erbſcheins abweichende Rechtsauffaſſung zugrunde zu legen. Durch 
die Erteilung des Erbſchaftsſteuerbeſcheids wird aber die Verpflichtung zur 
einſtweiligen Entrichtung der darin angegebenen Steuerbeträge innerhalb 
der beſtimmten Friſt begründet, nach deren Ablauf die Beitreibung im Wege 
des Verwaltungs⸗Zwangsverfahrens erfolgt. Das Vorhandenſein eines in⸗ 
haltlich unrichtigen Erbſcheins hindert alſo weder die Feſtſetzung noch die 
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Einziehung der dem Fiskus nach der wahren Rechtslage zuſtehenden Erb— 
ſchaftsſteuer. In dem gegen den Fiskus gemäß $ 57 ErbſchStG. angeſtrengten 
Rechtsſtreit auf gänzliche oder teilweiſe Erſtattung eines eingegangenen Erb- 
ſchaftsſteuerbetrags hat nach feſtſtehender Rechtſprechung der Fiskus, obgleich 
er ſich in der Rolle des Beklagten befindet, die Beweislaſt dafür, daß die von 
ihm geltend gemachte Steuerforderung berechtigt iſt. Dieſe Beweislaſt wird 
ihm alſo nicht erſt durch das Vorliegen eines Erbſcheins aufgebürdet, deſſen 
Inhalt mit der dem Steuerbeſcheide zugrunde gelegten Beurteilung der 
Rechtslage im Widerſpruch ſteht, und ſie wird auch durch einen derartigen 
Erbſchein nicht erſchwert. Denn wenn der Fiskus den ihm ohnehin obliegen⸗ 
den Beweis für die Richtigkeit der von ihm behaupteten Erbfolge erbringt, 
ſo iſt damit zugleich die Unrichtigkeit des Erbſcheins nachgewieſen und die 
Vermutung aus § 2365 BGB. widerlegt. Bei der Prüfung der vom Fiskus 
vertretenen Rechtsauffaſſung und bei der Würdigung der dafür vorgebrachten 
Tatſachen iſt der Prozeßrichter durch den Inhalt des Erbſcheins und die ihm 
zugrunde liegende Beurteilung der Tat- und Rechtslage durch den Nachlaß⸗ 
richter nicht beſchränkt. Aus den Vorſchriften der 88 2365 BGB., 57 ErbſchStG. 
läßt ſich hiernach eine Beeinträchtigung eines Rechts des Fiskus durch den 
unrichtigen Inhalt des einem Dritten erteilten Erbſcheins nicht herleiten. 
Dem Kammergericht iſt aber ferner auch darin beizutreten, daß die Vor⸗ 
ausſetzungen des 8 792 ZPO. jedenfalls im gegenwärtigen Falle nicht ge- 
geben ſind. — — — Daß die Oberzolldirektion eines Erbſcheins des von 
ihr angegebenen Inhalts zum Zweck der Zw.⸗Vollſtreckung aus einem bereits 
erteilten Erbſchaftsſteuerbeſcheide bedürfte, iſt nicht erſichtlich. Nur beim 
Vorliegen dieſer Vorausſetzungen könnte aber überhaupt eine Heranziehung 
des 8 792 ZPO. zur Begründung des Beſchwerderechts der Oberzolldirektion 
in Frage kommen. Die Oberzolldirektion bezweckt mit der weiteren Be⸗ 
ſchwerde offenſichtlich nur, den Inhalt des erteilten Erbſcheins mit der Rechts⸗ 
auffaſſung in Einklang bringen zu laſſen, die ſie ſelbſt dem Erbſchaftsſteuer⸗ 
beſcheide zugrunde gelegt hat oder zugrunde legen will, um den hierüber 
beſtehenden Streit im Wege des Erbſcheinerteilungs⸗Verfahrens zum Austrag 
zu bringen. Ein rechtliches Intereſſe an der Erlangung eines dementſprechen⸗ 
den Erbſcheins würde ſich für den Fiskus vielleicht damit begründen laſſen, 
daß er dadurch im Rechtsſtreit über die Berechtigung des Steueranſatzes der 
ihm obliegenden Beweislaſt für das Erbrecht und die Größe des Erbteils 
des Inanſpruchgenommenen überhoben und dem Kläger der Beweis für die 
Unrichtigkeit des Erbſcheins aufgebürdet würde. Ob dieſe Folgerung aus 
§ 2365 BGB. für den Erbſchaftsſteuerprozeß zu ziehen wäre (vgl. Warneyer 
Jahrb. der Entſch. 1913 Nr. 300), kann auf ſich beruhen. Denn ein in dieſer 
Beziehung etwa anzuerkennendes Intereſſe des Fiskus an der Erlangung 
eines Erbſcheins würde nicht ausreichen, ein Antragsrecht des Fiskus auf 
Erteilung des Erbſcheins zu bejahen (Motive zum BGB. 5, 558). 8 82353 
Seufferts Archiv Bd. 72. 8.[ Folge Bd. 17 Heft 5. 
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BGB. ſteht das Recht, auf Erteilung des Erbſcheins anzutragen, dem Erben 
zu. Dieſe Vorſchrift iſt in der Rechtſprechung allerdings dahin ausgelegt 
worden, daß dadurch nicht nur der Erbe habe für antragsberechtigt erklärt 
werden ſollen; das Antragsrecht iſt aber andern Perſonen nur inſoweit zu- 
geſtanden worden, als ihnen dieſes Recht vom Geſetz ausdrücklich beigelegt 
worden iſt (88 792. 896 ZPO.) oder ſie zur Erfüllung ihnen geſetzlich obliegen- 
der Verpflichtungen eines Erbſcheins bedürfen (K GJ. 22 A, 56; 40A, 37). 
Ein derartiges Bedürfnis kann für die Erbſchaftsſteuerbehörde nicht anerkannt 
werden. Der Erbſchaftsſteuer unterliegt nach Maßgabe des Erbſchaftsſteuer— 
geſetzes jeder Erwerb von Todes wegen, gleichviel ob er ſich im Wege der 
Erbfolge oder auf andre Weiſe vollzieht (88 1 bis 4). Pflicht der Erbſchafts— 
ſteuerbehörde iſt es daher, feſtzuſtellen, inwieweit infolge des Todes einer 
Perſon der Steuerpflicht unterliegende Fälle eines Erwerbes von Todes 
wegen eingetreten ſind. Nach dieſer Richtung gibt der Erbſchein aber nur 
in ſehr beſchränktem Maße Auskunft, da er lediglich ein vorläufiges Zeugnis 
darüber iſt, welche Perſonen Erben geworden, wie groß die einzelnen Erb— 
teile ſind und welche Verfügungsbeſchränkungen für die Erben beſtehen, 
dagegen keine Angaben über Vermächtniſſe, Pflichtteilsrechte oder ſonſtige 
der Erbſchaftsſteuer unterliegende Vermögenserwerbungen enthält. Der Erb— 
ſchein vermag daher die Steuerbehörde der ihr obliegenden Ermittelungs— 
pflicht nicht zu überheben, er iſt für die Feſtſtellung der ſteuerpflichtigen Er— 
werbsfälle weder ausreichend noch erforderlich, für dieſe Feſtſtellung werden 
vielmehr der Steuerbehörde durch die ihr gemäß 88 39ff. Erbſch StG. zu er- 
teilenden Auskünfte und Mitteilungen die erforderlichen Unterlagen gewährt, 
auf Grund deren ſie die Sach- und Rechtslage ſelbſtändig zu beurteilen hat. 
Steht aber der Steuerbehörde, abgeſehen etwa von den gegenwärtig nicht 
in Betracht kommenden Fällen der 89 792. 896 ZPO., kein Recht auf die 
Erteilung des Erbſcheins zu, ſo läßt ſich auch unter dieſem Geſichtspunkt kein 
Recht für ſie begründen, die Einziehung eines unrichtigen Erbſcheins zu be— 
treiben. g 
Die weitere Beſchwerde iſt hiernach mangels einer Beſchwerdeberechtigung 
der Oberzolldirektion zurückzuweiſen.“ | 
Beſchluß des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 29. Juni 1916. RIA. 15, 14. 


100. Eine Erbengemeinſchaft kann nicht als Geſellſchafterin ins 
Bandelstegiiter eingetragen werden. 
Vgl. 30 Nr. 206. 
HGB. 88 105. 139; BGB. § 2038; FGG. § 125. 

Die Erben eines offenen Handelsgeſellſchafters beantragten, die Erben— 
gemeinſchaft als Geſellſchafterin ins Handelsregiſter einzutragen. Der An— 
trag wurde abgelehnt, Beſchwerde und weitere Beſchwerde blieben erfolglos. 
— Aus den Gründen: 
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„— — — Eine Erbengemeinſchaft als ſolche kann nicht als Teilhaberin 
in eine off. Handelsgeſellſchaft eintreten, vielmehr müſſen die einzelnen Mit⸗ 
erben Geſellſchafter werden. Ein andres läßt die Ausgeſtaltung der off. Han⸗ 
delsgeſellſchaft nicht zu. Denn darnach können nur einzelne, natürliche oder 
juriſtiſche, Perſonen, nicht aber Gemeinſchaften, auch nicht ſolche zur geſamten 
Hand, Geſellſchafter ſein. Sowenig wie es zuläſſig iſt, daß eine off. Handels⸗ 
geſellſchaft als ſolche ſich als Geſellſchafterin an einer anderen off. Handels— 
geſellſchaft beteiligt (vgl. Staub HGB.? Anm. 25 zu $ 105), ſowenig iſt das 
auch hinſichtlich einer Erbengemeinſchaft angängig. Die gegenteilige Meinung 
wird allein von Markus in Holdheims MSchr. 19, 88 unter Bezugnahme darauf 
vertreten, daß die Möglichkeit beſtehen müſſe, beim Tode eines Geſellſchafters 
das Zerfallen feines Geſellſchaftsanteils iu Teile zu verhüten. Ob ein Be⸗ 
dürfnis hierfür beſteht und ob ihm auf dem von Markus bezeichneten Wege 
abgeholfen werden würde, darf dahingeſtellt bleiben. Denn jedenfalls ergeben 
die zwingenden Vorſchriften des 8 139 HGB., daß an die Stelle des ver⸗ 
ſtorbenen Mitglieds einer off. Handelsgeſellſchaft als Geſellſchafter auch bei 
noch beſtehender Erbengemeinſchaft nur die einzelnen Erben eintreten können; 
der Eintritt der Erbengemeinſchaft als ſolcher iſt darnach ausgeſchloſſen, eben 
weil infolge der Ordnung, die das Geſetz für die off. Handelsgeſellſchaft ge— 
troffen hat, Geſellſchafter nur Einzelperſonen ſein können (vgl. Staub Anm. 14 
zu § 139). Wenn ſich die Beſchwerdeführer auf die Ausführungen und Angaben 
bei Staub Anm. 40 zu § 105 berufen zu können glauben, ſo wird überſehen, 
daß dort lediglich die Frage behandelt wird, ob beim Tode eines Einzelfauf- 
manns deſſen Erben beim Fortbeſtehen der Erbengemeinſchaft als Inhaber 
der Firma im Handelsregiſter eingetragen werden können, ohne daß zwiſchen 
ihnen eine Handelsgeſellſchaft begründet wird. Dieſe Frage iſt hier nicht 
zu entſcheiden.“ | 

Beſchluß des OLG. zu Dresden v. 23. Okt. 1915. RIA. 15, 43. 


101. Kriegsverſicherung der Warenſendung eines deutſchen Hauſes in 
Amerika; falſche Deklaration als amerikaniſches oder neutrales 
Eigentum. | 
HGB. $ 806. 


Die klagende Firma G. & L. in Hamburg hatte im Oktober 1914 bei 
den verklagten Verſ.⸗Geſellſchaften 99 Ballen Büffelhäute gegen Kriegsgefahr 
mit 30000 #6 verſichert. Die Ware wurde von der Firma G. L. & Co. in 
San Salvador nach Neuyork und von dort weiter nach Kopenhagen ver— 
laden. Sie wurde von den Engländern weggenommen, ſoll auch kondem— 
niert ſein; jedenfalls hat die Klägerin ſie abandonniert. Sie verlangte die 
Verſicherungsſumme. Die Beklagten verweigerten die Zahlung, weil die 


Ware in der Police als „amerikaniſches Eigentum“ deklariert worden, tat- 
: 12* 
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ſächlich aber deutſches Eigentum geweſen ſei, denn die Inhaber von G. L. 
& Co. in San Salvador ſeien Deutſche. — Die Klage wurde ab- und die Be⸗ 
rufung zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

— — — Die Klägerin hält die Deklaration für richtig, weil die Firma 
G. L. & Co. eine ſelbſtändige offene Handelsgeſellſchaft ſei, die in Amerika 
ihren Sitz habe. Rechtlich betrachtet, gibt es kein Eigentum einer Geſell⸗ 
ſchaft, ſondern nur Eigentum von Geſellſchaftern. Im wirtſchaftlichen Sinne 
ſpricht man allerdings von dem Eigentum einer Geſellſchaft, aber auch, wenn 
man dieſe wirtſchaftliche oder kaufmänniſche Auffaſſung zugrunde legen will, 
war die Deklaration unzutreffend. Wirtſchaftlich ſind die hieſige Firma und 
die Firma in San Salvador eng miteinander verbunden. Von vier Inhabern 
ſind zwei hier, zwei drüben und betreiben ihr Geſchäft durch ein Haus in 
San Salvador und ein Haus hier. Rechtlich und rechneriſch mögen die beiden 
Firmen getrennt ſein, wirtſchaftlich bilden ſie im weſentlichen eine Einheit. 
Hier handelt es ſich nur um eine Verſicherung gegen Kriegsgefahr, alſo in 
erſter Linie gegen die Gefahr der Kondemnierung der Ware. Ein Priſen⸗ 
gericht würde aber als maßgebend anſehen nicht die rein juriſtiſche Seite, 
ſondern die wirtſchaftlichen Verhältniſſe, wenn es beurteilen will, ob eine 
Ware feindliches oder neutrales Gut iſt. Klägerin meint, die Bezeichnung 
der Ware als ‚amerikaniſch' fer für den Verſicherer unerheblich geweſen, es 
hätte auch genügt, wenn die Ware als ‚neutral! bezeichnet worden wäre. 
Es kommt zunächſt nicht darauf an, wie die Klägerin die Ware hätte dekla⸗ 
rieren können, ſondern wie ſie ſie deklariert hat. Im übrigen war es auch 
ein erheblicher Unterſchied, ob man die Ware als „‚amerikaniſch“ oder als 
‚neutral‘ bezeichnete. Im erſten Fall kann an der Neutralität kein Zweifel 
jein. Die Bezeichnung ‚neutral‘ ift dagegen ein Begriff, über deſſen Aus⸗ 
legung Zweifel entſtehen konnten, ſie bot den Verſicherern nicht die Sicher⸗ 
heit wie die Tatſache, daß das Gut amerikaniſch war. Im übrigen hätte die 
Ware auch nicht als neutral“ deklariert werden dürfen. Gerade die Aus⸗ 
führungen, die die Klägerin über die engliſche Auffaſſung im Jahre 1914 
gemacht hat, zeigen die Bedenklichkeit ſolcher Deklaration. Nach dieſer Auf⸗ 
faſſung ſollen die Waren im Auslande domizilierter Deutſcher oder Firmen 
als neutral angeſehen worden ſein. Hier ſind aber von den Inhabern der 
Firma zwei in Deutſchland domiziliert und beſteht ein deutſches und ein 
überſeeiſches Haus. Dann kann man aber nicht wohl ſagen, daß die Firma 
nur in Amerika domiziliert ſei, und die Ware als neutral anſehen. Ganz aus⸗ 
geſchloſſen war es aber jedenfalls, lediglich aus dem formalen Geſichtspunkte, 
daß die Firma in San Salvador eine ſſelbſtändige offene Handelsgeſellſchaft' 
war, die Ware als ‚amerikanisches Eigentum' zu bezeichnen. Die Klägerin 
hat auch ſelbſt Zweifel gehabt, ob man die Ware als neutral anſehen könne; 
ſie hat ſich mit ihrem Makler darüber beraten; wenn ſie zu dem Schluſſe kam, 
daß es zuläſſig ſei, die Ware als neutral zu bezeichnen, ſo konnte ſie ſich doch 
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nicht verhehlen, daß dieſe Annahme keineswegs zweifellos war, und, wenn 
das der Fall war, ſo hätte ſie durch ihren Makler den Verſicherern Auf⸗ 
klärung über die tatſächlichen Verhältniſſe geben müſſen. Wenn ſie ſtatt 
deſſen einfach die Ware, ſei es als amerikaniſch, ſei es auch nur als neutral, 
deklarierte, ſo muß ſie die Folgen tragen, falls ſich dieſe Deklaration als falſch 
erweiſt. — — — Daß die falſche Deklaration erheblich i. S. der 88 29. 32 
Allg. See VerſBed. war, bedarf keiner Ausführung. Die Verſicherer wollten 
die Ware nur verſichern, wenn ſie neutral war. Durch die Erklärung, daß 
lie ‚amerikaniſches Eigentum“ war, wurde jeder Zweifel an der Neutralität 
behoben. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 10. Okt. 1916. G. & L. (Kl.) 
w. Skand. u. Gen. Bf. III. 155/16. B. 


II. Verfahren. 


102. Verhältnis der Staatskaſſe zu den Parteien hinſichtlich der 
Gerichtskoſten im Falle des $ 941 GH. 
Vgl. 37 Nr. 249; 66 Nr. 244. 
GKG. $ 94. 


Die Erinnerung des Beklagten richtet ſich dagegen, daß auf ihn Koſten 
der Ber.⸗Inſtanz angeſetzt und von ihm eingefordert worden ſind, nachdem 
ein die Koſtenpflicht endgültig zuungunſten des armen Klägers regelndes 
Urteil erlaſſen worden iſt. Die Erinnerung iſt aber unbegründet. Denn der 
Koſtenanſatz beruht auf der Vorſchrift in 8 941 GK G., deren klarer Sinn er⸗ 
gibt, daß im Zivilprozeſſe mit dem Ablauf eines Jahres nach der Beſtim— 
mung des erſten Termins in der Inſtanz und jedes weiteren Jahres für Die- 
jenige Partei, die die Inſtanz in Bewegung geſetzt hat, die Verpflichtung 
entſteht, alle bis dahin erwachſenen Streitkoſten zu bezahlen, dafern nicht 
vorher eine Entſcheidung über die Koſten ergeht. Der Anſpruch der Staats⸗ 
kaſſe gegen ſie wird in ſolchem Folle derart begründet, daß er ſich als ein 
wohlerworbenes Recht darſtellt, welches ihr nicht wieder entzogen werden 
kann, auch nicht durch ein die einmal' nach § 94 zahlungspflichtig gewordene 
Partei mit Koſten verſchonendes Urteil; ein ſolches verſchafft vielmehr der 
Staatskaſſe einen zweiten Schuldner neben dieſer Partei, der es überlaſſen 
bleiben muß, die von ihr eingezogenen Koſten auf Grund des Urteils ſich 
von der Gegenpartei erſtatten zu laſſen. Ganz gleichgültig iſt hierbei, ob 
der Anſatz der Koſten nach $ 94 und deren Abforderung unmittelbar nach 
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Ablauf der Jahresfriſt oder ſpäter, und namentlich, ob ſie erfolgt ſind, bevor 
oder nachdem das die andre Partei belaſtende Urteil ergangen iſt; 
vgl. Rittmann GKG. Anm. 3 bei 8 94; Pfafferoth Anm. 1 bei 8 94; ferner die 
Entſcheidung des Reichsgerichts im RGeEntſch. 36, 411 ff. und die dort ange⸗ 
zogenen früheren Entſcheidungen desſelben Gerichts. 
Beſchluß des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 5. Febr. 1917. 5 C. Reg. 18/17. 
ö Ch. 


103. nicht unter $ 24 SPO. fallen Klagen auf Gewährung und 
Übertragung des Eigentums. 
Vgl. 44 Nr. 214. 
ZPO. 24. 

Klagen, durch die das Eigentum i. ©. des $ 24 ZPO. geltend gemacht 
wird, ſind ſolche, die ein bereits beſtehendes Eigentum behaupten und dem⸗ 
nach die Herausgabe der Sache oder Feſtſtellung des dem Kläger zuſtehenden 
Eigentums, Berichtigung des Grundbuchs durch Löſchung der auf einen 
andern — Nichteigentümer — lautenden Eintragung u. dal. verfolgen. Da⸗ 
gegen gehören nicht hierher ſolche Klagen, die auf Grund perſönlichen Schuld— 
verhältniſſes auf Gewährung und Übertragung des Eigentums, auf Auflaſ— 
ſung u. dgl. gerichtet ſind; 

Gaupp⸗-Stein Bem. III, 1 zu $ 24 3PO.; die Bemerkungen in den Handausgaben 

von Neumiller, Sydow-Buſch und Warneyer zu § 24 ZPO. und JW. 1891, 509. 
Nach dem eigenen Vorbringen der Geſuchſtellerin und den unbeſtrittenen 
Tatſachen — Ernſt F. hat auf Grund einer Spezialvollmacht ſeitens der Ge- 
ſuchſtellerin und Generalvollmacht ſeitens der in Leipzig wohnhaften Martha 
F. das Anweſen für dieſe beiden eingeſteigert, der Zuſchlag wurde beiden 
erteilt und ſie als Eigentümer zu gleichen Anteilen im Grundbuch eingetragen 
— handelt es ſich hier nicht etwa und kann es ſich nicht darum handeln, daß 
die Geſuchſtellerin hinſichtlich des ſtrittigen grundbuchmäßigen Anweſens⸗ 
anteils der Martha F. als Klagegrund ein bereits ihrerſeits beſtehendes Eigen— 
tum geltend machen will, ſondern es iſt ein auf Grund perſönlichen Schuld— 
verhältniſſes — aus der „auftragwidrigen Handlungsweiſe“ des Ernſt F., 
wie im Geſuch geſagt iſt — zu erhebender Anſpruch darauf in Frage, daß 
Martha F. ihren Anweſensanteil auf die Geſuchſtellerin zu übertragen („in 
die Umſchreibung zu willigen“) habe, ſo daß letztere nun Alleineigentümerin 
des Anweſens werde. 

Gegenüber einer ſolchen Klage hat ſohin das Landgericht mit Recht ver⸗ 
neint, daß der $ 24 ZPO. zutreffe, und das Armenrecht für den gegen Martha 
F. beim Landgericht M. anhängig zu machenden Rechtsſtreit verweigert, 
weshalb die Beſchwerde der Geſuchſtellerin zurückzuweiſen war. 


Beſchluß des OLG. München (3. Sen.) v. 20. Januar 1917. Franziska 
W. w. Martha F. u. Gen. Beſchw.⸗Reg. 24/17. F—2. 
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104. Vorausſetzung der Armenrechtsbewilligung iſt Beeinträchtigung 
des notwendigen Unterhalts. 


80. 8 114. 


Die Beſchwerde iſt gemäß § 127 ZPO. zuläſſig, iſt aber unbegründet. 
Die Beklagte, deren Ehemann zurzeit nicht in der Lage zu ſein ſcheint, ſeiner 
Unterhaltspflicht auch nur zum Teil zu genügen, bezieht von ihrer wohl⸗ 
habenden Mutter für ſich und ihr Kind vierteljährlich 900 „ Unterhalt. Das 
mag nicht mehr ſein, als was ihr, in Hinblick auf die wirtſchaftliche und ge⸗ 
ſellſchaftliche Lebenslage ihrer Mutter, als ſtandesmäßiger Unterhalt i. S. des 
§ 1610 BGB. zukommt; ja es mag vielleicht gar, wie die Beklagte behauptet, 
dieſes Maß nicht einmal erreichen. Aber 8 114 ZPO. macht die Bewilligung 
des Armenrechts nicht von der Beeinträchtigung des ſtandesmäßigen, ſondern 
des für den Antragſteller und ſeine Familie notwendigen Unterhalts ab- 
hängig; und es iſt nicht einzuſehen, weshalb die Beklagte von einem Jahres- 
einkommen von 3600 „ neben ihrem und ihres Kindes notwendigen Unter⸗ 
halt nicht auch die Koſten des gegenwärtigen Prozeſſes ſollte beſtreiten können. 
Das Geſetz will nicht, daß jemand die Koſten eines Prozeſſes ſchon deshalb 
von ſich abwälzen kann, weil dieſe ihm nicht erlauben würden, weiter ſtandes⸗ 
gemäß zu leben; es mutet der in ſolcher Lage befindlichen Prozeßpartei viel⸗ 
mehr zu — und zwar aus Billigkeitsgründen, die auf der Hand liegen —, 
daß ſie ſich mit Rückſicht auf die Koſten des Rechtsſtreits erforderlichenfalls 
in ihrer allgemeinen Lebensführung auf das Maß des ſchlechthin Notwendigen 
einſchränkt. Es iſt freilich anzuerkennen, daß auch dieſes Maß eine gewiſſe 
Berückſichtigung der Verhältniſſe des Einzelfalles zuläßt; doch wird mit der 
hier getroffenen Entſcheidung dieſe Rückſicht keineswegs verletzt. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 29. Jan. 1917. B. w. T. 
Bs. Z. II. 9/17. f B. 


105. Unterbrechung durch den Tod des Beklagten; keine Klagabweifung, 
wann die geladenen Rechtsnachfolger nicht aufnahmepflichtig ſind. 
Vgl. 50 Nr. 284. 

ZPO. $ 239. 


Der Kläger hatte gegen feinen Sohn E. W. Klage auf Zahlung von 
810,42 „ nebſt Prozeßzinſen, die letzterer ihm aus einem Kaufvertrag über 
ein Schloſſergeſchäft nebſt Inventar ſchulde, erhoben. E. W. iſt im Lauf des 
Rechtsſtreits am 24. Oktober 1914 vor Ypern gefallen. Zu ſeinen geſetzlichen 
Erben gehörten die jetzt vom Kläger auf Zahlung der Klageſumme in An⸗ 
ſpruch genommenen Luiſe und Käthe W., die vom Kläger geladen wurden, 
in dem auf dieſe Ladung anberaumten Termin jedoch erklären ließen, daß 
ſie die Erbſchaft ausgeſchlagen hätten. Nach Vortrag des Inhalts der Akte 
über den Nachlaß des E. W. und ſtreitiger Verhandlung zur Sache wies das 
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Landgericht die Klage ab. — Dieſe Entſcheidung wurde aufgehoben und die 
Sache ans Landgericht zurückverwieſen. Aus den Gründen: 

„— — — Das Landgericht hat die Klage abgewieſen, weil es durch den 
Inhalt der Nachlaßakte als erwieſen angeſehen hat, daß die vom Kläger als 
Rechtsnachfolgerinnen des E. W. in Anſpruch genommenen Luiſe und Käthe 
W. nicht deſſen Rechtsnachfolgerinnen geworden ſeien. Durch dieſes Urteil 
iſt der Kläger und Ber.⸗Kläger beſchwert. 

Beſtreiten, wie es hier geſchehen iſt, die Geladenen die Rechtsnachfolge 
und mithin die Aufnahmepflicht, ſo iſt über dieſe Frage zu verhandeln. Die 
Verhandlung erſtreckt ſich auch auf die Hauptſache, wenn wie hier eine Be- 
ſchränkung der Verhandlung auf die Frage der Aufnahmepflicht nicht ſtatt— 
gefunden hat. Kommt alsdann aber das Gericht zu der Überzeugung, daß 
die Geladenen nicht Rechtsnachfolger ſind, ſo iſt dies durch — mit Berufung 
und Reviſion anfechtbares — Endurteil in der Weiſe auszuſprechen, daß 
das Begehren des Klägers, daß die Geladenen den Rechtsſtreit aufnehmen, 
als unbegründet zurückgewieſen wird unter Verurteilung des die Aufnahme 
Begehrenden in die Koſten des Aufnahmeverfahrens. Das Gericht darf aber 
nicht die Klage abweiſen. Das Verfahren bleibt unterbrochen. Dem Kläger 
bleibt es unbenommen in dem zwar unterbrochenen, aber rechtshängig ge- 
bliebenen Verfahren andre Perſonen als Rechtsnachfolger des Verſtorbenen 
zur Aufnahme und zur Verhandlung über die Hauptſache zu laden. Er kann 
ſachlich noch immer obſiegen. 

Das Urteilsverfahren 1. Inſtanz leidet deshalb an einem weſentlichen 
Mangel, der die Zurückverweiſung der Sache in die Inſtanz nach § 539 ZPO. 
zuläſſig erſcheinen läßt. Dieſe Zurückverweiſung erſchien vorliegendenfalls 
geboten, weil, wenn dieſes Gericht, ginge es materiell auf die Sache ein, zu 
der Anſicht gelangen würde, daß die Geladenen die Erbſchaft nicht mehr aus— 
ſchlagen konnten, weil ſie ſie vorher durch Auftreten als Erben bereits an— 
genommen hätten, den Parteien über die Hauptſache, nämlich die Frage, ob 
der verſtorbene Erblaſſer dem Kläger noch etwas ſchuldete oder nicht, eine 
Inſtanz verloren ginge. — — - ö 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 5. Januar 1917. Th. W. (Kl.) 

w. E. W. — Bf. IV. 167/16. Nö. 


106. Keine Vorabentſcheidung über den Grund eines 
Feſtſtellungsanſpruchs. 


Vgl. 61 Nr. 261. 
3PO. 88 256. 304. 


Der Kläger hatte unter dem Anführen, er ſei am 11. Febr. 1914 abends 
auf der von L. nach B. führenden Landſtraße durch einen vom Beklagten K. 
geleiteten Kraftwagen, deſſen Halter der Beklagte R. geweſen ſei, von hinten 
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angefahren und zu Boden geſchleudert worden, habe dabei ſchwere körperliche 
Verletzungen und auch Sachſchaden erlitten, ſei infolgedeſſen bis zum 20. Juni 
1914 völlig erwerbsunfähig geweſen, habe auch ſpäterhin noch Schaden an 
ſeiner Geſundheit gehabt und ſolchen auch weiter zu erwarten, gegen beide 
Beklagte geklagt mit dem Antrage, ſie als Geſamtſchuldner zur Zahlung 
von 344,25 % Lohnausfall und Sachſchaden nebſt Zinſen ſowie zum Erſatz 
allen Schadens zu verurteilen, der ihm ſonſt noch aus dem Unfall zuſtehe 
und künftig noch zuſtehen werde. — Das Landgericht entſchied durch Zwiſchen⸗ 
urteil, daß „der Klaganſpruch dem Grunde nach gerechtfertigt“ ſei. Mit 
der Berufung verlangten die Beklagten, daß die Klage abgewieſen werde. 
Der Kläger faßte ſeinen zweiten Antrag dahin: feſtzuſtellen, daß die Beklagten 
verpflichtet ſeien, als Geſamtſchuldner ihm allen weiteren Schaden, der aus 
dem Unfall entſtanden ſei und noch entſtehen werde, zu erſetzen. Die Berufung 
wurde mit der Maßgabe zurückgewieſen, daß die eingeklagten Leiſtungs⸗ 
anſprüche dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt würden, und ferner 
feſtgeſtellt werde, die Beklagten ſeien verpflichtet, dem Kläger darüber hinaus 
allen weiteren Schaden zu erſetzen, der ihm aus dem Unfall entſtanden ſei 
oder noch entſtehen werde. — Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„— — — Das Landgericht hat mit der Begründung, daß ‚der geltend 
gemachte Anſpruch' dem Grunde und der Höhe nach ſtreitig ſei und es ſich 
daher nach § 304 Abſ. 1 ZPO. rechtfertige, über den Grund des Anſpruchs 
vorab zu entſcheiden, ein Zwiſchenurteil dahin erlaſſen: ‚Der Klaganſpruch 
iſt dem Grunde nach gerechtfertigt'. Dabei hat es aber überſehen, daß ſchon 
im 1. Rechtsgange nicht nur ein Anſpruch, ſondern mehrere ſelbſtändige An- 
ſprüche erhoben worden ſind. Ferner hat es die rechtliche Natur des vom 
Kläger geſtellten Antrages, die Beklagten zu verurteilen, ihm allen Schaden 
zu erſetzen, der ihm ſonſt noch aus dem Unfall zuſtehe oder künftig noch zuſtehen 
werde, völlig verkannt, indem es darin, an dem Wortlaut haftend, ein Leiſtungs⸗ 
verlangen gefunden hat. In Wirklichkeit hat der Kläger damit nur die Feſt⸗ 
ſtellung der Verpflichtung der Beklagten zum Erſatz des über die erhobenen 
Leiſtungsanſprüche hinausgehenden Schadens begehrt, wie ſich daraus er— 
gibt, daß er inſoweit einen Forderungsbetrag nicht beziffert hat, und wie in 
der Ber.⸗Verhandlung durch entſprechende Faſſung des Antrages noch be— 
ſonders klargeſtellt worden iſt. Sein Feſtſtellungsverlangen iſt zuläſſig, denn 
der weitergehende Schaden iſt gegenwärtig ſeiner Höhe nach nicht genau 
zu beſtimmen, und die Feſtſtellung dient zur Schaffung einer klaren Rechts⸗ 
lage wie zur Vorbereitung und Vereinfachung des künftigen Rechtsſtreits 
über den Betrag, es liegt ſonach ein rechtliches Intereſſe an der verlangten 
Feſtſtellung auf feiten des Klägers vor (8 256 ZPO.). Da nun der Feſt⸗ 
ſtellungsantrag nicht einen Streit über einen Betrag betrifft, iſt inſoweit für 
eine Vorabentſcheidung über den Grund nach $ 304 ZPO. Abſ. 1 kein Raum 
(vgl. RGEntſch. 21, 382, in Seuff A. 44 Nr. 140; SächſA. 14, 4983 15, 324). 
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Das Urteil hat vielmehr dahin zu ergehen, daß die Verpflichtung der Beklagten 
zum weiteren Schadenserſatze feſtzuſtellen iſt. In dieſem Teil iſt die Entſchei⸗ 
dung kein n nach § 304, ſondern Endurteil, Teilurteil i. S. des 
§ 301 ZPO. — — — 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 26. Okt. 1916. 50. 139/15 
Ch. 


107. Kann eine Klage auf Unterhaltsgewährung ſchon während des 
Scheidungsſtreits gegen den ſchuldigen Eheteil erhoben werdend 


Vgl. 60 Nr. 110; auch 71 Nr. 197 m. N. $ 
ZRD. § 259; BGB. $ 1578. 


Die Frage, ob ein auf Grund des 81578 BGB. erhobener Anſpruch 
während Beſtehens der Ehe, noch vor rechtskräftig ausgeſprochener Schei— 
dung, erhoben werden könne, iſt mit dem Reichsgericht, gegen die Anſicht 
des Landgerichts, zu verneinen. 

In dem Urteil v. 5. Januar 1914 (Warneyer Rſpr. d. RG. 1914 Nr. 293) 
ſpricht der 4. Ziv.⸗Sen. des Reichsgerichts in klarer, jeden Zweifel ausſchließen⸗ 
der Weiſe aus, daß vor Scheidung der Ehe die klagebegründenden Tatſachen 
für den dem unſchuldigen Teil zuſtehenden Unterhaltsanſpruch nicht gegeben 
ſeien, und es daher rechtlich ausgeſchloſſen ſei, ſchon während Beſtehens der 
Ehe über einen etwaigen zukünftigen Unterhaltsanſpruch des Ehegatten aus 
8 1578 BGB. Entſcheidung zu treffen. Das Reichsgericht folgt mit dieſer, 
auch anderwärts vertretenen Anſicht, | 

vgl. Staudinger BGB. $ 1578 Nr. 6; Schmidt, BGB. von Hölder, Schollmeyer 

u. a. § 1578 Nr. 5b; Förſter⸗Kann ZPO. 8 259 Nr. 1 Abſ. 3; OLG. Celle 

und Stuttgart im Recht 1902, 435; 1911 Nr. 1154, 
der Auslegung, die Stein (ZPO. $ 259 J) der Vorſchrift in 8 259 ZPO. gibt, 
wonach eine Klage aus dieſer Beſtimmung nur unter der Vorausſetzung zu— 
läſſig iſt, daß der Anſpruch, wenn auch als befriſteter oder bedingter, bereits 
beſteht, d. h. daß die ihn begründenden Tatſachen bereits gegeben ſind. Das 
iſt aber bezüglich des Anſpruchs aus 8 1578 BGB. nicht der Fall ſolange 
die Ehe beſteht. Denn ſein Entſtehen hat gerade zur Vorausſetzung, daß die 
Ehe rechtskräftig geſchieden iſt. 

Mit Unrecht ſucht das Landgericht gegen das oben erwähnte Urteil des 
Reichsgerichts ein früheres, in RGEntſch. 58, 139 (Seuff A. 60 Nr. 110) ab- 
gedrucktes Urteil desſelben Senats auszuspielen. Dieſe letztere Entſcheidung 
betrifft nicht die Frage, ob eine Klage aus $ 1578 BGB. zuläſſig ſei ſolange 
die Ehe beſtehe, ſondern die Frage, ob eine Tochter gegen ihren Vater nach 
§ 1620 BGB. auf Gewährung einer Ausſteuer klagen könne, bevor ihre in 
Ausſicht genommene Heirat geſchloſſen ſei. Dieſe Frage durfte unbedenklich 
bejaht werden. Denn hier liegt die den Anſpruch begründende Tatſache, näm⸗ 
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lich das zwiſchen Tochter und Vater durch die Verwandtſchaft begründete 
Rechtsverhältnis, ſchon vor, und der Anſpruch iſt nur noch davon bedingt, 
daß die Tochter ſich verheiratet (vgl. die Worte in § 1620: „im Falle ihrer 
Verheiratung“). Beim Unterhaltsanſpruch aus $ 1578 BGB. aber find die 
Vorausſetzungen dafür während Beſtehens der Ehe nicht gegeben. Die ihn 
begründende Tatſache iſt vielmehr gerade die Wiederauflöſung der bisher 
beſtehenden Ehe. Erſt mit der Rechtskraft des die Scheidung ausſprechenden 
Urteils iſt die Grundlage für den Anſpruch aus § 1578 gegeben, der dann 
noch in der dort erſichtlichen Weiſe bedingt iſt („inſoweit zu gewähren, als“). 
Ein Widerſpruch zwiſchen den zwei Entſcheidungen des Reichsgerichts beſteht 
ſonach nicht, wenn auch die Begründung des Urteils in RGeEntſch. 58, 139 
vielleicht zu Zweifeln Anlaß geben mag. — Der Umſtand, daß zwiſchen den 
Parteien ein Scheidungsprozeß, und zwar ſchon in der Ber.⸗Inſtanz, anhängig 
iſt, ändert an der Unzuläſſigkeit der aus 8 1578 BGB. erhobenen Klage nichts. 
Auch in dem vom Reichsgericht am 5. Januar 1914 entſchiedenen Falle lagen 
die Parteien in Scheidung. — — — 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 12. Juli 1916. W. w. W. — 

7 O. 82/16. —e—. 


108. Darf der Eigentümer, der ein rechtskräftiges Urteil auf Heraus- 
gabe erwirkt hat, gegen den Rechtsnachfolger ſeines Gegners eine 
neue Eigentumsklage erhebend 


Vgl. oben Nr. 59 m. N. 
3 PO. $$ 325. 727. 731; BGB. $ 985. 


Nachdem die klagende Firma in einem vorangegangenen Prozeſſe die 
Verurteilung des damaligen Beklagten L. zur Herausgabe von Maſchinen, 
die ihr gehörten, rechtskräftig erſtritten hatte, erhob ſie die gleiche Klage auf 
Grund ihres Eigentums gegen die Firma Le., die während des früheren Pro⸗ 
zeſſes die ſtreitigen Maſchinen von L. gekauft und übergeben erhalten hatte. 
— Die Klage wurde in allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

„— — — Die Klägerin hatte ſchon vor Erhebung der vorliegenden Klage 
in dem gegen L. geführten Prozeſſe das rechtskräftige Urteil des Oberlandes⸗ 
gerichts N. erwirkt, wodurch auf Grund ihres Eigentums an jenen Gegen⸗ 
ſtänden der damalige Beklagte zu deren Herausgabe verurteilt worden iſt. 
Die Rechtskraft jenes Urteils wirkte auch gegen die verklagte Rechtsnachfol⸗ 
gerin L.s, falls dieſe im Zeitpunkt ihres Erwerbes hinſichtlich des Mangels 
im Rechte ihres Vorgängers oder auch nur in Anſehung der Rechtshängigkeit 
der gegen L. erhobenen Klage bösgläubig war ($ 325 ZPO.; vgl. RGeEntſch. 
79, 165, in Seuff A. 68 Nr. 29). Um die nach Maßgabe des § 325 ZPO. be⸗ 
gründete Geltung der Rechtskraft eines Urteils gegen den Rechtsnachfolger 
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der verurteilten Partei zur Verwirklichung zu bringen, ſind der obſiegenden 
Partei die beiden in $ 727 und $ 731 bezeichneten Wege eröffnet. Daß die 
Klägerin im Beſitz einer die Nachfolge der Beklagten in die Rechtsſtellung 
L.s erweiſenden öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde und damit 
in der Lage geweſen wäre, von der Beſtimmung des § 727 Gebrauch zu machen, 
dafür iſt ein Anhalt nicht gegeben. Nichts hinderte aber die Klägerin, gemäß 
8 731 zu verfahren und bei dem inſofern ausſchließlich zuſtändigen Landgericht 
in N. aus dem gegen L. erlaſſenen Urteil gegen die jetzige Beklagte Klage 
auf Erteilung der Vollſtr.-Klauſel zu erheben (vgl. JW. 1900, 15515). Dies 
war der Weg, auf den das Geſetz in ſehr beſtimmt gehaltener Faſſung die 
Klägerin hinwies. 

Der von ihr tatſächlich eingeſchlagene Weg der Erhebung einer neuen 
Eigentumsklage iſt weſentlich dem Fall gleichzuſtellen, daß ein Gläubiger 
nach und trotz Erwirkung einer den Schuldner verurteilenden rechtskräftigen 
Entſcheidung gegen dieſen von neuem mit der Klage aus dem materiellen 
Schuldgrunde vorgeht. Es iſt denkbar, daß der obſiegende Kläger begrün— 
deten Anlaß hat, von den Mitteln, welche ihm das Zw. Vollſtreckungsrecht 
der Prozeßordnung an die Hand gibt, abzuſehen und zu einem zweiten Pro— 
zeſſe gegen den verurteilten Beklagten oder deſſen Rechtsnachfolger auf der 
Grundlage des urſprünglichen Tatbeſtandes zu ſchreiten. Die Motive zum 
1. Entw. des BGB. (1, 375/6) erwähnen das Beiſpiel, daß die Akten des 
erſten Prozeſſes durch Brand oder ſonſtige Unfälle verloren gegangen ſind. 
Immer aber handelt es ſich dann um Abweichungen vom regelmäßigen Ver⸗ 
fahren, um Ausnahmen von der Regel, die zuzulaſſen ſind, weil ſich aus den 
beſonderen Umſtänden des Falls ein berechtigtes Intereſſe der klagenden 
Partei an der Wahl des eingeſchlagenen Weges ergibt. Zweifelhaft mag 
ſein, ob das Gericht von Amts wegen zu Erörterungen und zur Entſcheidung 
über die Frage der Zuläſſigkeit der zweiten, auf den materiellen Tatbeſtand 
gegründeten Klage veranlaßt und befugt iſt. Dies kann hier auf ſich beruhen, 
da die Beklagte in den Vorinſtanzen auf den $ 731 ZPO. hingewieſen und 
daraus einen Einwand gegen die Klage hergeleitet hat. 

Die Klägerin hat keinerlei beachtliche Gründe dafür beigebracht, warum 
ſie nicht das wider L. erwirkte Urteil zum weiteren Vorgehen gegen deſſen 
Rechtsnachfolgerin benutzte. — — — Die Zuläſſigkeit einer Klage nach $ 731 
gegen die Beklagte als Erwerberin der ſtreitigen Gegenſtände kann einem 
Zweifel nicht unterliegen. Irgendein berechtigtes Intereſſe, den von der 
Prozeßordnung gewieſenen Weg zu verlaſſen und gegen die Beklagte aus 
§ 985 BGB. zu klagen, wird für die Kägerin nicht erſichtlich. Anderſeits 
wird durch die Art des Vorgehens der Klägerin das beachtliche Intereſſe der 
Beklagten nachteilig berührt. Dies folgt ſchon daraus, daß jede Partei an 
Vermeidung unnötiger Geldaufwendungen intereſſiert iſt, in dem hier ge— 
wählten Verfahren des ordentlichen Prozeſſes aber höhere Gebührenſätze als 
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im Verfahren nach § 731 erwachſen ($ 26 Nr. 8 GK G.; § 20 Geb. O. f. R. A.). 
Außerdem würde, wenn die Klägerin in dieſem Rechtsſtreit obſiegt, der Be⸗ 
klagten die Gefahr drohen, daß nicht nur das neue, ſondern auch das gegen 
ihren Rechtsvorgänger erwirkte Urteil als Titel zu Vollſtr.-Angriffen wider 
ſie benutzt werden könnte. 

Iſt ſonach ein berechtigtes, ſchutzwürdiges Intereſſe nicht auf Seite der 
Klägerin, ſondern auf Seite der Beklagten anzuerkennen, ſo muß die vor⸗ 
liegende, vom regelrechten Wege abweichende Klage der Abweiſung unter⸗ 
liegen; 

vgl. auch RGEntſch. 16, 435, in Seuff A. 42 Nr. 258; 35, 359; 39, 5; 46, 306; 

JW. 1891, 31015. 

Gegenſtandlos iſt der Hinweis der Reviſion auf die Statthaftigkeit der Wahl 
zwiſchen verſchiedenen Klagegründen, namentlich zwiſchen einem Grunde all⸗ 
gemeiner und einem Grunde beſonderer Natur. Hier handelt es ſich nicht 
um eine ſolche Auswahl, ſondern darum, ob die Klägerin rechtlichen Anlaß 
hatte, von dem ihr durch die Prozeßordnung gewieſenen Wege abzugehen 
Ebenſowenig trifft das noch vorgetragene Bedenken zu, die neue Eigentums⸗ 
klage bringe die Gefahr mit ſich, daß das im Vorprozeſſe feſtgeſtellte Eigen⸗ 
tum im gegenwärtigen Rechtsſtreit verneint werden könnte, es ſei aber nicht 
Aufgabe des Gerichts, der Klägerin gegen deren eigenen Willen eine Für⸗ 
ſorge angedeihen zu laſſen. Der hier angedeutete Geſichtspunkt, die Klägerin 
gegen eine Prozeßgefahr zu ſchützen, iſt für die Klagabweiſung nicht maß⸗ 
gebend geweſen. Im übrigen iſt auch nicht anzunehmen, daß die Stellung 
der Klägerin bei ſachlicher Durchführung der Eigentumsklage ſchwieriger als 
im Falle einer Klage nach $ 731 ZPO. wäre. Zur Erörterung der Umſtände, 
auf die es ſachlich ausſchlaggebend ankommt, nämlich der nicht mehr ſtreitigen 
Identität der der Klägerin im Prozeſſe gegen L. zugeſprochenen Gegen⸗ 
ſtände mit den von L. an die Beklagte veräußerten Sachen und der Frage 
einer Bösgläubigkeit der Beklagten im weiter oben angedeuteten Sinne 
bieten beide Arten von Prozeßverfahren in gleicher Weiſe Raum. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 26. Mai 1916. S. (Kl.) w. L. 
(OL G. Dresden). VII. 84/16. Auch in RGEntſch. 88 Nr. 67 S. 267. 


109. Verurteilung Zug um Zug; zur vollſtreckbaren Ausfertigung iſt 
eine Anordnung des Dorſitzenden nicht erforderlich. 
ZPO. 59 726. 730. 


Die Kläger hatten der Beklagten den Neubau eines Landhauſes auf einem 
ihnen gehörigen Grundſtück in E. übertragen und mit ihr vereinbart, daß alle 
etwaigen Streitigkeiten aus dieſem Bauvertrag endgültig durch ein Schieds⸗ 
gericht geſchlichtet werden ſollten. Nach Fertigſtellung des Baues verweigerten 
die Kläger deſſen Abnahme, weil er mit Mängeln behaftet ſei. Durch Schieds⸗ 
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ſpruch v. 20. Nov. 1914 wurde die Beklagte ſchuldig erkannt „an die Kläger 
gegen Rückverbriefung der Villa in E. auf Koſten der Beklagten 30300 4 
nebſt 4% Zinſen ſeit 1. Aug. 1914 zu bezahlen“. Das Landgericht erklärte 
die Zw.⸗Vollſtreckung aus dem Schiedsſpruch für zuläſſig, wies die auf Auf— 
hebung des Schiedsſpruchs gerichtete Widerklage ab und erklärte das Urteil 
gegen Sicherheitsleiſtung in Höhe von 50000 % für vorläufig vollſtreckbar. 
Die von der Beklagten eingelegten Rechtsmittel waren ohne Erfolg. 

Der Gerichtsſchreiber des Landgerichts hatte alsbald nach Erlaſſung des 
landgerichtlichen Urteils den Klägern eine Ausfertigung zum Zweck der Zw.- 
Vollſtreckung erteilt und dabei auf die Anordnung der Sicherheitsleiſtung 
Einwendungen, weil ſie nach 88 730. 726 Ab}. 1 ZPO. nur auf Anordnung des 
Vorſitzenden habe erteilt werden dürfen. Die Einwendungen wurden vom 
Landgericht koſtenfällig zurückgewieſen. Die von der Beklagten gegen den 
landgerichtlichen Beſchluß eingelegte Beſchwerde iſt nicht, wie ſie meint, die 
ſofortige, ſondern die einfache Beſchwerde nad) § 567 ZPO., weil die Erteilung 
der Vollſtr.-Klauſel die Zw.⸗Vollſtreckung erſt vorbereitet und noch nicht einen 
Teil des Zw.⸗Vollſtr.⸗Verfahrens bildet, fo daß 8 793 ZPO. nicht anwend— 
bar iſt. Begründet iſt das Rechtsmittel nicht. 

Bei dem hier in Frage ſtehenden Teil des Schiedsſpruchs handelt es ſich 
um die Verurteilung der Beklagten zu einer Leiſtung Zug um Zug gegen eine 
Leiſtung der Kläger. Das ergibt ſich mit aller Deutlichkeit aus der Faſſung 
des Schiedsſpruchs und wird durch die Gründe desſelben beſtätigt. Der 
rechtliche Vorgang iſt der Durchführung der vollzogenen Wandelung ($ 467 
BGB.) oder des Rücktritts von einem Vertrage ($$ 346. 348 BOB.) zu ver⸗ 
gleichen. Die „Leiſtung“ der Beklagten iſt hier die Zahlung, zu der ſie ver— 
urteilt iſt. Die „Leiſtung“ der Kläger beſteht nicht, wie die Beſchwerde meint, 
im Abſchluß eines Kaufvertrags, ſondern in der vom Schiedsſpruch nicht ganz 
zutreffend als „Rückverbriefung“ bezeichneten Übertragung des Eigentums 
an Grundſtück und Haus auf die Beklagte gemäß §§ 873. 925 BGB. Der 
Begriff der Leiſtung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ſie eine Mitwirkung 
der Gegenpartei erfordert und ſelbſt wieder ausſchließlich oder zum Teil, 
wie bei der Einigung nach 88 873. 925 BGB., in einem Vertrage beſteht. 

Iſt der Beklagte wie hier zu einer Leiſtung Zug um Zug verurteilt, ſo 
braucht der Gläubiger nach 8 726 Abſ. 2 ZPO., um die Vollſtr.⸗Klauſel zu 
erlangen, in der Regel nicht zu beweiſen, daß der Schuldner die ihm gebührende 
Leiſtung erhalten habe oder ſich im Annahmeverzug befinde. Um den Gläubiger 
nicht zur Vorleiſtung zu nötigen, wird die Vollſtr.-Klauſel ohne weiteres er— 
teilt (Gaupp⸗Stein Bem. III zu § 726 ZPO.). Eine Anordnung des Vor⸗ 
ſitzenden iſt, wie ſich aus $ 730 Abſ. 18 PO. ergibt, in dieſen Fällen zur Erteilung 
der Vollſtr.⸗Klauſel nicht erforderlich. Den Beweis der Leiſtung oder des 
Annahmeverzugs hat der Gläubiger erſt bei Beginn der Zw. Vollſtreckung 
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zu führen ($ 756 ZPO.). Die Anwendbarkeit des § 726 Abſ. 2 ZPO. erfährt 
allerdings — mit Rückſicht auf § 894 ZPO. — eine Einſchränkung dann, 
wenn die dem Schuldner obliegende Leiſtung in der Abgabe einer Willens⸗ 
erklärung beſteht. Das iſt aber hier nicht der Fall. Denn die dem Schuldner 
obliegende Leiſtung i. S. des § 726 Abſ. 2 ZPO. iſt diejenige, zu der er ver⸗ 
urteilt iſt, hier alſo die Zahlung der 30300 , nicht etwa die Mitwirkung des 
Schuldners bei der Leiſtung des Gläubigers an ihn. 

Mit Recht hat daher das Landgericht den Einwendungen der Beklagten 
nicht ſtattgegeben. 

Beſchluß des OLG. München (4. Sen.) v. 23. Juni 1916. P. w. H. & L. 
Beſchw.⸗Reg. 11/16. F—2. 


110. Strenge Anforderungen an den Entlaſtungsbeweis bei Anfechtung 
inkongruenter Deckungsgeſchäfte. 
Vgl. 67 Nr. 129 m. N. 
KO. $ 302. 

Der Müller P. hatte ſeit längerer Zeit von der verklagten Firma Waren 
gegen 30 Tage Ziel bezogen. Wegen 1280 , die im April 1914 fällig waren, 
erbat P. Stundung, die ihm gegen Hergabe eines Akzepts auf den 27. Mai 
1914 gewährt wurde. Das Akzept löſte er nicht ein. Am Fälligkeitstage ſuchte 
ihn Pl., der Prokuriſt der verklagten Firma, auf und ließ ſich Forderungen 
im Geſamtbetrage von 1552,85 „ abtreten. Daraus ſollte nicht nur die fällige 
Warenſchuld gedeckt werden, ſondern noch 100 % Entſchädigung, die P. der 
Beklagten zuſagte für Aufhebung eines noch laufenden Schluſſes für Gerſte. 
Am 20. Juni 1914 ſtellte P. Antrag auf Konk.⸗Eröffnung gegen ſich. Der 
Konk.⸗Verwalter focht die Abtretung auf Grund § 30 Nr. 2 KO. mit Erfolg 
an. — Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„— — — Iſt ſonach die Zahlungseinſtellung für den Zeitpunkt, in dem 
die Beklagte das inkongruente Deckungsgeſchäft durch ihren Prokuriſten ab- 
ſchließen ließ, erwieſen, ſo hat ſie, um die Anfechtung zu entkräften, zu be⸗ 
weiſen, daß ihrem Vertreter weder die Zahlungseinſtellung noch eine Be— 
günſtigungsabſicht P.s bekannt war. In beiden Richtungen iſt der Beweis, 
an den bei der Gefährlichkeit inkongruenter Deckungsgeſchäfte ſtrenge An⸗ 
forderungen geſtellt werden müſſen, nicht erbracht. Wenn ein Kaufmann 
eine Kaufpreisforderung bereits einmal hat ſtunden müſſen und dann der 
über die geſtundete Schuld ausgeſtellte Wechſel nicht eingelöſt wird, ſo muß 
er mit der nahen Möglichkeit rechnen, daß dieſe Nichteinlöſung auf einer Zah— 
lungseinſtellung des Schuldners beruht, und iſt darlegungspflichtig für die 
Umſtände, die ihm die Überzeugung verſchafft haben, daß gleichwohl in dieſem 
beſonderen Fall eine Zahlungseinſtellung nicht vorlag. Dazu genügt nicht 
die Anſtellung irgendwelcher Nachfragen beim Schuldner und oberflächlicher 
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andrer Erkundigungen; der Gläubiger muß vielmehr ſo ernſtliche Bemühungen 
dartun, ſich über die Lage des Schuldners Klarheit zu verſchaffen, wie man 
billigerweiſe von einem redlichen, ſorgfältigen Kaufmann verlangen kann, 
der ſich die nahe Möglichkeit vor Augen hält, daß der Schuldner ſeine Zahlungen 
eingeſtellt habe. Hier hat ſich Pl. darauf beſchränkt, den Schuldner zu fragen: 
Es liegen doch keine Klagen oder Pfändungen gegen Sie vor?“ und ſich bei 
der verneinenden Antwort beruhigt. Nachher hat er den Mandatar W., den 
er mit der Einziehung der abgetretenen Forderungen beauftragen wollte, 
gefragt, wie es mit P. ſtehe und die Antwort bekommen, ſoviel dem W. be⸗ 
kannt, llefen keine Klagen und Pfändungen, wie es auswärts ausſehe, wiſſe 
er nicht. Mit dieſen Erkundigungen hat Pl. ſich begnügt, naheliegende und 
ihm, da er doch gerade wegen des Ausbleibens der Wechſelſumme an den 
Wohnort des Schuldners gereiſt war, leicht mögliche gründlichere Nachfragen 
hat er unterlaſſen. Die näheren Umſtände, warum P. die bereits einmal 
geſtundete Schuld wiederum nicht bezahlen könne, hat er ſich nicht von dem 
Schuldner darlegen laſſen, ſich nicht unterrichtet, ob er nicht mit der Abtretung 
alle Aktiven erhielt, die P. noch hatte, ſich jeder Frage, ob das Inventar oder 
das noch vorhandene Warenlager nicht verſchrieben ſei, ob nicht noch andre 
Wechſel unbezahlt geblieben, ob kürzlich Sicherheitshypotheken beſtellt ſeien, 
enthalten, den P. nicht veranlaßt, ihm aus ſeinen Büchern ſeine Lage klar⸗ 
zuſtellen, ſich nicht ermächtigen laſſen, bei der ihm bekannten Bank, mit der 
P. in Verbindung ſtand, zu erkundigen. Das ſind alles Umſtände, die den 
Verdacht begründen können, daß Pl. die Verhältniſſe des P. kannte und es 
abſichtlich unterließ, eingehendere Fragen zu ſtellen. Wenn dieſe Umſtände 
auch zu dem Beweiſe der Kenntnis von der Zahlungseinſtellung nicht aus— 
reichen möchten, ſo ſtehen ſie doch dem von der Beklagten zu erbringenden 
Beweiſe der Nichtkenntnis entgegen. — — —“ f 

Urteil des OLG. zu Hamburg (65. Sen.) v. 18. Okt. 1916. P. Konk. (Kl.) 

w. Pl. Bf. V. 54/16. Nö. 


I. Bürgerliches Recht. 


111. Eigenhändige Namensunterſchrift im Sinne von Derficherungs- 
bedingungen. 


Vgl. 60 Nr. 93 m. N.; 62 Nr. 52. 
BGB. 58 126, 127. 


Daß der Ehemann der Klägerin durch einen Unfall mit tödlichem Aus⸗ 
gang i. S. der (Abonnenten) Verſ.⸗Bedingungen ums Leben gekommen iſt, geht 
aus der Akte der Berufsgenoſſenſchaft hervor. Auch die Berechtigung der Klägerin 
zur Einklagung der Verſicherungsſumme kann nicht bezweifelt werden. Es 
kommt demnach lediglich an auf die Auslegung der Worte „eigenhändig mit 
ſeiner Namensunterſchrift zu verſehen“ in dem in Betracht kommenden Para- 
graphen der Verſich.⸗Bedingungen, deſſen genaue Beobachtung nach Ausführung 
der Beklagten die Vorbedingung für den Anſpruch auf die Verſicherungs⸗ 
ſumme ſein ſoll. Das Ber.⸗Gericht tritt ungeachtet der gegenteiligen Aus— 
führung der Ber.⸗Klägerin der Begründung des Landgerichts bei. 

Der Vorderrichter nimmt zutreffend Bezug auf die bekannte Entſcheidung 
der verein. Zivilſenate des Reichsgerichts in Entſch. 74, 69—76, betr. die Er⸗ 
forderniſſe der in $ 126 BGB. erörterten Schriftform, die nach $ 127 im Zweifel 
auch bei Verträgen zu gelten haben, und ſchon auf Grund deſſen ließe ſich die 
Aufrechterhaltung des Vorderurteils rechtfertigen. Es kommt aber auch ab- 
geſehen hiervon bei der Beurteilung der Frage, was die Parteien unter den 
obigen Worten verſtanden haben oder in welchem Sinne der verſtorbene 
Ehemann der Klägerin jene Worte auffaſſen durfte, weſentlich in Betracht, 
welcher Bevölkerungsklaſſe dieſer angehörte und für welche Schichten der 
Bevölkerung das von der Beklagten herausgegebene Blatt beſtimmt iſt. Es 
zeigt nun ſchon der geringe Abonnementsbetrag von nur 50 Pf. monatlich, 
daß das Blatt weſentlich für die niederen, meiſt ungebildeten oder halbgebildeten 
Kreiſe, und zwar insbeſondere für die handarbeitende Klaſſe beſtimmt iſt, 
der auch der verſtorbene Ehemann der Klägerin angehörte. Erfahrunggemäß 
pflegt in dieſen Bevölkerungsſchichten der Mann wenig gewandt mit der Feder 


zu ſein; es iſt hier deshalb etwas durchaus gewöhnliches, . 2 Schrift⸗ 
Seufſerts Archiv Bd. 78. 8. Folge Bb. 17 Heft 6. 
By 
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ſtücken, welche an ſich der Mann zu unterſchreiben hat, die Frau in ſeinem 
Einverſtändnis mit ſeinem Namen unterſchreibt. Hierin erblickt der Verkehr 
in dieſen Bevölkerungsſchichten nichts unrechtes, zumal ja auch oft der auf 
Arbeit außer Haus befindliche Ehemann garnicht in der Lage iſt, ſelber ſtets 
ſofort perſönlich zur Feder zu greifen. Wenn nun die Beklagte, welche ihre 
Abonnenten vorzugsweiſe in dieſen Streifen ſucht, die Vorſchrift aufſtellt: 
„Die Quittung iſt vom Abonnenten ſofort nach Empfang eigenhändig mit 
ſeiner Namensunterſchrift zu verſehen“, ſo konnte ſie nicht vorausſetzen, daß 
in allen Fällen jeder Arbeiter ſofort nach Abgabe der Quittung perſönlich mit 
eigener Hand ſeinen Namen auf das Papier ſetzen werde, ſie mußte vielmehr 
als verſtändiger Menſch damit rechnen, daß in ſehr vielen Fällen dieſe Unter- 
ſchrift von der Hand der Frau geleiſtet werden würde. Mußte man letzteres 
aber als etwas Selbſtverſtändliches annehmen, ſo brauchte auch der Abonnent 
das Gebot der Eigenhändigkeit nicht dahin zu verſtehen, daß er ſtets perſönlich 
mit eigener Hand zur Feder greifen müſſe, durfte vielmehr davon ausgehen, 
daß es einerlei ſei, ob er perſönlich den Namenszug auf die Quittung ſetze 
oder ob dies ſeitens der Frau geſchehe. Es läßt ſich demnach nicht ſagen, 
daß hier dem wahren Sinne der obigen Vorſchrift zuwider gehandelt ſei, 
deshalb war auch aus dieſem Grunde das Vorderurteil zu beſtätigen. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (1. =) v. 14. Febr. 1917. D. w. E. H. 
Bf. I. 252/16. Nö. 


112. Der Hinterleger von Wertpapieren zur Sicherheit hat keinen 
Anſpruch auf Herausgabe von Sinsſcheinen, wenn der Kurswert 
N iſt und er die Sicherheit nicht erhöht. 

Vgl. 70 Nr. 68. 

BGB. 58 240. 1296; ZPO. 5 109. 

Der Kläger, der durch Urteil des Landgerichts zu L. v. 11. Okt. 1912 
zur Bezahlung von & 9500 mit Zinſen an den jetzigen Beklagten verurteilt 
worden war, hatte gegen dieſes Urteil Berufung eingelegt, über die noch nicht 
entſchieden war, und nach Vereinbarung mit dem Beklagten zur Abwendung 
der Zw.⸗Vollſtreckung fünf Pfandbriefe der preuß. Hyp.⸗Aktienbank je zu 
2000 % mit Erneuerungs- und Zinsſcheinen beim Vertreter des Beklagten 
hinterlegt. Da der Beklagte die Herausgabe der vier inzwiſchen fällig ge— 
wordenen Zinsſcheine verweigerte, klagte der Kläger auf deren Herausgabe. 
Der Beklagte machte u. a. geltend, daß die hinterlegten Wertpapiere infolge 
des Krieges entwertet ſeien und daß er deshalb eine Erhöhung der Sicherheit 
verlangen könne. — Die Klage wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen. Aus 
den Gründen des Ber.⸗-Urteils: 

„An den vom Kläger hinterlegten Wertpapieren hat, da ihre Hinterlegung 
nach dem Willen der Parteien einer Hinterlegung bei einer gerichtlichen Hinter⸗ 
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legungsſtelle in Anſehung der auf ſie anzuwendenden geſetzlichen Beſtimmungen 
gleichſtehen ſoll, der Beklagte ein Pfandrecht erworben (§ 233 BGB.), das 
ſich auch auf die hinterlegten Zinsſcheine erſtreckt (§S 1296 Satz 1 BGB.). 
Der Kläger kann die Herausgabe der Zinsſcheine verlangen, ſoweit ſie vor 
dem Eintritt der Vorausſetzungen des § 1228 Abſ. 2 BGB. (Fälligkeit der ge⸗ 
ſicherten Forderung) fällig werden (8 1296 Abſ. 2 BGB.). Der Kläger be⸗ 
hauptet zwar, daß die geſicherte Forderung noch nicht fällig ſei. — — — In⸗ 
deſſen kann das dahingeſtellt bleiben, da die Annahme des Landgerichts zu⸗ 
treffend iſt, daß der Kläger mit feinem Verlangen auf Herausgabe der Zins- 
ſcheine wider Treu und Glauben verſtößt, weil der Beklagte die Ergänzung der 
ohne ſein Verſchulden unzureichend gewordenen Sicherheit verlangen kann 
und verlangt (§ 240 BGB.). 

Daß die Wertpapiere allein für ausreichend erachtet 11 ſeien, um 
wegen eines Betrages von 9500. als Sicherheit zu dienen, iſt nicht richtig. 
Da die Zinsſcheine für den 1. Oktober 1913 und die ſpäteren Zinstermine 
bei der Hinterlegung mit übergeben worden ſind, läßt ſich nur ſagen, daß die 
Wertpapiere mit den Zinsſcheinen als zu dem erwähnten Zweck ausreichend 
erachtet worden ſeien. Die Wertpapiere haben zur Zeit der Hinterlegung 
unſtreitig einen Kurswert von 98 gehabt. Nach der eigenen Angabe des Klägers 
waren ſie ſchon zur Zeit der letzten Notierung v. 24. Juli 1914 im Kurswerte 
geſunken (der Kursſtand war damals 96). Die Forderung des Beklagten iſt 
aber außerdem um den Betrag der ſeit der Hinterlegung erwachſenen Zinſen, 
für die die Sicherheit mit haftet, erhöht, und dieſe Zinſen betragen mehr als 
der Wert der vom Kläger beanſpruchten Zinsſcheine. Dazu kommt, daß auch 
der Kurswert der Wertpapiere, wie ohne weiteres anzunehmen iſt, infolge des 
Kriegszuſtandes geſunken iſt. — — — Es würde auch, wenn man den vollen 
Kurswert, den die Wertpapiere zur Zeit der Hinterlegung oder am 25. Juli 1914 
hatten, zugrunde legt, die Forderung des Beklagten nebſt den bisher ent⸗ 
ſtandenen Zinſen durch die hinterlegten Wertpapiere zuzüglich des Wertes der 
vom Kläger beanſpruchten Zinsſcheine nicht zum vollen Betrage geſichert ſein. 

Das Verlangen des Beklagten auf Ergänzung der Sicherheit iſt ſonach 
gerechtfertigt; da der Kläger die Sicherheit nicht ergänzen will und nicht er- 
gänzt hat, iſt der Beklagte berechtigt, die Herausgabe der geforderten Zins- 
ſcheine zu verweigern (8 273 BGB.). Dazu würde er auch dann berechtigt 
ſein, wenn anzunehmen wäre, daß bei der Hinterlegung von Wertpapieren 
die Zinsſcheine nur um deswillen mit zu hinterlegen ſind, weil es ihrer zur 
Verkaufsfähigkeit der Papiere bedarf, und ihre Hinterlegung nicht den Zweck 
verfolgt, die zu leiſtende Sicherheit über den Wert der Papiere zu erhöhen 
(vgl. Ann. des OLG. Dresden 28, 160).“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 11. Okt. 1915. F. w. Gr. 5 0. 

98/15. F- ch. 
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113. Unmöglichkeit der Herausgabe wenn die Sache abhanden ge— 
kommen iſtd Beweislaſt. 
Vgl. 36 Nr. 111. 
BGB. 5 275. 

Daß der Beklagte an ſich verpflichtet iſt, die Strazze ſeines von ihm an 
die Klägerin verkauften, in Brambach betriebenen Mineralwaſſergeſchäfts 
der Klägerin herauszugeben, iſt außer Zweifel. Denn die Strazze gehört zu 
den Geſchäftsbüchern, und deren Herausgabe iſt in §4 des Kaufvertrags 
ausdrücklich ausbedungen. 

Wenn ſich der Beklagte ſeiner Herausgabepflicht dadurch zu entziehen 
ſucht, daß er behauptet, die Herausgabe ſei objektiv unmöglich, ſo muß er den 
Eintritt der Unmöglichkeit als rechtsvernichtenden Umſtand voll beweiſen; 
die Leiſtung hat inſoweit als möglich zu gelten wie nicht ihre Unmöglichkeit 
feſtſteht; 

Planck BGB.“, Vorbem. zu 58 275 ff. II 2; Oertmann Schuldverh. $ 275 4a; Coſack 

B. R. f 99 II, 3. 

Eine ſolche Unmöglichkeit wird noch nicht dadurch dargetan, daß der Be— 
klagte den Nachweis erbringt, das Buch ſei ihm abhanden gekommen. Denn 
das Buch kann wieder in ſeinen Beſitz gelangen; er kann den Dritten aus⸗ 
findig machen, der es hat ꝛc. (vgl. Planck a. a. O. S. 205, 2a). Deshalb ge⸗ 
nügt es noch nicht, wenn der Beklagte beweiſt, daß ihm die Strazze auf ſeinem 
Umzug von Br. nach Gr. verloren gegangen ſei. Er müßte weiterhin den 
Nachweis führen, daß die Strazze infolge des Verluſtes vernichtet, oder doch 
zum mindeſten, daß ſie für ihn unauffindbar und nicht wieder beſchaffbar ſei. 
Hieran aber fehlt es. | 

Selbſt wenn man der unbeeidigten Ausſage der Frau des Beklagten 
vollen Glauben beimeſſen wollte, würde daraus doch nichts weiter folgen, 
als daß der Beklagte ihr erzählt hat, er habe die Geſchäftsbücher mit dem 
übrigen Geſchäſtsinventar in den EBWagen nach Gr. verladen laſſen, daß 
er ſpäter darüber geklagt hat, die Bücher ſeien abhanden gekommen, und daß 
er ſich zu Hauſe wiederholt bemüht hat, die Bücher zu fin den. Daß er ſich 
nach dem Verbleiben des Bücherpakets bei der Eiſenbahn oder bei den mit dem 
Transport beſchäftigten Perſonen erkundigt habe, kann die Zeugin nicht 
ſagen. Nicht das geringſte hat der Beklagte in der Richtung vorzubringen 
vermocht, welche ernſtlichen Schritte er etwa zur Wiedererlangung der Bücher 
gemacht, in welcher Weiſe er bei der Eiſenbahnverwaltung und dem mit ſeinem 
Umzug beauftragten Spediteur vorſtellig geworden, ob er den Transport, 
insbeſondere die Bücher verſichert hatte und wie ſich die Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft ſeinen Anſprüchen gegenüber verhallen hat. Bei dem großen Wert, 
den der Beklagte ſelbſt auf die Bücher legte, und bei der Verpflichtung zur 
Herausgabe, die ihm der Klägerin gegenüber oblag, wäre eine Verſicherung 
gegen Verluſt beim Umzug wohl am Platze geweſen. Erſt wenn dargetan 
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wäre, daß all die vorgedachten Bemühungen erfolglos geweſen und nach 
menſchlichem Ermeſſen jede Möglichkeit als ausgeſchloſſen zu erachten wäre, 
daß die Strazze wieder zum Vorſchein käme, könnte von einer Unmöglichkeit 
der Leiſtung i. S. von 8275 BGB. geſprochen werden. — — — 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 21. Nov. 1916. Br. Spr. w. M. 
70. 325/13. — — 


114. Bei Setzung einer Nachfriſt muß klar zum Ausdruck 
kommen, daß ſonſt die Erfüllung abgelehnt und Schadenerſatz 
gefordert wird. 

BGB. § 326. 

Die Beklagten haben auch in dieſer Inſtanz geltend gemacht, ſie hätten 
der Klägerin zur Erfüllung eine Nachfriſt gemäß § 326 BGB. geſetzt und 
wären nach fruchtloſem Ablauf derſelben mit Recht vom Vertrage zurückge⸗ 
treten. 

In Übereinſtimmung mit dem Landgericht kann weder in dem der Klägerin 
überſandten Telegramm noch in dem dies beſtätigenden Schreiben v. 3. März 
1915 eine nach $326 BGB. ausreichende Nachfriſtſetzung erblickt werden. 
Es iſt in der Rechtſprechung und Rechtswiſſenſchaft allgemein anerkannt, 
daß nach § 326 BGB. der Gläubiger mit der Friſtſetzung die Androhung der 
Ablehnung der Erfüllung nach Ablauf der Friſt deutlich zum Ausdruck bringen 
muß. Eine Friſtſetzung ohne gleichzeitige Ablehnungserklärung kann nie die 
Wirkungen des § 326 nach ſich ziehen. Dieſe Auffaſſung entſpricht dem klaren 
Wortlaut des Geſetzes, das die Ablehnungserklärung ausdrücklich dem Gläubiger 
zur Pflicht macht. Auch das Reichsgericht hat in wiederholten Entſche idungen 
dieſen Standpunkt gebilligt. In feiner in JW. 1910, 12 abgedruckten Ent⸗ 
ſcheidung hat das Reichsgericht ausgeſprochen, daß im Intereſſe der Sicherheit 
des Verkehrs von einem Gläubiger, der ſich die in $ 326 BGB. beſtimmten 
Folgen des Rechts zum Rücktritt vom Vertrage oder auf Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung ſichern will, verlangt werden muß, daß er eine dem § 326 ent- 
ſprechende klare Rechtslage ſchafft, indem er ſeine Entſchließung, daß er die 
Annahme der Erfüllung ablehne und Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 
fordere, in beſtimmter endgültiger Weiſe dem Vertragsgegner erklärt. Eine 
die Androhung der Ablehnung der Erfüllung nicht enthaltende Erklärung würde 
eine Rechtslage ſchaffen, die es dem Käufer ermöglichte, bei ſteigender Kon⸗ 
junktur Erfüllung, bei fallender Konjunktur Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 
zu verlangen, alſo auf Koſten des Verkäufers zu ſpekulieren. 

Angeſichts dieſer klaren Rechtslage berufen ſich die Beklagten ohne Erfolg 
darauf, daß im kaufmänniſchen Verkehr eine Nachfriſtſetzung, wie ſie in dem 
Telegramm enthalten ſei, als eine ſolche die Wirkungen des § 326 auslöſen de 
ange ſehen würde, auch wenn mit ihr die Erklärung nicht verbunden ſei, nach 
Ablauf der Friſt die Erfüllung ablehnen zu wollen. Selbſt, wenn eine ſolche 
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Auffaſſung in kaufmänniſchen Kreiſen herrſchte, würde ſie nicht geeignet ſein, 
angeſichts der in § 326 enthaltenen Beſtimmung die Androhungserklärung 
entbehrlich zu machen. — — — 
Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 15. Jan. 1917. Stralſ. Zucker⸗ 
fabr. w. E. & Z. Bf. V. 275/16. Nö. 


115. Rücktritt auf Grund der Kriegsklauſel nur binnen angemeſſener Seifl 
Vgl. 71 Nr. 224 m. N.; 72 Nr. 5. 
BGB. $ 346. 

Die Kriegsklauſel in § 1 des Schlußſcheins iſt richtig nicht als auflöſende 
Bedingung zu verſtehen, ſondern gewährt der Verkäuferin lediglich ein ver⸗ 
tragliches Rücktrittsrecht. Ob am 1. Auguſt bereits der Kriegsfall i. S. der 
Klauſel eingetreten war, kann dahinſtehen. Die Kriegsklauſel iſt als tief 
einſchneidende, die Intereſſen des Käufers ſehr ſtark berührende Vertrags⸗ 
beſtimmung mit beſonders ſorgfältiger Berückſichtigung der Grundſätze von 
Treu und Glauben im Verkehr auszulegen und anzuwenden. Es darf von 
ihr nur ſo Gebrauch gemacht werden, daß keine billige Rückſicht auf die Inter⸗ 
eſſen des Käufers außer acht gelaſſen wird. Da der Käufer ſtets ſeine eigenen 
wirtſchaftlichen Maßnahmen im Hinblick auf den abgeſchloſſenen Kauf ge⸗ 
troffen haben wird, ſo muß er, wenn auch nicht unverzüglich (RG. im Recht 
1916 143258), fo doch, ſobald der Verkäufer die Verhältniſſe einigermaßen über- 
blicken kann, darüber Gewißheit erhalten, ob der Verkäufer glaubt, einen 
Rücktritt vom Vertrage auf den Krieg ſtützen zu können und ob er gewillt iſt, von 
einem ſolchen Rechte Gebrauch zu machen. Hat der Verkäufer ſeine Nicht⸗ 
lieferung auf andre Gründe, vorliegend auf die Beſchlagnahme, geſtützt und 
dadurch den Käufer veranlaßt, ſein weiteres Verhalten gerade hierauf einzu⸗ 
ſtellen, wo eine ſpätere Lieferung nach Aufhebung der Beſchlagnahme nicht 
ausgeſchloſſen erſchien, und kommt er nach monatelangem Schriftwechſel 
und Verhandlungen allererſt im Prozeſſe mit einer Berufung auf die Kriegs⸗ 
klauſel hervor, ſo kann ihm eine ſolche Verteidigung mit Rückſicht auf Treu und 
Glauben im Verkehr nicht mehr verſtattet werden. 

Dieſe Auffaſſung der Klauſel entſpricht auch durchaus der allgemeinen 
Rechtsüberzeugung, wie ſie ſich in zahlreichen Entſcheidungen ausgeſprochen 
hat. Es mag genügen, auf die Urteile des OLG. Braunſchweig v. 18. Juni 1915 
in OL GRſpr. 31, 183, des KG. Berlin v. 21. März 1916 ebendort 32, 312 
(wo es ſich um eine faſt genau gleiche Verzögerung in der Geltendmachung 
der Klauſel handelte), des Hanſeat. OLG. 4. Sen. v. 14. Juli 1916 in HanſGZ. 
1916 Nr. 123; des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 29. Febr. 1916 in IW. 1916, 
829 zu verweiſen. Von gleichen Grundſätzen geht auch der 3. Senat dieſes 
Gerichts in OL GRſpr. 31, 362 aus. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 16. Jan. 1917. L. (Kl.) w. M. 

Bf. II. 229/15. B. 
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116. Derftärfende Schuldübernahme oder Bürgſchaftd 
f Vgl. 62 Nr. 178 m. N.; 63 Nr. 219; 67 Nr. 141. 

Der Sohn der Beklagten ſchuldete dem Kläger 1000 % Wechſelſumme 
mit 6% Zinſen daraus ſeit dem 13. Mai 1913. Der Kläger behauptete, die 
Beklagte habe im November 1913 oder um dieſe Zeit, da ihr Sohn den 
Wechſel bei Verfall nicht eingelöſt hatte und ihm Klage angedroht war, die 
Schuld übernommen und ſich verpflichtet, ſie in Hauptſache und Zinſen bis 
ſpäteſtens Ende Juni 1914 an den Kläger zu bezahlen. Er beantragte, die 
Beklagte zur Zahlung von 1000 nebſt den Zinſen zu verurteilen. Die Be⸗ 
klagte beſtritt die Schuldübernahme. — In 1. Inſtanz wurde die Klage ab⸗ 
gewieſen; in 2. Inſtanz wurde die Beklagte verurteilt. Aus den Gründen: 

„Durch die Ausſage des Zeugen B. erachtet das Ber.⸗Gericht als er⸗ 
wieſen, daß die Beklagte dem Kläger im November 1913 verſprochen hat, 
bis Ende Juni 1914 ihm die Schuld ihres Sohnes zu bezahlen. Das Ver⸗ 
ſprechen ſtellt ſich rechtlich als Schuldmitübernahme — Schuldbeitritt, kumu⸗ 
lative Schuldübernahme — dar; 

Staudinger / Vorbem. 3 vor $ 414, Bem. 4a zu $ 766; Planck“ Vorbem. 2a vor 9 414; 
Seuff Bl. 68, 365; 70, 157; 74, 46; Zeitſchr. f. Rechtspflege in Bayern 6 (Jahrg. 
1910), 125 und die an dieſen Stellen weiter aufgeführten Schriftſteller und Entſchei⸗ 
dungen. 

Die Anſchauung des Landgerichts, daß in dem Verſprechen nur eine Bürg⸗ 

ſchaftserklärung zu erblicken wäre, die mangels der ſchriftlichen Form der 

Gültigkeit entbehrte, kann nicht für zutreffend erachtet werden. Der Be⸗ 

klagten war es nicht darum zu tun, nur dafür einzuſtehen, daß ihr Sohn ſeine 

Verbindlichkeit erfüllen werde. Sie kann nicht mehr gehofft haben, daß ihr 

Sohn die Schuld noch bezahlen werde. Es ſtand ſchon feſt, daß er ſeine längſt 

fällige Verpflichtung nicht erfüllt hatte und nicht erfüllen konnte. Der Kläger 

bat nun die Beklagte um die Tilgung der fremden Schuld, und ſie ſagte dieſe 
für einen beſtimmten Zeitpunkt zu. Dieſe Umſtände beweiſen den Willen 
der Beklagten, eine Schuldmitübernahme einzugehen (vgl. Wolf Kumulative 

Schuldübernahme; Diſſertation; Würzburg 1908). Die Beklagte hat damit 

eine fremde Schuld in der Weiſe übernommen, daß ſie neben dem bisherigen 

Schuldner als Geſamtſchuldnerin nach § 421 BGB. eingetreten iſt. 

Ein eigenes unmittelbares, rechtliches oder wirtſchaftliches Intereſſe des 
Übernehmers an der Schuldübernahme iſt für die Annahme einer kumulativen 
Schuldübernahme nicht unter allen Umſtänden notwendig. Ein ſolches Er⸗ 
fordernis ſtellt auch das vom Landgericht angeführte Urteil des Reichsgerichts 
(Entſch. 64, 318) nicht auf; es ſagt nur, daß es beſonderer Umſtände bedürfe, 
um auf den Willen einer kumulativen Schuldübernahme ſchließen zu können, 
und daß das eigene Intereſſe des Schuldübernehmers im gegebenen Falle 
den Schluß auf das Vorliegen einer eigenen ſelbſtändigen ſolidariſchen Verbind⸗ 
lichkeit des Übernehmenden und nicht einer bloßen Bürgſchaft rechtfertige. 
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Aber auch ohne daß der Übernehmer ein eigenes Intereſſe am Schuldbeitritt 
haben muß, kann ſein Wille auf die Begründung eines ſolchen Rechtsver⸗ 
hältniſſes gerichtet ſein. Im vorliegenden Fall würden übrigens die vom Kläger 
behaupteten Umſtände, daß der Sohn der Beklagten das entliehene Geld 
teilweiſe für ſie ſelbſt verwendet habe und daß die Beklagte die Schuld des— 
halb übernommen habe, weil ſie beſtrebt geweſen ſei, die geſchäftliche Exiſtenz 
ihres Sohnes, eines Kaufmanns, und den guten Ruf der Familie zu erhalten, 
für die Annahme eines eigenen Intereſſes an der Schuldübernahme ſprechen. 
Die Schuldmitübernahme bedarf nicht der ſchriftlichen Form, ſie kann 
auch durch einen formloſen Vertrag erfolgen. Die Schuldmitübernahme der 
Beklagten iſt daher gültig und letztere verpflichtet, die der Höhe nach nicht be⸗ 

ſtrittene Schuld ihres Sohnes dem Kläger zu bezahlen.“ 
Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 29. Dez. 1916. F. w. F. 1. 22216. 

F—32. 


117. Erlöſchen der Lieferungspflicht bei verſpätetem Abruf. 


Vgl. 70 Nr. 211 m. N. 
BGB. § 433 Abſ. 2, 293. 


Die Beklagte hatte im Dezember 1914 an die Klägerin 4 Ladungen zu 
je 10000 kg kauſtiſcher Soda verkauft zur Lieferung auf Abfordern bis Juni 
1915, im Anſchluß an einen laufenden Vertrag. Die Klägerin rief auf den 
neueren Schluß am 8. Mai 1915 die erſte Ladung ab, die ihr am 18. Mai ge⸗ 
liefert wurde, und ſodann am 3. Juni 1915 die drei weiteren Ladungen, 
dieſe zunächſt für Ende Juni, Mitte Auguſt und Ende September, ſchließlich 
auf Einſpruch der Klägerin ſämtlich für Ende Juni. Die Beklagte lieferte 
jedoch nur noch eine Ladung. Mit der Klage wurde ihre Verurteilung zur 
Lieferung der beiden letzten Ladungen begehrt. — Die Klage wurde abge⸗ 
wieſen, das Oberlandesgericht beſtätigte aus folgenden Gründen: 

„Die 4 Ladungen kauſtiſcher Soda waren ‚zur ſukzeſſiven Abſendung 
bis Juni 1915 beſtellt. Damit war der Klägerin einerſeits ein gewiſſer Spiel- 
raum in der Abnahme der Ware eingeräumt, anderſeits hatte ſie doch die Ver— 
pflichtung, für ihre Abforderungen annähernd gleiche zeitliche Zwiſchenräume 
einzuhalten. Zwar iſt im Regelfall dann, wenn für größere Mengen unange— 
meſſen kurze Abruffriſten geſetzt werden, die Folge nur die, daß der Verkäufer 
eine entſprechende Hinausſchiebung der Lieferfriſt fordern kann, und auch 
wenn jene Vorausſetzung erſt gegen das Ende der Abruffriſt eintritt, kann im 
allgemeinen die Lieferung nicht ganz oder teilweiſe verweigert, ſondern nur 
ihre Erſtreckung auf die Zeit nach Ablauf der Friſt verlangt werden. Selbſt 
bei Zuwarten mit den Abrufen über die Abrufzeit hinaus erliſcht im allgemeinen 
das Recht des Käufers nur dann, wenn es gegen Treu und Glauben ausgeübt 
wird (vgl. Staub⸗Könige, Anm. 71 im Erf. vor $373 HGB.). Andres gilt 
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dann, wenn die Einzelabrufe an beſtimmte kalendermäßige Friſten gebunden 
oder ſonſt nach dem Inhalt des Vertrages mit größter Pünktlichkeit vorzunehmen 
waren oder wenn überhaupt die Abrufpflicht als eine Hauptverbindlichkeit 
des Käufers erſcheint (vgl. Staub⸗Könige, Anm. 5 im Erf. zu § 359, Anm. 168 
im Erf. zu § 374). Im gegebenen Falle war nach der Abſchlußbeſtätigung 
die Beklagte, wenn die Abnahme nicht pünktlich an den feſtgeſetzten Terminen 
erfolgte, zur Streichung des nicht abgenommenen Reſtes berechtigt. Dieſe 
Beſtimmung führt zunächſt dahin, daß das, was bis zum 30. Juni nicht ab⸗ 
gerufen war, weiterhin nicht mehr geliefert zu werden brauchte. Aber auch 
dann, wenn die Klägerin erſt gegen das Ende der Abruffriſt mit unangemeſſen 
großen Abrufen kam, deren Ausführung bis zum 30. Juni der Beklagten nicht 
zugemutet werden konnte, führt jene Beſtimmung bei einer den Zeitverhält⸗ 
niſſen Rechnung tragenden Auslegung dahin, daß die Beklagte die Lieferung 
verweigern kann, ſoweit ſie infolge des verſpäteten Abrufs bis zum 30. Juni 
nicht mehr bewirkt zu werden brauchte. Die Klägerin behauptet ſelbſt nicht, 
daß die Beklagte die entſprechenden Vorräte auf Lager gehabt habe. Dies 
war der Beklagten auch nicht anzuſinnen; ſie handelte vielmehr kaufmänniſch 
richtig, wenn ſie ſich nur ihrerſeits durch Abſchlüſſe auf Abruf derart eingedeckt 
hatte, daß bei ſachgemäßer Ausübung des Abrufrechts durch die Klägerin 
die jeweilige Bereitſtellung der Ware möglich war. Die Klägerin kann offenbar 
ſelbſt nicht ernſtlich beſtreiten, daß die Beklagte, als ſie ſich auf den Abruf vom 
3. Juni hin ihrerſeits an ihren Lieferanten, das Syndikat Deutſcher Soda⸗ 
fabriken, wandte, die von der Klägerin abgeforderte Menge nur zum dritten 
Teile geliefert erhielt. Hiermit mußte eben die Klägerin rechnen, zumal ſolche 
Syndikate kraft ihrer Monopolſtellung Lieferungsverträge auf Abruf in Waren, 
mit denen gegenwärtig haushälteriſch umgegangen werden muß, ſeit Kriegs⸗ 
beginn häufig nur freibleibend abſchließen. Unter dieſen Umſtänden konnte 
die Lieferung der ſtreitigen zwei Ladungen von der Beklagten bis zum 30. Juni 
1915 nicht mehr verlangt werden, und für die Zeit darüber hinaus konnte ſie 
von dem vertragmäßigen Rechte der Lieferungsverweigerung überhaupt 
Gebrauch machen. Es iſt auch nicht anzuerkennen, daß ſie dabei irgendwie 
gegen Treu und Glauben gehandelt hätte; nach ihrer Angabe hätte ſie in der 
Zeit nach dem 30. Juni die Ware nur zu einem Preiſe einkaufen können, der 
ihr im Verhältnis zur Klägerin einen Verluſt von 374% — gegenüber einem 
Gewinn von nur 26% bei ordnunggemäßer Abwicklung — aufgebürdet hätte. 
Zu dieſer Eindeckung, zu der ſie nur die unſachgemäße Abrufweiſe der Klägerin 
genötigt hätte, hatte fie keine Verpflichtung, dafern ſie ſich bei richtiger Ein— 
teilung ſeitens der Klägerin durch Rückſchlüſſe üblicher Art geſichert hatte. 
Wenn die Beklagte ſich bei früheren Abſchlüſſen nicht ängſtlich an die 
Lieferzeiten gehalten hat, ſo lag dies wahrſcheinlich daran, daß ſie früher ſelbſt 
bei der Beſchaffung der Ware keine Schwierigkeiten gehabt hat. Sie begab . 
ſich damit noch nicht ihrer Vertragsrechte für künftige Abſchlüſſe. Daß ſie die 
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Ware der Klägerin einfach hätte zurollen follen, konnte nicht verlangt werden. 
Dazu hatte ſie nach dem Sinn ſolcher Abrufverträge nicht einmal ein Recht, 
ſie hätte vielmehr ſolchenfalls mit der Zurückweiſung der Ware rechnen müſſen. 
Sie konnte und mußte abwarten, bis die Klägerin von dem Recht des Abrufs 
Gebrauch gemacht hatte. Eine Mahnung hierzu war überflüſſig; die Klägerin 
mußte ſich ſelbſt ſagen, daß ſie bei unangemeſſenen Abrufen Beanſtandungen 
erfahren konnte.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (4. Sen.) v. 21. März 1916. Spitz.⸗Appr. 

Pl. w. B. 40. 21/16. F- ch. 


118. Auch bei der Abrede „Kaffe gegen Dokumente“ hat der Käufer 
unter Umſtänden ein Recht zur vorherigen Prüfung der Ware. 
Vgl. 32 Nr. 317; 48 Nr. 281; 49 Nr. 210. 211; 64 Nr. 126; 66 Nr. 28. 

BGB. 89 433 Abſ. 2, 242. 271. 157. 

— — — Als die Klägerin den Beklagten zur Bezahlung der 350 Dutzend 
Normalhemden aufforderte, waren dieſe ſeitens des klägeriſchen Lieferanten 
auf Order der Klägerin mit der Bahn bereits an W. & C. in Hamburg ge- 
ſendet und konnten dort jederzeit beſichtigt werden. Dann aber konnte das an 
ſich jedem Käufer zuſtehende Recht auf vorgängige Prüfung der Ware vor 
deren Bezahlung nicht dadurch mehr hinfällig gemacht werden, daß der Ver- 
käufer trotzdem auf der Klauſel „Kaſſa gegen Duplikatfrachtbrief“ beſtand. 
Es kommen hier diejenigen auf Treu und Glauben im Verkehr fußenden Er⸗ 
wägungen im Betracht, von welchen eine ſtändige Rechtſprechung (vgl. z. B. 
RGentſch. 31, 107, in Seuff A. 49 Nr. 111) bei Behandlung der bekannten 
Abrede „Kaſſe oder Akzept gegen Verladungsdokumente“ ausgeht. Der 
Verkäufer, welcher dem Käufer das Konnoſſement übergeben und ſich dadurch 
der Verfügung über die Ware begeben hat, hat ein gerechtes Intereſſe daran, 
daß er ſchon gegen Übergabe des Konnoſſements den Kaufpreis erhält, auch 
wenn der Käufer, der ja die Beſchaffenheit der noch ſchwimmenden Ware nicht 
prüfen kann, dadurch möglicherweiſe in Ungelegenheit verſetzt wird. Die 
Geltendmachung dieſer Abrede aber wird zur Schikane, wenn die Ware am 
Beſtimmungsort angelangt iſt und dort ohne Schwierigkeit unterſucht werden 
kann, es tritt deshalb dann wieder die Befugnis des Käufers zur vorgängigen 
Prüfung der Ware in Wirkſamkeit (vgl. die angef. Entſcheidung). 

Analog liegt der Fall hier. Wenn gemäß § 455 HGB. bahnſeitig ein 
Duplikatfrachtbrief ausgeſtellt und dieſer vom Abſender dem Empfänger 
übergeben iſt, ſo mag der Verkäufer, namentlich bei langer Dauer des Bahn⸗ 
transports in Kriegszeiten, ein gerechtes Intereſſe daran haben, den Kauf⸗ 
preis ausbezahlt zu erhalten, ſobald er durch Übergabe des Duplikatfrachtbriefs 
an den Käufer ſich des freien Verfügungsrechts über das Frachtgut begeben 
hat; es hat deshalb die Ausbedingung der Klauſel „Kaſſe gegen Duplikat⸗ 
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frachtbrief“ auch im binnenländiſchen Verſandgeſchäft ihren guten Sinn. 
Aber die Ausübung dieſer Klauſel wird auch hier zur Schikane, ſobald die Ware 
am Beſtimmungsort eingetroffen iſt und dort unterſucht werden kann; des⸗ 
halb hat auch hier von dieſem Zeitpunkt an der Verkäufer nicht mehr die 
Befugnis, dem Käufer eine vorgängige Prüfung der Ware vor a 
des Kaufpreiſes abzuſchneiden (jo auch Düringer und Hachenburg HGB.? 3 
68 Anm. 3). — — — 


Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 7. Febr. 1917. H. H. & Co. 
w. Ph. v. H. Bf. I. 237/16. Nö. 


119. Bedeutung der Klaufel „waggonfrei X“; Inhalt der vom Der- 
käufer übernommenen Derfendungspflicht. 
Vgl. 32 Nr. 335; 68 Nr. 148; 69 Nr. 96. 
BGB. 85 447. 448. 157; HGB. 8 346. 

Der Streit der Parteien dreht ſich in erſter Linie um die Auslegung der 
vereinbarten Klauſel „waggonfrei Hamburg“. Es handelt ſich um einen 
Kaufvertrag. Beide Parteien ſind in Hamburg anſäſſig. Wie der Inhalt 
des Vertrages zeigt, insbeſondere die Abrede „Kaſſe gegen Duplikatfrachtbrief“, 
ſollte die Ware, worüber auch Einverſtändnis herrſcht, nach außerhalb ver⸗ 
ſendet werden. 

Nach § 448 BGB. hat mangels beſonderer Abmachung der Käufer die 
Koſten der Verſendung zu tragen. Die Klauſel „waggonfrei Hamburg“ 
bedeutet daher nichts andres, als daß hier der Kläger als Verkäufer die Koſten 
zu tragen haben ſollte, die bis zur Einladung in den Eiſenbahnwagen ent⸗ 
ſtehen. Die fragliche Klauſel regelt alſo lediglich die Koſtenfrage und berührt 
nicht die übrigen aus dem Vertrage ſich ergebenden Verpflichtungen; 

vgl. Staub? Anm. 31 zum Erf. zu § 372 S. 444; Goldmann HGB. 3, 1387, Anm. 82 

zu $ 346; HanſGer Z. Hauptbl. 1908 Nr. 22 S. 36; 1916 Nr. 111 S. 204. 

Demnach ſagt die Klauſel „waggonfrei Hamburg“ nichts darüber, wer die Ver⸗ 
ſendung ſelbſt vorzunehmen, 8 wer für die Geſtellung des e 
Sorge zu tragen hat. 

Aus dem Geſetz ergibt ſich nicht he weiteres, daß der Verkäufer die Ware 
nach dem Beſtimmungsort zu ſenden verpflichtet ſei. Aus § 447 BGB. kann 
dies jedenfalls nicht gefolgert werden (Staub Anm. 28 zum Exk. zu § 382 
S. 995). Es beſteht aber ſeit alters ein allgemein anerkannter Handelsbrauch 
ſolchen Inhalts. Im vorliegenden Fall kann auch dem Vertrage ſelbſt ent⸗ 
nommen werden, daß die Parteien durch die ſchon erwähnte Abrede „Kaſſe 
gegen Duplikatfrachtbrief“ einen A Willen zu erkennbarem 
Ausdruck gebracht haben. 

Hatte ſonach im vorliegenden Fall der Kläger die Verpflichtung der Ver⸗ 
ſendung der Ware, ſo hatte er damit doch lediglich ein Geſchäft des Beklagten 
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als des Käufers zu führen. Daraus ergibt ſich aber weiter, daß der Beklagte 
die Abnahme und die Zahlung des Kaufpreiſes nicht ſchon deshalb verweigern 
durfte, weil der Kläger außerſtande war, die Verſendung zu bewirken (RG. in 
HanſGerZ. Hauptbl. 1916 Nr. 47 S. 88. 89). Anderſeits kann aus der Über⸗ 
nahme der Verſendungspflicht durch den Verkäufer nicht mehr gefolgert 
werden, als daß er gehalten iſt, die Verſendung mit der Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Kaufmannes vorzunehmen, insbeſondere die mit dem Transport zu 
betrauende Perſon auszuwählen und ſich die Geſtellung des Transport mittels 
angelegen ſein zu laſſen. Wenn daher im beſonderen Falle die Beſchaffung 
von Eiſenbahnwagen auf ungewöhnliche Schwierigkeiten ſtößt, ſo kann dem 
an ſich verſendungspflichtigen Verkäufer nicht angeſonnen werden, ungewöhn— 
liche Anſtrengungen zu machen, ſich ungewöhnlicher, nach dem Vertrage nicht 
vorgeſehener Transportmittel oder Transportwege zu bedienen (Staub a. a. O.). 
Auf dieſem Standpunkte hat bereits das Reichsoberhandelsgericht bei aus 
Anlaß des Deutſch-Franzöſiſchen Krieges eingetretenem Wagenmangel ge- 
ſt anden; 

vgl. Puchelt HGB.? 2, 209 ff. Anm. 6 und 8a Abſ. 3 zu Art. 344 a. H. und die dort 

angeführten Erkenntniſſe. 

Allerdings beruhte dieſe Rechtſprechung auf dem Art. 344 alten HGB., einer 
Vorſchrift, die aber laut Denkſchrift zum jetzigen HGB. lediglich als jetzt felbit- 
verſtändlich geſtrichen worden iſt. 

Im vorliegenden Falle herrſcht unter den Parteien kein Streit und iſt 
auch gerichtsbekannt, daß um die hier in Frage kommende Zeit infolge des 
Krieges erheblicher Wagenmangel beſtand. Daß der Kläger vergeblich ver— 
ſucht hat, Wagen zur Verſendung der verkauften Ware zu beſchaffen, zeigt 
der beigebrachte Briefwechſel und iſt von dem Beklagten nicht beſtritten worden. 
Nachdem der Kläger die Erfolgloſigkeit ſeiner Verſuche dem Beklagten ange— 
zeigt, mußte dieſer nunmehr ſeinerſeits entweder für die Beſchaffung der 
Wagen oder, wenn ihm dies nicht möglich war, ſonſtwie für die Übernahme der 
Ware, etwa durch Einlagerung am Erfüllungsorte Hamburg, Sorge tragen. 
Keinesfalls aber durfte er, wie oben dargelegt, die Abnahme der Ware über— 
haupt ablehnen. Er befand ſich daher im Verzuge, als der Kläger ihm durch 
Schreiben v. 15. März 1915 eine Nachfriſt gemäß 8326 BGB. zur Bewirkung. 
der Abnahme bis zum 22. März ſetzte. Die Friſt war angemeſſen, die Ange— 
meſſenheit iſt auch nicht beſtritten worden. 

Das Verlangen des Klägers auf Schadenerſatz wegen Nichterfüllung, 
mußte mithin für berechtigt erachtet werden. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 14. Dez. 1916. F. (Kl.) w. 

G. & M. Bf. III. 450,15. a B. 
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120. Sum Begriff der erheblichen Geſundheitsgefährdung nach 
$ 544 BGB. 
Vgl. 60 Nr. 5 m. N.; 62 Nr. 37; 71 Nr. 229. 
BGB. § 544. 

Die Klägerinnen hatten durch Vertrag v. 11. Aug. 1913 vom Beklagten 
in deſſen Hauſe A.⸗Allee 17 zu W. eine Wohnung auf die Zeit vom 1. Okt. 1913 
bis 30. Sept. 1916 gemietet. Sie nahmen das Recht der vorzeitigen friſt⸗ 
loſen Aufkündigung des Vertrags für ſich in Anſpruch, weil die Wohnung 
feucht und fußkalt ſei, in ihr auch ſtarker Modergeruch herrſche und die Ge— 
ſundheit der Bewohner hierdurch erheblich gefährdet werde. In erſter Linie 
beantragten ſie zu erkennen, daß der Vertrag ſofort zu Ende gehe. — In 
2. Inſtanz wurde unter Aufhebung des klagabweiſenden Urteils des Land⸗ 
gerichts dieſem Antrage entſprochen und als Tag, an dem der Vertrag durch 
die Kündigung der Klägerinnen ſein Ende erreicht habe, der 4. Juli 1914, 
der Tag der Klagezuſtellung feſtgeſetzt. Die Reviſion wurde zurückge wieſen. 
Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht ſtellt feſt, daß in einem der über der Torfahrt liegenden 
Zimmer der Mietwohnung an der Pappe unter dem Linoleumbelag des 
Fußbodens infolge eines Fehlers beim Legen feuchte Stellen und Schimmel- 
bildungen vorhanden waren, die einen durchdringenden modrigen, ſich auch 
den übrigen Zimmern mitteilenden Geruch ausſtrömten. Auf Grund des 
herbeigezogenen ärztlichen Gutachtens wird für bewieſen erachtet, daß Dder- 
artige Gerüche nicht nur unangenehm empfunden werden, ſondern auch den 
normalen Verlauf der Verdauungsfähigkeit bei Menſchen beeinträchtigen und 
die Kräfte und Widerſtandsfähigkeit des Körpers herabmindern können, ins⸗ 
beſondere bei Frauensperſonen, bei denen ſie Übelkeit, Erbrechen ꝛc. herbei⸗ 
zuführen vermöchten. Bei dieſem Sachverhalt ſieht der Ber.⸗Richter die 
Vorausſetzungen des Kündigungsrechts aus § 544 BGB. für gegeben an. 
Er verkennt zwar nicht, daß der Mangel verhältnismäßig leicht zu beſeitigen 
war, mißt jedoch dieſem Umſtand keine Bedeutung bei, weil die erſt durch eine 
mühſame Beweisaufnahme geklärte Urſache des Geruchs für die Klägerinnen 
von vornherein nicht erkennbar geweſen ſei und dieſen nicht die Verpflichtung 
obgelegen habe, mit Hülfe von Sachverſtändigen der Urfache und den Mitteln 
zur Beſeitigung des Mangels nachzuforſchen. 

Die Reviſion bezeichnet dieſe Ausführungen als widerſpruchvoll und 
macht geltend, die vom Ber.⸗Gericht feſtgeſtellte Möglichkeit der leichten 
Behebung des Mangels ſchließe die Annahme aus, daß die Benutzung der 
Wohnung mit einer erheblichen Gefährdung der Geſundheit i. S. von § 544 
BGB. verbunden geweſen ſei. Der Angriff iſt nicht begründet. Es kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob die Feſtſtellungen des Ber.⸗Gerichts im Hinblick auf das 
dabei verwertete ärztliche Gutachten dahin zu verſtehen ſind, daß in der Regel 
nur bei längerem Beſtehen eines Übelſtandes der vorliegenden Art eine Ge⸗ 
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ſundheitsſchädigung zu befürchten ſei. Bei einer ſolchen Sachlage fehlt es ö 
allerdings dann, wenn der Mangel leicht und in verhältnismäßig kurzer Zeit 
zu beſeitigen iſt, an einem weſentlichen Begriffserfordernis der erheblichen 
Geſundheitsgefährdung, welche die Wahrſcheinlichkeit einer nachhaltigen Be⸗ 
einträchtigung der Geſundheit vorausſetzt; 
RGeEntſch. 51, 210, in Seuff A. 58 Nr. 73; Warn. Rip. 1911 Nr. 323; JW. 1912, 288%, 

Allein mit Recht ſieht der Ber.⸗Richter dies hier nicht für durchgreifend an. 
Nach der von ihm getroffenen Feſtſtellung war die Urſache des Modergeruchs 
in dem mit der Klagerhebung zuſammenfallenden Zeitpunkt der Kündigung 
nicht mit ausreichender Sicherheit zu erkennen, ſondern ſie konnte nur durch 
zeitraubende Nachforſchungen Sachverſtändiger ermittelt werden. Solange 
aber nicht die Urſache des Übelſtandes erforſcht, insbeſondere feſtgeſtellt war, 
ob der Fäulnisgeruch etwa auf dem Vorhandenſein von Feuchtigkeit im Ge- 
bäude beruhe, konnte der Mangel nicht mit Ausſicht auf Erfolg bekämpft 
werden. Bei einer derartigen Geſtaltung des Falls kann die Frage, ob der 
Mangel leicht und verhältnismäßig ſchnell zu beſeitigen ſei, nicht vom Stand- 
punkt eines Beurteilers, der die von den Sachverſtändigen ermittelten Tat⸗ 
ſachen kennt, ſondern nur unter Zugrundelegung des Sachſtandes beant- 
wortet werden, der zur Zeit der Ausübung des Kündigungsrechts bekannt 
war. Die Lage des Mieters im Zeitpunkt der Kündigung iſt in dem gefenn- 
zeichneten Fall trotz der vorhandenen objektiven Möglichkeit, dem Mangel 
leicht und raſch abzuhelfen, die gleiche wie da, wo zwar der Grund des Mangels 
und die Mittel zu ſeiner Bekämpfung feſtſtehen, deſſen Beſeitigung aber mit 
erheblichen Schwierigkeiten oder beträchtlichem Zeitaufwand verbunden oder 
unmöglich iſt. Der Schutz, welchen der $ 544 dem Mieter gegen die Gefahren 
aus der Benutzung geſundheitswidriger Räume angedeihen laſſen will, würde 
vereitelt werden, wenn die Beſorgnis der Geſundheitsgefährdung lediglich 
nach der objektiven Beſchaffenheit der Mieträume und ohne Rückſicht auf den 
Zeitraum beurteilt würde, den die Ermittlung der Urſache des gefahrbringen⸗ 
den Mangels und die hiervon abhängige Ergründung der Mittel und Wege 
zur Abhülfe erfordert. Nach dem Dargelegten kann den Klägerinnen auch 
kein Vorwurf daraus gemacht werden, wenn ſie vor der Kündigung nicht der 
Urſache des Übelſtandes mit Hülfe von Sachverſtändigen nachgingen. Es 
kann unerörtert bleiben, ob dem Mieter, der von dem Rechtsbehelf des $ 544 
Gebrauch machen will — wie das Ber.⸗Gericht anzunehmen ſcheint — 
eine ſolche Nachforſchungspflicht in keinem Falle obliege. Jedenfalls kann den 
Klägerinnen bei den Schwierigkeiten und dem Zeitaufwand, die nach den 
Ausführungen des Ber.⸗Richters mit der Ermittlung des Sachverhalts ver⸗ 
knüpft waren, die Erforſchung nicht angeſonnen werden. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 21. März 1916. M. (Bkl.) w. Sch. 
(OLG. Frankfurt a. M.). III. 408/15. Auch in RGntſch. 88 Nr. 40 
S. 168. 
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121. Aber das Vorliegen eines Betriebsunfalls entſcheiden nach 
8 1545 RDerf®. die Verſicherungsinſtanzen. 
Vgl. 50 Nr. 201; 54 Nr. 49. 175; 62 Nr. 161. 
RVerſO. $ 1543. 

Am 14. April 1911 war der im Geſchäftsbetriebe eines Lohnfuhrwerks— 
unternehmens in Hamburg beſchäftigte Kutſcher B. durch einen Kraftwagen 
des Beklagten überfahren worden. Seine Verletzung hatte eine Beeinträchti- 
gung der Erwerbsfähigkeit um 50% zur Folge. Durch Entſcheidung des 
Schiedsgerichts der Arbeiterverſicherung in Hamburg v. 22. Febr. 1912, be⸗ 
ſtätigt durch Urteil des Reichsverſicherungsamts v. 30. Okt. 1912, war die 
Entſchädigungspflicht der Fuhrwerks-Berufsgenoſſenſchafſt dem Verletzten 
gegenüber feſtgeſtellt und dieſe verurteilt worden, an Br. eine Rente zu zahlen 
und die Koſten des Heilverfahrens zu tragen. Die Berufsgenoſſenſchaft ver— 
langte nun von dem Beklagten die Erſtattung eines an Br. gezahlten Be⸗ 
trages ſowie die Feſtſtellung, daß die Beklagten verpflichtet ſeien, ihr auch die 
ihr aus dem Unfall entſtehenden weiteren Aufwendungen zu erſtatten, ſo— 
weit dieſe nicht den dem Verletzten aus ſeinem Unfall gegen den Beklagten 
auf Grund des KraftfahrzGeſetzes zuſtehenden Anſpruch überſtiegen. — Dem 
Antrag wurde in allen Inſtanzen entſprochen. Aus den Gründen des Rev.⸗ 
Urteils: 

— — — Zunächſt muß geprüft werden, ob für die Frage des Vorliegens 
eines Betriebsunfalls ausſchließlich die im vorliegenden Fall ergangene Ent— 
ſcheidung des Reichsverſicherungsamts v. 30. Okt. 1912 maßgebend iſt, wie die 
Klägerin geltend gemacht hat. 

Das Ber.⸗Gericht hat in dieſer Hinſicht unter Bezugnahme auf RGeEntſch. 
39, 109; 55, 385 und SeuffA. 54 Nr. 175 den Standpunkt vertreten, daß bei 
der Entſcheidung über einen auf Grund des § 140 GewUnfVG. geltend ge⸗ 
machten Anſpruch die ordentlichen Gerichte ſelbſtändig darüber zu befinden 
haben, ob die Berufsgenoſſenſchaft zur Gewährung der dem Verunglückten 
zu zahlenden Rente rechtlich verpflichtet ſei, ob alſo ein Betriebsunfall des 
Verletzten, d. h. eine Beſchädigung desſelben in einem der betreffenden Berufs⸗ 
genoſſenſchaft angehörigen Gewerbebetriebe vorliege. Dieſe Auffaſſung ent- 
ſpricht in der Tat der Rechtſprechung des Reichsgerichts, an der auch für das 
bis zum Inkrafttreten der Reichs VerſO. geltende Recht unbedenklich feſtzu⸗ 
halten iſt. 

Dagegen bedarf es noch einer Prüfung der von den Inſtanzgerichten 
nicht erörterten Frage, ob dadurch, daß die RVerſO. auf Grund des Art. 4 
der VO. v. 5. Juli 1914 (RG Bl. 439) ſeit dem 1. Jan. 1914 in vollem Um⸗ 
fange in Kraft getreten iſt, die Rechtslage ſich geändert habe. Mit dem Inkraft⸗ 
treten der RVerſO., alſo ſeit dem 1. Januar 1914, haben nämlich auch die 
Vorſchriften der §88 1542. 1543 RVerſO. Geltung erlangt. Die erſtere Vor⸗ 
ſchrift iſt ganz allgemein an die Stelle derjenigen Vorſchriften der früheren 
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Reichs VerſichGeſetze ($ 140 Abſ. 2 GewUnf®®.; 857 Abſ. 4 KrVerſG.; 8 54 
Inv VerſG.) getreten, die den Übergang von Anſprüchen der Verſicherten 
auf diejenigen Organe vorſehen, von denen ſie wegen ihrer Verſicherungs⸗ 
anſprüche befriedigt werden; 

vgl. amtl. Begründung zu den $$ 1525. 1526 Entw. der RVerſO. 470, Druckſ. des 
Reichst. Nr. 340, 12. Leg Per. II. Seſſion 1909/10. 

Jene Vorſchrift hat alſo auch den $ 140 GewUnf G. erſetzt, auf welchen der 
Klaganſpruch in erſter Linie geſtützt iſt. Im Anſchluß an den § 1542 be- 
ſtimmt nun der § 1543 RVerſO. wörtlich: 

Hat ein ordentliches Gericht über ſolche Anſprüche (§ 1542) zu erkennen, jo iſt es an die 
Entſcheidung gebunden, die in einem Verfahren nach dieſem Geſetze darüber ergeht, 
ob und in welchem Umfange der Verſicherungsträger verpflichtet iſt. Für die Aus- 
ſetzung des Verfahrens vor dem ordentlichen Gerichte gilt entſprechend § 901 Abſ. 2 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß nach dieſer Vorſchrift — im Gegen- 
ſatz zu dem nach der vorerwähnten Rechtſprechung des Reichsgerichts vor dem 
Inkrafttreten der RVerſO. geltenden Rechtszuſtande — die Gerichte unter 
der Herrſchaft der 88 1542. 1543 RVerſ O. an die Entſcheidung der Verſicherungs⸗ 
inſtanzen darüber gebunden ſind, ob ein Betriebsunfall vorliegt, und ob dem— 
nach und in welchem Umfange die Berufsgenoſſenſchaft zur Entrichtung einer 
Unfallrente an den Verletzten verpflichtet iſt. 

Aber ſchon der Wortlaut des Geſetzes läßt klar erkennen, daß es im vor— 
liegenden Falle nicht zur Anwendung kommen kann, ſo daß es auch keines 
Eingehens auf die Frage bedarf, welche Natur die Vorſchrift des § 1543 habe 
und ob ſie an und für ſich auch auf ſolche Anſprüche Platz greifen könnte, die 
bereits vor dem Inkrafttreten der RVerſO. entitanden ſind. Denn die Gerichte 
ſind nach § 1543 nur an ſolche Entſcheidungen der Verſicherungsinſtanzen ge- 
bunden, die in einem durch die Vorſchriften der Reichs Verſ Ordnung (, dieſes 
Geſetzes) geregelten Verfahren ergangen ſind. Im vorliegenden Fall iſt 
aber die Entſcheidung des RVerſAmts, durch welche die Verpflichtung der 
Klägerin zur Zahlung der dem Verletzten Br. zu gewährenden Beträge end- 
gültig feſtgeſetzt worden, bereits am 30. Okt. 1912 erlaſſen, alſo zu einer Zeit, 
in welcher weder die Vorſchriften des 3., die Unfallverſicherung regelnden 
Buches der RVerſO., noch diejenigen des 5. und 6. Buches bereits in Kraft 
getreten waren (Art. 3 und 4 VO. v. 5. Juli 1912). Danach liegt alſo eine 
‚in einem Verfahren nach der RVerſO. ergangene Entſcheidung' hier überhaupt 
nicht vor, ſo daß ſchon au dieſem Grunde die Vorſchrift des § 1543 nicht Platz 
greifen kann. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 28. Febr. 1916. R. (Bkl.) w. Fuhrw.⸗ 
BG. Berlin (OLG. Hamburg). VI. 455/15. Auch in RGEntſch. 88 
Nr. 341 S. 140. 
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122. Schädigung durch argliſtige Verleitung zu einer unentgeltlichen 
Zuwendung. 
a BGB. 88 826. 516. 

Die Klägerin, eine geborene St., hatte ſich am 5. Sept. 1909 mit dem 
Weinhändler Jakob K. verheiratet, der bis Ende 1907 bei dem Beklagten 
Weinreiſender geweſen war und, nachdem er ſich ſelbſtändig gemacht, Wein 
und Kellergeräte von ihm bezogen hatte. Sie brachte eine von ihrem Vater 
und ihren Brüdern ihr gegebene Mitgift von 25000 in die Ehe ein. Die 
Eheleute K. lebten im geſetzlichen Güterſtand. Die Klägerin verließ ihren 
Mann am 12. Febr. 1910 und erhob Scheidungsklage. Die Ehe wurde durch 
Urteil v. 12. Okt. 1911 rechtskräftig aus beiderſeitigem Verſchulden geſchieden. 
Am 15. März 1911 wurde über das Vermögen des Jakob K. das Konk.⸗Verfahren 
eröffnet; die Einbringensforderung der Klägerin ging verloren. Die Klägerin 
erhob eigenen Namens und in den abgetretenen Rechten ihres Vaters und 
ihrer Brüder Schadenerſatzklage aus 88 823 Abſ. 2 und 826 BGB. gegen den 
Beklagten auf Zahlung von 25000 4 mit folgender Begründung. Nach der 
Verlobung hätten ihre Brüder von K. Aufſchluß über ſeine Vermögens⸗ 
verhältniſſe, insbeſondere verlangt, daß er ſich von dem Beklagten frei mache. 
K. habe ſeine Schulden bei dem Beklagten mit 158514 33 O angegeben 
und im Auguſt 1909 eine ſchriftliche Beſtätigung des Beklagten hierüber vor⸗ 
gelegt. Der Beklagte ſelbſt, den die Angehörigen der Klägerin um genaue 
Auskunft erſuchten, habe erklärt, daß er von K. nicht mehr als dieſen Betrag 
zu fordern habe. Die Angaben des Beklagten, dem K. eine viel höhere Summe 
ſchuldete, ſeien wiſſentlich unwahr geweſen und zur Täuſchung der Klägerin 
und ihrer Familie gemacht worden, damit K. eine Frau mit größerer Mitgift 
bekomme und davon ſeine Schulden bei dem Beklagten bezahle, dies ſei auch 
mit Mitteln der Mitgift unmittelbar nach der Hochzeit geſchehen. Klägerin 
würde den K. nicht geheiratet und von ihrem Vater und ihren Brüdern die 
Mitgift nicht erhalten haben, wenn ſie nicht von dem Beklagten getäuſcht 
worden wären. — Das Landgericht wies die Schadenerſatzklage der Klägerin 
ab. In 2. Inſtanz wurde der Klaganſpruch, ſoweit er in den Rechten des 
Vaters und der Brüder St. erhoben wurde, dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Während das Landgericht die Klage abgewieſen hat, weil es eine Ver⸗ 
mögensbeſchädigung der Klägerin oder ihrer Angehörigen verneinte, hat das 
Ber.⸗Gericht der Klage in der angegebenen Beſchränkung auf Grund des 
8826 BGB. ſtattgegeben. — — — 

Die weſentliche Rüge der Reviſion richtet ſich gegen die Annahme des 
Ber.⸗Gerichts, daß das Vermögen der St.s beſchädigt worden ſei. Bei der 
gegebenen Sachlage ſei der Satz des Ber.⸗Gerichts unzutreffend, daß jede 
Vermögensaufwendung ohne Erwerb eines entſprechenden Gegenwertes das 


Vermögen des Aufwendenden ſchädige. Die Aufwendungen hätten hier 
Seufferts Archiv Bb. 78. 3. Folge Bb. 17 Heft 6. 14 
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überhaupt keinen Gegenwert erſtrebt. Die St.s hätten freiwillig und ohne 
Entgelt der Klägerin eine Mitgift gewährt, der Vater, indem er eine geſetz— 
liche, die Brüder, indem ſie eine ſittliche Pflicht erfüllten. Dadurch ſchon 
hätten ſie ihr Vermögen verloren und hätten durch die ſpäteren Wirkungen 
nicht mehr beeinträchtigt werden können. Der Zweck einer geſicherten Ehe 
ſei erreicht geweſen. — — — 

Der Reviſion iſt zuzugeben, daß der von ihr bekämpfte Satz in dem Ber. 
Urteil hier keine Anwendung leidet, weil die Beſteller der Mitgift keinen Gegen— 
wert — in der buchſtäblichen Bedeutung dieſes Wortes — erſtrebt haben. 
Der Satz greift im allgemeinen nur bei Verträgen Platz, bei denen der ent— 
geltlichen Leiſtung des einen Teils eine entgeltliche Leiſtung des andern Teils 
gegenüberſteht. Einen ſolchen Vertrag haben die Angehörigen der Braut 
. oder dieſe ſelbſt mit K. nicht abgeſchloſſen. Daran ändert der Umſtand nichts, 
daß in den Kreiſen, zu denen die Beteiligten gehören, die geldliche und ge— 
ſchäftliche Seite einer Heirat eine bedeutſame Rolle ſpielt. Die Beſteller 
der Mitgift wollten damit, ſoweit für den Vater keine Rechtspflicht beſtand, 
freiwillig der Braut eine unentgeltliche Zuwendung machen, die im Geſchäft 
des Ehemannes verwendet und dazu dienen ſollte, ihr eine Verſorgung und 
ſichere Zukunft zu ſchaffen. Durch eine unentgeltliche, nicht belaſtete Zu— 
wendung wird an ſich das Vermögen des Schenkgebers verringert; $ 826 BGB. 
erfordert jedoch, daß der Erſatzpflichtige dem Erſatzberechtigten Schaden zu— 
fügt, d. h. die adäquate Urſache ſeines Schadens ſetzt. Wer aus eigenem 
freiem Willen Vermögensſtücke ohne Entgelt hergibt, erleidet zwar eine 
Vermögenskürzung, aber keinen Schaden i. S. des § 826; ihm wird auch kein 
Schaden zugefügt. Sein Wille iſt jedoch nicht mehr frei, wenn er durch Irrtum 
beeinflußt und hervorgerufen iſt; dann handelt er nicht, wie er in Wahrheit 
gewollt hat; ſein Vermögen wird, ſoweit er es aus Irrtum opfert, wider ſeinen 
wirklichen Willen vermindert. Von einem Schaden im Rechtsſinn wird man 
ferner dann nicht ſprechen können, wenn der Schenkgeber die unentgeltliche 
Zuwendung zu einem beſtimmten Zweck macht und der Zweck erreicht wird, 
jo, wie er ihn erſtrebt hat; ſeiner Leiſtung entſpricht dann in gewiſſem Sinne die 
Gegenleiſtung, die er im Auge gehabt und gewollt hat. Er wird aber i. S. 
des 8 826 geſchädigt, wenn er über den beabſichtigten Zweck getäuſcht wird, 
in der Täuſchung befangen zu der Freigebigkeit ſich beſtimmen läßt, die er ohne 
die Täuſchung nicht gemacht hätte, und wenn der von ihm mit der Freigebig— 
keit verfolgte Zweck nicht erreicht wird. So liegt der Fall hier. 

Vater und Brüder St. wollten die Mitgift nur hergeben, wenn der Bräuti- 
gam von dem Beklagten loskomme und nach Tilgung ſeiner Schuld ein nam— 
haftes Betriebskapital behalte. Die St.s, denen K. ſchon vorher ſeine Ver: 
mögensverhältniſſe wahrheitwidrig geſchildert hatte, wollten ihre Tochter 
und Schweſter unter keinen Umſtänden einem Manne zur Frau geben, der 
fie fortgeſetzt täuſchte und belog, daher weder in kaufmänniſcher noch in ſitt⸗ 
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licher Hinſicht das Vertrauen verdiente, das ſie für das Wohlergehen des 
Mädchens und für ihre eigenen perſönlichen und die in Ausſicht genommenen 
geſchäftlichen Beziehungen zu dem künftigen Schwager als unerläßlich be— 
trachteten. Mindeſtens in dem Sinne, daß der Ehegatte im Verhältnis zu 
ſeiner Frau und ihrer engſten Familie ein verläßlicher Menſch und Gejchäfts- 
mann ſei, haben ſie der Klägerin eine geſicherte Ehe verſchaffen, daher nur dann, 
wenn die ſchließlichen Angaben des K. über ſeine Vermögensverhältniſſe und 
ſeine Schulden bei dem Beklagten genau der Wahrheit entſprachen, die Ge⸗ 
nehmigung zur Heirat, ohne welche die Klägerin die Ehe nicht eingegangen 
wäre, erteilen und die Mitgift ausfolgen wollen. Durch ſeine argliſtige Irre⸗ 
führung hat der Beklagte die St.s beſtimmt, die Mitgift dem K., der ſie in 
das Geſchäft ſtecken ſollte, zu behändigen; die St.s haben nicht freiwillig, 
ſondern in dem von dem Beklagten unterhaltenen und geförderten Irrtum 
das Geld hergegeben. Der Zweck, den ſie mit der Mitgift verfolgt haben, 
der Klägerin eine geſicherte Ehe in dem oben bezeichneten Sinn zu verſchaffen, 
iſt nicht erreicht worden. Das traurige Schicksal der Ehe hat, wie anzunehmen 
iſt, feinen letzten Grund darin, daß die Frau des K. und ihre nächſten Ange⸗ 
hörigen nach dem, was vorgegangen war, jedes Vertrauen in ſeine perſönliche 
und geſchäftliche Verläſſigkeit verloren hatten und damit die Unterlage für 
ein gedeihliches Zuſammenleben zerſtört war. Unbedenklich hat hiernach der 
Beklagte den St.s eine Vermögensbeſchädigung zugefügt. 

Mit Recht ſieht das Ber.⸗Gericht in dem Verhalten des Beklagten eine - 
ſittlich verwerfliche Handlungsweiſe. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 25. Sept. 1916. Fr. (Bkl.) w. K 
(OLG. Nürnberg). VI. 130/16. Auch in RGEntſch. 88 Nr. 100 S. 407. 


123. Eingetr. Genoſſenſchaft; Erfordernis der Beitrittserklärung neben 
dem Erwerb eines Geſchäftsanteils. 


Vgl. 39 Nr. 185 m. N.; 60 Nr. 60 m. N.; 
GenG. § 15. 


Über das Vermögen der L.er Handelsbank, eingetr. Genoſſenſchaft m. b. H., 
war am 24. Okt. 1914 das Konk.⸗Verfahren eröffnet und der Beklagte zum 
Konk.⸗Verwalter beſtellt worden. Seine gemäß § 106 Gen. aufgeſtellte 
Vorſchußberechnung wurde von mehreren darin belaſteten Mitgliedern an⸗ 
gefochten. Sie beſtritten, überhaupt Mitglieder der Genoſſenſchaft geworden 
zu ſein, wenngleich ſie in die Liſte der Genoſſen eingetragen worden wären, 
weil die von ihnen zur Erlangung der Mitgliedſchaft durch Abtretung er⸗ 
worbenen Geſchäftsanteile ungültig geweſen ſeien. Der Beklagte machte 
dagegen geltend, daß die Kläger durch unbedingte Beitrittserklärungen und 
die auf Grund der Erklärungen und deren Einreichung bewirkte Eintragung 

14° 
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in die Genoſſenliſte Mitglieder geworden ſeien. — Die Klage wurde abge⸗ 
wieſen und die Berufung zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Das Landgericht hat die Klagen auf Grund der Erwägung abgewieſen, 
daß die Mitgliedſchaft der Genoſſenſchaft nach der Anmeldung des Statuts 
durch ſchriftliche, perſönlich vollzogene unbedingte Beitrittserklärung, deren 
Einreichung durch den Vorſtand in das Regiſtergericht und Eintragung in 
die Liſte erworben werde ($ 15 GenG.) und dieſe Vorausſetzungen bei den 
Klägern vorlägen. — — — Durch die Eintragung in die Liſte der Genoſſen 
ſolle gerade eine Gewähr dafür, daß alle eingetragenen Perſonen auch wirk⸗ 
lich Genoſſen ſeien und als ſolche hafteten, und eine ſichere Grundlage für die 
Kreditwürdigkeit der Genoſſenſchaft geſchaffen werden. 

Dieſe Erwägungen können keinem begründeten Einwande begegnen. 
Was die Kläger dagegen vorbringen, beruht auf einer Verkennung der recht⸗ 
lichen Natur der Beitrittserklärung als einer auch für die Gläubiger der Ge⸗ 
noſſenſchaft beſtimmten verpflichtenden Willenserklärung und der recht⸗ 
ſchaffenden Bedeutung der Eintragung des Genoſſen und ſeiner Geſchäfts⸗ 
anteile in die öffentliche Genoſſenliſte durch das Gericht, ſowie darauf, daß die 
Kläger, indem ſie dem unmittelbaren (originären) Erwerbe der Mitgliedſchaft 
nach § 15 Gen®. einen abgeleiteten Erwerb i. S. des § 76 gegenüberſtellen, 
ganz überſehen, daß die letztere Vorſchrift, die in dem vom Ausſcheiden ein⸗ 
zelner Genoſſen handelnden Abſchnitt des Geſetzes ihren Platz hat, nicht einen 
andern Weg der Erwerbung der Mitgliedſchaft eröffnen will, ſondern nur be⸗ 
ſagt, daß die Übertragung des Geſchäftsguthabens an einen Nichtgenoſſen 
nur ſtatthaft iſt, ſofern dieſer Genoſſe wird, d. h. die Mitgliedſchaft nach den 
Beſtimmungen des Geſetzes, alſo wiederum nach § 15 erwirbt. Auch in dieſem 
Fall erwirbt der zum Zweck, nicht infolge des Erwerbes eines Gejchäftsgut- 
habens des bisherigen Genoſſen neu eintretende Genoſſe nicht deſſen Mit⸗ 
gliedſchaft, ſondern eben ſein Geſchäftsguthaben (Pariſius-Crüger GenG. 
Anm. 5 und 12 zu § 76). Den Klägern entgeht hierbei auch der Unterſchied, 
der zwiſchen dem auf einem Vertrage zwiſchen der Genoſſenſchaft und dem 
ſich zur Aufnahme meldenden Mitgliede beruhenden Beitritt und dem Vertrags⸗ 
verhältnis zwiſchen dem alten und dem neuen Genoſſen, das die Übertragung 
des Geſchäftsguthabens zum Gegenſtand hat, zu machen iſt. Beide Verträge 
ſind vollſtändig auseinanderzuhalten; der Annahme der Kläger, daß der 
Beitrittsvertrag durch das Abtretungsgeſchäft und deſſen Gültigkeit bedingt 
ſei, ſteht die ausdrückliche und zwingende Vorſchrift des § 15 entgegen, wonach 
die Beitrittserklärung die Abhängigmachung von einer Bedingung überhaupt 
nicht verträgt. Tatſächlich haben denn auch die Kläger bedingungloſe Beitritts⸗ 
erklärungen abgegeben; und dieſe haben in Verbindung mit der Eintragung 
in die Genoſſenliſte ihre Mitgliedſchaft begründet, die einwandfrei und nament⸗ 
lich frei von den Mängeln iſt, welche etwa der Mitgliedſchaft derjenigen Genoſſen 
anhafteten, die ihnen ihre Geſchäftsanteile übertrugen. Welche rechtlichen 
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Folgen dieſe Mängel etwa im Verhältniſſe zwiſchen den Klägern und den 
Genoſſen, von denen ſie Geſchäftsguthaben ſich haben übertragen laſſen, 
auszulöſen geeignet ſeien, kann hier unerörtert bleiben; es braucht auch über 
die etwaige Mangelhaftigkeit der Geſchäftsanteile der Rechtsvorgänger kein 
Beweis erhoben zu werden. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 15. Mai 1916. 50. 147/15. 
i F—ch. 


124. Haftung der Reederei für Neifegepäd der Fahrgäſte. 
HGB. 8 673. 

Der Kläger fuhr mit ſeiner Ehefrau im Juni 1914 auf dem der Beklagten 
gehörigen Dampfer „Hohenſtaufen“ von Madeira nach Liſſabon. Ein ihm 
gehöriger Kabinenkoffer, der beim Ausbooten nicht unter ſeiner Aufſicht ver⸗ 
blieb, ſondern mit dem übrigen Gepäck befördert wurde, war hierbei ins Waſſer 
gefallen und nebſt ſeinem Inhalt durchnäßt worden. Der Kläger verlangte 
Schadenerſatz. Die Beklagte zahlte, ohne Anerkennung einer Verpflichtung 
hierzu, 100.4 und beantragte im übrigen Abweiſung der Klage, unter Be⸗ 
ſtreitung des Klaganſpruchs nach Grund und Höhe. — Der Klaganſpruch wurde 
dem Grunde nach für berechtigt erklärt; die Berufung wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Nach § 673 Abſ. 2 HGB. gelten, wenn das Reiſegut von dem Schiffer 
oder einem dazu beſtellten Dritten übernommen iſt, für den Fall ſeines Ver⸗ 
luſtes oder ſeiner Beſchädigung die Vorſchriften der 88 606—610. 

Der Fall der Übernahme des Reiſeguts liegt vor. Gleichviel ob der 
Kabinenkoffer des Klägers, wie dieſer angibt, ihm für die Ausbootung wider 
ſeinen Willen abgenommen oder aber, wie die Beklagte behauptet, weil dies 
üblich und der Zollvorſchriften wegen nötig ſei, im Gepäckboot an Land ge⸗ 
bracht worden iſt, immer iſt er, wenn auch nur für kurze Zeit und für einen 
kleinen Teil des Transports, durch dazu befugte Organe des Verfrachters 
entgegengenommen worden. Die Beklagte haftet alſo nach § 606 für. den 
durch Beſchädigung des Koffers in der Zeit von der Annahme bis zur Ab⸗ 
lieferung entſtandenen Schaden, es ſei denn, daß die Beſchädigung auf Um⸗ 
ſtänden beruhte, die durch die Sorgfalt eines ordentlichen Verfrachters nicht 
abgewendet werden konnten. Dieſen Entlaſtungsbeweis hat ſie nicht ange⸗ 
treten. 

Mit Unrecht meint ſie, ſich von den Folgen einer Beſchädigung des Koffers 
freigezeichnet zu haben. Zwar iſt ihr beizutreten, ſoweit ſie ausführt, daß der 
Kläger an ihre Überfahrtsbedingungen gebunden ſei, auch wenn ihm nicht eine 
auf ſie Bezug nehmende Fahrkarte ausgehändigt worden iſt; denn wer über⸗ 
ſeeiſche Dampfer regelmäßiger Schiffahrtslinien benutzt, weiß, daß dieſe nur 
unter gewiſſen allgemeinen Überfahrtsbedingungen die Beförderung aus⸗ 
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führen, und er unterwirft ſich dieſen Bedingungen, indem er den Beförderungs— 
antrag ſtellt. Aber inhaltlich deckt der von der Beklagten in Bezug genommene 
Abſatz der Bedingungen „Haftung der Geſellſchaften“ nicht den vorliegenden 
Fall. Es heißt daſelbſt: 

Die Hamburg⸗Südamerikaniſche-Dampfſchiffahrts-Geſellſchaft und die Hamburg⸗Amerika⸗ 
Linie haften nur für Beſchädigung von Raumgepäck, wenn ihnen das Verſchulden 
daran nachgewieſen werden kann, und auch nur bis zum Höchſtbetrage von 100 4 
für das Gepäckſtück. — — — Für Kammergepäck, Handgepäck und für alle Ge— 
genſtände, welche die Fahrgäſte auf der Reiſe in Gebrauch oder Gewahrſam be— 
halten, übernehmen die Geſellſchaften keine Verantwortung. — — — 
Raumgepäck liegt unſtreitig nicht vor, ſondern Kammergepäck. Und wollte 

man den auf dieſes bezüglichen Teil der Klauſel wörtlich nehmen, ſo würde 
die Beklagte allerdings für eine Beſchädigung des Kabinenkoffers unter keinen 
Umſtänden haften. Aber § 133 BGB. führt zu einer andern Auslegung der 
Klauſel. Die unterſchiedliche Behandlung des Kammergepäcks beruht darauf, 
daß es ſich während der Beförderung nicht im Gewahrſam des Verfrachters 
befindet, ſondern in der Kabine, alſo in einem Raum, den einerſeits der Paſſagier 
ſelbſt zu überwachen in der Lage iſt, zu dem aber anderſeits auch dritte Perſonen 
mehr oder weniger unbeſchränkten Zutritt zu haben pflegen. Für ſolches 
Gepäck will der Verfrachter nicht verantwortlich ſein, weil er nicht die Mög— 
lichkeit beſitzt, es zu verſchließen oder zu überwachen. Dieſer Grund fällt weg, 
ſofern und ſolange der Verfrachter das Gepäck — wie oben dargelegt — „über— 
nommen“ hat. Für die Dauer dieſes Zuſtandes den Verfrachter in Ge— 
mäßheit obiger Klauſel gleichfalls für freigezeichnet zu erachten, hieße an dem 
buchſtäblichen Sinn des Ausdrucks haften und einer Auslegung zum Siege 
verhelfen, die auch von dem Verfaſſer der Klauſel kaum gewollt ſein kann. 
Zweifel über die Tragweite der Freizeichnung ſind jedenfalls zu Laſten des 
Verfaſſers, der ſich deutlicher hätte ausdrücken können. 


Somit iſt der Erſatzanſpruch des Klägers begründet. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 21. Febr. 1917. Fr. (Kl.) 
w. Hamb.⸗Am.⸗Linie. Bf. I. 266/16. B. 


II. Verfahren. 


125. Streitwert bei einer Klage auf Herausgabe von Aktien 
nebſt Dividendenſcheinen und dem Bezugsrecht auf neue Aktien. 
3 PO. 88 3. 4; BGB. 85 99. 101 Nr. 2. 


Der Kläger beantragte, die Beklagte gegen Zahlung von 79000 % zur 
Herausgabe von 106 Aktien der G. Akt.⸗Geſellſchaft nebſt Dividendenſcheinen 
und dem Bezugsrecht auf 106 neue Aktien derſelben Geſellſchaft, hülfweiſe 
zur Herausgabe von 106 neuen Aktien dieſer Geſellſchaft Zug um Zug gegen 
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Zahlung von weiteren 31800.% zu verurteilen. Das Landgericht ſetzte den 
Wert des Streitgegenſtandes auf 40840. feſt. Die vom klägeriſchen Prozeß— 
bevollmächtigten im eigenen Namen (§ 12, GebO. für RA.) eingelegte Be⸗ 
ſchwerde hatte Erfolg. Aus den Gründen: 

„Die 106 alten Aktien, deren Herausgabe verlangt wird, hatten zur Zeit 
des Kaufs nach Angabe des Klägers einen Kurs von 250%, der Wert betrug 
alſo, da der Nennbetrag der Aktie 300.4 iſt, 79500. . | 

Die beantragte Herausgabe der Dividendenſcheine kommt bei der Feſt⸗ 
ſetzung des Streitwerts nicht in Betracht, da Dividenden die rechtliche Natur 
von Früchten und Nutzungen haben und der Anſpruch auf Herausgabe der 
Dividendenſcheine im vorliegenden Falle als Nebenforderung geltend ge— 
macht iſt; 

3PO. § 4; BGB. $ 101 Nr. 2; Planck BGB.! Bem. 3 zu $ 99; Oertmann Allg. 

Teil des BGB.? Bem. 4b zu $ 99; JW. 1893, 5351; Gruchots Beitr. 52, 1095. 
Dagegen iſt das Bezugsrecht auf neue Aktien nicht als Frucht oder Nutzung 
des Aktienrechts zu erachten; 

ebenſo Planck a. a. O.; a. A. ohne überzeugende Begründung F. Affolter Das 

Fruchtrecht 146. 219 in Fiſchers Abh. zum Privatr. und Zivilprozeß 21 Heft 1; 
denn es iſt kein beſtimmunggemäßer, regelmäßig wiederkehrender Ertrag der 
Aktie; es entſteht auch nicht aus der Aktie ſelbſt, zu ſeiner Entſtehung haben 
andere Momente mitzuwirken (Erhöhung des Grundkapitals, Beſchluß der 
Generalverſammlung). (So mit Recht das Urteil des Kammergerichts 
v. 12. Mai 1911 in OL GRſpr. 24, 140.) Der Wert dieſes Rechts iſt unter Zugrunde⸗ 
legung der Angaben des Klägers nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen. Die neuen 
Aktien hatten um jene Zeit nach Behauptung des Klägers ebenfalls einen 
Kurs von 250% und wurden nach Angabe der Klage zum Nennwert ausge— 
geben. Der Wert des Bezugsrechts beträgt alſo 79500 weniger 31800 = 
47700 % (Rittmann Der Wert des Streitgegenftandes? 8 154 Nr. 1). Der 
Umſtand, daß die Gegenleiſtung des Klägers 79000. (Kaufpreis) betrug und 
daß er ſich zur Zahlung dieſer Gegenleiſtung ſchon in der Klage bereit erklärte, 
hat bei der Feſtſetzung des Streitwerts außer Betracht zu bleiben (Rittmann 
8 70 und die dort erwähnten Entſcheidungen). Der Streitwert war hiernach 
unter Aufhebung des landgerichtlichen Beſchluſſes auf 79500 und 47700 = 
127200. % feſtzuſetzen. 

Der Anwalt des Klägers hat allerdings nur Erhöhung des Streitwerts 
auf 120340 % beantragt; an dieſe Anſchauung des Beſchwerdeführers iſt aber 
das Beſchwerdegericht nicht gebunden (GKG. § 16 Abſ. 1 Satz 2; RGEntſch. 
71, 321).“ 

Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 24. Januar 1917. D. w. T. 
Beſchw.⸗Reg. 26/17. F—z. 


200 126. Widerflage. 


126. Vor ausſetzungen des beſonderen Gerichtsſtands und der Zu- 
läſſigkeit der Widerflage.* — Kann gegen die Klage aus einem 
Garantievertrage ein SZurückbehaltungsrecht ausgeübt werden?““ 


Vgl. 64 Nr. 201 m. N.; 70 Nr. 47. — (Vgl. 55 Nr. 186; 71 Nr. 39. 82.) 
380. 88 33. 322; — BOB. 68 273. 322. 


Vom klagenden Verein wurde im Jahre 1914 die Internat. Ausſtellung 
für Buchgewerbe und Graphik, Leipzig 1914, veranſtaltet. Der Beklagte über⸗ 
nahm dem Kläger gegenüber bis zur Höhe von 4000. / Garantie für den Fall, 
daß ſich infolge der Vorbereitung, Durchführung oder Liquidation dieſer Aus⸗ 
ſtellung ein Fehlbetrag ergebe. Der Kläger forderte mit der Behauptung, 
daß ſich ein Fehlbetrag ergeben habe, zu deſſen Deckung die Garantiezeid)- 
nungen voll in Anſpruch genommen werden müßten, vom Beklagten die Be⸗ 
zahlung von 4000 % ſamt Zinſen. Der Beklagte machte u. a. Gegenforde⸗ 
rungen aus Pachtverträgen geltend, die er mit dem Kläger über eine Schank⸗ 
wirtſchaft auf dem Ausſtellungsgelände abgeſchloſſen hatte. Wegen eines 
Teils dieſer Gegenforderungen erhob er im Betrage von 4000 % Widerklage. — 
In 1. Inſtanz wurde der Beklagte zur Klage verurteilt und mit ſeiner Wider⸗ 
klage abgewieſen. Seine Berufung zur Widerklage wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: 

„Vorausſetzung nicht bloß des beſonderen Gerichtsſtands, ſondern auch 
der Zuläſſigkeit der Widerklage iſt der rechtliche Zuſammenhang des Anſpruchs 
der Widerklage mit dem in der Klage geltend gemachten Anſpruch oder mit 
den gegen dieſen vorgebrachten Verteidigungsmitteln. Das iſt die herrſchende, 
durch die Entſtehungsgeſchichte des 833 ZPO. gerechtfertigte Annahme, 
an der das Reichsgericht (RGEntſch. 11, 423, in Seuff A. 40 Nr. 55; 23, 397, 
in Seuff A. 45 Nr. 127; WarneyerRſpr. 1908 Nr. 550; 1913 Nr. 454), unge⸗ 
achtet der dagegen in der vom Beklagten angezogenen Entſcheidung (RGEntſch. 
46, 424, in Seuff A. 56 Nr. 61) angeregten Zweifel, und auch das Oberlandes⸗ 
gericht (Annalen 7, 381; 29, 467), mit Ausnahme der ebenfalls vom Beklagten 
angeführten Entscheidung (Annalen 13, 246), in ſtändiger Rechtſprechung 
und in Übereinſtimmung mit der Rechtslehre feftgehalten haben und an der 
auch der erkennende Senat feſthält. i 

Ein rechtlicher Zuſammenhang zwiſchen dem Klaganſpruch und dem 
Anſpruch der Widerklage beſteht, wenn beide Anſprüche entweder Ausflüſſe 
desſelben Rechtsverhältniſſes ſind, oder wenn ſie ſich gegenſeitig bedingen 
(RG. in Gruchots Beitr. 42, 1187 und in Warneyer Rſpr. 1913 Nr. 454). 
Erſteres liegt nicht vor; der Garantieübernahmevertrag, der der Klage zugrunde 
liegt, und die zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Pachtverträge ſowie die 
angebliche Schadenzufügung durch unerlaubte Handlung, worauf die Wider⸗ 
klage geſtützt wird, haben Rechtsverhältniſſe verſchiedener Art erzeugt. Zwi⸗ 
ſchen den Anſprüchen der Klage und der Widerklage beſteht auch kein bedingung⸗ 
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weiſes Verhältnis; die Entſcheidung über den einen ift nicht abhängig von der 
Entſcheidung über den anderen. 

Dagegen würde der Zuſammenhang der Widerklage mit einem gegen die 
Klage vorgebrachten Verteidigungsmittel gegeben ſein, wenn der Beklagte 
rechtlich zuläſſigerweiſe (RGEntſch. 23, 398, in SeuffA. 45 Nr. 127) die mit 
der Klage geforderte Leiſtung zurückbehalten dürfte. Der Begründung des 
Landgerichts, mit der es die Zurückbehaltung für unzuläſſig erklärt, iſt jedoch 
beizutreten und dabei noch auf folgendes hinzuweiſen. 

Der Garantievertrag iſt ein einſeitiger Vertrag und verpflichtet lediglich 
den Garantieübernehmer, nicht den Garantieempfänger; 

vgl. Stammler in Archiv Prax. 69, 49. 120. 121; Enneccerus BR. 2, 1, 764. 765 
8 823 unter III, 5. 
Ein Zurückbehaltungsrecht aus § 322 Abi. 1 BGB. iſt alfo ſchon begrifflich 
ausgeſchloſſen. In Frage könnte nur kommen, ob für den Beklagten ein 
ſelbſtändiger Anſpruch begründet ſei, der ihn zur Zurückbehaltung nach § 273 
Abſ. 1 BGB. berechtigte. Zur Begründung des Zurückbehaltungsrechts 
aus dieſer geſetzlichen Vorſchrift genügt zwar nach Befinden der Urſprung 
der beiderſeitigen Anſprüche aus Rechtsgeſchäften, zwiſchen denen ein natür⸗ 
licher wirtſchaftlicher Zuſammenhang vorhanden iſt (vgl. RGEntſch. 78, 336 
und 72, 103 ſowie die S. 104 angegebene Entſcheidung); es mag auch ein natür⸗ 
licher wirtſchaftlicher Zuſammenhang zwiſchen dem Klaganſpruch und den 
Anſprüchen des Beklagten aus den Pachtverträgen beſtehen. Gleichwohl iſt 
§ 273 Abſ. 1 BGB. nicht anwendbar, weil ‚aus dem Schuldverhältniſſe ſich 
ein andres ergibt'. Das liegt im Zweck des Garantievertrags begründet. — — 
Der Zweck der vom Kläger mit den Garantieübernehmern abgeſchloſſenen 
Verträge: dem Ausſtellungsunternehmer die notwendige und ſichere Grund⸗ 
lage in den Forderungen an die Garantieübernehmer zu geben und dieſen das 
Riſiko des Unternehmens völlig und ſchlechthin aufzuerlegen (vgl. Stammler 
3ff., 50. 120 ff., 135 ff.; Enneccerus 765 unter 7), würde durch die Gewährung 
des vom Beklagten beanſpruchten Zurückbehaltungsrechts vereitelt werden. 
Das vom Beklagten geltend gemachte Zurückbehaltungsrecht, weil der Kläger 
die Pachtverträge nicht erfüllt hat und bis er ſie erfüllt, iſt deshalb dem Be⸗ 
klagten auch ohne Beantwortung der Frage zu verſagen, ob es überhaupt 
gegenüber der Tatſache noch beachtet werden könnte, daß dem Kläger die 
Erfüllung der mit dem Beklagten abgeſchloſſenen Pachtverträge ſachlich un⸗ 
möglich geworden iſt. Daran ändert auch der Verſuch des Beklagten nichts, 
einen beſonderen Zuſammenhang zwiſchen dem Klaganſpruch und den wider⸗ 
klagend geltend gemachten Gegenanſprüchen durch die Behauptung herzu⸗ 
ſtellen, vom Kläger ſei denen, die ſeine Pächter hätten werden wollen, zu ver⸗ 
ſtehen gegeben worden, daß ſie Ausſicht auf das Zuſtandekommen von Pacht⸗ 
verträgen nur hätten, wenn ſie zum Garantiefonds zeichneten. Denn daraus 
folgt bloß, daß der Kläger — verſtändiger⸗ und verſtändlicherweiſe — ſeine 
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Pächter aus der Zahl derer auswählen zu wollen erklärt hat, die ſich ihm als 
Garantieübernehmer dazu empfahlen, nicht aber, daß er zwiſchen den fertigen 
Garantieübernahme- und den noch abzuſchließenden Pachtverträgen einen 
Zuſammenhang habe herſtellen wollen, der es den Garantieübernehmern 
geſtattete, ihm die Geltendmachung ſeiner Rechte aus den Garantieverträgen 
deren Zwecke zuwider zu verſchränken. | 

Der Beklagte iſt jetzt der Meinung, daß der Zuſammenhang der Wider- 
klage mit einem gegen die Klage vorgebrachten Verteidigungsmittel auf 
Grund einer von ihm erklärten Aufrechnung gegeben ſei. Das wäre zu— 
treffend, wenn er wirklich aufgerechnet hätte. Das iſt jedoch nicht geſchehen. 
— — — Die Widerklage iſt demgemäß unzuläſſig und mit Recht abgewieſen 


worden.“ | 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 20. März 1916. K. w. Int. 
Ausſt. f. B. 5 O. 173/15. — e — 


127. Hlagänderung; es entſcheidet die Klagebegründung in der Klage. 
Vgl. 60 Nr. 200; 71 Nr. 70. 
ARD. 88 264. 253. 


Die Klägerin war Inhaberin eines das Datum vom 24. Okt. 1911 tragen⸗ 
den Wechſels über 6000, der acht Tage nach Sicht zahlbar fein ſollte. Der 
Wechſel war akzeptiert von dem Rittmeiſter a. D. Kl., früher in B. Als Aus⸗ 
ſtellerin und Indoſſantin war auf ihm die am 23. Aug. 1913 geſtorbene Frau 
M. von L., die vor ihrem Tode mit Kl. zuſammengelebt hatte, genannt. Die 
Klägerin war lange Jahre hindurch in der Familie Kl. bedienſtet. Nach ihrer 
Behauptung hat ſie den Wechſel für Darlehen erhalten, die ſie aus ihren Er⸗ 
ſparniſſen dem Rittmeiſter Kl. und der Frau von L. gewährt hat. Im Februar 
1914 ließ ſie den Wechſel gegen den Akzeptanten proteſtieren. Sodann er- 
hob ſie gegen den Verwalter des Nachlaſſes der Frau von L. im Wechſelprozeß 
Klage auf Zahlung der Wechſelſumme nebſt Zinſen, Proteſtkoſten und Pro- 
viſion. Im 1. Verhandlungstermin nahm ſie vom Wechſelprozeß Abſtand. — 
Das Landgericht gab der Klage ſtatt. Die Behauptung des verklagten Nachlaß— 
verwalters, daß die Unterſchriften der Frau von L. auf dem Wechſel gefälſcht 
ſeien, erachtete es für widerlegt. Auf die Berufung des Beklagten wies das 
Oberlandesgericht die Klage ab. Das Reichsgericht hob auf und verwies 
zurück. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht ſpricht ſich über die Echtheit der Unterſchriften der 
Ausſtellerin und Indoſſantin des Wechſels nicht aus. Es hält den Wechſel⸗ 
anſpruch für hinfällig, weil den beſonderen Vorſchriften, die nach Art. 19. 
20 WO. für Nachſichtwechſel gelten, nicht genügt iſt. Inſoweit iſt eine Re⸗ 
viſionsbeſchwerde nicht erhoben. Die Reviſion wendet ſich aber gegen die 
weitere Annahme des Ber.⸗Gerichts, daß die Berufung der Klägerin auf 
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ihre Darlehnsforderung eine unzuläſſige Klagänderung enthalte und daß des— 
halb auf dieſen Anſpruch im gegenwärtigen Rechtsſtreit nicht einzugehen ſei. 
Der Angriff iſt begründet. | 

Die Klägerin hat ſchon in der Klageſchrift die Tatſachen dargelegt, die 
den Anſpruch auf Zahlung der geforderten 6000 & auch unter dem Geſichts⸗ 
punkte der Darlehnshingabe rechtfertigten. Dieſe Darlegung war zur Be— 
gründung der Wechſelklage nicht erforderlich, hatte vielmehr erkennbar den 
Zweck, die geltend gemachte Forderung als eine ſolche in den Prozeß einzuführen, 
die der Klägerin auch nach dem materiellen Rechtsverhältniſſe, das dem Wechſel— 
vertrage zugrunde lag, zuſtand. Das genügte aber, um auch den Darlehnsan— 
ſpruch rechtshängig zu machen. Wenn das Ber. ⸗Gericht Gewicht darauf legt, 
daß die Klage mit aller Deutlichkeit im Wechſelprozeß und als Wechſel— 
klage erhoben jet, jo iſt aus dieſem Umſtande nichts zu folgern, weil die Klä— 
gerin es jederzeit in der Hand hatte, vom Wechſelprozeß Abſtand zu nehmen 
und weil der Darlehnsanſpruch rechtshängig werden konnte, auch wenn er ſich 
für die zunächſt gewählte Prozeßart nicht eignete. Ebenſo iſt es gleichgültig, 
ob in der 1. Inſtanz der Darlehnsanſpruch beſonders erörtert worden iſt. Ent— 
ſcheidend für die Frage, ob der Anſpruch rechtshängig wurde, iſt der Inhalt 
der Klageſchrift. Auch der von dem Ber.-Gericht hervorgehobenen Tatſache, 
daß die Klägerin Proteſtkoſten und Proviſion gefordert hat, iſt nichts Gegen— 
teiliges zu entnehmen; das war nur eine natürliche Folge der Geltend⸗ 
machung auch des Wechſelanſpruchs. 

Hiernach war das Urteil wegen Verletzung des § 529 Abſ. 2 ZPO. aufzu- 
heben und die Sache an das Ber.-Gericht zurückzuverweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 23. Febr. 1917. Sch. (Kl.) w. 
Nachlaß von L. (OLG. Karlsruhe). II. 148/15. 


128. Suftellung des Urteils im Eheſcheidungsverfahren von 
Amts wegen. 


Vgl. 54 Nr. 66. 
308. 8 625; BGB. 8 1574. 


Die im Parteibetriebe erfolgte Zuſtellung des Ber.⸗Urteils kann als eine 
gültige Urteilszuſtellung nicht angeſehen werden, deshalb erweiſt ſich die 
Einlegung der Reviſion gegen dieſes Urteil nach 8 625 ZPO. als wirkunglos. 

Auf Klage des Ehemannes hat die 1. Inſtanz auf Scheidung der Ehe er⸗ 
kannt und die Ehefrau für den ſchuldigen Teil erklärt. Gegen dieſe Entſchei⸗ 
dung hat die verklagte Ehefrau Berufung eingelegt mit dem Antrage, die— 
ſelbe aufzuheben und den Kläger für mitſchuldig an der Scheidung zu erklären. 
Auf die Berufung iſt in 2. Inſtanz das 1. Urteil inſoweit, als die Beklagte 
allein für ſchuldig erklärt worden iſt, aufgehoben und auf einen Eid des Klägers 
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erkannt worden, bei deſſen Leiſtung die Beklagte für allein ſchuldig, bei 
deſſen Verweigerung dagegen der Kläger für mitſchuldig erklärt werden 
ſoll. Das Ber.⸗Urteil hat mithin ausſchließlich die Schuldfrage zum Gegen⸗ 
ſtande und läßt u bedingungloſen Scheidungsausſpruch der 1. Inſtanz völlig 
unberührt. 

Unter dieſen Umſtänden aber konnte im Hinblick auf die Vorſchrift im 
8625 ZPO., durch welche verhütet werden ſoll, daß der Beſtand der Ehe 
nach dem Belieben der Parteien in der Schwebe bleibe, die Zuſtellung des 
Ber.⸗Urteils nicht den Parteien überlaſſen werden, ſondern mußte von Amts 
wegen geſchehen. Denn wenn auch die Berufung der Beklagten nur die 
Schuldfrage betraf und im Ber.⸗Urteil auch nur über dieſe, und zwar bedingt 
erkannt worden iſt, ſo wurde doch durch die Einlegung der Berufung der 
Scheidungsausſpruch der 1. Inſtanz ſeinem vollen Umfange nach bis zur 
rechtskräftigen Austragung der Sache an der Beſchreitung der Rechtskraft 
gehindert (RGEntſch. 58, 307; 64, 315), und es würde, wenn die Zuſtellung 
des Ber.⸗Urteils den Parteien überlaſſen bliebe, ein Erfolg erreicht, der durch 
8625 ZPO. gerade verhütet werden ſoll, inſofern es alsdann dem Belieben 
der Parteien überlaſſen bliebe, einen in bedingungloſer Form vorliegenden 
Scheidungsausſpruch der Rechtskraft zuzuführen oder an der Beſchreitung 
der Rechtskraft auf unbegrenzte Zeit zu verhindern. Im Hinblick auf den 
im $ 1574 BGB. zum Ausdruck gelangten Grundſatz der Einheitlichkeit und 
Untrennbarkeit des Scheidungs⸗ und des Schuldausſpruchs beſteht zwiſchen 
den beiden Urteilen der 1. und der 2. Inſtanz trotz der Verſchiedenheit ihres 
Inhalts und Gegenſtands ein ſolcher innerer Zuſammenhang, der es not⸗ 
wendig erſcheinen läßt, die Zuſtellungsfrage nicht ausſchließlich vom Stand— 
punkt des Ber.⸗Urteils aus ohne Rückſicht auf die erſtinſtanzliche Entſcheidung 
zu beurteilen, ſondern beide Urteile in ihrem Zuſammenwirken für den zu er⸗ 
reichenden gemeinſchaftlichen Endzweck, die Löſung der Scheidungs⸗ und der 
Schuldfrage, in Betracht zu ziehen. So angeſehen liegt aber der Fall weſent— 
lich nicht anders, als wenn in einem und demſelben Urteil über die Scheidung 
der Ehe unbedingt und über die Schuldfrage bedingt entſchieden worden wäre. 
Ob eine ſolche Entſcheidung für zuläſſig zu erachten iſt, iſt hier nicht zu erörtern. 
Jedenfalls kann nicht bezweifelt werden, daß ſie, wenn ſie ergeht, von Amts 
wegen und nicht im Parteibetriebe zuzuſtellen iſt, eben weil ſie, und zwar 
unbedingt, auf Scheidung der Ehe lautet und mithin einen endgültigen Schei⸗ 
dungsausſpruch enthält. ö 
Die in RGEntſch. 48, 423 abgedruckte Entſcheidung der vereinigten Zivil⸗ 
ſenate betrifft einen weſentlich anders gearteten Fall, nämlich den Fall, wenn 
in einem Urteil die Entſcheidung der Schuldfrage von einem Eide abhängig 
gemacht, gleichzeitig aber auch der an ſich bedingungloſe Scheidungsausſpruch 
als von der Leiſtung oder Nichtleiſtung des Eides bedingt hingeſtellt und ſo 
zum Ausdruck gebracht wird, daß noch nicht in dieſem Urteil ſelbſt, ſondern erſt 
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in dem künftig zu erwartenden, die Folgen der Leiſtung oder Nichtleiſtung 
des Eides zum Ausdruck bringenden Schlußurteil der endgültige Ausſpruch 
auf Scheidung der Ehe zugleich mit der Entſcheidung über die Schuldfrage 
erfolgen werde. Im jetzt vorliegenden Fall iſt ein künftiger, bedingungloſer 
Ausſpruch auf Scheidung der Ehe nicht mehr zu erwarten, er liegt vielmehr 
in der inſoweit von dem Ber.⸗Urteil garnicht berührten erſtinſtanzlichen Ent⸗ 
ſcheidung bereits vor. 

Die in JW. 1906, 39117 abgedruckte Entſcheidung des 4. Zivilſenats be⸗ 
betrifft einen Fall, der ſich von dem vorliegenden ſchon dadurch erheblich unter⸗ 
ſcheidet, daß in jenem Fall von der verklagten Seite auf Scheidung und Schuldig⸗ 
erklärung des Gegners Widerklage erhoben und die Widerklage in die Ber.⸗ 
Inſtanz gelangt war, während im vorliegenden Fall eine Widerklage nicht er⸗ 
hoben worden iſt. Jene Entſcheidung iſt deshalb hier nicht maßgebend. 
Übrigens würde fie, ſoweit fie etwa von den in RGeEntſch. 58, 307 vom 4. Senat 
ausgeſprochenen Grundſätzen abweichen ſollte, durch die in RGEntſch. 64, 315 
veröffentlichte Entſcheidung desſelben Senats überholt ſein, da darin jene 
Grundſätze gebilligt und erneut zum Ausdruck gebracht worden ſind. 

Das führte zu der getroffenen Entſcheidung. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 9. März 1917. B. w. B. (OLG. 

Hamburg). VII. 419/15. i 


129. Kann ein ausländiſcher Hyp.⸗Gläubiger in der von einem andern 
Gläubiger betriebenen Sw.-Derfteigerung Verſagung des Zuſchlags 
beantragen ? 

Bktm. v. 8. Juni 1916 $ 12 (RG Bl. 454); BVG. 5 96. 


Gegen den Beſchluß des Landgerichts W., durch welchen auf Beſchwerde 
des Hyp.⸗Gläubigers H. St. in Paris der Zuſchlagsbeſchluß des Amtsgerichts K. 
v. 3. Okt. 1916 aufgehoben und der Zuſchlag verſagt iſt, haben die Erſteher, 
Eheleute G., weitere ſofortige Beſchwerde eingelegt. Die Beſchwerde er⸗ 
ſcheint begründet. | 

Das Landgericht hat den Beſchwerdegrund zu Unrecht als begründet 
anerkannt, der auf Nichtanwendung der in § 12 Bkm. v. 8. Juni 1916 (RG Bl. 
454) über die Geltendmachung von Hypotheken, Gründſchulden und Renten⸗ 
ſchulden, erwähnten Befugnis zur Verſagung des Zuſchlags geſtützt iſt. Aller⸗ 
dings iſt es irrig, wenn in der weiteren Beſchwerde von den Erſtehern aus⸗ 
geführt wird, daß der auf § 12 der genannten Verordnung geſtützte Antrag 
auf Verſagung des Zuſchlags ſchon deshalb unzuläſſig geweſen ſei, weil der 
Hyp.⸗Gläubiger ſeinen Wohnſitz im Auslande habe und weil §1 Bkm. v. 
7. Aug. 1914 über die Geltendmachung von Anſprüchen von Perſonen, die 
im Ausland ihren Wohnſitz haben (RGBl. 360), dem Antrage entgegengeſtanden 
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hätte. Denn der Zweck der Verordn. v. 7. Aug. 1914 iſt nur der, zu verhüten, 
daß Auslandsbewohner, die im Auslande durch Moratorien geſchützt ſind, 
im Inlande ihre vor dem Kriege entſtandenen Forderungen eintreiben und 
ihre Anſprüche auf dieſe Weiſe verwirklichen. Dagegen ſollen dieſe Perſonen 
nicht gehindert ſein, ihre Anſprüche bloß zu verteidigen oder der gegebenen 
Schutzmittel zur Erhaltung derſelben ſich zu bedienen (vgl. RG. in IW. 1915, 
1265100). Das in § 12 Bkm. v. 8. Juni 1916 dem Hyp.⸗Gläubiger gewährte 
Recht, die Verſagung des Zuſchlages zu beantragen, iſt aber lediglich ein Mittel, 
den Gläubiger vor dem Verluſt ſeines Anſpruchs zu bewahren. Eine „Geltend— 
machung“ dieſes Anſpruchs i. S. der Bkm. v. 7. Aug. 1914 liegt bei ſolchem 
Antrage nicht vor. Aber in der Verordn. v. 8. Juni 1916 iſt nicht geſagt, daß 
das Gericht dem Antrage des Hyp.-Gläubigers bei Vorliegen der in § 12 er⸗ 
wähnten Vorausſetzungen ſtattgeben muß; ein ſolcher Zwang beſteht ſelbſt 
dann nicht, wenn es an der Glaubhaftmachung von ſeiten des betreibenden 
Gläubigers, daß ihm die Verſagung des Zuſchlags einen unverhältnismäßigen 
Nachteil bringen würde, fehlt. Es heißt nur, daß das Gericht dem Antrage 
ſtattgeben „kann“; die Entſcheidung iſt alſo von dem gerechten Ermeſſen des 
Verſteigerungsrichters abhängig. Nun wäre zwar der Umſtand, daß auf An⸗ 
trag des Hyp.⸗Gläubigers H. St. vom Vollſtr.⸗Gericht ſchon einmal, am 28. Juli 
1916, der Zuſchlag auf Grund des 8 12 Bkm. v. 8. Juni 1916 verſagt und 
neuer Verſteigerungstermin auf den 3. Okt. 1916 beſtimmt worden war, 
kein Hindernis gegen eine nochmalige Verſagung des Zuſchlags auch nach 
dieſer neuen Verſteigerung geweſen. Denn in § 12 Bkm. v. 8. Juni 1916 
iſt ausdrücklich geſagt, daß die Verſagung des Zuſchlags mehrfach erfolgen 
darf. Aber überwiegende Gründe ſprechen dafür, den Zuſchlagsbeſchluß des 
Amtsgerichts v. 3. Okt. 1916 aufrecht zu erhalten. Die Verſteigerung v. 3. Okt. 
1916 hatte ganz dasſelbe Ergebnis wie die Verſteigerung v. 7. Juli 1916, und 
es iſt bei den jetzigen Verhältniſſen auf dem Grunſtücksmarkt anzunehmen, 
daß in abſehbarer Zeit auch eine abermalige Verſteigerung keinen beſſeren 
Erfolg haben wird. Anderſeits ſchwebt das Verſteigerungsverfahren bereits 
ſeit 31. Mai 1915, und die Grundſtückseigentümerin iſt der N. Landesbank, 
welche das Verfahren an erſter Stelle betreibt und welcher die erſte Hypothek 
zuſteht, bereits vom erſten Halbjahre des Jahres 1914 ab die regelmäßigen 
Zahlungen an Zinſen und Amortiſationsraten dieſer Hypothek ſchuldig ge— 
blieben. Auf ihren Antrag iſt auch bereits zu wiederholten Malen die einſt⸗ 
weilige Einſtellung des Verfahrens bewilligt worden. Ihre Vermögens— 
verhältniſſe ſind aber offenbar derartige, daß die rückſtändigen Forderungen der 
betreibenden Gläubiger immer mehr anwachſen werden. Bei dieſer Sach⸗ 
lage erſcheint es durchaus billig, die Verſteigerung nicht auf Erwartungen 
hin, deren Eintritt gänzlich zweifelhaft iſt, abermals hinauszuſchieben. — — — 

Beſchluß des OLG. zu Frankfurt a. M. (3. Sen.) v. 23. Nov. 1916. 3 W. 

87/16. Cr. 
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130. Widerruflichkeit der Amtsniederlegung eines Schiedsrichters. 
3. $ 10331. 


Durch Spruch des Schiedsgerichts v. 16. Juni 1914 war der Beklagte zur 
Zahlung von 4129,64. an den Kläger verurteilt worden. In 1. Inſtanz 
beantragte der Kläger, die Zw.-Vollſtreckung für zuläſſig zu erklären, ev. den 
Beklagten zur Zahlung von 4129,64. nebſt 4% Zinſen ſeit 16. Juni 1914 
zu verurteilen. Der Beklagte beantragte Abweiſung beider Anträge. Das 
Landgericht hielt den erſten Antrag für unbegründet, weil die Zuſtellung des 
Schiedsſpruchs erſt erfolgt ſei, nachdem der Schiedsrichter G. jein Amt am 
8. Juli 1914 niedergelegt hatte. Dagegen wurde angenommen, daß der Be— 
klagte dem Kläger zum Schadenerſatze verpflichtet ſei, weil er den G. zur nach— 
träglichen Niederlegung ſeines Amtes veranlaßt habe. Auf Berufung des 
Beklagten würde die Klage vollſtändig abgewieſen. Die Reviſion des Klägers 
wurde zurückgewieſen. — Gründe: 

„Der Antrag des Klägers, über den in der Vorinſtanz zu erkennen war, 
iſt darauf geſtützt, daß der Beklagte den Schiedsrichter G. zur Niederlegung 
ſeines Amtes beſtimmt habe in der Abſicht, auf dieſe Weiſe das Zuſtande— 
kommen eines wirkſamen Schiedsſpruchs zu verhindern, und daß er dieſen 
Zweck auch erreicht habe. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der geltend ge— 
machte Schadensanſpruch aus einem ſolchen Tatbeſtand hergeleitet werden 
könnte, da der Annahme, daß durch die Amtsniederlegung des Schiedsrichters 
G. das Zuſtandekommen des Schiedsſpruchs verhindert worden ſei, nicht beizu— 
treten iſt. Das Landgericht hat die Erteilung des Vollſtr.-Urteils allerdings 
abgelehnt und dieſe Ablehnung damit begründet, daß das Zuſtandekommen 
des Schiedsſpruchs durch den Rücktritt des G. vereitelt worden ſei. Dieſes 
Urteil iſt auch ſchon rechtskräftig. Die Rechtskraft eines Urteils erſtreckt ſich 
aber nicht auf die Entſcheidungsgründe ($ 322 ZPO.), und deshalb iſt die auch 
für den Schadensanſpruch erhebliche Frage der Rechtswirkſamkeit des Schieds- 
ſpruchs jetzt von neuem zu prüfen. 

Dieſe Prüfung führt zu dem Ergebnis, daß die Amtsniederlegung des G. 
das Wirkſamwerden des Schiedsſpruchs nicht verhindert hat. Solange G. 
den Spruch nicht unterſchrieb, fehlte dieſem allerdings die verbindliche Kraft 
($ 1039). G. hat ihn aber unterſchrieben, und dieſe Unterſchrift wird dadurch, 
daß G. in der Zwiſchenzeit zwiſchen Beſchlußfaſſung und Unterzeichnung ſein 
Amt niedergelegt hatte, in keiner Weiſe berührt. Indem G. den Spruch unter⸗ 
ſchrieb, widerrief er die Amtsniederlegung. Daß er ſich urſprünglich geſträubt 
hatte und ſeine Unterſchrift erſt gab, nachdem er auf die Möglichkeit einer Klage 
hingewieſen worden war, ändert hieran nichts. Der Standpunkt des Land- 
gerichts, daß G. nach Niederlegung ſeines Amtes den Schiedsſpruch nicht mehr 
hätte unterſchreiben dürfen und daß die trotzdem erteilte Unterſchrift unwirkſam 
ſei, würde nur dann als richtig anzuerkennen ſein, wenn die Amtsniederlegung 
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unwiderruflich geweſen wäre. Das Geſetz enthält aber keine Beſtimmung, 
aus der ein ſolcher Schluß gezogen werden könnte, und an ſich iſt nicht einzu⸗ 
ſehen, weshalb der zurücktretende Schiedsrichter ſeinen Rücktritt, ſolange er 
nicht von beiden Parteien genehmigt iſt, nicht ſollte widerrufen können. Da⸗ 
bei kommt insbeſondere in Betracht, daß der Rücktritt nicht etwa im freien 
Belieben des Schiedsrichters ſteht, daß dieſer vielmehr durch Übernahme des 
Schiedsrichteramtes beiden Teilen zur Erfüllung rechtlich verpflichtet wird 
(RGentſch. 59, 252). 

Steht hiernach aber feſt, daß die zeitweilige Amtsniederlegung des G. 
das Zuſtandekommen des Schiedsſpruchs nicht verhindert hat, ſo fällt die 
Behauptung des Klägers, er ſei dadurch geſchädigt worden, daß G. ſein Amt 
niedergelegt und daß der Beklagte ihn hierzu beſtimmt habe, ohne weiteres 
zuſammen. Den durch Verweigerung des Vollſtr.⸗Urteils entſtandenen 
Schaden hat der Kläger vielmehr ſich ſelbſt zuzuſchreiben; er iſt darauf zurückzu⸗ 
führen, daß Kläger es unterlaſſen hat, gegen das landgerichtliche Urteil Berufung 
einzulegen. Über die Frage, ob er ſich wegen der ihm angeblich noch zuſtehen⸗ 
den Reſtforderung aus dem Bauvertrage nunmehr an die ordentlichen Gerichte 
wenden kann, iſt für jetzt nicht zu entſcheiden, zurzeit handelt es ſich nur um 
den Schadensanſpruch, und dieſer iſt, ſchon weil es an einem urſächlichen Ver⸗ 
halten des Beklagten fehlt, mit Recht zurückgewieſen worden.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 2. Okt. 1916. D. (Kl.) w. R. (OLG. 

Frankfurt a. M.). VII. 153/16. 


en 


1. Bürgerliches Recht. 


131. Wer zuläßt, daß jemand wie ein Bevollmächtigter für ihn han- 
delt, erteilt damit ſtillſchweigend Vollmacht. 
Vgl. 59 Nr. 109. 177 m. N. 
BGB. $ 167. 

In der Frage, ob der Angeſtellte der verklagten Kopenhagener Handels⸗ 
firma, H., zum Abſchluß des ſtreitigen Kaufs bevollmächtigt war, kann dem 
wohlbegründeten Urteil des Landgerichts lediglich beigetreten werden. Im 
inneren Verhältnis zwiſchen der Beklagten und H. war dieſer zwar nicht ab— 
ſchlußbevollmächtigt, wie er ſelbſt nicht hat beſtreiten können. Aber dadurch, daß 
die Beklagte ſeit Anfang März 1914 ihn als ihren alleinigen Vertreter ſtändig 
die hieſige Kaffeebörſe hat beſuchen und dort Abſchlüſſe von ihm hat machen 
laſſen, hat die Beklagte Dritten gegenüber zu erkennen gegeben, daß er ihr 
abſchlußberechtigter Vertreter ſei. Wer es geſchehen läßt, daß jemand wie ein 
Bevollmächtigter für ihn handelt, erteilt dem Handelnden damit ſtillſchweigend 
Vollmacht; dieſer Satz entſpricht ſtändiger Rechtſprechung, insbeſondere 
des Reichsgerichts, der nur gefolgt werden kann (RGEntſch. 43, 190; 50, 76). 

Ohne dieſen Rechtsſatz würde ein geordneter und auf Treu und Glauben 
aufgebauter Verkehr nicht beſtehen können. Das Landgericht hat zutreffend 
ausgeführt, daß insbeſondere im Kaffeehandel, in welchem die Preiſe in ganz 
kurzen Zeiträumen, ſozuſagen von Minute zu Minute, ſchwanken, und in 
welchem die Termingeſchäfte nicht unter 500 Sack abgeſchloſſen werden, es 
garnicht denkbar ſein würde, Abſchlüſſe zu machen, die erſt von der Geneh— 
migung der Beklagten in Kopenhagen hätten abhängig ſein ſollen. Daß die 
Inhaber der Beklagten, die ſeit langen Jahren hier eine Filiale unterhalten 
hat, die Art des Kaffeehandels genau kannten, ſteht außer jedem Zweifel, 
und ebenſo, daß ſie wußten, daß H. als ihr hieſiger Vertreter für ſie handelte. 
Es kommt nicht darauf an, daß hier ein Effektivgeſchäft vorliegt, während die 
Vertretung der Beklagten durch H. hauptſächlich dadurch in die Erſcheinung 
trat, daß H. die Terminsbörſe beſuchte, ſolange dieſe — bis zum Kriegsbeginn — 
noch abgehalten wurde. Denn nachher hat H. auch Effektivgeſchäfte ſelbſtändig 
abgeſchloſſen, und auch dies kann den Inhabern der Beklagten nicht unbekannt 


geweſen ſein. W., der das ſtreitige Geſchäft als Makler e e hat, 
Seuſſerts Archiv 8d. 72. 3. Folge Bd. 17. Heft 7. 
By 
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hat denn auch H. für abſchlußbevollmächtigt gehalten. Der Abſchluß v. 
6. Nov. 1914 iſt daher für die Beklagte bindend. — — — 


Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 15. Jan. 1917. H. & Co. 
w. L. P. & Co. Bf. V. 257/16. Nö. 


132. Nach $ 172 BGB. genügt nicht die Vorlegung einer beglaubig— 
ten Abſchrift der Vollmachtsurkunde. 
Vgl. 55 Nr. 196. 
BGB. 8 172. 

Die Beklagte wurde aus einer Bürgſchaftserklärung in Anſpruch genommen, 
die ihr Ehemann in ihrem Namen abgegeben hatte. Die Klage wurde in 2. In— 
ſtanz abgewieſen; die Reviſion wurde zurückgewieſen. — Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„Nach den Feſtſtellungen des Ber.-Gerichts hat die Beklagte unter dem 
17. Juni 1912 eine Generalvollmacht ausgeſtellt, worin ſie ihren Ehemann er— 
mächtigt, ſie in allen ihren Angelegenheiten zu vertreten. Seine Vertretungs— 
macht ſoll ſich ohne jede Ausnahme auf alle Rechtsgeſchäfte erſtrecken, welche 
von der Beklagten und ihr gegenüber vorgenommen werden können. Er 
ſoll auch ermächtigt ſein, in ihrem Namen mit ſich im eigenen Namen oder als 
Vertreter eines Dritten Rechtsgeſchäfte vorzunehmen. Die Unterſchrift der 
Beklagten unter der Vollmachtsurkunde iſt notariell beglaubigt worden. 

Wie das Ber.⸗Gericht indeſſen weiter feſtſtellt, hat die Beklagte dieſe Voll— 
macht ihres weitergehenden Wortlauts ungeachtet ihrem Ehemann mit der 
Beſchränlung erteilt, daß ſie nur bei dem Gründungsvertrag der Kurhaus 
Schloß P. Geſellſch. m. b. H. zwecks Regulierung von Hypothekenangelegen— 
heiten verwandt werden ſollte. Zutreffend nimmt das Ber.-Gericht hiernach 
an, daß der Ehemann der Beklagten die Bürgſchaftserklärung für dieſe ohne 
Vollmacht abgegeben habe, und die Beklagte, die die Erklärung auch nicht 
genehmigt habe, hieraus nicht verpflichtet ſei. 

Die Klägerin hat demgegenüber den Schutz des § 172 BGB. in Anſpruch 
genommen: bei Abgabe der Bürgſchaftserllärung habe der Ehemann der Be— 
klagten die Vollmachtsurkunde v. 17. Juni 1912, die er von der Beklagten 
unſtreitig ausgehändigt erhalten habe, vorgelegt. Der Einwand kann indeſſen 
nach den weiteren Feſtſtellungen des Ber.-Gerichts das Klagebegehren nicht 
ſtützen. Das Ber.-Gericht hält nämlich für erwieſen, daß die beim Vertrags— 
abſchluß vorgelegte Urkunde nicht die Urſchrift der Vollmacht, ſondern eine 
— ſei es beglaubigte oder nicht beglaubigte — Abſchrift geweſen iſt. Damit iſt 
den Erforderniſſen des §S 172 BGB. in der Tat nicht genügt. Nach den Vor— 
ſchriften der 88 167. 170—172, über deren Zuſammenhang ſich bereits die 
Eutſcheidung des erkennenden Senats in Entſch. 56, 33 ausſpricht, iſt, wenn 
jemand durch beſondere Mitteilung an einen Dritten oder durch öffentliche 
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Bekanntmachung kundgegeben hat, daß er einen Anderen bevollmächtigt 
habe, dieſer auf Grund der Kundgebung im erſten Falle dem Dritten, im andern 
Falle jedem Dritten gegenüber zur Vertretung befugt. In § 172. wird einer 
beſonderen Mitteilung an den Dritten der Fall gleichgeſtellt, wenn der Voll» 
machtgeber dem Vertreter eine Vollmachtsurkunde ausgehändigt hat und der 
Vertreter ſie dem Dritten vorlegt: die Aushändigung der Urkunde an den 
Vertreter gilt als eine auf Mitteilung der erteilten Vollmacht an den Dritten 
gehende Willenserklärung des Vollmachtgebers, und die Vorlegung der dem 
Vertreter ausgehändigten Urkunde an den Dritten ſoll dieſem die Gewähr 
bieten, daß eine Bevollmächtigung nach Maßgabe der vorgelegten Urkunde 
dem als Bevollmächtigter Auftretenden erteilt iſt. Es leuchtet ein, daß es hierzu 
der Urſchrift der Vollmachtsurkunde bedarf. Die Abſchrift einer ſolchen kann 
allenfalls beweiſen, daß der Bevollmächtigte einmal Vollmacht erhalten hat, 
nicht aber, daß er die Vertretungsmacht noch beſitzt. Der Bevollmächtigte kann 
ſich, ſolange er im Beſitz der Urſchrift der Vollmachtsurkunde iſt, davon Ab- 
ſchriften in unbeſchränkter Zahl fertigen und beglaubigen laſſen; daß er im 
Beſitz der Vertretungsmacht iſt, kann nur durch den Beſitz derjenigen Urkunde 
dargetan werden, die er eben vom Vollmachtgeber erhalten hat. 

Daran kann auch der von der Reviſion hervorgehobene Umſtand nichts 
ändern, daß der Ehemann der Beklagten zur Zeit des Vertragſchluſſes die 
Urſchrift der Vollmacht, wie anſcheinend unſtreitig, noch beſeſſen und bei dem 
Vertragſchluſſe dem Zeugen K., wie dieſer bezeugt, die Vollmachtsabſchrift 
mit dem Bemerken vorgezeigt hat, dieſe Urkunde ſei eine notariell beglaubigte 
Abſchrift der ihm von ſeiner Ehefrau erteilten Vollmacht, ſie habe dieſelbe 
Bedeutung wie die Urſchrift der Vollmacht. Wie der erkennende Senat bereits 
in der angeführten Entſcheidung ausgeführt hat, muß nach dem Wortlaut, 
Sinn und Zweck der Vorſchrift die Vollmachtsurkunde (Urſchrift) — ſinnfällig — 
zur Hand oder doch vor Augen geſtellt werden; es genügt nicht, wenn ſie nach 
Inhalt, Beſchaffenheit oder beſonderen Kennzeichen genauer bezeichnet, 
aber nicht vorgelegt, der ſinnlichen Wahrnehmung des Dritten nicht unmittel⸗ 
bar zugänglich gemacht wird. Läßt der Dritte, auf die bloße Angabe des angeb- 
lich Bevollmächtigten vertrauend, ſich mit dieſem als Vertreter ein, ſo handelt 
er auf ſeine eigene Gefahr, und zwar gleichermaßen bezüglich des Beſtehens 
der Vertretungsmacht überhaupt wie ihres näheren Umfangs. 

Es kann endlich auch nicht etwa, wie die Reviſion meint, darauf ankommen, 
daß, wenn die Urſchrift der Vollmachtsurkunde v. 17. Juni 1912 vorgelegt 
worden wäre, hieraus die in Rede ſtehende Beſchränkung der Vertretungsmacht 
garnicht zu erſehen geweſen wäre, der Wortlaut der Vollmacht vielmehr nur 
den Glauben an das Beſtehen der umfaſſenden Vertretungsmacht bei der 
Klägerin oder ihrem Vertreter K. hätte beſtärken können. In dieſer Hinſicht 
genügt es, auf die Ausführungen der mehrerwähnten Entſcheidung zu verweiſen. 


Der Inhalt der Urkunde iſt dem Dritten gegenüber voll wirkſam, nur ſofern 
g 15˙ 
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ihm die Urkunde (Urſchrift) vorgelegt iſt; iſt dies nicht geſchehen, ſo bleibt das 
Beſtehen der Vertretungsmacht eine offene Frage, und der Dritte, der ſich 
ſolchenfalls auf das Beſtehen der Vertretungsmacht verläßt, handelt auf ſeine 
Gefahr.“ 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 5. Okt. 1916. R. (Kl.) w. E. VI. 
165/16. (KG. Berlin.) Auch in RGeEntſch. 88 Nr. 107 S. 430. 


133. Können ſich die Parteien bei der notariellen Beurkundung eines 
Vertrages durch einen gemeinſamen Bevollmächtigten vertreten laſſend 
Vgl. 70 Nr. 236 m. N. 

5 BGB. $ 181. 

Der Kläger will den Beklagten für den Schaden verantwortlich machen, 
der ihm dadurch erwachſen ſei, daß durch Verſchulden des Beklagten die von 
dieſem als Notar beurkundete Veräußerung eines Teils ſeines Geſchäftsanteils 
an einer Geſellſchaft m. b. H. der rechtlichen Wirkung entbehrt habe, und daß 
er infolgedeſſen die vom Erwerber R. in Gegenleiſtung gezahlten 1000. auf 
deſſen Klage habe zurückerſtatten müſſen, auch mit den Koſten eines für ihn 
zweckloſen Prozeſſes belaſtet worden ſei. Das Landgericht hat die Abweiſung 
der Schadenerſatzanſprüche des Klägers damit begründet, daß dem Beklagten 
allerdings die mangelhafte Verleſung des notariellen Protokolls v. 1. Okt. 
1910 zum Verſchulden gereiche, daß dieſes Verſchulden aber für den Schadens- 
erfolg der Unwirkſamkeit des Vertrages ohne Bedeutung ſei, weil der Vertrag 
auch wegen der nach der neueren Rechtſprechung des Reichsgerichts unzu— 
läſſigen Vertretung der Vertragsparteien vor dem Notar durch einen gemein— 
ſamen Bevollmächtigten nichtig ſei, und der Beklagte, da er im Oktober 1910, 
nach der damals noch nicht vom Reichsgericht beanſtandeten, in Bremen all- 
gemein üblichen Praxis verfahren habe, für dieſen Nichtigkeitsgrund nicht ein— 
zuſtehen brauche. — — — 

Das Ber.⸗Gericht ſteht in der Frage, ob die Vertretung der Vertrags- 
parteien durch den Bürovorſteher des Beklagten bei Errichtung der notariellen 
Urkunde dem Willen des Geſetzes genügte, auf dem der Auffaſſung des Land— 
gerichts entgegengeſetzten Standpunkt des Klägers, der die Frage bejaht. —— — 

Die Entwicklung des bürgerlichen Rechts hat zur Anerkennung einer, . 
auf beſonderer geſetzlicher Beſtimmung oder auf rechtsgeſchäftlicher Erteilung 
beruhenden Vertretungsmacht geführt, innerhalb deren im Namen des Ver⸗ 
tretenen unmittelbar für oder gegen ihn wirkende Willenserklärungen von einem 
Andern, ſeinem Vertreter, abgegeben werden können. Die durch Rechtsgeſchäft 
erteilte Vertretungsmacht, vom Geſetz (§ 166 Abſ. 2 BGB.) Vollmacht ge⸗ 
nannt, verliert nicht dadurch den Charakter einer Vertretung im Willen, daß 
ſie auf ein Rechtsgeſchäft mit genau beſtimmtem Inhalt beſchränkt iſt; die zur 
Vollziehung dieſes Geſchäfts erforderliche, im Namen des Vertretenen abgege— 
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bene Erklärung bleibt eine Willensäußerung des Vertreters „innerhalb der ihm 
zuſtehenden Vertretungsmacht“ ($ 164 BGB.). Die mehreren Beteiligten, 
unter denen ein Rechtsgeſchäft vorzunehmen iſt, können ihre Vertretung einer 
und derſelben Perſon übertragen, die damit in die Lage kommt, das Rechts⸗ 
geſchäft als Vertreter der einen Partei mit ſich ſelbſt als Vertreter der einen 
oder mehreren andern Parteien vorzunehmen ($ 181 BGB.). Jede Vollmacht 
iſt im Zweifel — ſofern ſich nämlich nicht aus dem zu Grunde liegenden Rechts⸗ 
verhältnis oder aus Erklärungen an die beteiligten Perſonen ein andres ergibt 
— jeder Zeit widerruflich (8 168 BGB.). Die die Erteilung der Vollmacht 
enthaltende Erklärung des Vollmachtgebers bedarf nicht der Form, welche 
für das Rechtsgeſchäft, dem ſie dienen ſoll, beſtimmt iſt ($ 167 BGB.). 

Nach dieſen Grundſätzen iſt es, zunächſt allgemein geſprochen, zweifellos 
zuläſſig, daß zwei Parteien, die miteinander einen der notariellen Beurkundung 
bedürftigen Vertrag ſchließen wollen, ſich formlos über alle Einzelheiten des 
beabſichtigten Vertragsverhältniſſes verſtändigen und alsdann beide eine dritte 
Perſon, etwa einen Angeſtellten des Notars, mündlich oder ſchriftlich beauf— 
tragen und ermächtigen, vor dem Notar den Austauſch der dem Vertrags- 
entwurf entſprechenden Willenserklärungen zu vollziehen. Mit der Aus⸗ 
führung dieſes Auftrags durch den bevollmächtigten Vertreter und ihrer ge— 
hörigen Beurkundung durch den Notar kommt der beabſichtigte Vertrag zu— 
ſtande. 

Ein ſolcher Fall liegt hier vor, wenigſtens der äußeren Erſcheinung nach. 
Daß der Kläger und R. den Entwurf der beiderſeitigen Willenserklärungen, 
durch deren Austauſch vor dem Notar der beabſichtigte Vertrag vollzogen werden 
ſollte, bereits am Tage vor dieſer Vollziehung, am 30. Sept. 1910, zuſammen 
mit der Vollmacht für den Bürovorſteher des Beklagten, in die Form eines 
ſchriftlichen „Vertrages“ kleideten, braucht an ſich nicht mehr zu bedeuten 
als eine zweckmäßige oder doch für zweckmäßig gehaltene Vorbereitung und 
Vereinfachung der Verhandlung vor dem Notar, die im Falle des Vertrag— 
ſchluſſes durch einen gemeinſchaftlichen Vertreter, deſſen Vollmacht oder 
Auftrag auf die Vollziehung eines Vertrages mit ganz beſtimmtem Inhalt 
beſchränkt iſt, regelmäßig angebracht ſein wird, die aber auch dann nahe liegt 
und durchaus gebräuchlich iſt, wenn Parteien, die ſelber vor dem Notar erſcheinen 
ſollen, ſchon vorher ganz genau wiſſen, was ſie dort einander erklären wollen. 
Und die Erklärung des Bürovorſtehers P. vor dem Beklagten als Notar, daß 
er jenen Vertrag, den ſeine Auftraggeber unterſchrieben hätten, für dieſe 
hierdurch förmlich abſchließe, bringt als ſeinen ihm vom Kläger und R. einge⸗ 
räumten Willen genau dasſelbe zum Ausdruck, was die Parteien perſönlich, 
doch gewiß mit dem vollen beabſichtigten Erfolge, mit der übereinſtimmenden 
Erklärung, daß ſie den dem Notar vorgelegten in die Form eines Vertrages 
gekleideten Vertragsentwurf „hierdurch förmlich abſchließen“, als ihren Ver⸗ 
tragswillen zu erkennen gegeben hätten. 
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Nun iſt freilich, angeſichts der Auffaſſung, mit der das Landgericht, in 
Anlehnung an Urteile des Reichsgerichts, die Vertretung der Parteien durch 
den Bürovorſteher P. für unwirkſam erklärt, weil P., nur damit der Form⸗ 
vorſchrift Genüge geſchehe, den bereits vorher formlos und damit ungültig 
vollzogenen Vertrag habe notariell beurkunden laſſen, anſtatt ihn ſelber vor 
dem Notar abzuſchließen, ohne weiteres zuzugeben, daß durch die Zulaſſung 
eines Verfahrens, wie es hier von den Vertragsparteien in Gemeinſchaft mit 
dem Bürovorſteher P. und dem Beklagten, übrigens nach einer allgemeinen 
Praxis der bremiſchen Notare geübt iſt, der Zweck der Formvorſchriften 
des Geſetzes erheblich beeinträchtigt wird. Mit dem Gebot gerichtlicher oder 
notarieller Beurkundung eines Vertrages will das Geſetz eine Gewähr dafür 
geben, daß wichtige rechtliche Verfügungen und Verpflichtungen nicht getroffen 
und übernommen werden, ohne daß diejenigen, die vor ſo bedeutſamen Ent⸗ 
ſchließungen ſtehen, Gelegenheit finden, ſich über die Bedeutung ihres Unter⸗ 
nehmens völlig klar zu werden; dieſen Erfolg erwartet der Geſetzgeber von der 
förmlichen Verhandlung vor Gericht oder Notar, von der Vorbereitung für einen 
ſolchen ſich aus dem Alltags⸗ und Geſchäftsleben heraushebenden Akt und 
von dem mit dieſem Erfordernis regelmäßig verbundenen Aufſchub der end⸗ 
gültigen Entſchließung. Aber der Zweck des Geſetzes iſt nicht ſelbſt Geſetz 
geworden. Deshalb würde auch der klare Nachweis, daß in einem beſtimmten 
Falle das perſönliche Erſcheinen der Parteien vor dem Notar nach Lage der 
Sache ohne den geringſten Einfluß auf die beurkundeten, höchſt wichtigen Ent- 
ſchließungen geblieben ſei, was ſicherlich ſehr häufig der Fall iſt, den Beſtand 
des nach der Formvorſchrift des Geſetzes abgeſchloſſenen Vertrages durchaus 
nicht berühren. Dann kann es auch keinen Unterſchied machen, wenn die Par⸗ 
teien, die ſich über das, was ſie einander leiſten wollen, bereits völlig geeinigt 
haben, von denen keiner mehr zweifelt, daß er ſich auf das Zuſtandekommen 
des Vertrages ſicher verlaſſen könne, und die vielleicht ſchon mit Rückſicht auf 
den bevorſtehenden Vertragſchluß wichtige wirtſchaftliche Maßregeln getroffen 
haben, das eigentliche Rechtsgeſchäft, das vom Tatſachenſtandpunkt aus nun 
wirklich kaum noch mehr als die Erledigung einer Formvorſchrift bedeuten 
mag, nicht perſönlich vornehmen, ſondern durch einen gemeinſamen Vertreter 
beſorgen laſſen, wozu das Geſetz ihnen die Mittel an die Hand gibt. 

Daß nun aber im vorliegenden Falle die Vertragsparteien noch weiter 
gegangen wären, daß ſie nicht nur den eigentlichen rechtlichen Vertragſchluß 
in einer Weiſe, die ihnen jeden Zweifel an der Verwirklichung ihrer Abſichten 
genommen haben mag, vorbereitet hätten, daß ſie vielmehr mit dieſer Vor⸗ 
bereitung des notariellen Akts ſchon die wirkliche vertragliche Bindung hätten 
vollziehen wollen und demnach die Aufgabe ihres Bevollmächtigten nur in 
einer Anzeige der bereits erfolgten Vertragsvollziehung beim Notar zum Zweck 
der Verbriefung lediglich dieſer Tatſache erblickt, alſo garnicht die Abſicht 
gehabt hätten, erſt durch P. den Vertrag in rechtlich wirkſamer Weiſe ſchließen 
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zu laſſen, das vermag das Ber.⸗Gericht nicht zu erkennen und feſtzuſtellen. Wenn 
ſie es nicht ſchon vorher gewußt haben, ſo ſind ſie am Büro des Beklagten 
darüber belehrt worden, daß das von ihnen beabſichtigte Geſchäft der nota⸗ 
riellen Beurkundung bedürfe. Dieſes Erfordernis, das ihnen Weitläufigkeiten 
und Koſten verurſachte, die ſie bei dem ganz einfachen Inhalt des beabſichtigten 
Vertrages gewiß gern vermieden hätten, konnten ſie, auch ohne genauere 
Belehrung über ſein rechtliches Weſen, nicht anders als dahin verſtehen, daß 
der Vertrag nur vor dem Notar mit rechtlicher Wirkung abgeſchloſſen werden 
könne. Dann beſteht aber durchaus kein Grund, daran zu zweifeln, daß ſie 
bei der ſchriftlichen Niederlegung ihrer Vertragsabſichten in der äußeren Form 
des „Vertrages“ v. 30. September 1910 darüber ſehr wohl im klaren geweſen 
ſind, daß damit noch nichts Rechtsgültiges geſchaffen ſei, daß vielmehr erſt der 
„förmliche Abſchluß zu notariellem Protokoll“ durch den von ihnen gleichzeitig 
beauftragten und ausdrücklich bevollmächtigten P. „als Vertreter beider Teile“ 
den Vertrag mit rechtlicher Wirkung zuſtande bringen werde, gleich als wenn 
ſie ſelber ihre vertragliche Einigung vor dem Notar erklärten. Ihr damit gege⸗ 
benes Verſtändnis für die Rechtslage genügt für die Feſtſtellung, daß die Voll⸗ 
macht, die ſie P. erteilt haben, eine wirkliche Vollmacht im Rechtsſinn dieſes 
Wortes war, nämlich die Ermächtigung, in ihrem Namen die ihre Vertrags⸗ 
abſichten verlautbarenden Willenserklärungen abzugeben. Wollte man vom 
Vollmachtgeber ein tieferes Eindringen in die Bedeutung der Vertretung 
im Willen verlangen, ſo würde man den Rechtsbehelf der Vollmacht, mit dem 
das Geſetz den Rechtsverkehr erleichtern will, wohl für den größten Teil der 
Fälle, in denen man ſich ſeiner bisher bedient hat, ausſchalten. — Daß ander⸗ 
ſeits auch der Bürovorſteher P. eine ausreichende Vorſtellung von der recht- 
lichen Bedeutung der ihm erteilten Vertretungsmacht gehabt hat, um den Sinn 
ſeiner Erklärung, daß „er hierdurch den Vertrag für ſeine Auftraggeber förm⸗ 
lich abſchließe“, richtig zu verſtehen, kann vollends ohne Bedenken angenommen 
werden. 

Mit der Anerkennung der Gültigkeit der dem Bürovorſteher des Beklagten 
erteilten Vollmacht und der Rechtswirkſamkeit des Handelns des Bevoll⸗ 
mächtigten, womit die dem Beklagten vom Landgericht gewährte Entlaſtung 
von der Verantwortlichkeit für die Schadensfolgen andrer Mängel des vom 
Kläger beabſichtigten Veräußerungsgeſchäfts hinfällig wird, ſoll nicht allgemein 
in Abrede geſtellt werden, daß andre Fälle denkbar ſind, die, wennſchon ſie 
in der äußeren Erſcheinung eine große Ahnlichkeit mit dem vorliegenden zeigen, 
doch ſo erhebliche Abweichungen in den Vorſtellungen und der Willensrichtung 
der beteiligten Perſonen erkennen laſſen, daß tatſächlich der Abſchluß eines 
nichtigen Vorvertrages feſtzuſtellen iſt, der für die damit verbundene Bevoll⸗ 
mächtigung eines gemeinſamen Vertreters nicht den für eine wirkliche Voll⸗ 
macht erforderlichen Raum eigener Willensbetätigung des Vertreters übrig 
läßt und wohl gar nach der wirklichen Abſicht der Parteien die Übermittelung 


216 134. Unterbrechung der Verjährung. 


ihres Vertragswillens an den Notar zu einem bloßen Botendienſt macht 
(RG. v. 1. Nov. 1913, Leipz Z. 8, 575), oder daß die Beſtellung eines gemein— 
ſamen Bevollmächtigten an ſich eine wegen Formmangels unzuläſſige Bindung 
im Sinn eines formbedürftigen Vertrages bedeutet, durch die die erteilte 
Vollmacht nichtig wird (RGEntſch. 79, Nr. 48). Auf dieſe und andre Mög— 

lichkeiten iſt hier nicht näher einzugehen. | 
Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 7. Dez. 1916. A. (Kl.) w. B. 
Bf. II. 29/15. B.— 


134. Verjährung des Regreßanſpruchs gegen den Wechſelausſteller, 
wenn die Unterbrechung durch vereinbarten Stillſtand des Prozeſſes 
beendigt iſt und der Prozeß nicht rechtzeitig weiter betrieben wird. 
Vgl. 43 Nr. 53; 66 Nr. 233; 69 Nr. 50. 
BGB. $ 211 Abſ. 2; ZPO. § 251; WO. Art. 78. 

Die Klage ſtützt ſich auf den vom Erblaſſer der Beklagten am 13. Juni 1914 
ausgeſtellten Wechſel über 1600. % und macht den Regreßanſpruch des Inhabers 
gegen die Erben des Ausſtellers geltend. Nach Art. 78 Nr. 1 WO. verjährt dieſer 
Anſpruch in drei Monaten: die Verjährung beginnt mit dem Tage des erhobenen 
Proteſtes (19. Sept. 1914). Dieſer Proteſt iſt bei dem am 14. Sept. 1914 
zur Zahlung fällig geweſenen Wechſel rechtzeitig erhoben, da damals die Bkm. 
des Bundesrats v. 6. Aug. 1914 (RGBl. 357) über die Verlängerung der Friſten 
des Wechſel- und Scheckrechts in Geltung war, durch die die Proteſtfriſt des 
Art. 41 WO. um 30 Tage verlängert wurde. Es ſoll auch unterſtellt werden, 
daß der Proteſt richtig erhoben wurde. Der Geltendmachung des Klagan— 
ſpruchs iſt jedoch mit Recht die Einrede der Verjährung entgegengeſetzt worden. 

Im Verhandlungstermin v. 9. März 1915 erklärten die Anwälte der Parteien, 
daß ſie mit Rückſicht auf einen andern gegen die Beklagten anhängigen Prozeß 
keine Anträge ſtellten. Es ſoll angenommen werden, daß die Parteivertreter 
damals, was unter Beweis geſtellt iſt, das Ruhen des Prozeſſes vereinbart 
haben (§ 251 3PO.). Alsdann geſchah in der Richtung gegen die Beklagten 
nichts mehr, bis auf Antrag ihres Anwalts der Vorſitzende der Zivilkammer 
am 10. Febr. 1916 (alſo nach Ablauf der dreimonatigen Verjährungsfriſt) 
neuerlichen Verhandlungstermin beſtimmte. Die durch die Klagerhebung 
erfolgte Unterbrechung der Verjährung endigte gemäß § 211 Abſ. 2 BGB. 
mit der letzten Prozeßhandlung der Parteien, d. h. alſo mit dem 9. März 1915. 
Von da an lief gegen die Erben des am 21. Sept. 1914 verſtorbenen Wechſel⸗ 
ausſtellers eine neue dreimonatige Verjährungsfriſt (Staub-Stranz WO. Exk. zu 
Art. 79 Anm. 16. 23), die auch dadurch nicht beſeitigt werden konnte, daß der 
Prozeß durch Vereinbarung der Parteien in Stillſtand geriet (Staub-Stranz 
WO. a. a. O. Anm. 10; Komm. v. RGRäten zum BGB. 8§ 202 Anm. 2, 
§ 211 Anm. 2). In dieſer Vereinbarung liegt weder eine Stundung und zwar 
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ſchon deshalb nicht, weil es ſich um einen beſtrittenen Anſpruch handelte, 
noch auch ein Verzicht auf die Geltendmachung der Verjährungseinrede, da 
man damals die Verjährung überhaupt nicht im Auge hatte. Ebenſowenig 
iſt auch darin, daß die Einrede der Verjährung in 1. Inſtanz nicht vorgebracht 
wurde, ein Verzicht auf dieſe Einrede zu erblicken, hierfür liegen keinerlei 
Anhaltspunkte vor. Auch eine Argliſt iſt in dem jetzigen Vorbringen der Ver⸗ 
jährung nicht zu finden. Zur Zeit der erwähnten Vereinbarung dachte man 
nicht an die Verjährung, auch ſtand es damals noch dahin, ob die Unterbrechung 
des Verfahrens mehr als drei Monate dauern werde und zudem wäre die Klä⸗ 
gerin in der Lage geweſen, einen Ladungsantrag zur Unterbrechung der 
Verjährung zu ſtellen, weil gemäß $ 225 BGB. die Verjährung durch Rechts- 
geſchäft nicht erſchwert werden kann (RGeEntſch. 73, 394). 

Urteil des OLG. München (3. Sen.) v. 15. Febr. 1917. L. w. L.— L. 

543/16. F—z. 


135. Unwirkſamkeit der Nachfriſt bei vertragwidrigem Abruf. 
Vgl. 59 Nr. 219 m. N. 
BGB. 89 326. 284. 

Durch rechtskräftiges Urteil des Landgerichts v. 10. Nov. 1914 war feſt⸗ 
geſtellt worden, daß die jetzige Klägerin verpflichtet ſei, die in der Anlage jenes 
Urteils aufgeführten Mengen Ledertücher von dem Beklagten abzunehmen. 
Die Klägerin klagte mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß der Beklagte nicht be— 
rechtigt ſei, aus jenem Urteil die Abnahme der darin bezeichneten Putztücher 
zu fordern. — In 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die erhobene Klage, was der Beklagte 
beſtreitet, auch als negative Feſtſtellungsklage (8256 3 PO.) zuläſſig ſei. Jeden⸗ 
falls iſt ſie als Klage aus § 767 ZPO. ſchlüſſig begründet, denn es iſt damit 
bei dem Prozeßgericht der 1. Inſtanz eine Einwendung geltend gemacht worden, 
die den durch das Urteil v. 10. Nov. 1914 feſtgeſtellten Anſpruch ſelbſt betrifft 
und auf einen erſt nach der Schlußverhandlung entſtandenen Grund geſtützt 
wird. Die Faſſung des Klagantrags ſchließt nicht aus, die Klage als Wider⸗ 
ſpruchsklage nach 8 767 ZPO. anzuſehen. In der Regel wird zwar bei einer 
ſolchen der Antrag dahin lauten, daß die Zw.⸗Vollſtreckung aus dem Urteil 
für unzuläſſig erklärt werde; ſo kann aber im gegenwärtigen Fall der Antrag 
nicht geſtellt werden, weil es ſich nicht um ein Leiſtungs- ſondern um ein Feſt⸗ 
ſtellungsurteil handelt. 

Daß ihre im Urteil v. 10. Nov. 1914 feſtgeſtellte Verpflichtung zur Abnahme 
der Putztücher nachträglich weggefallen ſei, leitet die Klägerin daraus her, 
daß ſie unſtreitig den Beklagten durch Brief v. 14. Dez. 1914 zur Lieferung 
der im Urteil bezeichneten Tücher bis Ende 1914 aufgefordert, ihm am 2. Jan. 
1915 eine Nachfriſt bis zum 10. Jan. 1915 geſetzt hat mit der Erklärung, daß ſie, 
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falls die Lieferung bis dahin unterbleibe, von der Abnahme zurücktreten und 
Schadenerſatz verlangen werde, und ihm ſchließlich am 12. Jan. 1915 geſchrieben 
hat, daß fie nunmehr von der Abnahme zurücktrete und ihm ihre Schadens⸗ 
rechnungen durch ihren Rechtsanwalt zugehen laſſen werde. In Hinblick auf 
dieſe Tatſache erklärt auch das Landgericht die Klägerin nach $ 326 BGB. 
für berechtigt, die Abnahme der Tücher zu verweigern, wobei es noch ausführt: 
die im Schreiben v. 2. Jan. 1915 geſetzte Nachfriſt ſei zwar zu kurz geweſen, 
das Schreiben habe aber an Stelle der darin beſtimmten Friſt eine angemeſſene 
Nachfriſt in Lauf geſetzt, und dieſe ſei zur Zeit der Klagerhebung verſtrichen 
geweſen oder doch mindeſtens während des Rechtsſtreits abgelaufen. 

Das Ber.⸗Gericht vermag dem nicht beizutreten. Eine Nachfriſt kann mit 
den in $ 326 BGB. beſtimmten Folgen erſt geſetzt werden, wenn der Schuldner 
mit der ihm obliegenden Leiſtung im Verzuge iſt, und der Schuldnerverzug 
wiederum hat Fälligkeit der Schuld und Mahnung zur Vorausſetzung 
(8 284 BGB.). Bei Kaufverträgen, die auf Abruf geſchloſſen find, führt regel⸗ 
mäßig der Abruf des Käufers die Fälligkeit der Lieferung des Verkäufers 
herbei und enthält zugleich die Mahnung. Aber nicht jeder Abruf iſt dazu ge⸗ 
eignet, ſondern nur ein ſolcher, der vertragmäßig iſt, das Begehren, zu einer 
früheren Zeit zu liefern als zu der Erfüllungszeit, die ſich aus dem Vertrage 
bei deſſen Auslegung nach Treu und Glauben und unter Berückſichtigung 
der Verkehrsſitte ergibt, iſt ſchon mangels der Fälligkeit unwirkſam (sogl. 
Düringer und Hachenburg HGB.? 2, 205). 

Der Ende 1910 zwiſchen den Parteien geſchloſſene Kaufvertrag, auf Grund 
deſſen das Urteil v. 10. Nov. 1914 die Verpflichtung der Klägerin zur Abnahme 
von 38396 Lederputztüchern ausgeſprochen hat, hatte zum Gegenſtande 
50000 Stück Lederputztücher, die bis Ende 1911, alſo im Zeitraum von einem 
Jahre, zur Abnahme mit einer Lieferfriſt von vier bis ſechs Wochen für die 
einzelnen abgerufenen Poſten zu liefern waren. Wenn nun die Klägerin, 
die auf den ganzen Schluß bis zum Herbſt 1913 nur 11604 Tücher und zwar 
immer nur in kleineren Poſten abgerufen hatte, am 14. Dez. 1914 auf einmal 
den ganzen von ihr bisher nicht abgerufenen Reſt forderte, der 38396 Stück 
Ledertücher, mithin nahezu vier Fünftel der geſamten nach dem Vertrage an 
ſich in einzelnen Poſten mit vier⸗ bis ſechswöchiger Lieferfriſt nach und nach 
im Lauf eines Jahres zu liefernden Vertragsmenge umfaßte, ſo hätte ſie, 
um ſich innerhalb der durch den Vertrag gezogenen Grenzen zu halten, dem 
Beklagten unbedingt mehrere Monate Zeit zur Lieferung laſſen müſſen. 
Statt deſſen verlangte ſie die Leiſtung in einer Art und Weiſe, wie ſie der Be⸗ 
klagte nicht ſchuldete. Ein ſolches vertragwidriges Leiſtungsverlangen war 
nicht geeignet, die Fälligkeit der dem Beklagten obliegenden Leiſtung in dem 
Sinne, daß ſie als Grundlage des Schuldnerverzuges hätte dienen können, 
herbeizuführen, und hatte, eben weil es nicht vertragmäßig war, auch nicht 
die Wirkung einer Mahnung. Der Abruf v. 14. Dez. 1914 zog auch nicht die 
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Verpflichtung des Beklagten nach ſich, den Schlußreſt binnen der ſich aus dem 
Vertrage ergebenden längeren Friſt zu liefern, und zwar ſchon um deswillen 
nicht, weil die Klägerin ihm am 12. Jan. beſtimmt erklärt hat, daß ſie nunmehr 
die Abnahme verweigere. Damit hat ſie nunmehr die frühere Mahnung, die 
an den Beklagten gerichtete e vor Ablauf der Erfüllungs⸗ 
zeit rückgängig gemacht. — — 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 13. März 1916. K. w. Weberei 
M. 5 O. 152/15. F- ch. 


136. Hat der Verkäufer oder der Käufer die erforderliche Ausfuhr- 
oder Durchfuhrerlaubnis zu beſchaffend 
(Vgl. 48 Nr. 197; 71 Nr. 36.) 
BGB. 88 157. 447. 

Laut Schlußſchein v. 25. Juli 1914 kaufte die in Brünn ſeßhafte Klägerin 
50 Barrels Tranabfallfett von der in Hamburg anſäſſigen Beklagten frei 
Waggon Tetſchen. Da die Beklagte die Ware der Klägerin nicht lieferte, 
klagte dieſe auf Schadenerſatz. Das Landgericht erklärte die Klage dem Grunde 
nach für berechtigt; die Berufung wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Die Beklagte ſtützt ihre Weigerung, die Ware der Klägerin zu liefern, 
einmal auf die ſog. Kriegsklauſel und ſodann auf die Tatſache, daß die Klägerin 
nicht, wozu ſie verpflichtet geweſen ſei, die Durchfuhrerlaubnis durch Deutſch— 
land für die Ware erwirkt habe. Nun war die Beklagte ohne Zweifel, nachdem 
ſeitens Deutſchlands ein Ausfuhr⸗ und Durchfuhrverbot für die hier in Frage 
kommende Ware erlaſſen worden war, berechtigt, die Lieferung der Ware 
während der Dauer dieſes Verbots völlig abzulehnen. Hätte ſie ſich auf dieſen 
Standpunkt geſtellt, ſo hätte die Klägerin ſich dem fügen müſſen. Aber die 
Beklagte hat dies nicht getan. Sie hat nach mehrfachem Hin⸗ und Herſchreiben 
Anfang Februar 1915 der Beklagten die dem Vertrage entſprechende Ware 
angedient. Allerdings hat ſie gleichzeitig die Klägerin aufgefordert, ihr den 
amtlichen Durchfuhrerlaubnisſchein zu beſchaffen. Ob die Beklagte an ſich 
berechtigt war, an die Klägerin eine ſolche Forderung zu ſtellen, kann zweifel⸗ 
haft erſcheinen. Da die Beklagte, wie ſie ſelbſt zugibt, nach dem Vertrage ver⸗ 
pflichtet war, die Ware bis Tetſchen zu liefern, da ſie als Verkäuferin, die in 
Deutſchland anſäſſig iſt, auch ſehr viel leichter imſtande war, von der Deutſchen 
Regierung die Erlaubnis zu erwirken, als eine im Auslande angeſeſſene aus⸗ 
ländiſche Firma, und da endlich, wie dieſer Fall lehrt, die Beklagte auch weit 
beſſer über die für die Einholung der Erlaubnis erforderlichen Einzelheiten 
bezüglich der Beſchaffenheit, Herkunft ꝛc. der Ware unterrichtet war als die 
Klägerin, ſo liegt die Annahme nahe, daß ſchon nach dem Vertrage die Be⸗ 
ſchaffung der Durchfuhrerlaubnis Sache der Beklagten war. Immerhin mag 
der Beklagten zugegeben werden, daß ſie mit Rückſicht auf die ihr zur Seite 


220 137. Schenkungsverſprechen. 


ſtehende Kriegsklauſel der Klägerin die Bedingung ſetzen konnte, daß ſie dieſe⸗ 
Erlaubnis beſchaffe. Aber auch von dieſem Standpunkt aus hat die Beklagte 
ihren Verpflichtungen nicht genügt. Nachdem ſie von der Klägerin erfahren. 
hatte, daß dieſe zur Beſchaffung der Erlaubnis einer genaueren Angabe über 
die Herkunft der Ware bedurfte, erforderten es Treu und Glauben im Handel 
und Verkehr, daß die Beklagte, die allein der Klägerin dieſe Angaben machen 
konnte, dies tat oder aber ſelbſt die Beſchaffung der Durchfuhrerlaubnis über- 
nahm. Es iſt vom kaufmänniſchen Standpunkt aus ganz verſtändlich, daß die 
Beklagte ſich ſcheute, der Klägerin ihren Lieferanten anzugeben, aber dann 
mußte ſie eben hieraus die Folgerung ziehen, daß ſie ſelbſt die Beſchaffung. 
der Erlaubnis übernahm. Die Beklagte hat auch offenbar dieſelbe Empfin— 
dung gehabt. Wie ſie ſelbſt in dieſer Inſtanz angegeben hat, hat ſie nicht nur ſich, 
mehrfach bei der Behörde um die Durchfuhrerlaubnis bemüht, ſondern hat 
ſie ſolche auch am 15. April erhalten. Bei dieſer Sachlage hat ſie übereilt ge— 
handelt, als ſie ſchon am 26. März die Klägerin vor die Wahl ſtellte, entweder 
die Tragung der Lagerkoſten zu übernehmen oder ihrerſeits auf die Lieferung. 
der Ware zu verzichten. Die Beklagte hätte den Beſcheid des Reichskanzlers 
abwarten müſſen, bevor ſie in derartiger Weiſe gegen die Klägerin vorging. 
Gewiß brauchte ſie nicht ganz unbeſtimmte Zeit hindurch zu warten, aber nach 
Lage der Verhältniſſe mußte ſie damit rechnen, daß ihr in nicht allzuferner 
Zeit ein Beſcheid des Reichskanzlers zugehen werde. Aus ihrem in dieſer In— 
ſtanz übergebenen Schreiben an die Zentralſtelle für Ausfuhrbewilligungen 
v. 25. März 1915 ergibt ſich, daß die Beklagte ihr erſtes Geſuch v. 8. Febr., 
das offenbar den Vorſchriften nicht genügt hatte, zurückerhalten hat, und daß ſie 
dann am 3. März ein neues Geſuch eingereicht hat, auf das ſich auch das Schrei— 
ben v. 25. März bezieht. Unter dieſen Umſtänden mußte die Beklagte den 
Beſcheid des Reichskanzlers noch weiter abwarten, bevor ſie ſich in die Un— 


möglichkeit verſetzte, der Klägerin die ihr angediente Ware zu liefern. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 2. Nov. 1916. J. M. w. S. & Co. 


Bf. VI. 90/16. No. 


137. Ein formungültiges Schenkungsverſprechen wird nicht durch 
Bypothefbeftellung geheilt; die Hypothek wird Eigentümergrundſchuld. 
Vgl. 69 Nr. 121. 

BGB. 88 518. 1163. 

Auf das Grundſtück des Klägers war am 24. Nov. 1906 in Abt. III Nr. 3 
eine Briefhypothek zur Sicherung eines vom 1. Nov. 1906 zu 5% verzinslichen, 
nach dreimonatiger Kündigung rückzahlbaren Darlehns von 15000 % für die 
Beklagte, die Ehefrau des Klägers, eingetragen worden. Die Eintragung war 
erfolgt auf Grund einer notariell beglaubigten Urkunde v. 22. Nov. 1906, 
worin der Kläger bekannte, von ſeiner Ehefrau ein Darlehn von 15000 f er- 
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halten zu haben, ſich verpflichtete, dieſen Betrag vom 1. Nov. 1906 mit 5% 
zu verzinſen, und zur Sicherung des Darlehns die Eintragung der Hypothek 
für ſeine Ehefrau bewilligte und beantragte. Im Oktober 1913 erhob der Kläger 
gegen ſeine Ehefrau Klage mit dem Antrage, ſie zu verurteilen, in die Löſchung 
der Hypothek zu willigen. Er machte geltend: Er habe im Jahre 1906, da er 
dringend Geld gebraucht habe, bei der Z.er Diskontobank um Kredit nach⸗ 
geſucht. Die Bank habe hypothekariſche Sicherheit verlangt und ihm geraten, 
auf ſein Grundſtück formell eine Hypothek auf den Namen ſeiner Ehefrau 
eintragen zu laſſen und dann dieſe Hypothek als Grundlage für die Kredit- 
gewährung zu verpfänden. Daraufhin habe er die Hypothek für die Beklagte 
eintragen laſſen. Der Hyp.-Brief ſei auch der Bank für die Beklagte übergeben 
worden. Zwiſchen der Bank und ihm ſei das Kreditgeſchäft jetzt erledigt; 
der Bankverein ſei auch bereit, den Hyp.-Brief ihm herauszugeben, die Beklagte 
aber widerſpreche der Herausgabe und weigere ſich auch, die Löſchung der 
Hypothek zu bewilligen. 

Die Beklagte entgegnete: Über 20 Jahre lang habe ſie für den Kläger und 
mit ihm ſchwer gearbeitet; ſie habe ihn in ſeinem Geſchäft unterſtützt und ihn, 
wenn er auswärts geweſen ſei, im Schlachthaus und beim Viehverkauf ver— 
treten. Als Entgelt hierfür und, damit ſie für ihr Alter verſorgt ſei, habe der 
Kläger ihr die 15000 „ verſprochen, die, weil ſich Kläger nicht ſeiner Bar⸗ 
mittel habe entäußern wollen, in das Grundbuch eingetragen werden ſollten. 
Der Hyp.⸗Brief ſei ihr auch ausgehändigt worden. Damals habe Kläger nie 
etwas davon erwähnt, daß er in Geldverlegenheit ſei und die Hypothek ver⸗ 
pfänden müſſe; erſt ſpäter ſei es ihm gelungen, ſie dahin zu bringen, daß ſie 
mit ihm auf die Bank gegangen ſei und dort etwas unterſchrieben habe. 

Der 1. Richter wies die Klage ab. Er erklärte für nicht bewieſen, daß der 
Kläger die Hypothek nur formell beſtellt habe um ſie zu verpfänden, nahm 
vielmehr an, daß er ſie ernſtlich für ſeine Ehefrau beſtellt habe, um ihr eine un— 
entgeltliche Zuwendung zu machen. Eine notarielle Beurkundung erachtete 
er nicht für erforderlich, weil es ſich nicht um ein Schenkungsverſprechen, 
ſondern um unmittelbare Bewirkung einer Schenkung handle. 

In 2. Inſtanz wurde die Beklagte nach dem Klagantrage verurteilt. - 
Im übrigen aus den Gründen des die Sache zurückverweiſenden Rev.⸗Urteils: 

„Der Ber.⸗Richter nimmt zugunſten der Beklagten an, daß ihr der Hyp.⸗ 
Brief übergeben worden ſei und daß ſie daher, wenn die Hyp.-Beſtellung 
rechtswirkſam wäre, die Hypothek gemäß $ 1163 Abſ. 2 BGB. erworben hätte. 
Er erachtet ferner die Behauptung des Klägers, daß die Hypothek auf den Namen 
der Beklagten aus einem rein formalen Grunde, nämlich nur um ihm ſelber 
als Kreditunterlage zu dienen, eingetragen worden ſei, für nicht erwieſen. 
Dagegen nimmt er an, daß dem Kläger der Beweis gelungen ſei, daß die von 
der Beklagten in erſter Linie aufgeſtellte Behauptung, es ſei zwiſchen den 
Parteien ein entgeltlicher Vertrag über die nachträgliche Bezahlung der von 
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der Beklagten dem Kläger angeblich geleiſteten Dienſte durch die Beſtellung 
der Hypothek zuſtande gekommen, unrichtig ſei. Weiter erklärt der Ber. 
Richter, es bedürfe nicht der Erhebung des vom Kläger noch angebotenen Be— 
weiſes dafür, daß auch eine Schenkung der Hypothek in Anbetracht der ehelichen 
Verhältniſſe der Parteien nicht erfolgt ſei, denn auch wenn man unterſtelle, 
daß die Hypothek der Beklagten geſchenkt worden ſei, ſo ſei doch die Schenkung 
nicht rechtswirkſam erfolgt. Da die Schuldurkunde nicht gerichtlich oder no— 
tariell beurkundet, ſondern nur notariell beglaubigt worden ſei, entbehre das 
ſchenkungweiſe abgegebene Schuldanerkenntnis der erforderlichen Form, und, 
da daher ein Forderungsrecht durch das Schuldanerkenntnis nicht rechtswirkſam 
begründet worden, ſo ſei nach 8 1163 Abſ. 1 Satz 1 BGBl trotz der Eintragung 
der Hypothek und der Aushändigung des Hyp. Briefes an die Beklagte die 
Leiſtung, durch die gemäß § 518 Abſ. 2 BGB. der Formmangel hätte geheilt 
werden können, nicht bewirkt. 

Die Reviſion macht hiergegen geltend: Unterſtelle man mit dem 
Ber.⸗Richter das Vorliegen eines Schenkungsvertrages, ſo ſei mit Unrecht 
deſſen Rechtsgültigkeit verneint. Ein formlos geſchenktes dingliches Recht 
werde durch deſſen Beſchaffung wirkſam; dieſer Grundſatz aber ziehe die Fol— 
gerung nach ſich, daß auch die dem dinglichen Recht zugrunde liegende per— 
ſönliche Forderung zur Entſtehung gelange. Dies iſt jedoch nicht zutreffend. 

Wäre das in der notariell beglaubigten Schuldurkunde erklärte Bekenntnis 
des Empfangs und der Verpflichtung zur Rückzahlung eines Darlehns un⸗ 
richtig und die Verpflichtungserklärung nur ſchenkungweiſe abgegeben, ſo 
würde die Zahlung der 15000 % nach erfolgter Kündigung und die Ver— 
zinſung der 15000 % mit 5% vom 1. November 1906 ab bis zur Zahlung vom 
Kläger der Beklagten ſchenkweiſe verſprochen ſein. Dieſes dann tatſächlich 
vorliegende Schenkungsverſprechen würde gemäß 88 125. 518 Ab}. 1 Satz 1 
BOB. wegen Mangels der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung (vgl. 
88 128. 129 BGB., 88 167ff. FF G.) rechtsungültig geweſen ſein. Für die Be- 
klagte wäre daher auf Grund des Schenkungsverſprechens eine rechtsgültige 
perſönliche Forderung auf Verzinſung und Zahlung der 15000 % gegen den 
Kläger nicht entſtanden. Nach § 518 Abſ. 2 BOB. hätte allerdings der Mangel 
der Form durch die Bewirkung der verſprochenen Leiſtung geheilt werden 
können; aber die verſprochenen Leiſtungen wären die Entrichtung der Zinſen 
und die Zahlung der 15000 % geweſen, und dieſe Leiſtungen ſind nicht be— 
wirkt worden. Durch die gleichzeitige Beſtellung der Hypothek an dem Grund— 
ſtück des Klägers wäre der Mangel der Form nicht geheilt worden. Denn die 
Hyp.⸗Beſtellung hätte, ebenſo wie die Beſtellung eines Pfandrechts zur Siche— 
rung der Ford erung, nur der Sicherung der künftigen Erfüllung des Leiſtungs— 
verſpreche ns gedient, wäre aber nicht ſelbſt Erfüllung des Verſprechens geweſen, 
durch welche die von dem Kläger als Schenkgeber verſprochene Leiſtung der 
Zins⸗ und Kapitalzahlung an die Beklagte als Schenknehmerin bewirkt worden 
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wäre (vgl. RGeEntſch. 71, 291. 292; JW. 1904, 3373). Eine perſönliche For- 
derung der Beklagten gegen den Kläger wäre alſo auch durch die Hyp.-Beſtellung 
nicht zur Entſtehung gelangt. Wäre dies aber der Fall, jo hätte die Beklagte 
trotz Eintragung der Hypothek auf ihren Namen und trotz Übergabe des 
Hyp.⸗Briefes die Hypothek nicht erworben. Vielmehr ſtände wegen Nichtigkeit 
der Forderung, die durch die Hypothek geſichert werden ſollte, die Hypothek 
gemäß 8 1163 Abſ. 1 Satz 1, 8 1177 Abſ. 1 BGB. dem Kläger als Eigentümer— 
grundſchuld zu. Auch wenn man die an ſich einer Form nicht bedürfende 
Einigung über die Hyp.-Beſtellung (§ 873 BGB.), die Eintragung der Hypothek 
für die Beklagte und die Übergabe des Hyp.-Briefs an die Beklagte als Voll- 
ziehung einer auf Beſtellung der Hypothek gerichteten Schenkung auffaſſen 
wollte, wobei es gleichgültig wäre, ob ein Schenkungsverſprechen hinſichtlich 
der Hyp.⸗Beſtellung als vorangegangen angenommen würde oder nicht (vgl. 
Warneyer Rſpr. 1913 Nr. 249), wäre eine den Mangel der Form nach 8 518 
Abſ. 2 BGB. heilende Bewirkung der fraglichen Leiſtungen nicht erfolgt, da 
die Hypothek eben wegen Nichtigkeit der geſicherten Forderung dem Kläger 
als Eigentümergrundſchuld zuſtände und alſo eine Leiſtung aus dem Vermögen 
des Klägers an die Beklagte nicht bewirkt worden wäre (vgl. RGeEntſch. 68, 
101. 103, in SeuffA. 64 Nr. 63). Vom Geſichtspunkt einer Schenkung iſt 
daher die Annahme des Ber.-Richters, daß die Beklagte die Hypothek nicht er- 
worben habe, gerechtfertigt. 
Jedoch hat der Kläger ſelbſt für das Vorliegen einer Schenkung nichts 
vorgebracht. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 1. Juli 1916. Gr. (Bkl.) w. Gr. 
(OLG. Breslau) V. 135/1916. Auch in RGEntſch. 88 Nr. 89 S. 366. 


138. Amtspflichtverletzung bei Aufnahme eines Notteſtaments durch 
den Gemeindevorſteher; Rückſichtnahme auf den Bildungsſtand und 
auf die Umſtände. 

Vgl. 67 Nr. 112. 
| BGB. 85 839. 2242. 2249. 

In der Nacht vom 3. zum 4. Mai 1910 erklärte morgens um 3½ Uhr der 
Kötner Franz H. vor dem Beklagten, in ſeiner damaligen Eigenſchaft als 
Gemeindevorſteher von Einum, und vor zwei zugezogenen Zeugen ſeinen letzten 
Willen mündlich zu Protokoll. Er beſtimmte in dieſem Teſtamente die Klägerin, 
ſeine Ehefrau, zu ſeiner alleinigen Erbin. Am Tage darauf ſtarb der Erblaſſer. 
Das vom Beklagten aufgenommene Protokoll wies mehrere Fehler auf. 
Zunächſt fehlte die Jahreszahl bei der Angabe des Tages der Verhandlung 
und nur auf dem mit dem Amtsſiegel verſehenen Umſchlage, in dem das Proto— 
koll verſchloſſen wurde, war in der vom Beklagten und den Zeugen unter- 
ſchriebenen Aufſchrift als Zeit der Errichtung der „4. Mai 1910 morgens 
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31, Uhr“ angegeben. Sodann fehlte die Feſtſtellung der Beſorgnis, daß die 
Errichtung des Teſtaments vor einem Richter nicht mehr möglich ſein werde; 
es war dies nur mit Bezug auf die Herbeiholung eines Notars feſtgeſtellt. 
Endlich war das Protokoll von dem Erblaſſer nicht unterſchrieben, ſondern 
nur unterkreuzt, aber nicht mit ausdrücklichen Worten feſtgeſtellt worden, 
daß der Erblaſſer erklärt habe, nicht ſchreiben zu können, vielmehr bei der Unter⸗ 
kreuzung durch den Erblaſſer nur vermerkt: „Handzeichen des H., der wegen 
Schwäche ſeinen Namen nicht ſchreiben konnte“. Die Klägerin behauptete, 
daß das Teſtament ihres Ehemannes wegen der angegebenen drei Formfehler 
nichtig ſei, und daß der Beklagte die Nichtigkeit verſchuldet habe. Sie hatte 
in einem Vorprozeſſe mit der Behauptung, daß die Gemeinde das Verſehen 
des Beklagten zu vertreten habe, gegen dieſe auf Schadenerſatz geklagt, war 
aber mit der Klage rechtskräftig abgewieſen worden, weil dem Beklagten für ſeine 
Tätigkeit bei der Aufnahme des Teſtaments eine Gebühr zuſtand. Hierauf erhob 
ſie einen Anſpruch auf Schadenerſatz gegen den Beklagten ſelbſt und ſtellte 
den Antrag, ihn zur Zahlung von 30000 % nebſt Verzugszinſen zu verurteilen. 
— Das Landgericht verurteilte den Beklagten zur Zahlung von 27730,67 KH 
nebſt Zinſen. Auf Berufung des Beklagten wurde die Klage in 2. Inſtanz 
abgewieſen. Die Reviſion der Klägerin blieb erfolglos. Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„Das Berr.-Gericht hält das vom Beklagten aufgenommene Teſtament 
des Franz H. gemäß § 125 BGB. wegen zweier Formmängel für nichtig, 
nämlich wegen der fehlenden Jahresangabe bei der Feſtſtellung des Tages 
der Verhandlung (88 2241 Nr. 1, 2249 Abſ. 1 BGB.) ſowie wegen der undoll- 
ſtändigen Feſtſtellung der Beſorgnis, daß die Errichtung eines Teſtaments 
vor einem Richter oder vor einem Notar nicht mehr möglich geweſen wäre 
(§ 2249 Abſ. 2 BGB.). Die gleiche Bedeutung mißt es dem Mangel einer 
ausdrücklichen Erklärung des Erblaſſers, daß er nicht habe ſchreiben können 
(§ 2242 Abſ. 2 BGB.), nicht bei, weil dieſe Erklärung als vom Erblaſſer dadurch 
abgegeben gelten könne, daß er, wie feſtgeſtellt, das Protokoll unterkreuzt 
hat. Dieſen Ausgangserwägungen des Ber.⸗Gerichts war inſofern beizuſtimmen, 
als ſie ſich auf den Mangel einer ausreichenden Feſtſtellung des in § 2249 
Abſ. 2 BGB. vorgeſchriebenen Inhalts beziehen. Da ein zur Aufnahme 
von Teſtamenten berufener Richter unter Umſtänden leichter erreichbar ſein 
kann als ein Notar, ergibt ſich aus der feſtgeſtellten Beſorgnis in Anſehung 
des Notars nicht zugleich die nämliche Beſorgnis in Anſehung des Richters. 
Dieſe den Richter betreffende Feſtſtellung iſt aber bei richtiger Auslegung 
des 8 2249 Abſ. 2 neben der bezüglich des Notars erforderlich und ihr Fehlen 
hat daher gemäß § 125 BGB. die Nichtigkeit des Teſtaments zur Folge. Der 
Ber.⸗Richter hat auch zutreffend angenommen, daß dem vorhandenen Form⸗ 
mangel nicht durch Schlußfolgerungen aus Umſtänden, die außerhalb der Ur⸗ 
kunde liegen, abgeholfen werden kann, ſo daß der etwa mögliche Nachweis 
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der größeren Nähe des nächſtwohnenden Notars als des nächſtgelegenen Ge⸗ 
richtsorts oder andrer die leichtere Erreichbarkeit des Notars klarſtellender 
Tatumſtände dem Teſtamente nicht zur Gültigkeit verholfen hätte. 

Die beiden andern von dem Beklagten begangenen Fehler ſind zwar 
als ſolche anzuerkennen, da ihre Vermeidung jeder Möglichkeit von Zweifeln 
in Anſehung der Erfüllung geſetzlicher Formerforderniſſe vorgebeugt hätte. 
Allein der Ber.⸗Richter hat, was die Schreibensunfähigkeit des Erblaſſers an⸗ 
langt, ſelbſt ſchon darauf hingewieſen, daß ſich aus der Unterkreuzung des 
Protokolls durch den Erblaſſer und aus der in dem Protokoll enthaltenen 
Schlußfeſtſtellung ſeiner auf Schwäche beruhenden Unfähigkeit, zu ſchreiben, 
auch eine vom Erblaſſer ausgehende Kundgebung ſeines ihn an der Herſtellung 
der Namensunterſchrift verhindernden körperlichen Unvermögens erſehen 
ließ, und daß damit dem Formerfordernis der 88 2242 Abſ. 2, 2249 Abſ. 1 BGB., 
wenn auch nur notdürftig, genügt ſei. Dies entſpricht der feſtſtehenden Recht⸗ 
ſprechung des Senats (RGeEntſch. 65, 375; 69, 79ff., insbeſ. 8), von der ab⸗ 
zugehen kein Anlaß beſteht. 

Unbeantwortet endlich kann im vorliegenden Fall die Frage bleiben, 
ob nicht das Nämliche von dem Fehler der nicht fehlenden, ſondern nur unvoll⸗ 
ſtändigen Zeitangabe bei der Feſtſtellung des Tages der Verhandlung zu gelten 
habe — — —, da mit dem Ber.⸗Richter davon ausgegangen werden mußte, 
daß ſchon die unzulängliche Befolgung der Vorſchrift des 8 2249 Abſ. 2 die 


Nichtigkeit des Teſtaments zur Folge hat. 


Mit Recht hat der Ber.⸗Richter auch die Vorausſetzungen des 8 839 Abſ. 1 
Satz 1 BGB., auf den der erhobene Schadenerſatzanſpruch geſtützt iſt, injo- 
fern für erfüllt erachtet, als er die Verpflichtung des Beklagten, bei der Auf⸗ 
nahme von Teſtamenten der Befolgung geſetzlicher Formvorſchriften die gehörige 
Sorgfalt zuzuwenden, für eine Amtspflicht anſieht, die ihm nicht nur dem 
Erblaſſer, ſondern auch dem in dem Teſtament vom Erblaſſer Bedachten 
gegenüber in ſeiner Eigenſchaft als Gemeindevorſteher oblag. Und ebenſo 
zutreffend hält der Ber.⸗Richter unter der Vorausſetzung, daß der Beklagte 
ſich einer Fahrläſſigkeit ſchuldig gemacht hätte, während ihm vorſätzliche Pflicht⸗ 
verletzung nicht zum Vorwurf gemacht werden kann, die ihn von der Schaden⸗ 
erſatzpflicht befreiende Ausnahmevorſchrift des 8839 Abſ. 1 Satz 2 deshalb 
nicht für anwendbar, weil mit Rückſicht auf ſein Gebührenbezugsrecht eine 
Haftpflicht der Gemeinde nach $ 1 Abſ. 3, § 4 Geſ. v. 1. Auguſt 1909 (GeſS. 691) 
nicht beſtand, eine Möglichkeit aber, auf andre Weiſe Erſatz zu erlangen, für die 
Klägerin ebenſowenig gegeben war. 

Die Entſcheidung hängt ſomit davon ab, ob die vom Ber.⸗Gericht feſtge⸗ 
ſtellten beſonderen Umſtände die Annahme einer dem Beklagten zur Laſt 
fallenden Verletzung der Sorgfaltspflicht und damit zugleich ſeiner Amts⸗ 
pflicht als Gemeindevorſteher rechtlich ausſchließen. Die Bejahung dieſer 
Frage ergibt ſich aus dem eingehenden, eine Fahrläſſigkeit des age ver⸗ 

Seufferts Archiv Bd 72. 8. Folge Bd. 17 Heft 7. 
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neinenden Ausführungen des Ber.⸗Gerichts. Mit dem Ber.-Richter darf zu⸗ 
nächſt im allgemeinen davon ausgegangen werden, daß an die Geſetzeskunde, 
an die richtige Geſetzesauslegung und an die praktiſche Schulung in der An— 
wendung der Geſetzesvorſchriften einem Gemeindevorſteher gegenüber nicht 
gleichhohe Anforderungen geſtellt werden können, wie gegenüber einem Richter 
oder Notar. Das im Notzuſtande gemäß § 2249 vor einem Gemeindevorſteher 
errichtete Teſtament kann daher auch nicht die gleiche Gewähr der Formſicher— 
heit bieten wie das richterliche oder notarielle Teſtament. Es bildet den letzten 
und äußerſten Verſuch, den Willen eines Sterbenden, ſoweit möglich, noch 
in der Form feſtzuhalten, die das Geſetz für ſeine Gültigkeit erfordert. Eine 
bei dem Gemeindevorſteher einer Dorfgemeinde zum mindeſten ungewöhn— 
liche Unterſcheidungsſchärfe würde aber dazu gehören, wollte man von ihm 
die klare und ſichere Erkenntnis deſſen erwarten, daß nach 8 2242 Abſ. 2 BGB. 
die objektive Feſtſtellung vorhandener Schreibensunfähigkeit eine vom Erb— 
laſſer ausgehende Erklärung ſeiner Schreibensunfähigkeit nicht voll erſetzt, 
und daß das Geſetz im 8 2249 Abſ. 1 mit dem Verlangen, daß die Beſorgnis 
nicht rechtzeitiger Erreichbarkeit eines Richters „oder“ eines Notars feſtgeſtellt 
werde, die Unerreichbarkeit ſowohl des Richters als auch des Notars oder die 
Beſorgnis gemeint hat, daß weder ein Richter noch auch ein Notar rechtzeitig 
zur Stelle fein könnten. Bedenklicher unter dem Geſichtspunkte des Verſchul⸗ 
dens iſt allerdings der in der Fortlaſſung der Jahreszahl bei der Angabe des 
Verhandlungstages beſtehende Fehler, der aber in dem Fall nicht ausſchlag⸗ 
gebend ins Gewicht fallen würde, wenn er als ausgeglichen zu gelten hätte 
durch die vollſtändige Tagesangabe auf dem Teſtamentsumſchlage. Wie dem 
aber auch ſei, der Beklagte wird auch in dieſer Beziehung entlaſtet durch die 
vom Ber.⸗Richter feſtgeſtellten beſonders ungünſtigen Umſtände, unter denen 
er ſich der Aufgabe unterzog, dem Wunſche des mit dem Tode ringenden Erb— 
laſſers zu entſprechen und ſeinen letzten Willen in die geſetzliche Form zu bringen. 
Darüber, daß er nach dem Maß ſeiner Rechtskenntnis und Erfahrung ſich ge— 
wiſſenhaft bemüht hat, dieſen Formanforderungen gerecht zu werden, laſſen 
die tatſächlichen Erwägungen des Ber.⸗Richters keinen Zweifel. Die näheren 
Umſtände, unter denen er in Tätigkeit trat, erſchwerten dabei ſeine Aufgabe. 
Nachdem er bis 11 oder 12 Uhr nachts feſtgeſtelltermaßen gearbeitet hatte, 
wurde er des Morgens um 3½ Uhr aus dem Schlafe geholt. Er mußte in dem 
engen Raum der Wohnung des Erblaſſers, wo dieſer ſchwerkrank zu Bette lag, 
das Teſtament zu Protokoll bringen. Seine Arbeitsfähigkeit und ſeine Geiſtes⸗ 
kräfte waren, wie der Ber.-Richter weiter feſtſtellt, zugleich dadurch beeinträchtigt, 
daß er im Alter von 58 Jahren ſtehend, an einer auf Arterienverkalkung be— 
ruhenden Herz- und Nervenaffektion litt. Die Zeit, in der das Teſtament 
errichtet wurde, war überdies, wie der Ber.⸗Richter für erwieſen hält, für 
den Beklagten beſonders anſtrengend geweſen. — — — Die Sorgfalt, mit 
der er bei der Teſtamentserrichtung zu Werke ging, findet ſchließlich der 
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Ber.⸗Richter auch darin beſtätigt, daß er die Heine Schrift von Kurz mit einer 
Anleitung für die nn von Teſtamenten zur Hand hatte und ſich danach 
richtete. | 

Nach alledem läßt ſich rechtlich nichts dagegen erinnern, daß der Beklagte, 
wie der Ber.-Richter ſeine Tätigkeit beurteilt, in den Grenzen der Möglichkeit 
das Seinige dafür getan hat, ein gültiges Teſtament zuſtande zu bringen, 
und daß ihn unter den feſtgeſtellten Umſtänden der Vorwurf nicht trifft, durch 
Verabſäumung der erforderlichen Sorgfalt ſeine ihm der Klägerin gegenüber 
obliegende Amtspflicht verletzt zu haben. Fällt dem Beklagten aber eine Ver⸗ 
letzung der ihm durch ſein Amt auferlegten Pflichten nicht zur Laſt, ſo erübrigt 
ſich damit gemäß 8 839 Abſ. 1 BGB. die weitere Frage, ob, wenn das Gegenteil 
zuträfe, ſein Verſchulden zugleich auf einer Verabſäumung der durch die An- 
forderungen des Verkehrs gebotenen Sorgfalt i. S. des 8276 Abſ. 1 Satz 2 
BGB. beruhte, ob er alſo fahrläſſig gehandelt hat. Keinesfalls kann der Re— 
viſion zugegeben werden, daß der Ber.-Richter gegen 88 839 und 276 BGB. 
verſtoßen habe. — — AB 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 2. Nov. 1916. H. (Kl.) w. A. (OLG. 
Celle.) IV. 275/10. 


139. Entlaffung eines Minderjährigen aus der Staatsangehörigfeit; 
die Genehmigung des Vorm.-Gerichts kann auch aus Staatsintereſſen 
verſagt werden. 

RGeſ. v. 22. Juli 1913 (RG Bl. 583). 

Der die badiſche Staatsangehörigkeit beſitzende Zimmermann Sp. in 
St. Gallen bat am 16. Febr. 1916 beim Amtsgericht in C. als dem zuſtändigen 
Vorm.⸗Gericht um die Genehmigung zur Stellung eines Antrages auf Ent— 
laſſung ſeines am 18. April 1900 in St. Gallen geborenen Sohnes Ludwig 
aus der badiſchen Staatsangehörigkeit. Das Amtsgericht ſchlug den Antrag 
ab. Das Landgericht erteilte die Genehmigung, indem es davon ausging, 
daß das Vorm.⸗Gericht bei ſeiner Entſcheidung ausſchließlich das Intereſſe des 
Minderjährigen zu berückſichtigen habe, nicht aber die Genehmigung aus dem 
Grunde verſagen dürfe, weil die Entlaſſung und die Befreiung des Minder— 
jährigen von der Militärpflicht dem öffentlichen Intereſſe widerſpreche. — 
Auf weitere Beſchwerde der Staatsanwaltſchaft wurde die Entſcheidung des 
Amtsgerichts wiederhergeſtellt. Aus den Gründen: 

„— — — Mit Unrecht beruft ſich das Landgericht auf die im NOT. 
33 A, 49 und im Recht 1907, 8942 abgedruckte Entſcheidung des 
Kammergerichts v. 29. Dez. 1906. Bei dieſer Entſcheidung handelte es 
es ſich um die Auslegung des durch Art. 41 II EinfG. z. BGB. in das Geſetz 
v. 1. Juni 1870 über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes- und Staats— 


angehörigkeit eingeſtellten $ 14a, nicht aber um den $ 19 des Reichs- und Staats- 
| 165 
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angehörigkeitsgeſetzes v. 22. Juli 1913. Ob die Entſcheidung des Kammer⸗ 
gerichts mit dem früheren Recht im Einklang ſtand, kann dahingeſtellt beilben. 
Mit dem § 19 des jetzt geltenden Geſetzes iſt die Auffaſſung, daß das Vorm.⸗ 
Gericht die Genehmigung nicht deshalb verſagen dürfe, weil die Befreiung des 
Minderjährigen von der Militärpflicht dem öffentlichen Intereſſe an der Er⸗ 
haltung der Wehrkraft des Staates widerſpricht, nicht vereinbar. Das neue 
Geſetz hat den Gedanken, daß das Vorm.-Gericht nicht bloß den perſönlichen 
Vorteil des Minderjährigen, ſondern namentlich auch das Wohl des Staates 
zu berückſichtigen hat, deutlich zum Ausdruck gebracht, indem es in § 19 Abſ. 1 
Satz 2 der Staatsanwaltſchaft zur Wahrung der öffentlichen Intereſſen ein 
weitgehendes Beſchwerderecht einräumte; 
vgl. v. Keller und Trautmann Reichs- und StaatsangehGeſetz Anm. zu § 19 S. 248 ff., 
ſowie Bekanntm. des bayer. Juſtizminiſteriums v. 12. April 1916 im bayer. IM Bl. 

S. 22 und Erlaß des bad. Juſtizminiſteriums v. 28. Sept. 1916 im Bad. IM Bl. S. 120. 
Daß die Wahrung des öffentlichen Intereſſes an der Erhaltung der Wehrkraft 
des Staates ausſchließlich Sache der Verwaltungsbehörde ſei, welche die Ent- 
laſſung zu erteilen hat, iſt nicht richtig. Die Verwaltungsbehörde iſt garnicht 
in der Lage, einem Minderjährigen, der noch nicht wehrpflichtig iſt, die von 
ſeinem geſetzlichen Vertreter mit Genehmigung des deutſchen Vorm.⸗Gerichts 
beantragte Entlaſſung zu verſagen. Ein Minderjähriger, der das 17. Lebens- 
jahr noch nicht vollendet hat, unterliegt deshalb hinſichtlich der Entlaſſung nur 
der in 8 19 beſtimmten Beſchränkung; 

vgl. $ 22 Abſ. 1 Nr. 1 und Abſ. 2 Geſ. und $ 1 VO. v. 3. Auguſt 1914, betr. die 

Entlaſſung aus der R.- und StAngehörigkeit, RGBl. 1914, 323. 

Das Vorm.⸗Gericht hatte hiernach bei ſeiner Entſcheidung auch das 
öffentlichrechtliche Intereſſe des Staates an der Erhaltung der Wehrkraft 
zu berückſichtigen. Dem Amtsgericht iſt aber auch darin beizutreten, daß während 
des gegenwärtigen Krieges, in dem das deutſche Volk um ſein Däſein kämpfen 
und der Staat an jeden Staatsbürger die höchſten Anforderungen ſtellen muß, 
die Entlaſſung eines Minderjährigen kurz vor dem Eintritt in das wehrpflichtige 
Alter nur aus beſonders wichtigen Gründen geſtattet werden darf, und daß 
im vorliegenden Fall ſolche Gründe nicht geltend gemacht worden ſind. Der 
Tatſache, daß der Sohn des Beſchwerdeführers, wenn er nicht aus dem Staats- 
verband entlaſſen wird, unter Umſtänden das Lehrverhältnis, in das er ein⸗ 
getreten iſt, unterbrechen muß und daß hierdurch ſeine Ausbildung in ſeinem 
Beruf als Eiſendreher beeinträchtigt werden könnte, iſt in Anbetracht der 
Wichtigkeit der ſittlichen und rechtlichen Pflichten, die ihm nach dem Eintritt 
ſeiner Wehrpflicht während des Krieges e Vaterlande gegenüber obliegen, 

me erhebliche Bedeutung nicht beizulegen.“ 


eine e 
Beſchluß des OSG. zu Karlsruhe v. 29. Nov. 19186. Rl. 15, 108. 


140. Vermutung des Eigentums. 229 


140. Vermutung des Eigentums der im Beſitz befindlichen getrennt 
lebenden Ehefrau; Inhalt des Gegenbeweiſes. 
BGB. $ 1006. 

Die Parteien haben einander im Oktober 1898 geheiratet. Anfang Februar 
1913 zog der Kläger aus der Ehewohnung weg, nachdem ihm auf Antrag der 
Beklagten, mit der er damals im Eheſcheidungsprozeß lag, durch einſtweil. 
Verfügung des Prozeßgerichts aufgegeben worden war, die Wohnung binnen 
24 Stunden zu verlaſſen und nicht wieder zu betreten. Der Eheprozeß endete 
damit, daß die Ehe durch rechtskräftiges Urteil v. 8. Juli 1914 geſchieden wurde. 
Der Kläger klagte dann gegen die Beklagte auf Herausgabe einer Reihe von 
Gegenſtänden auf Grund der Behauptung, dieſe Sachen, die bei ſeinem Weg⸗ 
zuge in der Wohnung geblieben und noch jetzt im Beſitze der Beklagten ſeien, 
gehörten ihm, er habe ſie mit Ausnahme von zwei näher bezeichneten Gegen- 
ſtänden, die er in die Ehe eingebracht habe, ſämtlich während der Ehe und zwar 
vor dem Februar 1913 durch Kauf und Übergabe zu Eigentum erworben. — 
In 1. Inſtanz wurde die Beklagte zur Herausgabe verurteilt; das Ber.⸗Gericht 
hob auf und verwies die Sache zurück. — Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Mit dem Landgericht iſt davon auszugehen, daß der Beklagten als Be⸗ 
ſitzerin der ſtreitigen Gegenſtände die Eigentumsvermutung des $ 1006 BGB. 
Abſ. 1 S. 1 zur Seite ſteht und daß dies auch dann zu gelten hat, falls der 
Kläger bis zu ſeinem Wegzuge aus der Wohnung Beſitzer der Sachen geweſen 
ſein ſollte, da ſie ihm weder geſtohlen worden, verloren gegangen oder ſonſt 
abhanden gekommen ſind und infolge deſſen die in $ 1006 Abſ. 1 Satz 2 vorge⸗ 
ſehene Ausnahme nicht vorliegt. Insbeſondere kann der einſtweil. Verfügung 
v. 1. Febr. 1913 nicht die Bedeutung beigelegt werden, daß durch ſie die Sachen 
dem Kläger abhanden gekommen wären. Abhanden gekommen ſind Sachen, 
deren Beſitz dem Beſitzer durch ein von ſeinem Willen unabhängiges Ereignis 
entzogen iſt. Durch jene einſtweil. Verfügung iſt nun dem Kläger nur aufge⸗ 
geben worden, die Wohnung binnen 24 Stunden zu verlaſſen und nicht wieder 
zu betreten; dagegen iſt er an der Verfügung über ſein Eigentum dadurch 
nicht verhindert worden. Es ſtand ihm frei, ſeine Sachen mitzunehmen oder 
nachträglich durch Beauftragte abholen zu laſſen; nötigenfalls hätte er mit 
Hülfe des Gerichts die Beklagte zwingen können, ihre Wegnahme zu dulden. 
Er hat jedoch nichts hiervon getan, ſondern die Sachen in der Wohnung und 
damit im Beſitze der Beklagten belaſſen und erſt nach ziemlich 11, Jahren 
Schritte zu ihrer Wiedererlangung getan. 

Ein etwaiger Beſitz des Klägers an den ſtreitigen Sachen würde durch 
ſeinen Auszug aus der Wohnung dann nicht ſein Ende erreicht haben, wenn 
es ſich hierbei um eine ihrer Natur nach nur vorübergehende Verhinderung 
in der Ausübung der Gewalt über die Sachen gehandelt hätte (vgl. $ 856 BGB. 
Abſ. 2). Davon kann aber nicht die Rede fein. Allerdings beſchränkte ſich das 
Verbot des Betretens der Wohnung, wie ſich von ſelbſt verſteht, auf die Dauer 
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des Eheprozeſſes, und es mag ſein, daß der Kläger zunächſt der Hoffnung ge- 
weſen iſt, die von der Beklagten erhobene Scheidungsklage werde abge- 
wieſen werden, und für dieſen Fall beabſichtigt hat, in die Wohnung zurück— 
zukehren. Eine ſolche Abſicht hat er aber jedenfalls dann nicht mehr gehabt, 
als er, wie er ſelbſt angibt, im Lauf des Prozeſſes dazu überging, ſeinerſeits 
Scheidungswiderklage zu erheben. 

Der Umſtand, daß nad) § 1006 BGB. vermutet wird, daß die Beklagte 
Eigentümerin der noch ſtreitigen Sachen ſei, hat zur Folge, daß der Kläger, 
um mit ſeinem Eigentumsanſpruch durchzudringen, dieſe Vermutung wider— 
legen muß. Hierzu genügt nicht der Nachweis, daß er ſelbſt einmal Eigentum 
an den Gegenſtänden erworben hat, ſondern er muß beweiſen, daß die Beklagte 
nicht Eigentümerin ſei, ſei es, daß ſie Eigentum überhaupt nicht erlangt, ſei 
es, daß ſie es wieder verloren habe; dieſen Beweis kann er insbeſondere in 
der Weiſe führen, daß er die Tatſachen, die die Beklagte zur Begründung 
ihres Eigentumsrechts anführt, als unwahr nachweiſt. Der Kläger, der ſich 
augenſcheinlich über den Umfang ſeiner Beweispflicht nicht klar iſt, hat nun nur 
Beweis dafür angeboten, daß er vor ſeinem Wegzuge von der Beklagten 
Eigentum an den Sachen erworben habe, und das Landgericht hat mit Rück— 
ſicht darauf ſeine Klage abgewieſen, weil dieſes Beweisangebot nicht genüge, 
ohne ihn zuvor über ſeine Beweispflicht aufzuklären; und zur Bezeichnung 
von Beweismitteln zur Widerlegung der zugunſten der Beklagten ſprechenden 
Eigentumsvermutung aufzufordern. Dadurch hat es die ihm nach 8 139 ZPO. 
obliegende Frage- und Aufklärungspflicht verletzt; es liegt ein Verfahrens- 
mangel vor, auf dem das angefochtene Urteil beruht. Es erſchien deshalb 
angebracht, von der Befugnis des 8539 ZPO. Gebrauch zu machen und die 
Sache unter Aufhebung des Urteils an das Landgericht zurückzuverweiſen. — — 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 12. Febr. 1917. M. w. M. 
5 O 91/16. Ch. 


141. Das elterliche Recht auf Verkehr mit dem Kinde darf nicht durch 
einen Beauftragten ausgeübt werden. 
BGB. $ 1636. 

Die Eltern lagen in Scheidung und lebten getrennt; die Kinder befanden 
ſich bei der Mutter. Der Vater hatte bis dahin jeden Freitag die Kinder zu 
ſich holen laſſen; als er ins Feld rückte, beantragte er beim Vorm.-Gericht, 
der Mutter aufzugeben, daß ſie die Kinder jeden Freitag ſeiner Mutter zuführen 
laſſe. Der Antrag wurde abgelehnt, die Beſchwerden wurden zurückgewieſen. — 
Aus den Gründen: 

„Allerdings iſt das Vorm.⸗Gericht zur nähern Regelung des Verkehrs 
zwiſchen Eltern und Kindern in analoger Anwendung des § 1636 Satz 2 BGB. 
auch dann zuſtändig, wenn die Ehe der Eltern noch nicht rechtskräftig geſchieden 
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iſt, dieſe vielmehr nur getrennt leben (RGEntſch. 69, 94; KGJ. 39 A, 3 u. a.). 
Allein es kann ſtets nur den Verkehr der Kinder mit einem Elternteil regeln, 
dem ein Recht auf den Verkehr zuſteht (Satz 1). Dieſes Verkehrsrecht, das 
dem zwiſchen den Eltern und den Kindern beſtehenden Verwandtſchaftsver⸗ 
hältnis entſpringt (vgl. KGJ. 4, 11; RIA. 11, 254; a. M. RCntſch. 64, 
47) iſt höchſt perſönlicher Natur, begrenzt ein Zuſammenſein behufs des gegen⸗ 
ſeitigen Sehens und der gegenſeitigen Ausſprache und kann dementſprechend 
weder einem Dritten übertragen noch durch einen Dritten ausgeübt werden. 
Der Großmutter ſteht ein ſelbſtändiges Recht auf den perſönlichen Verkehr 
mit den Enkeln nicht zu, jo daß ein ſolcher auch durch das Vorm.⸗Gericht nicht 
geregelt werden kann. Allerdings iſt der Standpunkt des Landgerichts inſo⸗ 
weit nicht frei von rechtlichen Bedenken, als es das Hauptgewicht darauf gelegt 
hat, daß das Vorm.⸗Gericht nicht zu entſcheiden habe, ob die Mutter der Kinder 
deren Großmutter den Verkehr mit ihnen zu geſtatten habe, denn in Frage 
ſteht lediglich ein Verkehr des Vaters mit den Kindern, den er nur durch ſeine 
Mutter, nicht perſönlich, ausüben will. Allein, da ſich die Vorentſcheidung 
aus den oben dargelegten Gründen als richtig darſtellt, war die weitere Be⸗ 
ſchwerde zurückzuweiſen (8 563 ZPO .).“ 
Beſchluß des KG. zu Berlin v. 3. März 1916. RIA. 15, 96. 


142. Haben die leiblichen Eltern eines an Kindesftatt angenommenen 
Hindes ein klagbares Recht auf perſönlichen Verkehrd 
BOB. $$ 1764. 1636. 

— — — Beide Vorinſtanzen haben ein Recht der unehelichen Mutter 
auf perſönlichen Verkehr mit ihrem von einem Dritten an Kindesſtatt ange⸗ 
nommenen Kinde verneint. Die rechtliche Natur eines Rechts zum perſön⸗ 
lichen Verkehr mit einem Kinde iſt in der Rechtſprechung und der Rechtslehre 
ſtreitig. Das Reichsgericht in dem Urteile v. 12. Juli 1906 (Entſch. 64, 47; 
JW. 1906, 598) und das Kammergericht in dem Beſchluſſe v. 11. April 1907 
(KGJ. 34 A, 43; OLG. Rſpr. 16, 23) haben das gedachte Recht nicht aus der 
Blutsverwandtſchaft ſchlechthin, ſondern aus dem Perſonenſorgerechte ge⸗ 
folgert. Demgegenüber haben ſich Staudinger (BG“, IV. 2, 1197 Anm. 1 
Abſ. 2 zu 81765) und die dort Angeführten dahin ausgeſprochen, daß das 
gegebenenfalls im Klagewege geltend zu machende Recht der Eltern oder der 
unehelichen Mutter auf perſönlichen Verkehr mit dem Kinde nicht Beſtandteil 
der elterlichen Gewalt ſei, vielmehr dem zwiſchen den Eltern und dem 
Kinde beſtehenden Verwandtſchaftsverhältnis entſpringe. Insbeſondere hat 
v. Blume in SeuffBl. 72 (1907), 95ff. („Die rechtliche Natur des Elternrechts 
aus $ 1636 BGB.“) bemerkt, daß die Eltern das Recht des Verkehrs mit dem 
Kinde haben, um das Bedürfnis nach Teilnahme am geiſtigen und leiblichen 
Wohlergehen des Kindes befriedigen zu können. Dementſprechend hat das 
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Kammergericht in Abweichung von der oben dargelegten Auffaſſung in dem 
Beſchluſſe v. 6. Okt. 1911 (KGJ. 41, 11; RIA. 11, 254; OL GRſpr. 24, 26) 
der ſeitdem in ſtändiger Rechtsübung aufrechterhaltenen Anſicht Ausdruck 
gegeben, daß das Verkehrsrecht des $ 1636 BGB. nicht ein Teil des Perſonen⸗ 
ſorgerechts ſei, ſondern als ſelbſtändige Befugnis neben ihm beſtehe und 
dem zwiſchen Eltern und Kindern beſtehenden nahen Verwandtſchaftsver⸗ 
hältnis entſpringe, welches bedingt, daß kein Elternteil von dem Verkehr mit 
dem Kinde ganz ausgeſchloſſen wird. 

Allein ein ſolches Recht, mit dem Kinde perſönlich zu verkehren, iſt zwar 
im § 1636 BGB. für den Fall der Scheidung der Ehe der Eltern dem nach 
81635 BGB. nicht ſorgeberechtigten Elternteile, nicht aber auch im $ 1765 
BGB. für den Fall vorgeſehen, daß mit der Annahme an Kindesſtatt die leib⸗ 
lichen Eltern die elterliche Gewalt über das Kind, die uneheliche Mutter das 
Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen, verlieren. In dem 
letztgedachten Falle hat alſo das Verkehrsrecht keine geſetzliche Anerkennung 
gefunden. Eine analoge Anwendung des § 1636 BGB. erſcheint im Hinblick 
auf die eigenartigen, bei der Annahme an Kindesſtatt obwaltenden Verhält- 
niſſe als ansgeſchloſſen; 

vgl. RGeEntſch. 64, 47; RG J. 34 a, 43; auch Motive 4, 991; Prot. 4, 734. 
Hiernach ergibt ſich, — abweichend von der Entſcheidung in den Bl. für Rechtspfl. 
im Bez. des KG. 1906, 19 — der Satz, daß den leiblichen Eltern, insbeſondere 
der unehelichen Mutter, ein im Wege des Prozeſſes verfolgbarer Anſpruch 
auf Geſtattung des perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde, welches von einem 
Dritten an Kindesſtatt angenommen worden iſt, überhaupt nicht zuſteht. 

Mag ſomit auch ein klagbares Recht der leiblichen Mutter auf den per⸗ 
ſönlichen Verkehr mit dem Kinde nicht beſtehen, jo erfordert es doch das Sitten— 
geſetz, daß der gedachte Verkehr aufrechterhalten bleibt, falls durch deſſen 
Unterbleiben das allein maßgebende Intereſſe des Kindes verletzt wird. 
Die Wahleltern haben demzufolge bei der Erziehung des Kindes auf deſſen 
Verhältnis zu ſeinen leiblichen Eltern die durch das Sittengeſetz geforderte 
Rückſicht zu nehmen, ſodaß, wenn ſie den leiblichen Eltern den perſönlichen 
Verkehr mit dem Kinde ohne verſtändigen Grund in ungehöriger Weiſe ab⸗ 
ſchneiden und dadurch die Intereſſen des Kindes gefährden oder ſchädigen, 
das Vorm.⸗Gericht auf Grund des $ 1666 BGB. einzuſchreiten hat (Reichsgericht 
a. a. O.; Kammergericht a. a. O.). — — — 

Hiernach waren die Vorentſcheidungen aufzuheben und es war die Sache 
zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung nach Maßgabe der vorſtehenden 
Ausführungen an das Amtsgericht zurückzuverweiſen. Dieſes wird durch Ver⸗ 
handlungen mit den Beteiligten zu prüfen haben, welcher Weg ſich bietet, 
um den durch das Sittengeſetz geforderten Verkehr des Kindes mit der leib⸗ 
lichen (unehelichen) Mutter in einer Weiſe zu ermöglichen, daß weder die In⸗ 
tereſſen des Kindes gefährdet, noch das Erziehungsrecht der Wahleltern 
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über das gebührliche Maß beeinträchtigt werden, wobei, falls ſich die Beſorgnis 
ergeben ſollte, daß die leibliche Mutter bei den Zuſammenkünften einen un⸗ 
günſtigen Einfluß auf das Kind ausüben könnte, die Zuziehung einer ge⸗ 
eigneten Aufſichtsperſon in Betracht zu ziehen wäre. 

Beſchluß des KG. zu Berlin v. 18. Febr. 1916. RIA. 15, 93. 


143. Eine Stadtgemeinde wird durch ihre Lebensmittelbeſorgung 
während des Krieges nicht Kaufmann. — Derfteigerung beanftandeter 
Ware als nützliche Geſchäftsführung“. 

Vgl. 62 Nr. 262. 

HGB. 88 1. 343 ff. — BGB. $ 677. 

Der Beweiswürdigung des Landgerichts iſt darin beizutreten, daß die 
verklagte Stadtgemeinde verleſene Speiſekartoffeln von / Zoll aufwärts 
beſtellt hat. Es iſt weiter als erwieſen anzuſehen, daß ein großer Teil der von 
der Klägerin gelieferten Kartoffeln die zugeſicherte Größe nicht hatte und daß 
mindeſtens die Hälfte ſchorfig, d. h. mit einem Ausſchlage behaftet war, der den 
Speiſewert der Kartoffeln erheblich beeinträchtigt. Den Angaben des Zeugen G. 
und dem Gutachten des Sachverſtändigen iſt weiter zu entnehmen, daß der 
Ausſchlag bereits während des Wachſens der Kartoffeln im Acker eingetreten 
iſt. Da hiernach die der Beklagten gelieferten Kartoffeln die zugeſicherte 
Eigenſchaft nicht gehabt und mit einem vom Verkäufer zu vertretenden Mangel 
behaftet waren, kann die Beklagte nach 88 459 ff. BGB. Wandelung verlangen. 

Dem ſteht nicht entgegen, daß die Beklagte die Kartoffeln erſt am 16. 
oder 17. Mai 1915 hat unterſuchen laſſen und daß ſie der Klägerin erſt am 
17. Mai 1915 mitgeteilt hat, daß die Sendung unverwendbare ſchorfige Ware 
enthalte. Nach 8 377 HGB. hat zwar der Käufer die Ware unverzüglich nach 
der Ablieferung durch den Verkäufer, ſoweit dies nach ordnungmäßigem 
Geſchäftsgange tunlich iſt, zu unterſuchen und, wenn ſich ein Mangel zeigt, 
dem Verkäufer unverzüglich Anzeige zu machen. Die Vorſchrift greift jedoch 
nur dann Platz, wenn der Kauf für beide Teile ein Handelsgeſchäft iſt. Dieſer 
Fall liegt indes nicht vor. Die Beklagte iſt, ſoweit ſie Kartoffeln und andre 
Lebensmittel im großen einkauft und im einzelnen an die Bevölkerung der 
Stadt abſetzt, nicht Kaufmann. Denn es ift gerichtskundig, daß fie dieſe Geſchäfte 
nicht in der Abſicht, aus dem fortgeſetzten Betrieb ſolcher Geſchäfte eine dauernde 
Einnahmequelle für ſich zu ſchaffen, betreibt, ſondern daß ſie es ſich gleich vielen 
andern größeren deutſchen Städten in der jetzigen Zeit der Kriegsnot zur 
Aufgabe gemacht hat, den Bedarf der Einwohner an den notwendigſten Nah⸗ 
rungsmitteln ſicherzuſtellen. Dieſe Aufgabe liegt durchaus auf öffentlich⸗ 
rechtlichem Gebiet. Was zu deren Erfüllung geſchieht (An⸗ und Verkauf von 
Lebensmitteln u. dgl.) dient ausſchließlich dazu, dem von England gegen uns 
ins Werk geſetzten Hungerkrieg zu begegnen und dieſe feindlichen Kriegsmaß⸗ 
nahmen unſchädlich zu machen. 
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Nun iſt zwar die verklagte Stadtgemeinde ſchon deshalb, weil ſie durch den 
Betrieb der ſtädtiſchen Straßenbahn die Beförderung von Perſonen gewerb— 
mäßig betreibt, nach §1 Nr. 5 HGB. Kaufmann i. S. des Handelsgeſetzbuchs, 
und es kommen daher für die Frage, ob ein Handelsgeſchäft der Beklagten 
vorliege, noch die Vorſchriften in 88 343. 344 HGB. in Betracht. Allein zum 
Betriebe des Straßenbahngewerbes gehört der Kartoffeleinkauf nicht, auch 
iſt er nicht im Betriebe dieſes Gewerbes erfolgt ($ 343 Abſ. 1 und 2 HGB.). 
Aber auch die Rechtsvermutung des § 344 Abſ. 1 kann nicht Platz greifen, 
weil es offen und gerichtskundig tft, daß der Kartoffeleinkauf nicht jenem Han— 
delsgewerbe, ſondern öffentlichrechtlichen Zwecken, der Erfüllung einer obrig— 
keitlichen Aufgabe dient. Endlich ſcheidet auch die Vorſchrift des 8345 HGB. 
für die Anwendbarkeit der 88 377. 379 aus, da dieſe Beſtimmungen beider- 
ſeitige Handelsgeſchäfte zur Vorausſetzung haben. Da ſonach die Beſtimmung 
in 8377 keine Anwendung leidet, kann eine etwaige Verſpätung der Unter- 
ſuchung und Anzeige auch nicht zur Folge haben, daß die Ware als genehmigt 
gilt. — — — | 

Dem Landgericht iſt im Ergebnis weiter darin beizutreten, daß die Beklagte 
die beanſtandete Ladung Kartoffeln öffentlich verſteigern laſſen durfte. Die 
kaufmänniſche Aufbewahrungspflicht des § 379 Abſ. 1 HGB. lag ihr nicht 
ob. Daher ſchlägt auch die Vorſchrift in 8 379 Abſ. 1 nicht ein. Sie hätte 
ſich auf die Verweigerung der Annahme beſchränken können. Dann wären 
die Kartoffeln bei dem offenkundigen dringenden Bedarf an Eiſenbahnwagen 
durch die Eiſenbahnverwaltung unter erfahrunggemäß ungünſtigeren Um— 
ſtänden verſteigert worden. Die Kartoffeln waren überdies dem Verderben 
ausgeſetzt, die Klägerin hatte der in den Telegrammen v. 17. und 18. Mai 1915 
angedrohten Verſteigerung nicht widerſprochen und auch nicht zu erkennen 
gegeben, daß ſie vom Zeitpunkt der Verſteigerung benachrichtigt werden wolle. 
Die unter Beobachtung der üblichen Formen in der Hauptmarkthalle erfolgte 
Verſteigerung entſprach daher nicht bloß dem objektiven Intereſſe, ſondern auch 
dem mutmaßlichen Willen der Klägerin und iſt ſonach, da die Beklagte auch 
der Vorſchrift in 8681 Satz 1 BGB. entſprochen hat, als Geſchäftsführung 
ohne Auftrag (88 677 ff. BGB.) für die Klägerin verbindlich (RGEntſch. 66, 
197).— — — 

Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 4. Jan. 1917. J. w. Stadtgem. 

Dr. 1 O. 193/16. —n— 


144. Der Aktionär hat nicht ſchon geſetzlich Anſpruch auf Ausſtellung 
von Gewinnanteilſcheinen. 
HGB. $ 213. 
Der Kläger iſt Inhaber der auf den Inhaber lautenden Aktien der verklagten 
Geſellſchaft Nr. 11501 bis 11600. Dieſe Aktien ſind ohne Gewinnanteil⸗ 
ſcheine und Gewinnanteilſcheinbogen ausgegeben worden. Kläger verlangte 
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mit der Klage, daß die Beklagte verurteilt werde, ihm zu feinen Aktien ſolche 
Bogen zu liefern. Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: | 
„Der Kläger verlangt von der Beklagten, daß fie ihm zu den in ſeinem 
Beſitz befindlichen Aktien Gewinnanteilſcheine und Gewinnanteilſchein⸗ 
Bogen liefere, wobei er unter den letzteren die Erneuerungsſcheine (Talons) 
verſteht. Unſtreitig ſind dieſe Aktien bei der Erhöhung des Kapitals der ver⸗ 
klagten Geſellſchaft im Jahre 1895 ohne ſolche Scheine ausgegeben worden. 
Irgendein Rechtsgrund ſteht dem Kläger aber bei ſeinem Verlangen nicht 
zur Seite. Er gibt ſelbſt zu, daß weder das Geſetz (vgl. Staub HGB. $ 213 
Anm. 15), noch die Satzung der Beklagten die Ausgabe von Gewinnanteil⸗ 
ſcheinen und Erneuerungsſcheinen vorſchreibt. Er glaubt aber ſeine Klage 
darauf ſtützen zu können, daß die Ausgabe ſolcher Scheine üblich ſei und, da 
ein Beſchluß der Generalverſammlung der Beklagten über die Ausgabe von 
Aktien ohne ſolche Bogen nicht vorliegt, der Vorſtand der Beklagten die neuen 
Aktien ohne ſolche Scheine garnicht habe ausgeben dürfen. Darauf iſt zunächſt 
zu entgegnen, daß der Kläger unſtreitig ſelbſt in jener Zeit, da dieſe Aktien 
ausgegeben waren, Vorſtand der Beklagten geweſen iſt, ſodaß es ſchon zweifel⸗ 
haft ſein kann, ob er ſelbſt ſich auf ſein eigenes unerlaubtes Handeln der Be⸗ 
klagten gegenüber berufen kann. Aber ein derartiges Handeln liegt auch gar⸗ 
nicht vor. Unbeſtritten hat die Gen.⸗Verſammlung der Beklagten am 4. Juni 
1895, als ſie die Erhöhung des Grundkapitals beſchloß, den Beſchluß gefaßt, 
daß die Ausgabe der neuen Aktien nicht unter Nennwert erfolge, im übrigen 
aber die Bedingungen, unter denen die Ausgabe erfolgen ſolle, durch den Vor⸗ 
ſtand und Aufſichtsrat feſtgeſtellt würden. Damit war dem Vorſtand und 
Aufſichtsrat auch die Befugnis eingeräumt, zu beſtimmen, ob zu den Aktien 
Gewinnanteil⸗ und Erneuerungsſcheine ausgegeben werden ſollten. Es iſt 
nicht einzuſehen, weshalb dies in dem Beſchluſſe der Gen.⸗Verſammlung, 
dem der Kläger übrigens zugeſtimmt hat, nicht enthalten geweſen ſein ſoll. 
Tatſächlich ſind dann die Aktien ohne ſolche Scheine vom Vorſtand ausgegeben 
worden. Der Kläger beſtreitet, daß vom Vorſtand und Aufſichtsrat ein förm⸗ 
licher Beſchluß nach dieſer Richtung gefaßt worden ſei. Aber bis heute haben 
weder der Vorſtand noch der Aufſichtsrat etwas gegen dieſe Art der Aktien⸗ 
ausgabe eingewandt, ſodaß es nicht von Erheblichkeit iſt, ob ſie einen entſprechen⸗ 
den förmlichen Beſchluß gefaßt haben. Jedenfalls haben die Organe der Be⸗ 
klagten deutlich zu erkennen gegeben, daß ſie dieſe Aktien nicht mit Gewinn⸗ 
anteil⸗ und Erneuerungsſcheinen verſehen wiſſen wollen. Der einzelne Aktionär 
iſt aber nicht befugt, im Prozeßwege von der Beklagten etwas zu verlangen, 
was mit den rechtmäßigen Beſchlüſſen der ſatzungmäßigen Organe der Akt.⸗ 
Geſellſchaft im Widerſpruch fteht. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 15. Febr. 1917. R. w. R. Akt.⸗ 
Geſ. Bf. VI. 294/16. Nö. 
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145. Hat die Kaperung des verſicherten Schiffes Einfluß auf 
die Prämienzahlung d 
HGB. $$ 812. 813. 849. 854. — Allg. Seeverſ.⸗Bed. 88 101. 157. 


Die Nebenintervenientin hat als Eignerin des Dampfers M. G. das 
Kasko dieſes Dampfers bei einer Reihe von Geſellſchaften verſichert. Die 
Verſicherung iſt für die Zeit vom 23. Januar 1915 bis 22. Januar 1916 geſchloſſen. 
Sie läuft „nur für Seegefahr“. Am 24. Okt. 1915 iſt der Dampfer in der Oſt⸗ 
ſee gekapert und in einen ruſſiſchen Hafen gebracht worden. Die Beklagte 
behauptet, daß er ſeitdem dort ſtilliegt, während der Kläger annimmt, daß die 
Ruſſen ihn alsbald wieder in Fahrt geſetzt haben. Der Kläger verlangt als 
Zeſſionar der Verſicherer von der Beklagten, die ſich an ſich zur Prämienzahlung 
vertraglich verpflichtet hatte, Zahlung der letzten Vierteljahresrate der Jahres- 
prämie im ziffermäßig nicht ſtreitigen Betrage von 960,51 4. Die Beklagte 
und die Nebenintervenientin wollen für die Zeit ſeit der Wegnahme des Schiffes 
keine Prämie ſchulden. Ihre Einwendungen gegen die Klageforderung ſind 
indes nicht begründet. 

Dem Landgericht iſt zunächſt darin beizutreten, daß durch die Feſtlegung 
von vier Prämien⸗Zahlungsterminen nicht die Verſicherung ſelbſt in mehrere 
Zeitabſchnitte zerlegt, ſondern lediglich die Zahlung der Prämie für die auf 
ein ganzes Jahr feſt geſchloſſene Verſicherung in gewiſſer Weiſe befriſtet 
worden iſt. ö 

Im übrigen iſt bei Prüfung der Frage, ob die Beklagte infolge Kaperung 
des Dampfers von der Zahlung der reſtlichen Prämie frei ſei, von dem Schluß— 
abſatz des $ 101 der nach der Police maßgeblichen Allg. Seeverſich.-Bedingungen 
auszugehen. Dort wird bei einer „nur für die Seegefahr“ geſchloſſenen Ver— 
ſicherung dem Verſicherten eine Zuſchlagsprämie von 2% im Monat auferlegt, 
wenn das Schiff „infolge von Kriegsverhältniſſen in einen Hafen verwieſen 
oder aufgebracht wird“, der Verſicherte kann aber die Zahlung dieſes Zu— 
ſchlags dadurch vermeiden, daß er unverzüglich, nachdem er von der Verweiſung 
oder Aufbringung erfahren hat, auf die Fortdauer der Verſicherung verzichtet. 
Der Gedanke iſt alſo, daß Aufbringung und Verweiſung das Verſicherungs⸗ 
riſiko erhöhen und dadurch einen Prämien⸗Zuſchlag bedingen, dem ſich der 
Verſicherte nur durch Verzicht auf die Fortdauer der Verſicherung ent- 
ziehen kann. Darüber, wie es im Fall ſolchen Verzichts mit der Hauptprämie 
gehalten werden ſoll, beſtimmt § 101 nichts. Es verbleibt daher inſoweit bei 
den allgemeinen Beſtimmungen des 7. Abſchn. (88 154 ff.) über „Aufhebung 
der Verſicherung und Rückzahlung der Prämie“ und insbeſondere bei der 
Vorſchrift des § 157, wonach ein Riſtorno nicht ſtattfindet, wenn die Gefahr 
für den Verſicherer bereits zu laufen begonnen hat, und zwar ohne Unterſchied, 
ob die Verſicherung auf eine einzelne Reiſe, ob eine Zeitverſicherung oder eine 
Verſicherung auf kombinierte Reiſen geſchloſſen iſt. Den diesbezüglichen 
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Ausführungen des angefochtenen Urteils iſt lediglich beizutreten. Das Be⸗ 
rufungsgericht hat ihnen nichts hinzuzufügen. 

Es iſt weiter zu prüfen, ob die von der Beklagten angezogene beſondere 
Policenklauſel über Prämienrückgewähr im Fall unbeſchäftigten Stilliegens 
des Schiffes ihr das Recht gibt, die Zahlung der noch ausſtehenden Prämie 
zu verweigern. Aber auch das iſt zu verneinen. Nach dieſer Klauſel iſt der 
verhältnismäßige Teil der Stammprämie zurückzuvergüten, „wenn das Schiff 
im Winterlager oder aus andern Gründen — ausgenommen wegen einer 
der Verſicherung zur Laſt fallenden Havarie — während aufeinander folgender 
15 oder mehr Tage in einem Hafen unbeſchäftigt ſtilliegt, und auf Grund 
voraufgegangener Kündigung die Verſicherung während der Zeit des Still⸗ 
liegens gänzlich aufgehört hat“. Dem Ber.⸗Gericht iſt nicht zweifelhaft, daß 
die Klauſel lediglich ſolche Fälle betrifft, in denen der Reeder Anlaß hat, ſein 
Schiff unbeſchäftigt ſtillzulegen. Dann entſpricht es verſtändigen wirtſchaft⸗ 
lichen Erwägungen, daß ihm für die Zeit dieſes Stillegens die Prämienzah⸗ 
lung erlaſſen wird. Weſentlich anders liegt die Sache, wenn, wie im vorliegen⸗ 
den Fall, das Schiff ohne ſein Zutun und gegen ſeinen Willen zum Still⸗ 
liegen kommt, wenn es aufgebracht und in einen fremden Hafen gebracht wird 
und damit ſogar ein erhöhtes Riſiko eintritt, für das der Verſicherte noch eine 
Zuſchlagsprämie zu zahlen hat. Dieſe Fälle dem Stillegen des Schiffes durch 
den Reeder gleichzuſtellen, liegt kein Anlaß vor, und es darf hierfür auch darauf 
verwieſen werden, daß es ſich bei der Frage, ob das vom Feinde gekaperte 
und in einen fremden Hafen gebrachte Schiff dort „unbeſchäftigt ſtilliegt“ 
oder vom Feind benutzt wird, um völlig unkontrollierbare und unbeweisbare 
Umſtände handelt, von denen, wenn die Auslegung der Beklagten richtig 
wäre, die Entſcheidung über das Prämienriſtorno abhangen würde. Die Be⸗ 
zugnahme der Beklagten auf das Zeugnis des in Rußland internierten Kapitäns 
und auf eine Auskunft der ruſſiſchen Hafenbehörden zeigt die in dieſer Beziehung 
beſtehende Beweisunmöglichkeit, und auch das iſt ein nicht unweſentliches 
Indiz gegen die Auslegung der Beklagten. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 20. Nov. 1916. Ver. Hamb. 

Aſſek. w. H. & C. M. Bf. V. 235/16. Nö. 


146. Eine Polizeiverordnung, die den Verkauf von Branntwein ꝛc. 
nach dem geſetzlichen Ladenſchluß unterſagt, verſtößt nicht gegen die 
Gewerbeordnung. 

GewO. 59 1. 139 e. 139 f. | 
Das Polizeiamt zu Lübeck hat am 1. März 1913 eine Verordnung erlaſſen, 
wonach den Schank- und Gaſtwirten ſowie den Kleinhändlern von Branntwein 
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verboten wird, in der Zeit von Beginn der Polizeiſtunde oder des Ladenſchluſſes 
ab bis 71, Uhr morgens Branntwein, Liköre oder nicht denaturierten Spiritus 
auszuſchenken oder zu verkaufen. Der Kläger, der in Lübeck den Kleinverkauf 
und Ausſchank von Spirituoſen betreibt, hat gegen dieſe Verordnung verſtoßen 
und iſt deshalb mehrfach mit Strafe belegt worden. Er focht die Rechtsgültig⸗ 
keit der Polizeiverordnung an, wurde aber damit zurückgewieſen. — Aus den 
Gründen des Ber. Urteils: 

„Auch dieſes Gericht tritt dem Urteil des Ferienſtrafſenates v. 25. Auguſt 
1915 darin bei, daß die angefochtene Verordnung des Polizeiamts v. 1. März 
1913 mit der Reichsgewerbeordnung nicht im Widerſpruch ſteht. Allerdings 
beſtimmt §139 e Gew., daß offene Verkaufsſtellen von 9 Uhr abends bis 
5 Uhr morgens für den geſchäftlichen Verkehr geſchloſſen ſein müſſen. Die An- 
ordnung eines weitergehenden Ladenſchluſſes iſt nach § 139 k nur unter be— 
ſonderen Vorausſetzungen, insbeſondere auf Antrag von mindeſtens zwei 
Dritteln der beteiligten Geſchäftsinhaber geſtattet. Aber die Anordnung 
eines Ladenſchluſſes enthält die Verordnung, die den Ausſchank und Verkauf 
von Branntwein in beſtimmter Zeit unterſagt, keineswegs. Dem Kläger iſt 
die Offnung ſeiner Verkaufsſtelle in der Zeit von morgens 5 Uhr bis 7 Uhr 
nach wie vor geſtattet, er darf in dieſer Zeit nur nicht Branntwein, Litöre oder 
nicht denaturierten Spiritus ausſchenken oder verkaufen. 

Im gleichen Sinne hat auch das Kammergericht in ſeinen Urteilen v 22. Dezember 1902 
und 3. Mai 1904 (vgl. Die Polizei 1904,05, 104. 324) erkannt, ebenſo ſprechen ſich 
Landmann (GewO. 2 88 139% e Anm. 26 und Olshauſen in der bei Landmann 
erwähnten Stelle aus. 

Daß aber an ſich bei einem konzeſſionspflichtigen Gewerbe, wie es der 
Betrieb der Schankwirtſchaft und des Kleinhandels mit Branntwein oder 
Spiritus darſtellt, die Auflegung derartiger Beſchränkungen im Intereſſe 
des allgemeinen Wohles zuläſſig iſt, bedarf keiner weiteren Ausführung. 
Ebenſowenig verſtößt dieſe Verordnung gegen den $1 GewO., da nach aner- 
kannter Auslegung die durch dieſen Paragraphen gewährleiſtete Gewerbe— 
freiheit ſich nur auf die Zulaſſung zum Gewerbe, nicht auch auf die Ausübung 
des Gewerbebetriebes bezieht. Daß vom Standpunkt des Lübeckiſchen Rechts 
aus das Polizeiamt zum Erlaß einer derartigen Verordnung an ſich zuſtändig 
iſt, hat der Kläger nicht beſtritten, ſteht auch für das Gericht feſt.“ 

Urt. des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 5. Sept. 1916. J. F. w. Lüb. 
Staat. Bf. VI. 164/16. oo. Nö. 
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II. Verfahren. 


147. Die Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts nach $ 36° SPO. 
ſetzt voraus, daß die Beklagten Streitgenoſſen ſind. 
3 PO. $ 363. ö 

Der Wagenwärter H. in L. hat nach ſeiner Behauptung am 5. Juli 1913 
bei Ausübung ſeines Dienſtes im Bahnhofe einen Unfall erlitten. Er will. 
den Bahnarzt „wegen unſachgemäßer, ärztlicher Behandlung“ und den durch 
die Eiſenbahndirektion vertretenen bayeriſchen Fiskus „wegen zu Unrecht 
erfolgter Penſionierung“ als Streitgenoſſen im allgemeinen Gerichtsſtand 
auf Schadenerſatz verklagen. 

Ein gemeinſchaftlicher beſonderer Gerichtsſtand iſt nach dem allerdings 
äußerſt dürftigen Vorbringen des Geſuchſtellers für den Rechtsſtreit nicht be⸗ 
gründet; da der Bahnarzt bei dem Landgericht B. und der bayeriſche Fiskus, 
ſoweit er durch die Eiſenbahndirektion vertreten wird, bei dem Landgericht 
N. den allgemeinen Gerichtsſtand hat und beide Gerichte zu den Bezirken 
verſchiedener Oberlandesgerichte gehören, jo iſt eine der in 836 Nr. 3 3PO. 
für die Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts aufgeſtellten Vorausſetzungen 
und auch die Zuſtändigkeit des erkennenden Gerichts zur Verbeſcheidung 
des Geſuchs gegeben. Es muß aber noch hinzukommen, daß im Falle der 
Erhebung der Klage zwiſchen den Beklagten eine Streitgenoſſenſchaft i. S. 
der 88 59ff. ZPO. beſteht. Dieſes Erfordernis wird zwar von verſchiedenen 
Schriftſtellern (Förſter ZPO. Anm. 3e zu 8 36; Planck Zivilprozeßr. $ 22 
A, 3) geleugnet, entſpricht aber dem Willen des Geſetzgebers. Es iſt nicht an⸗ 
zunehmen, daß das Geſetz dem Worte „Streitgenoſſen“ in 8 36 Nr. 3 einen 
andern Sinn beilegt als in den 88 59ff. Weiter kommt in Betracht, daß das 
Prozeßgericht nach $ 145 ZPO. anordnen kann, daß mehrere in einer Klage 
erhobene Anſprüche in getrennten Prozeſſen verhandelt werden, und dieſe 
Anordnung treffen ſoll, wenn im Fall der ſubjektiven Klagenhäufung die Vor⸗ 
ausſetzungen der §§ 59 ff. nicht vorliegen. Es hätte keinen Sinn, wenn das 
Geſetz einerſeits das höhere Gericht im Fall des 8 36 Nr. 3 anweiſen würde, 
ohne Prüfung der Vorausſetzungen der Streitgenoſſenſchaft zum Zweck der 
Ermöglichung der gemeinſamen Verhandlung der mehreren Anſprüche ein 
Gericht zu beſtimmen, anderſeits dem letzteren Gericht eine Handhabe, ja 
ſogar die Anweiſung zur Trennung der verbundenen Anſprüche geben würde. 
Im vorliegenden Fall iſt das erwähnte Erfordernis nicht gegeben. Der Geſuch— 
ſteller leitet die Verpflichtung der zu Verklagenden weder aus demſelben noch 
aus einem im weſentlichen gleichartigen tatſächlichen und rechtlichen Grunde 
ab. Ja, es iſt zum mindeſten zweifelhaft, ob die beiden Anſprüche nebeneinander 
beſtehen können. Nach ſeinem Vorbringen iſt anzunehmen, daß er wegen Dienſt⸗ 
unfähigkeit nach Art. 18 Nr. 2 (bayer.) Beamt®. in den Ruheſtand verſetzt wurde, 
daß er aber glaubt, ſeinen Dienſt noch verrichten zu können. Iſt dieſe Meinung 
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begründet, dann ſteht die behauptete unſachgemäße Behandlung des Bahn⸗ 
arztes in keinem urſächlichen Zuſammenhange mit dem ihm durch ſeine Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand entſtandenen Schaden, und der Bahnarzt iſt nicht 
verpflichtet, ihm dieſen Schaden zu erſetzen; iſt ſie nicht begründet, dann iſt 
der Schadenerſatzanſpruch gegen den Fiskus unhaltbar. Hiernach mußte das 
Geſuch als unbegründet zurückgewieſen werden. 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (2. Sen.) v. 5. Juli 1916. Reg. 

IV. 21/16. Bay OB¶GZ. 17, 168. 


148. Aufrechnungseinrede. Das Ber.⸗Gericht hat auch nachzuprüfen, 
ob die Erlaſſung eines Vorbehaltsurteils geboten war. 
| Vgl. 63 Nr. 168; 69 Nr. 136. 
30. $ 302. 

Nach § 302 ZPO. iſt es in das Ermeſſen des Gerichts geſtellt, ob es bei 
Vorliegen der erforderten Vorausſetzungen — Mangel rechtlichen Zuſammen⸗ 
hanges von Anſpruch und Gegenſtand, ſowie Entſcheidungsreife des Klag⸗ 
anſpruchs — von der Befugnis Gebrauch machen will, über die Klageforde— 
rung unter Vorbehalt der Entſcheidung über die Aufrechnung zu entſcheiden. 
Das Vorbehaltsurteil entſcheidet alſo nicht allein darüber, ob die oben ange⸗ 
führten geſetzlichen Vorausſetzungen für den Erlaß eines ſolchen Urteils vor— 
liegen, ſondern auch darüber, ob nach Lage des Falls die Zurückſtellung einer 
Entſcheidung über die Aufrechnung geboten erſcheine. Die Nachprüfung dieſer 
letzteren Frage unterliegt ebenſo wie die Frage nach dem Vorhandenſein der 
geſetzlichen Vorausſetzungen für den Erlaß eines Vorbehaltsurteils der Nach⸗ 
prüfung durch das Ber.⸗Gericht. Der dahin gehenden Anſicht des Bayer. 
Oberſten LG. (Entſch. vom 21. Febr. 1908, OL GRſpr. 17, 171) ſchließt ſich 
dieſes Gericht an; ebenſo auch Gaupp⸗-Stein III letzter Abſ. zu § 302 ZPO. 

Es iſt nun nicht anzuerkennen, daß im vorliegenden Fall der Erlaß eines 
Vorbehaltsurteils nach $ 302 zweckmäßig wäre. Die Klägerin iſt eine ſchwediſche 
Firma und hat ihre Handelsniederlaſſung in Malmö. Die Vollſtreckung von 
Urteilsforderungen im Auslande iſt erfahrunggemäß mit größeren Schwierig⸗ 
keiten verbunden als eine Vollſtreckung im Inlande. In dieſer ungünſtigen 
Lage würde ſich die Beklagte befinden, wenn das Vorbehaltsurteil rechts⸗ 
kräftig und nachträglich der Gegenanſpruch der Beklagten ſich als begründet 
erweiſen würde. Es erſcheint daher regelmäßig und auch im vorliegenden 
Fall nicht angebracht, einem inländiſchen Schuldner gegenüber einem aus⸗ 
ländiſchen Gläubiger die Vorteile der AU e ce und der da⸗ 
durch bedingten günſtigeren Prozeßlage zu verſagen. 

Aus den angegebenen Gründen war das angefochtene Vorbehaltsurteil 
aufzuheben und die Sache an das Landgericht zurückzuverweiſen, ohne daß 
es eines Eingehens auf die Frage des rechtlichen Zuſammenhangs von Klag— 
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anſpruch und Gegenforderung, der hier vielleicht aus den von der Beklagten 
dafür geltend gemachten Gründen anzuerkennen wäre, bedurfte. 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 4. Jan. 1917. Akt. Bol. w. L. 
Bf. VI. 304/16. Nö. 


149. Hat eine Partei gegen die andere einen Anſpruch auf Berich— 
tigung einer Urkunde? 
ZPO. $ 415. 

In dem notariellen Pachtvertrage v. 7. Juni 1913, durch den die Ge⸗ 
meinde W. gewiſſe Grundſtücke zur induſtriellen Ausbeutung der Erde den Fabri⸗ 
kanten Gebr. M. in Ch. auf eine Reihe von Jahren überlaſſen hatte, war den 
Pächtern auch das Recht eingeräumt, die Gemeindewege und Gräben auf die Ver— 
tragsdauer zur Legung von Geleisübergängen zu benutzen. In der Folgezeit be— 
haupteten die Pächter, es ſei vereinbart worden, daß ihnen dieſes Recht ſtändig, 
auch nach Ablauf des Pachtvertrags zuſtehen ſolle, die Worte „auf die Vertrags- 
dauer“ ſeien nur durch ein Verſehen des Notars in die Urkunde gekommen 
und von ihnen beim Vorleſen überhört worden. Sie verlangten die Streichung 
dieſer Worte und verweigerten die Zahlung der Pacht als die Gemeinde dieſes 
Anſinnen ablehnte. Gegen die von der Gemeinde eingeleitete Zw.-Vollſtreckung 
der vollſtreckbaren Urkunde erhoben ſie Klage mit dem Antrage, die Zw.⸗Voll⸗ 
ſtreckung für unzuläſſig zu erklären, weil ihnen bis zu der begehrten Berich⸗ 
tigung das Recht auf Zurückbehaltung der Pachtſumme zuſtehe. — Die Klage 
wurde in allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„— — — Die Kläger gründen ihre Einwendungen gegen die Zw.-Voll⸗ 
ſtreckung aus der Urkunde v. 7. Juni 1913 auf ein Zurückbehaltungsrecht i. S. 
des § 273 BGB. Es liegt ihnen daher ob, darzutun, daß ihnen aus dem Rechts⸗ 
verhältnis, auf dem ihre Verpflichtung beruht, ein fälliger Anſpruch gegen die 
Beklagte zuſtehe. Einen ſolchen Anſpruch erblicken die Kläger in der von ihnen 
behaupteten rechtlichen Befugnis, von der Beklagten die Berichtigung der 
notariellen Urkunde in der Weiſe zu verlangen, daß ſie in die Streichung be— 
ſtimmter, angeblich durch ein Verſehen in die Urkunde gekommener Worte 
und in deren Erſetzung durch beſtimmte andre Worte willige. Die Kläger machen 
nicht die Nichtigkeit des Vertrags v. 7. Juni 1913 geltend, ſie richten ihren An⸗ 
trag auch nicht auf die Feſtſtellung, daß die Vertragsurkunde einen unrichtigen 
Inhalt habe; ſie wollen im Gegenteil den Vertrag aufrechterhalten wiſſen, 
verlangen aber, daß eine beſtimmte Stelle in der Urkunde ihren Behauptungen 
entſprechend geändert werde, und weigern ſich, inſolange ihrer Zahlungspflicht 
zu genügen, die ſie an ſich nicht in Abrede ſtellen. 

Ein Berichtigungsanſpruch, wie ihn die Kläger geltend machen, iſt aber 
dem bürgerlichen Recht fremd; er kann dem Anſpruch auf Feſtſtellung der 
Nichtigkeit des Vertrags gegenüber nicht als ein in dieſem enthaltenes, weniger 

Geufferts Archiv Bd. 78. 8. Folge Bd. 17 Heft 7. 17 


242 149. Urkunden. 


weitgehendes Begehren aufgefaßt werden, ſondern ift ein von ihm völlig 
verſchiedenes und weſentlich andres Verlangen. Es gibt weder eine ausdrück⸗ 
liche Geſetzesvorſchrift, auf die das Verlangen einer Urkundenberichtigung 
in der von den Klägern begehrten Art geſtützt werden könnte, noch läßt ſich 
aus den die Beurkundung von Rechtsgeſchäften und Willenserklärungen 
regelnden Rechtsvorſchriften ein allgemeiner Grundſatz des Inhalts ableiten, 
daß überall, wo ſich nach der Behauptung eines der Vertragſchließenden in 
einer Urkunde Unrichtiges findet, auch ein Recht auf Richtigſtellung und eine 
entſprechende Pflicht zur Vornahme der Berichtigung gegeben ſei. Der von 
den Klägern geltend gemachte Berichtigungsanſpruch kann namentlich nicht 
aus dem 8 415 Abſ. 1 3PO. abgeleitet werden. Dieſe Geſetzesſtelle enthält 
nur die beſondere prozeßrechtliche Beſtimmung, daß einer öffentlichen Urkunde 
gegenüber der Beweis der unrichtigen Beurkundung des Vorganges, alſo 
insbeſondere der Beweis zuläſſig ſein ſoll, daß die beurkundete Erklärung von 
der in der Urkunde bezeichneten Perfon überhaupt nicht, oder nicht ſo, wie ſie 
beurkundet wurde, abgegeben worden ſei (Seuffert ZPO. Anm. 4 zu $ 415). 
Sie ſchafft aber keinen materiellen Rechtsbehelf in dem Sinne, daß die Berid)- 
tigung der unrichtigen Beurkundung ohne weiteres verlangt und durch Klage, 
Einrede, Übung des Zurückbehaltungsrechts geltend gemacht werden könnte. 
Die Kläger vermögen ſich für ihre Darlegung, daß aus einer an irgendeiner 
Stelle Unrichtiges enthaltenden Urkunde nicht vollſtreckt werden dürfe, nicht 
auf die von ihnen angeführte Entſcheidung des Reichsgerichts v. 28. Febr. 
1902 (RGEntſch. 50, 420) zu berufen. Der dieſer Entſcheidung zugrunde 
liegende Sachverhalt unterſcheidet ſich ebenſo wie der Tatbeſtand der ihr fol- 
genden Erkenntniſſe v. 29. Nov. 1907, 6. Nov. 1911 und 24. Mai 1916 (Warn. 
Rſpr. 1, 552 Nr. 681 und JW. 1912, 87 und 1916, 1113) von dem hier vorlie⸗ 
genden Fall ſchon dadurch, daß in den dort entſchiedenen Sachen die unrichtige 
Beurkundung eines Teils der Urkunde die unmittelbare Grundlage für die 
Einwendung gegen die Zw.⸗Vollſtreckung bildet, während hier die nach Maßgabe 
des § 415 Abſ. 2 zu beweiſende Tatſache der unrichtigen Beurkundung erſt 
einen Anſpruch ſchaffen ſoll, der die widerſprechende Partei berechtigt, die aus 
der vollſtreckbaren Urkunde geſchuldete Leiſtung bis zur Erfüllung des Anſpruchs 
zu verweigern. Da ein geſetzlicher Anhaltspunkt für den von den Klägern 
geltend gemachten Anſpruch auf Berichtigung der Urkunde nicht beſteht, 
kann darauf ein Zurückbehaltungsrecht nicht geſtützt werden. Den Klägern ſteht 
daher eine begründete Einwendung gegen die von der Beklagten eingelei— 
tete Zw.⸗Vollſtreckung nicht zu Gebote. — — —“ 

Urteil des Oberſten LG. f. Bayern (2. Sen.) v. 9. Oktober 1916. Reg. J. 

53/16. Bay ObLGZ. 17, 205. 
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150. Auslegung der Pfändungsformel „gepfändet bis zur Höhe der 
Forderung des Gläubigers“. 
(Vgl. 40 Nr. 328; 44 Nr. 295.) 
3PO. 98 803. 829. 

Die Beklagte hatte wegen einer Forderung von 1000. an die Frau E. die 
Forderung pfänden laſſen, die der E. in der Höhe von 2000. gegen den Kläger 
zuſtand. Dieſe wurde bis zur Höhe der Forderung der Beklagten gegen Frau E., 
gepfändet und der Beklagten zur Einziehung überwieſen. Die Beklagte machte 
von dem der Frau E. eingeräumten außerordentlichen Kündigungsrecht Gebrauch. 
Der Kläger C. beſtritt die Gültigkeit der Kündigung und erhob Feſtſtellungs⸗ 
klage. Er ging davon aus, daß nicht die ganze Forderung der E., ſondern nur 
der der Forderung des Beklagten entſprechende Teil gepfändet worden ſei. — 
In 2. Inſtanz wurde dieſe Anſchauung mit folgender Begründung verworfen: 

„Der Anſchauung des Klägers, daß durch den Pfändungsbeſchluß nicht 
die ganze Forderung der Frau E. an ihn gepfändet und der Beklagten zur 
Einziehung überwieſen worden ſei, ſondern nur der Teil, der der Forderung 
der Beklagten an Frau E. entſpricht, kann nicht beigetreten werden. Der Wort⸗ 
laut des Pfändungsbeſchluſſes „die dem Schuldner in der Höhe von 2000 . 
zuſtehende Forderung wird bis zur Höhe der gläubigeriſchen Forderung ge⸗ 
pfändet“ iſt in dieſer Beziehung zwar nicht ganz deutlich. Es iſt dem Vertreter 
des Klägers zuzugeben, daß er auch dahin ausgelegt werden kann, daß die 
Pfändung auf den Betrag der Forderung des Beklagten an Frau E. beſchränkt 
ſein ſolle. Dieſe Auslegung würde aber der allgemein üblichen nicht ent⸗ 
ſprechen. Für gewöhnlich nimmt man an, daß die Pfändung einer Forderung 
ſich auf deren Vollbetrag erſtreckt, auch wenn der Anſpruch, zu deſſen Gunſten 
gepfändet wird, dieſen Betrag nicht erreicht, und daß der Zuſatz „bis zur Höhe 
der gläubigeriſchen Forderung“ nur für die Geltendmachung des Pfändungs⸗ 
pfandrechts die Schranke bilden ſoll. Daß dieſe Auslegung der Praxis entſpricht, 
ergibt auch die Faſſung des Eintrags der Pfändung in das Grundbuch, die 
dahin lautet, daß die Forderung der Frau E. für die Firma B. zugunſten 
von 1000 „ ꝛc. gepfändet ſei. Der Grundbuchbeamte ging alſo davon aus, 
daß die ganze Forderung der Frau E. gepfändet worden ſei. Mit dieſer Aus⸗ 
legung ſtimmt auch überein, was Stein ZPO. zu § 829 bemerkt. Obgleich er 
die Beſtimmung des § 803 Abſ. 1 Satz 2 ZPO. auch auf Geldforderungen 
für anwendbar erklärt, nimmt er doch an, daß regelmäßig die ganze Forderung 
zu pfänden ſei, auch wenn ſie die zu vollſtreckende Forderung überſteigt, daß 
das Pfandrecht ſich auf die ganze Forderung erſtrecke, auch wenn die beizu⸗ 
treibende Forderung geringer iſt (§ 829 A. II. 4 und IV. 1). 

In der Regel wird dem Antrage des Gläubigers ſtattzugeben ſein; be⸗ 
antragt nicht der Gläubiger ſelbſt, eine Forderung nur zum Teil zu pfänden, 
ſo wird auch das Vollſtr.⸗Gericht keinen Anlaß haben, die Pfändung auf einen 


Teil der zu pfändenden Forderung zu beſchränken. Die Beſtimmung des 
17* 
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8803 Abſ. 1 Satz 2 ZPO. läßt ſich bei Geldforderungen nicht ſchlechthin durch— 
führen. Eine bewegliche Sache, die gepfändet werden ſoll, trägt ihren Wert 
in ſich; ſeine Feſtſtellung macht dem Gerichtsvollzieher in der Regel keine 
Schwierigkeit. Der Wert einer Geldforderung hängt aber von verſchiedenen 
Umſtänden ab, die das Vollſtr.-Gericht für gewöhnlich nicht leicht überſchauen 
und beurteilen kann. Selbſt Jaeger, der die vom Kläger vertretene Anſicht 
verteidigt (Leipz Z. 3, 19 bemerkt, daß jeder Antrag, der nicht eine Beſchränkung 
enthält, das Begehren der vollen Pfändung enthalte. Es iſt nicht anzunehmen, 
auch vom Kläger nicht behauptet, daß die Beklagte ſelbſt ihren Pfändungs— 
antrag auf den ihrer Forderung entſprechenden Teil der zu pfändenden For— 
derung der Frau E. beſchränkt habe. Sie hätte gegen eine ſolche Beſchränkung 
wohl Bedenken getragen, da der zu pfändenden Forderung erhebliche Hypo— 
theken vorgingen, die zu pfändende Forderung alſo nur geringe Sicherheit 
bot. Auch nach Jaeger mußte deshalb die ganze Forderung gepfändet werden. 
Dazu kommt, daß auch C. ſelbſt, wenigſtens im Anfange, den Pfändungsbe— 
ſchluß dahin aufgefaßt hat, daß dadurch die ganze Forderung gepfändet worden 
ſei; denn er hat nach ſeiner eigenen Angabe die am 1. Nov. 1913 fällig geworde— 
nen Zinſen aus dem ganzen Kapital an die Beklagte gezahlt. Es führt auch nur 
die hier vertretene Auslegung zu einem befriedigenden Ergebnis. Wenn man 
der Anſchauung des Klägers folgen wollte, könnte es leicht vorkommen, daß 
ein Gläubiger trotz erwirkter Pfändung nicht befriedigt wird. Das Ber.⸗Ge⸗ 
richt nimmt deshalb an, daß die Pfändung ſich auf die ganze Forderung der 
Frau E. bezog. 

Daraus ergibt ſich, daß der Kläger die Zinſen aus dem ganzen der Frau E. 
geſchuldeten Kapital an die Beklagte zu zahlen hatte (8 1289 BGB.). Durch 
die Überweiſung der Forderung zur Einziehung trat die Beklagte in Anſehung 
der Geltendmäͤchung der gepfändeten Forderung, ſoweit ihre Forderung 
reichte, an die Stelle der Schuldnerin E. Die Beklagte war berechtigt, die 
gepfändete Forderung inſoweit einzuziehen (§ 1282 Abſ. 1 BGB.). Daraus er⸗ 
gibt ſich von ſelbſt ihre Befugnis, das Kapital zu kündigen (Stein 8 829 
A. IV. 1). Die Beſtimmungen über die Kündigung im Vertrage v. 30. Okt. 1911 
galten auch für die Beklagte.“ 

Urteil des OLG. zu Bamberg (1. Sen.) v. 9. Febr. 1917. — L 153/15 — 
5 Chr. 
151. Vollziehung der einſtweiligen Verfügung mit der Suſtellung 
an den Gegner. 
Vgl. 66 Nr. 83 m. N.; 70 Nr. 232. 
ZPO. 85 936. 929 Abf. 2. 

Durch einſtweil. Verfügung des Landgerichts Hamburg v. 11. Mai 1915 
war dem Schuldner auferlegt worden, die ihm von dem Kaufmann Karl L. 
übergebenen, der Antragſtellerin gehörigen vier Ballen Leder an die Antrag⸗ 
ſtellerin herauszugeben. Dieſe einſtweil. Verfügung war dem Schuldner 
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am 15. Mai 1915 zugeſtellt Porden. Nach dem Pfandprotokoll vom ſelbigen 
Tage war die Zw.⸗Vollſtreckung fruchtlos ausgefallen, inſofern die vier Ballen 
beim Schuldner nicht gefunden waren und der Schuldner ſich geweigert hatte, 
die Stelle, wo das Leder am dritten Ort lagere, anzugeben. Die Gläubigerin 
lud darauf den Schuldner zur Ableiſtung des Offenbarungseides nach 8 883 
3 PO. vor das Amtsgericht H. [Der Schuldner beſtritt ſeine Verpflichtung 
zur Eidesleiſtung, weil er gegen ein in der Hauptſache ſelbſt gegen ihn ergangenes 
Urteil Berufung eingelegt habe. Das Amtsgericht verwarf den Widerſpruch. 
Der Schuldner legte ſofortige Beſchwerde ein mit der Begründung, daß die 
im § 929 Abſ. 2 mit 8936 ZPO. vorgeſehene Friſt nicht innegehalten ſei, 
womit er beim Landgericht durchdrang. Das Oberlandesgericht ſtellte auf wei— 
tere Beſchwerde des Gläubigers den. Beſchluß des Amtsgerichts wieder her 
mit folgender Begründung: 

„Nach § 929 Abſ. 2 ZPO. iſt die Vollziehung eines Arreſtbefehls unſtatt— 
haft, wenn ſeit dem Tage, an dem der Befehl verkündet oder der Partei, auf 
deren Geſuch er erging, zugeſtellt worden, ein Monat verſtrichen iſt. Nach 
8936 ZPO. find die Vorſchriften, die für dieſe Anordnung von Arreſten und 
das Arreſtverfahren gegeben find, auf die Erlaſſung einſtweil. Verfügungen 
und das weitere Verfahren entſprechend anzuwenden, ſoweit nicht beſondere 
Vorſchriften gegeben ſind. Hinſichtlich einer geſetzlichen Befriſtung der Gül— 
tigkeitsdauer einſtweil. Verfügungen ſind beſondere Vorſchriften nicht erlaſſen. 
Es fragt ſich daher, ob auch der § 929 Abſ. 2 ZPO. auf einſtweil. Verfügungen 
anzuwenden iſt. 8 

Dieſe Vorſchrift verfolgt den Zweck, der aus der Veränderlichkeit aller 
Verhältniſſe ſich ergebenden Gefahr zu begegnen, daß zur Zeit der Vollziehung 
des Arreſtes die Umſtände, die zu ſeiner Anordnung führten, ſich ſo geändert 
haben, daß das Gericht den Arreſt bei dieſer veränderten Sachlage nicht oder 
nicht in dem Umfange erlaſſen haben würde. Dieſelbe Gefahr beſteht aber wegen 
der Vielſeitigkeit einſtweil. Verfügungen und weil ſie der Befriedigung, Arreſte 
aber nur der Sicherung des Gläubigers dienen, in noch höherem Maße bei ihrer 
Anordnung. Demgemäß erſcheint es geboten, die Vorſchrift des § 929 Abſ. 2 
ZPO. auch auf das Verfahren über den Erlaß einftweil. Verfügungen anzu⸗ 
wenden. | 

Nach den 88 930. 932 ZPO. erfolgt die Vollziehung des dinglichen Arreſtes 
bei beweglichen Sachen durch Pfändung, bei Grundſtücken durch Eintragung 
einer Sicherungshypothek. Dieſe Vorſchriften paſſen nicht auf das Verfahren 
über einſtweil. Verfügungen, eben weil dieſe nicht der bloßen Sicherung des 
Gläubigers dienen; ſie laſſen daher eine entſprechende Anwendung auf die 
in Rede ſtehende Verfahrensart überhaupt nicht zu (RGEntſch. 36, 391, in 
Seuff A. 52 Nr. 132). Alſo verſteht das Geſetz bei einſtweil. Verfügungen 
unter dem Begriff „Vollziehung“ etwas andres als bei Arreſten. Insbeſondere 
kann die Zw.⸗Vollſtreckung aus einer einſtweil. Verfügung nicht als ſolche iden- 


246 152. Haftung des Konk.⸗Verwalters. 


tiſch ſein mit ihrer Vollziehung im Sinn des Geſetzes. Das ergibt ſich ſchon 
daraus, daß bei großen Gruppen einſtweil. Verfügungen, insbeſondere ſoweit 
ſie eine bloße Ermächtigung erteilen, z. B. Getrenntleben von Ehegatten, 
oder ein Verbot ausſprechen, z. B. gewiſſe Behauptungen nicht aufzuſtellen, 
eine Zw.⸗Vollſtreckung der Verfügung als ſolcher ausgeſchloſſen iſt. 

Kann aber die Zw.⸗Vollſtreckung nicht die Vollziehung der einſtweil. 
Verfügung bedeuten, ſo muß das Geſetz darunter notwendigerweiſe einen 
weiter zurückliegenden Rechtsakt verſtanden wiſſen wollen. Als ſolcher kann aber 
nur die Zuſtellung des die Verfügung erlaſſenden Beſchluſſes oder verkünden⸗ 
den Urteils an den Schuldner in Frage kommen. Dieſe iſt der Rechtsakt, 
durch welchen der die einſtweil. Verfügung anordnende Befehl des Gerichts 
und zugleich der Wille des Gläubigers, dem Befehl kraft des das geſamte 
Verfahren beherrſchenden Parteibetriebes Geltung zu verſchaffen, dem Gegner 
zur Kenntnis gebracht werden. Mithin geſchieht dieſe Zuſtellung zum Zweck 
der Vollziehung der einſtweil. Verfügung und iſt, je nachdem eine Zuwider⸗ 
handlung erfolgt oder nicht, ihr erſter oder ihr einziger Akt. Daraus ergibt 
ſich, daß die Zuſtellung an den Gegner zur Vollziehung der einſtweil. Ver⸗ 
fügung erforderlich, aber auch genügend iſt. 

So hat denn auch das Reichsgericht in ſtändiger Rechtſprechung erkannt; 

vgl. Entſch. 21, 416 (Seuff A. 44 Nr. 154); 51, 129; 67, 159; ebenſo der jetzt erkennende 

Senat in HanſGergZ. Beibl. 1902 Nr. 44 S. 70. — A. M. der 5. Senat des OLG. in 

HanſGerzZ. Beibl. 1910 Nr. 24, S. 32, aufgehoben vom RG., Seuff A. 66 Nr. 83. 

Im vorliegenden Fall iſt die einſtweil. Verfügung bereits vier Tage nach 
ihrer Anordnung dem Schuldner zugeſtellt worden, ſodaß die in Rede ſtehende 
Friſt jedenfalls gewahrt iſt. 

Der angefochtene Beſchluß des Landgerichts war daher aufzuheben und 
der amtsgerichtliche Beſchluß wiederherzuſtellen.“ 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 28. Okt. 1915 in der Hamb. 
Sache Schleſ. Sch. u. B. Induſtrie (Kl.) w. O. Bs. Z. III. 147/15. B. 


152. Haftet der Konkursverwalter auch für Derfehen, die im 
Schlußtermin nicht gerügt find? 
Vgl. 68 Nr. 30 (anders). 
KO. $ 86. 

Der Kläger (Gemeinſchuldner) behauptet zur Begründung der Klage, 
der Beklagte habe die ihm als Konk.⸗Verwalter obliegenden Pflichten mehrfach 
verletzt und der Kläger ſei durch jede dieſer Verletzungen geſchädigt worden. 
Treffen dieſe Behauptungen zu, ſo hat der Kläger gegen den Beklagten durch 
jede Verletzung einen Anſpruch auf Erſatz des Schadens erworben, der ihm 
durch ſie erwachſen iſt (K O. § 82). Der Beklagte wendet gegen die Klaganſprüche 
ein, der Kläger habe die Umſtände, aus denen er jetzt ſeine Anſprüche herleite, 
nicht auch ſchon in der Gläubigerverſammlung v. 12. April 1912 geltend gemacht, 
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in der der Beklagte die Schlußrechnung gelegt habe. Iſt dies richtig, ſo ſind 
die Anſprüche des Klägers erloſchen, denn die Schlußrechnung gilt, ſoweit 
in der Verſammlung Einwendungen nicht erhoben werden, als anerkannt 
(8 86 Satz 4). 

Der Kläger meint, dieſe Folge trete nicht hinſichtlich aller Einwendungen 
ein, ſondern nur hinſichtlich der Einwendungen gegen Punkte, die in der Rech⸗ 
nung erwähnt ſeien. Eine ſolche Einſchränkung der Ausſchlußwirkung iſt jedoch 
weder aus der angezogenen Geſetzesſtelle ſelbſt, noch aus andern Umſtänden 
zu entnehmen. Die Verwaltung iſt für die Schlußrechnung und für deren 
Anerkennung eine Einheit und jene Geſetzesſtelle hat den Zweck, die aus der 
Geſchäftsführung des Verwalters geltend zu machenden Anſprüche zu begrenzen 
(Mot. z. KO. 2, 308). Die Schlußrechnung iſt unvollſtändig, wenn ſie nicht 
alle Handlungen und Unterlaſſungen, die zur Verwaltung gehören, umfaßt, 
ſondern ſich auf eine oder mehrere von ihnen nicht mit erſtreckt. Sie iſt 
vor der Verſammlung auf der Gerichtsſchreiberei niederzulegen (§ 86 Satz 2), 
damit jeder, zu deſſen Einſicht die Hinterlegung geſchieht, darunter der Gemein⸗ 
ſchuldner (Satz 3), ſchon vor der Verſammlung prüfen kann, ob ſich die An⸗ 
ſprüche, die er ſich gegen den Verwalter als ſolchen aus irgendeinem Grunde 
zuſchreibt, aus der Schlußrechnung ergeben oder nicht, ſowie ob ihnen die 
Schlußrechnung entgegenſteht. Die Behauptung, daß die Schlußrechnung 
in dieſer oder in anderer Richtung unvollſtändig oder unrichtig ſei, gehört zu 
den Einwendungen, auf die ſich § 86 bezieht. Daher iſt, wenn eine ſolche Be⸗ 
hauptung nicht aufgeſtellt wird, als anerkannt anzuſehen, daß die Schluß⸗ 
rechnung ſowohl vollſtändig als richtig ſei. Dasſelbe gilt, wenn die Unvoll⸗ 
ſtändigkeit und Unrichtigkeit ungerügt bleiben, obwohl, wie im vorliegenden Fall, 
der Verwalter in der Schlußrechnung ausdrücklich erklärt hat, daß er nicht über 
jede einzelne Angelegenheit berichte, aber auf Verlangen bereit ſei, dies noch 
zu tun. Die Anerkennung hat zur Folge, daß der Verwalter aus Handlungen 
und Unterlaſſungen, die in der Rechnung unerwähnt geblieben ſind, nicht 
in Anſpruch genommen werden kann; ſie wirkt wie ein Verzicht auf die Er⸗ 
gänzung und auf die Berichtigung der Schlußrechnung und auf die Anſprüche, 
die, wenn die Berichtigung und Ergänzung erfolgten, erhoben werden könnten, 
und zwar tritt dieſe Wirkung ohne Rückſicht auf den Grund ein (Jaeger KO, 886 
Anm. 6), aus dem die Einwendungen unerhoben geblieben ſind. 

Der Kläger behauptet, er habe ſich in der Verſammlung die Klagan⸗ 
ſprüche vorbehalten; indeſſen iſt in den Umſtänden, die er dazu anführt, ein 
Vorbehalt, der wirkſam wäre, nicht zu finden. Der Kläger hat beim Konk.⸗ 
Gericht ſchon vor der Verſammlung zwei Schriftſätze v. 16. und 31. Jan. 1912 
eingereicht und zu dem zweiten von ihnen, wie das auch vermerkt iſt, am 3. Febr. 
1912 — alſo längſt vor der Verſammlung v. 12. April 1912 — mündlich nach⸗ 
getragen, daß er bei ſeinen früheren Einwendungen, auch ſoweit er ſie nicht 
wieder berührt habe, ſtehen bleibe, und in dem erſten Schriftſatz hatte er zwar 
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nicht alle, aber doch einige von den Punkten gerügt, auf die er jetzt die Klage 
ſtützt. Die Schlußrechnung gilt jedoch trotz dieſer Einwendungen als anerkannt, 
denn Einwendungen müſſen, wenn ſie das Anerkenntnis ausſchließen ſollen, 
in der Verſammlung ſelbſt (K O. §8 86 Satz 4) erhoben werden, und der Kläger 
hat ſie in der Verſammlung, wie das Vereinsprotokoll zeigt, nicht wiederholt. 
Hieran ändert ſich auch nichts, wenn die in dem Protokoll enthaltene Erklä⸗ 
rung des Klägers: „Meine Einwendungen gegen die Schlußrechnung des 
Verwalters ſind durch den Beſchluß der Beſchwerdekammer erledigt“ nicht 
auf alle Einwendungen, die der Kläger bis dahin überhaupt erhoben hatte, 
ſondern nur auf diejenigen von ihnen zu beziehen iſt, mit denen das Landgericht 
auf ſeine Beſchwerde befaßt geweſen war; denn dieſe Einwendungen betrafen 
zwar nicht die Punkte, die der Kläger mit der Klage geltend macht, aber die 
unmittelbare Fortſetzung der Erklärung, die der Kläger in der Verſammlung 
. abgegeben hat, lautet: „Weitere Einwendungen habe ich gegen dieſe nicht, 
ich behalte mir jedoch vor, gegen den Beſchluß weitere Beſchwerde ein— 
zulegen“. Damit hat er auf alle Einwendungen, die er gegen die Schlußrechnung 
erhoben habe oder erheben könnte, verzichtet. Er hat dieſen Verzicht zwar 
dahin eingeſchränkt, daß er ſich nicht mit auf die Einwendungen erſtrecken ſolle, 
die von den durch das Landgericht in ſeinem Beſchluß erledigten Beſchwerden 
der Parteien betroffen worden ſeien, aber bei keiner dieſer Beſchwerden hatte 
es ſich um die Einwendungen gehandelt, die der Kläger mit der Klage verfolgt. 

Urteil des OLG. zu Dresden (4. Sen.) v. 26. Sept. 1916. 4 O. 79/16. 

Schm. 


1. Bürgerliches Recht. 


153. Einfluß des Krieges auf die Preisbeſtimmung in langfriſtigen 
vorher abgeſchloſſenen Bierlieferungsverträgen?* Ergänzung des Der- 
tragsinhalts durch Auslegung.““ 

“Bol. 70 Nr. 100 und 209 m. N. — Vgl. 72 Nr. 67 m. N. 

BGB. 55 157. 242. 

Die Kläger hatten ſich durch Vertrag v. 1. Juli 1911 verpflichtet, auf zehn 
Jahre den geſamten Bedarf an Bier für ihre Wirtſchaft von dem Bierbrauerei- 
beſitzer Otto W., dem verſtorbenen Ehemann der Beklagten, zu beziehen; 
dabei ward der Bierpreis auf 16 O für den Liter feſtgeſetzt. Auf Grund dieſes 
Vertrages bezogen die Kläger bis zum Herbſt 1915 ihren ganzen Bierbedarf 
von Otto W. und nach ſeinem Ableben von ſeiner Witwe und Alleinerbin, 
der Beklagten. Im November 1915 verlangte dieſe im Hinblick auf die durch 
den Krieg herbeigeführte Anderung der Lage 20 O für den Liter und ſtellte, 
da die Kläger hierauf nicht eingingen, die Bierlieferung ein. Die Kläger bean⸗ 
tragten, die Beklagte zu verurteilen, bis zum 30. Juni 1921 ihnen ihren Bier⸗ 
bedarf um 16 O für den Liter zu liefern, jedoch auf die Dauer der reichsgeſetz⸗ 
lichen Kontingentierung des Malzverbrauchs nur die Menge, die ſich aus dem 
für die Beklagte unter Berückſicht'gung der Jahre 1912 und 1913 treffenden 
Malzkontingente berechnen. Die Beklagte machte geltend, um 16 0 für den 
Liter könne das Bier wegen der durch den Krieg hervorgerufenen grundlegenden 
Anderung der Verhältniſſe unmöglich geliefert werden; ſie habe ſelbſt die Brau⸗ 
tätigkeit eingeſtellt, ihr Malzkontingent an den Bierbrauer B. abgetreten, 
von dem fie die entfprechenden Biermengen um 24 O für den Liter erhalte, 
und ſei bereit, den Klägern künftighin Bier aus der Brauerei des B. zu dem 
gleichen Preiſe zu liefern; die Kläger hätten dabei, da der Ausſchankpreis, 
der früher 22.9 für den Liter betrug, nunmehr auf 30 O geſtiegen fei, den 
gleichen Nutzen wie früher, nämlich 6.% am Liter. — Die Klage wurde ab- 
gewieſen, die Berufung der Kläger blieb erfolglos. Aus den Gründen: 
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„Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt von der Beantwortung der 
Frage ab, ob die Beklagte trotz der durch den Krieg hervorgerufenen außer— 
ordentlichen Steigerung der Herſtellungskoſten nach wie vor verpflichtet ſei, 
den Klägern das Bier um 16 für den Hektoliter zu liefern. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch erkennt die ſogenannte clausula rebus sic 
stantibus als allgemeinen Rechtsſatz nicht an, räumt vielmehr einer ſpäteren 
Anderung der Verhältniſſe nur in gewiſſen Ausnahmefällen (z. B. 88 321. 
605 Nr. 1, 610 BGB., vgl. auch 8323 ZPO.) Einfluß auf die Fortdauer der 
früheren Vereinbarungen ein. Wohl aber kann die durch 8 157 BGB. gebotene 
Auslegung des Vertrags nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrs— 
ſitte dazu führen, daß eine Partei infolge veränderter Umſtände an ihr Ver— 
ſprechen nicht mehr gebunden iſt (Staudinger BGB. 7 Bem. 4 Abſ. 3 zu 
§ 157). Durch Auslegung kann der Inhalt eines Vertrages inſoweit ergänzt 
werden, als gewiſſe Punkte nicht geregelt ſind; auch Rechtsfolgen, an die der 
Erklärende garnicht gedacht hat, können als ſinngemäße Folge des in der Er— 
klärung zum Ausdruck gebrachten Geſchäftswillens erſcheinen und demgemäß 
als in der Erklärung mitumfaßt gelten, weil die gegenteilige Annahme mit dem 
Inhalt der Erklärung in Widerſpruch ſtände. In ſolchen Fällen wird vom 
Richter eine von den Beteiligten nicht getroffene Regelung aus dem Zweck 
und dem Inhalt des Erklärten int Sinne der Beteiligten ſo ergänzt, wie dieſe 
ſie getroffen hätten, wenn ſie den eingetretenen Verlauf der Dinge in Betracht 
gezogen hätten; dabei iſt das, was Treu und Glauben mit Rückſicht auf die 
Verkehrsſitte fordern, als gewollt zu unterſtellen, gleichviel, ob dies der unaus— 
geſprochenen Abſicht der Beteiligten entſpricht oder nicht; 

Planck BGB! Bem. 5 zu $ 133, Bem. 2 Abſ. 2 zu $ 157; Komm. v. RGRäten? Bem. 1 
zu § 157 und die dort erwähnten Entſcheidungen des Reichsgerichts, insbeſ. Urteil 

v. 3. Mai 1912 in JW. 1912, 7423 und Seuff A. 67 Nr. 194. 

Vorausgeſetzt wird dabei allerdings, daß der Vertrag innerhalb ſeines 
tatſächlich gegebenen Rahmens oder innerhalb der wirklich gewollten Ver— 
einbarungen eine erſichtliche Lücke aufweiſt, während die Ergänzung des Partei- 
willens unzuläſſig iſt, wenn ſie zu einer Erweiterung des Vertragsgegen— 
ſtandes ſelbſt führen ſoll (RGeEntſch. 87, 213ff.) oder eine Anderung oder 
Einſchränkung des in der Vertragsurkunde erklärten Vertragswillens enthalten 
würde (Seuff A. 72 Nr. 67). 

Die Anwendung dieſer Rechtsgrundſätze auf den vorliegenden Fall führt 
zu dem Ergebnis, daß eine der Ausfüllung durch Auslegung bedürftige Lücke 
des Vertrags v. 1. Juli 1911 vorhanden iſt. Über die Frage, ob die Kläger 
das Bier von der Beklagten auch dann zum Preiſe von 16 0 für den Liter 
zu beziehen berechtigt ſind, wenn ſich der Bierpreis im allgemeinen erhöht, 
enthält der Vertrag ſelbſt keine Beſtimmung. Es mag ſein, daß, wie die Kläger 
behaupten, ausdrücklich vereinbart wurde, auch in dieſem Falle ſolle der Bier 
preis bis zum 1. Juli 1921 im Verhältnis zwiſchen den Parteien der gleiche 


153. Krieg; veränderte Umſtände. 251 


bleiben. Eine derartige Vereinbarung hatte aber nach der Überzeugung des 
Senats unzweifelhaft nur die Bedeutung, daß eine unter regelmäßigen Ver⸗ 
hältniſſen eintretende geringfügige Erhöhung des Preiſes, wie ſie für die Folge⸗ 
zeit als wahrſcheinlich vorauszuſehen war, auf die Verpflichtung der Beklagten, 
den Klägern das Bier um 16 O für den Liter zu liefern, keinen Einfluß üben 
ſollte. Im vorliegenden Falle handelt es ſich aber um etwas weſentlich anderes, 
nämlich um eine grundlegende Umwälzung der für die Feſtſetzung des Vier⸗ 
preiſes maßgebenden Verhältniſſe durch den Krieg. Wie der Sachverſtändige 
- ©. überzeugend dargelegt hat, find ſeit Kriegsbeginn die zur Erzeugung des 
Biers erforderlichen Rohſtoffe, insbeſondere die Gerſte, ſo außerordentlich im 
Preiſe geſtiegen, daß der Herſtellungspreis für einen Hektoliter, der ſich zu 
Beginn des Krieges auf etwa 10 bis 12% berechnete, zurzeit mehr als 19. 
beträgt; es iſt denn auch der Verkaufspreis des Biers überall im gleichen Ver⸗ 
hältnis geſtiegen, und zwar in den hier in Betracht kommenden Gegenden 
Niederbayerns von 20 bis 24 7 auf 30 O für den Liter. Die Kläger ſelbſt 
beanſpruchen nach der unwiderſprochen gebliebenen Behauptung der Be⸗ 
klagten für das von ihnen ausgeſchenkte Bier dieſen Preis. Es iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß die Parteien, wenn ſie bei Abſchluß des Vertrages v. 1. Juli 
1911 die Möglichkeit ins Auge gefaßt hätten, daß der Herſtellungspreis des Biers 
innerhalb des vom Vertrag umfaßten Zeitraumes auf mehr als 19% für den 
Hektoliter ſteigen werde, für dieſen Fall an dem Preis von 16 % für den Hekto⸗ 
liter nicht feſtgehalten hätten, da der Brauerei unmöglich zugemutet werden 
konnte, mit dem ſich hieraus notwendigerweiſe ergebenden Verluſt zu arbeiten, 
während der entſprechende, ſchon ſeiner Höhe nach als Kriegswucher erſcheinende 
Gewinn ausſchließlich in die Taſche des Wirts fließen würde. Der Sachver⸗ 
ſtändige hat denn auch beſtätigt, daß die Preisfrage zwiſchen Wirt und Brauerei 
ſelbſt bei langfriſtigen Bierlieferungsverträgen allgemein dahin geregelt 
wurde, daß der Wirt künftighin an die Brauerei um ſo viel mehr zu zahlen hat, 
als der Ausſchankpreis gegenüber der Friedenszeit erhöht wurde. Darin kommt 
zum Ausdruck, daß eine Auslegung des Vertrages, wie ſie die Kläger verlangen, 
der Verkehrsſitte ebenſo wie den Grundſätzen von Treu und Glauben widerſpricht. 
Die Frage, ob das Verlangen der Kläger nicht wenigſtens für die Zeit 
vom ſeinerzeitigen Kriegsende bis zum Ablauf der Vertragsperiode berechtigt 
wäre, bedarf keiner Prüfung, da der Senat mit dem Landgericht annimmt, 
daß eine weſentliche Verminderung der zurzeit hinſichtlich der Bierproduk— 
tionskoſten beſtehenden Verhältniſſe bis zum 1. Juli 1921 nicht eintreten wird. 
Die Anſchauung der Kläger, daß zum mindeſten auf die Verpflichtung der 
Beklagten zur Lieferung gegen einen vom Richter feſtzuſetzenden höheren 
Einheitspreis hätte erkannt werden müſſen, iſt unzutreffend, weil die Kläger N 

einen dahingehenden Hülfsantrag nicht geſtellt haben. — — —“ 
Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 18. Juni 1917 M. w. W. I, 69/17. 
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154. Rechtliche Natur der Beitragszeichnung für ein gemeinnütziges 
Unternehmen. 
Vgl. 55 Nr. 136; 71 Nr. 39. 82. 
BGB. 88 320. 525. 705. 780. 

Als die elektriſche Straßenbahn von N. nach Schn. verlängert wurde, 
verpflichtete die Gemeinde Schn. ſich der Straßenbahngeſellſchaft gegenüber 
zu einem Beitrag von 225000 K. Die Gemeinde ließ, bevor dieſer Vertrag 
abgeſchloſſen wurde, Sammelbögen umlaufen, um Beiträge bei den Inter⸗ 
eſſenten zeichnen zu laſſen. Der Beklagte trug ſich mit einem Jahresbeitrag 
von 200. K in einem ſolchen Sammelbogen ein, der überſchrieben iſt: Verzeich⸗ 
nis über freiwillige Beiträge zu den Koſten der Verlängerung der elektriſchen 
Straßenbahn von N. nach Schn.; er ſetzte ſeinen Namen eigenhändig daneben. 
Es heißt in dieſem Verzeichnis, daß die nachſtehend verzeichneten Perſonen 
ſich durch Namensunterſchrift verpflichten, zu den vorbezeichneten Koſten 
die bei ihrem Namen eingetragene Summe alljährlich, und zwar auf die Dauer 
von 5 Jahren, an die Gemeindekaſſe zu Schn. zu zahlen. — Nachdem die ver⸗ 
längerte Bahn im Dezember 1912 in Betrieb geſetzt war, klagte die Gemeinde 
die erſten drei Jahresbeiträge mit zuſammen 600. „ ein. Der Beklagte wurde 
verurteilt, und zwar in 2. Inſtanz aus folgenden Gründen: 

„Der erhobene Klaganſpruch wird auf die Eintragung ſeitens des Be— 
klagten in die vorgelegte Zeichnungsliſte geſtützt, und es iſt daher zunächſt zu 
prüfen, ob hierdurch, was der Beklagte beſtreitet, eine rechtsgültige Verbind— 
lichkeit begründet worden iſt. Wenn der Beklagte einwendet, es habe durch 
die Einzeichnung überhaupt keine Verbindlichkeit erzeugt werden ſollen, 
ſondern der Zweck des Einſammelns der Unterſchriften habe darin beſtanden, 
zunächſt einmal eine vorläufige Überſicht darüber zu erhalten, wieviel Geld 
für jedes der verſchiedenen Projekte, die damals zur Erörterung ſtanden, 
ſeitens der Intereſſenten aufgebracht werden könnte, ſo widerſpricht dies ge— 
radezu dem Wortlaut der Urkunde. Hier heißt es ausdrücklich, daß der Zeichner 
ſich zu beſtimmten Beiträgen zu den Bahnbaukoſten verpflichtet, die an die 
Gemeindekaſſe zu entrichten ſind. 

Zweifelhaft kann es ſein, wie dieſe vom Beklagten übernommene Zah— 
lungsverpflichtung ſich rechtlich darſtellt. Während in einem Prozeß gegen einen 
andern Zeichner, der den gleichen Zeichnungsſchein unterzeichnet hatte, das 
Landgericht in der Ber.-Inſtanz angenommen hat, es liege ein abſtraktes 
Schuldverſprechen i. S. des 8 780 BGB. vor, iſt im angefochtenen Urteil 
ausgeführt, daß es ſich um einen gegenſeitig verpflichtenden Vertrag 
handle, durch den die Gemeinde ſich als Gegenleiſtung für die Beitragszeich⸗ 
nung verpflichtet habe, durch ihr Handeln einen beſtimmten Erfolg, nämlich 
die Ausführung des Bahnbaues durch einen Dritten, herbeizuführen. Das 
jetzt erkennende Gericht ſieht ſich nicht in der Lage, dieſer Auffaſſung beizu— 
treten. Es kam dem Zeichner nicht darauf an, daß die Gemeinde eine beſondere 
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Tätigkeit entfaltete, um das Zuſtandekommen des Bahnbaues zu fördern 
oder zu ſichern, ſondern weſentlich war für ihn lediglich die Tatſache, daß die 
Bahn gebaut werde und hierfür ſeitens der Gemeinde Koſten aufgewendet 
wurden. Auch die Aufwendung beſonderer Bemühungen ſeitens der Gemeinde 
konnte anderſeits die Einziehung der gezeichneten Koſtenbeiträge nicht rechl- 
fertigen, wenn der Erfolg, der Bau der Straßenbahn, den ein Dritter vor⸗ 
nehmen ſollte, nicht eintrat. Das Vorliegen eines gegenſeitigen Vertrages 
i. S. der 88 320 ff. BGB. iſt daher abzulehnen. 

Auch eine Schenkung, die wegen Mangels der vorgeſchriebenen Form 
ungültig ſein würde, liegt nicht vor. In der Zeichnung von Beiträgen zu den 
der Gemeinde erwachſenden Straßenbaukoſten liegt eine Freigebigkeit ſeitens 
der Zeichner, die freiwillig — wie auch der Ausdruck „freiwillige Beiträge“. 
im Zeichnungsſchein beſagt — Geld aus ihrem Vermögen herzugeben ſich 
verpflichtet haben. Mochten ihre Beweggründe auch eigennützige ſein, oder 
mochten mehr ideale Geſichtspunkte (3. B. Hebung des Gemeinweſens) maß⸗ 
gebend ſein, dies waren nur die Beweggründe, und es blieb immer eine Zuwen⸗ 
dung aus ihrem Vermögen, und zwar eine unentgeltliche, denn man kann nicht die 
von einem Dritten herzuſtellende Anlage der Bahn als Gegenwert anſehen; 

vgl. hierzu den anders liegenden Fall im Recht 1907 Nr. 1097, wo das Reichsgericht 
als Entgelt für einen von einem Grundbeſitzer abgetretenen Streifen Landes die 

Straßenanlage anſieht. 

Allein es war nicht die Meinung der Zeichner und ebenſowenig der Ge— 
meinde, die die Sammler zur Einholung der Zeichnungen ausgeſchickt hatte, 
daß hierdurch eine Bereicherung der Gemeinde, an die die Beiträge zu ent— 
richten waren, herbeigeführt wurde. Sie ſollte nicht das Geld behalten, um 
es für ihre Zwecke zu verwenden, ſondern die Beiträge ſollten einen Teil der 
Koſten darſtellen, die aufzuwenden waren, um die Straßenbahngeſellſchaft 
zum Bau der Verlängerungsbahn zu veranlaſſen. Die gezeichneten Beträge 
bildeten für die Gemeinde nur einen Faktor für die Berechnung der Summe, 
die ſie anzubieten in der Lage war. Sie gab alſo in dieſer Weiſe die gezeichneten 
Gelder entſprechend ihrer Zweckbeſtimmung weiter, oder ſchoß dieſe Beträge, 
ſoweit deren Einzahlung erſt ſpäter erfolgen ſollte, im Vertrauen auf die ein⸗ 
gegangene Verpflichtung, wie ſie im Zeichnungsſchein ausgeſprochen iſt, 
einſtweilen vor, um ſie ſpäter bei Fälligkeit von den ihr Verpflichteten wieder 
einzuziehen. Es entſtand alſo ein fiduziariſches Rechtsgeſchäft, d. h. 
ein Recht der Gemeinde auf die Einziehung des Geldes mit der Verpflichtung, 
das Geld einem Dritten auszuliefern, ſobald dieſer das Werk, deſſen Förderung 
Zweck der Zeichnung war, hergeſtellt hatte, wie ſie anderſeits, ſofern das Werk 
nicht zuſtande kam, zur Rückgabe der bereits geleiſteten Zeichnungsbeiträge 
verpflichtet war. Es fehlt alſo für die Bereicherung an einem das Vermögen 
der Gemeinde verbeſſernden Akt und damit ſcheidet die Annahme einer Schen⸗ 
kung aus (vgl. hierzu RGEntſch. 62, 386 und anderſeits 71, 140). 
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Das Reichsgericht führt in der erſtgenannten Entſcheidung im Anſchluß 
an den Komm. von Planck Vorbem. IX 2 zu dem Abſchnitt über Rechtsgeſchäfte 
aus, daß es neben dem regelmäßigen Zweck eines Rechtsgeſchäfts, der in der 
Zuwendung einer unentgeltlichen Bereicherung, in der Verpflichtung zu einer 
Gegenleiſtung oder in der Tilgung einer Schuldverbindlichkeit beſteht, auch 
noch andre Zweckbeſtimmungen gibt, die zur rechtsgeſchäftlichen Vegründung 
eines Rechtsverhältniſſes führen können, wie z. B. der Umſtand, daß eine Be— 
dingung zu erfüllen iſt. Auch hier liegt ein jog. kauſales Rechtsgeſchäft 
vor, wenn es auch nicht den Regelfällen unterſtellt werden kann. Eine ſolche 
Zweckbeſtimmung, die alſo den Grund darſtellt, aus dem es vorgenommen 
wird, kann auch dann angenommen werden, wenn die Errichtung eines gemein⸗ 
nützigen, wohltätigen oder idealen Zweckes Gegenſtand der rechtsgeſchäft— 
lichen Handlung iſt, ohne daß ein gegenſeitiger Vertrag oder eine Schenkung 
in Frage kommt. Dieſer Anſicht iſt bereits der 3. Senat des hieſigen Oberlan⸗ 
desgerichts in einem ähnlich liegenden Falle gefolgt (SchleswHolſt. Anz. 
1916, 217), und es erſcheint die Annahme eines derartigen kauſalen Rechts- 
geſchäfts auch im vorliegenden Fall geeignet, der Sachlage und insbeſondere 
der Abſicht, wie ſie von der Gemeinde bei der Einſammlung und von den In— 
tereſſenten bei der Abgabe der Zeichnungserklärungen erkennbar gehegt wurde, 
zu entſprechen. Die Zweckbeſtimmung wird hier nach dem Willen der Kon⸗ 
trahenten Teil des Vertragsinhalts, ſo daß, wenn dieſer Zweck hinfällig wird, 
oder wenn er auf etwas Unmögliches oder Unſittliches gerichtet iſt, daraus die 
Ungültigkeit der übernommenen Verpflichtung folgt (vgl. hierzu noch Ennec- 
cerus Lehrb. / J. 1 8 139 1). In dem vom Beklagten unterzeichneten Zeich⸗ 
nungsſchein iſt dieſe Zweckbeſtimmung zum Ausdruck gebracht durch die nähere 
Bezeichnung, wofür die gezeichneten Beträge Verwendung finden ſollen, 
denn es iſt hier gejagt, daß es ſich um Beiträge zu den Koſten der Verlängerung 
der elektriſchen Straßenbahn handelt. 

Aber auch wenn man den kauſalen Rechtscharakter verneinen will und 
in der Vertragsurkunde trotz der Hervorhebung des Verwendungszwecks 
ein abſtraktes Rechtsgeſchäft ſieht, in dem lediglich eine nähere Bezeichnung 
der Art der Leiſtung, die der Verpflichtete eingeht, enthalten iſt, ſo ändert 
dies an der Rechtsbeſtändigkeit des Verpflichtungsaktes nichts, denn nach 
§ 780 BOB. begründet das ſchriftliche Schuldverſprechen, das in der Ab— 
ſicht abgegeben wird, hierdurch ſelbſtändige Rechte und Verbindlichleiten 
zu erzeugen, einen gültigen Vertrag. Daß hier aber nach Abſicht der 
Gemeinde, die den Zeichnungsſchein entworfen hatte und den Intereſſen⸗ 
ten vorlegen ließ, wie nach dem Willen derjenigen, die ſich zu einer Zeich— 
nung verſtanden und daher ihren Namen nebſt der Höhe ihres Beitrages 
einzeichneten, durch die Eintragung die Rechtsverbindlichkeit begründet 
ſein ſollte, iſt nicht zweifelhaft. Die vom Geſetz geforderte Schriftform 
iſt gewahrt. 
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Endlich mag noch darauf hingewieſen werden, daß in andern Fällen, 
wo Intereſſenten ſich gemeinſam an der Aufbringung eines Teils der Koſten 
einer größeren, gemeinnützigen Anlage beteiligt haben, angenommen iſt, 
daß ein Geſellſchaftsvertrag durch die Zeichnung begründet fer (vgl. 
SchlHolſt Anz. 1915, 110). Mag dieſe Annahme im Einzelfall berechtigt ſein, 
ſo liegt jedenfalls für ein ſolches Rechtsgebilde im vorliegenden Falle nichts 
vor, wo nicht von einem Zuſammenſchluß der Zeichner zur Erreichung eines 
gemeinſamen Zweckes die Rede iſt, ſondern die Gemeinde nur geſucht hat, 
einzelne Intereſſenten zur Hergabe von Geldmitteln zu bewegen, um ihre 
eigene Beitragspflicht entſprechend zu mindern. Es iſt auch nicht erſichtlich, 
daß der einzelne Zeichner ſich mit Rückſicht darauf, daß ein beſtimmter Kreis 
von Intereſſenten ſich zuſammenſchloß, beteiligt hat, ſondern dies geſchah, 
weil das perſönliche Intereſſe des einzelnen ihm das Zuſtandekommen der 
Bahnanlage erwünſcht erſcheinen ließ. 

Aus den vorſtehenden Erörterungen ergibt ſich die rechtsverbindliche Kraft 
der Beitragszeichnung der Beklagten und weiter die Berechtigung der Gemeinde, 
ihrerſeits die Rechte aus der erfolgten Zeichnung geltend zu machen. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 16. Nov. 1916. E. (Bkl.) w. Gem. 

Schn. (UL 40/16). SchlHolſt Anz. 1917, 98. 


155. Dertragsftrafe zur Sicherung einer Unterlaſſung; iſt ein Ver- 
ſchulden erforderlich d 
Vgl. 56 Nr. 245 m. N. 
BGB ß 339. 

Es iſt in der Rechtswiſſenſchaft und Rechtſprechung beſtritten, ob die Ver— 
pflichtung zur Zahlung der Vertragsſtrafe nach 8339 BGB. ſtets ein Ver⸗ 
ſchulden des Schuldners vorausſetzt, alſo auch dann, wenn, wie hier, die ge— 
ſchuldete Leiſtung in einem Unterlaſſen beſteht. Das Reichsgericht hat zwar 
Entſch. 55, 79) dieſe Frage verneint und ſich dahin ausgeſprochen, daß die 
Gegenüberſtellung der beiden Sätze in §S 339 BGB. ergebe, daß, wenn die ge- 
ſchuldete Leiſtung in einem Unterlaſſen beſteht, die Strafe mit der Zuwider⸗ 
handlung verwirkt ſei ohne Rückſicht darauf, ob den Schuldner ein Verſchulden 
treffe oder nicht. 

Ein Grund, warum der Geſetzgeber den zu einem Unteklaſſen verpflichteten 
Schuldner im Gegenſatz zu dem zu einem tatſächlichen Handeln verpflichteten 
Schuldner ohne Rückſicht auf Verſchulden für eine Zuwiderhandlung habe haften 
laſſen wollen, iſt nicht erſichtlich. Der Wortlaut des 8339 ſpricht auch nicht 
zwingend für die in Bd. 55 vertretene Anſicht des Reichsgerichts. Das Ber.⸗ 
Gericht iſt daher der Meinung, daß § 339 Satz 2 den Gläubiger nur vom Nach⸗ 
weiſe des Verſchuldens befreit, dem Schuldner aber geſtattet, den Mangel eines 
ſolchen als Befreiungsgrund geltend zu machen und zu beweiſen, eine Auf— 
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faſſung, die das Reichsgericht in feiner ſpäteren, in Entſch. 63, 117 abgedruckten 
Entſcheidung zwar erwähnt, zu der es aber Stellung nicht genommen hat. 
Die Beſtimmung des 8 339 iſt überdies nachgiebiger Art. Die Parteien 
können in allen Fällen die Verwirkung der Strafe von einem Verſchulden 
des Zuwiderhandelnden abhängig machen. Nach Sachlage iſt die hier zwiſchen 
den Parteien getroffene Vereinbarung in dieſem Sinne auszulegen. Dieſe 
Annahme rechtfertigt ſich ſchon mit Rückſicht auf den außerordentlich hohen 
Betrag der Vertragsſtrafe, die für jeden Fall der Zuwiderhandlung abge— 
macht worden iſt. Es kann nicht der Wille der Parteien geweſen ſein, daß der 
Kläger eine Strafe von 1000 % zahlen ſollte, wenn einmal durch ein entſchuld— 
bares Verſehen von ſeinem Geſchäfte aus Butter an Privatkundſchaft ver— 
kauft wurde. Dies iſt auch vom Beklagten niemals geltend gemacht. 
Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 11. April 1917. Gr. w. Konk. K 
Bf. V. 271/14. Nö. 


156. Kauf auf Beſicht binnen beſtimmter Friſt; empfangsbedürftige 
Willenserklärung. 


Vgl. 44 Nr. 36. 
BGB S 496. 


Es handelt ſich um einen Kauf der Klägerin, den ſie am 14. Jan. 1916 
mit dem Beklagten abgeſchloſſen hat, und zwar um einen Kauf „auf Beſicht“ 
derart, wie in den 88 495. 496 BGB. gemeint iſt. Da „auf morgigen Beſicht“ 
verkauft war, jo bedeutete das, daß die Friſt des $ 496 am nächſtfolgenden Tage, 
alſo am Sonnabend dem 15. Jan. 1916 ablief; eine andre Auslegung, etwa 
dahin, daß am 15. Jan. die in Leipzig lagernde Ware nur beſichtigt, die Billi— 
gung aber erſt ſpäter geſchehen ſollte, iſt nicht möglich. Kauf „auf Beſicht“ 
iſt ein feſtſtehender Ausdruck des Geſchäfts- und Rechtslebens, ſeine Bedeutung 
iſt geſetzlich klargeſtellt, und es ſpricht nichts dafür, daß die Parteien den über- 
einſtimmenden Willen gehabt hätten, das Wort abweichend von der regel— 
mäßigen Bedeutung zu gebrauchen. Auch war, wie der Verlauf gezeigt hat, 
die Billigung innerhalb der feſtgeſetzten Friſt durchaus möglich, obgleich die 
Ware in Leipzig lagerte und die Parteien in Hamburg wohnen. Der Abnehmer 
der Ware, der ſie beſichtigen ſollte und beſichtigt hat, konnte ſich telephoniſch 
oder telegraphiſch mit der Klägerin in Verbindung ſetzen, und in der Tat wäre 
es, nach der eigenen Behauptung der Klägerin durchaus möglich geweſen, 
innerhalb der bedungenen Friſt die Billigung zu erklären. 

Die Klägerin behauptet, dies ſei nur dadurch vereitelt, daß die Beklagte 
am 15. Jan. 1916 telephoniſch nicht zu erreichen geweſen ſei; es ſei vor 7 Uhr 
abends vergeblich verſucht, mit ihr zu telephonieren. Dieſer Umſtand iſt er⸗ 
heblich. Es handelt ſich bei der Billigung um eine empfangsbedürftige Willens» 
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erklärung; deren Zugehen durfte die Beklagte nicht vereiteln. Sie war, da 
der telephoniſche Geſchäftsverkehr zwiſchen ihr und der Klägerin, wie übrigens 
allgemein, üblich war, verpflichtet, bis zum Schluß der üblichen Geſchäftszeit 
das Zugehen der auf telephoniſchem Wege zu erwartenden Willenserklärung 
nicht zu verhindern. Hätte die Beklagte, wenn auch nur fahrläſſigerweiſe, 
die Verſpätung des Zugehens der für ſie beſtimmten Willenserklärung ver— 
ſchuldet, ſo würde ſie gegen Treu und Glauben handeln, wenn ſie aus ihrem 
eigenen Verſchulden zum Nachteil der Klägerin Vorteile herleiten wollte 
(RGeEntſch. 58, 409, in Seuff A. 60 Nr. 94). Die Klägerin würde dann 
das Recht haben, es ſo anſehen zu dürfen, als ob ihre Billigung rechtzeitig 
zugegangen wäre. Beweispflichtig dafür, daß ſie vergeblich verſucht hat, 
die Billigung rechtzeitig zu erklären, und es nicht an ihr gelegen hat, daß 
dieſe verſpätet erklärt worden iſt, iſt die Klägerin. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 23. Mai 1917. J. de L. & H. 

(Kl.) w. L. N. Bf. V. 282/16. Nö. 


157. Kündigung wegen nicht pünktlicher Mietezahlung ſetzt Verzug 
des Mieters voraus. 


BGB. 88 554. 285. 


Die Beklagten hatten in einem Hauſe des Anna Biſchen Nachlaſſes ein 


Geſchäftslokal um vierteljährlich 5875. gemietet. Nach dem Mietvertrage 
war der Mietzins ſpäteſtens am dritten Tage des Vierteljahres im voraus 
zu entrichten, und der Vermieter zur friſtloſen Kündigung und zum Verlangen 
ſofortiger Räumung berechtigt, wenn auch nur einmal nicht pünktlich bezahlt 
wurde. Die Beklagten hinterlegten am 1. Juli 1915 den auf das 3. Vierteljahr 
treffenden Mietzins zugunſten mehrerer Gläubiger unter Verzicht auf Rück— 
nahme. Der Teſtamentsvollſtrecker beſtritt die Rechtmäßigkeit der Hinterle- 
gung und verlangte die ſofortige Räumung. Die Beklagten beriefen ſich noch 
auf eine im Mai 1915 bezüglich der am 1. Juli und ſpäter fälligen Mietzinſen 
erklärte Aufrechnung. — Die Klage wurde abgewieſen, die Berufung des 
Klägers zurückgewieſen. Die Reviſion des Klägers hatte keinen Erfolg. Aus 
den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht erklärt die Hinterlegung aus dem Grunde für gerecht— 
fertigt, weil die Beklagten damit hätten rechnen dürfen, daß die zur Aufrech⸗ 
nung geſtellte Forderung begründet, die Aufrechnung wirkſam ſei. Der Re⸗ 
viſion iſt zuzugeben, daß dieſe Rechtfertigung der Hinterlegung dem Sachver- 
halt nicht entſpricht. — — — Die Entſcheidung des Ber.-Gerichts iſt im Er⸗ 
gebiſſe gleichwohl zu billigen, da die der Aufrechnung zugrunde liegenden Ver⸗ 
hältniſſe die Klage auch dann als unbegründet erſcheinen laſſen, wenn man von 
der Hinterlegung ganz abſieht. 
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Der Kläger ſtützt ſich auf die Vertragsbeſtimmung, wonach ſchon die ein⸗ 
malige Unpünktlichkeit in der Zahlung des Mietzinſes die friſtloſe Kündigung 
und das Verlangen ſofortiger Räumung rechtfertigen ſoll. Mangels gegentei- 
liger Anhaltspunkte ſind auf dieſes vertragmäßige Kündigungsrecht im übrigen 
die Vorſchriften anzuwenden, die im § 554 BGB. für die geſetzliche Kündigung 
wegen Nichtzahlung des Mietzinſes aufgeſtellt ſind. Die Kündigung ſetzt alſo 
auch hier voraus, daß der Mieter mit der Entrichtung des Mietzinſes im Ver— 
zuge iſt. Verzug liegt aber nicht vor, ſolange die Entrichtung infolge eines 
Umſtandes unterbleibt, den der Mieter nicht zu vertreten hat (§ 285 BGB.). 
Da aber grundſätzlich nur Vorſatz und Fahrläſſigkeit zu vertreten find (§ 276), 
ſo ſteht dem Vermieter die Kündigungsbefugnis auch dann nicht zu, wenn 
der Mieter, ohne die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zu verletzen, zur 
Verweigerung der Zahlung berechtigt zu ſein glauben darf, mag auch ſeine 
Auffaſſung, z. B. daß er zur Aufrechnung berechtigt ſei, objektiv nicht zutreffen. 
Inſoweit dem Urteil des erkennenden Senats v. 18. Okt. 1907, III. 93/07 
(vgl. Komm. v. RGRäten z. BGB. § 285 Anm. 1) eine abweichende Meinung 
zugrunde liegt, wird ſie nicht aufrechterhalten. Der Kläger war daher zur 
Kündigung nicht befugt, wenn die Beklagten ohne Verſtoß gegen die im Ver— 
kehr erforderliche Sorgfalt davon ausgehen durften, daß der Kläger bezüglich 
des Mietzinſes v. 1. Juli 1915 ſich die Forderung entgegenhalten laſſen müſſe, 
die der Aufrechnungserklärung der Betlagten zugrunde lag. Dies iſt aber nach 
dem vom Ber.⸗Gericht feſtgeſtellten Sachverhalt der Fall. Die Beklagten hatten, 
ſei es aus Verſehen, ſei es in der Erwartung der Ablieferung an den Maurer- 
meiſter H., die Mietzinſen für das letzte Vierteljahr 1914 und für das 1. Viertel⸗ 
jahr 1915, die der Kläger an H. abgetreten hatte, an den Kläger bezahlt, und 
dieſer hatte einen Betrag von 7125. nicht an H. abgeliefert, ſondern ander- 
weit verwendet. Die Beklagten mußten befürchten, dieſen Betrag nochmals 
an H. bezahlen zu müſſen, H. hatte auch Klage auf Zahlung erhoben; eine Ent- 
ſcheidung über dieſe Klage war im Juli 1915 noch nicht ergangen. Unter dieſen 
Umſtänden durften die Beklagten damit rechnen, daß der Kläger den Betrag, 
um den er auf ihre Koſten ohne rechtlichen Grund bereichert war, an fie zurüd- 
zahlen und, ſoweit er aus der Nichtzahlung von Mietzinſen Rechte ableiten wollte, 
jenen Rückforderungsanſpruch ſich entgegenhalten laſſen müſſe. Wenn auch 
der Kläger mit Rückſicht auf die vorausgegangene Abtretung der Mietzinſen 
an den Kommerzienrat B. nicht berechtigt war, Zahlung an ſich zu verlangen, 
ſo durfte er ſich doch den Beklagten gegenüber auch nicht auf die Nichtzahlung 
von Mietzinſen berufen, auf die er ſich, wenn er noch ſelbſt Mietzinsgläubiger 
geweſen wäre, die an die Beklagten zurückzuzahlenden Beträge hätte anrechnen 
laſſen müſſen; ein ſolches Vorgehen würde gegen Treu und Glauben verſtoßen 
und die Einrede der Argliſt begründet haben. Da die Beklagten mit dem Be⸗ 
ſtande ihres Rückforderungsrechts rechnen durften, liegt eine ſchuldhafte Nicht- 
zahlung des Mietzinſes, ſoweit das Verhältnis zum Kläger in Betracht kommt, 
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nicht vor. Das Räumungsverlangen des Klägers iſt unbegründet. Ob die von 
den Beklagten erklärte Aufrechnung wirkſam, die ihr zugrunde liegende For- 
derung wirklich begründet war, iſt unerheblich. 
Die Klage iſt mit Recht abgewieſen worden, die Reviſion unbegründet.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 13. Okt. 1916. B. Nachlaß (Kl.) 
w. A. E. & Co. (KG. Berlin) III. 211/16. 


158. Aber die Haftung aus unerlaubter Handlung in Dertragsver- 
hältniffen. 
Vgl. 50 Nr. 246 m. N.; 61 Nr. 174 S. 314; 63 Nr. 201; 67 Nr. 58; 68 Nr. 126. 233 a. E.; 
69 Nr. 119 m. N. 
BGB. §§ 823. 536. 

Der Kläger iſt am 21. April 1913 beim Kegelſpiel auf der ihm und den 
Mitkeglern durch Mietvertrag zum Gebrauch eingeräumten, im Sommer 
offenen Kegelbahn des Beklagten über einer im Aufſatzbrett an dem üblichen 
Aufſatzpunkt befindlichen, wie der Beklagte wiſſen mußte und wußte, gefähr⸗ 
lich glatten Aſtſtelle ausgeglitten und hat dadurch einen Bruch des Unterſchenkels 
erlitten. Die Klage fordert Schadenerſatz und Schmerzengeld. Das Land— 
gericht hat abgewieſen; der Ber.⸗Richter hat den Anſpruch dem Grunde nach 
für berechtigt erklärt. Die Reviſion greift als rechtsirrig an die den Anſpruch 
auf Schmerzengeld ſtützende Annahme einer unerlaubten Handlung des Be— 
klagten und die Verneinung des bei richtiger Auffaſſung ſogar als Aberwisgend 
zu erachtenden Mitverſchuldens des Klägers. 

I. Der erſte Angriff der Reviſion kann für begründet nicht erachtet werden. 

Der Ber.⸗Richter begründet das Vorliegen auch einer unerlaubten Hand— 
lung i. ©. des § 823 BGB. damit, daß die Kegelbahn als eine offene auch von 
anderen Perſonen als den Wirtſchaftsgäſten betreten und von den in Hof 
und Garten des Hauſes ſpielenden Kindern benutzt worden ſei. Ob dieſer 
Geſichtspunkt einer allgemeinen Verkehrseröffnung vorliegend zutreffen und 
ausreichen würde, bedarf keiner Erörterung; denn auch ohne dieſen Geſichts— 
punkt iſt zu bejahen, daß der Beklagte dem Kläger nicht nur aus dem über die 
Kegelbahn geſchloſſenen Vertrage, ſondern auch wegen unerlaubter Handlung 
haftet. 

Die Rechtſprechung des Reichsgerichts erkennt grundſätzlich die Möglich⸗ 
keit eines Zuſammentreffens der Haftung aus Vertrag und aus unerlaubter 
Handlung an. Während die Entſcheidung des 7. Sen. v. 28. April 1908 in 
IW. 1908, 432/3 ſich darauf beſchränkt, im allgemeinen auszuſprechen, es 
ſei nach der Sachlage des Einzelfalles zu bemeſſen, ob die Vertragsverletzung 
zugleich den Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung erfüllt, wird die Wirk⸗ 

t eines ſolchen Zuſammentreffens im beſonderen für Körperverletzung 

n mehrfacher Art begründet: 
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mit der Eröffnung eines allgemeinen, nämlich auch dritten, mit dem 
Verletzer nicht in einem Vertragsverhältnis befindlichen Perſonen frei⸗ 
geſtellten Verkehrs, RGEuntſch. 85, 186; IW. 1904, 141°; 1910, 11213; 
1911, 1827, wobei auch die Familienangehörigen, Dienſtboten und ſonſtigen 
Hausgenoſſen des Mieters als ſolche dritte Perſonen erachtet werden, JW. 
1910, 100313; 

mit der allgemeinen Berufspflicht des Arztes, IW. 1911, 44917, damit, 
daß die Übernahme der Vertragspflicht den andern Teil dazu beſtimmt hat, 
ſich in die Lage zu begeben, in der er zu Schaden gekommen iſt, IW. 12, 
3382 (6. ZivSen.). 

Alle dieſe Erwägungen bedürfen einer Ergänzung oder Berichtigung. 

Immer dann, wenn der Vertrag gerade nur oder gerade auch auf Für— 
ſorge für die körperliche Geſundheit und Unverſehrtheit des Vertragsgegners 
geht, ſei es auf Vornahme von dieſe Geſundheit fördernden Handlungen, 
ſei es auf Unterlaſſung jedes die Geſundheit gefährdenden Verhaltens, kann es 
darauf nicht ankommen, ob die Fürſorgepflicht gegenüber dem Vertragsgegner 
gleichzeitig auch daneben gegenüber Dritten beſteht (Verkehrseröffnung auch 
für Dritte). Ebenſo muß unerheblich bleiben, ob dieſe Fürſorgepflicht beſteht 
auch Dritten gegenüber, welche ohne Vertragsband mit dem Verletzer ſtatt 
des Vertragsgegners in den Handlungsbereich des Verletzers kämen (Berufs— 
pflicht des Arztes, auch wenn der Arzt zu dem behandelnden Kranken nicht in 
einem Vertragsverhältnis ſteht, JW. 1911, 450; Haftung des familienrechtlich 
ſeinem Kinde gegenüber fürſorgepflichtigen Vaters auch aus unerlaubter Hand— 
lung, weil er auch fremden unerwachſenen Kindern für die fahrläſſig offen 
gelaſſene Zugänglichkeit einer gefährlichen Maſchine haften würde, RGentſch. 
75, 254). Ebenſo kann es nicht darauf abgeſtellt werden, ob gerade die Über— 
nahme der Vertragspflicht den Vertragsgegner erſt beſtimmt hat, ſich in die 
ihn alsdann ſchädigende Lage zu begeben, IW. 1912, 339. 

Die allgemeine Rechtspflicht, niemand körperlich zu verletzen, beſteht 
immer und gegenüber jeder Perſon, gleichviel ob dieſe mittels Vertrages 
oder ohne Vertrag in den Handlungsbereich des Verletzers gekommen iſt. 
Dieſe allgemeine Rechtspflicht kann dadurch nicht beſeitigt werden, daß ein 
Vertrag es war, durch den die Möglichkeit der Einwirkung auf den Körper des 
andern gegeben wurde. Auch der Vertragsgegener bleibt immer der durch 
§ 823 BG. Geſchützte; er wird es in noch ſtärkerem Grade, wenn der Vertrag 
den Verletzer ſogar noch beſonders, nämlich eben auch noch vertragmäßig, 
zur Fürſorge verpflichtet. Das allgemeine Verbot widerrechtlicher Körperver— 
letzung wird dadurch nur individualiſiert und verſtärkt, daß der Vertrag dem 
andern ſogar noch ein vereinbartes Recht auf Fürſorge, alſo auf das Gegenteil 
jeder Körperverletzung gibt; andernfalls würde die Widerrechtlichkeit der 
Körperverletzung i. S. des § 823 nur darum verneint, weil dem andern noch 
ein weiterer beſonderer Anſpruch auf Unterlaſſung jeder Körperverletzung 
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zuſteht — ein Ergebnis, deſſen Ungereimtheit und Unerträglichkeit auf der 
Hand liegt. 

Aus dieſem Grunde und ſchon allein aus dieſem Grunde haftet auch 
wegen unerlaubter Handlung: der Arzt dem Kranken, den er vertragwidrig 
unter Nichtbeachtung medizinischer Regeln behandelt, vgl. Urt. des RG. 
v. 4. Juli 1916, III. 142/16 in Warneyer 1916, 363 *; der Dienſtherr dem 
Dienſtverpflichteten, dem gegenüber er die Pflichten des § 618 BGB. nicht 
erfüllt, Warneyer 12, 287; der Wirt und der Vermieter dem Gaſte und 
Mieter, dem er vertragwidrig gefährliche Räume zur Benutzung überläßt; 
der Verkäufer dem Käufer, dem er vertragwidrig ſtatt einer Seltersflaſche 
eine Flaſche mit ätzender Lauge übergibt, IW. 1908, 236°, vgl. JW. 1910, 
749 Sp. 2 unten; der Beſteller dem Unternehmer, dem er eine gefährliche Ar⸗ 
beitsſtätte zuweiſt, JW. 1910, 14810. 

Die Vertragwidrigkeit einer Körperverletzung hängt nicht davon ab, ob 
der Vertrag die Fürſorge für die körperliche Geſundheit und Unverſehrtheit 
zum alleinigen und hauptſächlichen Gegenſtande hat, oder ob er in der Haupt⸗ 
ſache andre Ziele bezweckt und nur nebenbei und in einzelnen Richtungen 
eine Fürſorgepflicht auferlegt. Ebenſowenig kann für das Beſtehen einer un⸗ 
erlaubten Handlung neben der Vertragsverletzung entſcheidend ſein, ob die 
Übernahme der Vertragspflicht für den andern gerade beſtimmend war, 
ſich in die ihn alsdann ſchädigende Lage zu begeben. Wie dort einfach die 
Geſamtheit des Vertragsinhalts maßgebend iſt, ſo iſt hier die Allgemeinheit 
des Verbots ausſchlaggebend, daß niemand einen andern körperlich verletzen 
darf, wie auch immer der andere in den Wirkungs- und Handlungsbereich 
des Verletzers gekommen ſein mag. Die Entſcheidung in ZW. 1910, 339 
ſagt über den Fall eines ſolchen beſtimmenden Beweggrundes denn auch nur 
„jedenfalls dann ſei das Gebotenſein der verletzten Sorgfalt durch eine Vertrags— 
pflicht für das Weſen der unerlaubten Handlung gleichgültig“. 

Eine völlig andre Frage liegt dann vor, wenn die allgemeine Rechts⸗ 
pflicht, niemand körperlich zu verletzen, durch Vertrag geändert, insbeſondere 
gemindert iſt. Der operative Eingriff des Arztes z. B. wird kraft des ihm durch 
den Rechtswillen des Kranken eingeräumten e zu einem nicht 
rechtswidrigen, RG St. 25, 378/382; RGeEntſch. 68, 433/4; JW. 1910, 75303; 
vgl. Karl Mansfeld in Leipz Z. 1915, 334/339. Soweit die Einwilligung des 
Kranken reicht, aber auch nur ſo weit, iſt kraft ihrer der Eingriff und die Be⸗ 
handlung vertraggemäß und darum überhaupt nicht rechtswidrig; ohne ſolche 
Einwilligung iſt die vom Arzt vorgenommene Verletzung des Körpers des 
Kranken eine rechtswidrige Körperverletzung i. S. des § 823, und dies um ſo 
mehr, wenn ſie zugleich gegen die Vertragspflichten des Arztes dieſem Kranken 
gegenüber verſtößt. 

Ob und inwieweit der Vertrag die an ſich natürlich auch zwiſchen den 
Vertragsteilen nach den Vorſchriften über unerlaubte Handlungen geregelten 
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Rechtsbeziehungen ändert, insbeſondere die Haftung mindert, kann nur nach 
dem auf Geſetz oder auch auf beſonderer Abrede beruhenden Inhalt des ein- 
zelnen Vertrages bemeſſen werden; 

vgl. Crome in DIZ. 1904 17/0; von Blume im Recht 1905, 483 und die Prüfung die⸗ 

ſer Frage in RGEntſch. 50, 250 und 58, 412. 

So jagt die Entſcheidung des 6. ZivSen. in JW. 1913, 3767, welche den 
Anſpruch einer bei einer Eiſenbahnfahrt durch Auffahren einer Lokomotive 
verletzten Perſon behandelt und die in JW. 1904, 166“ vertretene Rechts⸗ 
auffaſſung offenſichtlich aufgibt: „Beſonderheiten des Vertragsverhältniſſes, 
mit Rückſicht auf welche auch die Haftung aus der unerlaubten Handlung 
als eine geminderte zu erſcheinen hätte (vgl. z. B. 88 599. 690. 277 BGB.), 
kommen hier nicht in Frage; vielmehr iſt der Maßſtab des die Haftung begrün⸗ 
denden Verſchuldens für die Anwendung des $ 823 Abſ. 1, § 831 wie für den 
Transportvertrag grundſätzlich dieſelbe (3 276 BGB.)“; vgl. die Entſcheidung 
des 6. Ziv Sen. v. 19. Juni 1916, VI. 143/16 in JW. 1916, 12768. Und dahin 
gerade geht der bereits erwähnte allgemeine Ausſpruch des 7. ZivSen. in 
JW. 1908, 432/433, durch den die in RGEntſch. 67, 185 durch Berufung auf 
allgemeine Grundſätze und durch Hinweis auf IW. 1904, 1664 gegebene erſte 
Begründung unzweideutig verlaſſen wird. 

Vorliegend kann von einer Anderung, insbeſondere Minderung der all— 
gemeinen, aus 8 823 folgenden Rechtspflicht des Beklagten durch den über die 
Kegelbahn geſchloſſenen Vertrag keine Rede ſein. Die allgemeine Rechts⸗ 
pflicht des Beklagten war durch ſeine Vertragspflicht, für einen ungefährlichen 
Bodenbelag zu ſorgen, lediglich den Keglern gegenüber feſtgelegt und verſtärlt. 

II. Begründet dagegen iſt der zweite Angriff der Reviſion. 

Der Kläger mußte die ihm bekannte Gefährlichkeit der Aſtſtellen, welche 
bereits früher mehrere Kegler zu Fall gebracht hatte, und wegen welcher be— 
reits mehrfach Abhülfegeſuche an den Beklagten gerichtet waren, beim Kegeln 
ſelbſt berüdjichtigen und ſein Verhalten darnach einrichten. Auch den Kläger 
trifft alſo ein Verſchulden, jedoch nicht ein überwiegendes; vielmehr iſt ange⸗ 
meſſen, den Schaden zu ) dem Beklagten, zu / dem Kläger ſelbſt zur Laſt 
zu legen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 13. Okt. 1916. H. (Bkl.) w. L. 

(KG. Berlin). III. 145/16. Zum Teil auch in RGeEntſch. 88, Nr. 108 

S. 133. 


159. Über die Haftung des überſtimmten Richters für eine Amts⸗ 
pflichtverletzung; Beweis. 
Vgl. 54 Nr. 224 m. N. 
BGB. § 839; ZPO. § 376. 
In einem Privatklageverfahren gegen den Kläger war nach deſſen mehr- 
fachem unentſchuldigten Ausbleiben in der Hauptverhandlung ein Haftbefehl 
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gegen ihn vom Schöffengericht erlaſſen und ſodann der Kläger in Vollſtreckung 
des Haftbefehls fünf Tage bis zur Hauptverhandlung in Haft behalten worden. 
Unter der Behauptung, daß die Verhaftung geſetzlich unzuläſſig geweſen 
ſei und ihm einen Vermögensſchaden von 82,25 % verurſacht habe, ver— 
langte der Kläger vom preuß. Staat auf Grund des preuß. Geſetzes 
v. 1. Aug. 1909 den Erſatz dieſes Schadens. — Das Landgericht wies die 
Klage ab, während das Ber.⸗Gericht den Klaganſpruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärte. Das Reichsgericht hob auf und verwies zurück. 
Aus den Gründen: 

„— — — Die Verantwortlichteit des Staats für den vom Schöffen⸗ 
gericht erlaſſenen geſetzwidrigen Haftbefehl iſt nach $1 Geſ. v. 1. Aug. 1909 
nur dann begründet, wenn den Amtsrichter eine Haftung trifft, da die Schöffen 
keine Staatsbeamten ſind. Eine Haftung des Amtsrichters iſt aber nicht ſchon 
deshalb gerechtfertigt, weil er Mitglied des den Beſchluß erlaſſenden Schöffen— 
gerichts war, ſondern nur dann, wenn der geſetzwidrige Beſchluß auf fein Ver— 
halten zurückzuführen war. Sit dies nicht der Fall, hat der Amtsrichter ins- 
beſondere gegen die Erlaſſung des Haftbefehls geſtimmt, fo iſt er frei von Ver— 
antwortlichkeit. Denn das Bürgerl. Geſetzbuch kennt keine Haftung des Kol— 
legiums als ſolchen oder eine Geſamthaftung aller ſeiner Mitglieder, auch der 
Mitglieder, die gegen die ſchädigende Entſcheidung geſtimmt haben; es legt 
vielmehr gemäß den allgemeinen Grundſätzen nur den ſchuldigen Beamten 
eine Verbindlichkeit auf (Begründung 826; Denkſchr. 103; Seuff A. 54 Nr. 224). 
Der Geſchädigte, der wegen eines ihn benachteiligenden Kollegialbeſchluſſes 
Erſatzanſprüche geltend macht, hat alſo zu behaupten und im Beſtreitungsfall 
zu beweiſen, daß der von ihm in Anſpruch genommene Beamte für die ihm 
nachteilige Entſcheidung verantwortlich ſei, für ſie geſtimmt habe. Die Rechts⸗ 
lage iſt nicht die, daß dem Beamten der Beweis ſeiner Unſchuld obliege. Es 
iſt auch keine tatſächliche Vermutung für die Einſtimmigkeit des Kollegiums 
und, was insbeſondere das Schöffengericht anlangt, dafür gerechtfertigt, daß. 
in der Entſcheidung die Abſtimmung des Amtsrichters zum Ausdruck gekommen 
ſei. In der vorliegenden Sache iſt unter Berufung auf das Zeugnis des Amts- 
richters behauptet worden, daß er von den Schöffen überſtimmt worden ſei. 
Das Ber.⸗Gericht hat dieſen Beweisantritt für unzuläſſig erklärt, weil über das 
ſtreng geheim zu haltende Ergebnis der Abſtimmung kein Richter als Zeuge ge— 
hört werden dürfe; es hat aber ausgeführt, daß nach ſeiner Überzeugung der 
Amtsrichter ſich der Erlaſſung des von ihm für zuläſſig erachteten Haftbefehls 
nicht widerſetzt und die Schöffen über die erforderliche Androhung des Haſt⸗ 
befehls nicht belehrt habe. 

Dieſe Darlegungen verletzen, wie die Reviſion mit Recht rügt, das Prozeß⸗ 
geſetz. Der angebotene Beweis iſt nach den Umſtänden des Falles zuläſſig; 
die vom Ber.⸗Gericht auf willkürlicher Grundlage über den Inhalt der ſchöffen⸗ 
gerichtlichen Beratung getroffene Feſtſtellung ſtellt eine unzuläſſige Vorweg⸗ 
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nahme des Beweiſes dar. Eine ausdrückliche Vorſchrift, die es verböte, über 
die Art und den Inhalt der Abſtimmung die Richter als Zeugen zu vernehmen, 
beſteht nicht. Die Entſcheidung RGSt. 26, 202 hat nur ausgeſprochen, daß 
mit Rückſicht auf die Unabhängigkeit des Richteramts und die den Richtern ob⸗ 
liegende Pflicht, über den Hergang bei der Beratung und Abſtimmung Still⸗ 
ſchweigen zu beobachten, nach dem Zuſammenhang der Vorſchriften des 
Ger.⸗Verf.⸗Geſetzes und der Prozeßordnungen es grundſätzlich für unzuläſſig 
zu erachten ſei, die beteiligten Richter über die Art und Weiſe des Zuſtande⸗ 
kommens des Richterſpruchs als Zeugen zu vernehmen. Die Entſcheidung hat 
jedoch die Frage offen gelaſſen, ob nicht dieſer Grundſatz höheren Intereſſen 
der Rechtsverfolgung und Rechtsverteidigung, namentlich bei Unterſuchungen 
wegen Rechtsbeugung, bei Rückgriffsprozeſſen gegen Richter und in ähnlichen 
Fällen zu weichen habe. Eine ſolche Ausnahme in den Zivilprozeſſen wegen 
Amtspflichtverletzungen der Beamten zuzulaſſen, entſpricht der Rechtsordnung 
und dem Rechtsſchutzbedürfnis der Beteiligten. Würde in den Fällen, wo es 
darauf ankommt, ob der Richter für die ſchädigende Entſcheidung geſtimmt hat 
oder überſtimmt worden iſt, die Vernehmung der beteiligten Richter verſagen, 
ſo wäre die Rechtsverfolgung auf beiden Seiten in Frage geſtellt. Für den 
Beamten insbeſondere iſt die Entſcheidung darüber, ob er ſich der ihm vorge— 
worfenen Pflichtverletzung ſchuldig gemacht habe oder nicht, von ſchwerwie— 
gender Bedeutung; ſeine dienſtliche Stellung, ſein Anſehen und ſein Fort- 
deshalb auch nicht von entſcheidender Bedeutung ſein, ob es ſich in dem Schaden⸗ 
erſatzprozeſſe um einen erheblichen Geldwert handelt. Nach § 144 preuß. 
ALR. II. 10 iſt es den überſtimmten Beamten geſtattet, ihr abweichendes 
Gutachten ſchriftlich unter Anführung der Gründe zu den Akten zu bringen. 
Wie ſich aus den Kommiſſionsberatungen zu 8199 GVG. (Hahn Mater. zum 
GLG. 1, 361. 845) ergibt, ſollte den Richtern dasſelbe Recht im Hinblick auf 
ihre ſittliche und rechtliche Verantwortlichkeit bewilligt werden; die Aufnahme 
in das Geſetz unterblieb, nachdem darauf hingewieſen worden war, daß der 
überſtimmte Richter den Inhalt ſeiner Abſtimmung durch feine eigene Er⸗ 
klärung und das Zeugnis feiner Mitrichter beweiſen könne. Die Befürchtung, 
daß mit dem Rechte der Zeugenvernehmung Mißbrauch getrieben werden 
könnte, kann nicht dazu führen, das Recht zu verſagen. Mißbräuche können 
überall vorkommen. Dem erkennenden Gerichte liegt es ob, einem etwaigen 
Mißbrauch mit den Mitteln des Prozeßrechts entgegenzutreten. Ein andres 
kann aber dann nicht gelten, wenn an Stelle des Beamten der Staat verant— 
wortlich gemacht wird. Auch in dieſem Fall handelt es ſich um das dienſtliche 
Verſchulden des Beamten; deſſen Stellung und Ruf wird in gleicher Weiſe 
in Mitleidenſchaft gezogen. Dem Beamten droht der Rückgriff des Staats. 
Für den Geſchädigten iſt es gleichgültig, ob er den Beamten oder den Staat 
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Hiernach war das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zu ander— 
weitiger Verhandlung und Entſcheidung an das Ber.-Gericht zurückzuver— 
weiſen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 17. Okt. 1916. Preuß. Staat 

(Bkl.) w. R. (OLG. DTüſſeldorf). III. 127/16. Auch in RGentſch. 89 

Nr. 3 S. 13. 

160. Unzuläſſigkeit der Anfechtung einer Ehe wegen Unfruchtbarkeit 
des andern Ehegatten. 
Vgl. 39 Nr. 114; 42 Nr. 302; 66 Nr. 165. 
BGB. 8 1333. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Beklagte außerſtande iſt, Kinder zu 
gebären, und ob der Kläger ſich hierüber bei der Eheſchließung in einem für ihn 
bedeutungsvollen Irrtum befunden hat; denn die Abweiſung der Klage iſt 
ſchon deshalb geboten, weil die Unfruchtbarkeit der Ehefrau dem Ehemann 
überhaupt keinen Anfechtungsgrund aus § 1333 BGB. gewährt. Es wider- 
ſtrebt den gegenwärtigen ſittlichen Anſchauungen unſers Volks, daß einem 
Ehegatten geſtattet ſein ſollte, ſeine Ehe jederzeit wegen Irrtums anzufechten, 
wenn ſich die Fortpflanzungsunfähigkeit des andern Ehegatten herausſtellt; 

vgl. Dernburg B. R. 4 $ 19 Anm. 8 und Endemann Lehrb. 8 2 8 162 Anm. 22. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch, unter deſſen Geltung die Ehe der Parteien 
geſchloſſen worden iſt, betrachtet die Ehe nicht mehr unter dem Geſichtspunkte 
der Kindererzeugung, ſondern ſieht in ihr nur das Band, welches die beiden 
Ehegatten miteinander zu einer dauernden Lebensgemeinſchaft verbindet 
(1353 Abſ. 1). Es können deshalb auch nur die Umſtände, welche der Erreichung 
dieſes Zieles dienen, bei verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe berück— 
ſichtigungswert erſcheinen. Hierzu gehört aber die Frage der Fruchtbarkeit 
einer Ehefrau nicht. 

Aber ſelbſt wenn man der Fortpflanzungsunfähigkeit immerhin die Be⸗ 
deutung eines relativen Anfechtungsgrundes i. S. des § 1333 BGB. einräumen 
wollte, wäre die Klage unbegründet. Denn dann wäre es Sache des Klägers 
geweſen, darzutun, daß er nach den für die Ehe der Parteien in Betracht 
kommenden beſonderen Verhältniſſen die Ehe mit der Beklagten nicht ge— 
ſchloſſen haben würde, falls ihm bei Eingehung der Ehe die angebliche Gebär— 
unfähigkeit der Beklagten bekannt geweſen wäre (vgl. RG. in IW. 1906, 38915. 
In dieſer Richtung ſind aber von ihm tatſächliche Behauptungen nicht aufge⸗ 
ſtellt worden. 

Der Berufung war deshalb der Erfolg zu verſagen. 


Urteil des OLG. zu Kiel (3. Sen.) v. 25. Nov. 1916. D. w. D. (U III. 
175/16). SchleswHolſtAnz. 1917, 81. 


Seufferts Archiv Bd. 72. 3. Folge Bd. 17 Heft 8. 19 
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161. Unterhaltspflicht des gefchiedenen wieder verheirateten Ehemanns; 
wie weit ift die Frau zum Erwerb durch Arbeit verpflichtet? 


Vgl. 63 Nr. 161; 71 Nr 61; auch 67 Nr. 16; 70 Nr. 220. 
VGB. § 1579. 

Die Ehe der Parteien iſt durch rechtskräftig gewordenes Urteil v. 10. Febr. 
1913 aus alleinigem Verſchulden des Beklagten geſchieden worden. Die Klä— 
gerin verlangte mit der Anfang Dezember 1914 erhobenen Klage für die Zeit 
vom 1. Aug. 1914 an, nachdem bis dahin ihr der Beklagte freiwillig zum Unter- 
halt 60 bis 80.4 monatlich gezahlt, dann aber weitere Zahlungen unterlaſſen 
hatte, die Gewährung einer monatlichen Unterhaltsrente von 65. Der 
Beklagte beſtritt jede Unterhaltspflicht, da er zur Gewährung des Unterhalts 
bei der ihm obliegenden Verpflichtung, ſeine zweite Ehefrau und ſeine beiden 
Kinder zweiter Ehe zu unterhalten, nach ſeinen Vermögensverhältniſſen außer- 
ſtande ſei, anderſeits die Klägerin vermögend ſei und ihr zuzumuten ſei, durch 
eigene Arbeit ihren Unterhalt zu verdienen. — Das Landgericht erkannte auf 
Abweiſung der Klage. Das Kammergericht verurteilte den Beklagten zur 
Zahlung einer monatlichen Unterhaltsrente von 40%. Das Reichsgericht 
hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„Das Ber.-Gericht hat auf die Unterhaltspflicht des Beklagten gegenüber 
feiner geſchiedenen Ehefrau den § 1579 BGB., der auch im Urteil ausdrüd- 
lich angeführt wird, zur Anwendung gebracht. Es ſieht, da Beklagter infolge 
ſeiner Wiederverheiratung zugleich dem neuen Ehegatten und zwei minder— 
jährigen Kindern den Unterhalt zu gewähren hat, den in $ 1579 Abſ. 1 Satz 2 
vorgeſehenen Fall als gegeben an und beurteilt demgemäß unter Bezugnahme 
auf die RGEntſch. 75, 433 (Seuff A. 67 Nr. 16) die Unterhaltspflicht dahin, 
daß Beklagter nicht zunächſt den Unterhalt für ſich und ſeine neue Familie 
in Abzug bringen dürfe, ſondern daß die vorhandenen Mittel gleichmäßig für 
ſämtliche Unterhaltsberechtigte nach den Grundſätzen der Billigkeit zu ver— 
wenden ſeien. Die Anwendung des $ 1579 ſetzt nun aber nach den Eingangs— 
worten voraus (vgl. RGEntſch. 67, 59), daß der für ſchuldig erklärte Ehegatte 
zur Erfüllung der Unterhaltspflicht ohne Gefährdung ſeines ſtandesgemäßen 
Unterhalts außerſtande iſt. Von dem Vorhandenſein dieſer Vorausſetzung 
iſt das Ber.⸗Gericht, ſoweit erſichtlich, auch ausgegangen, da ſeine Entſcheidung 
ſachlich darauf beruht, daß der Beklagte ebenſo wie die andern Unterhalts— 
berechtigten ſich eine Einſchränkung des ihnen an ſich zuſtehenden Unterhalts 
gefallen laſſen müſſe. Im Widerſpruch hiermit iſt aber am Schluſſe der Ur— 
teilsgründe gejagt, Beklagter könne die auf 40.4 bemeſſene monatliche Rente 
an Klägerin zahlen, ohne damit auch bei den jetzigen Verhältniſſen ſeiner und 
ſeiner neuen Familie ſtandesgemäßen Unterhalt zu gefährden. Hierdurch wird 
eine Unklarheit in das Ber.-Urteil hineingetragen, welche die von der Re— 
viſion gerügte Stellungnahme des Berufungsrichters zu der Frage, inwieweit 
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die Klägerin zum Erwerb durch eigene Arbeit für verpflichtet zu erachten iſt, 
in rechtlich zu beanſtandender Weiſe beeinflußt hat. 

Dieſe Verpflichtung zum Arbeitserwerb iſt im Regelfall des $ 1578 in 
andrer Weile zu beurteilen als im Fall des $ 1579 Abſ. 1 Satz 2. Im allgemeinen 
(bei Anwendung des § 1578) kann allerdings die geſchiedene Frau auf Arbeits— 
erwerb nur dann verwieſen werden, wenn nach den Verhältniſſen, in denen die 
Ehegatten gelebt haben, Erwerb durch Arbeit der Frau üblich iſt. Dieſe Aus— 
nahme liegt nach den bedenkenfreien Ausführungen des Ber.⸗Gerichts hier 
nicht vor. Wie im Ber. Urteil feſtgeſtellt iſt, hat die Klägerin während der 
Zeit der Ehe eine erwerbende Tätigkeit nur inſofern ausgeübt, als ſie beim 
Betriebe des von dem Beklagten (in den Jahren 1898 bis 1901) gepachteten 
Kurhauſes H. mitgeholfen hat, wobei ihre Tätigkeit ſich auf die Leitung be— 
ſchränkt hat. Unberechtigt iſt der Angriff der Reviſion, es ſei vom Ber.-Richter 
nicht beachtet, daß die Klägerin ſchon vor ihrer Verehelichung gleich ihren Ge— 
ſchwiſtern ſich in dienender Stellung befunden habe. Für die Frage, ob die 
geſchiedene Ehefrau zum Arbeitserwerb verpflichtet iſt, kommt es nicht darauf 
an, welche Stellung die Frau vor der Verheiratung eingenommen hat. Ent— 
ſcheidend ſind vielmehr nach der Vorſchrift des § 1578 die Verhältniſſe, wie fie 
während der Ehe ſich entwickelt und bleibenden Beſtand gewonnen haben. 
Der Regel nach iſt anzunehmen, daß im Bürgerſtande der geſchiedenen Frau 
nicht zugemutet werden kann, ſich ihren Unterhalt durch Arbeit zu verdienen, 
daß ein ſolcher Erwerb durch Arbeit nicht üblich iſt (vgl. RGEntſch. 62, 295; 

W. 1902, 73). Dafür, daß hier beſondere Verhältniſſe vorlägen, die eine andte 
Beurteilung rechtfertigten, iſt von dem Beklagten, der nach ſeinen Angaben in 
der ganzen Zeit eine gut bezahlte Stellung als Reiſender bei der Weinfirma H. 
& Gr. in Br. gehabt hat, nichts vorgebracht. Daß die Klägerin vorübergehend 
ihrem Manne bei Verwaltung des Kurhauſes geholfen hat, iſt für ihren Unter- 
haltsanſpruch unſchädlich. Eine Verpflichtung der geſchiedenen Ehefrau, ſich 
ihren Unterhalt ſelbſt zu verdienen, kann nicht daraus allein hergeleitet werden, 
daß fie während der Ehe (gemäß $ 1356 Abſ. 2) ihrem Manne in deſſen Geſchäft 
Beihülfe geleiſtet hat. 

Ganz anders liegt die Sache, wenn in Anwendung des § 1579 Abſ. 1 
Satz 2 der Unterhaltsanſpruch der Frau nach Billigkeit zu bemeſſen iſt. Der 
Geſichtspunkt der Billigkeit kann, wie der erkennende Senat bereits in dem 
Urteile v. 11. Okt. 1909, IV. 647/08 B. w. B. ausgeſprochen hat, dazu führen, 
der geſchiedenen Ehefrau bezüglich des Arbeitserwerbs eine weitergehende Ver— 
pflichtung aufzuerlegen. Die Vermögens- und Erwerbsverhältniſſe der Ehe— 
leute ſind zu dieſem Zweck verſtändig gegeneinander abzuwägen. Wird eine 
ſolche Prüfung vorgenommen, ſo iſt es keineswegs ausgeſchloſſen, daß der 
Klägerin die Zumutung zu ſtellen ſei, ſolange der Beklagte ſich in ſeiner gegen— 
wärtigen bedrängten Lage befindet, ihre Arbeitskraft — ſoweit ſie nicht durch 
ihren Geſundheitsſtand hieran gehindert iſt — in der vom Beklagten vorge- 
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ſchlagenen Weiſe durch Halten von Penſionären ꝛc. auszunutzen. Den Ber.- 
Richter trifft jedenfalls der Vorwurf, daß er auf dieſen Geſichtspunkt, der bei 
Anwendung des § 1579 Abſ. 1 Satz 2 berüdjichtigt werden mußte, überhaupt 
nicht eingegangen iſt — — — 

Die Aufhebung des Ber.⸗Urteils war hiernach geboten, weil hinſichtlich 
der Arbeitsverpflichtung der Klägerin ein dem Geſetze nicht entſprechender 
Rechtsſtandpunkt eingenommen iſt. Bei der anderweitigen Verhandlung wird 
das Ber.⸗Gericht den Sachverhalt auch ſonſt erneut zu prüfen haben, namentlich 
nach der Richtung hin, ob von den Grundſtückseinkünften der Klägerin Abzüge 
für Waſſergeld ꝛc., welche Koſten in den Mietverträgen von den Mietern über- 
nommen ſein ſollen, gemacht werden dürfen, ob die Klägerin, die vermögende 
Verwandte haben ſoll, nicht in der Lage iſt, den ihr gehörigen Bauplatz im Werte 
von 10000 , der nach ihren Angaben bisher nur mit 1160 und 140% beliehen 
iſt, durch Aufnahme einer weiteren Hypothek nutzbar zu machen und ob von 
ihr Unterhalt ſchon für die Zeit vor Erhebung der Kluge (vgl. § 1613 BGB.) 
verlangt werden kann. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 23. Nov. 1916. Br. w. Br. (KG. 

Berlin). IV. 231/16. 


162. Verpfändung eines ODerſicherungsſcheins durch den verftorbenen 
Schuldner; perſönliches Surüdbehaltungsrecht des Gläubigers gegen 
den Nachlaßverwalter. 

BGB. 88 1985. 273. 


Die „Verpfändung“ des Verſicherungsſcheins iſt nichtig, da nicht der 
Schein, ſondern nur der Anſpruch auf die Verſicherungsſumme abgetreten 
werden kann, und ſelbſt wenn man in der Verpfändung des Scheines eine 
ſolche des Anſpruchs ſehen wollte, auch dieſe ungültig wäre, weil es an der 
Anzeige an die Verſicherungsbank fehlt (§ 1280 BGB.). Doch iſt es ſtatthaft 
und geboten, im Wege der Umdeutung anzunehmen, daß für den Beklagten 
an dem Scheine ein perſönlich wirlſames Zurückbehaltungsrecht (BGB. 
8 273) beſtellt worden iſt (vgl. ähnliche vom Reichsgericht in dieſem Sinn 
entſchiedene Fälle in RGEntſch. 66, 24 und 68, 386). Inſoweit ſtimmen auch 
die Parteien in ihrer Rechtsauffaſſung überein. Es fragt ſich ſomit, ob gegen⸗ 
über dem Kläger als Nachlaßverwalter das perſönliche Zurückbehaltungsrecht 
wirkſam iſt. Dieſe Frage bejaht der Senat aus folgenden Gründen. 

Das Reichsgericht hat, unter Würdigung der gegneriſchen Anſichten, 
in dem Beſchluſſe v. 12. März 1907, RGéEntſch. 65, 287, dargelegt, daß die 
Nachlaßverwaltung entſprechend der Konk.-Verwaltung geſtaltet und die 
Rechtsſtellung des Nachlaßverwalters — anders als die des Nachlaßpflegers 
des § 1960 BGB. — ſonach auch der des Konk.⸗Verwalters entſprechend ſei. 
Der Konk.⸗Verwalter aber ſei nach der ſtändigen Rechtſprechung des Reichs⸗ 
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gerichts weder als geſetzlicher Vertreter des Gemeinſchuldners noch der Gläubiger 
oder der Konk.⸗Maſſe anzuſehen, ſondern er habe als die für die Durchführung 
der Konk.⸗Verwaltung zuſtändige Stelle eine eigene Parteiſtellung. Dieſe 
nehme auch der Nachlaßverwalter ein. Dieſer Auffaſſung ſchließt ſich der 
Senat namentlich deswegen an, weil, wie das Reichsgericht mit Recht beſonders 
hervorhebt, nach 8 1984 BGB. die Nachlaßverwaltung dem Erben die Befugnis 
entzieht, den Nachlaß zu verwalten und über ihn zu verfügen, und weil nach den 
88 1985 und 1986 die abgeſonderte Nachlaßmaſſe eine dem Einfluß des Erben 
entzogene Vermögensmaſſe bildet, die lediglich der Verwaltung und Verfügung 
des Nachlaßverwalters unterliegt und die nur er gerichtlich und außergericht— 
lich zu vertreten hat (vgl. ferner RGEntſch. 72, 260). 5 

Von dieſem Geſichtspunkt aus wird folgendes von Bedeutung. Es iſt 
anerkannt, daß das perſönliche Zurückbehaltungsrecht im Unterſchied vom 
Pfandrecht ein Recht auf abgeſonderte Befriedigung nicht gewährt und daher 
auch im Konkurſe des Schuldners nicht geltend gemacht werden kann (vgl. 
KG. Berlin in Seuff A. 59 Nr. 159 und RGeEntſch. 68, 282). Es fragt ſich nun, 
ob die Tatſache, daß die Stellung des Nachlaßverwalters derjenigen des Konk.⸗ 
Verwalters rechtsähnlich iſt, dazu führt, auch gegenüber dem Nachlaßverwalter 
die Wirkſamkeit des gegenüber dem Erblaſſer begründeten perſönlichen Zus 
rückbehaltungsrechts zu verneinen. Dies iſt nicht der Fall. Zwiſchen der Aufgabe 
des Nachlaßverwalters und der des Konk.⸗Verwalters beſteht trotz der Weſens— 
ähnlichkeit ihrer Stellung mindeſtens in einer Hinſicht ein durchgreifender 
Unterſchied. Der Konk.⸗Verwalter hat alle Forderungen, die überhaupt 
im Konkurſe geltend zu machen ſind, nach gleichem Verhältnis zu befriedigen 
KO. § 12). Das iſt der Hauptgrund, aus dem das (nicht-kaufmänniſche) Zu- 
rückbehaltungsrecht nicht im Konkurſe geltend gemacht werden kann (vgl. Jaeger 
KO. § 49 Bem. 42). Anders aber bei der Nachlaßverwaltung. Der Nachlaß— 
verwalter hat zwar auch die Gläubiger zu befriedigen. Aber gerade die Vor— 
ſchrift, daß er ſie alle nach gleichem Verhältnis mit den übrigen Gläubigern 
zu befriedigen habe, fehlt für den Nachlaßverwalter (vgl. 8 1985 Abſ. 1). Wenn 
der Nachlaßverwalter feſtſtellt, daß die Maſſe zur völligen Befriedigung aller 
Gläubiger nicht ausreicht, ſo hat er (abgeſehen natürlich von den Fällen, wo eine 
allſeitige außerkonkursliche Einigung gelingt) den Nachlaßkonkurs zu beantragen 
(88 1985 Abſ. 2, 1980). Solange aber der Nachlaßkonkurs nicht eröffnet iſt, 
iſt es ausgeſchloſſen, Rechtsſätze, die gerade nur dem Konkurſe eigentümlich 
ſind, auf die Nachlaßverwaltung zu übertragen. Es entfällt ſomit für die 
Nachlaßverwaltung der Grund, aus dem für den Nachlaßkonkurs das Zurück⸗ 
behaltungsrecht verſagt. Man muß daher zu der Folgerung kommen, daß 
das Zurückbehaltungsrecht gegenüber dem Nachlaßverwalter vollwirkſam iſt. 

Daß das Nachlaßaufgebot beantragt iſt (§8§ 2015. 1980. 1885 Abſ. 2) 
ſteht nicht, wie der Kläger meint, der Wirkſamkeit des Zurückbehaltungsrechts 
um deswillen entgegen, weil der Anſpruch des Beklagten dieſerhalb der Eigen» 
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ſchaft der „Fälligkeit“ entbehre. Der Anſpruch bleibt „fällig“, wenn auch der 
Nachlaßverwalter kraft Einrede die Befriedigung vorläufig verweigern darf. 
Dies zeigt ſchon § 273, der gerade „fällige“ Anſprüche auf beiden Seiten voraus⸗ 
ſetzt und doch dem Schuldner kraft Einrede die Befugnis gibt, die geſchuldete 
„fällige“ Leiſtung vorläufig zu verweigern. 

Beſchluß des OLG. zu Hamm v. 15. Mai 1917. 2. W. 40/17. F- th. 


163. Kann das Werben zum Beitritt zu einer Geſellſchaft m. b. H. 
eine Vertragsverletzung begründen? 
Vgl. 60 Nr. 60 und 215 m. N. 
Gmb. § 55. 

Der Kläger hatte, als das Stammkapital der V.-Nahrungsmittelgeſell— 
ſchaft m. b. H. erhöht wurde, Beiträge gezeichnet. Nachdem die Geſellſchaft 
in Konkurs geraten war, nahm er den Beklagten, ein Mitglied der Geſellſchaft, 
der ihm den Beitritt empfohlen haben ſollte, auf Schadenerſatz in Anſpruch. 
Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„— — — Mit Recht iſt das Landgericht davon ausgegangen, daß eine 
Haftung des Beklagten dem Kläger gegenüber für den Schaden, den dieſer 
durch den Beitritt zur V.-Nahrungsmittelgeſellſchaft erlitten hat, nur aus dem 
Geſichtspunkt einer unerlaubten Handlung in Frage kommen kann, und daß 
mithin der Klaganſpruch, ſei es ganz oder teilweiſe, nur dann begründet ſein 
würde, wenn der Beklagte den Kläger durch bewußt unwahre Angaben ge— 
täuſcht hätte und dieſer durch die Täuſchung zur Übernahme von Geſchäfts⸗ 
anteilen beſtimmt worden wäre. Wenn demgegenüber der Kläger in der Ber.“ 
Verhandlung auch eine vertragmäßige Haftbarkeit auf dem Wege aus dem 
Verhalten des Beklagten hergeleitet wiſſen wollte, daß er darlegte, es ſei da— 
durch, daß dieſer für ihn den Beitritt geworben, ein Vertragsverhältnis zwiſchen 
ihm und dem Bellagten entſtanden, wie überhaupt das einer beſtehenden Ge— 
ſellſchaft neu beitretende Mitglied zu jedem einzelnen früheren Geſellſchafter 
in ein Vertragsverhältnis trete, ſo vermag das Ber.-Gericht dieſe Auffaſſung 
keinesfalls zu teilen. Wenn überhaupt bei der Übernahme der durch die Ka— 
pitalserhöhung einer Geſellſchaft m. b. H. zu ſchaffenden Geſchäſtsanteile 
von einem Vertrage die Rede ſein könnte, 

vgl. hierzu Staub⸗Hachenburg GmbHG. bei Anm 18 und 26 zu $ 55, der die Frage be- 

jaht, und Pariſius und Crüger zu $ 55, die ein einſeitiges Rechtsgeſchäft annehmen, 

ſo könnte es ſich doch dann — anders als bei der Gründung des Geſellſchaft — 
höchſtens um einen Vertrag handeln, den der neue Geſellſchafter mit der 
Geſellſchaft ſchließt, niemals aber um ſo viel Einzelverträge als Mitglieder der 
Geſellſchaft vorhanden ſind; man denke hierbei nur an die einzelnen Geſell— 
ſchafter, die etwa der Kapitalserhöhung und der damit unter Umſtänden ver⸗ 
bundenen Aufnahme neuer Geſellſchafter in die Geſellſchaft garnicht zugeſtimmt 
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haben. Soweit aber der Beklagte als bisheriger Geſellſchafter dem Kläger 
noch beſonders Rat oder Empfehlung zuin Beitritt erteilt haben ſollte, ſo 
kann daraus allein nach ausdrücklicher Geſetzesvorſchrift (8 676 BGB.) eine 
Verpflichtung zum Erſatze des aus der Befolgung des Rats oder der Empfehlung 


entſtehenden Schadens nicht hergeleitet werden. — — —“. 
Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 26. Febr. 1917. B. (Kl.) v. M. 
— 5 O. 102/16. . Ch. 


II. Verfahren. 
164. Freie Beweiswürdigung eines durch die verſtorbene urſprüng— 
liche Partei vorſchriftwidrig abgeleiſteten Eides. Form der Eidesab— 
ö nahme im Felde. 
RD. 88 286. 446. 471. 481. — RGeſ. v. 28. Mai 1901 $ 1? (RGBl. 185). 

Nach der Niederſchrift v. 5. Juli 1916 iſt der dort angegebene Eid von dem 
Erblaſſer der jetzigen Kläger vorſchriftmäßig nach § 481 ZPO. abgeleiſtet wor- 
den. — — — Die Ableiſtung des Eides iſt aber um deswillen micht geſetzmäßig 
erfolgt, weil der Eid von einem Gerichtsoffizier abgenomnien worden iſt. 
Eine geſetzliche Vorſchrift, daß die Gerichtsoffiziere im Felde für die Erledigung 
von Erſuchen um Rechtshülfe hinſichtlich der zum Heere gehörigen Perſonen 
zuſtändig find, beſteht nicht. Vielmehr iſt nach 8 1 Nr. 3 Geſ. betr. die freiwill⸗ 
Gerichtsbarkeit ꝛc. v. 28. Mai 1901 (RG Bl., 185) im Felde, d. i. für die Dauer 
des mobilen Zuſtandes des Heeres oder einzelner Teile des Heeres, auch 
(d. h. neben den nach anderen geſetzlichen Vorſchriften zuſtändigen Behörden) 
den Kriegsgerichtsräten und den Oberkriegsgerichtsräten die Zuſtändigkeit 
für die Erledigung von Erſuchen um Rechtshülfe hinſichtlich der Militärper— 
ſonen des aktiven Heeres verliehen, und es erſtreckt ſich die angeführte Vorſchrift 
auch auf die Erledigung von Erſuchen in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. 
Iſt hiernach die Leiſtung des Eides ſeitens des urſprünglichen Klägers am 
5. Juli 1916 nicht in geſetzmäßiger Weiſe erfolgt, ſo iſt, da der urſprüngliche 
Kläger inzwiſchen verſtorben, alſo der Schwurpflichtige weggefallen iſt, nun— 
mehr der 8 471 ZPO. anzuwenden. Es iſt daher, da der Eid durch ein bedingtes 
Urteil auferlegt iſt, unter Aufhebung des Urteils in der Sache anderweit 
zu erkennen (§ 471 Abſ. 3 ZPO.). Das iſt jedoch nur eine Formvorſchrift, 
durch die nichts daran geändert wird, daß die Parteien nur in Anſehung der 
betreffenden Beweisführung alle Rechte ausüben können (§ 471 Abſ. 1 ZPO.), 
daß alſo nur über die Beweisfrage anderweit zu entſcheiden iſt, während der 
übrige Inhalt des früheren Urteils, das im vorliegenden Falle inſoweit rechts— 
kräftig iſt, unberührt bleibt; 

RczeEntſch. 13, 380 (Seuff A. 40 Nr. 322); 23, 358; 38, 413; Ann. des ſächſ. OLG. 22 

S. 529; OL GRſpr. 6, 398 ff., Seuff A. 48 Nr. 224; Stein ZPO. 10 8471 unter III 

1 und 2. 
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Die Beklagten haben über die ſtreitige Vereinbarung den jetzigen Klägern 
den Eid zugeſchoben, der von dieſen angenommen worden iſt. Der urſprüngliche 
Kläger hat nun bereits im landgerichtlichen Verfahren beſchworen, daß die 
ſtreitige Vereinbarung, die nach der früheren Behauptung der Beklagten 
in den Geſchäftsräumen des Rechtsanwalts K. zuſtandegekommen ſein ſollte, 
nicht getroffen worden iſt. Er hat auch, wie die Beklagten neuerdings behauptet 
hatten, bereits zweimal beſchworen, daß die ſtreitige Vereinbarung nicht im 
Kaffehaus zum Weißen Hirſch in L. getroffen worden ſei. Wenn auch bei 
der Abnahme dieſer beiden letzten Eide nicht den geſetzlichen Vorſchriften 
gemäß verfahren worden iſt — beide Eide ſind vor dem nicht zuſtändigen Gerichts 
offizier geleiſtet und bei der erſten Eidesleiſtung iſt, wie die Niederſchrift vom 
6. März 1916 ergibt, der Zeugeneid unter Außerachtlaſſung der Vorſchrift in 
8481 3PO. geleiſtet worden —, ſo liegt doch kein Anhalt vor, daß der ur- 
ſprüngliche Kläger ſich dieſer Mängel bewußt geweſen iſt, vielmehr iſt anzu— 
nehmen, daß er die Eide in der Meinung ausgeſchworen hat, daß er ſie in 
geſetzlicher Weiſe und insbeſondere vor einem zuſtändigen Beamten ableiſte. 
Das Oberlandesgericht hat hiernach die volle richterliche Überzeugung er— 
langt, daß die beſchworenen Tatſachen wahr ſind. Die Eideszuſchiebung der 
Beklagten an die jetzigen Kläger iſt daher unzuläſſig (§§ 416 ZPO.). 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 15. März 1917. 5. O 112/15. Ch. 


165. Das Urteil auf eine Widerſpruchsklage gegen den Verteilungs- 
plan ſchafft Rechtskraft auch für den Anſpruch ſelbſt. 
ZRO. 88 322. 876; ZUG. 8 115. 
Vgl. unten Nr. 168. 

Der Geltendmachung der allein noch ſtreitigen Gegenforderung der Be— 
klagten ſteht die Einrede der Rechtskraft entgegen (8 322 Abſ. 1 ZPO.). 

Im C.ſchen Zw.⸗Verſteigerungsverfahren hatte die Beklagte den ſtreitigen 
Betrag, den ſie aus ihren Mitteln zur Befriedigung einer Hyp.-Gläubigerin ver⸗ 
auslagt zu haben behauptete, bei der Kaufgelderverteilung angemeldet, der 
Kläger hatte dagegen Widerſpruch erhoben, und ſein Widerſpruch war im Vor⸗ 
prozeß der Parteien rechtskräftig für begründet erklärt worden. 

Der Widerſpruch im Verteilungsverfahren bei der Zw.-Verſteigerung 
eines Grundſtücks (8 115 3wVG.; §§ 876ff. ZPO.) betrifſt das Recht der 
Teilnahme an der Zw.⸗Vollſtreckung (RGEntſch. 65, 66; Stein, ZPO., 2, 
765), und zwar das beſſere Recht. Der Grund des Widerſpruchs gehört dem 
materiellen Recht an (RGEntſch. 15, 224). Wenn auch das nächſte Ziel der 
Widerſpruchsklage darauf gerichtet iſt, den Gegner von der dabei in Betracht 
kommenden Teilnahme am Verfahren der Zw.-Vollſtreckung wegzudrängen, 
ſo geht doch der Anſpruch darüber hinaus auf endgültige Befriedigung. Aus⸗ 
gangspunkt und Ziel der Widerſpruchsklage iſt nicht nur das prozeſſuale, 
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ſondern auch das materielle Recht auf den Verſteigerungserlös (RGeEntſch. 
15, 221; 62, 168; 71, 426; 78, 63). Demgemäß kann der Widerſpruchskläger 
ſeinen Anſpruch auch auf ſchuldrechtliche Beziehungen, die zwiſchen ihm und 
dem Gegner beſtehen, ſtützen (RGeEntſch. 71, 426). Wird daher im Widerſpruchs⸗ 
verfahren rechtskräftig feſtgeſtellt, daß der Widerſprechende das materielle, 
beſſere Recht auf den Verſteigerungserlös hat, ſo regelt ſich hierdurch die Rechts— 
lage nicht nur im Rahmen des Zw.⸗Verſt.⸗Verfahrens, ſondern auch unab— 
hängig davon endgültig nach den Grundſätzen von der Rechtskraft. Erhält 
der mit Erfolg Widerſprechende den Verſteigerungserlös kraft beſſeren Rechts 
rechtskräftig zugeſprochen, jo iſt hiermit auch einem etwaigen Bereicherungs- 
anſpruch des unterliegenden Gegners (vgl. 8 878 Abſ. 2 ZPO.) ohne weiteres 
der Boden entzogen. 

Vermöge der Rechtskraft des Urteils im Vorprozeſſe iſt deshalb die Be— 
klagte gehindert, dem Kläger den ihm dort zuerkannten Betrag wieder zu 
entreißen; 

Stein 2, 766; Jäckel⸗Güthe. ZwVG. 5 Anm. 1 zu § 113 S. 480; OLG. Königsberg 
in OL GRſpr., 3, 336/37. | 
Urteil des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 14. Dez. 1916 B. w. B. UI. 150/18). 
SchleswHolſt. Anz. 1917, 92. 


166. Keine Reftitution auf Grund einer Urkunde, über deren In— 
halt die Partei ſich ſchon während des früheren Verfahrens unter— 
richten konnte. 


Vgl. 39 Nr. 165; 62 Nr. 267; 69 Nr. 259; 70 Nr. 50. 
3PO. § 580 Nr. 7 b. 


Der Kläger war auf Grund vollſtreckbarer Titel Gläubiger der Margarete 
E. zu einem Betrage von mindeſtens 5300 . Die Schuldnerin und ihre ſieben 
Geſchwiſter, darunter die beiden Beklagten, hatten als Erben ihres im Jahre 
1887 verſtorbenen Vaters am 28. Juni 1905 einen Erbauseinanderſetzungs⸗ 
vertrag geſchloſſen, wonach der Erbteil der Margarete E. nur noch 5308 K 26 I 
betrug und die Beklagten ſich verpflichteten, dieſe Summe herauszuzahlen. 
In zwei vom 29. Juni 1905 datierten Erklärungen hatte aber Margarete E. 
bekannt, daß ihr Guthaben von 5308 1 26 O durch Gegenanſprüche der Be⸗ 
klagten verrechnet ſei. Der Kläger hatte nun gegen die Beklagten auf Zahlung 
von 5300 % geklagt mit der Behauptung, der Vertrag v. 28. Juni 1905 ſei 
zum Schein geſchloſſen, um die von ihm eingeleitete Zw.-Vollſtreckung gegen 
Margarete E., der ein Erbteil von etwa 57000 zuſtehe, zu vereiteln; der 
Vertrag ſei unwirkſam und ſittenwidrig. — Beide Vorinſtanzen erkannten 
nach dem Klagantrage. Das Ber.⸗Gericht insbeſondere hatte auf Grund der 
übereinſtimmenden eidlichen Zeugniſſe der übrigen Geſchwiſter die Über⸗ 


* 
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zeugung gewonnen, daß der für Margarte E. ausgeworfene Erbteil von 53084 
26 2 höher geweſen und in dieſer geringen Höhe nur aufgenommen worden 
ſei, um die Miterbin vor ihren zahlreichen Gläubigern zu ſchützen. Die Reviſion 
der Beklagten war zurückgewieſen worden. 

Hiergegen erhoben die Beklagten die Reſtitutionsklage, die ſie unter Be— 
rufung auf § 580 Nr. 7 ZPO. darauf ſtützten, daß fie erſt jetzt eine Urkunde, 
das ſog. Erbſchaftshauptbuch, zu benutzen in den Stand geſetzt worden ſeien, 
welche eine ihnen günſtigere Entſcheidung herbeigeführt haben würde. Dieſes 
Buch war unſtreitig nicht etwa neu aufgefunden worden; ſeiner war bereits 
in dem rechtskräftig geſchloſſenen Verfahren gedacht worden und die Parteien 
hatten über das Buch und ſeine Bedeutung ſowie darüber, wo es ſich befinde, 
eingehend verhandelt. Nach dem eigenen Vorbringen der Beklagten war das 
Buch urſprünglich vom Erblaſſer geführt worden und befand ſich nach ſeinem 
Tode in den Händen des Miterben Edwin E., der eine gewiſſe Zeit hindurch 
die Verwaltung geführt und Eintragungen in das Buch gemacht hatte. Die 
Beklagten trugen vor, daß ſie vom Inhalt des Buches erſt ſpäter Kenntnis 
erhalten hätten; ſie machten geltend, daß bei früherer Verwendung des Buches 
ſich ein ſo erheblicher Widerſpruch mit den Zeugenausſagen ergeben haben 
würde, daß dieſe nicht mehr die Grundlage des Urteils hätten bilden können; 
auch wäre daraus darzutun geweſen, daß die Berechnung des Erbteils der 
Margarete E. auf 57000. % unrichtig ſei. — Das Kammergericht wies die 
Reſtitutionsklage zurück, weil die Beklagten das Buch in der Tat ſchon vor der 
Erlaſſung des mit der Klage angegriffenen Urteils hätten benutzen können. 
— Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„— — — Es kann ſich nur noch fragen, ob die von der Reviſion ver— 
tretene einſchränkende Auslegung des § 580 Nr. 7” ZPO. zu billigen iſt. 
Die Frage iſt, ob die Partei im Sinne dieſer Vorſchrift zur Benutzung einer 
ihr als vorhanden bekannten Urkunde erſt dann als inſtandgeſetzt zu 
gelten habe, wenn ſie den Inhalt der Urkunde kennt, oder aber ſchon 
dann, wenn ſie die Urkunde zu beſchaffen und ſich über ihren Inhalt zu 
unterrichten vermag. 

Es braucht nicht erörtert zu werden, ob der erſtangeführten Auffaſſung 
etwa unter beſonderen Umſtänden beizutreten ſein möchte, ſo dann, wenn die 
Sacherheblichkeit der Urkunde an ſich ſo fern liegt, ſo wenig wahrſcheinlich 
iſt, daß mit ihr überhaupt nicht zu rechnen war, und ob ſolchenfalls nicht viel— 
mehr richtig der andre Fall des § 580 Nr. 7“ anzunehmen ſein würde, daß die 
Urkunde neu „aufgefunden“ ſei. Denn ſolche beſonderen Umſtände kommen hier 
nicht in Betracht. Im allgemeinen aber und grundſätzlich iſt die Frage nach 
dem Zweck und nach dem Wortlaut der Vorſchrift gegen die Reviſion zu 
entſcheiden. 

Die aus Billigkeitsgründen vom Geſetz gewährte Reſtitutionsklage iſt 
ein außerordentlicher Rechtsbehelf, und die Rechtsſicherheit fordert ſeine Ein- 
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ſchränkung auf die unumgänglich notwendigen Fälle (RGeEntſch. 84, 145). 
Bei dem Fall des 8 580 Nr. 7“ handelt es ſich um die Benutzung zur Führung 
eines nachträglichen Urkundenbeweiſes: der Reſtitutionskläger hat zu beweiſen, 
daß er jetzt zur Beweisführung imſtande wäre, während er es vordem nicht 
war. Dabei ſtehen ſich aber die verſchiedenen Formen der Antretung des 
Urkundenbeweiſes gleich: 8420 (eigene Vorlegung), 88 421 ff. (Antrag, dem 
Gegner die Vorlegung aufzugeben), 88 428 ff. (Antrag auf Beſtimmung einer 
Friſt zur Herbeiſchaffung der in den Händen eines Dritten befindlichen Urkunde), 
§§ 432 ff. (Antrag auf Erhebung der Urkunde bei einer öffentlichen Behörde). 
Bezüglich des Erbſchaftshauptbuchs konnte mithin auch ſchon vor Abſchluß 
des früheren Verfahrens der Antrag auf Friſtbeſtimmung nach 8 428 ZPO. 
geſtellt werden, wenn, wie die Beklagten ſelbſt angeben, das Buch ſich bei 
Edwin E. befand, und damit war der Urkundenbeweis angetreten. Das Buch 
war alſo an ſich benutzbar, nur mußte für den praktiſchen Zweck der Beweisfüh— 
rung ſich die Partei Wiſſenſchaft von ſeinem Inhalt verſchaffen, alſo die Vor— 
legung des Buches erlangen. Daß ſie dies nicht tat, nicht einmal verſuchte, 
kann ihr keinen Wiederaufnahmegrund verſchaffen. In der Lage der Beklagten 
hat ſich gegen das frühere Verfahren nur das eine geändert: die Beurteilung 
der Beweiserheblichkeit des Buchs. Sie haben dieſe vordem verneint, vielleicht 
auch bloß bezweifelt, jetzt — durch Bekanntwerden mit dem Inhalt des Buches — 
ſind ſie eines Beſſeren belehrt. Das kann zur Wiederaufnahme nicht führen. 
Der Wortlaut des Geſetzes ſpricht auch nur von „benutzen“. Daß damit nur 
ein Benutzen in dem Sinne zu verſtehen wäre, wie es an ſich die Beweisan— 
trittserklärung vorausſetzt, mit Kenntnis der Erheblichkeit, des Beweiswerts, 
liegt im Worte nicht, das vielmehr auch die Benutzung zur voraufgehenden In— 
formation decken kann. Ergibt eine ſolche die Unverwertbarkeit des Beweis— 
mittels, ſo muß die Partei eben auf ſeine Geltendmachung verzichten. Dem— 
gegenüber wäre es ein praktiſch unannehmbares Ergebnis, wenn die Partei 
lediglich dadurch, daß fie ſich über den Inhalt einer ihr bekannten und erlang- 
baren Urkunde nicht näher unterrichtet, einen Wiederaufnahmegrund wenigſtens 
inſoweit ſchaffen könnte, daß ihre Klage i. S. des § 580 ZPO. ſtatthaft, mithin 
zuzulaſſen und fachlich zu beurteilen wäre. Wenn in RGentſch. 48, 375 für 
veröffentlichte Patentſchriften, weil ſie öffentliche Druckſchriften (i. S. des 
82 PatG.) ſeien, ſchlechthin verneint wird, daß fie überhaupt zeitweilig nicht 
bekannt oder ſonſt nicht benutzbar geweſen ſein könnten, jo könnte ſich dem⸗ 
gegenüber doch auch ein Wiederaufnahmekläger nicht etwa darauf berufen, 
der Inhalt der Druckſchrift fer ihm erſt nachträglich bekannt geworden (vgl. 
im allg. auch noch JW. 1909, 464 und RGeEntſch. 84, 145).“ | 

Urteil des Reichsgericht (6. Sen.) v. 16. Okt. 1906. E. u. Gen. (Bkl.) w. 

B. (KG. Berlin). VI. 227/ö15. Auch in RGeEntſch. 89 Nr. 1 S. 1. 


F. 
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167. Iſt das Ehegericht bei einer einſtweil. Verfügung wegen der 
Kinder an einen vorangegangenen Beſchluß des Vormundſchaftsge— 
richts gebundend 
Vgl. 56 Nr. 50; 69 Nr. 250; auch 65 Nr. 191 m. N.; 69 Nr. 250; 70 Nr. 42. 

3 PO. $ 627; BGB. $ 1666. 

In dem Eheſcheidungsſtreit der Parteien ordnete das Ber.-Gericht auf 
Antrag der verklagten und widerklagenden Frau durch einſtweil. Verfügung 
v. 3. Febr. 1916 an, daß die Sorge für die minderjährigen Kinder der Parteien 
Edith, geboren am 6. Juli 1908, und Ruth, geboren am 6. September 1911, 
ſoweit es ſich nicht um die geſetzliche Vertretung handle, für die Dauer des 
Rechtsſtreits der Mutter, der Beklagten, übertragen werde. — Auf Widerſpruch 
des Klägers wurde die Verfügung aufgehoben. Aus den Gründen: 

„Auf Antrag der Beklagten hat das Amtsgericht D. als Vormundſchafts⸗ 
gericht nach umfangreichen Erörterungen durch Beſchluß v. 25. Sept. 1915 
dem Kläger die Sorge für die Perſon der minderjährigen Töchter E. und R. 
entzogen, weil es für bewieſen angeſehen hat, daß er das geiſtige und leibliche 
Wohl der Kinder dadurch gefährde, daß er ſie vernachläſſigt und ſich eines un⸗ 
ſittlichen Verhaltens ſchuldig gemacht habe. Auf Beſchwerde des Klägers 
hat das Landgericht nach weiteren Beweiserhebungen durch Beſchluß v. 
31. Dez. 1915 die amtsgerichtliche Entſcheidung aufgehoben, indem es aus- 
führt, es fehle an ausreichendem Beweiſe für eine Vernachläſſigung der Kinder 
durch den Vater, jedenfalls aber erſcheine zurzeit eine Gefährdung des geiſtigen 
oder leiblichen Wohles der Kinder durch den Vater nicht beanzeigt. Die weitere 
Beſchwerde der Frau iſt vom e e am 12. Febr. 1916 als un⸗ 
begründet zurückgewieſen worden. 

Der Kläger nimmt nun auf den Beſchluß des Landgerichts v. 31. Dez. 1915 
Bezug und macht geltend, daß mit Rückſicht auf die hiernach vorliegende vor⸗ 
mundſchaftsgerichtliche Entſcheidung eine vom Eheprozeßgericht ausgehende 
Regelung der Kinderfürſorge, wie ſie in der mit dem Widerſpruch angefochtenen 
einſtweil. Verfügung v. 3. Febr. 1916 getroffen ſei, überhaupt nicht zuläſſig 
geweſen oder wenigſtens jetzt, nachdem der landgerichtliche Beſchluß vom Ober- 
landesgericht beſtätigt worden ſei, nicht mehr aufrechtzuerhalten ſei. Das 
kann aber nicht als richtig anerkannt werden. Die in Frage ſtehenden Anord⸗ 
nungen des Prozeßgerichts und des Vorm.⸗Gerichts ſind in ihren Vorausſetzungen 
und Wirkungen verſchieden und ſtehen ſich gleichberechtigt gegenüber. Das 
Vorm.⸗Gericht darf nur einſchreiten, wenn ein Fall des $ 1666 BGB. Abſ. 1 
gegeben iſt (vgl. Z Bl G. 14, 696), alſo nur dann, wenn das geiſtige oder 
leibliche Wohl des Kindes dadurch gefährdet wird, daß der Vater das Recht 
der Sorge für die Perſon des Kindes mißbraucht, es vernachläſſigt oder ſich 
eines ehrloſen oder unſittlichen Verhaltens ſchuldig macht. Die zur Abwendung 
der Gefahr zu treffenden Maßnahmen, die auch darin beſtehen können, daß dem 
Vater die Sorge für die Perſon des Kindes entzogen wird, unterliegen keiner 
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zeitlichen Beſchränkung. Das Gericht des Eheprozeſſes dagegen kann An— 
ordnungen wegen der Sorge für die Perſon der minderjährigen Kinder der 
Parteien nach 8627 3 PO. nur für die Dauer des Rechtsſtreits erlaſſen, 0 
aber dabei an die materiellrechtlichen Beſtimmungen der 88 1627ff. BG 
nicht gebunden, ſondern nimmt für die erforderliche einſtweilige 1 
eine freiere Stellung ein, kann insbeſondere die Sorge für die Perſon der 
Kinder, ſoweit es ſich nicht um die geſetzliche Vertretung handelt, vom Vater 
auch dann auf die Mutter übertragen, wenn es an den Vorausſetzungen des 
§ 1666 BGB. Abſ. 1 fehlt (NG. im Recht 11 Nr. 2613). Der Umſtand, daß nach 
der Entſcheidung des Landgerichts ein Anlaß zum vormundſchaftsgerichtlichen 
Einſchreiten gegen den Kläger aus § 1666 BGB. nicht vorliegt, läßt mithin 
eine einſtweilige Regelung des Sorgerechts, wie ſie in der einſtweil. Verfügung 
v. 3. Febr. 1916 durch das Prozeßgericht erfolgt iſt, keineswegs als unzuläſſig 
erſcheinen. 

Bei der Prüfung der Frage, ob und welche Anordnungen wegen der Sorge 
für die Perſon der Kinder zu treffen ſind, hat das Prozeßgericht in erſter Linie 
auf das Wohl der Kinder Rückſicht zu nehmen (BGB. von RGNäten § 1635 
Anm. 2; OL GRſpr. 23, 199; Recht 11 Nr. 2613). Dieſe Rückſicht kann, wenn 
der Ausgang des Cheprozeſſes mit ziemlicher Sicherheit vorauszuſehen iſt, 
dazu führen, die dem 8 1635 BGB., der die Kinderfürſorge unter den Eltern 
für die Zeit nach der Scheidung regelt, entſprechende Zuweiſung ſchon jetzt 
eintreten zu laſſen, um einen für die Erziehung der Kinder unzuträglichen 
Wechſel des Aufenthalts zu vermeiden. Liegen bezüglich keines der Ehegatten 
Bedenken vor, ihm die Kinder anzuvertrauen, ſo wird in Hinblick auf das na— 
türliche Übergewicht des Vaters als des Hauptes der Familie dieſem die Er⸗ 
ziehung der Kinder nicht zu verſagen ſein, dafern nicht etwa aus beſonderen 
Gründen die Mutter als geeigneter anzuſehen iſt, was in der Regel bei Kindern 
von ſehr jugendlichem Alter zutreffen wird. 

Im gegenwärtigen Falle läßt ſich jetzt noch nicht mit einiger Sicherheit feſt— 
ſtellen, ob die eine oder die andere Partei oder beide werden für ſchuldig erklärt 
werden, fo daß der 81635 BGB. Satz 1 als Anhaltspunkt für die richterliche Ent⸗ 
ſcheidung nicht dienen kann. — — — Es ſind indes in der Verhandlung Um⸗ 
ſtände hervorgetreten, die dafür ſprechen, die Kinder doch dem Vater zu belaſſen. 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 13. April 1916. L. w. L. 5 O0. 

Ar. un ——. 


168. Unzuläſſigkeit einer Zurückbehaltungseinrede und einer Wider- 
klage gegenüber der Widerſpruchsklage gegen eine Pfändung. 
Vgl. 42 Nr. 187 m. N.; 54 Nr. 198; 61 Nr. 143; auch oben Nr. 126 und Nr. 165. 
ZPO. 55 771. 33; VGB. $ 273. 

Kläger erhebt die Widerſpruchsklage aus 8 771 3PO., indem er verlangt, 
daß die Zw.⸗Vollſtreckung in gewiſſe Sachen für unzuläſſig erklärt werde. 
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Damit macht er ein im weſentlichen prozeſſuales Recht geltend, bei welchem 
das die Veräußerung hindernde Recht wohl einen Entſcheidungsgrund abgibt, 
während Gegenſtand des Anſpruchs lediglich die Unzuläſſigkeit der Zw.⸗Voll⸗ 
ſtreckung iſt (vgl. RGEntſch. 13, 299; 61, 431; 70, 25.) Mit Recht hat der 
Kläger demnach den Antrag der Klage dahin formuliert, die Zw.-Vollſtreckung 
für unzuläſſig zu erklären. Wenn auch dieſe Formulierung nicht vorgeſchrieben 
iſt, ſo iſt ſie doch von der Praxis nicht nur für zuläſſig, ſondern für einzig und 
allein richtig erklärt. Damit iſt zugleich der Anſpruch als ein nur prozeſſualer 
gekennzeichnet. Er geht demnach nicht auf eine geſchuldete Leiſtung, wie 
8273 BGB. vorausſetzt; es liegt überhaupt zwiſchen den Parteien kein Schuld⸗ 
verhältnis vor (vgl. die Worte in $ 273 BGB: wofern ſich nicht aus dem Schuld⸗ 
verhältnis etwas anderes ergibt.) Demgemäß iſt ein Zurückbehaltungsrecht 
gegenüber dem Anſpruch auf Unzuläſſigkeitserklärung der Zw.⸗Vollſtreckung aus⸗ 
geſchloſſen. Dies hat das OLG. Hamburg ſogar in einem Fall angenommen, 
wo der Antrag darauf gerichtet war, den Beklagten zu verurteilen, die Pfändung 
aufzuheben, wo alſo dem Wortlaut nach der Beklagte zu einem Tun verurteilt 
werden ſollte; und dieſer Anſicht hat ſich auch Gaupp-Stein (Anm. III Nr. 4 
zu 8 771 PZ3O) angeſchloſſen. Allerdings kann der Kläger möglicherweiſe 
mit einer ſolchen Widerſpruchsklage auch einen materiellrechtlichen Anſpruch 
berbinden; in dieſem Fall wäre unter Umſtänden für den Beklagten die Mög⸗ 
lichkeit geſchaffen, ein Zurückbehaltungsrecht auszuüben. Das hat aber der 
Kläger in dieſem Fall nicht getan. Bei dieſer Sachlage hat demnach der 
Vorderrichter mit Recht die Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts 
für unzuläſſig erklärt. 

Daraus folgt aber auch mit Notwendigkeit, daß in gleicher Weiſe dieſem 
Antrage gegenüber eine Widerklage nach 833 ZPO. unzuläſſig iſt, da 8 33 
3 PO. nicht bloß den Gerichtsſtand ſondern auch die Zuläſſigkeit der Wider⸗ 
klage regelt. Denn da mit der Klage kein materiellrechtlicher Anſpruch geltend 
gemacht wird, kann der Gegenanſpruch nicht mit dem in der Klage geltend 
gemachten Anſpruch in Zuſammenhang ſtehen. Allerdings genügt es für die 
Anwendbarkeit des 9 33 ZPO., daß der Gegenanſpruch mit dem gegen den 
Klaganſpruch vorgebrachten Verteidigungsmittel in Zuſammenhang ſteht, 
und an ſich liegt dieſe Vorausſetzung hier vor, da die Widerklage mit dem geltend 
gemachten Zurückbehaltungsrecht zuſammenhängt. Aber wie das Reichsgericht 
(Eutſch. 23, 398, in Seuff A. 45 Nr. 127) zutreffend ausführt, kann dieſe Vor⸗ 
ſchrift nur dahin verſtanden werden, daß ein rechtlicher Zuſammenhang mit einem 
gegen die Klage vorgebrachten rechtlich zuläſſigen Verteidigungsmittel erfordert 
wird; denn unmöglich kann das Geſetz, welches die Zuläſſigkeit der Widerflage - 
beſtimmten geſetzlichen Vorausſetzungen unterwerfen wollte, zugleich dem 
Beklagten die Befugnis haben einräumen wollen, ſich den Weg für eine an ſich 
unzuläſſige Widerklage dadurch zu öffnen, daß er aus der Widerklage gegen 
die Klage eine rechtlich unzuläſſige Einrede tatſächlich vorſchützt. Es kommt 
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ſomit nicht auf das tatſächliche Vorbringen des Verteidigungsmittels, ſondern 
auf deſſen rechtliche Zuläſſigkeit an. Sit das Verteidigungsmittel rechtlich un- 
zuläſſig, jo iſt damit auch die Unzuläſſigkeit der damit in Zuſammenhang ſte— 
henden Widerklage gegeben. Auch in dieſer Beziehung ſind demnach die Aus⸗ 
führungen des Vorderrichters, welche mit der erwähnten Entſcheidung des 
OLG. Hamburg (Buſch 33. 27, 180) in Einklang ſtehen, durchaus zu⸗ 
treffend. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Königsberg (2. Sen.) v. 21. Dez. 1916. N. w. C. 

3 U. 85/16. : Th. 


169. Begriff der Swangsvollſtreckungskoſten. 
3PO. $ 788. 

Durch Urteil des Landgerichts v. 8. März 1916 iſt das Geſellſchaftsver⸗ 
hältnis der Parteien aufgelöſt und der Beklagte mit den Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits belaſtet worden. Der Kläger hat dann ein Verfahren betr. Ernennung 
eines Liquidators für die Geſellſchaft eingeleitet und jetzt beantragt, die ihm 
dadurch entſtandenen Koſten als Zw.⸗Vollſtr.⸗Koſten gegen den Beklagten feſt⸗ 
zuſetzen. Das Landgericht hat dieſen Antrag mit Recht abgewieſen. Unter 
den Koſten der Zw.⸗Vollſtreckung nach 8 788 ZPO. find nur ſolche Koſten zu 
verſtehen, die unmittelbar zum Zweck der Vorbereitung und des Betriebes 
der Vollſtreckung aufgewandt worden find (Gaupp-Stein 8 788 J, 2). Dazu 
können aber nicht die durch Beſtellung eines Liquidators für die aufgelöſte 
Geſellſchaft entſtandenen Koſten gerechnet werden. Die Liquidation iſt eine 
Maßnahme, die erſt der Auflöſung der Geſellſchaft folgt; ſie enthält keines⸗ 
wegs eine die Auflöſung ſelbſt betreffende Zw.⸗Vollſtr.⸗Handlung. Der Umſtand, 
daß der Kläger die ihm erwachſenen Koſten ev. in einem beſonderen Rechts⸗ 
ſtreit geltend machen muß, ſteht mit dieſer Auffaſſung um jo weniger im 
Widerſpruch, als nach 8 788 ZPO. die Koſten der Zw.⸗Vollſtreckung mit dem 
Anſpruch ſelbſt beizutreiben ſind, das Geſetz alſo davon ausgeht, daß als 
Zw.⸗Vollſtr.⸗Koſten nur liquide Koſten in Betracht kommen können; um ſolche 
Koſten handelt es ſich aber, wie Kläger ſelbſt zugibt, hier nicht. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 5. Juni 1917. F. w. St. 
Bs. Z. VI. 36/17. Nö. 


170. Beſchlüſſe der Beſchwerdeinſtanz in Grundbuchſachen ſind auch in. 
tatſächlicher Beziehung ausreichend zu begründen. 
Vgl. 71 Nr. 127. 
GBO. 8 77. | 

Der angefochtene Beſchluß des Landgerichts unterliegt aus dem formellen 
Grunde einer Verletzung des §77 GBO. der Aufhebung. 

Nach §77 GBO. iſt die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts mit Gründen 
zu verſehen. Der Zweck dieſer Vorſchrift ift der, für die Beurteilung des Gerichts. 
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der weiteren Beſchwerde eine Grundlage zu ſchaffen. Damit dies der Fall 
jei, genügt nicht eine Begründung im eigentlichen (engeren) Sinne, d. h. 
eine bloße Angabe der rechtlichen Erwägungen des Beſchwerdegerichts, auf 
Grund deren es zu ſeiner Entſcheidung gekommen iſt, ſondern das Beſchwerde⸗ 
gericht muß auch die tatſächlichen Verhältniſſe, auf denen ſeine Rechtsauffaſſung 
beruht, endgültig feſtſtellen. Denn in Grundbuchſachen (§ 78 GBO.) muß 
ebenſo wie in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (§S 27 FGG.) 
mit Rückſicht auf die Natur der weiteren Beſchwerde als eines der Reviſion 
gleichſtehenden Rechtsmittels an die Begründung einer Beſchwerdeentſcheidung 
die Anforderung geſtellt werden, daß ſie aus ſich heraus dem Gericht der 
weiteren Beſchwerde den Sachverhalt erkennbar macht. Während nämlich 
nach der Zivilprozeßordnung das Gericht der weiteren Beſchwerde ebenſo 
wie das Beſchwerdegericht (im Gegenſatz zum Reviſionsgericht gemäß $ 561 
3PO.) auf der Grundlage des geſamten Akteninhalts zu entſcheiden und daraus 
ſelbſtändig die für ſeine Entſcheidung erforderliche Grundlage in tatſächlicher 
Beziehung zu ſchaffen hat, 

vgl. auch Gaupp⸗-Stein zu § 573 ZPO. unter III und Schlegelberger Anm. 16 zu 

925 FGG., 

iſt dieſes Verfahren für das Gericht der weiteren Beſchwerde im Gebiet der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchs unzuläſſig. Hier ſind für das 
Gericht des dritten Rechtszuges gemäß § 27 FGG. und 8 78 GBO, je 
in Verbindung mit § 561 ZPO. die in der angefochtenen landgerichtlichen 
Entſcheidung feſtgeſtellten Tatſachen maßgebend und es dürfen außer dieſen 
andre Tatſachen in der Regel nicht berücksichtigt werden. Deshalb muß auch 
die Begründung des landgerichtlichen Beſchluſſes klar erkennen laſſen, auf 
welche Tatſachen das Landgericht ſeine Rechtsausführungen aufbaut, wenn 
es auch für manche Fälle zu weit gehen mag, unbedingt eine vollſtändige 
und erſchöpfende Sachdarſtellung zu verlangen, wie in der Entſcheidung des 
Kammergerichts v. 3. März 1902 (OL Ggiſpr. 4, 351) erörtert iſt. 

Vgl. auch Güthe ? Anm. 16; Predari 2 Anm. 1; Arnheim 2 Anm. 9 zu 8 77 GBO.; 
Schlegelberger Anm. 15 zu $ 27 und Anm. 17 zu $ 25 FGG.; OL GRſpr. 4, 412 
(Jena) und den bei Schlegelberger erwähnten Beſchluß des Senats v. 20. März 1913 
(1X. 63/13). 

An dieſen Erfordernijjen iſt umſomehr feſtzuhalten, wenn — wie borlie- 
gend — eine in tatſächlicher wie rechtlicher Beziehung beſonders ſchwierige 
Angelegenheit von weitgehender Bedeutung in Frage ſteht. 

Beſchluß des KG. zu Berlin (1. ZS.) v. 11. Nov. 1915, Grdb. von 
Schleswig Bd. 38 Bl. 1763. 1. X. 242/15. Schleswolſt. Anz. 1917, 52. 


l. Bürgerliches Recht. 


171. Das Auftreten als Kaufmann rechtfertigt nicht die Anwendung 
der kurzen Verjährungsfriſt des $ 196 Nr. 1 BGB. 
f BGB. $ 1961, HGB. 3 1. | 

— — — linbeftritten kommt der Kläger weder als Kaufmann i. ©. 
des 8 1 noch, da ein Eintrag in das Handelsregiſter nicht ſtattgefunden hat, 
i. S. des § 2 HGB. in Betracht. Die Beklagte verſucht denn auch die An⸗ 
wendbarkeit der Nr. 1 des § 196 nur noch daraus herzuleiten, daß Kläger 
tatſächlich ein nach $2 HGB. eintragspflichtiges Unternehmen nach kauf⸗ 
männiſcher Art betrieben und ſomit im Rechtsverkehr wie ein Kaufmann auf⸗ 
getreten fei, jo daß er allgemein als ſolcher zu gelten habe. Allein dem Ber.- 
Richter iſt darin beizutreten, daß es einen Rechtsſatz, nach dem derjenige, 
der im Rechtsverkehr wie ein Kaufmann auftritt, lediglich wegen dieſes ſeines 
Auftretens ganz allgemein als Kaufmann zu gelten habe, nicht gibt. Schon 
die Vorſchrift des § 2 HGB., wonach erſt nach erfolgtem Eintrag der Firma 
in das Handelsregiſter das betreffende Unternehmen als Handelsgewerbe 
i. S. des Geſetzes und damit deſſen Inhaber als Kaufmann zu gelten hat, 
ſpricht gegen das Beſtehen eines ſolchen Rechtsſatzes. In einem Fall, wie 
dem vorliegenden, in dem überhaupt irgendein Eintrag in das Handels⸗ 
regiſter nicht in Frage ſteht, wird es allerdings zum Schutz des redlichen Ver⸗ 
kehrs gerechtfertigt ſein, in Anwendung der in den 88 157 und 242 BGB. 
ausgeſprochenen Rechtsgrundſätze denjenigen, der, ſei es allgemein im Rechts⸗ 
verkehr oder ſei es einer beſtimmten andern Perſon gegenüber, wahrheit⸗ 
widrig ſich als Kaufmann ausgegeben hat, zugunſten ſeines Vertragsgenoſſen 
als Kaufmann zu behandeln. Inſoweit als der gutgläubige Vertragsgenoſſe 
nach Treu und Glauben und mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte infolge des 
Auftretens des Scheinkaufmanns zu der Annahme berechtigt erſcheint, daß 
des letzteren ausdrücklicher oder ſtillſchweigender Willenserklärung eine be⸗ 
ſtimmte Bedeutung, ein beſtimmter Inhalt zukomme, erfordert es die Sicher⸗ 
heit des Verkehrs, daß die Erklärung gleich wie die eines Kaufmanns zu be⸗ 
urteilen iſt. Soweit es ſich jedoch nicht um den Schutz des redlichen Verkehrs 
in dieſem Sinn handelt, insbeſondere inſoweit die Anwendbarkeit der ver⸗ 
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ſchiedenen die Verjährung betreffenden geſetzlichen Vorſchriften in Frage 
kommt, fehlt es an jedem Rechtsgrund dafür, den im Handelsregiſter nicht 
eingetragenen Nichtkaufmann lediglich deshalb den für Kaufleute gegebenen 
Verjährungsvorſchriften zu unterwerfen, weil er als Kaufmann aufgetreten 
iſt.— — — | 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 19. Sept. 1916. Grube M. (BH.) 
w. B. (OLG. Naumburg). VII. 140/16. Auch in RCEntſch. 89 Nr. 35° 
S. 163. 


172. Bedeutung von Kompenfationsfäufen im Handel. 
BGB. 5 389. 

Die Klägerin kaufte von der Beklagten am 18. Juli 1914 1000 Zentner 
Salpeter und am 22. Juli 1914 450 Zentner, Lieferung Februar / März 1915. 
In Gemäßheit der auf der Schlußnote enthaltenen Beſtimmungen über 
höhere Gewalt wurden die Verträge auf Februar / März 1916 geſchoben. 
Bezüglich der 1000 Zentner bezahlte Klägerin ein Aufgeld von 396 K an die 
Beklagte. Am 16. Juli 1915 kaufte die Beklagte die 1450 Zentner in Rückkauf in 
Kompenſation mit den vorſtehenden Verträgen von der Klägerin, Lieferung 
Februar / März 1916. Am 29. Januar 1916 ſandte Klägerin die Rechnung 
über 1171,25 M über die in Kompenſation verkauften 1450 Zentner an die 
Beklagte. Da die Beklagte Zahlung verweigerte, erhob Klägerin auf Zahlung 
des Betrages Klage. Die Beklagte wurde verurteilt. Aus den Gründen: 

„Da die Beklagte dieſelben 1450 Sack Salpeter, die ſie der Klägerin ver⸗ 
kauft hatte, in Kompenſation mit dieſen Kaufverträgen zurückgekauft hat, 
ſo erſcheint eine tatſächliche Erfüllung dieſer ſich gegenüberſtehenden Verträge 
begrifflich ausgeſchoſſen. Vielmehr hat in dieſem Fall nach $ 389 BGB. 
grundſätzlich eine Aufrechnung der beiderſeitigen Forderungen im Augenblick 
ihres Gegenübertretens, d. h. der Abſchließung des Rückkauf⸗ und Kompen⸗ 
ſationsvertrages, ſtattgefunden und iſt der einen Partei, hier der Klägerin, 
eine Forderung auf den überſchießenden Betrag der Kaufpreiſe erwachſen. 
Die Beklagte ſtellt dies auch grundſätzlich nicht in Abrede, will aber für den 
Salpeterhandel einen abweichenden Brauch nach der Richtung behaupten, 
daß den Vertragsteilen für die Geltendmachung und Ausführung der aus 
ſolchen Verträgen entſpringenden Rechte die Möglichkeit der tatſächlichen 
Abwicklung der betreffenden Lieferungsverträge offen gelaſſen werde. Was 
die Beklagte aber nach dieſer Richtung beigebracht hat, iſt nicht genügend, 
um auch nur die Unterlage für eine Beweisaufnahme durch Einziehung eines 
Sachverſtändigengutachtens zu gewähren. Es mag zugegeben werden, daß 
in Friedenszeiten hier und da ſolche Rückkaufverträge auch tatſächlich durch 
Übergabe von Lieferſcheinen ausgeführt worden ſind, wenngleich dies nach 
der Angabe des Prokuriſten der Beklagten nur ſelten geſchehen iſt. Aber da⸗ 
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mals machte eine ſolche von den Vertragsteilen gewählte Erledigung keinerlei 
Schwierigkeiten, da ſich ſtets genügend Ware am Markte befand. Entſcheidend 
iſt, ob auch unter den ganz veränderten Verhältniſſen des Krieges und bei 
einem Kompenſationsvertrage, der im Juli 1915, alſo zu einer Zeit, da der 
Krieg ſchon ein Jahr dauerte, ſein Ende nicht abzuſehen, wohl aber mit einer 
Lieferungsmöglichkeit im Februar/März 1916 garnicht zu rechnen war, ab⸗ 
geſchloſſen worden ift, ein derartiger Handelsbrauch beſteht. Es erſcheint aus⸗ 
geſchloſſen und iſt auch von der Beklagten garnicht behauptet worden, daß 
ſich für ſolche Fälle ein derartiger Brauch gebildet oder auch nur vereinzelt 
eine ſolche Abwicklung der Verträge ſtattgefunden haben ſollte. Die ganze 
Beweisführung der Beklagten iſt lediglich auf die von den gegenwärtigen 
ganz verſchiedenen Friedensverhältniſſe abgeſtellt und kann daher nicht in 
Betracht kommen. — — —" 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 22. Mai 1917. S. B. (Kl.) 

w. Schl. & M. Bf. VI. 408/16. Nö. 


173. Begriff der Abladung beim überſeeiſchen Abladegeſchäft. 


Vgl. 66 Nr. 202 m. N.; 71 Nr. 157; 72 Nr. 32. 
BGB. 59 447. 361. 


Laut Schlußſchein v. 8. Juni 1914 hatte die Klägerin von der Beklagten 
ca. 50 Tonnen prima amerikaniſches Elektrolytkupfer gekauft zum Preiſe von 
129,50 4 für 100 Kilo, Verladung von Amerika im Juli 1914, Lieferung 
cif Hamburg oder Häfen gleicher Frachtparität, andre Häfen mit dem üblichen 
Aufſchlag in Käufers Wahl, Zahlung netto Kaſſe gegen Dokumente. Die 
Beklagte lud die Ware in den am 30. Juli 1914 zur Abfahrt von Neuyork 
nach Hamburg fälligen Dampfer der Amerika⸗Linie „President Grant“ ein 
und teilte die geſchehene Verladung der Klägerin am 31. Juli telegraphiſch 
mit. Weil aber der Dampfer des inzwiſchen ausgebrochenen Krieges wegen 
entweder nicht abfuhr oder doch nach kurzer Fahrt wieder umkehrte, wurde 
die Ware in Neuyork wieder gelöſcht und, wie die Klägerin behauptet, an den 
Ablader zurückgegeben. Am 11. Auguſt bat die Klägerin um eine Rechnung, 
ſobald die Verſchiffung der Ware erfolgt ſei, und reichlich zwei Monate ſpäter, 
am 19. Oktober, erſuchte ſie die Beklagte, die Verſchiffung nunmehr unver⸗ 
züglich per Kabel nach Rotterdam oder welchen ſonſtigen neutralen Hafen 
ſie beſtimmen wolle zur Verſchiffung zu bringen. Die Beklagte lehnte dies 
nach einem weiteren Briefwechſel ab. Die Klägerin verlangte dann Schaden⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung, wurde aber mit dieſem Anſpruch abgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Es iſt eine Ware verkauft worden, welche ſeitens der Verkäuferin im 
Juli 1914 von Amerika zu verladen und „eif Hamburg oder Häfen gleicher 
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Frachtparität, andre Häfen mit dem üblichen Aufſchlag in Käufers Wahl, 
netto Kaſſe gegen Dokumente“ zu liefern war. Daß bei einem ſolchen Vertrage 
der Abladehafen für die Vertragspflichten des Verkäufers jedenfalls inſoweit 
der Erfüllungsort iſt, als es ſich um die Übergabe der verkauften Ware an 
den Käufer handelt, und daß mit ihrer Auslieferung an den Schiffer die Ge⸗ 
fahr der Ware regelmäßig auf den Käufer übergeht, iſt anerkannten Rechtens 
und entſpricht auch den im Vertrage für maßgeblich erklärten Platzuſanzen für 
den hieſigen Warenhandel (Börſen⸗Handb. 1910, 154). Bildet, wie hier, 
eine nur der Gattung nach beſtimmte Sache den Gegenſtand des Kaufes, ſo 
muß freilich noch hinzukommen, daß der Verkäufer dem Käufer die erfolgte 
Verladung anzeigt. Durch die Verladungsanzeige vollzieht ſich nach der all- 
gemeinen Rechtsüberzeugung der Kaufleute die im § 243 Abſ. 2 BGB. vor⸗ 
geſehene Beſchränkung des Schuldverhältniſſes, ohne welche bei Gattungs⸗ 
ſchulden ein Übergang der Gefahr nicht denkbar iſt. 

Den ihr nach dieſem Vertrage obliegenden Verpflichtungen hat nun 
aber die Beklagte im ganzen Umfange genügt, indem ſie — worüber kein 
Streit iſt — die von ihr nach dem Vertrage zu liefernde und gegen Seegefahr 
gehörig verſicherte Ware auf Grund des mit der Reederei des „President 
Grant“ geſchloſſenen Frachtvertrages in den für den 30. Juli 1914 zur Ab⸗ 
fahrt von Neuyork nach Hamburg fälligen Dampfer einladen ließ und der 
Käuferin hiervon am 31. Juli 1914 telegraphiſch und brieflich Anzeige 
machte. Eine weitere Verpflichtung beſtand für ſie nicht. Wurde dem⸗ 
nächſt, nachdem am 1. Auguſt 1914 der Krieg ausgebrochen und die Reederei 
auf Grund der ihr im § 629 Nr. 2 HGB. gewährten Befugnis vom Fracht⸗ 
vertrage zurückgetreten war, die Ware aus dem Schiff ohne Zutun der Be⸗ 
klagten wieder ausgeladen, ſo war das ein Umſtand, den die Beklagte nicht 
zu vertreten hatte. | 

Beſtand ſchon aus dieſem Grunde für die Beklagte keine Verpflichtung, 
die Ware von neuem zu verladen, ſo kommt hinzu, daß mit dem 31. Juli 
1914 die Verladungsfriſt abgelaufen war. Nach ihrem Ablauf konnte aber, 
da bei Abladungsgeſchäften der hier fraglichen Art die Beſtimmung der Friſt 
eine weſentliche Vertragsbedingung bildet, die Käuferin die Verladung über⸗ 
haupt nicht mehr verlangen, und die Verkäuferin brauchte einem ſolchen 
Verlangen nicht Folge zu leiſten. Das verkennt die Klägerin jetzt auch ſelbſt 
nicht mehr, ſie vertritt aber den Standpunkt, daß die Beklagte ſich mit der 
Ausführung des Abrufs der Klägerin v. 19. Oktober grundſätzlich einverſtanden 
erklärt habe. Darin kann ihr nicht beigetreten werden. Die Beklagte hatte 
hinreichend deutlich, wenn auch ohne beſonderen Hinweis auf den Ablauf 
der Verladungsfriſt, zum Ausdruck gebracht, daß ſie ſich zu einer nochmaligen 
Verladung nicht für verpflichtet halte, weib der Vertrag durch die Einladung 
der Ware in den Dampfer „President Grant“ feine ordnungmäßige Erle- 
digung gefunden habe. Wenn ſie ſich dann ſpäter — unter gewiſſen Bedin⸗ 
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gungen, die abſeiten der Klägerin nicht genehmigt wurden — bereit erklärte, 
die Ware doch noch zur Verſchiffung zu bringen, ſo lag darin ein Entgegen⸗ 
kommen, zu welchem ſie der Klägerin gegenüber nicht verpflichtet war und 
durch welches ſie nicht gehindert wird, im Prozeſſe auf den früher von ihr 
eingenommenen ablehnenden Standpunkt zurückzugreifen. 

Zu einer andern Beurteilung kann auch die Erwägung nicht führen, 
daß der Verkäufer, indem er die Verſendung der Ware bewirke, damit ein 
Geſchäft des Käufers beſorge, als deſſen Beauftragter er inſoweit anzuſehen 
ſei. Denn der übernommene Auftrag war nach der Natur des Cik⸗Verkaufs 
darauf beſchränkt, die gegen Seegefahr verſicherte Ware ordnungmäßig auf 
den Weg zu bringen, und dieſer Verpflichtung wurde durch den Abſchluß 
des Frachtvertrages und die Übergabe der Ware an das Schiff genügt. Dafür, 
daß das Schiff die Reiſe antrat und den Beſtimmungshafen erreichte, hatte 
die Verkäuferin nicht einzuſtehen. 

Mit Recht beruft ſich die Beklagte aber ferner darauf, daß ihr eine ſchuld⸗ 
hafte Nichterfüllung des Vertrages auch um deswillen nicht zur Laſt falle, 
weil ihr bei der durch den Krieg geſchaffenen Sachlage eine Verſchiffung der 
Ware nach Rotterdam oder einem andern neutralen Hafen, wie ſie von der 
Klägerin im Briefe v. 19. Oktober verlangt wurde, nicht zuzumuten geweſen 
ſei. Zutreffend hat in dieſer Beziehung der Vorderrichter erwogen, daß eine 
Verſchiffung von Kupfer nach jenen Häfen, ſoweit ſie überhaupt möglich war, 
doch nur in der Weiſe erfolgen konnte, daß die Konnoſſemente auf den Namen 
einer im neutralen Hafen anſäſſigen Firma ausgeſtellt wurden, daß es aber 
nicht Sache der Beklagten geweſen ſei, eine ſolche Firma ausfindig zu machen, 
und daß ſie in dieſer Hinſicht von der Klägerin keinerlei Anweiſung erhalten 
habe. Hinzukommt, daß Kupfer ſeit Anfang Oktober 1914 in Amerika zur 
Verladung nach Holland nur angenommen wurde, wenn die Ware an die 
holländiſche Regierung adreſſiert war, welche die dazu nötige Genehmigung 
nur erteilte, wenn für das Verbleiben der Ware in Holland Garantie ge⸗ 
leiſtet wurde. Ob es zu der in Betracht kommenden Zeit möglich geweſen 
wäre, die Ware ohne entſprechende Garantie nach andern neutralen Ländern 
zu verſchiffen, und ob eine ſolche Verſchiffung nach nordiſchen Häfen in der 
Tat ſtattgefunden hat, kann dahingeſtellt bleiben, weil feſtſteht, daß jede ſolche 
Verſchiffung ungewöhnlichen Schwierigkeiten begegnete und überdies das 
Schiff und die Ware der Gefahr einer Wegnahme durch eine der feindlichen 
Mächte ausſetzte. Bei ſolcher durch den Krieg veränderten Sachlage iſt aber 
eine Verpflichtung der Beklagten, die Ware von neuem zur Verſchiffung zu 
Hringen, auch bei weiteſtgehender Auslegung der von ihr übernommenen 
Verſendungspflicht nicht anzuerkennen. | 

Ob die Klägerin, nachdem die Ware aus dem Schiffe wieder gelöſcht 
war, deren Auslieferung in Neuyork hätte fordern können, kann dahingeſtellt 
bleiben, weil ein ſolches Verlangen von ihr nicht geſtellt worden iſt. ö 
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Die Klage auf Erſatz eines Nichterfüllungsſchadens iſt aus den angeführten 
Gründen mit Recht abgewieſen worden. 
Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 14. Dez. 1916. A. (Kl.) w. 
E. u. Gen. Bf. III. 205. 278/16. B. 


174. Eine verſpätete Kündigung kann für den nächſtfolgenden Kün- 
digungstermin wirkſam werden. 


BGB. 8 564. 


Der klagende Verwalter des Nachlaſſes des im Frühjahr 1915 verſtorbenen 
S. kündigte durch Schreiben v. 30. Dez. 1915 den zwiſchen S. und den Be⸗ 
klagten beſtehenden Mietvertrag auf den 1. April 1916. Die Beklagten wieſen 
die Kündigung zurück mit der unſtreitig zutreffenden Begründung, daß halb⸗ 
jährliche Kündigungsfriſt beſtehe und die Bekanntmachung des Bundesrats 
v. 7. Okt. 1915, auf welche Kläger ſich berief, keine Anwendung finde. Die 
Parteien ſtritten nur darüber, ob in dieſer für den 1. April unwirkſamen 
Kündigung eine eventuelle Kündigung auf den nächſten zuläſſigen Termin, 
den 1. Okt. 1916, liege. Der Kläger bejahte dies und verlangte deshalb mit 
der Klage Feſtſtellung, daß der Mietvertrag mit Ablauf des 30. Sept. 1916 
beendigt geweſen ſei. Dem Klagantrage wurde vom Landgericht entſprochen; 
die Berufung wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Den Ausführungen des Landgerichts kann in rechtlicher und tatſächlicher 
Hinſicht nur zugeſtimmt werden. Mit Recht jagt Staudinger $ 564 BGB. 
Bem. IIc unter Berufung auf die in der Literatur herrſchende Meinung, 
daß die Frage, ob eine verſpätete Kündigung wenigſtens auf den nächſten 
zuläſſigen Termin zu beziehen ſei, oder ob es einer neuerlichen Kündigung 
bedürfe, von den Umſtänden des Einzelfalles abhängt. Wollte der Kündigende 
auf alle Fälle das Vertragsverhältnis löſen und iſt dieſer Wille dem andern 
Vertragsteil auch genügend erkennbar geworden, ſo iſt die Kündigung ohne 
weiteres für den nächſten zuläſſigen Termin wirkſam. Daß Kläger den Miet⸗ 
vertrag auf alle Fälle löſen wollte, ergab ſich aber unverkennbar nicht nur 
aus dem in dem Tode des Mieters liegenden Grunde der Kündigung, ſondern 
auch daraus, daß er die Beklagten bat und ermächtigte, die Räume ſobald als 
möglich anderweitig zu vermieten. Da er dieſe Bitte nie zurückgenommen 
hat, jo hat er den Beklagten fortdauernd das Recht eingeräumt, die Miet- 


räume zu vermieten, und damit unverkennbar zum Ausdruck gebracht, daß 


ihm ſelbſt an den Mieträumen nichts mehr läge.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 3. April 1917. G. w. L. u. 
Gen. Bf. III. 414/16. Nö. 
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175. Schadensberechnung bei einem Werkvertrage, deffen Ausführung 
der Beſteller verhinderte. 
Vgl. 12 Nr. 24. 
BGB. 88 642. 645. 

Die Klägerin hatte von der Beklagten im Februar 1913 einen Auftrag 
auf Lieferung von 500000 Etiketten erhalten. Sie fertigte die erforderlichen 
Entwürfe und Probedrucke an und überſandte ſie der Beklagten zur Ge⸗ 
nehmigung. Beklagte äußerte ſich nicht. Klägerin ſetzte am 12. Februar 
1914 gemäß $ 643 BGB. eine Friſt von 1 Woche, die fruchtlos verſtrich. Sie 
klagte auf Erſatz des Schadens, den fie auf 650 & berechnete. Die Beklagte 
vertrat den Standpunkt, daß die Klägerin, da ſie den Vertrag gekündigt habe, 
ihren Schaden nur nach 88 643. 645 BGB. und nicht außerdem nach 8 642 
BGB. berechnen könne, und daß ſich hiernach nur ein Schaden von 30,05 K 
ergebe. — Das Landgericht verurteilte die Beklagte zur Zahlung von 350 K, 
worauf dieſe 250,20 & zahlte und im übrigen Berufung einlegte. Das Ber.- 
Gericht ſprach der Klägerin weitere 200 & zu und wies die Klage im übrigen 
ab. Aus den Gründen: 

„Der 8 642 BGB. ſpricht dem Unternehmer, wenn der Beſteller durch 

AUnterlaſſung einer ihm obliegenden Handlung in Annahmeverzug gerät, 

eine angemeſſene Entſchädigung zu, berechnet nach der Dauer des Verzuges 
und der Höhe der Vergütung, unter Abzug der erſparten Aufwendungen und 
Heſſen, was er durch anderweitige Verwendung feiner Arbeitskräfte erwerben 
konnte. Der § 643 BGB. gibt dem Unternehmer für dieſen Fall ein Kün⸗ 
digungsrecht und § 645 gibt ihm ſolchenfalls einen Vergütungsanſpruch für 
die geleiſtete Arbeit und Anſpruch auf Erſatz der in der Vergütung nicht ent⸗ 
haltenen Auslagen. 

Die Meinung des Landgerichts, daß die Geltendmachung eines Anſpruchs 
aus 8 645 BGB. den Anſpruch aus 8 642 ausſchließe, iſt nicht zutreffend. 
Der Wortlaut der beiden Geſetzesbeſtimmungen gibt für ſolche Annahme 
keine Unterlage. Ihr Inhalt ſpricht dagegen. § 642 gibt einen Erſatzanſpruch 
wegen Verzögerung der Annahme. Er ſetzt alſo das Beſtehen des Vertrages 
voraus. Daraus ergibt ſich aber nur, daß nach der Kündigung ein Erſatz⸗ 
anſpruch wegen Verzögerung für die Zeit nach der erfolgten Kündigung 
nicht mehr erwachſen kann. Weshalb aber durch die Kündigung ein vorher 
bereits erwachſener Erſatzanſpruch wieder in Wegfall kommen ſoll, iſt nicht 
einzuſehen. Sogut wie ein Unternehmer, wenn es im Fall des § 642 BGB. 
nicht zur Kündigung, ſondern zur Herſtellung des Werkes kommt, den An⸗ 
ſpruch auf die vertragmäßige oder angemeſſene Vergütung, neben dem Erſatz⸗ 
anſpruch wegen der Verzögerung hat, ſo hat er, wenn er nur einen Teil des 
Werkes herſtellt, einen Anſpruch auf Erſatz von Vergütung und Auslagen für 
den tatſächlich hergeſtellten Teil des Werkes. Nur letzteres wird in § 645 be⸗ 
ſtimmt, der demnach die Vorſchrift des § 642 überall nicht berührt. Es kann 
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ſich daher nur fragen, wie der Schaden nach $ 642 und nach $ 645 zu be- 
rechnen iſt. 

Den erſteren Schaden hat der Sachverſtändige auf 100 & geſchätzt. 
Derſelbe iſt bezahlt. Des weiteren hat die Beklagte als Erſatz für Auslagen 
noch weitere 25,20 K zugebilligt und in Höhe dieſes Betrages keine Berufung 
eingelegt. Mit Unrecht will die Klägerin weiter die Proviſion des Agenten 
einſetzen. Es iſt zunächſt nicht einzuſehen, weshalb der Agent eine Proviſion 
ſollte beanſpruchen können, nachdem das Geſchäft aus Gründen in der Perſon 
der Beklagten nicht zur Ausführung gekommen iſt. Des weiteren iſt aber 
die Proviſion keine Auslage auf die geleiſtete Arbeit, ſondern gehört zu den 
allgemeinen, den Verdienſt der Klägerin mindernden Unkoſten, die ſich aus 
der Art ihres Geſchäftsbetriebes ergeben, aber mit der Arbeit ſelbſt nur in 
indirektem Zuſammenhange ſtehen. Wollte man der Klägerin folgen, ſo würde 
das dazu führen, daß je geringer der Verdienſt der Klägerin wegen der Höhe 
der Proviſion iſt, deſto höher ihr Erſatzanſpruch ſein würde. Derſelbe könnte 
den Anſpruch auf Vergütung für die ganze geleiſtete Arbeit überſteigen, ein 
Ergebnis, das im Geſetz nicht gewollt ſein kann. 

Was die Vergütung wegen Verzuges aus 8 642 BGB. anlangt, jo iſt 
eine angemeſſene Vergütung zu gewähren. Sie kann nicht genau feſtgeſtellt 
werden, ſondern iſt zu ſchätzen. In ſeinem Gutachten hat der Sachverſtändige 
dies bereits getan und das Gericht hat kein Bedenken, das Urteil desſelben 
zugrunde zu legen. Darnach kommen der Klägerin ae den erledigten 
125,20 4 noch 200, zu. 

Fragen konnte es ſich, ob nach der Beſtimmung von $ 651 BGB. die 
Vorſchriften über den Kauf anzuwenden ſind. Die Frage iſt aber zu verneinen. 
Allerdings hat die Klägerin die zur Herſtellung des Werkes nötigen Anſchaf⸗ 
fungen gemacht, aber das Weſentliche war die Leiſtung der Arbeit, die Her⸗ 
ſtellung des Werkes. Die Beſchaffung der hierfür notwendigen Materialien, 
wie Farben, Lack und Papier, tritt dagegen zurück. Die Frage kann aber 
auf ſich beruhen, denn auch unter Anwendung der Vorſchriften über den Kauf 
würde man nach den Grundſätzen über Schadenerſatz wegen Verzuges hier 
zu dem gleichen Reſultat gelangen. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 22. März 1917. Sch. (Kl.) 
w. Gl. Werke. Bf. III. 18/16. B. 


176. Sum § 94 Abf. 2 Gef. über den Verſicherungsvertrag 
v. 30. Mai 1908. 
Vers VG. $ 94 Abſ. 2. 
Die Klägerin war mit ihren Fabrikgebäuden, Maſchinen und Waren bei 
den beiden verklagten Verſich.⸗Geſellſchaften je zur Hälfte gegen Feuersgefahr 
verſichert. Am 7. Februar 1914 brannte die Fabrik ab. Der Gebäude⸗ und 
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Maſchinenſchaden iſt reguliert. Die Waren waren bis zum Höchſtbetrage von 
110000 & verſichert. Die Klägerin behauptete, es feien Waren im Wert 
von etwa 153000 M verbrannt, ſie habe ihre Schadensberechnung am 30. März 
1914 eingereicht, von den Beklagten ſei planmäßig die Ermittelung des Scha⸗ 
dens verzögert worden. Sie verlangte mit der im Juli 1914 erhobenen Klage 
Auszahlung des Betrages, den die Beklagten nach Lage der Sache mindeſtens 
zu zahlen hätten. Sie berechnete den Mindeſtbetrag der Entſchädigung für 
die verbrannten Waren auf 90000 „, klagte aber hiervon nur den Betrag 
von 60000 „ ein. — Nach Erhebung der Klage zahlten die Beklagten je 
10000 „, beantragten im übrigen aber Abweiſung der Klage. — Die Be⸗ 
klagten wurden eine jede zur Zahlung weiterer 20000 K nebſt Zinſen ver⸗ 
urteilt. Ihre Berufung wie Reviſion wurden zurückgewieſen. Aus den Grün⸗ 
den des Rev.⸗Urteils: | 

„— — — Die Revifion wendet fich, die Übereinſtimmung der Ver⸗ 
ſicherungsbedingungen der Beklagten mit der Geſetzesvorſchrift anerkennend, 
in erſter Reihe gegen die dem $ 94 Abſ. 2 VerſVertrG. vom Ber.⸗Gericht 
gegebene Auslegung. Sie erachtet es nicht für zutreffend, daß der Verſicherung⸗ 
nehmer ſchon, wenn bis zum Ablauf eines Monats nach der Anzeige des Ver⸗ 
ſicherungsfalls der Schaden ohne ſein Verſchulden noch nicht vollſtändig feſt⸗ 
geſtellt iſt, Zahlung der nach Lage der Sache mindeſtens zu gewährenden 
Entſchädigung ſolle verlangen können. Vorausſetzung für die Anwendung 
der Geſetzesvorſchrift ſei nach ihrem Zweck und Wortlaut, daß die Beteiligten 
bis zu einer gewiſſen Summe einig ſeien und nur noch über eine Mehrfor⸗ 
derung Streit herrſche. In einem ſolchen Fall wolle das Geſetz verhindern, 
daß der Verſicherer durch Zurückbehaltung der bereits feſtgeſtellten Entſchädi⸗ 
gung einen Druck auf den Verſicherungnehmer ausübe, ihn durch Vorent⸗ 
haltung der feſtgeſtellten Entſchädigung zur Nachgiebigkeit zwinge. Das Geſetz 
ſpreche von dem noch nicht vollſtändig feſtgeſtellten Schaden, ſolange über⸗ 
haupt noch nichts feſtgeſtellt ſei, könne daher auch nichts verlangt werden. 
Werde nach § 94 dem Verſicherungnehmer ein Anſpruch auf mehr als den 
unſtreitigen Schadensbetrag zugebilligt, ſo könne der Verſicherer damit zur 
Zahlung eines die Entſchädigungsſumme nach ihrer endgültigen Feſtſtellung 
überſteigenden Betrages verpflichtet und mangels eines geſicherten e 
derungsrechts geſchädigt werden. 

Dieſen Ausführungen iſt nicht zu folgen. In der Begründung des Geſetz⸗ 
entwurfs iſt zu § 94 ausgeſprochen, daß ſich die Lage des Verſicherungnehmers 
dadurch, daß die Entſchädigungsſumme, wie es in der Natur der Sache liege, 
in der Regel nicht gezahlt werde bevor der Umfang des Schadens feſtgeſtellt 
ſei, ungünſtig geſtalten könne. Es bedürfe deshalb eines Ausgleichs. Dieſer 
wird im Abſ. 1 durch die Anordnung der Verzinſung der Entſchädigungsſumme 
nach dem Ablauf eines Monats ſeit der Anzeige des Verſicherungsfalls gewährt. 
Zum Ausgleich des Nachteils, der ſich aber weiter für den Verſicherung⸗ 
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nehmer daraus ergibt, daß er bei langwierigen Schadensermittelungen, wie 
ſie die Feſtſtellung der Entſchädigungsſumme gerade bei großen Brandſchäden 
erfordert, bis zur endgültigen Feſtſetzung des Schadensbetrages von der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft keine Zahlung erhält, dient die Beſtimmung in Ab]. 2. 
Sie ermächtigt den Verſicherungnehmer, wenn der Schaden bis zum Ablauf 
eines Monats ſeit der. Anzeige des Verſicherungsfalls noch nicht vollſtändig 
feſtgeſtellt iſt, doch die Zahlung des Betrages zu fordern, der nach Lage der 
Sache mindeſtens zu zahlen iſt. Eine Ausnahme von der Verpflichtung zur 
Verzinſung und zur Zahlung hat das Geſetz für den Fall für geboten erachtet, 
daß ſich infolge des Verſchuldens des Verſicherungnehmers die Feſtſtellung 
des Schadens verzögert. Das ſpricht Abſ. 3 aus. 

Nach der Begründung iſt ſomit die Beſtimmung des § 94 zur Wahrung 
der Intereſſen des Verſicherungnehmers getroffen. Dieſen wird die Be⸗ 
ſtimmung aber nicht in dem vom Geſetzgeber gewollten Umfange gerecht, 
wenn ihr die von der Reviſion vertretene Deutung gegeben wird. Wenn nach 
Abſ. 2 Zahlung nur in Höhe des Betrages der Verſicherungsſumme gefordert 
werden könnte, den auch der Verſicherer als Mindeſtbetrag der Entſchädigung 
anerkennt, dann hätte es, wie das Ber.⸗Gericht zutreffend ausführt, der Ver⸗ 
ſicherer in der Hand, durch Beſtreiten jeden nennenswerten Schadens eine 
Zahlung vor der endgültigen Schadensfeſtſetzung zu verhindern. Die Abſicht 
des Geſetzes, dem Verſicherungnehmer ſchon vor dieſem Zeitpunkte einen Teil 
der Entſchädigungsſumme zur Verfügung zu ſtellen, würde damit leicht zu 
vereiteln ſein. Beſtreiten kann der Verſicherer auch den Schadensbetrag, 
welchen der von ihm ernannte Sachverſtändige begutachtet hat. Es trifft alſo 
nicht zu, daß, wie die Reviſion meint, ein Beſtreiten in dem angegebenen 
Sinne nicht möglich ſei. 

— — — In Intereſſe des Verſicherten liegt es, jo ſchnell und fo weit als 
möglich wegen des erlittenen Schadens entſchädigt zu werden. Der Wortlaut 
der Geſetzesbeſtimmung ſteht der aus ihrer Begründung entnommenen Ab⸗ 
ſicht des Geſetzgebers, dieſes Intereſſe des Verſicherungnehmers zu wahren, 
nicht entgegen. Der Schaden wird erſt mit der endgültigen Feſtſetzung der 
Entſchädigungsſumme „vollſtändig feſtgeſtellt“. Solange dieſe Feſtſetzung 
noch nicht erfolgt iſt, findet daher 8 94 Abſ. 2 auch nach dem Wortlaut des 
Geſetzes Anwendung. Rechtliche Vorausſetzung für die Zuerkennung des 
Mindeſtbetrages, über den die Parteien nicht einig ſind, iſt dann allerdings 
weiter, daß die Entſchädigungspflicht des Verſicherers an ſich feſtſteht. Wird 
dieſe beſtritten und wird, wie das im vorliegenden Fall geſchehen iſt, Verwir⸗ 
kung des Anſpruchs auf die Verſicherungsſumme eingewendet, ſo ſteht ein 
ſolches Vorbringen des Verſicherers wie der Forderung der Verſicherungs⸗ 
ſumme überhaupt, jo auch der Teilforderung aus § 94 Abſ. 2 entgegen. Es 
muß deshalb über dieſe Einwendungen in dem Rechtsſtreit, in welchem der 
Verſicherte Zahlung des Mindeſtbetrages fordert, mitentſchieden werden. 
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Ebenſo iſt der Verſicherer mit ſeinen Einwendungen gegen die Höhe des ge⸗ 
forderten Teilbetrages zu hören und dieſer iſt nur in einer Summe feſtzu⸗ 
ſetzen, von der als ſicher anzunehmen iſt, daß ſie die demnächſt endgültig zu 
bewilligende Entſchädigungsſumme nicht überſteigt. Bei ſolcher Anwendung 
des Geſetzes haben die Verſich.⸗Geſellſchaften nicht zu befürchten, daß ihnen 
aus der Verurteilung zur Zahlung eines ſtreitigen Mindeſtbetrages Schaden 
erwächſt. Über den Anſpruch des Verſicherungnehmers aus § 94 Abſ. 2 iſt 
mangels einer andern geſetzlichen Vorſchrift im ordentlichen Prozeßverfahren 
zu verhandeln und zu entſcheiden. 

Das Ber.⸗Gericht iſt dem Vorſtehenden entſprechend verfahren. Es 
hat den auf argliſtige Täuſchung und auf die Verletzung der Auskunftspflicht 
bei der Schadensermittelung geſtützten Verwirkungseinwand der Beklagten 
für unbegründet erachtet. — — — 

Die Feſtſtellung des Mindeſtbetrags des Schadens it auf ihre Richtig 
keit in der Rev.⸗Inſtanz nicht nachzuprüfen.— — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 26. Januar 1917. WPr. F. Soz. 

u. Gen. (Bkl.) w. P. (OL G. Hamm). VII. 348/16. Auch RGEntſch. 

89 Nr. 80 S. 351. ö 


177. Der $ 903 RDerf®. bezieht fich nicht auf Unfälle ſelbſtverſicherter 
Unternehmer. 
NBerid. $ 903. 

Der Beklagte betreibt eine Heine Landwirtſchaft und iſt als ſelbſtändiger 
Ackerer gemäß § 925 RVerſO. nach der Satzung der klagenden landwirtſchaft⸗ 
lichen Berufsgenoſſenſchaft bei dieſer verſichert. Am 8. Auguſt 1913 ließ er 
durch die Dreſchmaſchine des Landwirts A. ſeinen Raps ausdreſchen und half 
mit bei der Arbeit, dabei geriet er mit dem Arme in die Einlegeöffnung der 
vom Sohne des Beſitzers geleiteten Maſchine. Die Klägerin hat ihm gemäß 
der RVerſO. Entſchädigung gewährt und gewährt ſie ihm weiter. Sie behauptet, 
der Beklagte habe ſeinen Unfall durch Außerachtlaſſung derjenigen Sorgfalt 
verſchuldet, zu der er durch ſeinen Beruf und ſein Gewerbe verpflichtet ſei, 
er hafte ihr daher nach § 1042 i. V. m. 8 903 RVerſ O. für alle ihre Aufwen⸗ 
dungen und hat deren Erſatz mit der Klage gefordert. Mit dieſer vom Land⸗ 
gericht abgewieſen, hat fie in der Ber.⸗Inſtanz in erſter Linie beantragt, feſt⸗ 
zuſtellen, daß ſie berechtigt ſei, gegenüber den Entſchädigungsanſprüchen des 
Beklagten mit ihren Erſatzanſprüchen aus § 903 WVerſO. aufzurechnen, und 
in zweiter Linie den Antrag geſtellt, nach dem Klagantrag zu erkennen. Die 
Berufung iſt zurückgewieſen worden, die Reviſion kann keinen Erfolg haben. 

8 903 WVerſO. gibt der Berufsgenoſſenſchaft einen Erſatzanſpruch nur 
gegen Unternehmer und ihnen nach 8 899 Gleichgeſtellte. Das Ber. Gericht 
hat in Übereinſtimmung mit dem Landgericht dieſe Vorſchrift auf Unfälle, 
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die ein ſelbſtverſicherter Unternehmer durch eigene Fahrläſſigkeit erleidet, 
nicht für anwendbar erachtet. Dieſe Anſicht iſt zutreffend. 

Zur Begründung ſeiner Anſicht hat das Ber.⸗Gericht folgendes ausgeführt. 
Nach §8 556. 557 RVerſOO. habe der Verletzte keinen Anſpruch auf Entſchädi⸗ 
gung, wenn er den Unfall vorſätzlich herbeigeführt oder wenn er ihn ſich bei 
der Begehung eines Verbrechens oder eines vorſätzlichen Vergehens zugezogen 
habe; unter dem „Verletzten“ ſei der verſicherte und verletzte Arbeitnehmer, 
Unternehmer und Betriebsbeamte zu verſtehen. Die eigene, noch ſo große 
Fahrläſſigkeit ſolle alſo nicht bloß dem Arbeiter und Betriebsbeamten ſondern 
auch dem Unternehmer nicht entgegengehalten werden können. Daran habe 
auch die Beſtimmung im § 903 nichts geändert. Wenn dort eine Haftung des 
Unternehmers oder der ihm nach $ 899 gleichgeſtellten Bevollmächtigten und 
Repräſentanten, Betriebs- und Arbeiteraufſeher gegenüber der Genoſſenſchaft 
ausgeſprochen werde, falls ſie den Unfall fahrläſſig unter Außerachtlaſſung 
derjenigen Aufmerkſamkeit herbeigeführt haben, zu der ſie vermöge ihres 
Amtes, Berufs oder Erwerbes beſonders derpflichtet ſeien, ſo könne dieſe 
Beſtimmung nur dahin ausgelegt werden, daß die Haftung eintreten ſolle, 
wenn Aufſichtsperſonen und leitende Perſönlichkeiten, d. h. ſolche, welche wegen 
ihrer Stellung zur Anwendung beſonderer Aufmerkſamkeit verpflichtet ſeien, 
fahrläſſigerweiſe die ihnen obliegende Aufmerkſamkeit den ihrer Aufſicht 
anvertrauten Perſonen oder ſonſtigen Dritten gegenüber außer acht laſſen. 
Dafür ſpreche ſchon der Umſtand, daß die gleiche Haftung der Arbeiter nicht 
ausgeſprochen werde, daß man ſich vielmehr darauf beſchränkt habe, ſolche 
den Unternehmern und deren Beamten aufzuerlegen, die in erſter Linie den 
Betrieb und die darin beſchäftigten Arbeiter zu beaufſichtigen haben; weiter 
aber auch die allgemeine rechtliche Erwägung, daß eine Verpflichtung zur 
Anwendung von Aufmerkſamkeit nur Dritten gegenüber beſtehe. Wollte man 
der Auffaſſung der Klägerin beitreten, ſo würde das dazu führen, daß in vielen 
Fällen der Verletzte leer ausginge und der Zweck des Geſetzes, den ſozial 
ſchwächeren Teil der Bevölkerung ohne Rückſicht auf eigenes Verſchulden 
vor den Folgen etwaiger Unfälle ſicherzuſtellen, vereitelt würde. Wenn ferner 
der Unternehmer und die ihm nach $ 899 Gleichgeſtellten der Genoſſenſchaft 
im Falle des § 903 für ihre Aufwendungen auch ohne ſtrafgerichtliche Feſt⸗ 
ſtellung haften, ſo müſſe doch unter ſtrafrechtlichen Geſichtspunkten geprüft 
werden, ob er ſtrafgerichtlich zur Verantwortung hätte gezogen werden können, 
d. h. es müſſe zum mindeſten ein Tatbeſtand feſtgeſtellt werden, der die Vor⸗ 
ausſetzungen ſtrafgerichtlicher Verurteilung erfüllen könne. Daran fehle es 
im vorliegenden Falle, weil die fahrläſſige Selbſtverletzung nie die Grundlage 
einer ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit bilden könne, möchte auch die Schuld 
des Verletzten einwandfrei feſtſtehen. 

Dieſen Ausführungen iſt durchweg beizutreten. Sie ſtimmen mit denen 
überein, die den zu 8 136 Gewu VG. (im weſentlichen gleichlautend mit 
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§ 903 MVerſ O.) ergangenen Entſcheidungen des Reichsverſicherungsamts 
zugrunde liegen, wonach der Berufsgenoſſenſchaft gegen ſelbſtverſicherte 
Unternehmer, die einen entſchädigungspflichtigen Unfall erlitten haben, ein 
Erſatzanſpruch nicht zufteht, mit dem fie gegen den Entſchädigungsanſpruch 
aufrechnen könnte. (Amtl. Nachr. des RVerſAmts 1915, 511 Nr. 2121; Handb. 
der Unf.⸗Verſ. 1, 628 unter 8.) Die Ausführung des Ber.⸗Gerichts, daß es zur 
Anmendung des $ 903 eines — im vorliegenden Falle fehlenden — Tat- 
beſtandes bedürfe, der eine ſtrafgerichtliche Verurteilung rechtſertigen würde, 
ſteht im Einklang mit dem Urtell des erkennenden Senats v. 12. Okt. 1908, 
in RGeEntſch. 69, 340 ff. 

Was die Reviſion gegen die Ausführungen des Ber.⸗Gerichts geltend 
macht, beruht im weſentlichen auf dem Geſichtspunkt, daß die Unternehmer 
gleichmäßig zu behandeln ſeien; das widerſpricht aber gerade dem Geſetze, 
das die kleinen Unternehmer den Arbeitern gleichſtellt, indem es die Ver⸗ 
ſicherungspflicht auf ſie erſtreckt, weil ſie zum großen Teile wirtſchaftlich nicht 
beſſer ſtehen als die Arbeiter und auf ihre perſönliche Arbeitsfähigkeit an⸗ 
gewieſen ſind. Wenn das Geſetz will, daß die kleinen Unternehmer, die einen 
Betriebsunfall erleiden, von der Berufsgenoſſenſchaft ebenſo entſchädigt 
werden wie Arbeiter, ſo kann es nicht ſein Wille ſein, daß ihnen auf einem 
Umwege das wieder genommen wird, was ihnen die ſoziale Fürſorge zuwendet. 
Ohne Grund beruft ſich die Reviſion für ihre abweichende Anſicht auf § 955 
in Verb. m. § 622 RVerſO., wo allerdings eine Aufrechnung von Unfall⸗ 
entſchädigungen gegen Regreßanſprüche vorgeſehen iſt; denn das würde nur 
dann für jene Anſicht ſprechen, wenn lediglich unter den vorliegenden Ver⸗ 
hältniſſen eine Aufrechnung, wie fie $ 622 vorſieht, denkbar wäre, was indeſſen 
nicht der Fall iſt. 

Iſt daher die Beſtimmung im $ 903 gegen den ſelbſwerſicherten Unter⸗ 
nehmer, der einen e e Unfall erlitten hat, nicht an- 
wendbar, 

jo auch die Komm. zur RVerſO. von Stier⸗Somlo zu $ 903 Anm. 4A c S. 661 und zu 
§ 1042 Anm. 1 S. 837; von Honow 3. Buch zu $ 903 Anm. 17 S. 575; von Dan⸗ 

nenberg 3 5 903 Anm. 5; ſowie Piloty Unf VerſGeſ. v. 30. Juni 1900 zu $ 136 Anm. 3, 
ſo ſteht der Berufsgenoſſenſchaft auch kein Anſpruch aus § 903 gegen ihn zu, 
mit dem ſie gegen ſeinen Entſchädigungsanſpruch aufrechnen könnte. 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 15. Januar 1917. Rhein. landw. 

UBGen. (Kl.) w. H. (OL G. Köln) VL 364/16. Auch RGentſch. 89 

Nr. 74 S. 330. 
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178. Umfang der Aufſichtspflicht des Pferdehalters und der von 
Fußgängern zu übenden Vorſicht. 
Vgl. 62 Nr. 136; 66 Nr. 133. 235. 
BGB. 88 833 Satz 2, 254. 

Die Beklagte beſorgt für die Poſtverwaltung in Eſſen das geſamte Poſt⸗ 
fuhrweſen mit einem Beſtand von mehreren tauſend Pferden. Am 24. Auguſt 
1913 wurde der Kläger von einem ihrer Pferde, das der Poſtillion Pl. aus 
der Toreinfahrt vor dem Hauptpoſtamte quer über den Bürgerſteig führte, 
geſchlagen und verletzt. Seine Schadenerſatzklage wurde vom Landgericht 
abgewieſen, indem es annahm, daß die Beklagte alle mit der Pferdewartung 
betrauten Leute ſowie die Pferde ſelber mit verkehrserforderlicher Sorgfalt 
habe beaufſichtigen laſſen. Das Ber.⸗Gericht dagegen nahm an, der Unfall 
ſei durch die Reizbarkeit und Schreckhaftigkeit des Pferdes verurſacht worden, 
wofür die Beklagte verantwortlich ſei. Das Reichsgericht hob auf und verwies 
zurück. Aus den Gründen: 

„— — — Mit Recht erklärt die Reviſion zu den Ausführungen des Ber.- 
Gerichts die Beſtimmungen der 88 833. 276 BGB. und des § 286 ZPO. für 
verletzt. 

So iſt zunächſt die Rüge begründet: zu Unrecht ſei jede Schuld des Klägers 
verneint; denn er habe ſich grundlos in den Bereich fremder Pferde begeben 
und auf eigene Gefahr trotz Warnung unternommen, zwiſchen den Pferden 
hindurchzugehen. Wie feſtſteht, iſt der Kläger auf dem Bürgerſteige weiter⸗ 
gegangen, als zwiſchen dem Schwanze des aus der Toreinfahrt bereits heraus- 
geführten Pferdes und dem Kopfe des folgenden Pferdes rund 2 m Zwiſchen⸗ 
raum waren. Er ſuchte alſo zwiſchen fremden Pferden hindurchzugehen, 
ohne auch nur den kurzen Augenblick zu warten, bis beide Pferde völlig weg⸗ 
geführt waren. Damit hat er ſich willkürlich in den offenſichtlichen Gefahren⸗ 
bereich dieſer Pferde begeben, gleichviel ob er, wie das Ber.⸗Gericht meint, 
nicht damit habe zu „rechnen“ brauchen, daß das erſte Pferd ausſchlagen 
könne. Durch dieſes Vorgehen hat er aber die einem Fußgänger gebotene 
Verkehrsſorgfalt verletzt, die er gegenüber dem Fuhrverkehr in einer Groß⸗ 
ſtadt aufzuwenden hatte; denn im Fußgänger- und Fuhrverkehr beſteht nach. 
§ 276 BGB. das Rechtsgebot, daß aufeinander Rückſicht genommen werden. 
muß (Urt. des RG. v. 12. Januar 1914, VI. 496/12 in JW. 1914, 3535). 
Hiernach weiſt der ganze Hergang des Unfalls zunächſt ohne weiteres auf ein 
fahrläſſiges Verhalten des Klägers hin. Den aus der feſtgeſtellten allgemeinen 
Sachlage ſich ergebenden berechtigten Vorwurf der Fahrläſſigkeit könnte der 
Kläger allerdings dadurch beſeitigen, daß er beſondere Umſtände darlegt, 
die ſein dichtes Herangehen an die vorbeigeführten Pferde mehr oder weniger 
entſchuldigen. Ob ſolche entlaſtende Umſtände dem Kläger zur Seite ſtehen, 
was bisher tatſächlich nicht aufgeklärt iſt, muß der erneuten Sachverhandlung. 
überlaſſen bleiben. 
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Die weiteren Rügen der Reviſion richten ſich gegen die ungen 
über die Schadenshaftung der Beklagten aus 88 833. 823 BGB. 

Nicht beanſtandet wird der rechtliche Ausgangspunkt, daß die Beklagte 
als Pferdehalterin für den Schaden des Klägers verantwortlich iſt, wenn ſie 
nicht nach § 833 Satz 2 BGB. beweiſt, daß ſie bei der Beaufſichtigung des 
Pferdes die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe oder der Schaden 
auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde; auch muß ſie 
für den Schaden nach § 823 BGB. aufkommen, wenn ſie jene Sorgfalt in 
einer ſonſtigen für den Schaden urſächlichen Weiſe vernachläſſigt hat. 

Was aber den Unfall tatſächlich betrifft, ſo iſt das Ber.⸗Gericht der Feſt⸗ 
ſtellung des Landgerichts nicht entgegengetreten, daß der Poſtillion Pl., ein 
tüchtiger und zuverläſſiger Kutſcher, ſich dabei nichts habe zu ſchulden kommen 
laſſen; er habe das Pferd kurz am Zügel und ruhigen Schritts aus der Tor⸗ 
einfahrt herausgeführt. — — — Hinſichtlich des Hergangs des Unfalls ſelber 
wird auch der Beklagten keine Außerachtlaſſung der verkehrserforderlichen 
Sorgfalt zur Laſt gelegt. Dieſe Annahme erſcheint nach der jetzigen Sachlage 
i. S. des § 833 Satz 2 BGB. frei von Rechtsirrtum. Die Reviſion wendet 
ſich aber gegen die Auffaſſung des Ber.⸗Gerichts, es hätte die Beklagte das 
fragliche Pferd, das nach der Ausſage des Pl. zwar empfindlich geweſen ſei, 
aber niemals geſchlagen, geſcheut und ſich bösartig gezeigt habe, kurzerhand 
aus dem Dienſte ziehen müſſen. Sie rügt dazu: dieſe Anforderung überſpanne 
die geſetzlich gebotene Sorgfalt, ſie ſei auch undurchführbar; höchſtens ſei zu 
verlangen, daß eine gewiſſe Vorſicht beobachtet werde, was auch, wie ſeſt⸗ 
geſtellt, geſchehen ſei. Dieſe Rüge iſt beachtlich. 

Der Großſtadtverkehr, der weitgehende tieriſche Zugkraft verwenden 
muß, würde unerträglich gefeſſelt und unterbunden, wenn man nur ſolche 
Pferde für verwendbar erklären wollte, die erprobterweiſe völlig fromm und 
fehlerfrei find. Das würde hier zutreffen, wollte man ein Pferd, das kein 
Schläger iſt und ohne Scheuklappen gefahren werden kann, ſchon deshalb 
gänzlich ausſchließen, weil es einigermaßen reizbar und ſchreckhaft iſt und 
ſeine „Nücken“ hat. Es kommt hier doch weſentlich auf den Grad der Schreck⸗ 
haftigkeit an, um daraufhin das Pferd für derart verkehrsgefährlich zu erklären, 
daß es in keiner Weiſe, auch nicht einmal mit allen Vorſichtsmaßregeln, im 
Straßenverkehr verwendet werden dürfe. In dieſer Hinſicht fehlen aber 
ausreichende tatſächliche Feſtſtellungen. Daraus allein, daß das Pferd dem 
dicht hinter ihm herangekommenen Kläger einen Hufichlag verſetzt hat, würde 
auf ſeine gänzliche Unbrauchbarkeit für den Poſtfuhrverkehr noch nicht ge⸗ 
ſchloſſen werden können. Die Anforderung an die Sorgfalt, mit der ein Fuhr⸗ 
unternehmer die Pferde auswählen muß, darf nicht ſo weit getrieben werden, 
daß er nur vollkommen tugendhafte Pferde einſtellen darf, denen der Fuß⸗ 
gänger ſich acht⸗ und ſorglos nähern kann. So, wie die Sachlage bislang feſt⸗ 
geſtellt iſt, kann der Beklagten nicht vorgeworfen werden, ſie hätte der Ver⸗ 
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wendung des Pferdes im Fuhrverkehr durch ſtreng beaufſichtigte Einrichtungen 
vorbeugen müſſen. 

Sodann hält die Reviſion die Auffaſſung des Ber.⸗Gerichts für rechtsirrig, 
es hätten die Inhaber der verklagten Firma ſich ſelbſt davon überzeugen müſſen, 
daß die Maßregeln, nach denen Untugenden der Pferde zu melden ſind, immer 
durchgeführt wurden. Sie führt hierzu aus: Die Beklagte habe die ſelbſtändige 
Aufſicht und Leitung des Pferdeweſens dem Oberſtallmeiſter T. übertragen, 
für deſſen Zuverläſſigkeit Beweis erboten ſei; es ſei auch kein andrer Fall 
feſtgeſtellt worden, in dem eine Untugend eines Pferdes nicht zur Kenntnis 
des T. gekommen wäre. Was die Beweisaufnahme über die perſönliche Auf⸗ 
ſichtstätigkeit des T. und der Stallmeiſter ergeben habe, ſei prozeßwidrig 
übergangen worden. 

Auch dieſe Rüge iſt im weſentlichen begründet. Bei ſo umfangreichen 
Unternehmungen, wie es der Fuhrbetrieb der Beklagten iſt, darf der Unter⸗ 
nehmer (Geſchäftsherr, Tierhalter) die Ausführung gewiſſer ihm obliegenden 
Verrichtungen ſeinen Angeſtellten überlaſſen. Er hat aber dafür einzuſtehen, 
daß er die Angeſtellten mit der im Verkehr gebotenen Sorgfalt ausgewählt 
hat. Dies trifft hier auf den Oberſtallmeiſter T. zu, dem die Aufſicht über 
die Pferde übertragen war und dem die Stall- und Futtermeiſter, Poſtillione 
Hund Kutſcher unterſtellt waren. Den Beweis für ſeine Zuverläſſigkeit hat die 
Beklagte angetreten. Hinzukommen muß aber, daß auch beſtimmte Einrich⸗ 
tungen beſtehen, nach denen T. in ſeinem Wirkungskreiſe zu verfahren hat; 
erſt durch die Bindung an dieſe Einrichtungen wird er aus einem ſorgfältig 
Ausgewählten zu einem ſorgfältig Angeſtellten. Solche Einrichtungen zu 
treffen, iſt regelmäßig die eigene Aufgabe des Unternehmers. Es hat alſo 
die Beklagte ihren Sorgfaltsbeweis auch darauf zu erſtrecken, daß in ihrem 
Unternehmen Einrichtungen beſtehen und gehandhabt werden, nach denen 
Untugenden von Pferden, namentlich ſolche, die die Pferde für den Dienſt 
ganz oder nur beſchränkt untauglich machen, ſicher bemerkt werden und zuver⸗ 
läſſig anzuzeigen find (RGEntſch. 78, 107; Warneyer 1913 Nr. 364). Nun 
meint das Ber.⸗Gericht, es habe „offenbar“ an einer dauernden Beobachtung 
der Pferde gefehlt, das laſſe einen Mangel in der Organiſation des Fuhrweſens 
ſowie in der Zuverläſſigkeit der Angeſtellten der Beklagten erkennen. Was 
jedoch die letztere Annahme der Unzuverläſſigkeit der Angeſtellten betrifft, 
ſo ſteht ſie keineswegs mit den übrigen Ausführungen des Ber.⸗Gerichts im 
Einklange. — — — Auch die weitere Annahme, es habe an Einrichtungen 
für eine ſorgfältige Beobachtung der Pferde gefehlt, es ſei nicht dargetan, 
daß nach dieſer Richtung „irgend etwas geſchehen“ ſei, hält der Reviſion nicht 
ſtand. Denn mit Recht wird es als Verletzung des $ 286 ZPO. gerügt, daß zu 
dieſem Punkte die erhobenen Beweiſe ungewürdigt geblieben ſeien: dar⸗ 
nach ſeien die Pferde von T. und den Stallmeiſtern ſtändig beaufſichtigt und 
vor⸗ und nachmittags in dichter und ſtets wechſelnder Aufſtellung nachgeſehen 
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worden, auch ſeien die Poſtillione angewieſen worden, alles Auffällige, jede 
Untugend der Pferde zu melden. Wenn aber anzunehmen ſein ſollte, daß 
tatſächlich in dieſer Weiſe die Pferde ſtändig beaufſichtigt worden ſind, ſo war 
die Beklagte rechtlich der Notwendigkeit enthoben, noch ihrerſeits weitere 
Vorſchriften in dieſer Hinſicht zu erlaſſen. Denn die genaue Umgrenzung des 
Geſchäftskreiſes ihrer Angeſtellten kann ſich auch aus der Natur der Sache 
ſelber und durch die Billigung ihrer ausgeübten Tätigkeit ergeben (Urt. des 
RG. v. 6. Juni 1912, VI. 60/12). Sofern aber hier für die Stallmeiſter klare 
und beſtimmte Zuſtände geſchaffen waren, die ihnen über ihre Pflichten volle 
Gewißheit gaben, kann es der Beklagten nicht als pflichtwidrige Unterlaſſung 
vorgeworfen werden, es ſei ihrerſeits zur Regelung einer ſtändigen Pferde⸗ 
aufſicht „nichts geſchehen“. Ob bei dem von der Beklagten behaupteten 
praktiſch geübten Verfahren die Reizbarkeit der fraglichen Pferde wegen be⸗ 
ſonderer Hochgradigkeit als verkehrsgefährdende Untugend mit dem Ziele 
auf fernere Unverwendbarkeit hätte zur Anzeige gebracht werden müſſen, 
iſt tatſächlich noch eine offene Frage, die in der erneuten Sachverhandlung 
gegebenenfalls zu erörtern ſein wird. Desgleichen wird zu prüfen ſein, ob 
und wieweit unter den etwa noch näher feſtzuſtellenden Umſtänden noch eine 
beſondere Mit- oder Oberaufſicht der Inhaber der verklagten Firma geboten 
und ob deren Verletzung für den Unfall urſächlich geworden war. — — — 
Die Reviſion erſcheint hiernach begründet. Die Sache war demnach in 

die Ber.⸗Inſtanz zurückzuverweiſen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 7. Juli 1916. Gebr. van E. (Bl) 

w. C. (OLG. Hamm). IV. 118/16. 


179. Haftung des Notars aus unzureichender Belehrung über das 
frühere gemeine Recht. 
Vgl. 70 Nr. 179 m. N. 
BGB. $ 839. 

Der Kläger und die beiden Brüder Heinrich D. und Karl D. ſchloſſen 
am 15. April 1913 vor dem Beklagten als amtierendem Notar einen Vertrag, 
wonach die Brüder D. bekennen, vom Kläger ein Darlehn erhalten zu haben, 
und zur Sicherheit für Kapital und Zinſen dem Kläger ihren Erbteil am Nach⸗ 
laß ihres im Jahre 1877 zu Lübeck verſtorbenen Vaters verpfänden. Der Nachlaß 
des Vaters D. beſtand in zwei Hypothekpoſten im Geſamtbetrage von 5000 M ; 
Der Erbteil jedes der Brüder D. betrug 1000. 4. Die Verpfändung des Anteils 
des Heinrich D. war nicht in das Grundbuch eingetragen worden, obwohl 
nach dem vor 1900 in Lübeck geltenden und nach Art. 213 Einf Geſ. z. BGB. 
für den Nachlaß des Vaters D. in Geltung gebliebenen gemeinen Rechts die 
Eintragung der Verpfändung in das Grundbuch zur wirkſamen Beſtellung 
der Sicherheit erforderlich wäre. Am 4. Juli 1913 wurde über 5 e 

Seufferts Archiv Bb. 72. 3. Folge Bd. 17. Deft 9. 
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des Heinrich D. das Konk.⸗Verfahren eröffnet. Der Konk.⸗Verwalter zog 
den Erbanteil des Gemeinſchuldners zur Maſſe, wodurch dem Kläger ein 
Schaden erwachſen iſt, für den er den Beklagten haftbar machte. — Der Be⸗ 
llagte wurde verurteilt. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Die Parteien ſind darüber einverſtanden, daß dem Beklagten außer der 
Beurkundung des Vertrages die Beratung der Vertragsparteien über Form 
und Inhalt des Vertrages oblag. Daraus folgt, daß der Beklagte verpflichtet 
war, den Vertragſchließenden alle Behelfe und Maßnahmen zur Kenntnis 
zu bringen, welche ſie beobachten mußten, um eine rechtsverbindliche Sicher⸗ 
ſtellung des Klägers für ſeine Anſprüche gegen die Brüder D. durchzuführen. 
Darnach war die Amtspflicht des Beklagten nicht mit der Beurkundung des 
Vertrags beendet; er mußte vielmehr die Vertragſchließenden auch darüber 
unterrichten, welche weiteren Schritte erforderlich waren, um die beabſich⸗ 
tigte Sicherſtellung des Klägers zu erreichen. 

Die Brüder D. waren Miterben nach ihrem im Jahre 1877 verſtorbenen 
Vater Hans D. Gemäß Art. 213 EinfGeſ. z. BGB. blieben für die erbrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe hinſichtlich des Nachlaſſes des verſtorbenen Hans D. die Vor⸗ 
ſchriften des in Lübeck vor 1900 geltenden gemeinen Rechts maßgebend. Nach 
dem gemeinen Recht hatte aber der Veräußerer oder Verpfänder einer Erb⸗ 
ſchaft oder eines Anteils an einem Nachlaß dem Erwerber oder Pfandgläubiger 
die zum Nachlaß gehörigen Forderungen oder Forderungsanteile zu übertragen 
oder beſonders zu verpfänden; 

vgl. Dernburg Pand. 3 8 168, 1 S. 329; const. 5 de hered. vel act. vend. 4, 39; 

fr. 2 8 8 de hered. vel act. vend. 18, 4. 

Es war alſo wohl die zuſammenfaſſende Verfügung des Erben über ſeinen 
Erbſchaftsanteil in der Geſamtheit zuläſſig; das gemeine Recht legte aber dieſer 
Verfügung im Gegenſatz zu dem Recht des Bürgerl. Geſetzbuchs ($ 2033) 
keine dingliche Wirkung bei, erforderte vielmehr zur Erlangung der dinglichen 
Rechte an den Nachlaßſachen und zum Erwerbe der Forderungen die Übereig- 
nung oder Abtretung und im Verpfändungsfall die Übertragung des Pfand- 
rechts an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden nach den dafür geltenden Rechts- 
grundſätzen. Das verkennt auch der Beklagte nicht, denn er vertritt ſelbſt dieſen 
Standpunkt. Die für die Verpfändung einer Hyp.⸗Forderung zu beobachtende 
Form war aber unſtreitig die Eintragung der Übertragung oder Verpfändung 
in das Grundbuch. Auf die darnach erforderliche Eintragung der Verpfändung 
in das Grundbuch mußte der Beklagte die Vertragſchließenden aufmerkſam 
machen, da ihm die Belehrung über Form und Inhalt des Vertrages oblag. 
Die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts, welches mangels Beobachtung der Form⸗ 
vorſchriften nicht den gewünſchten Erfolg rechtgültiger Sicherſtellung bot, 
war für die Beteiligten ohne jeden Wert. Der Beklagte hat auch die Vertrag⸗ 
ſchließenden tatſächlich über die Eintragungsfrage belehrt, aber unrichtig da⸗ 
hin, daß die Verpfändung der Eintragung nicht bedürfe. 
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Beklagter kann nun nicht damit durchdringen, daß ihn deshalb kein Ver⸗ 
ſchulden treffe, weil er ſich erſt im Jahre 1902 als Rechtsanwalt und Notar 
in Lübeck niedergelaſſen habe, alſo zu einer Zeit, als in Lübeck das gemeine 
Recht nicht mehr in Geltung geweſen ſei, und deshalb nicht von ihm erwartet 
werden könne, daß er die entlegenen Rechtsſätze des früheren gemeinen Rechts 
immer im Kopfe und gegenwärtig habe. Dem iſt zunächſt entgegenzuhalten, 
daß das gemeine Recht bis zur Einführung des Bürgerl. Geſetzbuchs in Lübeck, 
dem Ort der Niederlaſſung des Beklagten, gegolten hat. Für einen rechtskun⸗ 
digen Anwalt und Notar darf aber das frühere Recht des Ortes ſeiner Nieder- 
laſſung kein fremdes ſein. Hinzu kommt, daß die Übergangsbeſtimmungen des 
Einf.⸗Geſetzes faſt nur Verweiſungen auf das frühere Partikularrecht enthalten, 
ſo daß nach einer ſo verhältnismäßig kurzen Zeit nach Einführung des Bürgerl. 
Geſetzbuchs jeder praktiſche Juriſt ſehr oft in die Lage kommt, Rechtsverhält⸗ 
niſſe beurteilen zu müſſen, die noch Beziehungen zum früheren Recht haben. 
Hiernach iſt für einen Lübecker Notar die Vertrautheit mit den Beſtimmungen 
des gemeinen Rechts unerläßlich und die Nichtanwendung derſelben eine Fahr⸗ 
läſſigkeit, die zum Schadenerſatze gegebenenfalls verpflichtet. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 1. Juli 1916. P. (Kl.) w. Sch. — 

Bf. VI. 15/16. Nö. 


180. Der Derluft der Ladung eines zu Kriegszweden beſchlagnahmten 
Schiffs iſt Kriegsſchaden; Ausſchluß des Rechtswegs. 
8G. 5 904; KLG. 55 3. 23; GVG. 5 13. 

Die Deutſch⸗Weſtafr. Handelsgeſellſchaft hatte auf einem Dampfer be 
W.⸗Linie Güter im angeblichen Wert von 18832, nach Weſtafrika verladen. 
Der Dampfer wurde alsbald nach ſeiner Ankunft in Teneriffa am 1. Auguſt 
1914 vom Reichsmarineamt zur Verwendung als Hülfs⸗ und Kohlenſchiff 
für deutſche Kreuzer erfordert und nach der Behauptung des Klägers ohne daß 
die Ladung zuvor gelöſcht werden durfte, in Dienſt geſtellt. Der Dampfer 
wurde im Dienſt der Marine von einem engliſchen Kriegsſchiff aufgebracht 
und priſengerichtlich verurteilt. 

Der klagende Verein Hamb. Aſſekuradeure erhob in den ihm abgetretenen 
Rechten der genannten Handelsgeſellſchaft Klage gegen den Reichsfiskus 
auf Zahlung von 18832 ,, fürſorglich, feſtzuſtellen, daß der Beklagte ver⸗ 
pflichtet ſei, den Kläger für den Verluſt der Güter zu entſchädigen. — Die Klage 
wurde in allen Inſtanzen wegen Unzuläſſigkeit des Rechtswegs abgewieſen. 
Aus den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Der Dampfer iſt, worüber kein Streit herrſcht, auf Grund des 9 23 
Kriegsleiſtungsgeſetzes von der Marineverwaltung zur Benutzung für Kriegs⸗ 
zwecke erfordert und ihr hierzu von dem Beſitzer zur Verfügung geſtellt worden. 
Seine Überlaffung an das Reich war daher eine Kriegsleiſtung. Das gleiche 
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trifft nicht für die Ladung zu, um die allein der Rechtsſtreit geht. Das Merkmal 
der Kriegsleiſtung iſt die Leiſtung zu Kriegszwecken (§ 1 Geſ.). Die Leiſtung 
ſoll, gleichviel, ob ſie in Lieferung von Gegenſtänden oder in Dienſten beſteht, 
ein Bedürfnis der Land⸗ oder Seeſtreitkräfte befriedigen. Die Ladung iſt 
nicht, wie 88 23. 6. 3° es vorausſetzen, von dem Beſitzer erfordert, fie iſt von 
ihm nicht hergegeben worden. Über ihren Inhalt iſt nichts feſtgeſtellt. Der 
Kläger behauptet ſelbſt nicht, daß ſie Kriegsbedarf enthalten oder irgendeinen 
Wert für die Kriegsführung gehabt habe. Sie war, wie zu vermuten iſt, eher 
ein Hindernis als eine Förderung für den Zweck, dem das Schiff dienen ſollte, 
weil ſie den Raum für die einzunehmenden Kohlen oder andres Kriegsmaterial 
ſperrte. 

Iſt die Ladung von der Marineverwaltung zu Kriegszwecken weder ver⸗ 
langt noch ihr dazu ausgefolgt worden, ſo war ihre Überlaſſung keine Kriegs⸗ 
leiſtung, wenn ſelbſt das Schiff mit der Ladung in Anſpruch genommen wurde, 
ohne daß die Ladung gelöſcht werden durfte. Der Verluſt der Ladung war 
vielmehr für den Eigentümer ein Kriegsſchaden. Hierzu gehört nicht bloß, 
wie die Reviſion meint, die Beſchädigung oder Zerſtörung einer Sache, ſondern 
jeder durch Kriegshandlungen unmittelbar oder mittelbar herbeigeführte 
Vermögensſchaden, ſoweit die Opferung an Vermögenswert ſich nicht als 
Kriegsleiſtung darſtellt. Der Fall liegt nicht anders, als wenn im Landkrieg 
ein von der deutſchen Heeresbehörde erfordertes inländiſches Gebäude, in dem 
militäriſch wertloſe Waren lagern, vom Feind ſamt den Waren zerſtört oder 
weggenommen wird. Die Überweiſung des Gebäudes an das Heer iſt eine 
Kriegsleiſtung (88 3. 14 Geſ.), der Verluſt der Waren für ihren Eigentümer 
ein Kriegsſchaden. | 

Mag es nun wünſchenswert fein, daß jeder Kriegsſchaden eine billige 
Ausgleichung finde, ſo kommt es für die hier zu entſcheidende Frage nur darauf 
an, ob nach geltendem Recht ein Anſpruch gegen das Reich auf Vergütung 
von Kriegsſchäden der vorliegenden Art beſteht und ob der Rechtsweg dafür 
offen iſt. 

Nach 8 35 KLG. wird für alle durch den Krieg verurſachten Beſchädigungen 
an beweglichem und unbeweglichem Eigentum der Umfang und die Höhe der 
etwa zu gewährenden Entſchädigung und das Verfahren bei ihrer Feſtſtellung 
durch jedesmaliges Spezialgeſetz beſtimmt. Ein ſolches Geſetz iſt für die Kriegs⸗ 
ſchäden des gegenwärtigen Kriegs bis jetzt nicht ergangen. Das RGeſ. v. 
3. Juli 1916 (RG Bl. 675) betrifft die Feſtſtellung der im Reichsgebiet verur⸗ 
ſachten Kriegsſchäden und ſcheidet die Schäden der Seeſchiffahrt aus (881. 
20). Ob durch § 35 KLG. ausgeſprochen iſt, daß Entſchädigungsanſprüche 
bis zum Erlaß eines Spezialgeſetzes im Fall eines Kriegs ausgeſchloſſen ſeien, 
mag dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls liefert die Vorſchrift einen gewichtigen 
Anhalt dafür, daß der damalige Geſetzgeber der Anſicht war, daß Entſchädi⸗ 
gungsanſprüche, bevor ſie durch ein Spezialgeſetz anerkannt würden, nicht be⸗ 
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ſtehen, und daß ſie vor der Regelung des Verfahrens in dieſem Geſetz nicht vor 
die ordentlichen Gerichte gebracht werden können. 

Sieht man auch hiervon ab, ſo ſpricht die rechtliche Natur der Entſchädi⸗ 
gungsanſprüche wegen Kriegsſchäden, ſofern ſie überhaupt beſtehen, dagegen, 
daß, ſolange das Geſetz nichts andres beſtimmt, der Rechtsweg zu ihrer Durch⸗ 
führung zugelaſſen ſei. Kriegsſchäden entſtehen als Folge der Erklärung des 
Kriegszuſtandes und der darnach von der Heeresverwaltung und ihren Gliedern 
zur Verteidigung und Sicherung des Vaterlandes ergriffenen Maßnahmen 
und der ſich dagegen richtenden Kampfhandlungen des Feindes. Die Hand⸗ 
lungen, die die Kriegsſchäden unmittelbar oder mittelbar herbeiführen, werden 
alſo im höchſten Sinne in Ausübung von Staatshoheitsrechten vorgenommen. 
So hat hier die Marineverwaltung in Ausübung der Militärhoheitsrechte 
die Hergabe des Schiffs verlangt. Verpflichtet, den Befehl zu befolgen, das 
Schiff mit der Ladung auszuliefern, war der Beſitzer des Schiffs kraft der 
öffentlichen Laſt, die ihm das Kriegsleiſt.⸗Geſetz auferlegt, alſo kraft öffentlichen 
Rechts. Hat die Marineverwaltung, wie der Kläger behauptet, die Löſchung 
der Ladung nicht geſtattet, ſo entſprang das Verbot wiederum der Militär⸗ 
hoheit, weil das Schiff offenbar ohne jede Verzögerung ſeiner Beſtimmung 
zugeführt werden mußte. Bei dem Vorgang kommen nur öffentlichrechtliche 
Anſprüche und Pflichten in Betracht. Zwar wurde in das Privateigentum 
und das Vermögen des Schiffbeſitzers wie des Eigentümers der Ladung ein⸗ 
gegriffen; hieraus allein laſſen ſich aber keine privatrechtlichen Beziehungen 
zwiſchen der Staatsgewalt und dem Pflichtigen herleiten, wenn jene in Aus- 
übung von Hoheitsrechten und nicht als Träger privatrechtlicher Befugniſſe 
und Verbindlichkeiten zu dem Eingriff geſchritten iſt. 

Hiernach ſind die Anſprüche auf Entſchädigung von Kriegsſchäden öffent⸗ 
lichrechtlicher Art. Dies aber iſt für die Frage des Rechtswegs maßgebend. 
Nach d 13 GVG. gehören vor die ordentlichen Gerichte nur die bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, ſofern fie nicht landes- oder reichsgeſetzlich vor eine andere Be⸗ 
hörde verwieſen find. Grundſätzlich bilden die öffentlichrechtlichen Streitigkeiten 
den Gegenſatz zu den bürgerlichrechtlichen, die begrifflich mit den privat⸗ 
rechtlichen zuſammenfallen. 

Daher iſt bei dem ausſchließlich öffentlichrechtlichen Charakter, den das 
dem Klagebegehren zugrunde liegende Rechtsverhältnis und die daraus er⸗ 
wachſenden Rechte und Pflichten tragen, der Rechtsweg verſchloſſen. Des⸗ 
wegen verſagt auch der Verſuch des Klägers, ſich die gerichtliche Zuſtändig⸗ 
keit zu verſchaffen, indem er die Klage auf § 904 BGB. ſtützt. Denn § 904 
läßt nur eine rein privatrechtliche Enteignung zu, deren Grundſätze nicht auf 
öffentlichrechtliche Verhältniſſe übertragen werden können, wie denn die Ein⸗ 
wirkung der Marinebehörde auf das Schiff mit der Ladung gemäß § 23 KLG. 
und nicht aus $ 904 erfolgt iſt. Die Frage, ob der Anſpruch auf Vergütung 
von Kriegsſchäden auf das RGeſ. v. 22. Mai 1910 betr. die Haftung des Reichs 
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für ſeine Beamten gegründet und vor das ordentliche Gericht gezogen werden 
kann, wie Kläger will, bedarf ſchon deshalb keiner Entſcheidung, weil der Vor⸗ 
trag des Klägers für die Anwendbarkeit dieſes Geſetzes nichts ergibt. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 15. Febr. 1917. Verein Hamb. 
Aſſek. (Kl.) w. D. Reichsfiskus. (KG. Berlin). VI. 409/16. Auch in RCeEntſch. 
89 Nr. 51 S. 221. 


181. Unterhaltsanſpruch der getäuſchten Ehefrau nach rechtskräftiger 
Anfechtung der Ehe wegen argliſtiger Täuſchung. 
BGB. 58 1345. 1614. 


Die am 15. Juli 1909 geſchloſſene Ehe der Parteien iſt auf die Anfechtungs⸗ 
klage der Frau durch rechtskräftiges Urteil des Oberlandesgerichts zu D. v. 
4. Nov. 1914 auf Grund von §8 1334 Abſ. 1, 1343 Abſ. 1 BGB. für nichtig 
erklärt worden, weil der Mann zur Zeit des Verlöbniſſes mit der Klägerin 
zeitweiſe Geſchlechtsverkehr mit einem Dienſtmädchen W. unterhalten habe. 
Die Klägerin forderte jetzt mit der Behauptung, daß dem Beklagten bei der 
Eingehung der Ehe die Anfechtbarkeit der Ehe bekannt geweſen ſei, gemäß 
§ 1345 BGB. von dieſem den Unterhalt in Höhe von 225.4 vierteljährlich 
von der Rechtskraft des Nichtigkeitsurteils an. — In 1. Inſtanz wurde der Klage 
teilweiſe entſprochen, während das Oberlandesgericht die Entſcheidung von 
einem Eide des Beklagten darüber abhängig machte, ob er zur Zeit der Ehe⸗ 
ſchließung gewußt habe, daß ein argliſtiges Verſchweigen ſeines im November 
1906 vollzogenen Geſchlechtsverkehrs mit dem damaligen Dienſtmädchen W. 
der Klägerin das Recht gebe, ſpäter die Löſung der Ehe herbeizuführen. Aus 
den Gründen: | 

„Der von der Klägerin aus 8 1345 Abſ. 1 BGB. erhobene Unterhalts- 
anſpruch für die Zeit nach der am 28. Dez. 1914 rechtskräftig gewordenen 
Nichtigkeitserklärung ſetzt die Kenntnis des Beklagten von der Nichtigkeit oder, 
was nach § 142 Abſ. 2 BGB. dem zleichzuftellen iſt, von der Anfechtbarkeit 
der Ehe zur Zeit der Eingehung der Ehe voraus. Die Klägerin hat daher dieſe 
Kenntnis nachzuweiſen. Es genügt mithin nicht die Kenntnis des Anfechtungs⸗ 
grundes (vgl. § 122 Abſ. 2 BGB.), der die Anfechtbarkeit begründenden Um⸗ 
ſtände (vgl. § 40 Nr. 1 KO.; 811 Nr. 1. 2 Anf G.), ſondern die Kenntnis der 
Anfechtungsbefugnis iſt erfordert. Dieſer Kenntnis ſteht ein Kennenmüſſen 
nicht gleich. Sie iſt der geſetzgeberiſche Grund, aus dem in 8 1345 BGB. 
der die Anfechtbarkeit kennende Ehegatte einem im Scheidungsfall für allein 
ſchuldig erklärten Ehegatten gleichgeſtellt wird. 

Es fragt ſich, wann im allgemeinen eine Kenntnis der Anfechtbarkeit 
anzunehmen iſt und ob nach den Umſtänden des vorliegenden Falls aus den 
Feſtſtellungen des Urteils v. 4. Nov. 1914 dieſe Kenntnis der Anfechtbarkeit 
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gefolgert werden kann. Zu erfordern iſt nicht die Kenntnis der Anfechtbarkeit 
in der rechtstechniſchen Bedeutung dieſes Begriffs und mit den ihr eigenen 
rechtlichen Merkmalen, wenn anders die Vorſchrift in $ 1345 BGB. überhaupt 
tatſächlich allgemeine Bedeutung haben und nicht auf den Kreis der Rechts⸗ 
kundigen beſchränkt ſein ſoll. Es muß hiernach das Bewußtſein genügen, daß 
der Gültigkeit und Vollwirkſamkeit der Ehe ein rechtlicher Mangel, ein rechtliches 
Bedenken entgegenſtehe; | 


vgl. Seuff Bl. 72, 620 und Thieſſen ,Die Wirkungen nichtiger Ehen“ in Fiſchers J Ab⸗ 
handl. 16 Heft 1, 170. 178. 


Allein auch dieſe geringere Kenntnis wird ſich regelmäßig nicht ohne weiteres 
feſtſtellen laſſen und kann gänzlich fehlen. Sie fällt im Falle der Anfechtung 
der Ehe wegen argliſtiger Täuſchung nach § 1345 BGB. begrifflich nicht mit 
dem zur argliſtigen Täuſchung gehörenden Bewußtſein zuſammen. In dieſem 
Fall wird ſich allerdings das Bewußtſein des argliſtig Täuſchenden häufig 
auf die Anfechtbarkeit der Ehe wegen der argliſtigen Täuſchung erſtrecken 
(vgl. hierzu RGEntſch. 68, 401). Dies gilt insbeſondere häufig bei einer arg⸗ 
liſtigen Täuſchung über einen Verlöbnisbruch, wie er dem Beklagten im Ehe⸗ 
ſtreit nachgewieſen iſt. Eine ſolche Verfehlung gegen die Verlöbnistreue 
iſt nach dem Sittengeſetze — von dem Bildungsſtande der Parteien aus — 
dem Treubruch während der Ehe weſensverwandt und wird häufig als ein 
ziemlich eben ſo ſchwerer Verſtoß gegen die Treupflicht bewertet wie der Ehe⸗ 
bruch. Im vorliegenden Fall ergibt ſich aus den überzeugenden Feſtſtellungen 
des Urteils v. 4. Nov. 1914, daß dem Beklagten die ſtrengen ſittlichen Anſchauun⸗ 
gen der Klägerin vor der Ehe bekannt und für ihn die Veranlaſſung geweſen 
ſind, ſich als ebenſo ſittenſtreng hinzuſtellen, um die Klägerin an ſich zu feſſeln 
und zur Eingehung der Ehe mit ihm geneigt zu machen. Ebenſo hat das Ober⸗ 
landesgericht dort überzeugend dargelegt, daß ſich der Beklagte recht wohl 
bewußt geweſen ſei, die Klägerin werde ihm ſeine ſchwere Verfehlung mit der 
W. keinesfalls verzeihen, und daß er ihr deshalb dieſe Verfehlung gefliſſentlich 
verſchwiegen habe, während er nach einer Anfang November 1906 ſeitens der 
Klägerin vorgenommenen vorübergehenden Aufhebung des Verlöbniſſes 
unwichtige Dinge gebeichtet habe, um ſie in den Irrtum zu verſetzen, er offen⸗ 
bare ihr alles, was ſeiner Meinung nach irgendwie für ihre Entſcheidung über 
die Erneuerung des Verlöbniſſes und eine künftige Eheſchließung bedeutſam 
ſein könne. Wenn daraus der Schluß gezogen wird, der Beklagte habe in 
berechnender Weiſe aus der Erkenntnis heraus, daß die Ehe ſonſt nicht zuſtande 
kommen werde, der Klägerin die Verfehlung mit der W. gefliſſentlich verheim⸗ 
licht und ihr auch ſpäterhin bis zur Eheſchließung hiervon keine Mitteilung 
gemacht, ſo liegt in der Tat der vom Landgericht im gegenwärtigen Rechtsſtreit 
daraus gezogene weitere Schluß nahe, der Beklagte habe zur Zeit der Ein⸗ 
gehung der Ehe auch die Anfechtbarkeit der Ehe wegen derſelben argliſtigen 
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Täuſchung, d. h. die Zuläſſigkeit eines rechtlichen Angriffs gegen den Beſtand 
der Ehe gekannt. — — — 

Im Gegenſatz zum Landgericht erachtet es das Ber.⸗Gericht unter Wür⸗ 
digung aller (näher erörterten) Umſtände nicht für ausgeſchloſſen, daß der Be⸗ 
klagte, deſſen ſittliche Anſchauungen nicht ſo hohe geweſen ſind wie die der 
Klägerin, zur Zeit der Eheſchließung, wennſchon er die Verlöbnistreue arg⸗ 
liſtig verſchwieg, ſich doch über die Zuläſſigkeit einer Anfechtung der Ehe wegen 
des argliſtigen Verſchweigens dieſer faſt drei Jahre zurückliegenden Verfehlung 
keine Gedanken gemacht und von der Eigenſchaft jener Täuſchung als Ehe⸗ 
anfechtungsgrundes keine Kenntnis gehabt hat. Es kann nicht zugegeben 
werden, daß die Anfechtbarkeit oder Lösbarkeit der Ehe wegen eines derartigen 
Verſchweigens einer vorehelichen Verfehlung des Mannes ſo allgemein be⸗ 
kannt wäre, daß dieſe Kenntnis auch beim Beklagten vorausgeſetzt und ohne 
weiteres aus ſeiner Argliſt beim Verſchweigen der Anfechtungstatſache gefol⸗ 
gert werden könnte. Wenn er ſich geſagt hat, die Klägerin würde bei Kenntnis 
der Sachlage und bei verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe die Ehe 
mit ihm nicht geſchloſſen haben, ſo zwingt dies nicht zu dem Schluſſe, daß er auͤch 
die Eigenſchaft eines Verſchweigens der Verlöbnisuntreue als Anfechtungs⸗ 
grundes gekannt hat. Dieſe Kenntnis ſetzt eben immerhin ſchon — auch wenn 
man die oben hervorgehobene geringere Kenntnis genügen läßt — Rechts⸗ 
kenntniſſe voraus, die zwar auch in Laienkreiſen vorhanden ſein können, aber 
nicht gewöhnlich ſind. In Laienkreiſen kann man ſogar der Anſchauung be⸗ 
gegnen, daß wegen eines vorehelichen Geſchlechtsverkehrs des Mannes, ſelbſt 
während der Verlöbniszeit, und wegen des Verſchweigens dieſer Tatſache 
„eine Löſung der Ehe“ nicht verlangt werden könne. 

Nach alledem hält das Ber.⸗Gericht es nach § 475 ZPO. für geboten, 
dem Beklagten über die behauptete Kenntnis der Anfechtbarkeit bei der Ehe⸗ 
ſchließung einen richterlichen Reinigungseid aufzuerlegen. Iſt dieſe Kenntnis 
bewieſen, ſo iſt der Klaganſpruch, ſoweit es ſich um die Vorausſetzungen von 
§ 1345 BGB. handelt, ſeinem Grunde nach gerechtfertigt; denn daß die Klä⸗ 
gerin zur Zeit der Eheſchließung die Anfechtbarkeit der Ehe gekannt hätte, 
hat der dafür beweispflichtige Beklagte nicht dargetan. 

Was den angeblichen Verzicht der Klägerin auf Unterhalt für die Zeit 
nach der Auflöſung der Ehe anlangt, ſo iſt der Meinung des Landgerichts, 
ein derartiger Verzicht ſei unzuläſſig, nicht beizutreten. Unterhaltsanſprüche 
aus 88 1578 ff. BGB. — und darum auch aus $1345 BGB. — find als rein vermö⸗ 
gensrechtliche, eine Art von Schädenforderungen darſtellende Anſprüche ver⸗ 
zichtbar. Dies folgt aus § 1580 Abſ. 3 BGB., wo die Vorſchrift in $ 1614 BGB. 
unter den für die Unterhaltspflicht geltenden Vorſchriften nicht aufgeführt iſt, 
ſowie aus der ſonſtigen Gleichſtellung des bei der Anfechtung ſchlechtgläubigen 
Ehegatten mit dem bei der Scheidung für allein ſchuldig erklärten (BGB. von 
RGRäten Anm. 5 zu § 1580, Anm. B zu 9 1345). Allein aus dem eigenen 
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Vorbringen des Beklagten läßt ſich ein ſchlüſſiger Verzicht der Klägerin über⸗ 

haupt nicht ableiten. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 17. Dez. 1915. W. w. W. TO. 
163/15. F- ch. 


= 


182. Kein Recht zum Rücktritt von einem ſchon ausgeführten Geſell⸗ 
ſchaftsvertrage. 
HGB. 5 133; BGB. 5 723. 

Die drei Parteien hatten ſich früher zu einer off. Handelsgeſellſchaft 
vereinigt, die unter den beiden Beklagten auch fortbeſtehen blieb. Mit dem 
Kläger entſtanden Streitigkeiten; es wurde am 22. Mai 1912 ein Vergleich 
geſchloſſen, wonach Kläger die Geſchäftsführung und die Vertretung nieder⸗ 
legte und zugleich beſtimmt wurde, daß er mit dem 31. Oktober 1915 aus der 
Geſellſchaft ausſcheiden werde. Noch vor dieſem Termin, im Februar 1915, 
erhob er Klage, die Geſellſchaft wegen verſchiedener Vertragswidrigkeiten der 
Beklagten für aufgelöſt zu erklären. Nachdem im Lauf des Prozeſſes der 31. Okt. 
1915 verſtrichen war, änderte er den Antrag dahin, die Beklagten zu verurteilen, 
gemeinſchaftlich mit ihm die Liquidation vorzunehmen. Die Klage wurde 
überall abgewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Das Kammergericht iſt auf eine Beweisaufnahme über das Vorhanden⸗ 
ſein wichtiger Gründe zur Auflöſung der Geſellſchaft ($ 133 HGB.) nicht ein⸗ 
gegangen. Es hat erwogen: Nach dem Vergleich v. 22. Mai 1912 ſei der Kläger 
mit dem 31. Okt. 1915 endgültig aus der Geſellſchaft ausgeſchieden und daher 
jetzt nicht mehr berechtigt, die Auflöſung oder Liquidation der Geſellſchaft 
zu fordern. Vergebens mache er geltend, daß er durch Erhebung der Klage 
den Rücktritt vom Vergleich wegen poſitiver Vertragsverletzung erklärt habe. 
Der Vergleich trage den Charakter eines Geſellſchaftsvertrages an ſich; bei 
ausgeführten Geſellſchaften aber ſei ein Rücktritt nicht möglich. 

Dieſe Erwägungen laſſen einen Rechtsirrtum nicht erkennen. 

In dem Urteil RGEntſch. 81, 303, an das ſich der Ber.⸗Richter anſchließt, 
hat der erkennende Senat ausgeſprochen, daß für Geſellſchaften, die ſchon 
zur Ausführung gelangt find, die Vorſchrift des § 723 BGB. über Kündigung 
aus wichtigen Gründen gegenüber den Beſtimmungen über Rücktritt ($ 326 
BGB.) als ausſchließendes Sondergeſetz betrachtet werden muß. Die Entſchei⸗ 
dung bezog ſich auf eine bürgerlichrechtliche Geſellſchaft; aber ſowohl die 
ſyſtematiſchen Gründe wie die Zweckmäßigkeitsrückſichten, auf denen ſie beruht, 
treffen in ſogar erhöhtem Maße auf die off. Handelsgeſellſchaft zu. Während 
nach Art. 2 Einf. z. HGB. die Regeln des Handelsgeſetzbuchs den Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerl. Geſetzbuchs vorgehen, werden in § 133 Abſ. 2 HGB. 
gerade die Umſtände, die nach 88 325. 326 BGB. zum Rücktritt Anlaß geben 
würden, als Gründe der Auflöſungsklage aufgezählt. Ebenſo iſt es ganz be⸗ 
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ſonders für off. Handelsgeſellſchaften als richtig anzuerkennen, daß das Rück⸗ 
trittsrecht mit ſeinen die Geſellſchaft nach rückwärts auflöſenden Folgen zu 
unerträglicher Verwirrung führen würde. Das Bedenken der Reviſion, daß 
die Beendigung der Geſellſchaft nach § 133 BGB. nicht durch Willenserklärung, 
ſondern durch richterliches Urteil ſtattfinde, bis zu deſſen Rechtskraft viel Zeit 
vergehe, ſchlägt nicht durch. Auch bei einer Kündigung, der die Gegenpartei 
widerſpricht, bedarſ es längerer Zeit, um die Berechtigung gerichtlich feſtſtellen 
zu laſſen. Ob das Urteil konſtitutiv oder deklaratoriſch wirkt, der Zuſtand der 
ſubjektiven Ungewißheit iſt in beiden Fällen der gleiche; die Mißhelligkeiten, 
die davon unzertrennlich ſind, können nur durch einſtweil. Verfügungen ge⸗ 
mildert werden. — — — 

Die entwickelte Anſicht kann auch nicht mit Fug als unbillig getadelt werden. 
Dem Kläger ſtanden Rechtsbehelfe zu Gebote, um die ihm im Vergleich zu⸗ 
geſicherten Rechte geltend zu machen. Er hatte den Erfüllungszwang, konnte 
3. B. die Büchereinſicht durch einſtweil. Verfügung ſichern laſſen, und hatte den 
Anſpruch auf Schadenerſatz nach den allgemeinen Vorſchriften des Geſetzes. 
Nur das Recht, von der getroffenen Regelung zurückzutreten, ſtand ihm nicht 
zu, weil dieſe Regelung Beſtandteil des Geſellſchaftsvertrags geworden war 
und das Geſetz den Rücktritt von Geſellſchaftsverträgen nicht geſtattet. 

Die Reviſion mußte danach zurückgewieſen werden.“ 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 16. Jan. 1917. G. P. (Kl.) w. 
M. P. u. Gen. (KG. Berlin). II. 345/16. Auch RGeEntſch. 89 Nr. 75 
S. 334. 


II. Verfahren. 


183. Nach rechtskräftiger Entſcheidung des Rechtsſtreits iſt eine Neben⸗ 
intervention unſtatthaft. 
ZPO. 88 66. 578. 


In einem beim Landgericht Cr. anhängigen Rechtsſtreit hatte der Rentner 
Otto E. ein Darlehn von der Firma J. & Schm. zu Cr. zurückgefordert. Dieſe 
verkündeten dem Kaufmann Theodor J. in U. den Streit. Die Entſcheidung 
des Rechtsſtreits wurde in 2. Inſtanz von einem Eide des Klägers abhängig 
gemacht. Dieſer hat nach Rechtskraft des bedingten Endurteils den Eid geleiſtet, 
worauf die verklagte Firma durch Läuterungsurteil v. 16. Dez. 1910 nach dem 
Klagantrag verurteilt wurde. Nach Rechtskraft dieſes Urteils reichte Theodor 
J., der der Streitverkünderin bisher nicht beigetreten war, im April 1915 
beim Oberlandesgericht einen Schriftſatz ein, in dem er erklärte, der Beklagten 
als Nebenintervenient beizutreten, und zugleich Reſtitutionsklage gegen beide 
Urteile des Oberlandesgerichts auf Grund einer neu aufgefundenen Urkunde 
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mit dem Antrag erhob, unter Beſeitigung beider Urteile die Klage abzuweiſen. 
— Das Oberlandesgericht verwarf die Reſtitutionsklage als unzuläſſig, die 
Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Die Vorderrichter legen dar, daß mit den Beſtimmungen des 8 66 ZPO. 
die Annahme ſchlechterdings unvereinbar ſei, daß ein Dritter, der ein rechtliches 
Intereſſe daran hat, daß die eine Partei obſiege, auch nach der rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidung eines Rechtsſtreits den Beitritt erklärt. Dies folge nicht bloß aus der 
klaren Beſtimmung des Abſ. 2, ſondern mehr noch aus Abſ. 1, wo für den Bei⸗ 
tritt ein „anhängiger“ Rechtsſtreit vorausgeſetzt werde. Daraus ergebe ſich, 
daß der zum Beitritt Berechtigte abwarten müſſe, bis ein Rechtsſtreit anhängig 
ſei, ehe er zum Beitritt zugelaſſen werden könne; beſtehe kein anhängiges Ver⸗ 
fahren, weil die Klage noch nicht erhoben oder über ſie bereits rechtskräftig 
entſchieden ſei, ſo beſtehe auch keine Möglichkeit des Beitritts. Sei daher ein 
Rechtsſtreit rechtskräftig entſchieden, jo könne der nach § 66 zum Beitritt 
Berechtigte das Verfahren durch Erhebung der Reſtitutionsklage nicht wieder 
anhängig machen, er könne nur beitreten, wenn es von der Hauptpartei durch 
Erhebung einer Reſtitutionsklage wieder anhängig gemacht ſei. 

Dieſe Auffaſſung, die übrigens von der überwiegenden Mehrzahl der 
Schriftſteller geteilt wird, wird von der Reviſion ohne Grund beanſtandet. 
Insbeſondere iſt der Vorwurf verfehlt, die Vorderrichter hafteten zu ſehr 
am Wortlaut des § 66, und es braucht zur Rechtfertigung jener Auffaſſung 
auf die von der Reviſion erörterte rechtliche Natur der Wiederaufnahmeklagen, 
insbeſondere darauf, ob mit ihnen kein neuer Prozeß eingeleitet, der alte 
Prozeß vielmehr nur aufgenommen werde, nicht eingegangen zu werden. 
Mit klaren, jede andere Deutung ausſchließenden Worten beſtimmt $ 66 
Abſ. 2, daß die Nebenintervention bis zur rechtskräftigen Entſcheidung erfolgen 
kann, und zwar auch in Verbindung mit der Einlegung eines Rechtsmittels. 
Das beſagt, daß, wenn ein Rechtsmittel nicht mehr möglich iſt, eine Neben⸗ 
intervention ausgeſchloſſen iſt. Der Begriff der rechtskräſtigen Entſcheidung 
ergibt ſich aus § 705 ZPO., und daß unter einem Rechtsmittel i. S. des $ 66 
nur diejenigen Rechtsbehelfe verſtanden werden können, die die Ziv.⸗Proz.⸗ 
Ordnung unter dieſem Gattungsbegriff im 3. Buche aufführt, und daneben 
noch der in allen Inſtanzen in gleichem Maße vorkommende Einſpruch, nicht 
aber die Klagen, die zur Wiederaufnahme des Verfahrens führen, kann nach 
der Sprache und der Einrichtung der Ziv.⸗Proz.⸗Ordnung nicht zweifelhaft 
ſein. Die Anſicht, der durch rechtskräftiges Urteil geſchloſſene Prozeß müſſe, 
ſolange gegen ihn noch eine Wiederaufnahmeklage zuläſſig ſei, „in gewiſſem 
Sinne“ noch als rechtshängig behandelt werden, iſt verfehlt. Hieraus, in Ver⸗ 
bindung damit, daß nach § 578 ZPO. die Erhebung einer Wiederaufnahmeklage 
ein durch rechtskräftiges Endurteil geſchloſſenes Verfahren vorausſetzt, ergibt 
ſich mit Notwendigkeit, daß ein Dritter, der an dieſem Verfahren nicht beteiligt 
war, eine ſolche Klage nicht erheben kann. | 
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So iſt der vorliegende Fall geſtaltet: die Streitverkündung iſt ohne Erfolg 
geblieben; der jetzige Reſtitutionskläger iſt der Beklagten im Hauptprozeſſe 
nicht beigetreten; das iſt erſt geſchehen, nachdem der Prozeß durch rechts⸗ 
kräftiges Endurteil beendigt war; er hatte darin irgendeine Stellung nicht 
erworben; er war daran völlig unbeteiligt. Bei dieſer Sachlage kann uner⸗ 
örtert bleiben, ob dem Nebenintervenienten, mithin dem, der, ſei es freiwillig, 
ſei es infolge Streitverkündung einer Partei während des Hauptprozeſſes, 
alſo vor deſſen rechtskräftiger Entſcheidung, beigetreten war, eine Stellung in 
dieſem Prozeſſe daher ſchon eingenommen hatte, das Recht zur Erhebung einer 
Wiederaufnahmeklage zugeſtanden werden kann. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 22. Febr. 1917. J. w. E. u. Gen. 

(OLG. Düſſeldorf). VI. 232/16. Auch in RGEntſch. 89 Nr. 95 S. 424. 


184. Auch das] erft nach dem Anerkenntnisurteil ergehende Koften- 
urteil iſt nur mit Berufung eee 
Vgl. 70 Nr. 185 m. N. 
ZPO. $ 99 Abſ. 2 u. 3. 

Der Kläger erwirkte gegen den, Beklagten beim Landgericht in der Sitzung 
vom 3. Februar 1917 ein für vorläufig vollſtreckbar erklärtes Anerkenntnis⸗ 
urteil. Hinſichtlich des Koſtenpunktes ſtellten die Anwälte der Parteien außer⸗ 
gerichtliche Erledigung in Ausſicht. In dem auf klägeriſchen Antrag anberaumten 
neuerlichen Termin vom 10. März 1917 wurde über die Koſten verhandelt; 
das Landgericht legte die Koſten des Rechtsſtreits dem Beklagten auf und er⸗ 
klärte das Urteil für vorläufig vollſtreckbar. Gegen dieſes Urteil richtete ſich 
die ſofortige Beſchwerde des Beklagten, die das Oberlandesgericht als unzu⸗ 
läſſig verwarf. Aus den Gründen: 

„Nach dem klaren Wortlaut des § 99 Abſ. 3 ZPO. findet gegen ein Koſten⸗ 
urteil die ſofortige Beſchwerde nur dann ſtatt, wenn eine Entſcheidung in der 
Hauptſache nicht ergangen iſt. Hier iſt aber eine ſolche, und zwar durch längſt 
rechtskräftiges Anerkenntnisurteil ergangen, das mangels Mitentſcheidung 
über die Koſten allerdings ein Teilurteil war, wenn es auch nicht als ſolches 
bezeichnet iſt. Solchenfalls iſt nicht Abſ. 3, ſondern Abſ. 2 einſchlägig; wonach 
bei Erledigung der Hauptſache durch Anerkenntnisurteil die Koſtenentſcheidung 
„ſelbſtändig“ anfechtbar iſt, d. h. alſo durch das für die Hauptſache zuläſſige 
Rechtsmittel, gleichgültig, ob es gegen die Hauptſache wirklich eingelegt wird. 

Das iſt hier die Berufung. Allerdings iſt der Koſtenanſpruch hier nicht äußer⸗ 
lich in einem einheitlichen Urteil mit dem Anerkenntnisurteil vereinigt, das 
iſt aber belanglos; 8 

RGeEntſch. 46, 394; OL GRſpr. 2, 253; 3, 436; Peterſen ZPO. 5 1, 257 Bem. 7 zu 

5 99; Förſter⸗ Kann 8 333 Bem. 200 zu $ 99; Freudenthal? Bem. 7 zu 8 99. 

Auch auf ſolche Fälle, die ſogar in der Praxis die Mehrheit bilden werden, 
trifft der Grund der Zulaſſung der Berufung ſtatt der Beſchwerde zu, nämlich, 


185. Beweiswürdigung. N 309 


daß ſich letztere für die hier auftauchenden Fragen des § 93 ZPO. weniger 
eignet. In der Tat kann es keinen Unterſchied bedeuten, ob die widerſprechende 
Koſtenverhandlung ſofort oder nach einer Vertagung ſtattgefunden hat. Der 
von einzelnen Erläuterern beſonders hervorgehobene Streitfall, daß das Aner⸗ 
kenntnis nicht zur vollſtändigen Erledigung der Hauptſache geführt hat, liegt 
hier nicht vor. ; | 

Auch das Landgericht hat offenbar den Abſ. 2 des 8 99 für anwendbar er- 
achtet, da es das Urteil für vorläufig vollſtreckbar erklärt hat (Seuff Bl. 71, 
226). Da die Entſcheidung durch eine Gegenerklärung des Klägers nicht be⸗ 
einflußt werden könnte, war von einem Gehör desſelben als überflüſſig abzu⸗ 
ſehen (Recht 1900, 94; 33 P. 43, 431).“ 

Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 6. Juni 1917. P. w. Z. Beſchw. 
Reg. 122/17. F—2. 


185. Dürfen perſönliche Eindrücke bei der Beweiswürdigung 
verwertet werdend 
Vgl. 42 Nr. 255. m. N. 
ZPO. $ 286. 

Die Beklagte war rechtskräftig zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 
mit dem Kläger verurteilt worden. Unter der Behauptung, daß ſie böslich 
trotz ſchriftlicher Aufforderung v. 2. Sept. 1912 dem Urteil keine Folge ge⸗ 
leiſtet habe, erhob Kläger Anfang März 1914, nachdem zwei Sühnetermine 
am 13. Juni und 5. Juli 1913 ſtattgefunden hatten, Klage auf Scheidung. 
Die Beklagte wandte ein, daß es im erſten Sühnetermin zu einer Verſöhnung 
gekommen ſei. Sie machte auch geltend, daß bei der Schwäche ihrer Geiſtes⸗ 
kräfte und bei ihrer Willensſchwäche aus der bloßen Nichtbefolgung der Auffor⸗ 
derung v. 2. Sept. 1912 keine böſe Abſicht gefolgert werden dürfe. — In beiden 
Inſtanzen wurde auf Scheidung erkannt. Das Reichsgericht hob auf und ver⸗ 
wies zurück. Aus den Gründen: | | 

„Die Scheidung aus § 1567 Nr. 1 BGB. jet voraus, daß der zur Her⸗ 
ſtellung der häuslichen Gemeinſchaft rechtskräftig verurteilte Ehegatte dem 
Urteil in böslicher Abſicht nicht Folge geleiſtet hat. Dieſe Vorausſetzung würde 
nicht vorliegen, wenn die Beklagte, die ebenſo wie der Kläger taubſtumm iſt, 
infolge ihrer geringen geiſtigen Fähigkeiten ein genügendes Verſtändnis von 
der Bedeutung des Herſtellungsurteils nicht beſeſſen oder nur eine ſo geringe 
Willensfreiheit gehabt hätte, daß fie jür das Fernbleiben nicht verantwortlich 
gemacht werden könnte. Das Ber.⸗Gericht hat dies trotz der im Vorprozeß 
von dem Sachverſtändiden M. gegen die geiſtige Befähigung der Beklagten 
und namentlich gegen ihre Willensfähigkeit ausgeſprochenen Bedenken ver⸗ 
neint. Seine Überzeugung gründet ſich jedoch nach Inhalt des Ber.⸗Urteils 
lediglich auf den perſönlichen Eindruck, den der Berichterſtatter in dem unter 
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Zuziehung eines Dolmetſchers am 4. März 1916 abgehaltenen Sühnetermin 
von der Beklagten gewonnen habe. 

Mit Recht rügt die Reviſion, daß ein ſolcher Eindruck auf den beauftragten 
Richter nicht habe berückſichtigt werden dürfen. Dem Gericht iſt es zwar nicht 
verwehrt, die ihm ſinnenfällig gewordenen Eindrücke, welche die Perſon eines 
Zeugen, eines Sachverſtändigen oder einer Partei auf es gemacht hat, im Urteil 
zu verwerten. Es enthält aber, wie das Reichsgericht bereits in verſchiedenen 
Entſcheidungen ausgeführt hat, 

vgl. RGEntſch. 17, 425; JW. 1887, 1871; Gruchots Beitr. 51. 193, 

eine Verletzung des Grundſatzes der Mündlichkeit und der Unmittelbarkeit 
der Verhandlung, wenn das erkennende Gericht derartige Eindrücke, die nicht 
zum Gegenſtand der mündlichen Verhandlung gemacht ſind, berückſichtigt. 
In den angeführten Entſcheidungen iſt dies zwar nur ausgeſprochen bezüglich 
des Eindrucks, den ein Zeuge bei ſeiner Vernehmung hervorgerufen hat. 
Das gleiche muß aber auch gelten, wenn der Eindruck, den das Verhalten 
einer Partei gemacht hat, der Entſcheidung zugrunde gelegt werden ſoll. 
Ob eine Ausnahme von dieſem Grundſatz dann zuzulaſſen iſt, wenn der be- 
auftragte Richter über ſeine Wahrnehmungen einen Vermerk in das Protokoll 
aufgenommen hat, der als Beſtandteil der Beweisaufnahme in der mündlichen 
Verhandlung vorgetragen iſt, kann unerörtert bleiben, da im vorliegenden 
Fall das Prot. v. 4. März 1916 keinen ſolchen Vermerk enthält. Der gerügte 
Mangel iſt übrigens hier von um ſo größerer Bedeutung, als es für die Beurtei⸗ 
lung der Willens⸗ und Urteilskraft der Beklagten an jeder objektiven Grundlage 
fehlt, das erkennende Gericht in dieſer Beziehung vielmehr einzig und allein 
auf den Eindruck des beauftragten Richters angewieſen war. — — — 

Was ſodann den Einwand der Ausſöhnung betrifft, ſo iſt dieſer Einwand 
von dem Ber.⸗Richter verworfen worden, weil zwar manches für die Richtigkeit 
der Bekundungen der Zeugen P. und Gr. ſpräche, anderſeits aber der Kläger 
dem Zeugen B. erklärt habe, daß er im Sühnetermin mißverſtanden ſei und ein 
ſolches Mißverſtändnis, wie es im Ber.⸗Urteil heißt, nach der Überzeugung des 
Senats gemäß dem perſönlichen Eindruck des Berichterſtatters von der Verhand⸗ 
lungsfähigkeit des Klägers ohne Dolmetſcher trotz der von P. bekundeten 
Einzelheiten möglich ſei. Auch hier hat das Ber.⸗Gericht, was die Reviſion 
zutreffend rügt, den nicht protokollierten Eindruck des beauftragten Richters, 
vor dem der Kläger in dem Sühne⸗ und Beweistermine am 4. März 1916 
erſchienen iſt, in unzuläſſiger Weiſe verwertet. Die Annahme, daß die Ausſöh⸗ 
nung nicht erwieſen ſei, beruht nicht bloß auf der Ausſage des B., ſondern we⸗ 
ſentlich auch auf dem perſönlichen Eindruck, den der beauftragte Richter von 
der Auffaſſungsfähigkeit des Klägers und von der Möglichkeit, ſich in zuver⸗ 
läſſiger Weiſe mit ihm zu verſtändigen, erlangt hat. Eine unmittelbare Erkennt⸗ 
nisquelle konnte aber dieſer Eindruck für das erkennende Gericht, das aus der 
mündlichen Verhandlung hierüber nichts erfahren hat, nicht bilden. 
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Wegen dieſer beiden Prozeßverſtöße, die eine Verletzung der 88 285. 
286 ZPO. enthalten, mußte das Ber.⸗Urteil aufgehoben und die noch nicht 
entſcheidungsreife Sache an das Ber.⸗Gericht zurückberwieſen werden. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 1. März 1917. P. w. P. (OLG. 

Stettin). IV. 390/16. 


186. Kann die zugeſprochene Unfallrente wegen fpäterer Derheira- 
tung der Verletzten gemindert werdend 
| 3PO. 5 323; BGB. $ 843. 

Der Beklagten, die bei einem Unfall im Betriebe der klagenden Straßen⸗ 
bahngeſellſchaft verletzt wurde, war durch Urteil v. 30. Sept. 1912 eine Rente 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit zugeſprochen worden. Die Klägerin 
erhob ſpäter auf Grund des § 323 ZPO. Klage auf Abänderung des Urteils, 
die u. a. darauf geſtützt wurde, daß die Beklagte ſich inzwiſchen mit dem Ar⸗ 
beiter Gr. verheiratet hatte. Die Klage wurde abgewieſen. — Aus den Gründen 
des Rev.⸗Urteils: 

„Der Reviſion iſt zuzugeben, daß der Fall des vom Vorderrichter ange⸗ 
zogenen Urteils des Reichsgerichts in JW. 1912, 59415 mit dem vorliegenden 
ſich nicht dergeſtalt deckt, daß jene Entſcheidung ohne weiteres auch hier zu⸗ 
träfe. Dort war der Verletzten durch den Unfall eine mit beſtimmtem Ein⸗ 
kommen verbundene Anſtellung verloren gegangen, die ſie auch dann, wenn der 
Unfall nicht geweſen wäre, hätte aufgeben müſſen, falls ſie ſich entſchloß, in 
die Ehe zu treten. Dort mußte das Bedenken auftreten, daß für dieſen Schaden 
der urſächliche Zuſammenhang mit dem Unfall unterbrochen ſein würde, 
wenn ſich feſtſtellen ließe, daß die Verletzte, auch wenn ſie den Unfall nicht er⸗ 
litten hätte, zur Ehe geſchritten wäre. Davon iſt hier nicht die Rede. Hier iſt 
vielmehr durch Schätzung auf Grund der geſamten Verhältniſſe die Minderung 
der Erwerbsfähigkeit auf einen Bruchteil der unverſehrten Arbeitskraft ver⸗ 
anſchlagt worden. Dem gegenüber läßt ſich nicht mit derſelben Beſtimmtheit 
ſagen, daß unter der gleichen Vorausſetzung, daß die Ehe auch ohne den Un⸗ 
fall geſchloſſen worden wäre, der Kauſalzuſammenhang des Unfalls mit dem 
Schaden unterbrochen ſein würde. Es läßt ſich nicht allgemein der Satz auf⸗ 
ſtellen, daß die Erwerbsfähigkeit der Frau dadurch an wirtſchaftlichem Wert 
verliere, daß ſie zur Ehe ſchreitet. Darüber kann nur nach den Umſtänden des 
einzelnen Falles unter Berückſichtigung der Lebensverhältniſſe der Eheleute 
entſchieden werden. Insbeſondere in den Kreiſen der Bevölkerung, welchen 
die Beklagte und ihr Ehemann nach Stand und Beruf angehören, iſt die Frau 
in weiteſtem Umfange darauf angewieſen und verpflichtet, neben dem Mann 
zur Aufrechterhaltung und Hebung der Lebensführung ihre Arbeitskraft 
zu verwerten. Und da auch, wo das tatſächlich nicht geſchieht, iſt die Arbeits⸗ 
kraft der Frau auch wirtſchaftlich von erheblicher Bedeutung, weil fie den 
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Haushalt führt, den Mann von allem, was hier zu geſchehen hat, freihält 
‚und ihm die volle Entfaltung feiner Arbeitsleiſtung ermöglicht. Naturgemäß 
bildet denn auch bei dem Entſchluß, einen gemeinſchaftlichen Hausſtand zu 
gründen, die volle Arbeitskraft der Frau einen unter Umſtänden weſentlichen 
Faktor, und es iſt nichts dagegen einzuwenden, wenn gegebenen Falles ver⸗ 
nünftige Überlegung dabei den Umſtand in Rechnung ſtellt, daß die Betreffende 
zwar minder leiſtungsfähig iſt, dafür aber eine Unfallrente bezieht. Es kann 
auch nicht ſchlechthin entſcheidend ſein, wie die Eheleute ſich im einzelnen Falle 
das Leben einrichten. Steht die Frau davon ab, auf Erwerb auszugehen 
oder im Erwerbsgeſchäfte des Mannes mit die Hand anzulegen, ſo muß das 
in dieſen Verhältniſſen in der Art der Lebensführung der Eheleute zur Geltung 
kommen Es iſt dieſes dann die Geſtalt, in welcher eine Minderung der Er⸗ 
werb⸗ fähigkeit der Frau in die Erſcheinung tritt, und dann ſehr wohl durch Geld 
wieder ausgeglichen werden kann. Es liegt auch keine Veranlaſſung vor, 
den vorliegenden Fall wegen beſonderer Umſtände anders zu beurteilen, 
zumal da die Beklagte vielleicht gerade wegen ihres leidenden Zuſtandes davon 
hat abſehen müſſen, auf Verdienſt auszugehen, und nicht einmal imſtande zu 
ſein ſcheint, die häuslichen Arbeiten ohne Beſchwerden zu verrichten — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 19. März 1917. Gr. B. StrB. 

(Kl.) w. Gr. (KG. Berlin VI. 24/17. 


I. Bürgerliches Recht. 


187. Form eines von einem Ausländer im Inlande errichteten 
Teſtaments. 
Vgl. 54 Nr. 135 m. N. 
Einf GG. Art. 11; BGB. $ 2231. 

Die Beklagten ſind Vollſtrecker des Teſtaments des am 9. Februar 1914 
in Hamburg verſtorbenen G. van D., der nach beſtrittener Behauptung des 
Klägers holländiſcher Staatsangehöriger war und ein eigenhändiges Teſta⸗ 
ment hinterlaſſen hat. Der Kläger — ein in Holland lebender Bruderſohn 
des Erblaſſers — ſteht auf dem Standpunkt, daß für die Beerbung hollän⸗ 
diſches Recht, und zwar auch hinſichtlich der Errichtungsform, zur Anwendung 
gelange, daß darnach das eigenhändige Teſtament ungültig ſei und er ſeinen 
geſetzlichen Erbteil zu beanſpruchen habe. 

Die Vorſchrift des Art. 11 Abſ. 1 Satz 2 EinfG. z. BGB. iſt eine abſo⸗ 
lute Kolliſionsnorm, „eine ganz ſelbſtändige, für alle Rechtsgeſchäfte geltende 
Vorſchrift“, in deren Bereich, ebenſowenig wie der Art. 13 Abſ. 1 (vgl. 
RGeEntſch. 88, 192 in SeuffA. 72 Nr. 64) der Art. 25 Einf. eingreift 
(vgl. RGEntſch. 43, 156, in Seuff A. 54 Nr. 135). 

Die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes ſpricht nicht für, ſondern gegen 
den Kläger, denn der in der Kommiſſion geſtellte Antrag, daß die Form des 
Errichtungsortes nur genügen ſollte, „ſofern nicht das nach Satz 1 (des 8 3 
Entw., Art. 11 Einf.) maßgebende Geſetz (alſo das Geſetz, welches für das 
den Gegenſtand des Rechtsgeſchäfts bildende Rechtsverhältnis maßgebend iſt) 
entgegenſteht“, hat eben im Geſetze keine Aufnahme gefunden. Die ſomit bei 
den Beratungen des Geſetzes allerdings vorhandenen Beſtrebungen, die all⸗ 
gemeine Bedeutung des Satzes „locus regit actum“ in dieſer Weiſe einzu⸗ 
ſchränken, ſind daher erfolglos geblieben und im Wortlaut des Geſetzes hat 
die abſolute Natur der Kolliſionsnorm, wie beſonders deutlich auch aus dem 
Abſ. 2 des Art. 11 hervorgeht, der ihre Geltung im Gebiete des Sachenrechts 


und nur in dieſem Gebiete ausſchließt, zweifelfreien Ausdruck Ener 
Geufferts Archiv Bb. 72. 8. Folge Bb. 17 Heft 10. . 
By 
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Die Klage iſt daher unbegründet, auch wenn der Erblaſſer die hollän⸗ 
diſche Staatsangehörigkeit beſeſſen haben und das darnach für die Beerbung 
maßgebende holländiſche Recht die Gültigkeit eines im Auslande errichteten 
handſchriftlichen Teſtaments nicht anerkennen ſollte. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 2. Mai 1917. van D. (Kl.) 

w. R. u. Gen. Bf. IV. 403/16. Gr. 


188. Stillſchweigende Erledigung eines Lieferungsgeſchäfts. 


Vgl. 70 Nr. 77. 143. 211 m. N. 
DGB. $ 157; B. $ 346. Ä 


Am 15. Mai 1914 hatte die Klägerin 10 Bund nordamerikaniſche Globus⸗ 
Mitteldärme, prompte Abladung cif Stettin netto Kaſſe nach Eintreffen in 
Stettin, von den Beklagten gekauft. Die Beklagten lieferten nicht, weil die 
Klägerin ſtillſchweigend auf die Lieferung verzichtet habe, ihnen auch die 
Lieferung infolge Kriegsausbruchs und der damit verbundenen Seeſperre 
unmöglich geworden ſei. Die auf Lieferung gerichtete Klage wurde in beiden 
Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Wenn auch davon auszugehen war, daß Stillſchweigen nicht ohne wei⸗ 
teres als Zuſtimmung zu einer zugegangenen Erklärung anzuſehen iſt, ſo iſt 
doch anerkannten Rechtens, daß im Handelsverkehr das Stillſchweigen eines 
Kaufmanns auf ein ihm von einem andern Kaufmann gemachtes vertrag⸗ 
liches Anerbieten im Hinblick auf die im Verkehr üblichen Gebräuche und 
Gewohnheiten als Zuſtimmung angeſehen werden kann. In ihren Briefen 
v. 25. und 30. Sept. 1914 haben nun die Beklagten, rechtlich betrachtet, der 
Klägerin das Angebot gemacht, den Abſchluß v. 15. Mai 1914 wegen des 
Kriegsausbruchs und der eingetretenen engliſchen Seeſperre als aufgehoben 
zu betrachten, da die den Gegenſtand des Abſchluſſes bildende nordamerikaniſche 
Verſchiffungsware auf dem vertragmäßig angenommenen Wege nicht mehr 
hereinzubekommen wäre. Die Klägerin hat auf dieſes Angebot bis zum 
11. Nov. 1914 geſchwiegen und, als die Beklagten in ihrem Briefe v. 13. Nov. 
1914 bei ihrer Stellungnahme beharrten, bis zum 16. Juli 1915 nicht nur 
geſchwiegen, ſondern in dieſer Zeit mit den Beklagten über gleichartige Ware 
neue Abſchlüſfe gemacht, ohne noch auf den Abſchluß v. 15. Mai 1914 zurück⸗ 
zukommen oder ſonſtwie der Stellungnahme der Beklagten zu widerſprechen. 
Ihr Verhalten war nach Treu und Glauben, zumal es ſich um eine im Preiſe 
ſchwankende Ware handelt, garnicht anders denn als eine Willenskundgebung 
des Inhalts aufzufaſſen, ſie ſei mit der Aufhebung des Abſchluſſes einverſtanden. 
Dieſe Beurteilung des Sachverhalts: Aufhebung des Abſchluſſes durch gegen⸗ 
ſeitige Übereinftimmung, entzog dem Klaganſpruch die rechtliche Grundlage 
ohne weiteres. f 
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Aber auch bei Verneinung eines derartigen Aufhebungsvertrages würde 
die Klägerin nicht mehr Lieferung verlangen können, da ſich die Beklagten 
mit Recht auf unverſchuldete Unmöglichkeit berufen konnten. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Frankfurt a. M. (4. Sen.) v. 28. Februar 1917. 

H. w. W. 4 U. 75/16. | Ka. 


189. Haftung einer Bank aus dem einem ungetreuen Bankbeamten 
ausgeſtellten, die Unehrlichkeit verſchweigenden Zeugnis. 
Vgl. 70 Nr. 146 m. N. 
BGB. 59 876. 826. 

Wilhelm K., der vom 6. Auguſt 1906 bis zum 21. Juli 1909 bei der Be⸗ 
klagten als Bankbevollmächtigter angeſtellt war, hatte in dieſer Stellung 
Unterſchlagungen in Höhe von 54000 „ begangen. Die Beklagte hatte ihm 
nach dem 21. Juli 1909 ein auf den 21. Juli 1909 zurückdatiertes Zeugnis 
ausgeſtellt, worin ſie ſagt: „K. hat ſich in der angegebenen Zeit als ein im 
Bankfach routinierter und kenntnisreicher Mann erwieſen. Sein Austritt 
erfolgt auf ſeinen Wunſch“. Im Jahre 1912 ſtand K. einige Zeit als Buch⸗ 
halter im Dienſte des Klägers. Unter dem Anführen, K. habe auch beim 
Kläger Unterſchlagungen begangen, wofür die Beklagte verantwortlich ſei, 
da Kläger durch das die Unehrlichkeit K.s verſchweigende Zeugnis der Be⸗ 
klagten zur Anſtellung K.s beſtimmt worden ſei, beantragte der Kläger die 
Verurteilung der Beklagten zum Erſatz des ihm in Höhe von 3766,17. K er- 
wachſenen Schadens, wozu die Beklagte in allen Inſtanzen verurteilt wurde. 
— Aus den Gründen des in letzter Inſtanz beſtätigten Ber.⸗Urteils: 

„Wer wiſſentlich einem früheren Angeſtellten ein falſches Zeugnis aus⸗ 
ſtellt, von dem er annimmt oder den Umſtänden nach annehmen muß, daß 
es der Angeſtellte zum Zweck der Täuſchung gebrauchen werde, macht ſich 
nach § 826 BGB. ſchadenerſatzpflichtig. Ein falſches Zeugnis ſtellt auch 
derjenige aus, der es nicht auf eine beſtimmte Eigenſchaft erſtreckt, ihm aber 
eine ſolche Faſſung gibt, daß ein einſichtvoller Leſer trotz Fehlens eines Aus⸗ 
ſpruchs über die betreffende Eigenſchaft annehmen muß, ſie ſei vorhanden, 
während ſie in Wirklichkeit nicht vorhanden iſt. Das gilt insbeſondere von 
der Ehrlichkeit. 

Nach der gutachtlichen Außerung der Handelskammer zu L. v. 19. Febr. 
1915, die im Einklang ſteht mit den Feſtſtellungen in dem Urteil des Reichs⸗ 
gerichts v. 20. Mai 1915 (Warneyer Rechtſpr. des RG. 1916 Nr. 76) und 
der ſich der erkennende Senat anſchließt, pflegt in Zeugniſſen höherer An⸗ 
geſtellter, wie es K. war, die Ehrlichkeit nicht beſonders beſcheinigt zu werden. 
Vielmehr wird ſie als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt, und das Zeugnis iſt, 
wenn der Angeklagte ehrlich war, ſo zu faſſen, daß man aus ſeinem Sinn 


auf die Ehrlichkeit ſchließen kann. So iſt im vorliegenden Fall das von der 
22° 
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Beklagten dem K. ausgeſtellte, vom 21. Juli 1909 datierte Zeugnis gefaßt. 
Wenn darin geſagt iſt, daß K. bei der Beklagten drei Jahre lang als Bank⸗ 
bevollmächtigter, zuletzt als Vorſteher einer Depoſitenkaſſe, angeſtellt ge⸗ 
weſen ſei und ſich als ein im Bankfach routinierter und kenntnisreicher Mann 
erwieſen habe, ſowie daß ſein Austritt auf ſeinen Wunſch erfolgt ſei, ſo muß 
jeder einſichtvolle Leſer die Überzeugung gewinnen, daß K. alle Eigenſchaften 
beſitze, die für einen Bankbevollmächtigten, insbeſondere auch für einen 
ſelbſtändigen Filialleiter erforderlich ſind, daß alſo an ſeiner Ehrlichkeit nicht 
gezweifelt und er unbedenklich ohne Einholung weiterer Auskünfte ange⸗ 
ſtellt werden könne. Es iſt alſo durch das Zeugnis, ähnlich wle in dem jenem 
Reichsgerichtsurteil zugrunde liegenden Falle die Ehrlichkeit K.s geradezu 
bezeugt. 

Nun iſt aber das Zeugnis nicht, wie es ſich den Anſchein gibt, beim 
Weggang 8.3 von der Beklagten am 21. Juli 1909 ausgeſtellt — zu welcher 
Zeit der Beklagten die beträchtlichen Unterſchlagungen K.s allerdings noch 
nicht bekannt waren —, ſondern erſt Anfang Oktober 1910, zu einer Zeit, 
wo die Beklagte von den Unterſchlagungen K.s längſt erfahren hatte. Damals 
durfte die Beklagte nicht mehr dem Zeugnis eine ſolche Faſſung geben, daß 
der Leſer daraus nicht bloß nichts Nachteiliges gegen K. entnehmen konnte, 
ſondern ſogar annehmen mußte, K. ſei in jeder Weiſe für das Bankfach 
und für eine Vertrauensſtellung darin geeignet. Das wußte auch der Direktor 
der Beklagten W., wie ſeine Außerung beweiſt, „das Zeugnis müſſe ſo aus⸗ 
geſtellt werden, daß ihnen dadurch keine Unannehmlichkeiten entſtänden“. 
Die Beklagte wollte alſo durch die Vordatierung den Anſchein erwecken, als 
ob ſie bei Ausſtellung des Zeugniſſes noch nichts von den Unterſchlagungen 
gewußt habe. Daß ſie ſich durch die Ausſtellung des günſtigen Zeugniſſes 
dem K. für die Deckung der Unterſchlagungen erkenntlich zeigen wollte, wie 
M. richtig vermutet, folgt daraus, daß der Direktor W. das Zeugnis erſt dann 
in Ausſicht ſtellte, wenn die Unterſchlagungen ſämtlich gedeckt ſeien. Die Er⸗ 
kenntlichkeit durch die Ausſtellung des Zeugniſſes beſtand darin, daß dem 
K., dadurch fein ſpäteres Fortkommen erleichtert werden ſollte, und das 
war wiederum nur dadurch möglich, daß dem Zeugnis eine Faſſung gegeben 
wurde, aus der der Leſer einen ſo günſtigen Eindruck von K. gewann, daß er 
ihn ohne weitere Erkundigungen anſtellte. 

Die Beklagte hat ſich auch geſagt, daß durch die unrichtige Faſſung des 
Zeugniſſes einem künftigen Geſchäftsherrn Schaden zugefügt werden könne. 
Das folgt namentlich daraus, daß ſie erfahren hatte, wie K. vor dem 10. März 
1910 — alſo etwa ein halbes Jahr vor Ausſtellung des Zeugniſſes der Be⸗ 
klagten — einer andern Firma ein fälſchlich angefertigtes Zeugnis vorgelegt 
hatte, aus welchem Anlaß ſie dem K. am 11. März 1910 mit einer Anzeige 
bei der Staatsanwaltſchaft gedroht hatte. Sie wußte alſo, daß ſich K. nach den 
bei ihr begangenen Unterſchlagungen nicht gebeſſert hatte, ſondern in ſeinem 
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verbrecheriſchen Treiben fortfuhr, ſogar vor Urkundenfälſchung nicht zurück⸗ 
ſchreckte, und ihm daher weitere Veruntreuungen ſehr wohl zuzutrauen ſeien. 
Anderſeits erſah ſie aus der von K. an ihren Direktor W. gerichteten Bitte 
um ein Zeugnis, welchen Wert K. auf ein echtes Zeugnis lege, und daß er 
nach der Erfahrung, die er mit der Vorlegung eines gefälſchten Zeugniſſes 
gemacht hatte, bei künftigen Bewerbungen um eine Stelle das echte, ihm 
von der Beklagten wirklich erteilte Zeugnis vorlegen und dadurch ſeinen 
künftigen Prinzipal über ſeinen Mangel an Ehrlichkeit täuſchen, hierdurch 
aber der Gefahr einer Wee durch neue Unehrlichkeiten aus⸗ 
ſetzen werde. 

Damit ſind die Vorausſetzungen für eine Anwendung des $ 826 BGB. 
gegeben. 

Daß der Kläger durch Unterſchlagungen geſchädigt it, die K. in ſeiner 
Stellung bei ihm begangen, iſt außer Streit; ſttreitig dagegen die von der 
Beklagten verneinte Frage, ob das Zeugnis der Beklagten für dieſe Ver⸗ 
mögensſchädigung urſächlich war. Sie iſt zu bejahen. Insbeſondere hat der 
erkennende Senat auf Grund der Ergebniſſe der Verhandlung und Beweis 
aufnahme die volle Überzeugung davon erlangt, daß K. das Zeugnis der 
Beklagten dem Kläger vorgelegt hat und daß Kläger durch dieſes Zeugnis 
bewogen worden iſt, ihn anzuftellen. — — — 
| Die Beklagte jucht dem Kläger den Schaden oder wenigſtens einen Teil 
davon ſelbſt aus dem Geſichtspunkt des Mitverſchuldens aufzubürden, weil 
er nicht über K. noch beſondere Auskünfte eingezogen habe. Allein gegenüber 
der Haftung aus vorſätzlicher Schädigung kommt ein Mitverſchulden in der 
Regel überhaupt nicht in Betracht (vgl. RG. in Warneyer Rechtſpr. d. RG. 
1914 Nr. 49). Beſtände eine ſo allgemein geübte und bekannte Gepflogen⸗ 
heit, einen Bankbeamten auch bei Vorlegung guter Zeugniſſe erſt anzuſtellen, 
nachdem noch beſondere Erkundigungen bei ſeinem früheren Prinzipal ein⸗ 
geholt worden, daß die Beklagte es als ſelbſtverſtändlich hätte vorausſetzen 
können, man werde ſich an ſie wenden und ſie könne alsdann der betreffenden 
Firma reinen Wein einſchenken, ſo könnte vielleicht in Frage kommen, ob 
hierdurch der Vorſatz auf ſeiten der Beklagten zu verneinen wäre. Aber eine 
ſolche allgemeine Übung beſteht nicht, wie aus dem Gutachten der Handels⸗ 
kammer zu U. v. 8. Sept. 1914 hervorgeht, der das Gericht ſich anſchließt. 
Auch in dem oben erwähnten, in Warneyers Rechtſpr. 1916 Nr. 76 abgedruckten 
Urteil des Reichsgerichts iſt von einer ſolchen weiteren Erkundigung nicht die Rede. 

Wie ferner oben dargelegt iſt, liegen hier gerade beſondere Umſtände 
vor, aus denen der Vorſatz der Beklagten folgt, wodurch die Anwendung 
des § 254 BGB. ausgeſchloſſen wird. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 15. März 1916. M. w. V. C. 

7 O. 53/14. Die Reviſion iſt durch Urteil des Reichsgerichts v. 18. Sept. 

1916, VI. 174/16, zurückgewieſen worden. —e—. 
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190. Durch ſtrafbare Handlung erlangte Gegenſtände; zu 8 111 StPO. 
StPO. § 111. 

Dem Kläger, der wegen Erpreſſung von 20000 „, verübt gegenüber 
dem Generalkonſul G., zu Gefängnis verurteilt iſt, waren bei ſeiner Ver⸗ 
haftung zwei Sparkaſſenbücher des DHandl.⸗Geh.⸗Verbandes in Hamburg, 
die er ſich gegen Einzahlung des größten Teils der 20000 M verſchafft hatte, 
abgenommen worden. Die Staatsanwaltſchaft verweigerte die Herausgabe 
der Sparkaſſenbücher an den Kläger und hinterlegte ſie am 20. Mai 1915 bei 
der Hinterlegungsſtelle des Amtsgerichts H. zugunſten des G., ohne auf das 
Recht zur Rücknahme zu verzichten. Der Kläger verlangte nun vom Hamburger 
Staat, der gleichfalls die Herausgabe der Bücher verweigert hatte, dieſe 
Herausgabe. Der Anſpruch wurde in allen Inſtanzen als begründet aner⸗ 
kannt. Gründe des Rev. ⸗Urteils: 

„Der Ber.⸗Richter hat in Übereinſtimmung mit dem Landgericht auch 
bei der Unterſtellung, daß der Kläger die vom Konſul G. erhaltenen Barmittel 
ungewechſelt bei der Sparkaſſe des Deutſch⸗Nationalen Handlungsgehülfenver⸗ 
bandes eingezahlt hat, angenommen, daß die Sparkaſſenbücher keine dem 
Verletzten G. durch die feſtgeſtellte ſtrafbare Handlung des Klägers entzogenen 
Gegenſtände i. S. des § 111 StPO. ſeien und daß ſie deshalb dem Kläger 
zu Unrecht unter Berufung auf dieſe geſetzliche Vorſchrift vorenthalten würden. 
Die von der Reviſion erbetene Nachprüfung gibt zu einer Beanſtandung 
keinen Anlaß. 

Es entſpricht, wie die Vorinſtanzen zutreffend ausführen, der feſtſtehenden 
Rechtſprechung des Reichsgerichts, daß der angezogene § 111 nur auf ſolche 
Gegenſtände anwendbar iſt, die unmittelbar durch die ſtrafbare Handlung 
dem Verletzten entzogen worden ſind, nicht aber auch auf Gegenſtände, die 
der Täter unter Aufwendung des ſtrafbar Erlangten durch ein an ſich weder 
gegen das Geſetz noch gegen die guten Sitten verſtoßendes Rechtsgeſchäft 
erworben hat. Von dieſer Rechtſprechung abzugehen, liegt kein Anlaß vor. 
Richtig iſt, daß man in neuerer Zeit es rechtspolitiſch für wünſchenswert 
erachtet hat, die Vorſchrift auch auf ſolche Gegenſtände auszudehnen, die 
mit dem ſtrafbar erlangten Gelde oder dem Erlös ſtrafbar erlangter Sachen 
angeſchafft ſind, dementſprechend iſt denn auch die Vorſchrift in dem neuen 
Entwurf einer Strafprozeßordnung ausdrücklich auf ſolche Gegenſtände aus⸗ 
gedehnt, allein auch dies ſpricht nur dafür, daß von dem beſtehenden Geſetz 
ſolche mittelbar dem Verletzten entzogenen Gegenſtände nicht mitbetroffen 
werden. 

Mit Recht haben die Vorinſtanzen auch abgelehnt, die Sparkaſſenbücher 
um deswillen als unter den § 111 fallend anzuſehen, weil ſie gleich einem über 
geſtohlene Sachen ausgeſtellten Pfandſchein den Kläger in die Lage ſetzen 
würden, ſich wieder in den Beſitz der durch die ſtrafbare Handlung erlangten 
Gegenſtände zu ſetzen. Letzteres trifft nicht zu. Durch die Einzahlung gibt 
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der Einzahlende nicht nur wie bei einer Verpfändung den Beſitz, ſondern 
auch das Eigentum an den eingezahlten Barmitteln auf, das an die Spar⸗ 
kaſſe übergeht, während der Einzahlende als Gegenwert nur den ſchuldrecht⸗ 
lichen Anſpruch auf Rückzahlung eines gleichgroßen Geldbetrages erhält. 
Weder dieſer Anſpruch noch das über ihn ausgeſtellte Sparkaſſenbuch können 
als ein durch die Erpreſſung erlangter Gegenſtand i. S. des geltenden Ge⸗ 
ſetzes angeſehen werden. 

Verſagt aber hiernach der einzige Grund, den der Beklagte für ſeine 
Verweigerung der Herausgabe der Bücher geltend gemacht hat, ſo beſchwert 
das angefochtene Ber.⸗Urteil ihn nicht und war deshalb ſeine Reviſion, wie 
geſchehen, als unbegründet zurückzuweiſen, ohne daß es eines Eingehens 
auf die vom Ber.⸗Richter an zweiter Stelle gegebene Begründung bedurfte, 
daß die Klage ihrem Sinn und Zweck nach auf Freigabe der ſchuldrechtlichen 
Forderungen gerichtet ſei, dieſe aber überhaupt keine Gegenſtände i. S. des 
8 111 StPO. ſeien.“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 28. Nov. 1916. Hamb. Staat 
(Bkl.) w. Cr. (OL G. Hamburg). VII. 362/16. 


191. Kein Rechtsſchutzbedürfnis für eine Eigentumsklage auf Heraus⸗ 
gabe nach Durchführung einer Beſitzklage; dagegen Feſtſtellung des 
Eigentums. 
Vgl. 72 Nr. 108 m. N. 
BGB. 55 861. 985; ZPO. $ 325. 731. 256. 

Die Klägerin verlangt, trotzdem ſchon im Vorprozeſſe der Parteien die 
Beklagte wegen eigenmächtiger Beſitzentziehung zur Herausgabe des blauen 
Autochaſſis Nr. 3684 nebſt dazugehörigen zwei Laternen, einer blauen Haube 
und eines blauen Kotflügels auf Grund des $ 861 BGB. rechtskräftig ver⸗ 
urteilt worden iſt, auch jetzt wiederum die Herausgabe dieſer Sachen. Für 
dieſe Klage fehlt ihr das Rechtsſchutzbedürfnis, denn wie im Vorprozeſſe geht 
auch der jetzige Anſpruch aus dem Eigentum nach $ 985 BGB. lediglich auf 
die Herausgabe der Sachen. Daß die Sachen in dem einen Fall wegen eigen⸗ 
mächtiger Beſitzentziehung, in dem andern Fall aber wegen Eigentums⸗ 
beeinträchtigung herausverlangt werden, ändert nichts daran. Der Gegen⸗ 
ſtand des Klagebegehrens aus $ 985 iſt nicht die Feſtſtellung des Eigentums, 
es iſt vielmehr das Eigentum lediglich die klagebegründende Tatſache des 
Herausgabeanſpruchs, und lediglich auf die Feſtſtellung dieſes Anſpruchs be⸗ 
ſchränkt ſich die Rechtskraftwirkung des auf Grund des § 985 ergangenen 
Urteils (jo auch u. a. Staudinger $ 985 J. 1 und Dernburg BR. 8.117). 
Hat aber die Klägerin ſchon im Vorprozeſſe ein Urteil auf Herausgabe der 
Sachen erwirkt, ſo hat ſie damit das bereits erreicht, was ſie jetzt wiederum 
von neuem verlangt. Dieſem erneuten zweckloſen Antrag auf Herausgabe 


320 192. Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft. 


des blauen Autochaſſis nebſt Kotflügel, Haube und Laternen kann deshalb 
wegen mangelnden Bedürfniſſes des Rechtsſchutzes nicht ſtattgegeben werden. 
Wohl aber iſt für ihren in der Ber.⸗Inſtanz erhobenen Anſpruch auf 
Feſtſtellung ihres Eigentums an dieſen Sachen ein Rechtsſchutzbedürfnis 
gegeben, da ihr Eigentum an dieſen Sachen noch keine richterliche Feſtſtellung 
gefunden hat. An der alsbaldigen Feſtſtellung dieſes Rechtsverhältniſſes 
gegenüber der das Eigentum beſtreitenden Beklagten hat auch die Klägerin, 
ſelbſt wenn die Beklagte auf Herausgabe dieſer Sachen ſchon verurteilt iſt, 
ein rechtliches Intereſſe. Denn wie ſchon dargelegt iſt, enthält die Verurtei⸗ 
lung der Beklagten zur Herausgabe dieſer gegenüber noch nicht, wie Beklagte 
vermeint, die Feſtſtellung des Eigentums der Klägerin. Dementſprechend 
wird auch durchgängig die Verbindung dieſer beiden Klagen in einem Ver⸗ 
fahren als zuläſſig erachtet (Staudinger a. a. O.). Irrtümlich iſt auch die 
Anſicht der Beklagten, daß in der nachträglichen Erhebung der Feſtſtellungs⸗ 
klage eine Klagänderung liege. Den beiden Anſprüchen auf Herausgabe und 
Eigentumsfeſtſtellung liegen die gleichen klagebegründenden Tatſachen zu⸗ 
grunde, und die nachträgliche Erhebung der Eigentumsfeſtſtellungsklage ent⸗ 
hält gegenüber dem zunächſt aus $ 985 BGB. erhobenen Anſpruch auf Heraus- 
gabe der Sachen nicht einen neuen, anders gearteten Anſpruch auf Grund 
andrer Klagetatſachen. Es ſtellt ſich vielmehr die Feſtſtellungsklage nur dar 
als eine nach $ 268 Nr. 2 SPD. zuläſſige Erweiterung des Klagantrags in 
der Hauptſache. 
Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 17. Okt. 1912. T. w. Firma D. & Co. 
U II. 75/16. SchlHolſtelnz. 1917, 71. 


192. Über das Verfügungsrecht der Abkömmlinge bis zur Auseinan⸗ 
derſetzung wegen der beendigten fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. 
Vgl. 59 Nr. 184; 62 Nr. 183; 63 Nr. 252; 72 Nr. 14. 

BOB. 59 1487. 1491. 

Nach dem Tode feiner Ehefrau hatte Adam S. die Gütergemeinſchaft 
mit ſeinen Söhnen Georg S. und Johann S. und ſeiner Enkelin Henriette S. 
fortgeſetzt. Als er am 5. Nov. 1915 ſtarb, wurde er von den Söhnen und der 
Enkelin zu je ½ beerbt. Die Erben vereinbarten laut notarieller Urkunde 
v. 19. Febr. 1916 — indem ſie voranſchickten, daß eine Auseinanderſetzung 
wegen des Geſamtguts und des Nachlaſſes noch nicht erfolgt ſei — daß die 
Enkelin aus der Gemeinſchaft ausſcheiden, dieſe aber unter den übrigen Teil⸗ 
habern fortbeſtehen ſolle. Demgemäß übertrug Henriette S. in der Urkunde 
ihren Anteil am Geſamtgut und am Nachlaß des Adam S. auf Georg S. 
und Johann S. Als Abfindungsſumme wurden 6000 % feſtgeſetzt. Dies 
wurde auch zu dem Anweſen, das zum Geſamtgut und Nachlaß gehörte, im 
Grundbuch eingetragen. Dann trug jedoch das Grundbuchamt von Amts 
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wegen zum Schutz der Henriette S. den Widerſpruch ein: daß der von der 
Mutter ſtammende Anteil den Brüdern Georg S. und Johann S. und der 
Henriette S. gemeinſchaftlich gehöre. — Die Beſchwerde der Brüder wurde 
vom Landgericht verworfen; die weitere Beſchwerde hatte Erfolg. Aus den 
Gründen: 

„Es handelt ſich hier um die Frage, ob der Anteil der Henriette S. an dem 
Geſamtgut auf Georg und Johann S. übergegangen iſt. Diefe Frage iſt zu 
bejahen. Richtig iſt allerdings die Annahme des Landgerichts, daß nach der 
Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, auch wenn die Beendigung 
durch den Tod des überlebenden Ehegatten erfolgt (§ 1494 BGB.), vor der 
Auseinanderſetzung ein anteilsberechtigter Abkömmling über ſeinen Anteil 
am Geſamtgute der fortgeſ. Gütergemeinſchaft nicht verfügen kann, denn 
für die Zeit von der Beendigung der fortgeſ. Gütergemeinſchaft bis zur Aus⸗ 
einanderſetzung in Anſehung des Geſamtguts gilt gemäß § 1497 Abſ. 2 die 
Analogie der ehelichen (und der fortgeſetzten) Gütergemeinſchaft; das Geſamt⸗ 
handverhältnis dauert bis zur Erledigung der Auseinanderſetzung fort, auch 
die Beſchränkung der Verfügung der anteilsberechtigten Abkömmlinge über 
ihre Anteile am Geſamtgute ($ 1487 BGB.). Es iſt nicht richtig, wie die Be⸗ 
ſchwerdeführer angeben, daß durch die Vereinbarungen in der Urkunde v. 
19. Febr. 1916 in Anſehung des Geſamtguts eine Auseinderſetzung erfolgt, 
und daß deshalb eine Verfügung über den Anteil an dem Geſamtgute zu- 
läſſig geweſen ſei. Das Gegenteil einer Auseinanderſetzung geht aus der 
Urkunde hervor; dort iſt angegeben, daß die Auseinanderſetzung des Geſamt⸗ 
guts und des Nachlaſſes noch nicht erfolgt iſt, und daß die Erſchienenen ver⸗ 
einbaren, daß Henriette S. aus der Gemeinſchaft ausſcheide, daß aber die 
Gemeinſchaft unter den beiden übrigen Teilhabern fortbeſtehen ſolle; das Ge⸗ 
ſamthandverhältnis ſollte alſo für Georg und Johann S. fortbeſtehen. 

Hinſichtlich des Grundſatzes der Unveräußerlichkeit der Anteile der anteils⸗ 
berechtigten Abkömmlinge an dem Geſamtgute (88 1487. 1442) iſt aber in 
8 1491 eine Ausnahme gemacht. Der anteilsberechtigte Abkömmling kann 
auf ſeinen Anteil an dem Geſamtgute verzichten. Der Inhalt der Urkunde 
v. 19. Febr. 1916, wonach die Beteiligten vereinbart haben, daß Henriette S. 
aus der Gemeinſchaft gegen Zahlung einer Abfindungsſumme ausſcheide, 
ergibt, daß es der genügend zum Ausdruck gekommene Wille war, daß Hen⸗ 
riette S. auf ihren Anteil am Geſamtgut der fortgeſ. Gütergemeinſchaft 
gegen eine Abfindungsſumme verzichtet hat; infolgedeſſen iſt ihr Anteil den 
beiden andern anteilsberechtigten Abkömmlingen mit dinglicher Wirkung 
zugewachſen. 

Die Anſicht des Landgerichts, daß § 1491 nicht in Betracht kommen könne, 
weil in 8 1497 Abſ. 2 nur die 88 1442. 1472. 1473 und nicht auch § 1491 für 
anwendbar erklärt ſeien, kann nicht geteilt werden. § 1491 hat eine Ausnahme 
von dem Grundſatze der §8§ 1487 Abſ. 1, 1442, daß der anteilsberechtigte Ab⸗ 
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kömmling nicht über feinen Anteil an dem Geſamtgute verfügen kann, ge- 
ſchaffen, um ihm die Möglichkeit zu gewähren, vor der Auseinanderſetzung 
aus der Gemeinſchaft völlig auszuſcheiden und auf der Grundlage eines ſolchen 
Verzichtes ſich die Mittel zur Begründung einer ſelbſtändigen Wirtſchaft 
oder ſeines Unterhalts durch Verwertung ſeines Anteils zu verſchaffen. Dieſes 
Bedürfnis und dieſe Gründe können aber auch nach Beendigung der fortgeſ. 
Gütergemeinſchaft bis zu der ſich oft lange hinausziehenden Auseinander⸗ 
ſetzung hervortreten. Es wurde ſchon oben auf die Analogie der fortgeſ. Güter⸗ 
gemeinſchaft hingewieſen. § 1487 Abſ. 1, in welchem die Regel aufgeſtellt 
iſt, daß der anteilsberechtigte Abkömmling nicht über ſeinen Anteil verfügen 
kann, iſt in § 1497 Abi. 2 auch nicht ausdrücklich angeführt, er findet aber 
unzweifelhaft auch nach Beendigung der fortgeſ. Gütergemeinſchaft bis zur 
Erledigung der Auseinanderſetzung Anwendung; es iſt kein Grund erſichtlich, 
warum nicht auch die Ausnahme in $ 1491, ‚lange das Geſamthandverhältnis 
beſteht, Geltung haben ſoll. 

Die Eintragung im Grundbuch, daß Georg und Johann S. allein anteils⸗ 
berechtigt an dem Geſamtgut ſind, iſt hiernach nicht unrichtig; zur Eintragung 
eines Widerſpruchs beſtand kein Anlaß.“ 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 7. Juli 1916. Reg 

III. 63/16. Bay Obs GZ. 17, 170. 


193. Bemeſſung der Ausſteuer. 
Vgl. 7 Nr. 60; 70 Nr. 41. 
BGB. $ 1620. 
Die Klägerin, eine Tochter des Beklagten, hatte bei ihrer Verheiratung 
im April 1915 keine Ausſteuer erhalten; ſie verlangte mit Klage eine ſolche 
von 3000 M nebſt Zinſen. — Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Grün⸗ 
den des Ber.⸗Urteils: 

„Der Klaganſpruch gründet ſich auf $ 1620 BGB. Darnach iſt der Be⸗ 
klagte zur Gewährung einer Ausſteuer verpflichtet, ſoweit er bei Berückſich⸗ 
tigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen ohne Gefährdung ſeines ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalts dazu imſtande iſt. Der Beklagte iſt verheiratet. Er hat 
für Frau und 3 Kinder zu ſorgen. Sein dienſtliches Einkommen überſteigt 
nicht 6000 , Nebeneinnahmen hat er nicht. Er iſt zwar Eigentümer eines 
Hauſes und erzielt durch Vermieten mehrerer Zimmer eine jährliche Miet⸗ 
einnahme von 400 &, das Haus iſt jedoch hoch beſchwert, fo daß dieſe Ein- 
nahme nur eine Verringerung der ſonſt für ſeine Verhältniſſe zu hohen Woh⸗ 
nungskoſten bedeutet. Demgegenüber ſtehen beträchtliche laufende Verbind⸗ 
lichkeiten. Was der Beklagte regelmäßig an Hypothekenzinſen und Ver⸗ 
ſicherungsprämien aufbringen muß, überſteigt 750% im Jahre. Hinzu 
kommen beſondere Ausgaben für die Kinder, denen der Beklagte vernünftiger⸗ 
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und berechtigterweiſe eine gute Ausbildung zuteil werden läßt. Die Summe, 
die ihm zur Beſtreitung des Haushalts und der übrigen Unterhaltskoſten für 
ſeine Familie verbleibt, iſt zumal angeſichts der herrſchenden Teuerung ſehr 
knapp bemeſſen. Da er kein Vermögen beſitzt, hat er ſogar, um überhaupt 
nur durchzukommen, ein für ſeine Verhältniſſe nicht unbeträchtliches Dar⸗ 
lehn aufnehmen müſſen. 

Bei dieſer Sachlage muß angenommen werden, daß der Beklagte bei 
Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen ohne Gefährdung ſeines 
ſtandesmäßigen Unterhalts nicht in der Lage iſt, der Klägerin eine Ausſteuer 
zu gewähren. Daß er früher ſchon für ſie beträchtliche Aufwendungen gemacht 
hat, kann dabei ganz außer Betracht bleiben. Es ſoll nicht verkannt werden, 
daß dem Beklagten grundſätzlich zuzumuten iſt, ſogar ſeinen Kredit zur Be⸗ 
friedigung des Ausſteueranſpruchs der Klägerin auszunutzen. Aber auch 
dieſe Pflicht findet ihre Grenze an der Leiſtungsfähigkeit des Beklagten, dem 
die Möglichkeit einer ordnung⸗ und ſtandesmäßigen Wirtſchaftführung nicht 
entzogen werden darf. Insbeſondere kann von ihm, wie die Dinge liegen, 
nicht verlangt werden, daß er durch Beleihung ſeiner Lebensverſicherungs⸗ 
police ſich die Mittel verſchaffe, der Klägerin eine Ausſteuer zu gewähren; 
denn er muß mit der Möglichkeit rechnen, daß ihm durch den Unterhalt und die 
Ausbildung ſeiner übrigen Kinder noch erhebliche Ausgaben erwachſen, und 
auch abgeſehen hiervon kann von einem Beamten, der über ein feſtbegrenztes 
Einkommen, nicht aber über ein Vermögen verfügt, beſonders in jetziger 
Zeit nicht verlangt werden, daß er ſich der letzten Möglichkeit entäußert, 
Geldmittel zu beſchaffen. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 25. April 1917. Ehefr. A. 
geb. R. w. J. R. Bf. V. 332/16. Nö. 


194. Über das Süchtigungsrecht der Stiefmutter. 
BGB. 88 1631 Abſ. 2, 1685. 

Gegen die Eheſcheidungsklage der Frau erhob der Mann Widerklage auf 
Scheidung, die er auf die Behauptung gründete, daß die Frau ſeinen Sohn 
erſter Ehe oft ohne Grund und in gröblicher Weiſe mißhandelt habe. Darüber 
heißt es im Rev.⸗Urteil: | 

„— — — Soweit die Reviſion die Auffaſſung vertreten will, die 
Klägerin habe als Stiefmutter den Knaben überhaupt nicht züchtigen dürfen, 
iſt ihr nicht zu folgen. Wenn der Vater noch unerzogener Kinder eine neue 
Ehe eingeht, Überträgt er damit ſtillſchweigend das ihm nach $ 1631 BGB. 
zuſtehende Erziehungs⸗ und Züchtigungsrecht als abgeleitetes Recht auf die 
Frau, welche dieſen Kindern nun Mutter ſein ſoll. Sie darf deshalb, wie der 
Vater ſelbſt, die bei der Erziehung angemeſſenen Zuchtmittel anwenden, 
und es iſt zu deren Anwendung im Einzelfall die beſondere Zuſtimmung 
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des Vaters kein geſetzliches Erfordernis. Anderſeits kann eine Anwendung 
der Zuchtmittel, wenn ſie über das durch die Zwecke der Erziehung gebotene 
Maß hinausgeht, ſich als durch die. Erziehungszwecke nicht gebotene Miß⸗ 
handlung und geſundheitliche Schädigung der Stiefkinder darſtellt, dem Vater 
berechtigten Anlaß zur Erhebung einer auf 8 1568 BGB. geſtützten Schei⸗ 
dungsklage geben. 

Das iſt, wenn es im angefochtenen Urteil auch nicht ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen iſt, der Standpunkt, von dem das Ber.-Gericht zutreffend bei der 
Entſcheidung über die Widerklage ausgegangen iſt. Die Frage iſt nun, ob 
die Klägerin ſich in dem Rahmen des ihr darnach zuſtehenden Züchtigungs⸗ 
rechts gehalten hat oder ob ſie durch wiederholte Überſchreitung dieſes Rechtes 
ehewidrig gehandelt hat. Das Ber.⸗Gericht hat letzteres nicht angenommen, 
und der Reviſion iſt darin, daß das bisherige Ergebnis der Beweisaufnahme 
nicht ausreichend gewürdigt ſei, nicht beizutreten. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 24. e 1917. St. w. St. (OLG. 

Hamburg). VII. 441/16. 


195. Anfechtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments auf Grund einer 
ſpäteren e Berufung des Erben auf deren Unſittlichkeit. 
BGB. 88 2079. 2281. 1741. 138. 

Die Beklagte iſt die kinderloſe Witwe des am 4. Auguſt 1893 verſtor⸗ 
benen Hermann M. in Berlin. Die Eheleute hatten am 29. Mai 1893 ein 
gemeinſchaftliches Teſtament errichtet, durch das ſie ſich gegenſeitig zu Erben 
und als Nacherben zu 34 einen Halbbruder des Mannes, zu 14 den Vater 
des Klägers, unter Subſtituierung der Abkömmlinge, einſetzten. Die Be⸗ 
klagte hat die Erbſchaft ihres Mannes angetreten. Im Jahre 1913 nahm ſie 
ihre Stütze Olga H. an Kindesſtatt an und focht, nachdem dieſer Vertrag 
gerichtlich beſtätigt worden war, am 16. Mai 1913 in notarieller Urkunde 
gegenüber dem Nachlaßgericht das gemeinſchaftliche Teſtament an. Der 
Kläger beſtritt die Rechtswirkſamkeit dieſer Anfechtung; er erhob Klage mit 
dem Antrage, feſtzuſtellen, daß ihm ein Erbrecht an dem Nachlaß der Be⸗ 
klagten ihres verſtorbenen Ehemanns auf Grund des Teſtaments v. 29. Mai 
1893 zuſtehe. — Das Landgericht gab dieſem Antrage ſtatt ſoweit der Nach⸗ 
laß des verſtorbenen Ehemannes der Beklagten in Betracht kommt und wies 
im übrigen die Klage ab. Auf Berufung des Klägers erforderte das Kammer⸗ 
gericht von der Beklagten einen Eid darüber, ob ſie mit ihrem verſtorbenen 
Manne einig geweſen ſei, daß unter allen Umſtänden der Vater des Klägers 
oder letzterer ſelbſt etwas aus dem Nachlaß erhalten ſollten; bei Verweigerung 
des Eides ſollte das Erbrecht des Klägers auch gegenüber dem Nachlaſſe der 
Beklagten feſtgeſtellt werden, andernfalls ſeine Klage, ſoweit ihr nicht ſchon 
vom Landgerichte ſtattgegeben worden iſt, abgewieſen werden. Das Reichs⸗ 
gericht hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 


% 


195. Teſtamenlsanfechtung. 325 


„Zutreffend hat das Ber.⸗Gericht bei Beurteilung des Rechts der Be⸗ 
klagten, das gemeinſchaftliche Teſtament anzufechten, die Vorſchriften des 
Bürgerl. Geſetzbuchs zugrunde gelegt. Eine Verletzung des Art. 214 Einf. 
z. BGB. oder der Vorſchriften des preuß. Allg. Landrechts liegt deshalb nicht 
vor. Ebenſowenig beſteht ein rechtliches Bedenken dagegen, daß das Ber.⸗ 
Gericht gegenüber dem gemeinſchaftlichen Teſtament eine Anfechtung in dem 
angenommenen Umfang auf Grund des § 2079 in Verbindung mit $ 2281 
BGB. für zuläſſig erachtet hat; unerheblich iſt bei dieſer Sachlage, ob das 
Anfechtungsrecht auch aus § 2078 BGB. hergeleitet werden kann. Dagegen 
kann der Reviſion der Erfolg nicht verſagt werden, ſoweit die Behandlung 
nachſtehenden Punktes durch das Ber.⸗Gericht in Betracht kommt. 

f Der Kläger hatte ſchon in der 1. Inſtanz die Behauptung aufgeſtellt, 

daß die Beklagte lediglich deshalb die Olga H. an Kindesſtatt angenommen 
habe, um das gemeinſchaftliche Teſtament zu beſeitigen und ihn und ſeine 
Stiefſchweſter um ihre Erbanſprüche zu bringen. In 2. Inſtanz hat der Kläger 
feine Behauptung unter Beweisantretung wiederholt. — — — Das Ber.⸗ 
Gericht iſt auf den Beweisantrag nicht eingegangen; es ſagt vielmehr, auch 
wenn die Behauptung des Klägers richtig ſei, könne ſie den geſtellten Antrag 
nicht rechtfertigen. Für dieſe Inſtanz muß deshalb die Richtigkeit der be⸗ 
zeichneten Behauptung unterſtellt werden. 

Zur Begründung der Anſchauung, daß jene Behauptung den geſtellten 
Antrag nicht rechtfertigen könne, jagt das Ber.⸗Urteil: die Behauptung wäre 
wohl geeignet, eine Klage aus $ 826 BGB. zu begründen; aber wenn auch 
die Beklagte dem Kläger zum Schadenerſatz verpflichtet wäre, ſo bliebe doch 
die Anfechtung des Teſtaments rechtswirkſam, und das durch ſie nichtige 
Teſtament könnte nicht durch Richterſpruch wiederhergeſtellt werden. Der 
Kläger könnte nur Erſatz in. Geld verlangen; einen dahingehenden Antrag 
habe er nicht geſtellt, einer Klagänderung habe die Beklagte vorſorglich wider⸗ 
ſprochen. 

Ob wirklich, trotz der Vorſchrift in 8 249 BGB., wonach Schadenerſatz 
in erſter Reihe durch Herſtellung eines den Schaden beſeitigenden Zuſtandes 
zu leiſten iſt, unter den hier gegebenen Umſtänden nur Erſatz in Geld verlangt 
werden kann, braucht nicht weiter unterſucht zu werden; denn es iſt überhaupt 
nicht richtig, daß der Kläger auf einen Schadenerſatzanſpruch beſchränkt iſt. 

Der Kläger ſelbſt hatte ſich, ſoweit erſichtlich, weder in 1. noch in 2. In⸗ 
ſtanz auf $ 826 berufen; es lag auch kein Grund vor, ſein Vorbringen in ſolcher 
einſchränkenden Weiſe aufzufaſſen. Es kann vielmehr ebenſowohl dahin ver⸗ 
ſtanden werden, daß die Nichtigkeit des Kindesannahme⸗Vertrags wegen 
Verſtoßes gegen die guten Sitten und damit auch die Unwirkſamkeit der auf 
den nichtigen Vertrag geſtützten Anfechtungserklärung geltend gemacht wer⸗ 
den ſollte. Ein ſolches Vorgehen des Klägers muß auch als berechtigt aner⸗ 
kannt werden. Denkt man ſich etwa den Fall ſo, daß die den Annahmevertrag 
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Abſchließenden von vornherein darüber einig ſind, der Vertrag ſolle nur dazu 
dienen, die Anfechtung eines Erbvertrags oder gemeinſchaftlichen Teſtamentes 
zu ermöglichen, und nach Erreichung dieſes Zieles ſolle das durch den Vertrag 
begründete Rechtsverhältnis wieder aufgehoben werden ($ 1768 BGB.), jo 
ſpringt es ohne weiteres in die Augen, daß dem durch derartiges Vorgehen 
in ſeinen Rechten Beeinträchtigten ein unmittelbarer Rechtsbehelf zur Abwehr 
gegeben ſein muß und er nicht auf einen möglicherweiſe wirkungloſen Schaden⸗ 
erſatzanſpruch beſchränkt werden darf. Daß auch ſolche familienrechtliche 
Verträge wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig ſein können und 
daß ihre gerichtliche Beſtätigung der Geltendmachung der Nichtigkeit nicht 

entgegenſteht, iſt unbedenklich anzunehmen; 
Komm. von RGRäten Anm. 1 zu $ 1743, Anm. 2 zu $ 1754; Staudinger Anm. 1 Abſ. 2 
zu $ 1743, Anm. 1 zu $ 1755; Schlegelberger Anm. 1 Abſ. 2 zu $65 FGG; Motive 

z. BGB. 4, 1001 mit 950. 

Es hätte deshalb das bezeichnete Vorbringen des Klägers aus dem Geſichts⸗ 
punkte des 8 138 BGB. gewürdigt werden müſſen. 

Auch wenn ſich bei Prüfung jenes Vorbringens nur ſoviel ergäbe, daß 
zwar die Beklagte ſelbſt lediglich in der vom Kläger behaupteten ſittenwidrigen 
Weiſe gehandelt habe, daß aber der Annahmevertrag wegen Gutgläubigkeit 
des andern Teils der Nichtigerklärung entrückt wäre, dann bliebe immer noch 
zu prüfen, ob nicht die von der Beklagten vorgenommene Anfechtung des 
Teſtamentes ſelbſt wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig iſt. 

Faßt man in der vorbezeichneten Weiſe das Vorbringen des Klägers 
dahin auf, daß die Unwirkſamkeit der Anfechtungserklärung und damit die 
fortdauernde Gültigkeit des Teſtaments v. 29. Mai 1893 geltend gemacht 
werden ſollte, ſo liegt keine Klagänderung vor. Zuzugeben iſt dabei, daß 
der vorliegende Klagantrag nicht einwandfrei gefaßt iſt (was übrigens ebenſo 
gegenüber der urſprünglichen Begründung der Klage zutrifft); es wäre wohl 
mehr die Unwirkſamkeit der erfolgten Anfechtung als die allgemeine Fort⸗ 
dauer des Erbrechts gegenüber einem Lebenden zu betonen. Aber inſoweit 
kann unbedenklich auf dem in § 139 ZPO. bezeichneten Wege geholfen wer⸗ 
den. — — —" 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 8. März 1917. D. (Kl.) w. M. 

(KG. Berlin). IV. 409/16. 


196. Ungültigkeit frauduloſer Schenkungen des in einem korreſpektiven 
Teſtament eingeſetzten überlebenden Ehegatten. 
Vgl. 67 Nr. 17. 
VGB. 35 2269/0. 2287. 
— — — Im Fall des § 2269 Abſ. 1 iſt der Überlebende in der un⸗ 
entgeltlichen Verfügung nicht unbeſchränkt. Wenn der Fall des korreſpektiven 


197. Wirtſchafts⸗Genoſſenſchaften. 327 


Teſtaments nach $ 2270 BGB. vorliegt, und das iſt hier der Fall, da die Ehe⸗ 
gatten ſich gegenſeitig bedacht haben, findet die Verfügungsfreiheit des Über⸗ 
lebenden darin ihre Schranke, daß er die Verfügungen des Teſtaments nicht 
durch Schenkungen abſichtlich vereiteln darf. Das Geſetz hat die Unwirkſam⸗ 
keit ſolcher Schenkungen ausdrücklich allerdings nur beim Erbvertrage ($ 2287 
BGB.) anerkannt. Nach der vom Reichsgericht (Entſch. 58, 64; 77, 5) in Über⸗ 
einſtimmung mit der früheren Rechtſprechung (Entſch. 41, 168) vertretenen 
Anſchauung, der ſich dieſes Gericht anſchließt, iſt aber mit Rückſicht auf die 
überaus enge Verwandtſchaft zwiſchen dem Erbvertrage und dem korreſpek⸗ 
tiven Teſtament (88 2280. 2269 BGB.), ſowie auf die völlige Gleichheit der 
Rechtslage zwiſchen dem durch Erbvertrag gebundenen Erblaſſer und dem 
überlebenden Ehegatten, der das ihm Zugewendete nicht ausgeſchlagen hat, 
anzunehmen, daß die Beſtimmung des § 2287 BGB. auch auf korreſpektive 
Teſtamente Anwendung findet. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 8. Juli 1916. H. w. Frau S. 

Bf. VI. 58/15. Nö. 


197. Eingetragene Genoſſenſchaft; Nachſchüſſe zur Abwendung des 
Konfurfes dürfen während der Liquidation nicht erhoben werden. 
Vgl. 70 Nr. 88 m. N. 

GenG. 58 7. 105. 140. 

Die Klägerin, eine eingetr. Genoſſenſchaft, verlangte vom Beklagten, 
der ihr Mitglied iſt, auf Grund Beſchluſſes der Vollverſammlung v. 17. Febr. 
1916, wonach die Genoſſen zur Deckung der Schulden der Klägerin 15% der 
Haftſumme von je 300. für einen Geſchäftsanteil bezahlen ſollen, nach Höhe 
von 45 M für jede der ihm gehörigen 15 Geſchäftsanteile Zahlung von 675 K. 
Die Klage wurde abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Klaganſpruch wird aus dem Vollverſammlungsbeſchluſſe her⸗ 
geleitet, nach welchem während der Liquidation der Geſellſchaft zur Abwen⸗ 
dung des Konkurſes von den Genoſſenſchaftern Nachſchüſſe erhoben werden 
ſollen. Dieſer Beſchluß iſt aber ſchlechthin nichtig (RG. in JW. 1901, 83"). 

Die Verbindlichkeit der Mitglieder einer eingetr. Genoſſenſchaft m. b. H. 
zu Zahlungen erſchöpft ſich im Verhältnis zur Genoſſenſchaft in der Voll⸗ 
einzahlung der Geſchäftsanteile ($ 7 GenG. in der Faſſung v. 20. Mai 1898, 
RGBl. 810), und nach Eröffnung des Konkurſes zum Vermögen der Geſell⸗ 
ſchaft in der Leiſtung von Nachſchüſſen bis zum Betrage der ſatzungmäßigen 
Haftſumme zur Deckung des vom Konk.⸗Verwalter bilanzmäßig nachge⸗ 
wieſenen Fehlbetrags (88 105. 140 a. a. O.; RGEntſch. 85, S. 209, in SeuffA. 
70 Nr. 88). Eine Verpflichtung, zur Abwendung des Konkurſes Teilzahlungen 
auf die Haftſumme zu leiſten, kann durch Beſchluß der Vollverſammlung 
nicht geſchaffen werden, da die Haftſumme für den Fall des Konkurſes un⸗ 
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verkürzt dem Konk.⸗Verwalter und den Gläubigern zur Verfügung ſtehen 
muß; 
Pariſius⸗Krüger GenG. Anm, 4 zu § 6 S. 81; Anm. 31 ff. zu § 7 S. 103; Vorbem. 

vor den 88 98 ff. S. 458. 

Nach der älteren Faſſung des Geſetzes (RG Bl. 1868, 427) war im Fall 
der Überſchuldung den Liquidatoren zur Pflicht gemacht, eine Vollverſamm⸗ 
lung der Genoſſenſchafter einzuberufen und zum Antrage auf Konk.⸗Eröff⸗ 
nung eine Friſt von acht Tagen ſeit dieſer Verſammlung gegeben, binnen deren 
die Genoſſenſchafter zur Abwendung des Konkurſes den Fehlbetrag bar ein⸗ 
zahlen konnten. Dieſe Vorſchrift iſt bei der Feſtſtellung des jetzt geltenden 
Geſetzestextes entgegen den Anträgen von Schulze⸗Delitzſch auf geſetzliche 
Regelung des Nachſchußverfahrens zur Abwendung des Konkurſes, 

Druckſ. des RT. 1876 Nr. 40 S. 559ff.; 1877 Nr. 41 S. 229ff.; 1881 Nr. 107 S. 634. 

636. 641, 
gemäß dem Regierungsentwurf v. 27. Nov. 1888 (Drucks. 1888/89 S. 183 ff.) 
geſtrichen und durch 8 99, § 140 des Geſetzes erſetzt worden, wonach der An- 
trag auf Konk.⸗Eröffnung ohne Zögern geſtellt werden muß, „ſobald“ Zahlungs⸗ 
unfähigkeit oder Überſchuldung vorliegt; der Antrag darf mithin auch zum 
Zweck eines Umlegeverfahrens nicht aufgeſchoben werden. Die beſondere 
Begründung des Entwurfs vom Jahre 1888 (Druckſ. Nr. 28 S. 238) ergibt, 
daß man dabei die Möglichkeit, durch ein Nachſchußverfahren die für die Ge⸗ 
noſſenſchafter mit dem Konkurſe verbundenen Nachteile zu vermeiden, keines⸗ 
wegs überſehen hat. Man hat aber erwogen, daß der Erfolg des Nachſchuß⸗ 
verfahrens ungewiß bleibe und im Fall des Mißlingens ſich der Sachſtand 
nur verſchlimmere, aber auch im Fall des Gelingens die Lage ſowohl der 
Genoſſenſchafter als auch der Gläubiger der Genoſſenſchaft gefährdet bleibe, 
und deshalb für nötig erachtet, ein Nachſchußverfahren zur Abwendung des 
Konkurſes zu verbieten. 

Ob etwa durch einſtimmigen Beſchluß aller Mitglieder die Aufbringung 
des Fehlbetrags als freiwillige Zuwendung an die Genoſſenſchaft unbeſchadet 
des unverkürzten Fortbeſtandes der Haftſumme eines jeden Genoſſen er- 
folgen kann (was die Begründung des Entwurfs vom Jahre 1888 a. a. O. 
S. 238 dahingeſtellt ſein läßt), braucht im vorliegenden Fall nicht erörtert zu 
werden, da ſich unſtreitig von 332 nur 90 Genoſſenſchafter an der Beſchluß⸗ 
faſſung beteiligt haben. Es iſt daher auch belanglos, daß die in der Vollver⸗ 
ſammlung erſchienenen Genoſſenſchafter bis auf einen ſämtlich der Einziehung 
der Nachſchüſſe zugeſtimmt haben, und daß dieſer eine nachträglich ſeinen 
Widerſpruch zurückgezogen haben ſoll. Wenn die Mehrzahl der Genoſſen⸗ 
ſchafter nachträglich freiwillig gezahlt hat, ſo iſt dies keinesfalls geeignet, 
eine Zahlungspflicht des Beklagten zu begründen. Da der Beklagte, der durch 
ſeinen Bevollmächtigten der Erhebung der Nachſchüſſe zugeſtimmt hat, nur 
einem alle Genoſſenſchafter bindenden Vollverſammlungsbeſchluſſe hat zu⸗ 
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ſtimmen wollen, läßt ſich nicht feſtſtellen, daß er bei Kenntnis der Nichtig⸗ 
keit dieſes Beſchluſſes ſich wenigſtens für ſeine Perſon zur Leiſtung eines 
Nachſchuſſes an die Genoſſenſchaft habe verpflichten wollen. Vielmehr muß 
als erwieſen gelten, daß er das nicht gewollt hat, da ja ſeine Leiſtung allein 
den beabſichtigten Erfolg, die Abwendung des Konkurſes, offenſichtlich nicht 
herbeiführen konnte. Eine Erhöhung der Geſchäftsanteile, die zur Deckung 
der Verluſte grundſätzlich zuläſſig iſt, 

RchEntſch. 72, 236; JW. 1910, 40%; vgl. auch SeuffA. 63 Nr. 18 und O86 Nſpr. 

24, 354, 
konnte im vorliegenden Fall nicht mehr beſchloſſen werden, weil ſchon die 
Liquidation eingeleitet war, alſo bloß noch die Deckung des vorhandenen 
Fehlbetrages in Frage kam. Der vorliegende Beſchluß hat ſich denn auch 
darauf beſchränkt (unzuläſſigerweiſe), die Zahlung eines Teiles der Haft⸗ 
ſumme der Genoſſen anzuordnen. 

Endlich kann zur Begründung der Klageforderung der § 30 Satz 2 der 
Genoſſenſchaftsſatzungen ſchon deshalb nicht herangezogen werden, weil dort 
nur die Volleinzahlung der Geſchäftsanteile geregelt wird, um die es ſich im 
vorliegenden Fall unſtreitig garnicht handelt. Eine dem Geſetze zuwider⸗ 
laufende Nachſchußpflicht könnte auch durch die Satzungen nicht begründet 


werden (Kammergericht in RJ A. 8, 206).— — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) M. Genoſſenſchafts⸗B. w. R. 
1 0. 6/17. 2, 


198. Geſellſchaft m. b. H.; Dorausfegungen der Ausfallshaftung 
eines ausgeſchloſſenen Geſellſchafters. 
GmbHG. 88 21 ff. 

Der Kläger nahm als Konk.⸗Verwalter der in Konkurs befindlichen 
Nitrierſtoffwerke O., einer Geſellſchaft m. b. H., die Beklagte auf Zahlung 
„eines noch von der Stammeinlage ausſtehenden Betrages in Höhe von 
13 953,65. in Anſpruch, und zwar auf Grund der nad) § 21 Abſ. 3 Gmb. 
einem ausgeſchloſſenen Geſellſchafter gegenüber geregelten Ausfallshaftung. 
Die Klage wurde abgewieſen und die e zurückgewieſen. Aus den 
Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Mit der vorliegenden Klage macht ve Konk.⸗Verwalter zum Vermögen 
der Geſellſchaft m. b. H. gegen einen früheren Geſellſchafter den Anſpruch 
auf Nachzahlung der Stammeinlage geltend. Dieſer Anſpruch iſt ſehr wohl 
von demjenigen zu unterſcheiden, durch den die Beitragspflicht zur Stamm⸗ 
einlage gegen einen der Geſellſchaft noch angehörenden Geſellſchafter verfolgt 
wird. Die Geltendmachung des Anſpruchs, der hier zur Entſcheidung geſtellt 
iſt, regelt ſich nach den Vorſchriften des § 21 Abſ. 3 GmbHG. un wird im 


Seufferts Archiv Bd. 72. 3. Folge Bd. 17 Heft 10. 
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Gegenſatz zu der gewöhnlichen Beitragspflicht als Ausfallshaftung bezeichnet. 
Die Geltendmachung dieſer Ausfallshaftung iſt an beſtimmte Förmllich⸗ 
keiten geknüpft. Der bisherige Geſellſchafter muß ſeiner Beitragspflicht zur 
Stammeinlage nicht Genüge geleiſtet haben, er muß in den Formen des 
821 Gmb G. ausgeſchloſſen fein und der rückſtändige Betrag weder von 
ſeinem Rechtsvorgänger im Erwerbe des Geſchäftsanteils noch durch Verkauf 
des Geſchäftsanteils zu erlangen geweſen ſein. 

Die Beklagte rügt zunächſt die Nichtbeobachtung der formellen Voraus⸗ 
ſetzungen des Kaduzierungsverfahrens, indem ſie die Nichteinhaltung der 
im § 21 beſtimmten Friſten behauptet. Dieſer Auffaſſung kann jedoch nicht 
beigetreten werden. — — — 

Das Gericht ſieht daher zwar die zur Geltendmachung der Ausfalls⸗ 
haftung erforderliche Vorausſetzung eines wirkſamen Kaduzierungsverfahrens 
als beobachtet an, tritt aber darin den Ausführungen des Landgerichts bei, 
daß die weiteren Vorausſetzungen der gemäß $ 21 Abſ. 3 erfolgenden Ein⸗ 
forderung nicht erfüllt ſind. Das Geſetz bezeichnet die Haftung des aus⸗ 
geſchloſſenen Geſellſchafters ausdrücklich als eine ſolche „wegen des Ausfalls“. 
Der Begriff jeder Ausfallshaftung ſetzt voraus, daß es ſich um die Geltend⸗ 
machung einer ſubſidiären Haftung handelt, welche erſt dann Platz greifen 
ſoll, wenn die Inanſpruchnahme andrer Perſonen, welche für den Betrag 
ſchuldneriſch verpflichtet ſind, oder wenn die Verwertung des Geſchäftsanteils 
ſelbſt im Wege einer öffentlichen Verſteigerung zu einem Ergebniſſe nicht 
geführt hat. Dem Landgericht iſt darin beizuſtimmen, daß der Kläger die 
Tatſache des Ausfalls nicht genügend bewieſen hat. Gerade die Ausfalls⸗ 
haftung ſetzt ſtreng zu nehmende Anforderungen an den zu führenden Beweis 
eines Ausfalls voraus. Der Rechtsvorgänger des Beklagten, T., welcher als 
Zeuge vereidigt iſt, gibt ſelbſt zu, daß er nicht mittellos iſt, und bezieht ſich 
darauf, daß er im Fall ſeiner Inanſpruchnahme ſich bei ſeinen Hinterleuten, 
die ihn für den Erwerb des Geſchäftsanteils zum Treuhänder beſtellt hätten, 
erholen könne. Wenn der Kläger behauptet, es käme für die Feſtſtellung der 
Zahlungsunfähigkeit eines Rechtsvorgängers nicht der Zeitpunkt der Klag⸗ 
erhebung gegen den ausgeſchloſſenen Geſellſchafter, ſondern derjenige der 
Einleitung des Kaduzierungsverfahrens in Betracht und dementſprechend 
ſeinen Beweisantrag formuliert, ſo iſt dieſe Auffaſſung abwegig. Das Geſetz 
ſchreibt für die Geltendmachung der Ausfallshaftung die Beobachtung einer 
gewiſſen Reihenfolge für die Handlungen der Geſellſchaft vor. Indem die 
Verſteigerung des Geſchäftsanteils erſt nach erfolgloſer Durchführung der 
Inanſpruchnahme von Rechtsvorgängern der Beklagten zuläſſig iſt (§ 23) 
und anderſeits der Rückgriff auf die Rechtsvorgänger erſt nach Abſchluß des 
Kaduzierungsverfahrens erlaubt iſt, kann jedenfalls für die Feſtſtellung der 
Mittelloſigkeit des Rechtsvorgängers nicht der Zeitpunkt des Kaduzierungs⸗ 
verfahrens, ſondern muß ein ſpäterer Zeitpunkt in Betracht kommen. Da ein 
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„Ausfall“ im Urteil gegen den ausgeſchloſſenen Geſellſchafter feſtgeſtellt 
werden muß, iſt es notwendig, daß ein der Urteilsfällung möglichſt nahe liegen⸗ 
der Zeitpunkt der Feſtſtellung der Vermögensloſigkeit des Rechtsvorgängers 
zugrunde zu legen iſt, und jedenfalls kann ſich ein Geſellſchafter noch in jedem 
Stadium des gegen ihn eingeleiteten Prozeſſes darauf berufen, der Ausfall 
ſtehe zurzeit noch nicht feſt, wenn begründete Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
daß ſein Rechtsvorgänger zurzeit noch zahlungsfähig ſei. Solche Anhalts⸗ 
punkte ſind aber hier, wie das Landgericht ausführt, vorhanden und müſſen 
vom Kläger in zweifelfreier Weiſe widerlegt ſein, wenn er den Anſpruch 
auf § 23 Abſ. 3 ſtützen will. Die im § 22 Abſ. 2 erwähnte Beweisvermutung 
kann er nicht zu ſeinen Gunſten anführen, da ſie nur für die Haftung des 
früheren Rechtsvorgängers Platz greift. 

Nach alledem war die Berufung zu verwerfen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 4. Mai 1917. Konk. O. (Kl.) 
w. D. Bf. IV. 412/16. Gr. 


199. Unterſuchung und Mängelrüge, wenn die Ware in verſchiedenen 
Teilen nacheinander geliefert wird. 


H 8. $ 377. 


Wie der Sachverſtändige G. bekundet, ſind die von der Klägerin gelie⸗ 
ferten Mantel⸗ und Kochgeſchirr⸗Riemen, namentlich auch hinſichtlich der 
Näharbeit, ſo mangelhaft ausgefallen, daß die Beklagte ſie der Klägerin mit 
Recht zur Verfügung ſtellen konnte. Die Klägerin beſtreitet das in dieſer 
Inſtanz auch nicht mehr. Die Entſcheidung hängt demnach lediglich davon 
ab, ob die Beklagte rechtzeitig gerügt hat. Dieſe Frage iſt in Übereinſtimmung 
mit den Ausführungen des Landgerichts zu bejahen. Darnach hält auch das 
Ber.⸗Gericht zwar für unbewieſen, daß die Beklagte hinſichtlich jeder einzelnen 
der in der Zeit vom 28. November bis zum 8. Dezember erfolgten Teilſen⸗ 
dungen Widerſpruch erhoben habe; es iſt aber mit dem Vorderrichter der An⸗ 
ſicht, daß die nach Beendigung der Teillieferungen mittels Schreibens v. 
10. Dezember ausgeſprochene Mängelrüge rechtzeitig geweſen ſei. 

Die Entſcheidungsgründe des Landgerichts gehen zurück auf eine in 
RGeEntſch. 43, 65 abgedruckte Entſcheidung des Reichsgerichts. Der dort 
entſchiedene Fall lag freilich inſofern anders als der hier vorliegende, als dort 
beim Vertragſchluß, der ſich auf die Lieferung von 20000 Albums mit An⸗ 
ſichten einer bevorſtehenden Ausſtellung bezog, nicht davon die Rede geweſen 
war, daß die Lieferung in Teilſendungen erfolgen ſollte. Hier aber war aller⸗ 
dings von vornherein in Ausſicht genommen, daß die Klägerin die 10000 Mantel⸗ 
und 5000 Kochgeſchirr⸗Riemen in gewiſſen Teilmengen zur Ablieferung 
bringen ſollte. Denn wenn ſie auch die ganzen Poſten innerhalb einer vom 

23° 
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27. November ab laufenden Nachfriſt von 8 Tagen zu liefern hatte, ſo ſollte 
ſie doch „ſpäteſtens am Sonnabend früh“, d. h. am 28. November „mit der 
Lieferung beginnen“; ſie war alſo berechtigt, der Beklagten ſo, wie ſie es 
getan hat, je nach Fertigſtellung der Riemen größere oder kleinere Mengen 
zuzuſenden, bis ſpäteſtens bei Ablauf der Nachfriſt der ganze Poſten geliefert 
ſein mußte. f | 

Trotz dieſer nicht zu verkennenden Verſchiedenheit beider Tatbeſtände 
iſt auch für den vorliegenden Fall daran feſtzuhalten, daß es ſich bei den ver⸗ 
ſchiedenen Teillieferungen nicht um eine Reihe ſelbſtändiger Erfüllungs⸗ 
geſchäfte gehandelt hat. Es waren Lieferungen, die auf einer von der Be⸗ 
klagten zu Recht erfolgten Nachfriſtſetzung innerhalb einer Friſt von wenigen 
Tagen zu erfolgen hatten. Der Umfang der einzelnen Teilſendungen war 
nicht feſtgelegt, ſondern beſtimmte ſich lediglich darnach, wieviel von der 
Klägerin fertiggeſtellt und nach und nach zur Ablieferung gebracht werden 
konnte, und ſo ſind denn auch in der Tat Teilſendungen von ganz verſchiedener 
Größe erfolgt. Und endlich handelte es ſich um eine Ware, bei der infolge 
ihrer Maſſenherſtellung mit gewiſſen Unterſchieden im Ausfall der einzelnen 
Lieferungen von vornherein zu rechnen war; erſt aus dem Geſamteindruck 
über die vollſtändige Lieferung konnte daher ein zuverläſſiges Urteil darüber 
gewonnen werden, ob die bei den einzelnen Sendungen vorgefundenen Mängel 
gegenüber der Geſamtmenge ſo geringfügig waren, daß die Ware im ganzen 
noch als empfangbar gelten mußte. 

Hiernach hat die Beklagte, wie das Ber.⸗Gericht überzeugt iſt, ohne 
Fahrläſſigkeit angenommen, daß es ſich bei den einzelnen Teilſendungen, in 
denen die mit der Erfüllung des Vertrages ſäumig geweſene Klägerin auf 
Grund der ihr bewilligten Nachfriſt die Riemen zur Ablieferung brachte, 
nicht um eine Reihe ſelbſtändiger Erfüllungsgeſchäfte gehandelt hat, bei denen 
ſie die etwaigen Mängel jeder Lieferung ſelbſtändig hätte rügen müſſen. 
Dieſe Überzeugung wird auch dadurch nicht erſchüttert, daß die Beklagte im 
Rechtsſtreit den Standpunkt hat vertreten laſſen, auch die einzelnen Teil⸗ 
ſendungen ſeien jedesmal ſofort durch Fernſprecher beanſtandet worden. 
Daß aber auch die Klägerin die Sache derzeit ſo angeſehen hat, ergibt ſich für 
das Ber.⸗Gericht daraus, daß ſie erſt bei der letzten Sendung v. 8. Dezember 
ihrer Begleitnote den handſchriftlichen Vermerk „Rein netto, ſof. Kaſſe“ hin⸗ 
zufügte. Darin kommt zum Ausdruck, daß auch nach Auffaſſung der Klägerin 
die einzelnen Sendungen keinen ſelbſtändigen Charakter hatten, und daß, 
wie erſt nach Ablieferung des Geſamtpoſtens die urſprüngliche Vertrags- 
klauſel „rein netto, ſof. Kaſſe“ Bedeutung gewann, ſo auch erſt zu dieſem 
Zeitpunkt die Beklagte die Ware zu unterſuchen und etwaige Mängel zu 
rügen hatte. Von Bedeutung iſt hierbei auch, daß erſt am 21. Dezember, 
nachdem man bereits über die ſachliche Berechtigung der erhobenen Mängel- 
rüge hin und her geſchrieben hatte, die Klägerin mit dem Einwand hervortrat, 
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daß die. Mängelrüge v. 10. Dezember verſpätet ſei und Beklagte bei jeder 
einzelnen Teilſendung unverzüglich etwaige Mängel hätte rügen müſſen. 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 31. Jan. 1917. R. K. w. R. 
& Co. u. Gen. Bf. V. 300/16. Nö. 


200. Kann bei Nichtzahlung eines zahlunghalber empfangenen und 
weitergegebenen Wechſels der Empfänger gegen den Ausſteller auf 
das alte Schuldverhältnis zurückgreifend 
| Vgl. 56 Nr. 10 m. N. Ä 
WO. 58 44. 88. 

Die Klägerin hatte unſtreitig auf den Kaufpreis von zuſammen 1040,28. 
für die der Beklagten im März 1914 gelieferten Waren ein am 1. Sept. 1914 
fälliges Akzept des Gärtnereibeſitzers K. in G. über 700 K, das die Beklagte 
an eigene Ordre ausgeſtellt und auf die Klägerin giriert hatte, zahlunghalber 
angenommen. Dieſer Wechſel befand ſich zur Zeit der Fälligkeit in der Hand 
der Firma C. T. L. & Co. in B., an die ihn die Klägerin weitergiriert hatte, 
war aber von dieſer Firma ohne Proteſterhebung i. J. 1915 der Klägerin 
zurückgegeben worden, die ihn zu den Akten überreichte, alſo noch beſaß. 
Die Beklagte verweigerte die Bezahlung des eingeklagten Kaufpreisreſtes 
von 700 unter Bezugnahme darauf, daß ſie zur Zahlung nur gegen die der 
Klägerin unmögliche Rückgabe des Wechſels mit einer Proteſturkunde ver⸗ 
pflichtet ſei. Das Landgericht wies die Klage in Beachtung dieſes Einwandes 
mit der Erwägung ab, daß die Klägerin auf die urſprüngliche Forderung nicht 
zurückgreifen dürfe, weil ſie der Beklagten den Wechſel mangels ſeiner Pro⸗ 
teſtierung nicht „intakt“ zurückgeben könne. Das Oberlandesgericht verurteilte 
dagegen antraggemäß mit folgender Begründung: 

„Der Verkäufer, der einen Wechſel auf eine Kaufpreisforderung in Zah⸗ 
lung nimmt, hat die Verpflichtung, zunächſt aus dem Wechſel Befriedigung 
zu ſuchen. Auf die Kaufpreisforderung kann er nicht zurückgreifen, wenn er 
die Wechſelvaluta behalten oder den Wechſel ſeinem Geber nicht ſo zurück⸗ 
geben kann, daß dieſer gegen die daraus verpflichteten Perſonen vorzugehen 
in der Lage iſt (Staub WO. Art. 83 Anm. 26. 28. 29). 

Vorliegendenfalls hat; die Klägerin den Wechſel durch Weiterbegebung 
verwertet, und ſie war, da ſie den Proteſt nicht erlaſſen hat, als Indoſſantin 
zur Einlöſung des nicht proteſtierten Wechſels von ihrem Nachmanne, der ihn 
zur Zeit der Fälligkeit inne hatte, kraft Wechſelrechts nicht verpflichtet (Art. 41. 
42 WO .). Hieraus folgt indes nicht, daß fie die Wechſelvaluta behalten darf 
und daher aus dem Wechſel eine Deckung erlangt hat, die ihr nicht wieder 
entriſſen werden kann. Sie hat den Wechſel annehmbar zahlunghalber 
weiterbegeben und muß ſich deshalb den Rückgriff ihres Indoſſatars aus dem 
der Wechſelbegebung unterliegenden Rechtsverhältniſſe gefallen laſſen, weil 
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dieſer aus dem Akzept keine Befriedigung erlangt hat. Der Akzeptant K. ift 
nicht nur jetzt zahlungsunfähig und bereits im März 1915 geweſen, wie die 
Beklagte zugibt, ſondern er war auch ſchon zur Zeit der Fälligkeit am 1. Sept. 
1914 zur Einlöſung des Wechſels außerſtande. Ob die Firma C. T. L. & Co. 
den Wechſel nicht nur nicht proteſtiert, ſondern, wie die Beklagte neuerdings 
behauptet, auch nicht präſentiert hat, iſt bei dieſer Sachlage unerheblich; ſie 
würde, auch wenn ſie den Wechſel zur Zahlung vorgelegt hätte, die Wechſel⸗ 
ſumme nicht erlangt haben. — — — Die Klägerin konnte dem Verlangen 
ihres Nachmannes nach Zahlung des Betrages, für den ſie ihm den Wechſel 
zahlunghalber begeben hatte, unter dieſen Umſtänden auch nicht unter Hin⸗ 
weis auf die Präjudizierung des Wechſels entgegentreten, weil ſie dadurch 
keinen Schaden erleidet, daß ſie den Wechſel nicht „intakt“ zurückerhält und 
daher auch nicht ihrem Geber mit Proteſturkunde zurückgeben kann. Denn 
ſie kann ſich Befriedigung aus der unterliegenden Kaufpreisforderung auch 
ohne den Wechſelanſpruch von ihrem Vormann, der Beklagten, verſchaffen, 
weil fie dieſer den zahlunghalber angenommenen, vom Akzeptanten nicht 
eingelöſten Wechſel in einem Zuſtande zurückgeben kann, der dieſer das Vor⸗ 
gehen gegen den Akzeptanten als die einzige ihr gegenüber aus dem Wechſel 
verpflichtete Perſon nicht nur aus dem Wechſel ſondern auch aus dem der 
Wechſelannahme zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe geſtattet. Zur Er⸗ 
haltung des Wechſelrechts der Beklagten als Ausſtellerin gegen den Akzep⸗ 
tanten war die Proteſterhebung des nicht domizilierten Wechſels nicht not⸗ 
wendig (Art. 44. 43. 23 WO.). Die Beklagte kann aljo den Wechſel, der gegen 
den Akzeptanten auch noch nicht verjährt iſt (Art. 77 WO.), auch ohne Proteſt⸗ 
urkunde geltend machen (vgl. Staub WO. Art. 83 Anm. 29). Konnte ſich 
die Klägerin unter dieſen Umſtänden der Rücknahme des Wechſels nicht ent⸗ 
ziehen, obſchon ihr Nachmann ohne ihr Verſchulden die Proteſterhebung 
verſäumt hat, ſo kann es ihr auch nicht zum Vorwurf gereichen, daß ſie deſſen 
Klage nicht abgewartet, ſondern den Wechſel freiwillig zurückgenommen 
hat. — — — N 

Aus den vorſtehenden Feſtſtellungen erhellt des weiteren ſchon, daß die 
Klägerin den Wechſel nach der ihr erlaubten Durchſtreichung ihres und ihrer 
Nachmänner Indoſſamente (Art. 55 WO.) der Beklagten ſo zurückgeben kann, 
daß dieſe als Ausſtellerin und Remittentin, der gegenüber der Akzeptant 
als einzige aus dem Wechſel verpflichtete Perſon in Frage kommt (Art. 4. 
6. 23 WO.), den Wechſel auch ohne Proteſt gegen K. geltend machen kann, 
weil ſie hierzu einen Proteſt nicht braucht. Für ſie iſt der Wechſel alſo trotz 
Unterlaſſung der Proteſterhebung „intakt“. Sie iſt zwar kraft Wechſelrechts 
zur Einlöſung des nicht proteſtierten Wechſels der Klägerin gegenüber nicht 
verpflichtet, muß ſich aber den Rückgriff der Klägerin auf die unterliegende 
Forderung gefallen laſſen, weil ſie durch die Unterlaſſung der Proteſtierung 
des zahlunghalber gegebenen, aber bei den Verhältniſſen des Akzeptanten 
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als Zahlungsmittel untauglichen Wechſels aus den angegebenen Gründen 
keinen Schaden erleidet. Sie kann nicht nur aus dem nicht eingelöſten Wechſel 
ſondern auch aus dem unterliegenden Schuldverhältniſſe gegen K. vorgehen 
(Staub Art. 3 WO. Anm. 27). Sie braucht ſich zwar das Zurückgehen der 
Klägerin auf den der Wechſelbegebung zugrunde liegenden Kaufvertrag nur 
gegen Rückgabe des Wechſels gefallen zu laſſen; die Klägerin iſt aber zur 
Rückgabe imſtande und hierzu auch bereit. 

Auch aus dem Umſtande, daß die Klägerin erſt im Februar oder März 
1915 nach Rücknahme des Wechſels von ihrem Nachmanne die Bezahlung 
des ungetilgten Kaufpreiſes unter Bezugnahme auf die Nichteinlöſung des 
Zahlunghalber angenommenen Wechſels durch den Akzeptanten verlangt hat, 
kann die Beklagte keinen Einwand herleiten, weil ſie dadurch keinen Schaden 
erlitten hat. Nach den dargelegten Verhältniſſen des Akzeptanten iſt nicht 
anzunehmen, daß ſie von dieſem Befriedigung erlangt hätte, wenn ſie den 
Wechſel alsbald nach Verfall gegen ihn geltend gemacht hätte. — — — 

Kann die Beklagte nach dieſen Erwägungen die Folgen der eingetretenen 
Zahlungsunfähigkeit K.s, die die Befriedigung der Klägerin aus deſſen Akzept 
ohne ihr Verſchulden verhindert hat, nicht auf die Klägerin abwälzen, ſo iſt 
ſie in Beachtung des Rechtsmittels der Klägerin gemäß der Klagbitte zu ver⸗ 
urteilen.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (4. Sen.) v. 29. Febr. 1916 i. S. Fr. & Gl. 
w. H. & Co. 40. 240/18. F- ch. 


201. Inwieweit genießen „geflügelte Worte“ urheberrechtlichen Schutzd 
LitUrhG. 41. a 

Durch Vertrag mit Wilhelm Buſch in Wiedenſahl hat die B.ſche Verlags⸗ 
buchhandlung deſſen bei ihr erſchienene, ſeither auf gemeinſchaftliche Rechnung 
mit dem Verfaſſer vertriebene Werke mit allem Zubehör zu unumſchränktem 
Verlagsbetrieb übertragen erhalten. Zu den vom Vertrag umfaßten Werken 
gehört auch das Gedicht „Die fromme Helene“. Die Likörfabrik K. & Cie. 
ſtellt einen Likör her, den ſie „Fromme Helene“ nennt. Er wird in Original⸗ 
flaſchen und in Miniaturflaſchen vertrieben, die mit einer farbigen dreieckigen 
Papieretikette verſehen ſind, in deren Mitte eine derartige Flaſche abgebildet 
iſt; an den beiden Seiten ſteht mit größeren Buchſtaben „Fromme Helene“ 
und darunter in zwei Zeilen mit kleinen Buchſtaben „Es iſt ein Brauch von 
alters her, wer Sorgen hat, hat auch Likör! Buſch.“ Die Likörfabrik R. hatte 
ſolchen Likör bezogen, ſtellte ihn in den beſchriebenen Flaſchen in ihren Ver⸗ 
kaufsſtellen aus und brachte ihn fo zum Verkauf. Die B.iche Verlagsbuch⸗ 
handlung erblickte in der Wiedergabe des aus dem Gedicht „Die fromme 
Helene“ entnommenen Verſes eine Verletzung der auf ſie übergegangenen 
Urheberrechte an dieſem Werke und klagte mit dem Antrag, den Verkauf 
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und die Ausſtellung von Likörflaſchen mit ſolcher Aufſchrift zu verbieten. — 
In 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Vorauszuſchicken iſt, daß die Verwertung des. Buchtitels „Fromme 
Helene“ als Likörname und Beſtandteil des Warenzeichens nicht Gegenſtand 
des Rechtsſtreits iſt. Die Klage richtet ſich nur gegen die Verwendung der 
zwei Verszeilen. | 
Daß das Gedicht „Die fromme Helene“, aus dem fie entnommen find, 
ein nach Maßgabe des § 1 Nr. 1 Lit UrhG. urheberrechtlich geſchütztes Schrift⸗ 
werk iſt und daß die Schutzfriſt noch läuft, ſteht außer Streit. N 

— — — Die Klägerin hat das Verlagsrecht (im ſubjektiven Sinn) an 
den Werken von Wilhelm Buſch, darunter auch an dem Gedicht „Die fromme 
Helene“ erhalten, nämlich das ausſchließliche Recht zur Vervielfältigung 
und gewerbmäßigen Verbreitung jener Werke. Zum Schutz ihres Verlags⸗ 
rechts hat die Klägerin dieſelben Befugniſſe, die zum Schutz des Urheber⸗ 
rechts vom Geſetze gewährt ſind. Welches dieſe Befugniſſe ſind, beſtimmt 
ſich nach dem LitUrhGeſ. von 1901, das nach $ 62 inſoweit auch auf die vor 
ſeinem Inkrafttreten entſtandenen Werke Anwendung findet. Der Urheber 
hat gegen denjenigen, der ſein ausſchließliches Recht zur Vervielfältigung 
und gewerbmäßigen Verbreitung des geſchützten Werkes verletzt, anerkannter⸗ 
maßen die im Geſetz allerdings nicht erwähnte Unterlaſſungsklage, die nur 
objektive Widerrechtlichkeit vorausſetzt. Dieſelbe Klage ſteht daher auch der 
Klägerin gegenüber einer Störung ihres Verlagsrechts zu, und zwar ohne 
weiteres. Das Klagerecht des Verlegers iſt von der Behauptung und dem 
Nachweis einer Vermögensſchädigung oder Vermögensgefährdung nicht 
abhängig. Für die Entſcheidung des Rechtsſtreits kommt es ſohin nur darauf 
an, ob die Wiedergabe des Verſes auf den Likörflaſchen der Nebeninter- 
venientin ſich als unzuläſſige Vervielfältigung eines Teiles des Gedichts „Die 
fromme Helene“ darſtellt ($ 41 Lit. UrhG.). Nach der Zuläſſigkeit oder Unzu⸗ 
läſſigkeit der Vervielfältigung beſtimmt ſich im vorliegenden Fall auch die 
Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit der Verbreitung. 

Für den Begriff der Vervielfältigung iſt die Art und die Beſtimmung 
des zur Wiedergabe dienenden Gegenſtandes gleichgültig (ſ. Allfeld Komm. 
$ 15 Bem. 2a). Es macht daher begrifflich nichts aus, daß der Vers nicht 
in einem Schriftwerk, ſondern auf einem Gebrauchsgegenſtand wiederge⸗ 
geben iſt. | 

Auf 813 LitUrhG. läßt ſich die Zuläſſigkeit der Vervielfältigung des 
Verſes nicht ſtützen. Denn eine „freie“ Benutzung, wie ſie § 13 zur Voraus⸗ 
ſetzung hat, ſteht hier jedenfalls nicht in Frage. 

»Das Landgericht ſtellt ausſchließlich auf die gewerbmäßige Verbreitung 
ab und führt aus, auch die Verwertung kleinſter Teile aus fremden Geiſtes⸗ 
werken ſei nur in den durch das Geſetz vorgeſehenen Ausnahmefällen zuläſſig; 
ausſchlaggebend ſei, ob in dem Teil die Eigenart des Werkes ſich offenbare 
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und ob die Entnahme „animo eitandi“ oder „animo spoliandi“ geſchehen jei. 
Auch die Verwertung ſog. geflügelter Worte ſei nicht anders zu beurteilen. 
Der entlehnte Vers ſei ein beſonders charakteriſtiſcher Teil des ganzen Gedichts 
und ein ſogar hervorſtechend typiſcher „Schlager“ echt Buſchſchen Humors. 
Es liege daher eine unbefugte Ausbeutung des geſchützten Werkes vor. Dieſe 
Ausführungen erregen nach mehrfacher Richtung Bedenken. Zunächſt ſtehen 
ſie, wie das Landgericht ſelbſt anerkennt, im Widerſpruch mit der Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts. Dieſes nimmt einen teilweiſen Nachdruck im 
zivil⸗ und ſtrafrechtlichen Sinne nur dann an, wenn ein irgendwie erheblicher 
Teil des geſchützten Schriftwerks vervielfältigt worden iſt, und bemißt die 
Erheblichkeit nach dem quantitativen und qualitativen Verhältnis des Teils 
zu dem ganzen Werk (Daude LitUG. 8 41 S. 97; Voigtländer u. Fuchs LitUG. 
§ 41 S. 197). Man wird allerdings Birkmeyer (DIZ. 1903, 256) darin bei- 
pflichten müſſen, daß bei der Beurteilung der Verhältnismäßigkeit nicht 
ſchablonenhaft verfahren werden darf und daß behufs Feſtſtellung des Zwecks 
der Entlehnung auch auf das quantitative und qualitative Verhältnis des ent⸗ 
lehnten Teils zu dem Werk des Entlehners zu ſehen iſt. Aber es beſteht kein 
Grund, den vom Reichsgericht für erforderlich erachteten Maßſtab der Ver⸗ 
hältnismäßigkeit überhaupt preiszugeben. Die Anſicht des Landgerichts 
kann zu unannehmbaren Ergebniſſen führen. Denn es läßt ſich denken, daß 
in einem beſtimmten Ausdruck, den ein Schriftſteller geprägt hat, die Eigen⸗ 
art ſeines Werkes mindeſtens in dem Maß ſich offenbart wie in dem vorliegenden 
Vers die Eigenart des Gedichts, aus dem er entnommen iſt. Man müßte 
dann in der Wiedergabe eines einzigen Wortes (z. B. Nietzſches „Herren⸗ 
moral“) einen teilweiſen Nachdruck erblicken. 

Was den Gegenſatz zwiſchen dem „animus citandi“ und dem „animus 
spoliandi“ betrifft, fo wird gerade dann, wenn die Wiedergabe nicht in einem 
Schriftwerk erfolgt, alſo von vornherein nicht den Zweck haben kann, zur 
Verdeckung mangelnder oder zur Ergänzung ungenügender eigener Geiſtes⸗ 
tätigkeit zu dienen, die Vermutung dafür ſprechen, daß die Wiedergabe eines 
an ſich verſchwindend kleinen Teiles aus einem fremden Werk lediglich mit 
dem animus eitandi geſchehen iſt. 

Der Satz vollends, den das Landgericht über die Verwertung ſog. ge⸗ 
flügelter Worte aufſtellt, iſt jedenfalls in ſeiner allgemeinen Faſſung unhaltbar. 
Es gibt unbeſtreitbar „geflügelte Worte“ beſonderer Art, ſeien es Stellen 
aus den Werken volkstümlicher Dichter oder Schriftſteller, ſeien es nicht in 
Schriftwerken niedergelegte Ausſprüche bekannter Perſönlichkeiten, die ſo 
allgemein verbreitet, ſo ſehr in aller Leute Mund ſind, daß ſie ſich von dem 
Werk, dem ſie entſtammen, von dem Urheber, der ſie geſchaffen, völlig los⸗ 
gelöſt haben und zu einem gemeinſamen geiſtigen Beſitz des ganzen Volkes 
geworden ſind. Sie ſind „typiſch“, aber nicht oder doch nicht nur für ihren 
Schöpfer und ſein Werk, ſondern in dem Sinne eines allgemein gültigen, 
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allgemein gebrauchten, manchmal geradezu feſtſtehenden Ausdrucks für ge- 
wiſſe Gedanken, Stimmungen, Lagen. 

Auch der hier in Frage ſtehende Vers gehört zu den geflügelten Worten 
dieſer Art. Weil und ſoweit ſie bereits im allgemeinen Verkehr ſind, muß 
bei ihnen das Recht des Urhebers, andre von der Vervielfältigung und Ver⸗ 
breitung auszuſchließen, als gehemmt erachtet werden. Dieſe Beeinträchtigung 
des Urheberrechts und damit auch des Verlagsrechts fällt tatſächlich nicht ſehr 
ins Gewicht, da es ſich ja immer nur um einzelne Stellen ganz geringen 
Umfangs handelt, und iſt gewiſſermaßen als der Preis anzuſehen, der für die 
Volkstümlichkeit zu entrichten iſt. Die Gewerbmäßigkeit der Verbreitung 
begründet in dieſem Zuſammenhang keinen Unterſchied in der rechtlichen 
Beurteilung. 

Anders wäre es, wenn eine mißbräuchliche Verwertung vorläge. Denn 
nur zugunſten des ſinngemäßen Gebrauchs durch die Allgemeinheit, nicht 
zum Schutz einer Traveſtierung des Inhalts durch einen einzelnen iſt die ur⸗ 
heberrrechtliche Ausſchließungsbefugnis gehemmt. Eine Traveſtie liegt aber 
hier nicht vor. Angeſichts des Inhalts des Verſes und des ganzen Gedichts 
iſt in der Anbringung der zwei Zeilen in dem Warenzeichen für eine Likörſorte 
eine Entſtellung oder Herabwürdigung des Werkes nicht zu erblicken. Mit 
der Feſtſtellung dieſer Tatſache erledigt ſich auch der Hinweis der Klägerin 
darauf, daß die Wiedergabe und Verbreitung dem Andenken des Dichters 
zuwider ſei und zugleich die Erörterung der Frage, ob etwa eine Verletzung 
des perſönlichkeitsrechtlichen Inhaltes des Urheberrechts gegeben und ob 
der Verleger zu ihrer Abwehr imſtande ſei. 

Gemäß den vorſtehenden Darlegungen ſtellt ſich die Klage aus mehreren 
Geſichtspunkten als unbegründet dar und iſt ſohin une! Aufhebung des land⸗ 
gerichtlichen Urteils abzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. zu München (1. Sen.) v. 22. Juni 1917. B. w. R. und 

K. E Cie. L. 571/16. F—2z. 


II. Verfahren. 


202. Unzuläſſigkeit der Beſchwerde gegen ein Koftenurteil nach vor⸗ 
angegangenem Teilurteil zur Hauptſache. 
Vgl. 63 Nr. 97 und oben Nr. 184 m. N. 
ZPO. 8 99 Abſ. 3. 

Die Beklagte hat gegen das Urteil des Landgerichts v. 10. Dez. 1915 
Berufung und gleichzeitig ſofortige Beſchwerde eingelegt. Nachdem ſie in⸗ 
zwiſchen die Berufung zurückgezogen hat, iſt noch über die Beſchwerde zu ent⸗ 
ſcheiden. 


203. Schadenfeſtſetzung. 339 


Das angefochtene Urteil hat nur über die Prozeßkoſten entſchieden, indem 
es dieſe der Beklagten auferlegt hat. Die Beklagte will das Urteil anfechten 
inſoweit, als es ihr auch die Koſten auferlegt, welche durch Einklagung der 
Beträge, über die durch das Teilurteil des Landgerichts v. 22. Juni 1915 
nicht erkannt iſt, entſtanden ſind. 

Nach § 99 Abi. 3 ZPO. kann eine Entſcheidung über die Koſten nur dann 
mit der ſofortigen Beſchwerde angefochten werden, wenn eine Entſcheidung 
in der Hauptſache nicht ergangen iſt. Im vorliegenden Fall hat das Landgericht 
durch das Teilurteil v. 22. Juni 1915 wenigſtens über einen Teil des Anſpruchs 
in der Hauptſache entſchieden; der Reſt der Forderung iſt dann ohne Sachent⸗ 
ſcheidung erledigt. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob in einem ſolchen Fall die 
ſofortige Beſchwerde auch wegen der auf den ohne Entſcheidung in der Haupt⸗ 
ſache erledigten Teil der Forderung entfallenden Koſten überhaupt ausge⸗ 
ſchloſſen iſt, da eine, wenn auch nur teilweiſe, Entſcheidung in der Hauptſache 
ergangen ift (jo Gaupp⸗Stein ZPO.! zu § 99 Anm. VI. 2). Jedenfalls iſt 
die Beſchwerde dann unzuläſſig, wenn, wie hier, über die Koſten des durch 
Sachentſcheidung erledigten Teils und des reſtlichen Anſpruchs einheitlich 
entſchieden iſt, ſo daß zu einer anderen Verteilung der Koſten ein Eingehen 
auf die Sachentſcheidung des Teilurteils erforderlich ſein würde (RGeEntſch. 55, 
394; 59, 431; HanſGH. 1908 Bbl. Nr. 44). 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 5. Juni 1918. W. w. W. u. 


S. Be. Z. IV. 66/16. Nö. 
203. Schätzungseid über die Höhe des Anſpruchs aus einer 
Feuerverſicherung. 

(Vgl. 63 Nr 264.) 


3 O. 5 287; Verſ s. $ 82. 

Der Kläger klagte gegen die Verſicherungsgeſellſchaft auf Erſatz des 
erlittenen Brandſchadens. Dieſer wurde von den Sachverſtändigen auf 
10 142,35. feſtgeſtellt, der Kläger bezeichnete aber dieſe Schadenfeſtſtellung 
als offenbar unbillig und forderte eine höhere Summe, die ihm in 1. Inſtanz 
zugeſprochen wurde. Das Ber.⸗Gericht machte die Entſcheidung von einem 
dem Kläger gemäß § 287 ZPO. auferlegten Schätzungseid abhängig. Die 
Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht hat die Entſcheidung des Rechtsſtreits von einem 
gemäß $ 287 ZPO. dem Kläger auferlegten Schätzungseide abhängig gemacht. 
Die Reviſion beſtreitet die Anwendbarkeit des § 287; die Vorſchrift betreffe 
nur Anſprüche auf Schadenerſatz im geſetzlichen Sinn, der dem Kläger ent⸗ 
ſtandene Brandſchaden, für den er Erſatz begehre, ſei aber kein Schaden i. S. 
des Geſetzes, es handle ſich vielmehr um einen Anſpruch auf Erfüllung eines 
Vertrages, des Verſicherungsvertrags. Dieſen Ausführungen läßt ſich nicht 
beipflichten. 
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Allerdings hat der dem Kläger entſtandene Schaden, aljo der durch den 
Brand verurſachte Vermögensverluſt, nicht aus ſich allein kraft Geſetzes, 
ſondern nur in Verbindung mit dem von den Parteien miteinander abge⸗ 
ſchloſſenen Verſich.⸗Vertrag einen Erſatzanſpruch des Klägers gegen die Be⸗ 
klagte zu erzeugen vermocht. Gleichwohl iſt der geltend gemachte Anſpruch 
ein Schadenerſatzanſpruch, als ſolcher wird der aus der Schadenverſicherung 
beim Eintritt eines Schadenfalles hervorgehende Erſatzanſpruch auch vom 
Geſetz über den Verſich.⸗Vertrag bezeichnet. Die Vorſchrift des $ 287 ZPO. 
ſetzt ihrem Wortlaut nach lediglich voraus, daß unter den Parteien ſtreitig 
iſt, ob ein Schaden entſtanden ſei und wie hoch ſich der Schaden oder ein zu 
erſetzendes Intereſſe belaufe. Auf den Rechtsgrund, auf dem der Klage⸗ 
anſpruch beruht, legt das Geſetz mithin kein Gewicht. Zu einer einſchränkenden 
Auslegung des Geſetzes in dem von der Reviſion vertretenen Sinne iſt kein 
Anlaß vorhanden. Der Zweck der Vorſchrift erfordert vielmehr ihre An⸗ 
wendung auch in Fällen der hier vorliegenden Art. Sie wurde, wie die Be⸗ 
gründung des Entwurfs zu § 250 erwähnt, durch die Erfahrung veranlaßt, 
daß die in dem früheren Prozeßrecht an den Beweis eines Schadens geſtellten 
Anforderungen Schädenprozeſſe zu beſonders langwierigen und verwickelten 
Reechtsſtreitigkeiten zu machen pflegten. Um dieſen Übelftänden abzuhelfen, 
hat es der Geſetzgeber für erforderlich erachtet, die Entſcheidung der Fragen, 
ob und in welcher Höhe ein Schaden entſtanden ſei, der freien Überzeugung 
des Gerichts zu überlaſſen. Dieſe Erwägungen ſind lediglich praktiſcher Art 
und liegen auf prozeſſualem Gebiet. Sie treffen ganz unabhängig von dem 
Grunde des Klaganſpruchs überall zu, wo zwiſchen den Parteien über die 
Entſtehung oder die Höhe eines Schadens Streit beſteht. Dieſe Vorausſetzung 
aber iſt im vorliegenden Falle gegeben. | 

Die von der Reviſion angezogenen Entſcheidungen des Reichsgerichts 
(Entſch. 8, 220; 58, 35) ſchlagen nicht ein. Die erſte derſelben hat den Anſpruch 
eines Freikuxberechtigten auf den Ausbeuteanteil an einem Bergwerk zum 
Gegenſtand. Der Anſpruch auf einen Anteil an der Bergwerksausbeute iſt 
ſeiner Natur nach kein Schadenerſatzanſpruch, dies wird in der Begründung 
jener Entſcheidung dargelegt, und weiter wird darin ausgeführt, die bloße 
Nichterfüllung einer Obligation erzeuge nicht ohne weiteres eine Intereſſe⸗ 
forderung, die Obligation bleibe beſtehen und der Gläubiger könne aus dem 
urſprünglichen Verpflichtungsgrunde ſeinen Anſpruch herleiten, aus der 
Verzögerung der Erfüllung könne aber nebenher ein beſonderer Intereſſe⸗ 
anſpruch wegen verzögerter Erfüllung erwachſen. In dem zweiten Rechtsfalle 
handelte es ſich darum, den Wert eines mittels taxierter Police verſicherten, 
durch Unfall untergegangenen Kahns zu dem Zweck zu ermitteln, um die 
Unterlage für die Beantwortung der Frage zu gewinnen, ob eine Überver⸗ 
ſicherung vorliege und ob der durch Vereinbarung der Parteien auf eine be⸗ 
ſtimmte Summe feſtgeſetzte Verſicherungswert beſtehen bleiben könne. Aus 
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dieſem Grunde hat in dieſem Falle das Reichsgericht dahin entſchieden, daß 
es ſich nicht um die Feſtſtellung eines Schadens oder Intereſſes, ſondern um 
die Ermittelung des Wertes des Kahnrumpfs handle und deshalb § 287 ZPO. 
nicht zutreffe. In einem andern, dem jetzt vorliegenden Fall ähnlichen Streit⸗ 
fall hat anderſeits das Reichsgericht die Frage, ob bei der Ermittelung der 
Höhe des Brandſchadens nach $ 259 (jetzt § 286) oder nach $ 260 (jetzt $ 287) 
ZPO. zu verfahren ſei, zugunften der Anwendung des § 260 (jetzt § 287) 
entſchieden. Das entſpricht auch der in der Literatur vorherrſchenden Meinung. 
Hiernach erweiſen ſich die geltend gemachten Rev.⸗Angriffe als unbegrün⸗ 
det. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 17. Nov. 1916. Prov. (Bkl.) w. 
W. (OLG. Frankfurt a. M.). VII. 258/16. Auch in RCeEntſch. 89 Nr. 42 
S. 190. 


204. Umfang der Rechtskraft bei konkreter und bei abſtrakter Berech⸗ 
nung des geltend gemachten Schadens. 
ZPO. $ 322. 

Die Klägerin hatte in dem Vorprozeſſe der Parteien Schadenerſatz wegen 
der unterbliebenen Lieferung von 200 Zentnern Kakaopulver begehrt und unter 
Zugrundelegung eines Marktpreiſes vom 9. Januar 1915 in Höhe von 195 M 
für den Zentner einen Betrag von 1430. geltend gemacht. In dieſem Vor⸗ 
prozeſſe war der Klage unter Abweiſung der weitergehenden Anſprüche in 
Höhe von 430. entſprochen worden. Die Klägerin forderte in einem neuen 
Rechtsſtreit unter Zugrundelegung eines Weiterverkaufs der Ware den ent⸗ 
gangenen Gewinn in Höhe von 3400 4K. Unter Berückſichtigung des ihr im 
Vorprozeſſe zugebilligten Betrages von 430.4 beantragte ſie Zahlung von 
29704. — In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Auf Berufung wurde 
dieſes Urteil inſoweit aufgehoben, als die Klägerin in Höhe von mehr als 
1000 & mit ihrer Klage abgewieſen worden war und der Anſpruch der Kläge⸗ 
rin im übrigen für begründet erklärt. Aus den Gründen: 

„Bei der Geltendmachung des Schadenerſatzes wegen Nichterfüllung 
kann der Gläubiger für die Berechnung ſeines Schadens entweder den Betrag 
geltend machen, den er als entgangenen Gewinn nach dem gewöhnlichen Lauf 
der Dinge mit Wahrſcheinlichkeit unter Zugrundelegung eines Marktpreiſes 
erwarten konnte (ſog. abſtrakte Schadensberechnung), oder er kann auch den 
Betrag verlangen, den er nach den beſonderen Umſtänden im Hinblick auf ein 
beſtimmtes Geſchäft als Gewinn erwarten konnte (ſog. konkrete Schadensbe⸗ 
rechnung). Wie das Landgericht zutreffend ausführt, handelt es ſich in beiden 
Fällen um den Anſpruch des Käufers auf Erſatz des ihm aus dem Unterbleiben 
der Lieferung erwachſenen Schadens. Wenn ein Gläubiger bei der Geltend⸗ 
machung dieſes Schadens von den beiden ihm zur Verfügung ſtehenden Be⸗ 
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rechnungsarten die ihm zuſagende auswählt und zum Gegenſtand eines Rechts⸗ 
ſtreits macht, ſo erwächſt jedoch nur der in den Prozeß gezogene Anſpruch in 
der von ihm beantragten Höhe in Rechtskraft. Indem es weiter als Rechtens 
angeſehen werden kann, 

ſo Urteil des Reichsgerichts v. 29. Mai 1906 in Holdheim 15, 256; Staub Exk. zu 

$ 374 HGB. Anm. 59; auch Ritter Komm. z. HGB., 

daß ein Gläubiger von der einen Berechnungsart zu der andern übergehen 
darf, ſei es wegen Mißlingens des Nachweiſes, ſei es weil ihm die eine Berech⸗ 
nungsart nicht den vollen, von ihm mit Recht geltend zu machenden Schadens⸗ 
betrag gewährt, ſo ſteht auch im gegenwärtigen Verfahren der Einwand der 
Rechtskraft nur inſoweit entgegen, als der Schadenerſatzanſpruch bereits 
Gegenſtand des Vorprozeſſes war. Die Klägerin braucht daher nur die aus 
dem Urteilsſpruch gezogenen Rechtsfolgen, ſei es die der rechtskräftigen Zu⸗ 
erkennung, ſei es die der rechtskräftigen Aberkennung gegen ſich gelten zu 
laſſen (8 322 ZPO.). Der Rechtskraft fähig geworden iſt daher nur der auf 
Grund abſtrakter Schadenerſatzberechnung im Vorprozeſſe geltend gemachte 
Anſpruch in Höhe von 1430. Indem das Urteil des Vorprozeſſes der Klä⸗ 
gerin 430 M zuerkannte, den Betrag in Höhe von 1000. aber abſprach, kann 
die Klägerin unter Berückſichtigung dieſer Tatſachen ihren weitergehenden, 
auf Grund der konkreten Berechnungsart geltend zu machenden Schaden ver⸗ 
folgen. 

Das landgerichtliche Urteil unterlag daher der Aufhebung inſoweit, als 
die Klägerin bei der Beantragung eines Schadens in Höhe von 2970, in 
Höhe von mehr als 1000 mit ihrer Klage abgewieſen war, übrigens war der 
Anſpruch dem Grunde nach für berechtigt zu erklären und die Sache gemäß 
§ 5383 ZPO. an das Gericht 1. Inſtanz zurückzuverweiſen.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 20. Juni 1917. A. G. w. C. & St. 

Bf. IV. 43/17. Nö. 


205. Entlaftung der Gerichte; Anwendbarkeit des Verweiſungsver⸗ 
fahrens nach 8 505 5P®. auf das Verfahren vor dem Gberlandes⸗ 
gerichte. 

ZPO. § 505; $ 27 Entlaſtungs VO. v. 9. Sept. 1915 (RGBl. 562). 

Der in München wohnende Kläger erhob zum Landgericht München I 
gegen die Firma K., die in G., einer Stadt Württembergs, ihren Sitz hat, 
Klage auf Einwilligung in die Wandelung eines Vertrages über die Aus⸗ 
führung einer Zentralheizungsanlage durch die Beklagte und auf Rückzahlung 
des Kaufpreiſes. Die Beklagte machte die Einrede der Unzuſtändigkeit des 
angegangenen Gerichts geltend. Dieſe Einrede wurde durch Zwiſchenurteil 
des Landgerichts verworfen, auf die Berufung der Beklagten jedoch wurde 
der Rechtsſtreit wegen Unzuſtändigkeit des Landgerichts München J an das 
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zuſtändige württembergiſche Landgericht verwieſen, der Ausſpruch im Koſten⸗ 
punkt aber dem weiteren Verfahren vorbehalten. — In den Gründen des 
Ber.⸗Urteils wird zunächſt dargelegt, daß der Ort, wo die verklagte Firma 
ihren Sitz hat, als der für alle ſich aus dem Vertrage ergebenden Verpflich⸗ 
tungen vereinbarte Erfüllungsort anzuſehen ſei, daher auch für die Wandelung 
des Vertrags, und daß daher das angefochtene Urteil nicht gerechtfertigt ſei 
und aufgehoben werden müſſe. Sodann wird weiter ausgeführt: 

„Die Klage iſt jedoch wegen Unzuſtändigkeit des angegangenen Gerichts 
nicht abzuweiſen, vielmehr iſt der 8 27 VO. zur Entlaſtung der Gerichte v. 
9. Sept. 1915 (RGBl. 562) anzuwenden. Es iſt allerdings ſtreitig, ob $ 505 
3 PO. auch für die Ber.⸗Inſtanz, insbeſondere für das Oberlandesgericht, gilt; 

vgl. Waſſermann⸗Erlanger Kriegsgeſ.? 106; Güthe⸗Schlegelberger Kriegsbuch? 519; 

Leipz Z. 1912, 415 Nr. 2; Neumiller in Zeitſchr. f. Rechtspfl. 1915, 317 Nr. 5 a. E. 
Das Gericht erachtet den 8 505 ZPO. auch im Verfahren vor den Oberlandes⸗ 
gerichten in der Ber.⸗Inſtanz für entſprechend anwendbar. Der § 27 a. a. O. 
ſagt, daß die Vorſchrift des 8 505 ZPO. im Verfahren vor den Landgerichten 
entſprechende Anwendung findet. Hierdurch werden im Wege eines Sonder⸗ 
geſetzes die übrigen Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung — inſoweit ſie 
hiermit nicht im Einklang ſtehen — entſprechend geändert. Nach 8 523 ZPO. 
finden auf das Verfahren in der Ber.⸗Inſtanz die in 1. Inſtanz für das Ver⸗ 
fahren vor den Landgerichten geltenden Vorſchriften entſprechende Anwen⸗ 
dung, ſoweit ſich nicht aus dem 1. Abſchnitt des 3. Buchs der Zivilprozeßordnung 
Abweichungen ergeben. Solche Abweichungen gehen für den vorliegenden 
Fall aus den Beſtimmungen dieſes Abſchnitts nicht hervor. Daher iſt $ 505 
ZPO. dadurch, daß er in dem Verfahren vor den Landgerichten anzuwenden 
iſt, eben deswegen auch in der Ber.⸗Inſtanz, und zwar auch vor den Oberlandes⸗ 
gerichten anwendbar, insbeſondere ſind hierdurch die 88 275. 276 ZPO. 
ebenſo wie für das Verfahren vor den Landgerichten jo auch für das Ber.⸗ 
Verfahren entſprechend geändert worden; ein ausdrücklicher Ausſpruch hier⸗ 
über war nicht notwendig (ſ. Seuffert EntlaſtgsVO. Bem. 2 u. 3 zu $ 27). 
Wenn der $ 27 Satz 1 der VO. vom Verfahren vor den Landgerichten ſpricht, 
ſo unterſcheidet er nicht zwiſchen dem erſt⸗ und zweitinſtanzlichen landgericht⸗ 
lichen Verfahren, ebenſowenig wie Satz 2 eine ſolche Unterſcheidung erſehen 
läßt. Auch beſteht kein innerer Grund, weshalb die Ausdehnung des $ 505 
ZPO. mit feinem auf die Vereinfachung, Verkürzung und Verbilligung des 
Verfahrens gerichteten Zweck für das Verfahren in der Ber.⸗Inſtanz nicht 
ebenſo gelten ſollte wie für die 1. Inſtanz. 

Hiernach war der Rechtsſtreit wegen Unzuſtändigkeit des Landgerichts 
München I durch die Entſcheidung, die ſich inſoweit als Beſchluß darſtellt, 
an das zuſtändige Landgericht K., zu deſſen Bezirk G. gehört, zu verweiſen. 

Über die Koſten der 1. und 2. Inſtanz iſt nicht zu entſcheiden. Der Aus⸗ 
ſpruch hierüber bleibt dem ſpäteren Urteil vorbehalten ($ 505 Abſ. 3 ZPO., 
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827 Satz 2 VO. v. 9. Sept. 1915). Es muß dies insbeſondere auch für die 
durch die Berufung erwachſenen Koſten gelten; denn der Ber.⸗Führer hat 
obgeſiegt. Daher bilden die Koſten des Rechtsmittels einen Teil der Koſten 
des Rechtsſtreits, über die nach dem ſchließlichen Ausgang einheitlich gemäß 
8 91 ZRO. zu entſcheiden iſt (Stein ZPO. Anm. II zu § 97). Die entſtandenen 
Mehrkoſten find dann dem Kläger aufzuerlegen (8 505 Abſ. 3 Satz 2 ZPO.)“. 

Urteil des OLG. München (3. Sen.) v. 23. Mai 1917. B. w. K. L. 

157/17. F. 


206. Widerſpruchsklage gegen die nicht eingetragene Pfändung einer 
nur zur Sicherheit abgetretenen Buchhypothek.“ 
Vgl. 71 Nr. 24 m. N., Nr. 79. 
ZPO. $ 771. 830. 

Die Klägerin trat am 22. April 1915 eine für ſie eingetragene Hyp.⸗ 
Forderung von 4000 ,, wofür unbeſtritten die Erteilung eines Hypotheken⸗ 
briefs ausgeſchloſſen war, an Lina verw. P. in L. ab. Durch Beſchluß des 
Amtsgerichts v. 29. Mai 1915 wurde die Hypothek für die Beklagte wegen 
einer Forderung gegen die P. gepfändet und ihr zur Einziehung überwieſen. 
Die Pfändung wurde aber nicht in das Grundbuch eingetragen. Die Klä⸗ 
gerin widerſprach dieſer Zw.⸗Vollſtreckung mit dem Antrage, ſie für unzu⸗ 
läſſig zu erklären, da ſie die Hypothek der P. nur zur Sicherung der Anſprüche 
aus dem Pachtvertrage über ein der P. gehörendes Gaſthofsgrundſtück ab⸗ 
getreten habe und der P. keine ſolchen Anſprüche zuſtänden. — Das Ober⸗ 
landesgericht hat entgegen dem Landgericht antraggemäß verurteilt. Aus 
den Gründen: f 

„Zur Pfändung einer Forderung, für welche eine Hypothek beſteht, iſt 
außer dem Pfändungsbeſchluß die Eintragung der Pfändung in das Grund⸗ 
buch erforderlich, wenn die Erteilung des Hyp.⸗Briefes ausgeſchloſſen iſt, 
wie hier (8 830 Abſ. 1 ZPO.). Die von der Beklagten erwirkte Pfändung iſt 
nicht in das Grundbuch eingetragen worden. Obwohl daher kein wirkſaines 
Pfandrecht der Beklagten entſtanden iſt, muß doch die Erhebung der Wider⸗ 
ſpruchsklage nach § 771 ZPO. für zuläſſig erachtet werden. Denn die mit 
dem Erlaß des Pfändungsbeſchluſſes begonnene Zw.⸗Vollſtreckung iſt nicht des- 
halb, weil die Beklagte kein materiell wirkſames Pfandrecht erworben hat, 
Wohne weiteres hinfällig geworden. Die Unwirkſamkeit der Pfändung ſteht 
unter den Beteiligten nicht außer Zweifel, ſondern die Beklagte macht 
ihre Gültigkeit geltend und verteidigt ſich gegen die Klage offenſichtlich des⸗ 
halb, um die begonnene Zw.⸗Vollſtreckung fortzuſetzen. Da hierdurch das 
von der Klägerin behauptete Recht bedroht wird, muß dieſer dagegen der 
Weg der Widerſpruchsklage offenſtehen, ohne daß etwa erſt die Klägerin 
auf eine neue negative Feſtſtellungsklage zu verweiſen wäre (vgl. RGeEntſch. 
81, 190). 


206. Widerſpruch gegen eine Hup.- Pfändung. 345 


Zur Begründung ihrer Klage hat die Klägerin nachzuweiſen, daß ſie 
am Gegenſtande der Zw.⸗Vollſtreckung ein die Veräußerung hinderndes 
Recht habe. Ein ſolches würde ihr allerdings dann nicht zuſtehen, wenn ſie 
ſich lediglich darauf berufen könnte, daß erſt nach der Pfändung die bis dahin 
auf den Namen der P. eingetragene Hypothek wieder an ſie abgetreten worden 
ſei; vielmehr muß das Recht ſchon zur Zeit der Zw.⸗Vollſtreckung beſtanden 
haben, denn eine ſpätere Rechtsübertragung durch die Schuldnerin würde die 
aus der Pfändung der Beklagten erwachſenen Rechte wegen des mit der Pfän⸗ 
dung verbundenen Veräußerungsverbots nicht beeinträchtigen können. Die 
Klägerin hat denn auch von vornherein ihre Klage darauf geſtützt, daß ſie die 
Hyp.⸗Forderung an die Schuldnerin P. nur zur Sicherung der aus dem 
Pachtvertrage etwa der P. gegen ſie entſtehenden Anſprüche abgetreten habe. 
Die Beklagte hat dieſe Behauptung nicht beſtritten. Es liegt alſo lediglich 
eine Sicherungsübertragung vor. — — — 

Dafür, ob ein Recht die Veräußerung im Zw.⸗Vollſtr.⸗Verfahren hindere, 
iſt nicht lediglich die formale juriſtiſche, ſondern die wirtſchaftliche Vermögens⸗ 
Zugehörigkeit entſcheidend (vgl. Stein ZPO. 8 771 II). Nur das, was wirt⸗ 
ſchaftlich zum Vermögen des Schuldners gerechnet werden kann, iſt dazu 
beſtimmt, dem Zugriff der Gläubiger zu dienen; ſonſt würden dieſe unge⸗ 
rechtfertigt ihre Befriedigung auf Koſten Dritter erlangen können. Die Be⸗ 
klagte kann daher die Hypothek nicht ſchon deshalb, weil ſie zur Zeit der Zw.⸗ 
Vollſtreckung gerade auf den Namen ihrer Schuldnerin im Grundbuch ein- 
getragen war, ohne weiteres zu ihrer Befriedigung in Anſpruch nehmen. 
Die Rechtslage des Gläubigers kann durch die Pfändung nicht günſtiger werden 
als die des Schuldners. Darf dieſer über das gepfändete Recht nicht beliebig 
derfügen, ſo muß auch der Pfändungsgläubiger, der ſein Recht aus dem des 
Schuldners ableitet, derſelben Beſchränkung unterworfen ſein. Die Klägerin 
hatte die Hypothek aus ihrem Vermögen der P. übertragen, und zwar nicht 
dauernd und zur beliebigen Verfügung im eigenen Nutzen, ſondern nur auf 
ſo lange und zu einer ſolchen Verwendung, wie es dem Sicherungszweck ent⸗ 
ſprechen würde. Darüber hinaus aber durfte die P. die Hypothek nicht zu 
ihrem Vorteil verwenden. Soweit es der Sicherungszweck nicht erheiſchte, 
blieb die Hypothek wirtſchaftlich im Vermögen der Klägerin, während die 
P. inſoweit nur formal als die Berechtigte erſchien. Daraus folgt, daß die 
Hypothek jedenfalls in dem gegebenen Umfange wirtſchaftlich nicht zu dem⸗ 
jenigen Vermögen der P. gehörte, das zur Befriedigung ihrer Gläubiger zu 
dienen beſtimmt war. In dieſem Umfange iſt ein Recht der Klägerin am Gegen⸗ 
ſtande der Zw.⸗Vollſtreckung anzuerkennen, das die Veräußerung bei einer 
gegen die P. gerichteten Zw.⸗Vollſtreckung behufs Befriedigung dieſer Gläu⸗ 
biger hindert (vgl. RGZ. 79 S. 121; Ann. d. Sächſ. OLG. 25, 219). Hier⸗ 
gegen kann nicht etwa der Einwurf durchschlagen, daß auf die Hypothek weder 
die Gläubiger der P. noch etwaige Gläubiger der Klägerin zugreifen . 

Senfferts Archiv 72. 83. Folge Bb. 17 Heft 10. 
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weil einer gegen die Klägerin gerichteten Zw.⸗Vollſtreckung wiederum die 
P. auf Grund der Abtretung an ſie widerſprechen könnte. Denn ein Zugriff 
blieb dennoch, wenn auch nicht unmittelbar durch Pfändung der Hypothek 
ſelbſt, ſehr wohl durch Pfändung der aus dem Rechtsverhältnis zwiſchen 
beiden hervorgehenden Anſprüche in genügender Weiſe möglich. Wie ſich 
die Inanſpruchnahme der zur Sicherung übereigneten Hypothek durch die 
P. inſoweit, als ſie zur Befriedigung etwaiger Forderungen gegen die Klägerin 
erforderlich ſein würde, zu geſtalten hätte, und welche Rechte inſoweit die 
Beklagte auf Grund ihrer Pfändung, wenn dieſe voll wirkſam geworden 
wäre, ausüben könnte, darf unerörtert bleiben. Denn zur Geltendmachung ſolcher 
Rechte müßte die Beklagte nachweiſen, daß ſie zufolge der Pfändung ein 
materielles Pfandrecht, dem das Recht der Klägerin zu weichen hätte, erworben 
habe. Das iſt aber nicht der Fall, da die erforderliche Eintragung der Pfändung 
in das Grundbuch unterblieben iſt. Deshalb iſt nicht erſt zu unterſuchen, ob 
durch die Hyp.⸗Übertragung geſicherte Anſprüche der P. gegen die Klägerin 
erwachſen ſeien und ob der darüber zwiſchen der Klägerin und der P. nach 
der Pfändung geſchloſſene Vergleich auch der Beklagten gegenüber wirkſam 
geweſen ſein würde. Vielmehr iſt in vollem Umfange auf Grund des die 
Veräußerung hindernden Rechts der Klägerin die Zw.⸗Vollſtreckung für un⸗ 
zuläſſig zu erklären.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 6. März 1917. M. w. O. 7. O. 

125/16. | F—ch. 


207. Der Haftbeſchluß im Offenbarungseid⸗Verfahren kann nur mit 
Beſchwerde angefochten werden. 
Vgl. 65 Nr. 130; 67 Nr. 71; 71 Nr. 26. 
ZPO. 39 901. 793. 766. 

Gegenüber dem vom Landgericht in Bezug genommenen Aufſatz von 
Craſemann in HanſGZ. 1916 Beibl. 1 tritt der beſchließende Senat der von 
Garpp-Stein und dem überwiegenden Teil der Rechtſprechung verfochtenen, 
insbeſondere vom Kammergericht (OL GRſpr. 15, 294) und vom Ferien⸗Ziv.⸗ 
Senat des Hanf. OLG. (HanſGZZ. 1915 Beibl. 266 und SeuffA. 71 Nr. 26) 
begründeten Anſicht bei, daß gegen Haftbeſchlüſſe im Offenbarungseid⸗Verfahren 
ſtets die ſofortige Beſchwerde das zuläſſige Rechtsmittel iſt. Der Haftbeſchluß 
iſt keine Vollſtr.⸗Handlung, ſondern eine Entſcheidung des Vollſtr.⸗Gerichts, 
und zwar eine ſolche, „welche ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen 
kann“, weil nach § 900 Abſ. 2 ZPO. die Anweſenheit des Gläubigers im Ter- 
min nicht erforderlich iſt. Daher iſt nach $ 793 die ſofortige Beſchwerde ge⸗ 
geben. Die Erinnerung nach § 766 ſoll den Zweck verfolgen, den Schuldner 
zu Wort kommen zu laſſen, wenn er vorher keine Gelegenheit zum Gehör 
hatte; dieſe hat er aber vor Erlaſſung des Haftbeſchluſſes gehabt, weil er zur 
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Ableiſtung des Eides geladen worden iſt, gleichviel ob perſönlich oder zu Händen 
ſeines Prozeßbevollmächtigten. Die Parallele des Pfändungsbeſchluſſes geht 
fehl, weil hier der Schuldner über das Pfändungsgeſuch des Gläubigers nicht 
gehört werden darf ($ 834). Nur auf die Gelegenheit zum Gehör kommt es 
aber an, nicht darauf, ob der Schuldner dieſe auch wahrgenommen hat. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 22. März 1916. Schl. w. N. 
(Bs. Z. I. 26/16). Nö. 


208. Kann in einem Schiedsvertrage der einen Partei die Wahl des 
ordentlichen Gerichts freigelaſſen werden d 
(Vgl. 42 Nr. 293.) 
3 PO. $ 1025. 

In dem Beſtätigungsſchreiben der verklagten off. Handelsgeſellſchaft zu 
dem von ihr als Verkäuferin mit der Klägerin abgeſchloſſenen Kaufvertrage 
über eine Gerſtenlieferung hieß es: beiderſeitiger Erfüllungsort ſei Breslau, 
bei Streitigkeiten jeder Art unterwürfen ſich beide Parteien dem (näher be⸗ 
zeichneten) Schiedsgericht in Breslau; ſie, Verkäuferin, habe die Befugnis, 
anſtatt bei dem erwähnten Schiedsgericht beim Amts⸗ oder Landgericht Breslau 
zu klagen. Als die Käuferin beim Landgericht auf Schadenerſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung Klage erhob, ſchützte die Beklagte die Einrede des Schiedsgerichts 
vor. Die Einrede wurde in den Inſtanzen verworfen, vom Reichsgericht 
zugelaſſen. Aus den Gründen: 

„Die Klägerin hatte gegenüber der Einrede aus § 2749 ZPO. u. a. 
geltend gemacht, die auf das Schiedsgericht bezügliche Klauſel in dem Be⸗ 
ſtätigungsſchreiben ſei widerſpruchvoll, denn wenn ſich beide Teile dem 
Schiedsgericht unterwerfen wollten, könnte die Beklagte nicht daneben die 
Befugnis haben, bei den ordentlichen Gerichten zu klagen. Der Ber.⸗Richter 
iſt dieſer Auffaſſung beigetreten. Er führt aus, mit den Worten: „bei Strei⸗ 
tigkeiten jeder Art unterwerfen ſich beide Parteien dem Schiedsgericht“ 
hätten die Parteien, wie es dem Weſen des Schiedsvertrages entſpreche, 
die Entſcheidung über entſtehende Streitigkeiten bedingunglos dem Schieds⸗ 
gericht übertragen. Im Gegenſatze dazu ſolle nach der weiteren Beſtimmung, 
daß die Verkäuferin die Befugnis habe, anſtatt beim Schiedsgericht beim 
ordentlichen Gericht in Breslau zu klagen, die Beklagte nun doch nicht unbe⸗ 
dingt dem Schiedsgericht unterworfen fein, ſondern die Wahl haben, beim 
ordentlichen Gericht oder beim Schiedsgericht zu klagen. Eine ſolche „Be⸗ 
dingung“, die die Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts wieder beſchränke und 
aufhebe, ſei aber mit dem Weſen des Schiedsvertrages unvereinbar und mache 
ihn nichtig. — — — | 

Die erhobene Beschwerde muß für begründet erachtet werden. Zunächſt 
ift, nicht zuzugeben, daß die in Rede ſtehende Beſtimmung einen inneren 
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Widerſpruch enthielte. Wenn man die beiden Sätze, die ſich auf das Schieds⸗ 
gericht beziehen, im Zuſammenhange betrachtet, ſo haben ſich allerdings beide 
Teile grundſätzlich dem Schiedsgericht unterworfen. Eine Ausnahme iſt aber 
inſofern gemacht, als die Beklagte für die von ihr zu erhebenden Klagen die 
Wahl zwiſchen dem Schiedsgericht und dem Staatsgericht hat. Es handelt 
ſich hierbei jedoch nur um eine Einſchränkung des vorher Geſagten, und eine 
ſolche Einſchränkung führt nicht zu einem Widerſpruch. Von einer nur be⸗ 
dingungweiſen Unterwerfung der Beklagten unter das Schiedsgericht kann 
man auch nicht ſprechen; die Sache liegt vielmehr ſo, daß für Klagen der 
Verkäuferin ſowohl das Schiedsgericht als auch das Staatsgericht zuſtändig 
ſein ſollte. Klagte aber die Käuferin, ſo war das Schiedsgericht nicht nur für 
dieſe ſondern auch für die Verkäuferin zuſtändig. Wollte die Verkäuferin 
klagen und wandte ſie ſich an das Schiedsgericht, ſo lag darin nicht der Ein⸗ 
tritt einer Bedingung, ſondern die Ausübung eines Wahlrechts, und von der 
getroffenen Wahl konnte ſie dann nicht wieder abgehen (vgl. 8 35 ZPO.). 

Es fragt ſich deshalb nur, ob es geſetzlich zuläſſig iſt, daß Schiedsgericht 
und Staatsgericht nebeneinander für zuſtändig erklärt werden. Aus den 
Vorſchriften der Zivilprozeßordnung ſind Bedenken gegen die Zuläſſigkeit 
nicht zu entnehmen, insbeſondere nicht aus § 1025. Hier iſt nur gejagt, daß 
die Parteien, wenn ſie die Entſcheidung eines Rechtsſtreits einem Schieds⸗ 
gericht übertragen wollen, fähig ſein müſſen, über den Gegenſtand des Streits 
einen Vergleich zu ſchließen. Aus dieſer Vorſchrift kann nicht gefolgert werden, 
daß ein rechtswirkſamer Schiedsvertrag i. S. der Zivilprozeßordnung nur 
dann vorliege, wenn für einen Streit die ausſchließliche Zuſtändigkeit des 
Schiedsgerichts vereinbart iſt. Im übrigen muß davon ausgegangen werden, 
daß die Vorſchriften des Bürgerl. Geſetzbuchs und namentlich die allgemeinen 
Grundſätze über Verträge auch für Schiedsverträge gelten. Es beſteht demnach 
auch hier grundſätzlich Vertragsfreiheit, und es iſt deshalb nicht einzuſehen, 
warum es rechtlich nicht möglich ſein ſollte, daß die Vertragſchließenden ſich 
gegenſeitig das Wahlrecht zwiſchen Schiedsgericht und Staatsgericht ein⸗ 
räumen, oder daß ſie vereinbaren, für Klagen des einen ſolle ausſchließlich 
das Schiedsgericht, für Klagen des andern neben dem Schiedsgericht auch 
das Staatsgericht zuſtändig ſein. Wenn es rechtlich möglich iſt, daß bei Ver⸗ 
trägen der Gerichtsſtand des Erfüllungsorts (§S 29 ZPO.) für beide Teile 
verſchieden iſt (vgl. RGEntſch. 2, 122; 9, 351), daß alſo jede Partei ihre An⸗ 
ſprüche aus demſelben Vertrage bei einem andern Gericht anhängig macht, 
ſo kann man auch nicht ſagen, es ſei ein weſentlicher Grundſatz des Verfahrens, 
daß Anſprüche aus demſelben Rechtsverhältnis nicht gleichzeitig bei ver⸗ 
ſchiedenen Stellen anhängig gemacht werden könnten. Der Ber.⸗Richter 
nimmt beſonders daran Anſtoß, daß dieſelbe Rechtsfrage möglicherweiſe 
gleichzeitig beim Schiedsgericht und beim Staatsgericht zur Entſcheidung 
kommen könnte. Allein die Möglichkeit, daß über dieſelbe unter den gleichen 
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Parteien ftreitige Rechtsfrage verſchiedene Behörden nebeneinander zu ent- 
ſcheiden haben, beſteht auch ſonſt (vgl. 8 148 ZPO.). Es liegt deshalb kein 
Anlaß vor, Verträgen, in denen ſich die Beteiligten freiwillig derartigen 
Unzuträglichkeiten ausſetzen, die Rechtswirkſamkeit zu verſagen. Bedenken 
würden ſich nur ergeben, wenn der Schiedsvertrag ſo zu verſtehen wäre, daß 
ein und derſelbe Anſpruch gleichzeitig von der einen Partei beim Schieds⸗ 
gericht, von der andern beim Staatsgericht anhängig gemacht werden könnte, 
ſo daß z. B. die Käuferin beim Schiedsgericht auf Lieferung und die Ver⸗ 
käuferin beim Staatsgericht auf Feſtſtellung, daß ſie zur Lieferung nicht ver⸗ 
pflichtet ſei, Klage erheben dürfte. So hat der Ber.⸗Richter den Vertrag aber 
nicht ausgelegt, und nach Treu und Glauben ($ 157 BGB.) kann er auch 
nicht fo ausgelegt werden. Im übrigen iſt darauf hinzuweiſen, daß die Grund⸗ 
ſätze über Rechtshängigkeit und Rechtskraft auch im Verhältnis des ſchieds⸗ 
gerichtlichen zum ſtaatsgerichtlichen Verfahren gelten (vgl. 98 263. 322. 1040 
ZPO.; § 220 BGB.; Art. 152 EinfG. z. BGB.), und daß hiernach die Gefahr 
des Erlaſſes widerſprechender Entſcheidungen über denſelben Anſpruch kaum 
noch in Frage kommen kann. 

Da der Ber.⸗Richter ſonach ohne ſtichhaltigen Grund die Schiedsklauſel 
als rechtsunwirkſam angeſehen hat, unterliegt das angefochtene Urteil der 
Aufhebung. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 28. März 1916. L. & P. (Bkl.) 

w. Schleſ AktG. f. Bierbr. (OLG. Breslau). VII. 438/15. Auch in 

RGeEntſch. 88 Nr. 44 S. 179. 


209. Fuläſſigkeit einer Leiſtungsklage gegen Schuldner unter 
Geſchäftsaufſicht. 
Vgl. 71 Nr. 267. 
KO. sg” 12. 14; BRVO. v. 8. Auguſt 1914 5 5. (RGBBl. 863). 


Der Beklagte, der dem Kläger mehrere im November und Dezember 
1915 fällige Akzepte über zuſammen 5200 & verkauft hatte, verpflichtete 
ſich am 20. Sept. 1915 dem Kläger zu deſſen Sicherheit ſeine an zweiter Stelle 
auf einem Nürnberger Grundſtück laſtende Hypothek von 14000 M jederzeit 
unverzüglich ohne jede Einrede zu verpfänden. Am 27. Okt. 1915 wurde über 
den Beklagten die Geſchäftsaufſicht gemäß der BRVO. v. 8. Aug. 1914 an- 
geordnet. Da bei Fälligkeit die Wechſel nicht bezahlt wurden, auch die be⸗ 
gehrte Hyp.⸗Verpfändung nicht erfolgte, klagte der Kläger auf Verurteilung 
des Beklagten zur Verpfändung der Hypothek für die erwähnten Wechſel⸗ 
forderungen nebſt Zinſen ſowie zur Abgabe der erforderlichen Willens⸗ 
erklärungen. Der Beklagte, der die Echtheit des Verpflichtungsſcheins v. 
20. Sept. 1915 anerkannte, beantragte trotzdem die Abweiſung der Klage, 
da er infolge der Geſchäftsaufſicht bei der Weigerung der Aufſichtsperſon 
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zur Verpfändung nicht befugt ſei. Der Kläger, der die Richtigkeit dieſer 
Rechtsanſicht beſtritt, beantragte vorſorglich, dem Urteil noch hinzuzufügen, 
daß die Erklärung erſt mit der Beendigung der Geſchäftsaufſicht als abge⸗ 
geben gelte. — Mit dieſer Maßgabe verurteilte das Landgericht den Be⸗ 
klagten; die Berufung und ebenſo die Reviſion des Beklagten wurde zurück⸗ 
gewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Mit Recht, wie auch von der Reviſion nicht beſtritten wird, geht das 
Ber.⸗Gericht davon aus, daß der Kläger nicht zu den Gläubigern gehört, die 
gemäß 89 der BRV. v. 8. Aug. 1914 (RGBl. 363) von dem Geſchäfts⸗ 
aufſichtsverfahren nicht betroffen werden. Daher findet §5 VO. auf ihn 
Anwendung, wonach Zw.⸗Vollſtreckungen in das Vermögen des Schuldners 
während der Dauer der Geſchäftsaufſicht zugunſten der vom Verfahren be⸗ 
troffenen Gläubiger nicht ſtattfinden. Ebenſo zutreffend ſieht das Ber.- 
Gericht in dem Klagebegehren den Anſpruch auf Vornahme einer Verfügung 
über ein Recht an einem Grundſtück, die nach § 7 Abſ. 2 VO. der unter Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht ſtehende Schuldner ohne Zuſtimmung der Aufſichtsperſon 
nicht vornehmen ſoll, ohne ſich der Gefahr der Aufhebung des Verfahrens 
auszuſetzen (§ 10). 

Es iſt mit Rückſicht auf dieſe Beſtimmungen die Anſicht vertreten worden, 
es dürfe während der Dauer der Geſchäftsaufſicht gegen den Schuldner nicht 
geklagt werden, da er, wenn ihm mangels Zuſtimmung der Aufficht3perfon 
die Leiſtung verboten ſei, zur Leiſtung nicht verpflichtet ſei und daher dazu 
auch nicht verurteilt werden könne. Soweit bekannt geworden, hat ſich von 
Oberlandesgerichten bisher nur der 1. Ziv⸗Sen. des OLG. zu Dresden in Ur⸗ 
teilen v. 28. Okt. 1915 und 16. März 1916 (OL GRſpr. 31, 389; Leipz Z. 1916, 
762) in dieſem Sinne ausgeſprochen. Dagegen iſt die Klage für zuläſſig er⸗ 
klärt worden vom Kammergericht und von den Oberlandesgerichten München, 
Poſen, Stuttgart, Celle, Düſſeldorf, Frankfurt a. M., Breslau, Kolmar 
ſowie vom 4. und 9. Ziv.⸗Sen. des OLG. zu Dresden; 

DAB. 1914, 1303; Leipzg. 1915, 572; KGBl. 1915, 107; JW. 1916, 1215; PoſMſchr 
1915, 55, 147; Recht 1916, 201 4; Leipz. Z. 1916, 176; Dig. 1915, 216; Recht 
1915, 173392; O GG Rſpr. 31, 388; JW. 1915, 1452; ElſLoth Z. 1915, 275; OLG. 
Rſpr. 31, 389; DZ. 1916, 249; Leipzg. 1915, 1115. 

Soweit die Rechtswiſſenſchaft zu der Frage Stellung genommen hat, 
iſt dies, ſoviel ermittelt, ausſchließlich in letzterem Sinne geſchehen; 

Kipp in DIZ. 1914, 1032; Breit JW. 1915, 161; Wertheimer ebenda 175; Jaeger 
Bank⸗Arch. 14, 35; Klien JW. 1915, 769; Waſſermann⸗Erlanger Kriegsgeſetze 
204; Aehnelt IW. 1915, 494; Heilberg ebenda 1085 1304; v. Harder ebenda 1052; 
Goldſchmidt ebenda 1916, 1326; Bendix in Leipz 3. 1915, 193 Note 18; Halbbauer 
SächſA. 1915, 381; Gilbert ZBlFrG. 15, 548; Güthe⸗Schlegelberger Kriegsb. 1, 346; 
Levis Deutſche Richterztg. 1915, 407; Sieskind Prozeßr. 96 $ 5 Anm. 17; Levy 
Geſchäftsaufſicht 22; Mayer Privatr. d. Krieges 154; Heß Kriegsgeſ. 123. 

Dieſe Auffaſſung muß, entgegen der des 1. ZivSen. des OLG. Dresden 
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und des Landgerichts Leipzig (JW. 1915, 806), für zutreffend gehalten werden. 
Wie ſchon die Überſchrift der Verordnung und 81 beſagen, erſtrebt die Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht die Abwendung des Konk.⸗Verfahrens. Sie dient alſo, ab- 
geſehen von allgemeinen wirtſchaftlichen Zwecken, in erſter Reihe dem Schuldner, 
und zwar wird ſie angeordnet zugunſten deſſen, der infolge des Krieges zah⸗ 
lungsunfähig gewerden iſt, bei dem aber zugleich die Behebung der Zahlungs⸗ 
unfähigkeit nach Beendigung des Krieges in Ausſicht genommen werden 
kann (88 1 und 3). Zur Erreichung dieſes Zweckes beſtimmt 8 5, daß während 
der Dauer der Geſchäftsaufſicht das Konk.⸗Verfahren über das Vermögen des 
Schuldners nicht eröffnet werden darf, und daß zugunſten andrer als gewiſſer 
bevorrechtigter, in 89 näher bezeichneter Gläubiger Arreſte und Zw.⸗Voll⸗ 
ſtreckungen in das Vermögen des Schuldners nicht ſtattfinden. Wenn auch 
die Aufſichtsperſon die Geſchäftsführung ganz oder teilweiſe an Stelle des 
Schuldners einer andern Perſon übertragen darf, ſo ſteht ſie doch an ſich, 
wie ſich aus §8 6 und 7 ergibt, dem Schuldner zu, dem aber im Intereſſe des 
zu erreichenden Zweckes gewiſſe Beſchränkungen auferlegt werden. Er muß 
lich Einſichtnahme der Aufſichtsperſon in ſeine Geſchäftspapiere gefallen laſſen 
und ihr Auskünfte geben, er ſoll ferner ohne deren Zuſtimmung weder ge⸗ 
wiſſe Verfügungen vornehmen noch Anſprüche befriedigen oder ſicherſtellen 
noch auch andre als ſolche Verbindlichkeiten eingehen, die zur Fortführung 
des Geſchäfts oder zu einer beſcheidenen Lebensführung erforderlich find (8 7). 
Die darnach verbleibenden Mittel, alſo nicht etwa das Stammvermögen, 
ſind zur Befriedigung der Gläubiger zu verwenden nach Anordnung der 
Auſſichtsperſon, wodurch auf eine allmähliche Abwicklung der Schulden hin⸗ 
gewirkt werden ſoll. Handelt der Schuldner ſeinen Verpflichtungen zuwider, 
fo droht ihm (8 10) die Aufhebung des Verfahrens, die in der Regel die Er⸗ 
öffnung des Konkurſes nach ſich ziehen wird. ö 

Hieraus ergibt ſich, daß der auf ſeinen Antrag (nur er kann den Antrag 
ſtellen) unter Geſchäftsaufſicht geſtellte Schuldner nicht etwa dem Gemein⸗ 
ſchuldner im Konkurſe gleichſteht. Das Verwaltungs- und Verfügungsrecht 
iſt ihm grundſätzlich nicht entzogen. Klar tritt der Gegenſatz zwiſchen Muß⸗ 
und Sollvorſchriften hervor. Wenn unter letztere gewiſſe Handlungsbeſchrän⸗ 
kungen des Schuldners fallen, ſo erhellt doch aus dem Soll der Vorſchrift, 
daß die dieſen Beſchränkungen zuwider vorgenommenen Rechtshandlungen 
des Schuldners nicht unwirkſam ſind, ſondern ihn nur der Gefahr der Auf⸗ 
hebung der Geſchäftsaufſicht ausſetzen, die ausgeſchloſſen erſcheint, wenn den 
Schuldner kein Vorwurf trifft. Für eine Unterbrechung oder Ausſetzung eines 
anhängigen Rechtsſtreits liegt kein Grund vor, da der Schuldner ja die Prozeß⸗ 
fähigkeit nicht verliert. Wie er daher klagen kann, muß er auch verklagt werden 
können. Gegen die Zuläſſigkeit von Feſtſtellungsklagen gegen ihn werden 
von keiner Seite Bedenken erhoben. Aber auch die Bedenken, die insbe⸗ 
ſondere der 1. Ziv.⸗Sen. des OLG. Dresden gegen Klagen auf Leiſtung (Zah⸗ 
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lung) geltend macht, können nicht für begründet erachtet werden. Der 87 
enthält, wie vielfach in Rechtſprechung und Rechtslehre zutreffend hervor⸗ 
gehoben worden iſt, nur eine Beſtimmung für das innere Verhältnis zwiſchen 
Schuldner und Aufſichtsperſon, ohne deren Zuſtimmung er eine Reihe von 
Rechtshandlungen nicht vornehmen ſoll. Der Dresdner Senat irrt daher, 
wenn er allgemein von einem Verbot ſpricht und daran die Folgerung knüpft, 
daß eine vom Geſetze gemißbilligte und ſogar bei Vermeidung von Rechts- 
nachteilen verbotene Handlung vom Richter nicht geboten werden dürfe. 
Von einer Pflicht des Schuldners, eine Leiſtung zu verweigern, enthält die 
Verordnung nichts, ſie verpflichtet ihn nur, die Zuſtimmung der Aufſichtsperſon 
einzuholen, und ſetzt ihn der Gefahr aus, der zu ſeinem Schutze angeordneten 
Geſchäftsaufſicht verluſtig zu gehen, wenn er ſich eigenmächtig über dieſe 
Beſtimmung hinwegſetzt. Dadurch wird die Befugnis des Gläubigers nicht 
berührt, im Klagewege eine gerichtliche Entſcheidung herbeizuführen, die den 
Beklagten zur Leiſtung verurteilt. Aber auch die hiergegen angeführten wirt⸗ 
ſchaftlichen Gründe verſagen. Denn wenn auch der Zweck der Geſchäftsauf⸗ 
ſicht iſt, die Abwendung des Konkurſes mit ſeinen exiſtenzvernichtenden Folgen 
wirtſchaftlicher und ſonſtiger Art bis zur Wiederherſtellung des Friedenszu⸗ 
ſtandes zu ermöglichen, ſo kann doch dem Dresdener Senat nicht zugegeben 
werden, daß dieſer Zweck ohne Entziehung der Leiſtungsklage nicht erreicht 
werden könne. Denn über die Dauer der Geſchäftsaufſicht hinaus will die 
Bundesratsverordnung nicht vorſorgen; gegen nachherige Maßnahmen der 
Gläubiger will ſie den Schuldner nicht ſchützen. Mit der Beendigung der 
Aufſicht, ſei es, daß ſie nach Eintritt des Friedens oder gemäß § 10 VO. früher 
erfolgt, muß daher den Gläubigern ein unbeſchränktes Einſchreiten, bis etwa 
der Konkurs eröffnet wird, unbenommen ſein. Es liegt auf der Hand, daß 
es von größtem Wert für einen Gläubiger ſein kann, dann bereits einen voll⸗ 
ſtreckbaren Schuldtitel zu haben. Während der durch die Geſchäftsaufſicht 
dem Schuldner gewährten Schonzeit iſt dieſer aber dadurch geſchützt, daß ſo 
lange Arreſte und Zw.⸗Vollſtreckungen für andre als bevorzugte nn 
unzuläſſig find. — — —" 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 9. Dez. 1916. St. (Btl.) w. K. 

(OLG. Nürnberg). V. 287/16. Auch in RGeEntſch. 89 Nr. 521 S. 225. 


I. Bürgerliches Recht. 


210. EN des Verzuges wegen des Rechts zur Surüdbehaltung, 
BOB. $8 273. 285. 

Die Klägerin hatte dem Beklagten in teilweiſer Erfüllung von Käufen, 
die ſie in den Jahren 1912 und 1913 miteinander abgeſchloſſen hatten, in den 
Monaten Februar bis Juli 1914 geköppte Halbleinen käuflich geliefert und 
darauf noch 5656,2 % Kaufpreis zu erhalten, ſofern nicht die Schuld durch 
die vom Beklagten erklärte Aufrechnung mit einer Gegenforderung beglichen 
war. Der Beklagte forderte nämlich Schadenerſatz wegen Nichterfüllung eines 
ſpäteren Kaufes. Laut Beſtätigungsſchreiben v. 10. Juni 1914 hatte die Klä⸗ 
gerin weitere 850 Stück geköppte Halbleinen, lieferbar auf Abruf bis Ende 
Dezember 1914, an den Beklagten verkauft; ſie hatte ihm im Juni und Juli 1914 
auch 35 Stück geliefert, ſeine Abrufungen für Ende Januar, Ende Februar 
und März 1915 aber mit Brief v. 24. Nov. 1914 abgelehnt. — Das Land⸗ 
gericht verurteilte und die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: 

„Die der Klägerin durch das angefochtene Urteil zugeſprochene Forderung 
ſamt Zinſen iſt aus Kauf ſchlüſſig begründet (BGB. 8433 Abſ. 2; HGB. 
88 352 ff.) und durch die Zugeſtändniſſe des Beklagten in rechtliche Gewiß— 
heit geſetzt. Streit beſteht lediglich darüber, ob die vom Beklagten zur Auf 
rechnung geſtellte Gegenforderung gerechtfertigt ſei. Er verlangt von der 
Klägerin Schadenerſatz wegen Nichterfüllung des Kaufvertrags v. 10. Juni 1914 
und meint, daß es im Hinblick auf die Erfüllungsweigerung der Klägerin 
der im § 326 BGB. vorgeſehenen Friſtſetzung nicht bedurft habe. Wie das 
Reichsgericht wiederholt ausgeſprochen hat, iſt im Intereſſe der Klarheit und 
der Sicherheit des Rechtsverkehrs an dem Erforderniſſe der Friſtbeſtimmung 
feſtzuhalten, es ſei denn, daß die Umſtände als ausgeſchloſſen erſcheinen laſſen, 
daß der im Verzug befindliche Vertragsteil ſich dann zur Erfüllung entſchließen 
werde, wenn er durch die Setzung einer Nachfriſt vor die Frage geſtellt werden 
ſollte, ob er die Folgen des $ 326 Abſ. 1 BGB. auf ſich nehmen oder ſie durch 
nachträgliche Erfüllung von ſich abwenden wolle. Die einfache Ablehnung der 
Erfüllung, insbeſondere wegen Streits über den ä reicht zur 

Seufferts Archiv Bd. 78. 8. Folge Bd. 17 Heft 11/12. 
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Unnahme einer endgültigen Erfüllungsweigerung nicht aus (vgl. JW. 1913, 
918°; RGeEntſch. Bd. 67, 319; 66, 421). Ob hiernach im vorliegenden Fall 
die Umſtände ſo liegen, daß von einer Friſtſetzung abgeſehen werden konnte, 
erſcheint höchſt zweifelhaft, braucht aber nicht weiter erörtert zu werden, 
weil auch dann, wenn dies mit dem Beklagten anzunehmen wäre, nicht zu 
einer ihm günſtigen Entſcheidung gelangt werden könnte. 

Der Schadenerſatzanſpruch aus § 326 BGB. hat nach der Faſſung dieſer 
Vorſchrift zur Vorausſetzung, daß der andre Teil mit der ihm obliegenden 
Leiſtung im Verzuge war, und an dieſer Vorausſetzung gebricht es, weil die 
Klägerin die Lieferung der 815 Stück geköppte Halbleinen aus dem Vertrage 
d. 10. Juni 1914 fo lange derweigern durfte, bis der Beklagte den Kaufpreis 
für die im Februar bis Juli 1914 gelieferten Waren bezahlte (§ 273 BGB.). 
Mit Unrecht dermißt der Beklagte, daß ſeine Verpflichtung und die der Klä⸗ 
gerin auf demſelben rechtlichen Verhältniſſe i. S. des erwähnten Paragraphen 
beruhen. Der Beklagte hatte in den Jahren 1912 und 1913 je einen größeren 
Poſten geköppte Halbleinen bei der Klägerin beſtellt, die Waren aber am 10. Juni 
1914 noch nicht völlig abgenommen. An dieſem Tage ſchloſſen nun die Par⸗ 
teien über die Lieferung don ſolchen Halbleinen einen anderweitigen Ver⸗ 
nag, in den die noch offenſtehenden Reſte mit der Maßgabe hineingenommen 
wurden, daß zum Teil eine andre Qualität und eine andre Stückzahl geliefert 
werden ſollte und ſich deshalb auch der Preis änderte. Es beſteht ſomit ein 
tatſächlicher Zuſammenhang zwiſchen dieſer Beſtellung des Beklagten und 
den früheren Beſtellungen, und aus dieſem Zuſammenhang iſt zu folgern, 
daß die Verpflichtung zur Leiſtung auf ſeiten des einen Vertragsteils abhängig 
iſt don der Erfüllung der Verbindlichkeiten des anderen Teils auch aus den 
beiden früheren Abſchlüſſen (vgl. RGEntſch. Bd. 68, 34). Die Klägerin konnte 
ſomit wegen der Nichtzahlung des Kaufpreiſes für Waren der früheren Ab⸗ 
ſchlüſſe die Lieferung der Waren aus dem Schluſſe v. 10. Juni 1914 zurück⸗ 
halten. Daß jener Kaufpreis zum größten Teil ſchon im Juni 1914 fällig 
war, gibt der Beklagte zu. Dieſes Zurückbehaltungsrechts begab ſich die Klä⸗ 
gerin weder dadurch, daß ſie es ſich nicht bei Abſchluß des Vertrags v. 10. Juni 
1914 ausdrücklich dorbehielt, noch dadurch, daß ſie die Einteilung der Ab⸗ 
rufungen des Beklagten d. 10. Juni 1914 entgegennahm, noch dadurch, daß 
ſie ein ſolches, wie der Beklagte behauptet, während der früheren Geſchäfts⸗ 
derbindung trotz erheblicher Kaufpreisrückſtände niemals geltend gemacht 
haben mag. Hängt es doch lediglich von dem Willen des Berechtigten ab, 
ob er ein ſolches Recht geltend machen will, und werden die jeweiligen be⸗ 
ſonderen Umſtände auf ſeine Entſchließung von Einfluß ſein. 

Das Zurückbehaltungsrecht, das ſonach der Klägerin ſchon ſeit Juni 1914 
wegen einer erheblichen Kaufpreisforderung zuſtand, verhinderte ohne weiteres, 
daß ſie mit der Lieferung der Waren aus dem Vertrage v. 10. Juni 1914 
in Verzug geriet, und zwar auch dann, wenn es die Klägerin vor dem Pro- 
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zeſſe noch nicht geltend gemacht hätte (vg. RG. in SächſA. 1911, 214). Wollte 
man aber annehmen, daß der Schuldner, dem ein Zurückbehaltungsrecht zu⸗ 
ſteht, dies dem Gegner gegenüber alsbald geltend machen müſſe, um den 
Eintritt und die Folgen des Verzugs zu vermeiden (RGeEntſch. 77, 436. 438), 
ſo würde doch nicht zu einer dem Beklagten günſtigen Entſcheidung zu kommen 
ſein, denn die Klägerin hat dem Beklagten ſchon in ihrem Briefe v. 14. Nov. 1914, 
alſo ſchon vor Fälligkeit des Leiſtungsanſpruchs des Beklagten, in ausreichender 
Weiſe zu erkennen gegeben, daß ſie vor der Bezahlung ihres längſt fälligen 
Guthabens jede weitere Warenlieferung ablehne. — — — Aus der Lieferung 
derweigerung, die auch für den Fall der Zahlung des geforderten Betrags 
don der Klägerin für den Hauptteil ihrer Verplichtung erklärt wurde, konnte 
der Beklagte fo lange keine Rechte herleiten, als er nicht feine eigene voraus- 
gegangene im Verzuge mit der Zahlung liegende Vertragsverletzung geheilt 
hatte (RGeEntſch. 67, 317). 

Nach alledem iſt der Anſpruch des Beklagten auf Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung des Schluſſes v. 10. Juni 1914 unbegründet. — — — 

Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 13. Okt. 1916. M. u. Fr. w. H. 
3 O. 105/16. F—ch. 


211. Rechte des Verkäufers bei Nichterfüllung einer vereinbarten Doraus- 
leiftung des Käufers. 
BGB. $ 321. 

Die Beklagte hatte dem Kläger laut Schreiben v. 28. Juni 1914 den 
Alleinverkauf ihrer Farbe Reſiſtine für einige beſonders bezeichnete Schweizer 
Kantone übertragen und ihm zugleich 100 Fäſſer Reſiſtine zu ungefähr 50 Kilo 
zum Preiſe von 83 Fr. für das Kilo verkauft. Sie war zu ſofortiger Lieferung 
derpflichtet. Der Kläger hatte ſich verpflichtet, zwei Wechſel über 2150 Fr., 
fällig am 15. Juli und 15. Aug. 1914, zu geben. Die beiden Wechſel ſind auch 
gegeben, der erſtere am Fälligkeitstermine eingelöſt worden. Die Beklagte 
hat die Lieferung der Ware bis zur Bezahlung des zweiten Wechſels verweigert. 
Der Kläger klagt auf Feſtſtellung, daß der Vertrag nicht mehr beſtehe. 

Es iſt unſtreitig, daß der Kläger die Frage der Beklagten, ob er im Han⸗ 
delsregiſter eingetragen ſei, bejaht hat und daß dieſe Angabe der Wahrheit 
nicht entſprach. Der Standpunkt der Beklagten, daß unter dieſen Umſtänden 
die ihr gegebenen Wechſel nicht als Wechſel im geſetzlichen Sinn und im Sinn 
des Vertragsſchreibens aufgefaßt werden könnten, iſt in den Vorſchriften des 
ſchweizeriſchen Rechts nicht begründet (wie näher ausgeführt wird). 

Es iſt richtig, daß Wechſel nach ſchweizeriſchem Recht dann eine größere 
Kraft beſitzen, wenn ſie von Perſonen ausgeſtellt ſind, die im Handelsregiſter 
eingetragen ſind. Hieraus ergibt ſich aber nicht, daß Wechſel, die von andern 
Perſonen ausgeſtellt ſind, nicht als Wechſel aufgefaßt werden könnten. Hier⸗ 
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nach kann die Beklagte nicht geltend machen, daß der Kläger die nach dem 
Vertrage v. 28. Juni 1914 ihm obliegende Vorleiſtung, nämlich die Hingabe 
von Wechſeln, nicht erfüllt habe; der Kläger hat die Wechſel hingegeben, nur 
daß dieſe infolge des Mangels ſeiner Eintragung im Handelsregiſter eine ge⸗ 
ringere Kraft beſitzen als andre Wechſel. Die Sache liegt alſo günſtigſtenfalls 
für die Beklagte jo, daß fie infolge des Mangels einer vorausgeſetzten Eigen⸗ 
ſchaft des Klägers vom Vertrage zurücktreten könnte. Sie will aber einen 
derartigen Rücktritt nicht erklären, vielmehr ausdrücklich an dem Vertrage 
feſthalten und aus dieſem Grunde dem Kläger die Rückzahlung der gezahlten 
Wechſelſumme verweigern, 

.. Zu einer ſolchen Verweigerung iſt die Beklagte nicht berechtigt. Es fen 
ihr zugegeben werden, daß ſie unter den vorliegenden Umſtänden nicht ver⸗ 
pflichtet war, nunmehr dem Kläger die beſtellte Ware vor völliger Zahlung 
des Kaufpreiſes zu überſenden. Es wäre ihr alſo dasſelbe Recht zuzubilligen, 
welches im § 321 BGB. für den Fall einer weſentlichen Verſchlechterung 
in den Vermögensumſtänden des Vertragsgegners anerkannt iſt. Dieſes 
Recht gibt der Beklagten aber lediglich die Befugnis, die Leiſtung bis zur Be⸗ 
wirkung der Gegenleiſtung zu verweigern. Sie erlangt nicht das Recht, von 
dem Kläger eine Anderung des Vertragsinhalts dahin zu fordern, daß er ver— 
pflichtet ſei, die Ware gegen Zahlung des vollen Vertragspreiſes anzunehmen. 
Der Kläger hat ſich zu einer ſolchen Leiſtung nicht verpflichtet. Er hatte das 
Recht auf Aushändigung der Ware vor Zahlung des Kaufpreiſes, und die Be— 
klagte iſt wider den Willen des Klägers nicht berechtigt, ihm einen andern 
Vertragsinhalt aufzudrängen als denjenigen, den er freiwillig übernommen 
hatte (vgl. RGEntſch. 53,62). 

Mit der Geltendmachung des Verweigerungsrechts der Beklagten tritt 
ein Schwebezuſtand ein, deſſen Löſung unter den obwaltenden Umſtänden 
nach dem Verkehrsbedürfnis nur dahin denkbar iſt, daß auch dem Kläger der 
Rücktritt dom Vertrage freiſteht, falls die Beklagte ihn nicht in der vereinbarten 
Art erfüllen will. Die Beklagte hat ſich deſſen geweigert. Verharrt ſie bei 
dieſer Weigerung, ſo kann ſie ihrerſeits den Kläger gegen ſeinen Willen beim 
Vertrage nicht feſthalten, denn dies würde bedeuten, daß dem Kläger ein 
andrer Vertrag aufgedrängt wird als der von ihm vereinbarte. Hierzu ſteht 
der Beklagten kein Recht zu. 

Einer Prüfung der Frage, ob für das Rechtsverhältnis nach dieſer Rich- 
tung das deutſche oder das ſchweizeriſche Recht gilt, bedarf es nicht, da die 
maßgebenden Grundſätze nach beiden Rechten die gleichen ſind. — — — 

Darnach iſt die Beklagte zur Rückzahlung der empfangenen 2150 Fr. 
verpflichtet und das Verlangen des Klägers auf Feſtſtellung des Nichtmehr⸗ 
beſtehens des Vertrages iſt gerechtfertigt. — — — 

Urteil des KG. zu Berlin (22. Sen.) v. 2. April 1917. Bau⸗Bed.⸗Geſ. 

w. V.— 22 U. 4148/16. O. H. 
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212. Bedeutung einer während des Krieges vereinbarten Kriegsklauſel. 
Vgl. 71 Nr. 223 m. N. 
BGB. 58 346. 157. 5 | 

Für die Anwendbarkeit der vereinbarten Kriegsklauſel, Peer: „außer⸗ 
gewöhnliche Ereigniſſe, welche die Beſchaffung von Rohmaterial hindern, 
wie Krieg u. dgl.“, den Verkäufer zum Rücktritt vom Vertrage berechtigen, 
auf den vorliegenden Fall iſt davon auszugehen, daß der Kaufvertrag zwiſchen 
den Parteien im Januar 1915, alſo erhebliche Zeit nach Ausbruch des Krieges, 
abgeſchloſſen iſt. Bei dieſer Sachlage konnte der Krieg als ſolcher und ohne 
weiteres das Rücktrittsrecht der Beklagten nicht begründen. Der Krieg war. 
vom Standpunkt des Vertragſchluſſes aus kein „außergewöhnliches Ereignis“ 
mehr; vielmehr könnten als ſolche nur ſpäter etwa eintretende beſondere 
Kriegsereigniſſe angeſehen werden, mit denen beim Vertragſchluß nicht ge⸗ 
rechnet werden konnte, und die in weiterem Umfang, als dies ſchon durch den 
Krieg bei ſeiner längeren Dauer geſchah, die Beſchaffung des Rohmaterials 
hinderten. Andernfalls würde es auch im Belieben des Verkäufers geſtanden 
haben, ob er erfüllen oder wegen des Krieges ſeinen Rücktritt erklären wollte, 
was nicht dem Willen der Parteien entſprochen haben kann. Daß nun nach 
Abſchluß des Vertrags ſolche außergewöhnliche Ereigniſſe, welche die Be— 
ſchaffung des Rohmaterials hinderten, eingetreten ſeien, hat die Beklagte 
auch in dieſer Inſtanz nicht behauptet. — — — 

Sie hat zwar behauptet und unter Beweis geſtellt, daß die Fabrik, deren 
Erdnußkuchen verkauft ſind, zu der Zeit, als Klägerin ihre Verfügung über 
die Ware erteilte, nicht mehr habe liefern können. Allein es bedurfte ſchon 
um deswillen keines Eingehens auf dieſe Behauptung, weil das Unvermögen 
der Fabrik, die Ware zu liefern, die Beklagte allein keinenfalls berechtigt, 
auf Grund der Kriegsklauſel ſich vom Vertrage loszuſagen, ſondern nur dann 
einen Grund zum Rücktritt vom Vertrage abgeben konnte, wenn es ſeine Ur⸗ 
ſache hatte in außergewöhnlichen Ereigniſſen in dem oben dargelegten Sinn, 
was die Beklagte nicht behauptet hat. — — —“ 


Urteil des OLG. zu, Hamburg (4. Sen.) v. 5. Juli 1916. R. (Kl.) w. W. 
Bf. IV. 29/16. B. 


213. 1 Ab daß die Ware innerhalb beſtimmter Stift zu verladen iſt. 
Vgl. 72 Nr. 70 m. N. 

BGB. 85 326. 361. 480; HGB. 5 376. | 

Die Parteien hatten Anfang Dezember 1914 einen Vertrag über die 
Lieferung von Kakaopulver geſchloſſen mit der Abmachung: „Die Ware iſt 
innerhalb der nächſten Woche ab Amſterdam zu verladen“. Unſtreitig hätte 
die Ware, wäre dieſer Klauſel genügt, ſpäteſtens am 17. Dezember in Ham⸗ 
burg ſein müſſen; ſie iſt infolge Verſchuldens der Beklagten erſt Anfang 
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Januar eingetroffen. Die Klägerin verweigerte die Annahme und verlangte 
Erſatz ihres Schadens. — Das Landgericht verurteilte die Beklagte zur Zah⸗ 
lung von 1500. nebſt 5% Zinſen ſeit dem 17. Dezember. Die Berufung 
wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„— — — Zu prüfen iſt, welche Bedeutung der Vertragsbeſtimmung 
innewohnt, daß die Ware innerhalb der nächſten Woche ab Amſterdam zu 
verladen iſt, insbeſondere, ob die Klägerin bei Nichterfüllung der Bedingung 
das Recht hatte, ohne Friſtſetzung die Annahme zu verweigern und Schaden⸗ 
erſatz zu verlangen. Das iſt zu bejahen. Ein Fixgeſchäft freilich i. S. der 
§ 361 BGB., § 376 HGB. liegt mangels genauer Zeitbeſtimmung der Lie⸗ 
ferung nicht vor. Ebenſo fehlt es an genügendem Anhalt dafür, daß die Ab⸗ 
ladung innerhalb der vereinbarten Friſt als eine zugeſicherte Eigenſchaft 
i. S. des 8 480 BGB. gelten ſollte. Der erkennende Senat iſt aber der Mei⸗ 
nung, daß, ebenſo wie wenn es ſich um die Vereinbarung einer beſtimmten 
Abladezeit überſeeiſcher Waren handelte, ſo auch hier nach dem Willen der 
Parteien dem Käufer das Recht eingeräumt werden ſollte und eingeräumt 
iſt, ohne weiteres Schadenerſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen, wenn 
die Ware nicht zu der Zeit eintraf, wo ſie unter regelmäßigen Verhältniſſen 
in Hamburg erwartet werden konnte, d. h. im vorliegenden Fall alſo ſpäteſtens 
am 17. Dez. 1914. Dieſer Vertragswille der Parteien iſt zwar beim Ab⸗ 
ſchluß nicht ausdrücklich hervorgehoben worden. Er muß aber der Eigenart 
dieſes Geſchäfts und den beſonderen Umſtänden entnommen werden, unter 
denen es zum Abſchluß gelangt iſt. Der Vertrag iſt in den erſten Kriegs- 
monaten geſchloſſen, zu einer Zeit, als der Abwicklung des Handelsverkehrs 
mit dem Auslande ernſte Schwierigkeiten erwachſen waren. Ausfuhrverbote 
drohten. Mit der Sperrung der Grenze mußte gerechnet werden. Der Preis 
der gehandelten Ware unterlag ſtarken Schwankungen. Die durch alle dieſe 
Umſtände hervorgerufene Unſicherheit, deren möglichſte Verkürzung im Inter⸗ 
eſſe beider Vertragſchließenden lag, mußte es ihnen klar machen, daß die Lie⸗ 
ferung innerhalb der vorgeſehenen Friſt die unentbehrliche Vorausſetzung 
für die Vertragserfüllung war, und daß dem Käufer nicht zugemutet werden 
konnte, dem ſäumigen Verkäufer weitere Gelegenheit zur Leiſtung zu geben. 
Dieſe Auffaſſung von der Bedeutung der vereinbarten Abladeklauſel ent⸗ 
ſpricht kaufmänniſcher Anſchauung. Sie beruht im weſentlichen auf denſelben 
Erwägungen, die dazu geführt haben, der Zeitangabe bei Überſeeablade⸗ 
geſchäften eine beſondere Bedeutung beizumeſſen. Daß die Vertragsparteien 
das Recht hatten, auf dieſe Weiſe die Regelvorſchrift des 8 326 BGB. auszu⸗ 
ſchalten, unterliegt bei der Abänderungsfähigkeit dieſer Geſetzesbeſtimmung 
keinem Zweifel. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) d. 29. Nov. 1916. W. R. w. 

v. P. & Co. Bf. V. 217/16. Nö. 
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214. Wandelung hinfichtlich eines Teiles einer größeren Menge. 
Vgl. 35 Nr. 116 m. N.; 53 Nr. 80; 59 Nr. 189. 222; 68 Nr. 21; 63 Er. 248. 5 
GB. 3 469. 

Die Klägerin verlangte don der Beklagten die Fortſchaffung lagernden 
Mergels, den ihr die Beklagte in drei Schiffsladungen geliefert und die Klä⸗ 
gerin der Beklagten wegen Mangelhaftigkeit teilweiſe zur Verfügung geſtellt 
hatte, ferner Erſatz der aufgewandten Lagerkoſten. — Das Landgericht hielt 
die Wandelung nur inſoweit für zuläſſig, als eine ganze Schiffsladung 
unangetaſtet zur Verfügung geſtellt war. Auf die Berufung der Klägerin 
wurde auch hinſichtlich des abgewieſenen Anſpruchs der Klage ſtattgegeben 
aus folgenden Gründen: : 

„Es handelt ſich noch um den Anſpruch auf Wegſ chaffung und auf Koſten⸗ 
erſatz der Lagerung, inſoweit die Klägerin den Mergel nicht für gut befunden, 
ausgeſondert und zur Verfügung der Beklagten geſtellt hat. 

Die Mangelhaftigkeit des Mergels und die Rechtzeitigkeit der Rüge ſind 
nicht mehr ſtreitig. Es fragt ſich daher nur noch, ob die nach § 462 BGB. 
gegebene Wandelungsbefugnis dadurch beſeitigt wurde, daß die Klägerin einen 
Teil des Mergels, nämlich denjenigen, den ſie mangelfrei befand, ausſonderte 
und verwandte. Das Landgericht nimmt eine derartige Verwirkung des 
Wandelungsrechts an. Der Senat vermag dem 1. Richter hier nicht zu folgen. 
Der § 469 BGB., der die hier einſchlägigen Fragen behandelt, ſpricht aller⸗ 
dings von, ſei es einzeln oder zuſammen verkauften Sachen und verſteht 
dabei wohl unter Sachen, auch ſoweit fie „als zuſammengehörend“ derkauft 
ſind, zunächſt nur ſolche Gegenſtände, die ſich der äußeren Betrachtung als 
Sondererſcheinungen darbieten, alſo zwar einzelne Stücke einer maſchinellen 
Einrichtung, auch noch in Ballen, Säcke, Kiſten verpackte Teile einer gleich⸗ 
artigen Maſſe, nicht aber die ununterſcheidbar zuſammengeworfenen Teile eines 
Haufens von Körnern, Kohlen u. dgl. Es iſt aber nicht abzuſehen, weshalb, 
wenn auch weniger der Wortlaut, ſo doch der Grundgedanke und erkennbare 
Sinn der genannten Geſetzesvorſchrift nicht auch dieſe letztbezeichnete Art 
von Sachgeſamtheiten ergreifen ſollte. Die Grenze beginnt freilich jedenfalls 
da, wo es ſich nicht mehr um gleichartige Teile einer Maſſe, dielmehr um deren, 
eine beſtimmunggemäße Miſchung bildende, derſchiedenartige Beſtandteile 
handelt. In Fällen dieſer Art wäre es beſtimmungwidrig und unwirtſchaftlich, 
wollte man die Zerſpaltung der Geſamtſache in ihre unſelbſtändigen, teils 
mangelfreien, teils mangelhaften Beſtandteile ohne Verwirkung des Wande⸗ 
lungsrechts zulaſſen. Aber gerade der wirtſchaftliche Gedanke, wie er ſich im 
9 469 erkennbar verkörpert, führt dahin, die Sonderung von Teilen eines Hau⸗ 
fens von Körnern, Kohlen und auch Mergel ohne Antaſtung des Wandelungs⸗ 
rechts zuzulaſſen, wenn nicht beſondere Umſtände entgegenſtehen. Es iſt 
auch ſchwer, einen inneren Unterſchied zu begründen zwiſchen Waren, die 
üblicherweiſe in Gebinden gehandelt und derſchickt werden, und ſolchen, die, 
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meiſt ihrer natürlichen Beſchaffenheit oder ihres geringeren Wertes wegen, 
in Haufen oder Stapeln in den Verkehr gelangen. Dieſe Hußerlichkeit, die 
übrigens bei einzelnen Warenarten, wie z. B. Kartoffeln und Apfeln, wechſelnd 
hervortritt, kann einen ſolchen Unterſchied nicht ohne weiteres rechtfertigen. 
Freilich wird häufig die Mühſeligkeit und Koſtſpieligkeit der Ausſonderung 
der guten Teile von den ſchlechten insbeſondere den Käufer von einer Ver⸗ 
pflichtung, die Ausſonderung vorzunehmen, freihalten. Jene Mühen und Koſten 
werden dann den „Nachteil“ bilden, von dem im Satz 2 des 8469 die Rede 
iſt. Unterzieht ſich aber der Käufer, wie er es hier getan hat, freiwillig der 
Arbeit der Ausſonderung der verwendbaren von den unbrauchbaren Stücken, 
ſo handelt er wirtſchaftlich zweckmäßig, fügt dem Käufer keine Nachteile zu 
und bewegt ſich daher innerhalb der mindeſtens ſiungemäß angewandten 
Beſtimmung des § 469. 
Vgl. Entſcheidungen, in denen der gleiche Grundgedanke hervortritt: OLG. Hamburg. 
in OLG. Rſpr. 13, 416; RG. in Seuff A. 42 Nr. 133; OLG. Hamburg in SeuffA. 
66 Nr. 222; RG. in JW. 1917, 478; OLG. Stuttgart in Recht 14, 1675; OLG. 
Hamburg in Recht 14, 334. | 


Es ſteht alfo von dieſem Geſichtspunkt aus der Verpflichtung der Be- 
klagten, auch die Reſte der Mergelladung der Dampfer Anita und Anechina 
wegzuſchaffen und für deren Lagerung Koſtenerſatz zu leiſten, nichts im 
Wege. Dies gilt um ſo mehr, als die Beklagte durch ihr langes, beharrliches 
Stillſchweigen auf die ihr mitgeteilte Ausſonderungsabſicht der Klägerin die 
Klägerin in ihrem Verhalten beſtärkt hat, ſie muß ſich daher deren Handlungs⸗ 
weiſe jedenfalls nach den Grundſätzen von Treu und Glauben des Verkehrs 
gefallen laſſen. 

Es folgt aus dieſer Sach- und Rechtslage ohne weiteres, daß die Be⸗ 
klagte verpflichtet war, die geſamte Menge des ihr nach Wandelung zur Ver⸗ 
fügung geſtellten Mergels fortſchaffen zu laſſen und, ſolange ſie dieſer Ver⸗ 
bindlichkeit nicht genügte, das Lagergeld, das die Klägerin ſelber zahlen mußte, 
ihr zu vergüten.“ 

Urteil des OLG. zu Kiel (3. Sen.) v. 24. Febr. 1917. Fl. Glashütte w. 
H. Kalkwerk. U. III. 102/16. SchlHolſt Anz. 1917, 173. 


215. Haftung der Bank, welche Bezugsrechte von Aktien in 19 
Depot Dune ausdrückliche Genehmigung des Beſitzers für deſſen 
Rechnung veräußert. 

Vgl. 25 Nr. 61. a 
88. §§ 675. 677. 276; DepotG. 8 1. 
| Die verklagte Bank verwahrte und verwaltete für die Klägerin 925 
Maßgabe ihrer Geſchäftsbedingungen u. a. drei Aktien der Oberſchleſ. Akt.⸗Ge⸗ 
ſellſchaft für Fabrikation von Lignoſe ꝛc. in Kr. Auf Grund Beſchluſſes der 
Generalverſammlung v. 8. Mai 1915 wurden 1400 Stück neue Inhaber⸗ 
aktien im Nennwerte von 1000 % ausgegeben und den Aktionären dergeſtalt 
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zum Bezuge angeboten, daß auf je eine alte Aktie eine neue Aktie zum Kurſe 
von 150% zuzüglich 5% Stückzinſen für die Zeit vom 1. Januar 1915 bis 
zum 1. Okt. 1915 gegen Bezahlung des Schlußſtempels entfiel. Das Bezugs⸗ 
recht war bis zum 28. Juni 1915 nachmitt. 5 Uhr bei der Geſellſchaftskaſſe in 
Kr. und verſchiedenen Zeichnungsſtellen auszuüben. Am 14. Juni 1915 
ſetzte die Beklagte die Klägerin von dem Beſchluß in Kenntnis und bat um 
umgehende Verfügung über die bei ihr ruhenden drei Aktien. Am 21. Juni 1915 
erinnerte die Beklagte an die Verfügung, da die Friſt zur Ausübung des Be⸗ 
zugsrechts bereits am 26. in Berlin abliefe. Am 25. Juni 1915 verkaufte ſie 
das Bezugsrecht an der Berliner Börſe zu 123% netto für 3690. , ſchrieb 
dieſen Betrag der Klägerin gut und teilte ihr dies durch ein am 26. Juni früh 
zur Poſt gegebenes Schreiben mit. Am 26. Juni vormittags erhielt die Be⸗ 
klagte den vom 25. Juni datierten ſchriftlichen Auftrag der Klägerin, für ſie 
drei neue Aktien zu beziehen, worauf die Beklagte noch an demſelben Tage 
der Klägerin telegraphiſch und ſchriftlich den inzwiſchen erfolgten Verkauf 
der Bezugsrechte anzeigte. Die Klägerin verwahrte ſich ſofort gegen den 
Verkauf der Bezugsrechte und forderte dann Schadenerſatz mit dem Antrage, 
die Beklagte zu verurteilen, ihr drei junge Aktien der Geſellſchaft zu liefern. 

Das Landgericht gab der Klage ſtatt. Die Berufung der ä wurde 
zurückgewieſen aus folgenden Gründen: 

„Klägerin hatte als Eigentümerin der drei alten Lignoſe⸗Aktien das Recht, 
drei junge Aktien zum Kurſe von 150% unter Vergütung gewiſſer Stückzinſen 
und des Schlußnotenſtempels zu erwerben. Da die drei jungen Aktien einen 
Wert gegen 10000. % hatten, die Klägerin aber zur Erlangung dieſes Wertes 
nur wenig über 4500. aufzuopfern brauchte, bedeutet der Erwerb der jungen 
Aktien einen erheblichen Vermögensvorteil für ſie. Dieſen Vermögensvorteil 
hat die Beklagte ihr dadurch vereitelt, daß ſie das Bezugsrecht für Rechnung 
der Klägerin für 3690 M verkauft hat. Sie iſt deshalb der Klägerin nach § 276 
BGB. ſchadenerſatzpflichtig, inſoweit nicht ihr Einwand begründet iſt, daß die 
Klägerin den Verkauf des Bezugsrechts gegen ſich gelten laſſen müſſe und 
daß event. die Klägerin die überwiegende Schuld oder doch eine Mitſchuld treffe. 

Unſtreitig hat die verklagte Bank dieſe Aktien in offenem Depot gegen 
die übliche bankmäßige Vergütung verwahrt und nach Maßgabe ihrer Geſchäfts⸗ 
bedingungen in der im . allgemein N Weiſe für die . 
verwaltet. 

Das Recht und die Pflicht her nad 9675 BGB. vbd. mit 91 Depot. 
v. 5. Juli 1896 (RGBl. 183) zu beurteilenden Verwaltung umfaßt hiernach 
die regelmäßig rechtzeitige Einlöſung der Zins⸗ und Gewinnanteilſcheine, 
die Beſorgung neuer Zins⸗ und Dividendenbogen auf Grund der Erneuerungs⸗ 
ſcheine, die Überwachung der Ziehungen, die Mitteilungen über die Vorgänge 
bei der Geſellſchaft, welche die Rechte der Aktionäre, insbeſondere auch ihrer 
vermögensrechtlichen Seite, berühren. Ob darüber hinaus in einem Fall 
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der vorliegenden Art der Bankier noch eine weitere Tätigkeit entwickeln darf 
und muß, entſcheidet lediglich die Vereinbarung. 
Vgl. Rießer BankdepotG. $ 1 Bem. 11; Staub H.“ 2, 1185 Erf. zu $ 424; Coſack 

Handelsr. 562 unter 4a. ö 

Im Zweifel wird davon auszugehen ſein, daß dem Bankier ohne be⸗ 
ſondere Ermächtigung kein weitergehendes Recht zuſteht, daß er insbeſondere 
zur Einzahlung auf nicht vollgezahlte Aktien und zur Ausübung von Be⸗ 
zugsrechten nicht ermächtigt iſt, da bei der großen wirtſchaftlichen Bedeutung 
dieſer Maßnahmen der Hinterleger regelmäßig allein wird beurteilen können, 
was für ihn zweckmäßig und geboten iſt. In ſolchen Fällen wird ſich der 
Bankier darauf zu beſchränken haben, die Weiſung ſeines Kunden in jedem 
einzelnen Fall einzuholen. Was von der Ausübung von Bezugsrechten zu 
gelten hat, hat in noch höherem Maße von deren Verwertung durch Ver⸗ 
äußerung zu gelten. Denn es handelt ſich dabei um die Verfügung über 
ein Gläubigerrecht des Aktionärs, das einen Rechtsgrund zum Aktienerwerb 
in ſich ſchließt. Sie iſt der Verfügung über das hinterlegte Papier nicht 
unähnlich, für deren Gültigkeit, wenigſtens wenn der Hinterleger nicht gewerb⸗ 
mäßig Bankier⸗ oder Geldwechſlergeſchäfte betreibt, die ſchriftliche Genehmi⸗ 
gung gefordert wird (Staub Exk. z. $ 424 Anm. 11). Beklagte iſt aber Bankier. 

Auf eine ausdrückliche oder ſtillſchweigende Genehmigung zum Verkauf 
der Bezugsrechte kann ſich die Beklagte nicht berufen. — — — 

„Es kann ſich hiernach nur fragen, ob ſich der Verkauf nach den Grund⸗ 
ſätzen der auftragloſen Geſchäftsführung (88 677 ff. BGB.) rechtfertigen läßt. 
Auch dieſe Frage iſt zu verneinen. Es ſoll nicht bezweifelt werden, daß die 
Beklagte mit dem Verkauf der Bezugsrechte die Wahrnehmung der Intereſſen 
der Klägerin im Auge gehabt hat. Etwas andres iſt es, ob ſie damit dem Inter⸗ 
eſſe der Klägerin auch tatſächlich gedient hat und hierbei der mutmaßliche 
oder wirkliche Wille der Klägerin nach Gebühr berückſichtigt worden ift (§ 677 
BGB.). Es handelt ſich im vorliegenden Fall um ein Bezugsrecht auf junge 
Aktien, die ganz erheblich unter dem Kurſe der alten Aktien erworben werden 
konnten, und um die Ausſchlagung einer weiteren Beteiligung an einem Unter⸗ 
nehmen mit ungewöhnlich glänzenden Gewinnausſichten, die bei der Kriegs⸗ 
lage, da es ſich um ein Unternehmen handelte, das ſich mit der Herſtellung 
von Kriegsmaterial befaßt, unſchwer zu beurteilen, und, wie die neuerdings 
wieder beſchloſſene Ausgabe junger Aktien beweiſt, berechtigt waren. Das 
Intereſſe der Klägerin wies unzweifelhaft hiernach darauf hin, die Bezugs⸗ 
rechte, ſelbſt wenn durch deren Verkauf ein verhältnismäßig hoher Erlös zu 
erzielen war, auszuüben, zumal der Klägerin, wie der Bank bekannt war, 
einſtweilig die zum Bezuge der jungen Aktien nötigen Geldmittel zu Gebote 
ſtanden, der Bezug der jungen Aktien auch inſofern keine Schwierigkeiten 
bot, als auf jede alte Aktie eine neue Aktie entfiel und die Klägerin dem Erwerb 
don Induſtriepapieren nicht abgeneigt war. 
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Bei Prüfung aller einſchlagenden Verhältniſſe durfte hiernach die Be⸗ 
klagte nicht ohne weiteres annehmen, daß die Klägerin ſich ebenfalls zum Ver⸗ 
kauf der Bezugsrechte entſchließen werde. Sie mußte vielmehr mit einer gegen⸗ 
teiligen Entſchließung rechnen, auf welche die Klägerin ſpäter auch zuge⸗ 
kommen iſt, noch bevor ſie von der Veräußerung der Bezugsrechte Kenntnis 
erlangte. Der Entſchließung der Klägerin durfte ſie um ſo weniger vorgreifen, 
als dieſe nach der Sachdarſtellung der Beklagten über eigene Erfahrungen 
in Bankgeſchäften verfügte und ihr nicht unbeträchtliches Vermögen mit großer 
Selbſtändigkeit und Umſicht verwaltete. — — — 

Hiernach aber iſt feſtzuſtellen, daß die Bezugsrechte gegen den wirklichen 
und mutmaßlichen Willen der Klägerin ohne Recht, ſei es auch zu ihrem ver⸗ 
meintlichen Wohle verkauft worden ſind und die Beklagte hieraus der Klägerin 
nach den Beſtimmungen der 88 276 ff. BGB. zum Schadenerſatze verpflichtet iſt. 

Ein überwiegendes Verſchulden oder die Annahme einer Mitſchuld auf 
Seiten der Klägerin ($ 254 BGB.) kommt nicht in Frage. Daß die Klägerin 
mit der Beantwortung der Briefe v. 14. und 21. Juni bis zum 25. Juni 1915 
gewartet hat, kann insbeſondere nach Lage der Sache mit Rückſicht auf ihren 
eigenen Intereſſenſtandpunkt nicht als regelwidriges Verhalten angeſehen 
werden, da ſie mit einem eigenmächtigen Verkauf der Bezugsrechte nach den 
obigen Ausführungen überhaupt nicht, jedenfalls nicht vor dem 26. Juni 
zu rechnen brauchte und ihre Anweiſung bei der Beklagten noch rechtzeitig vor 
Ablauf der von dieſer ſelbſt feſtgeſetzten Friſt eingetroffen war. Inſoweit fällt 
der Klägerin weder Vorſatz noch Fahrläſſigkeit zur Laſt. An der Beklagten wäre 
es geweſen, ſofort alles zu tun, um den eingetretenen Schaden abzuwenden 
und zu vermindern und noch am 26. Juni den Verſuch zu machen, die Bezugs⸗ 
rechte an der Berliner Börſe zu einem annehmbaren Preiſe zurückzuerwerben. 

Der Schadenerſatz iſt durch Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes 
zu leiſten ($ 249 BGB.) mit der Maßgabe, daß die Beklagte an Stelle der Be⸗ 
zugsrechte die inzwiſchen dafür ausgegebenen jungen Aktien gegen Erſtattung 
der nach den Bezugsbedingungen zu bewirkenden Aufwendungen und des durch 
den Verkauf der Bezugsrechte erzielten und der Klägerin gutgeſchriebenen 
Erlöſes von 3690 4 nebſt 4% Zinſen davon ſeit dem 26. Juni 1915 der Klä⸗ 
gerin zu verſchaffen hat.“ 

Urteil des OLG zu Dresden (1. Sen.) v. 15. Febr. 1917. T. w. D. Bank, 

10. 172/16. Die Reviſion wurde zurückgewieſen, III. 136/17, durch Urt. 

v. 6. Juli 1917. —n— 


216. Die gefteigerte Haftung des entmündigten Derfchwenders aus 
$ 819 BGB. ſetzt Kenntnis des Dormundes voraus. 
BED. 58 819. 114. 
Der Kläger verlangte die Rückzahlung von Darlehen, die er der Beklagten 
in Unkenntnis ihrer Entmündigung wegen Verſchwendung geliehen haben 


>» 
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wollte. Die Klage wurde in 2. Inſtanz abgewieſen; die Reviſion wurde zurüd- 
gewieſen. Aus den Gründen: 

„Die Beklagte hat die Gelder, die ſie vom Kläger während der Geltung 
ihrer Entmündigung wegen Verſchwendung erhalten hat, auf deſſen Koſten 
ohne rechtlichen Grund erlangt; denn die Darlehen, denen die Gelder dienen 
ſollten, ſind mangels Genehmigung ihres Vormundes unwirkſam geblieben 
(88 114. 108 BGB.). Sie iſt alſo an ſich verpflichtet, dem Kläger das Er⸗ 
langte herauszugeben (§ 812 BGB.). Aber dieſe Verpflichtung zur Heraus⸗ 
gabe des Erlangten oder zum Werterſatz iſt ausgeſchloſſen, wenn ſie nicht mehr 
bereichert ift (§S 818 Abſ. 3 BGB.). Das Ber.⸗Gericht hat den Beweis, daß 
die Bereicherung ſchon bei Eintritt der Rechtshängigkeit des Klaganſpruchs 
fortgefallen war, für erbracht erklärt. 

Das Ber.⸗Gericht prüft weiter zu 8819 Abſ. 1 BGB., ob die Beklagte, 
weil ſie beim Empfange der Gelder ihre Entmündigung gekannt habe, zur 
Herausgabe der Bereicherung verpflichtet ſei, wie wenn der Anſpruch auf 
Herausgabe ſchon zu Zeiten ihres Geldempfanges rechtshängig geworden 
wäre. Aber es verneint eine ſolche geſteigerte Haftung, weil hier erforderlich 
geweſen wäre, daß der Vormund der Beklagten den Mangel des Rechtsgrundes 
gekannt, dieſer aber bei den Geſchäften nicht mitgewirkt habe. Die Reviſion 
vertritt dagegen die Anſicht, für die geſteigerte Haftung nach § 819 Abſ. 1 BGB. 
jet nur entſcheidend, ob ‚der Empfänger‘, hier alſo die Beklagte, den Mangel 
des rechtlichen Grundes gekannt habe. Dieſe Anſicht muß abgelehnt werden. 
Sie würde dazu führen, der Beklagten den Schutz, den ihr die Entmündigung 
wegen Verſchwendung gegen nachteilige Verpflichtungen gewähren ſoll, 
tatjächlich wieder zu entziehen. Kraft der Entmündigung einem Minder⸗ 
jährigen, der das 7. Lebensjahr vollendet hat, gleichgeſtellt, war ſie rechtlich 
außerſtande, ohne Einwilligung des Vormundes ein rechtswirkſames Dar⸗ 
lehn aufzunehmen (88 107. 114 BGB.). Sie iſt infolgedeſſen auch nicht nach 
$ 607. BGB. verpflichtet, dem Kläger das als Darlehn empfangene Geld. 
zurückzuerſtatten. Es hieße aber dieſe Erſtattungspflicht, die für ſie als Ent⸗ 
mündigte bei den ohne Einwilligung des Vormundes aufgenommenen Dar⸗ 
lehen entfällt, auf einem Umwege der Beklagten wieder auferlegen, wenn man 
ſie bloß wegen der eigenen Kenntnis ihrer beſchränkten Geſchäftsfähigkeit 
nach 8 819 Abſ. 1 BGB. für verpflichtet erklären wollte, das Geld, das ſie vom 
Kläger empfangen hat, ihm alsbald wieder herauszugeben. Die Annahme 
einer derart geſteigerten Haftung iſt mit dem Sinne der hier einſchlagenden 
geſetzlichen Beſtimmungen nicht zu vereinen. Im Sinn des § 819 Abſ. 1 BGB. 
kann unter der Kenntnis des Empfängers vom Mangel des rechtlichen Grundes, 
an die das Geſetz die Rechtsfolge ſeiner geſteigerten Haftung knüpft, nicht 
ſchon die rechtlich belangloſe Kenntnis eines Geſchäftsunfähigen verſtanden 
werden. Vielmehr muß hier, wo der Kenntnis des Empfängers ähnliche Wir⸗ 
kungen beigelegt ſind, wie ſie einem rechtsgeſchäftlich geſtalteten Verhältnis 
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angehören, von der Kenntnis der beſchränkt geſchäftsunfähigen Beklagten 
gänzlich abgeſehen und das entſcheidende Gewicht allein auf die Kenntnis 
ihres Vormundes gelegt werden. Dies entſpricht auch dem Grundgedanken, 
der die Vorſchriften der 88 107. 166 Abſ. 1 BGB. beherrſcht, wonach ein be⸗ 
ſchränkt Geſchäftsfähiger zu verpflichtenden Willenserklärungen der Ein- 
willigung des geſetzlichen Vertreters bedarf ($ 107) und wonach der Beurteilung 
der rechtlichen Folgen einer durch Willensmängel beeinflußten Willens⸗ 
erklärung die Kenntnis des Vertreters, nicht des Vertretenen, in Betracht 
kommt (§ 166 Abſ. 1). Daß aber hier der Vormund der Beklagten von ihren 
Geldempfängen keine Kenntnis hatte, hat das Ber.⸗Gericht feſtgeſtellt, wird 
auch von der Reviſion nicht beanſtandet. Darnach iſt der 8 819 . 1 2. 
ohne Rechtsirrtum für unanwendbar erklärt worden.“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 1. Febr. 1917. K. (l) w. J. 
(OLG. Dresden). IV. 401/16. | 


217. Derftoß gegen die guten Sitten beim Vertriebe von Markenartikeln. 
Vgl. 60 Nr. 174; 68 Nr. 213; 69 Nr. 243; 71 Nr. 253. 
Un WG. $ 1; BGB. $ 138. 

Die Klägerin ftellt eine beſtimmte Zigarettenmarke her Zum Schutze 
gegen Preisunterbietungen im Kleinhandel müſſen ihre Abnehmer ſich bei 
Vermeidung von Vertragsſtrafen verpflichten, die Zigaretten nicht unter 
dem von der Klägerin beſtimmten Kleinverkaufspreis an das Publikum ab⸗ 
zugeben und die Ware an andre Händler nur dann weiter zu geben, wenn dieſe 
ſich auch ihrerſeits verpflichten, die Preiſe und die Bedingungen einzuhalten, 
die die Klägerin an den Verkauf ihrer Erzeugniſſe knüpft. Die Beklagten ver⸗ 
kauften dieſe Zigaretten unter dem von der Klägerin beſtimmten Preiſe. 
Sie hatten die Ware nicht von der Klägerin, ſondern von einer anderen Firma 
bezogen, die ſie gleichfalls nicht von der Klägerin bezogen hatte. Die Klägerin 
erblickte hierin einen Verſtoß gegen die guten Sitten. Sie klagte auf Unter- 
laſſung, wurde aber in allen Inſtanzen abgewieſen. — Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

„— — — Der Ber.⸗Richter nimmt zutreffend an, daß ein Händler, der 
einen reverslich gebundenen Abnehmer der Klägerin veranlaßt, ihm unter dem 
feſtgeſetzten Mindeſtpreis Zigaretten zu verkaufen, unlauter handle; daß eine 
derartige Verleitung zum Vertragsbruch gegen das Anſtandsgefühl aller billig 
und gerecht Denkenden verſtoße. Zur Abweiſung der Klage iſt er gelangt, 
indem er in erſter Linie im bewußten Gegenſatz zu der von andern Oberlandes⸗ 
gerichten vertretenen Anſicht, verneint, daß jede Ausnutzung eines von einem 
früheren Lieferanten, einem Vormann, begangenen Vertragsbruchs ſchlecht— 
hin unſittlich ſei. Es könne, führt der Ber.⸗Richter aus, nicht ſchon als unlauter 
angeſehen werden, wenn ein Gewerbtreibender, der ebenſowenig wie ſein 
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Lieferant in einem vertraglichen Verhältnis zu der Klägerin ſteht, die Ware 
zu einem ihrem Wert vielleicht durchaus angemeſſenem Preiſe erwirbt, ob⸗ 
wohl er weiß, daß der Fabrikant einen höheren Mindeſtpreis feſtgeſetzt hatte, 
er alſo damit rechnen muß, daß der jetzige geringere Preis auf einen von einem 
Zwiſchenhändler begangenen Vertragsbruch zurückzuführen iſt, und wenn 
er dann die Ware zu einem niedrigeren Preiſe als dem vom Fabrikanten feſt⸗ 
geſetzten wieder abgibt. 

Dem iſt aber nicht beizutreten. Wenn der Erwerber weiß, daß die Ware 
ein mit der Preisangabe verſehener Maſſenartikel, auf dem Wege eines Ver⸗ 
tragsbruchs erlangt worden iſt, ſo macht er ſich regelmäßig an dieſem Vertrags⸗ 
bruch durch den Erwerb mitſchuldig und unterſtützt ihn; er nutzt ihn planmäßig 
zu ſeinem Vorteil zur Schädigung aller derjenigen ſeiner Mitbewerber aus, 
die an die Abmachungen mit der Klägerin gebunden ſind und ſich an ſie auch 
halten und daher nur zu ungünſtigeren Bedingungen verkaufen können als 
er es, lediglich infolge ſeiner Beteiligung an dem Vertragsbruch, zu tun ver⸗ 
mag. Er erlangt auf dieſe Weiſe einen durch nichts zu rechtfertigenden Vor⸗ 
ſprung vor den redlichen Mitbewerbern. Eine dingliche Wirkung der (ver⸗ 
traglichen) Preisfeſtſetzung des Fabrikanten wird bei der dem Ber.⸗Richter 
gegenſätzlichen Auffaſſung nicht herbeigeführt, und es iſt auch nicht zutreffend, 
was der Ber.⸗Richter ferner meint, daß ſonſt eine unerträgliche Bindung des 
Handels verurſacht und es dem Fabrikanten ermöglicht würde, den Preis ſeiner 
Fabrikate zum Schaden der Verbraucher dauernd auf einer ihrem tatſächlichen 
Wert vielleicht keineswegs entſprechenden Höhe zu halten. Es wird vielmehr 
nur eine Unterbindung des unlauteren Handels, eines Handels, der auf be⸗ 
wußtes Ausnutzen ſittenwidriger Maßnahmen Andrer zu eigenem Vorteil 
und zur Schädigung der Mitbewerber abzielt, ſtatthaben, und es wäre auch 
dem Fabrikanten bei derartigen Markenartikeln, wie ſie hier allein in Frage 
ſtehen und wie ſie von entſprechender Art und Güte auch anderweit viel⸗ 
fältigſt hergeſtellt werden, nicht möglich, den Preis übermäßig hoch zu halten; 
wollte das der Fabrikant zu tun verſuchen, ſo würde er die Kundſchaft für ſeine 
Marke in kurzem verlieren. 

Der Ber.⸗Richter hat aber die Klage, auch wenn die Ausnutzung eines 
bei früherer Gelegenheit von dritten Perſonen begangenen Vertragsbruchs 
als unſittlich zu gelten habe, im vorliegenden Fall dennoch für unbegründet 
erachtet, weil nicht dargetan ſei, daß die Beklagten davon Kenntnis gehabt 
hätten, daß nur auf unlautere Weiſe die Zigaretten der Klägerin zu dem nied⸗ 
rigeren Preiſe in ihre Hände gelangen könnten. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) d. 11. Januar 1916. Y. (Kl.) w. H. 

u. Gen. (OL G. Hamburg). Auch in RGEntſch. 88. Nr. 3, S. 9. 


218. Sicherungsübereignung. 367 


218. Vorausſetzungen für die Rechtswirkſamkeit der Sicherungsüber⸗ 
eignung eines Warenlagers. 
Vgl. 70 Nr. 58 m. N. 
GB. 35 930. 868. 

Die Firma K. & Co. nahm im Konkurſe über das Vermögen des Kauf⸗ 
manns F. deſſen geſamtes, zur Zeit der Konk.⸗Eröffnung vorhandenes Waren⸗ 
lager ausſonderungweiſe in Anſpruch zur Deckung ihrer vom Konk.⸗Verwalter 
anerkannten Forderung von 2238, indem fie behauptete, F. habe ihr mit 
Sicherungsübereignungs⸗Vertrag d. 20. Febr. 1914 das Eigentum an ſeinem 
geſamten Warenlager im Werte von 9000 K und an den aus dem Erlös für 
die in der Zwiſchenzeit verkauften Waren neu angeſchafften Waren über⸗ 
tragen. Da der Konk.⸗Verwalter das beanſpruchte Ausſonderungsrecht be⸗ 
ſtritt, erhob ſie Klage gegen ihn auf Feſtſtellung, daß ihr an den vorhandenen 
Warenvorräten, wie ſie in dem der Klageſchrift beiliegenden Verzeichnis 
aufgeführt ſeien, ein Ausſonderungsrecht zuſtehe. — Die Klage wurde in beiden 
Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Ber Urteils: 

„Verträge zur Sicherungsübereignung dienen im allgemeinen der Sicher⸗ 
ſtellung von Gläubigern, die ihre Forderungen für gefährdet anſehen. Sie 
haben daher die Vermutung für ſich, daß der Gläubiger den ernſtlichen Willen 
hatte, ſeine Forderung zu ſichern und ſich zu deren Sicherheit das Eigentum 
an Sachen des Schuldners übertragen zu laſſen (Recht 1910 Nr. 1063). 
Anderſeits muß jedoch die zu unerlaubten Zwecken leicht auszubeutende Mög⸗ 
lichkeit des Abſchluſſes derartiger fiduziariſcher Rechtsgeſchäfte Anlaß geben, 
die objektiven Erforderniſſe ſolcher Verträge beſonders ſcharf zu prüfen; 
Tretuner im Recht 1906, 920 ff; Seuff A. 58 Nr. 123; JW. 1904, 6° und 4992 

Als Vorausſetzung für die Anerkennung der Rechtswirkſamkeit einer 
ſolchen Sicherungsübereignung von Sachen iſt zu fordern, daß eine wirk⸗ 
liche Übertragung der Vermögensſtücke des Schuldners in das Eigentum des 
Gläubigers ſtattfindet. Bei einem Warenlager iſt eine genaue Aufzeichnung 
der zu übertragenden Sachen zu verlangen. 

Im gegebenen Fall ſind Zweifel an der Ernſtlichkeit des Willens zur 
Eigentumsübertragung veranlaßt durch den Umfang der Übereignung, den 
übermäßig hohen Wert der übertragenen Sachen mit 9000 bis 12000. 
und den verhältnismäßig geringen Betrag der Forderung des Gläubigers 
mit nur 2238. Auffällig iſt auch, daß hier bei der Übereignung eines großen 
Warenlagers nur die einzelnen Warengattungen nach dem ungefähren Wert 
angegeben, nicht aber die Stückzahl, die Nummern oder ſonſtige genaue Iden⸗ 
titätsbehelfe für die übereigneten Waren aufgezeichnet wurden. Der be⸗ 
denklichen Tatſache, daß der Schuldner die Grundlage ſeiner ganzen Exiſtenz, 
ſein geſamtes Warenlager, dem Gläubiger zu übereignen erklärte, ſteht als 
genugſam deutlicher Hinweis auf die Nichternſtlichkeit dieſes erklärten Willens 
die Erklärung des Gläubigers gegenüber, daß der Schuldner die Waren nach 
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wie vor im eigenen Namen als Kommiſſionär veräußern, den Erlös hieraus 
aber ohne Abrechnungspflicht zur Beſtreitung ſeines Lebensunterhalts und 
zur Schuldenzahlung, alſo ganz nach eigenem Belieben zur Deckung ſeiner 
Bedürfniſſe verwenden dürfe; ja nicht einmal eine Verpflichtung, den nach 
Beſtreitung des Lebensunterhalts und nach Tilgung der fälligen Schulden 
verbleibenden Reſt des Warenerlöſes zur Erhöhung des Warenlagers auf- 
zuwenden, iſt dem Schuldner auferlegt. Nur die Waren, die er freiwillig zur 
Erhöhung ſeines Warenlagers aus ſolchem Reſt anſchaffte, ſollten ſofort ins 
Eigentum der Klägerin übergehen. Der Umſtand daß die Übereignung das 
geſamte Warenlager des Schuldners umfaßte, mag auf den erſten Blick 
die Aufnahme eines genauen Verzeichniſſes als überflüſſig erſcheinen laſſen; 
allein bei der Beſchaffenheit der Waren, beſtehend in Kleiderſtoffen, Baum⸗ 
wollwaren, Tuch- und Buxkin⸗, Kurz⸗, Weiß⸗ und Wollwaren ꝛc. können 
Zweifel darüber, ob ſolche in den Familienſchränken verwahrte Waren nicht 
auch zum Warenlager gehören, nur zu leicht auftauchen und nur durch genaue 
Aufzeichnung der übereigneten Sachen beſeitigt werden. Bei kleinen Kauf⸗ 
läden ſpielt außerdem die Lieferung von Waren unter Eigentumsvorbehalt, 
z. B. ſchlecht zahlenden Kunden gegenüber, eine große Rolle. Auch unter dent 
nachträglich angeſchafften Waren können ſich ſolche befunden haben. Mi 
Rückſicht auf dieſe Umſtände kann auch bei Übereignung eines ganzen Waren⸗ 
lagers die Aufnahme eines Einzelverzeichniſſes der zu übereignenden Waren 
nicht entbehrt werden. Mangels eines ſolchen Verzeichniſſes ſind die zu über— 
eignenden Gegenſtände nicht genügend beſtimmt und kenntlich gemacht. 
Es iſt demnach ein ernſtlicher Wille, das Eigentum auf die Klägerin zu über- 
tragen, nicht als vorgelegen anzuſehen; 
Vgl. Recht 1909 Nr. 70; Leipz Z. 1911, 705; Zeitſchr. f. Rechtspfl. in Bayern 
1911, 209. | 
Auch ein rechtswirkſames Beſitzkonſtitut kann nicht als vereinbart ange» 
ſehen werden. Bei einem Warenlager, deſſen weitere Veräußerung dem 
Übereignenden verbleibt, muß beſonders ſcharf geprüft werden, ob den Er⸗ 
forderniſſen des $ 930 BGB. genügt iſt. Der Wille des Schuldners, für den 
zu ſichernden Gläubiger zu beſitzen, muß äußerlich erkennbar gemacht ſein. 
Die Waren mußten z. B. in den Büchern auf den Namen des zu ſichernden 
Gläubigers umgeſchrieben oder ſonſt äußerlich erkennbar ſeinem Eigentums⸗ 
willen unterſtellt fein. Im gegebenen Fall könnte auch nur dann ein die Über- 
gabe erſetzendes Rechtsverhältnis i. S. des §868 BGB. als vereinbart ange- 
ſehen werden, wenn der Übereigner als Verwahrer ſchuldrechtlich zur An- 
ſchaffung von Erſatzſtücken für die verbrauchten Waren verpflichtet wäre. Eine 
ſolche Verpflichtung iſt aber dem Schuldner nicht auferlegt worden. Darin, 
daß der Sicherungsübereigner als Geſchäftsführer zum Verkauf der über⸗ 
eigneten Waren beſtellt wird, kann kein rechtswirkſames contitutum possesso- 
rium erblickt werden; 
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vgl. SchleswHolftüinz. 1910, 287; JW. 1911, 76221; Beitjchr. f. Rechtspfl. in Bayern 

1911, 209. 

Der Eigentumsübertragungswille muß auch bezüglich der neuangeſchafften 
Erſatzwaren äußerlich erkennbar gemacht ſein; (HanſG ZZ. 1911 Beibl. S. 227; 
Aufatz in ZW. 1910, 140). Ein lediglich abſtrakt gedachtes constitutum poss- 
sessorium kann auch den Erforderniſſen des § 930 BGB. nicht entſprechen; 

Sächſ. OLG. Ann. 31, 377; Oertmann in DZ. 1911, 1178; SeuffA. 66 Nr. 51; 
Dig. 1903, 153. 

Soweit aber im Vertrag v. 20. Febr. 1914 ein Kommiſſionsverhältnis 
zwiſchen dem Sicherungsübereigner und dem Gläubiger verabredet ſein ſoll, 
mangelt es an einer Verpflichtung des angeblichen Kommiſſionärs zu regel⸗ 
mäßiger Abrechnung und zur Ablieferung des ganzen oder eines zu berech— 
nenden Teiles des Erlöſes. Die dem Schuldner erteilte Befugnis, ſeinen 
Lebensunterhalt ohne jede Einſchränkung aus dem Erlös der von ihm zu 
veräußernden Waren zu beſtreiten, auch ſeine ſonſtigen Schulden aus dem Waren⸗ 
erlös begleichen zu dürfen, läßt in Verbindung damit, daß ihm keine Ver- 
pflichtung auferlegt wurde, vielmehr nur eine Befugnis zuerkannt iſt, den 
Reſt des Erlöſes zum Ankauf von benötigten Erſatzwaren zu verwenden, 
ein wirkliches Kommiſſionsverhältnis nicht als gewollt und vereinbart anſehen; 

Vgl. Hoeniger in Zeitſchr. d. Notar-Vereins 1911, 177; Weisler ebenda S. 546; Leip?. 

1911, 417 ff; 4908, 105; Recht 1909 Nr. 73. 

Dem angefochtenen Urteil iſt demnach auch darin beizupflichten, daß ein 
die Übergabe erſetzendes Rechtsverhältnis i. S. des $ 868 BGB. im Vertrag 
v. 20. Febr. 1914 nicht vereinbart worden iſt. 

Eine ſolche äußerlich nicht erkennbar gemachte Sicherſtellung eines ein- 
zelnen Gläubigers durch Übertragung des ganzen Warenlagers nebſt allen 
neu anzuſchaffenden Erſatzwaren iſt auch als ein unredliches Winkelgeſchäft 
anzuſehen, durch das den redlichen Gläubigern jede Möglichkeit, ſich aus den 
ſcheinbar vorhandenen Vermögenswerten ihres Schuldners zu befriedigen, 
förmlich entzogen wird und ſie veranlaßt werden, einem kreditunwürdigen 
Schuldner weiter Kredit zu gewähren. Es iſt daher auch die Nichtigkeit ſolcher 
Winkelzüge beſonders zu betonen; 

vgl. DIZ. 1904, 1041; RGeEntſch. 77, 202. 209. 210; 66, 262 ff. 


“4 


Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 5. Juli 1916. K. & Co. w. Sch. 


L. 208/16. N F—2. 
219. Iſt Nichteinhaltung des verſprochenen Religionswechſels ein Ehe⸗ 
ſcheidungsgrund d 
BGB. $ 1568. 


Zur Begründung der Scheidungsklage hat der Kläger geltend gemacht, 


daß die Beklagte ihm — was ſie zugibt — vor und nach der u wiederholt 
Seufferts Archiv Bd. 72. 3. Folge Bd. 17 Heft 11/12. 
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unter Ehrenwort verſprochen habe, zum Judentum überzutreten und dies 
Verſprechen nicht gehalten habe. Das Ber.⸗Gericht hat es abgelehnt, dem 
Kläger hierin zu folgen. Es führt aus: ein ſolcher Übertritt ſei für eine geiſtig 
gebildete Frau, wie es die Klägerin ſei, eine beſonders ernſte Sache, die reif⸗ 
lichſter Überlegung bedürfe und kaum ohne innere ſchwere Kämpfe abzumachen 
ſei. Das Verſprechen, den Übertritt vorzunehmen, ſei, wenn es auch noch ſo 
ernſthaft gemeint ſei, viel leichter abzugeben als zu erfüllen. Daß bei der 
Beklagten derartige ernſthafte ſittliche Bedenken aufgetaucht ſeien, ſei nach 
ihren Briefen anzunehmen. Gewiß hätte ſie ſich das vorher überlegen und 
das Verſprechen nicht abgeben und nicht wiederholen ſollen. Vermöge ſie 
aber das einmal abgegebene Verſprechen nur zu erfüllen indem ſie ihren 
Gewiſſensbedenken Gewalt antue, ſo könne in ihrer Erfüllungsweigerung 
eine ſchuldhafte Handlung, wie ſie für das Vorliegen eines Scheidungsgrundes 
erforderlich ſei, nicht gefunden werden. 

Dieſe von der Reviſion bekämpften Ausführungen können nur gebilligt 
werden. Es iſt weder ein ehrloſes oder unſittliches Verhalten noch eine Ver— 
letzung der durch die Ehe begründeten Pflichten, wenn die Beklagte ſich wei- 
gert, lediglich aus äußeren Gründen und ohne innere Überzeugung ihren 
Glauben zu wechſeln. Dies um fo weniger, als, wie das Ber.-Gericht an andrer 
Stelle ausdrücklich feſtſtellt, der Kläger ſelbſt dem Übertritt nur „eine mehr 
äußere Bedeutung“ beigelegt habe. An dieſer Beurteilung kann das frühere 
ehrenwörtliche Verſprechen nichts ändern. Vielmehr würde gerade dieſes 
Verſprechen, wenn es ohne eine ſolche innere Überzeugung abgegeben iſt, 
gegen die guten Sitten verſtoßen und die Beklagte nicht binden können. —— — 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 10. Mai 1917. M. w. M. (KG. 
Berlin). IV. 45/17. 


220. Standesmäßiger Unterhalt einer von ihren Verwandten unter- 
haltenen Ehefrau; Einfluß des Kriegesd 
Vgl. 63 Nr. 162 m. N.; 69 Nr. 216. 
BGB. 59 1608. 1610. 

Die Klägerin, die mit ihrer verwitweten Mutter und noch einem Bruder 
in fortgeſetzter Gütergemeinſchaft lebte, forderte von der Mutter die Gewäh⸗ 
rung ſtandesmäßigen Unterhalts in Höhe von 1855.46 vierteljährlich, weil 
ihr Mann infolge des Krieges ihr keinen Unterhalt gewähren könne. Zu⸗ 
geſprochen wurden ihr 900 & vierteljährlich. — Aus den Gründen des Rev.⸗ 
Urteils: 

„Streit herrſcht unter den Parteien nur noch über die Höhe des der Klä⸗ 
gerin von der Beklagten zu gewährenden Unterhalts. In dieſer Beziehung 
hält das Oberlandesgericht in Übereinſtimmung mit dem Landgericht für ent⸗ 
ſcheidend die Lebensſtellung des Ehemannes der Klägerin, deſſen Unvermögen 
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zur Unterhaltsgewährung die Unterhaltspflicht der Beklagten gemäß $ 1608 
BGB. erſt begründe. Und zwar iſt das Oberlandesgericht der Anſicht, daß 
lediglich die Lebensſtellung des Ehemannes der Klägerin entſcheidend in Be⸗ 
tracht komme. Ausdrücklich ausgeſprochen wird insbeſondere, unrichtig ſei 
die Annahme der Klägerin, daß bei der Bemeſſung ihres ſtandesmäßigen Unter 
halts auch die Vermögensverhältniſſe der Beklagten wenigſtens inſoweit 
zu berückſichtigen ſeien, als ſie wegen der zwiſchen den Parteien beſtehenden 
verwandtſchaftlichen Beziehungen auf die Lebensſtellung der Klägerin Ein- 
fluß ausübten. Ä 

Der Standpunkt des⸗Oberlandesgerichts, daß lediglich die Lebensſtellung 
des Ehemanns die Lebensſtellung der Klägerin beſtimme und damit nach 
§ 1610 Abſ. 1 BGB. allein maßgebend ſei, wird von der Reviſion mit Recht 
als unrichtig bekämpft. In vollem Gegenſatze zu dem letzten der ſoeben aus 
den Darlegungen des Oberlandesgerichts mitgeteilten Sätze iſt ſchon in der 
Begründung zu den inhaltlich mit § 1610 Abſ. 1 BGB. übereinſtimmenden 
8 1488 Abſ. 2 Entw. gejagt (Mot. 4, 697/698): aus der Vorſchrift ergebe ſich 
von ſelbſt, daß bei der Beſtimmung des Maßes des Unterhalts auch die Ver- 
mögensverhältniſſe des einzelnen Verpflichteten inſoweit in Betracht zu ziehen 
ſeien, als ſie wegen der zwiſchen dem Verpflichteten und dem Berechtigten 
beſtehenden beſonderen Beziehungen auf die Lebenshaltung des Berechtigten 
von Einfluß ſeien. Im Anſchluß an dieſe Stelle in der Begründung des 1. Ent— 
wurfs hat der erkennende Senat bereits durch Urteil v. 5. Januar 1916, IV. 
189/15, ausgeſprochen, daß die Lebensſtellung einer die Gewährung von Unter⸗ 
halt fordernden Ehefrau nicht ausſchließlich nach dem gegenwärtigen ſozia— 
len Stande und dem augenblicklichen Vermögens- und Erwerbsverhältniſſen 
ihres Ehemannes zu beurteilen ſei, ſondern daß auch auf die geſamten Ver⸗ 
hältniſſe der Familie, insbeſondere auf die geſellſchaftliche Stellung und die 
Vermögensverhältniſſe ihrer und ihres Ehemannes Eltern Rückſicht zu nehmen 
ſei, die dauernd ihren Einfluß auf die Lebensſtellung der Ehefrau und ihres 
Ehemannes ausübten. Ebenſo hat der Senat, und zwar ſchon wiederholt 
— vgl. das Urteil v. 20. April 1914, IV. 709/13 (in Seuff A. 69 Nr. 216), die 
dort angezogenen älteren Erkenntniſſe und aus der neueſten Zeit das Urteil 
v. 16. März 1916, IV. 392/15, — feiner Anſicht Ausdruck gegeben, daß die Lebens⸗ 
ſtellung von Kindern im Rahmen der geſamten Verhältniſſe ihrer Familie be 
urteilt werden müßte, daß dort insbeſondere auch auf die geſellſchaftliche Stel- 
lung und die Vermögensverhältnifſe der Großeltern Rücksicht genommen 
werden müßte, die ihren fortwirkenden Einfluß auf die Stellung des Kindes 
und ſeines Vaters behielten. An dieſen rechtsgrundſätzlichen Ausführungen 
iſt feſtzuhalten. Mit ihnen befindet ſich das oberlandesgerichtliche Urteil aber 
nicht im Einklange. Ihnen gegenüber kann ſich das Oberlandesgericht, was 
die Verpflichtung der Verwandten betrifft, einer Ehefrau Unterhalt zu ge— 
währen, auch nicht, wie es das anſcheinend tun will, darauf berufen, daß dieſe 
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Verpflichtung nach 8 1608 BGB. nur inſoweit eintritt, als der an ſich vor den 
Verwandten haftende Ehemann bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Ver— 
pflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung feines ſtandesmäßigen Unter- 
halts den Unterhalt zu gewähren. Für das Maß des der Ehefrau zu gewäh— 
renden Unterhalts iſt die Frage, in welcher Reihenfolge ihr Ehemann und ihre 
Verwandten haften, ohne Bedeutung. — — — 

Nicht ganz einwandfrei erſcheinen die Darlegungen des Oberlandesgerichts 
ſchließlich inſoweit, als geſagt iſt, die durch die augenblicklichen Güterverhältniſſe 
hervorgerufene Verteuerung des Lebensunterhalts ſei nicht zu berückſichtigen, 
denn ſie treffe, möge ſie auch bei beſchränkteren Einkommensverhältniſſen 
ſchwerer empfunden werden, alle daran in Mitleidenſchaft gezogenen Per— 
ſonen gleichmäßig, beſchränke auch die Anſprüche der Klägerin an die Lebens⸗ 
führung gegenüber ihrem Manne auf ein beſcheidenes Maß und könne deshalb 
nicht zur Erweiterung ihrer Anſprüche gegenüber der Beklagten führen. Ge⸗ 
wiß nötigen die heutigen Zeitverhältniſſe, wie ſie durch den Krieg hervor— 
gerufen ſind, jedermann zur Einſchränkung ſeiner Anſprüche. Trotzdem aber 
kann bei der erheblichen Verteuerung aller Lebensbedürfniſſe der Geldbetrag, 
den ein Unterhaltsberechtigter zu feinem ſtandesmäßigen Unterhalt auf- 
wenden muß, höher ſein, als er es unter gewöhnlichen Umſtänden ſein würde. 
Anderſeits kann freilich der Krieg auch auf das Maß deſſen einwirken, was 
der Unterhaltsverpflichtete ohne Gefährdung ſeines eigenen ſtandesmäßigen 
Unterhalts zu gewähren imſtande iſt, der Einfluß braucht ſich aber durchaus 
nicht auf beiden Seiten in gleicher Weiſe bemerkbar zu machen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 4. Dez. 1916. B. (Kl.) w. W. 

(OLG. Hamburg). IV. 346/16. 


221. Vorausſetzungen einer Auseinanderſetzung zwiſchen Vater und 
Kind nach dem Tode der Mutter. 
BGB. 8s 1630 Abſ. 2, 1796. 2042. 

Aus der Ehe des Rentners G. iſt eine im Jahre 1901 geborene Tochter 
hervorgegangen. Das Amtsgericht hatte Bedenken gegen die Richtigkeit 
und Vollſtändigkeit des von dem Vater des Kindes gemäß § 1640 eingereichten 
Verzeichniſſes über den Nachlaß der Mutter. Nachdem der Vater eine im 
Wege gütlicher Einigung herbeigeführte Auseinanderſetzung abgelehnt hatte, 
wurde ihm die Vertretung des Kindes inſoweit entzogen, als es ſich um die 
Frage handelte, ob eine Auseinanderſetzung zwiſchen ihm und dem Kinde 
hinſichtlich des Nachlaſſes der Mutter ſtattfinden ſolle. Die Beſchwerde gegen 
dieſen Beſchluß hatte keinen Erfolg. Auch die weitere Beſchwerde wurde 
zurückgewieſen aus folgenden Gründen: 

„Das Landgericht hat die Verpflichtung des Beſchwerdeführers zur 
Auseinanderſetzung mit dem Kinde zutreffend aus der Vorſchrift des § 2042 
BGB. entnommen, daß jeder Miterbe jederzeit die Auseinanderſetzung ver⸗ 


o 
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langen kann. Ob das Kind ein ſolches Verlangen an den Beſchwerdeführer 
richten ſoll, iſt Gegenſtand der gegenwärtigen Entſcheidung. 

Kommen Umſtände zur Kenntnis des Vormundſchaftsgerichts, welche 
dafür ſprechen, daß die Auseinanderſetzung zwiſchen dem Vater und dem Kinde 
wegen des von erſterem verwalteten Vermögens im Intereſſe des Kindes 
geboten iſt, und daß bei der Entſcheidung, ob ſie ſtattfinden ſoll, das Intereſſe 
des Kindes zu dem des Vaters in erheblichem Gegenſatz ſteht, fo hat das Vorm. 
Gericht zu prüfen, ob die Vorausſetzungen der 88 1796. 1630 Abſ. 2 S. 2 BGB. 
vorliegen. Darüber, ob die Auseinanderſetzung erfolgen ſoll, hat an ſich gemäß 
8 1627 BGB. der Vater des Kindes als Verwalter des Vermögens desſelben 
zu entſcheiden. In einem ſolchen Fall iſt aber zu erörtern, ob nicht bei der Ent- 
ſcheidung der beregten Zweckmäßigkeitsfrage die Intereſſen des Vaters und 
des Kindes in einem ſolchen erheblichen Gegenſatz ſtehen, daß es gerecht— 
fertigt iſt, inſoweit die geſetzliche Vertretung des Kindes dem Vater zu ent— 
ziehen, alſo die Entſcheidung, ob das Kind vom Vater die Auseinanderſetzung 
verlangen ſoll, in andre Hand als die des Vaters zu legen (vgl. KGJ. 31 A, 10; 
Recht 15, 2525). Die Frage, ob ein ſolcher Intereſſengegenſatz beſteht, hat 
das Vorm.⸗Gericht nach ſeinem freien, pflichtmäßigen Ermeſſen zu entſcheiden. 
Darauf, daß das Gericht von dieſem Ermeſſen einen unangemeſſenen Ge— 
brauch macht, den Intereſſengegenſatz mit Unrecht angenommen habe, kann 
die weitere Beſchwerde nach § 27 FGG. nicht geſtützt werden, es fei denn, 
daß bei der Ausübung des Ermeſſens weſentliche tatſächliche oder rechtliche 
Geſichtspunkte überſehen ſeien. Die Ausführungen des Landgerichts laſſen 
aber einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Der Beſchwerdeführer hat geltend 
gemacht, daß ein erheblicher Gegenſatz zwiſchen ſeinem und ſeines Kindes 
Intereſſe nur im Fall ſeiner Wiederverheiratung eintreten könne, alsdann 
aber der § 1669 BGB., welcher die Verpflichtung zur Auseinanderſetzung 
begründet, in Betracht komme und die einfache Möglichkeit eines Intereſſen⸗ 
gegenſatzes zur Entziehung der Vertretungsmacht nicht genüge. Allerdings 
iſt richtig, daß Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des 81796 BGB. iſt, 
daß ein Intereſſengegenſatz der dort bezeichneten Art wirklich beſteht, und die 
bloße Möglichkeit, daß ſich ein ſolcher ergeben könne, nicht ausreicht (dgl. 
RIA. 2, 221 OCLGgRſpr. 4, 119; KGJ. 29 A, 28). Allein das Landgericht 
hat für den vorliegenden Fall rechtlich bedenkenfrei das Beſtehen eines er- 
heblichen Gegenſatzes zwiſchen dem Intereſſe des Beſchwerdeführers und dem 
des Kindes feſtgeſtellt. Ein Intereſſengegenſatz liegt vor, wenn die Intereſſen 
der Beteiligten derart verſchieden ſind, daß die Förderung des einen Intereſſes 
nur auf Koſten des anderen geſchehen kann (K GJ. 29 A, 24). Daß vorliegend 
das Intereſſe des Kindes auf die Herbeiführung der Auseinanderſetzung mit 
dem Beſchwerdeführer gerichtet iſt, ſtellt eine Annahme der Vorinſtanzen dar, 
die rechtlich nicht zu beanſtanden iſt. Insbeſondere liegt die genaue Feſtſtellung 
des Nachlaſſes ſeiner Mutter und dementſprechend des ihm aus demſelben zu- 
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fallenden Vermögens weſentlich im Intereſſe des Kindes. Anderſeits iſt das 
eigene Intereſſe des Beſchwerdeführers auf die Aufrechterhaltung der Erb⸗ 
gemeinſchaft mit dem Kinde gerichtet, indem es für ihn nach Lage der Um⸗ 
ſtände offenbar von wirtſchaftlichem Wert iſt, nicht genötigt zu ſein, größere 
Teile des von ihm verwalteten, ſeinen Zwecken dienſtbar gemachten Vermögens 
ſeiner Frau auszuſcheiden und dem Kinde zu überweiſen. Hiernach geht das 
Intereſſe des letzteren nicht in der gleichen, ſondern gerade in der entgegen⸗ 
geſetzten Richtung wie das des Beſchwerdeführers. Der ſchon hieraus ſich er⸗ 
gebende Gegenſatz der beiden Intereſſen iſt noch beſonders dadurch in die 
Erſcheinung getreten, daß der Beſchwerdeführer es abgelehnt hat, die ihm an⸗ 
geſonnene Auseinanderſetzung mit dem Kinde herbeizuführen. Iſt aber hier⸗ 
nach das Beſtehen eines erheblichen Gegenſatzes zwiſchen den Intereſſen des 
Beſchwerdeführers und denjenigen feines Kindes rechtlich bedenkenfrei feſt— 
geſtellt, ſo iſt es als gerechtfertigt anzuerkennen, dem Beſchwerdeführer die 
Vertretung des Kindes für die Entſcheidung der Frage, ob die Auseinander⸗ 
ſetzung des Kindes mit dem Beſchwerdeführer ſtattfinden ſoll, zu entziehen 
(vgl. auch KGJ. 35 A, 9.“ 

Beſchluß des KG. zu Berlin (Sen. la) v. 8. Dez. 1916. 1a X. 918/16. 

SchlHolſt Anz. 1917, 153. 


222. Haftung des Vormundes bei einer Teilung der vormundſchaftlichen 
Geſchäfte. 
Vgl. 63 Nr. 163 m. N. 
BGB. 88 1797. 1833. 

Der Beklagte war der Vormund des Klägers; Mitvormund war der 
Bankier Curt M., Mitinhaber der Firma Hermann M., welche im Auguſt 1902 
ihre Zahlungen einſtellte. Damals betrug das Guthaben des Klägers bei 
der Firma mehr als 270000 . Der Kläger behauptete, durch den Zufammen- 
bruch der Firma einen Schaden von etwa 150000. erlitten zu haben, für 
den ihm der Beklagte aus ſchuldhafter Verletzung feiner Pflichten als Vor— 
mund zu haften habe. — Das Oberlandesgericht hat entgegen dem Landgericht 
die Klage abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Zwiſchen Vormund und Mündel beſteht ein familienrechtliches Schutz 
und Verpflichtungsverhältnis. Der Vormund haftet für die volle im Ver— 
kehr erforderliche Sorgfalt. Verletzt er dieſe ſchuldhaft, ſo iſt er zum Erſatz 
des hierdurch dem Mündel entſtehenden Schadens verpflichtet (BGB. §§ 1833 
Abſ. 1 Satz 1, 276). Das Verſchulden wird regelmäßig nicht dadurch aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Vormund zu dem vollzogenen Rechtsgeſchäft die Ge⸗ 
nehmigung des Vorm.-Richters erlangt hatte; denn die Genehmigung iſt 
nur eine Sicherungsmaßregel im Intereſſe des Mündels, ſie dient nicht zur 
Deckung des Vormunds. Maßgebend für die Beurteilung der Sorgfalts⸗ 
pflicht iſt die Lage der Dinge zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts; 
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daß ſpäter aus nicht vorherſehbaren Ereigniſſen ein Nachteil entſtanden ift, 
begründet die Haftung nicht. 

Mitvormünder haben die Vormundſchaft gemeinſchaftlich zu führen 
(BGB. 81797 Abſ. 1 Satz 1); ſie müſſen alſo die Vertretung wie die Ver⸗ 
waltung mit geſamter Hand ausüben. Erfordert die Sachlage eine Teilung 
der vormundſchaftlichen Geſchäfte, ſo können die Mitvormünder ſie unter⸗ 
einander vornehmen; mit voller Rechtswirkung kann ſie aber nur durch eine 
(nicht an Schriftform gebundene) Verfügung des Vorm.⸗Gerichts angeord⸗ 
net werden. Dabei darf jedem Mitvormunde ein beſtimmter Wirkungskreis 
zugeteilt werden. Innerhalb dieſes führt er die Vormundſchaft ſelbſtändig, 
alſo mit alleiniger Verantwortung, auch dem Mündel gegenüber, es ſei denn, 
daß ein Vormund dem andern gegenüber zugleich mit der Aufſicht betraut 
wurde, welchenfalls die Geſamthaftung der Vormünder nach außen der Vor⸗ 
ſchrift in § 1833 Abſ. 2 Satz 2 zu entnehmen iſt. 

Dem Beklagten wird zur Laſt gelegt, daß er nach dem am 1. Sept. 1901 
erfolgten Tode der Witwe N., Mutter des Klägers, Mündelgeld beim Bank⸗ 
hauſe Hermann M. eingelegt, ferner daß er unterlaſſen habe, die dort ſchon 
verwahrten Gelder herauszuziehen und mündelmäßig anzulegen, inzwiſchen 
aber für die erforderliche Sicherſtellung der Hinterlegungsgelder zu ſorgen. 
Demgegenüber weiſt der Beklagte darauf hin, daß dieſe Maßnahmen nicht 
zu dem ihm vormundſchaftsgerichtlich zugewieſenen Wirkungskreiſe gehört 
hätten, vielmehr lediglich Sache des Mitvormundes Curt M. geweſen ſein 
würden. Wäre dies zutreffend, ſo wäre allerdings nach dem eingangs Be⸗ 
merkten die Haftung des Beklagten aus dieſem Geſichtspunkte ausgeſchloſſen. 
Der Einwand des Beklagten wird vom Zeugen B. voll beſtätigt. Der Zeuge 
hat als zuſtändiger Vorm.⸗Richter die vom Beklagten beantragte ganz genaue 
Abgrenzung der Wirkungskreiſe der beiden Vormünder genehmigt und den 
beiden Vormündern dies eröffnet. Der Beklagte hatte darnach, was das Ver⸗ 
mögen anlangt, lediglich die Abrechnung der Bauten, die Abſchätzung der 
Grundſtücke, ihre Verwertung, die Einziehung der Außenſtände, die Abliefe⸗ 
rung der eingezogenen Gelder an M. zu beſorgen; M. dagegen hatte die Ver⸗ 
waltung der eingegangenen Gelder und ihre zinsbare Anlegung zu beſorgen. 
Jeder der beiden Vormünder war in ſeinem Wirkungskreiſe vollkommen ſelb⸗ 
ſtändig. Eine Aufſichtspflicht des Beklagten über den Mitvormund beſtand 
alſo nicht. — — — Es könnte auffallen, daß die Teilung in den Beſtallungen 
der Vormünder nicht erwähnt iſt. Aber dies erklärt ſich daraus, daß die Be⸗ 
ſtallungen vor der richterlichen Teilungsverfügung hinausgegeben worden 
ſind und ein der Verfügung entſprechender nachträglicher Vermerk auf den 
Beſtellungen offenbar für entbehrlich erachtet oder ſeine Anbringung überſehen 
worden iſt. Erſteres ift um fo eher anzunehmen, als die Beſtallung keine Voll⸗ 
macht oder Legitimationsurkunde, ſondern nur ein Zeugnis über die erfolgte 
Beſtellung iſt, auch nicht die Bedeutung hat, daß der gutgläubige Dritte ſich 
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unbedingt auf die Richtigkeit der Angaben der Beſtallung verlaſſen kann, 
und keineswegs die Möglichkeit ausſchließt, daß inzwiſchen Anderungen der 
Vertretungsmacht, die ſich aus der Beſtallung nicht ergeben, eingetreten ſind 
(Motive zu $ 1645 Entw. 4, 1079). 

Einen weiteren Grund für die Haftung des Beklagten ſoll der Umſtand 
abgeben, daß er beantragt hat, Curt M. als Mitvormund zu beſtellen. Der 
Beklagte haftet aus feinem Vorſchlage aber nicht, weil der Vorm. ⸗Richter 
ſelbſtändig und Amts wegen zu prüfen hatte, ob M. die geeignete Perſon 
war. Nur für den nicht vorliegenden Fall könnte eine Haftung des Beklagten 
in Frage kommen, wenn er den Richter über die Perſon Curt Ms. getäuſcht 
hätte. Das war aber garnicht möglich, weil der Richter M. ſchon vor jenem 
Vorſchlage genau kannte. Der Beklagte iſt alſo für die Wahl Ms. nicht ver⸗ 
antwortlich; ob der Richter es iſt, kommt hier nicht in Frage. 

Endlich wird dem Beklagten noch zur Laſt gelegt, daß er nicht darauf 
beſtanden habe, daß zu dem Vermögen Ms. und feines Onkels das Konk. 
Verfahren eröffnet wurde, denn dadurch wäre die Anfechtung aller Deckungs⸗ 
und Schiebungsgeſchäfte ausgeſchloſſen worden. Hierzu war aber nicht der 
Beklagte, ſondern höchſtens das Vorm.-Gericht verpflichtet; die Nichter- 
öffnung des Konkurſes gibt alſo keinen Haftungsgrund gegen den Beklagten, 
zumal da nach der Angabe Ls. und Ks. bei einem Konk.-Verfahren eine ge- 
ringere Dividende zu erwarten geweſen wäre als bei dem Liquidationsver⸗ 
fahren. Außerdem iſt nicht abzuſehen, warum der Beklagte gegenüber dem ein— 
ſtimmigen Beſchluß der Gläubiger, vom Konk.-Verfahren Abſtand zu nehmen, 
deſſen Einleitung als die unbedingt vorteilhaftere Maßregel hätte erachten 
und veranlaſſen ſollen. 

Wollte man trotz der vorſtehenden Ausführungen die objektive Verletzung 
einer dem Beklagten obliegenden Sorgfalt darin finden, daß die Gelder des 
Klägers beim Bankhauſe M. eingelegt oder doch dort belaſſen worden ſind, 
jo müßte doch nach dem Stande der Beweisergebniſſe die Schuld des Be— 
klagten verneint werden. Denn nach den glaubhaften Zeugenausſagen iſt 
für bewieſen anzuſehen, daß das Bankhaus bis zur Zahlungseinſtellung ganz 
allgemein (auch in Bankkreiſen) einen vorzüglichen Ruf beſaß, ſo daß niemand 
Bedenken trug, dem Hauſe größere Summen anzuvertrauen, und daß der 
Zuſammenbruch des Bankhauſes ganz unerwartet und von der Allgemeinheit 
nicht vorherſehbar eintrat. Unter dieſen Umſtänden läßt ſich daraus, daß dem 
Bankhauſe die Gelder anvertraut wurden und ihre Rückforderung nicht rück⸗ 
ſichtslos betrieben worden iſt, wohl gegen keinen Beteiligten, keinesfalls gegen 
den Beklagten ein begründeter Vorwurf erheben. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (8. Sen.) v. 3. Okt. 1916. M. w. N. 
F- ch. 
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223. Verzögerung der Mängelrüge durch zweimalige Unterſuchung 
der Ware. 
Vgl. 50 Nr. 259 m. N.; 62 Nr. 21. 
HGB 8 377. 

Die Klägerin hatte am 24. März 1916 vom Beklagten 200 Kiſten gelbe 
Kernſeife unter Gewährleiſtung eines Fettgehalts von 55 bis 600% gekauft. 
Sie behauptete, daß die ihr gelieferte Ware einen erheblich geringeren Fett- 
gehalt aufgewieſen habe und beanſpruchte mit der Klage Erſtattung des Minder⸗ 
werts mit 5661,40 % nebſt Zinſen. Der Beklagte beſtritt das Vorbringen der 
Klägerin und wandte ein, daß die Ware wegen verſpäteter Mängelanzeige 
als genehmigt zu gelten habe. Die Ware ſei von der Klägerin verſpätet, näm⸗ 
lich erſt am 26. März 1916 abgenommen worden; erſt am 7. April habe der 
Beklagte die vom 4. April datierte Mängelanzeige erhalten. Die Klägerin 
erwiderte, ſie habe die Seife erſt am 27. März abgenommen und abnehmen 
können; ſie habe dann alsbald die Unterſuchung auf Fettgehalt in ihrem Fa⸗ 
briklaboratorium vornehmen laſſen, und als ſie am 29. März das für den 
Beklagten ungünſtige Ergebnis erfahren habe, Proben an den Handelschemiker 
Sch. geſandt, um durch dieſen eine gänzlich unparteiiſche und einwandfreie 
Analyſe bewirken zu laſſen. Das Ergebnis ſei ihr am 2. April, einem Sonntag, 
zugegangen. Da der Mitgeſellſchafter B. in Belgien und der hier aufhältliche 
Mitinhaber K. tagsüber für Heereszwecke in Altona beſchäftigt ſei, ſeien alle 
Eingänge dem Letztgenannten in die Privatwohnung geſandt worden. So 
habe er auch die Analyſe erſt am Abend des 3. April geſehen. Wenn er dann 
am 4. April die Mängelanzeige abgeſandt habe, ſo ſei das entſprechend der 
Vorſchrift des 8 377 HGB. geſchehen. — Die Klage wurde abgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Der Entſcheidung des Landgerichts iſt beizutreten. Unterſtellt man, 
daß die Klägerin die gekaufte Kernſeife am 27. März abgenommen hat, ſo 
kann eine am 4. April abgeſandte Mängelanzeige nicht als der geſetzlichen 
Vorſchrift entſprechend angeſehen werden. 

Mit Recht führt die Nebenintervenientin (von welcher die Beklagte ge— 
kauft hatte) aus, daß die Klägerin von Anfang an die Erledigung der Ange— 
legenheit durch Vornahme der doppelten Unterſuchung verzögert hat. Es iſt 
zwar der Klägerin darin beizuſtimmen, daß das Geſetz den Käufer nicht zu 
leichtfertigen und unbegründeten Beanſtandungen zwingen will. Auch mag 
zu erwägen ſein, daß — wie der Beklagte ſelbſt hat vortragen laſſen — Ana⸗ 
lyſen zu voneinander abweichenden Ergebniſſen führen können. Immerhin 
entſprach eine „vorläufige“ Unterſuchung nicht der geſetzlichen Vorſchrift, 
daß der Käufer die Ware unverzüglich nach der Ablieferung durch den Ver⸗ 
käufer, ſoweit dies nach ordnungmäßigem Geſchäftsgange tunlich iſt, zu unter⸗ 
ſuchen und, wenn ſich ein Mangel zeigt, dem Verkäufer unverzüglich Anzeige 
zu machen hat. Entweder war die Prüfung im eigenen Laboratorium eine 
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verläßliche. Dann war die Klägerin gehalten, das ungünſtige Ergebnis ſofort 
dem Beklagten mitzuteilen. Oder aber die Unterſuchung war für die Ent⸗ 
ſchließung der Klägerin nicht maßgebend. Dann hatte es auch keinen Sinn, 
ſie zunächſt einmal vornehmen zu laſſen. Jedenfalls ging die dadurch verur⸗ 
ſachte Verzögerung auf Gefahr der Klägerin. Wäre die Abweichung des Be⸗ 
fundes von der gewährleiſteten Beſchaffenheit der Ware nur geringfügig ge⸗ 
weſen, ſo würde vielleicht ein Verfahren, welches völlige Sicherheit zu ſchaffen 
ſucht, zu billigen ſein. So aber lag die Sache hier nicht. Es wäre daher Sache 
der Klägerin geweſen, dem Beklagten ſchon am 29. März Mitteilung zu machen, 
wobei ſie ſich ihre endgültige Erklärung vorbehalten konnte. 

Aber auch von dieſen Erwägungen abgeſehen muß die Mängelanzeige 
v. 4. April als verſpätet angeſehen werden. Das Ergebnis der von Sch. vor⸗ 
genommenen Analyſe war am Sonntag dem 2. April in die Hände der Klä⸗ 
gerin gelangt. Nichts ſtand im Wege, die Anzeige am 3. April zu erſtatten. 
Wenn ſelbſt die beſonderen Verhältniſſe des Kriegszuſtandes berüdjichtigt 
werden, ſo kann doch nicht anerkannt werden, daß in einem Geſchäfte, das 
zwei Prokuriſten beſchäftigt, eine ordnungmäßige Erledigung der ſtreitigen 
Angelegenheit behindert war. Es handelt ſich nicht um weittragende Ent⸗ 
ſchließungen, ſondern um die Erſtattung einer einfachen Anzeige. Der Mit⸗ 
inhaber der Klägerin, K., wußte, daß der Eingang des Unterſuchungsergeb⸗ 
niſſes bevorſtand, und er wußte oder mußte wiſſen, was das Geſetz zur Wahrung 
ſeiner Rechte von ihm verlangte. Er hätte daher ſeinen Prokuriſten vorher 
Anweiſung darüber erteilen müſſen, was mit dem Eingange zu geſchehen hatte. 
Daß den Prokuriſten die Zeit gefehlt habe, die ihnen zugemutete einfache 
geſchäftliche Handlung vorzunehmen, wird die Klägerin nicht im Ernſte be⸗ 
haupten wollen. Für eine beſchleunigte Mängelanzeige Sorge zu tragen, 
wäre im vorliegenden Fall um ſo mehr Pflicht der Klägerin geweſen, als 
die von ihr bisher getroffenen Maßregeln ſchon an ſich die Angelegenheit ver⸗ 

zögert hatten. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 24. Febr. 1917. B. & K. w. 
M. Schl. Bf. VI. 306/16. Nö. 


224. Rechtliche Bedeutung des Schiffsvermögens. 

Vgl. 48 Nr. 283; 55 Nr. 152. 

Binnen SchG. 8 4; HGB. § 486. 
Beide Parteien haben Baggereibetriebe, arbeiten auch zum Teil gemein- 
ſam und beſitzen Fahrzeuge, die ihnen zuſammen gehören. Am 26. Mai 1913 
wurde eine Schute der Klägerin im Schlepp des Dampfers „Elbe“, der beiden 
Teilen gehörte und zur Binnenſchiffahrt verwandt wurde, auf einer Fahrt 
im Kaiſer Wilhelm⸗Kanal von dem Dampfer „Emma“ angerannt und beſchä⸗ 
digt. Die Klägerin maß die Schuld an dem Zuſammenſtoß der Führung der 
„Elbe“ bei und klagte gegen die Beklagte auf Entſchädigung wegen des an⸗ 
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gerichteten Schadens in Höhe von 6711,45 % nebſt Zinſen. — In 1. Inſtanz 
wurde erkannt, daß die Beklagte zur Duldung der Zw.⸗Vollſtreckung in den 
gemeinſamen Dampfer „Elbe“ wegen des Klaganſpruchs in voller Höhe 
verurteilt werde. Die Beklagte legte Berufung ein und beantragte, das Ur⸗ 
teil inſoweit aufzuheben, als es fie zur Zahlung von mehr als 3355,73, 
nebſt Zinſen und der Hälfte der Koſten verurteilt habe. Sie erklärte, daß ſie 
die Schuldfrage nicht mehr beſtreiten, ſondern ihre Berufung auf die Frage 
beſchränken wolle, ob fie wegen des ganzen Schadens zur Duldung der Zw.- 
Vollſtreckung habe verurteilt werden dürfen. Dieſe Frage wurde vom Ber.- 
Gericht mit folgender Begründung bejaht: 

„Die Beklagte beſchwert ſich jetzt nur mehr darüber, daß ſie wegen des 
ganzen Schadens verurteilt iſt; ſie hat ausgeführt, daß für die Klägerin, weil 
ihr der Dampfer ‚Elbe‘ zur Hälfte mit gehöre, aus dem Verſchulden ſeiner Be- 
ſatzung ein Anſpruch nur auf die Hälfte des geſamten Schutenſchadens habe 
HRentſtehen können; zur andern Hälfte ſei ein Anſpruch unmöglich, weil Gläu⸗ 
biger und Schuldner dieſelbe Perſon ſeien. Dieſe Ausführung iſt im Hinblick 
darauf, daß es ſich um einen aus dem Schiffsvermögen zu deckenden Schaden 
handelt, nicht für zutreffend zu erachten. 

Der Begriff des Schiffsvermögens, der im Geſetze mit den Worten zum 
Ausdruck gebracht iſt, daß der Schiffseigner (Reeder) nicht perſönlich, ſondern 
nur mit Schiff und Fracht haftet (Binn SchGeſ. 8 4; HGB. 8 486), iſt für die 
Binnenſchiffahrt kein andrer als im Seerecht, vielmehr dieſem nachgebildet. 
Es iſt zwar ein Teil des dem Schiffseigner oder Reeder überhaupt gehörenden 
Vermögens, weshalb die Rechtſprechung des höchſten Gerichts es verneint 
hat, daß einem Reeder oder Schiffseigner ein Kolliſionsanſpruch auf Schaden- 
erſatz gegenüber feinem eigenen Schiffsvermögen zuſtehen könne (RGEntſch. 
45, 50 ff, in Seuff A. 55 Nr. 152), während es ihm wegen eines Hülflohns 
aus den beſonderen Geſetzesvorſchriften, welche einen Anreiz zur Bergung 
oder Hülfleiſtung in Seenot gewähren ſollen, ſolche Anſprüche gegen das eigene 
Schiffsvermögen nicht verſagt (RGEntſch. 32, 4 und SeuffA. 48 Nr. 283; 
Entſch. 58, 190), indem es davon ausgeht, daß das entſtandene Schiffsgläu⸗ 
bigerrecht als ein dinglicher Anſpruch gegen das Schiffsvermögen, als gegen 
ein Sondergut des Reeders, nach Analogie der Eigentümerhypothek zu be— 
handeln ſei. Dementſprechend iſt auch anerkannten Rechtens, daß ein vor⸗ 
handenes Schiffsgläubigerrecht auf den Reeder oder Eigner des verſchuldeten 
Schiffes übergehen kann (HanſGZ. 1899 Nr. 83; Mittelſtein Schiffspfandr. 198; 
Schaps Seer. § 754 Anm. 3). Muß man aber anerkennen, daß das Recht des 
Schiffsgläubigers einen dinglichen Anſpruch gegen das Sondergut des Schiffs⸗ 
vermögens darſtellt, ſo gilt das um ſo mehr, wenn dieſes Sondergut nicht dem 
Gläubiger allein, ſondern ihm in Gemeinſchaft mit andern Perſonen gehört, 
er alſo nur als Miteigentümer in Betracht kommt. Man kann dann nicht ſagen, 
daß in einem ſolchen Falle das Gläubigerrecht zum Anteil des Gläubigers an 
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dem verhafteten Schiffsvermögen durch Konfuſion erlöſche oder nicht zur Ent⸗ 
ſtehung gelange, ſondern man muß daran feſthalten, daß der Schiffsgläubiger 
als ſolcher mit den aus mehreren Perſonen beſtehenden Schiffseignern kein 
identiſches Rechtsſubjekt darſtellt, und daß mit dem Schiffsgläubigerrecht 
die ihm zugrunde liegende perſönliche Forderung untrennbar verbunden iſt. 
Was insbeſondere den Kolliſionsgläubiger betrifft, ſo muß er, wenn das ſchul⸗ 
dige Schiff in ſeinem Miteigentum ſteht, nach den obigen Grundſätzen i. S. 
des § 4? BinnSchG. als ein Dritter angeſehen werden, dem durch Verſchulden 
der Schiffsbeſatzung Schaden zugefügt iſt (ſo für das Seerecht Boyens Seer. 1, 
Art. 452 unter 9, S. 204), und der ſich demgemäß für feinen ganzen Schaden 
an das in ſeinem Miteigentum ſtehende Schiff halten kann. Dabei kommt nicht 
in Betracht, ob und inwieweit der Schadenerſatz, der aus dem Schiffsvermögen 
gezahlt wird, bei Abrechnung der Partner unter ſich demnächſt wieder zur 
Verrechnung gelangt, eine Eigentümlichkeit, die ihre Begründung in den Rechts⸗ 

ſätzen über die Gemeinſchaft findet. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 14. Juli 1917. H. & G. (Kl.) 
w. van der V. Bf. II. 94/15. B. 
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II. Verfahren. 


225. Grtliche Zuftändigfeit für den Wandelungsanſpruch, wenn die 
Ware verſteigert iſt. 
Vgl. 71 Nr. 120. 
ZPO. 8 29; BGB. $$ 269. 462. 

Der Kläger, der von der Beklagten im Oktober 1915 Kartoffeln gekauft 
und geliefert erhalten hatte, klagte mit der Behauptung, daß die Kartoffeln 
verfault und erfroren geweſen ſeien, beim Landgericht zu B. auf Wandelung 
und Schadenerſatz mit dem Antrage, die Beklagte zur Zahlung von 1027,15 
nebſt Zinſen zu verurteilen. — Das Landgericht verwarf die Einrede der ört⸗ 
lichen Unzuſtändigkeit des angerufenen Gerichts, was das Oberlandesgericht 
beſtätigte. Aus den Gründen: 

„— — — Die Zuſtändigkeit war auf Grund von § 29 ZPO. zu bejahen. 
Die ‚Itreitige Verpflichtung“ i. S. der angezogenen Geſetzesſtelle bildet die 
Verpflichtung des Verkäufers gegenüber dem ö des wandelnden 
Klägers auf Rückzahlung des Kaufpreiſes. 

Für dieſen Anſpruch aus der Wandelung iſt aber nach der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts der Gerichtsſtand des Erfüllungsorts dort gegeben, wo⸗ 
hin die Ware auf Grund des Vertrags gelangt iſt. Dies hat auch dann zu 
gelten, wenn wie hier die Ware auf Antrag des Käufers verſteigert und der 
Erlös an den Käufer oder deſſen Bevollmächtigten ausgezahlt worden iſt. 
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Man könnte zunächſt auf den Gedanken kommen, in dieſem Falle trete der 
Erlös an die Stelle der Ware, und die Rückzahlung des Kaufpreiſes brauche 
der Verkäufer, wie ſonſt nur gegen Rückgabe der Ware, nur gegen Rückgewähr 
des an ihre Stelle getretenen Erlöſes zu bewirken, ſo daß die Erwägung, 
die zu der Rechtſprechung des Reichsgerichts geführt habe (RGEntſch. 50, 
272; 55, 111), daß der Käufer ſich nicht zur Rückgabe zu erbieten brauche, 
dem Verkäufer nur ein Zurückbehaltungsrecht zuſtehe und deshalb der Käufer 
die Ware nur dort zurückzugeben habe, wo ſie ſich mit Willen der Parteien 
befinde, auch für den Erlös Platz greife, der an ihrer Stelle in die Hände des 
Käufers gelangt iſt. Dieſer Gedanke muß aber an der Erwägung ſcheitern, 
daß es kein Zurückbehaltungsrecht an fälligen Geldforderungen wegen fälliger 
Geldleiſtungen gibt, die Erklärung eines ſolchen vielmehr die Bedeutung der 
Aufrechnung hat (Entſch. 83, 140; 85, 110). Nach der in der Entſcheidung des 
Reichsgerichts im Sächſel. 1900, 473 ausgeſprochenen Anſicht erleidet indeſſen 
die Zuſtändigkeit des Gerichts des Ortes, wohin die Ware gelangt war, ſelbſt 
durch deren Untergang keine Anderung. Die Schuld des Verkäufers aus der 
Wandelung des Vertrags iſt Bringeſchuld geworden (ebenſo Rſpr. 20, 291). 
Dieſer Anſicht tritt das Oberlandesgericht im Gegenſatz zu der Entſcheidung 
des Hanſeat. OLG. in SeuffA. 71 Nr. 120 bei. Da der Ort, wo die Ware 
bis zu ihrer Verſteigerung ſich auf Grund des Kaufvertrags befand, unſtreitig 
das im Bezirk des Landgerichts B. gelegene K. war, iſt die örtliche Zuſtändigkeit 


des angerufenen Gerichts gegeben. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 22. Sept. 1916. T. w. Sch. 


3.0. 67/16. F. ch. 


226. Nebenintervention des Erbſchaftskäufers zugunſten des mit einem 
Erbſchaftsanſpruch belangten Verkäufers. 
Vgl. 70 Nr. 91 m. N. 
ZPO. $ 66; BGB. 5 2030. 

Die Witwe R. hatte außer der Ehe den Kläger und die beiden Beklagten 
geboren und darauf am 28. Juni 1893 den R. geheiratet, der ſächſiſcher Staats⸗ 
angehöriger war und anerkannte, der Vater der beiden Beklagten zu ſein. 
Er iſt am 18. Jan. 1912 in L. verſtorben und hat ein großes Vermögen, aber 
kein Teſtament hinterlaſſen. Der Kläger behauptete, ebenfalls ein Sohn 
Rs. zu ſein, er klagte auf Feſtſtellung, daß er die rechtliche Stellung eines ehe⸗ 
lichen Kindes R.s habe. — In 1. Inſtanz wurde nach dieſem Antrage erkannt. 
In 2. Inſtanz verkündeten die Beklagten den Spinnereibeſſtzern R., an die 
ſie die Erbſchaft verkauft hatten, den Streit, und die beiden R. traten ihnen 
als Nebenintervenienten bei. Der Kläger beſtritt die Zuläſſigkeit der Neben⸗ 
intervention, die jedoch vom Oberlandesgericht In zuläſſig erklärt wurde 
mit folgender Begründung: 
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„Ob die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen eine Streitverkündung 
nach 872 ZPO. wirkſam erklärt werden kann, iſt nicht in dieſem Prozeſſe zu 
prüfen, ſondern muß und kann erſt in einem zwiſchen den Streitverkündern 
und den Streitverkündungsgegnern geführten Nachprozeſſe geprüft werden 
(RGeEntſch. 77, 364). Die gegenwärtige Entſcheidung hat ſich alſo nur mit 
der Beantwortung der Frage zu befaſſen, ob der Beitritt nach den Grund⸗ 
ſätzen über die Nebenintervention zuzulaſſen iſt. Zu erörtern iſt, ob die Voraus 
ſetzung des Beitritts nach $66 ZPO. vorliege, ob nämlich die Beigetretenen 
ein rechtliches Intereſſe' daran haben, daß die Beklagten! im anhängigen Rechts⸗ 
ſtreit obſiegen. 

Ein rechtliches Intereſſe i. S. dieſer geſetzlichen Vorſchrift iſt aber nicht, 
wovon anſcheinend der Kläger ausgeht, bloß dann anzunehmen, wenn die Rechts- 
kraft des Urteils im Prozeſſe der unterſtützten Partei mit einem Dritten für 
oder gegen alle — wie z. B. auf Grund von 8643 ZPO. — oder doch für 
oder gegen den Nebenintervenienten wirkt; ſondern es genügt, daß das er⸗ 
gehende Urteil für die zwiſchen dem Intervenienten und der Partei obrval- 
tenden rechtlichen Beziehungen eine Bedeutung hat, die ſich in der ſog. Tat⸗ 
beſtandswirkung (Reflexwirkung) äußert. Eine ſolche Wirkung, vermöge deren 
das Urteil durch ſeinen Inhalt die Rechtsſtellung des Nebenintervenienten 
erhält oder verändert, liegt z. B. vor, wenn das Ergebnis der Bemweisauf- 
nahme, wenn auch nicht mit rechtlicher Notwendigkeit, ſo doch im Hinblick 
auf die darauf geſtützten richterlichen Feſtſtellungen, den Intervenienten 
vor Anſprüchen der einen oder der anderen Partei zu ſchützen oder ihn ſolchen 
Anſprüchen auszuſetzen vermag (vgl. RGEntſch. 77, 364 und in Warneyers 
Rſpr. 1912 Nr. 350; OLG. Hamburg in OL GRſpr. 9, 53 a; Stein ZPO. 10 
Anm. III, 2 IV, 3 zu 8 66; Seuffert ZPO. 1 Anm. 20 zu 8 66). Zu den 
Fällen dieſer Art gehört der vorliegende. 

Zu entſcheiden iſt darüber, ob der Kläger durch nachfolgende Ehe ſeiner 
Eltern die Rechte eines ehelichen Kindes des verſtorbenen R. erworben hat 
(8 1780 ſächſ. BGB.). Iſt dieſe Frage zu bejahen, und deshalb der Kläger 
Erbe des Mannes, von dem er erzeugt worden zu ſein behauptet, ſo hat er nach 
§ 2030 BGB. den Erbſchaftsanſpruch des § 2018 gegen die Intervenienten, 
als Käufer der Erbſchaft, nicht von einzelnen Erbſchaftsgegenſtänden, und 
die Intervenienten werden dagegen nicht durch § 2366 geſchützt. Eine dem 
Kläger günſtige Entſcheidung würde alſo den Nebenintervenienten in ihrem 
Verhältniſſe zum Kläger als Beweisgrund nachteilig ſein, ſofern nicht etwa 
der Kläger ſich entſchlöſſe, dem Erbſchaftskauf beizutreten. Dieſelbe Ent⸗ 
ſcheidung würde unter derſelben Vorausſetzung auch das Verhältnis der Neben⸗ 
intervenienten zu den Beklagten nachteilig verändernd beeinfluſſen, ſofern 
erſtere, wie die letzteren begründeterweiſe hervorheben, dann genötigt wären, 
Gewährleiſtungsanſprüche aus 88 2376. 434 BGB. zu erheben. Auch die An 
fechtung des Erbſchaftskaufs mit der Folge der Nichtigkeit der dabei von der 
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Vertragſchließenden abgegebenen Erklärungen kann in Frage kommen. 
Nur würden nicht die Beklagten, wie ſie auszuführen verſuchen, ſondern die 
Intervenienten über Eigenſchaften der Perſonen der Vertragsgegner (als 
alleiniger Erben) und der Sache (die mit Rechtsmängeln behaftet iſt) geirrt 
haben und deshalb den Vertrag nach § 119 Abſ. 1 vbd. m. Abſ. 2 BGB. an⸗ 
zufechten vermögen. Im andern Fall, wenn verneint wird, daß der Kläger 
die Rechte eines ehelichen Sohnes des verſtorbenen R. habe, ergeben ſich aus 
der Entſcheidung des vorliegenden Rechtsſtreits Tatbeſtandswirkungen zu⸗ 
gunſten der Erhaltung des durch den Erbſchaftskauf geſchaffenen Rechtszu⸗ 
ſtandes, alſo zum Schutze der vermögensrechtlichen Verhältniſſe der Inter⸗ 
venienten. 

Dieſe haben deshalb i. S. des 866 ZPO. ein rechtliches Intereſſe am 
Obſiegen der Partei, der ſie zum Zweck ihrer Unterſtützung beigetreten ſind. 
Sie haben auch (vgl. § 71 Abſ. 1 Satz 2) ihr Intereſſe glaubhaft gemacht, 
weil nach der Erklärung des Klägers zu den vorliegenden Urkundenabſchriften, 
die den behaupteten Erbſchaftskauf ergeben, davon auszugehen iſt, daß er 
die Abfaſſung der in den Abſchriften wiedergegebenen Urkunden nicht be- 
ſtreiten will (§S 138 Abſ. 2 ZPO.). | 

Die Nebenintervention der den Streitverkündern Beigetretenen ift hier⸗ 
nach durch Zwiſchenurteil für zuläſſig zu erklären.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 21. Okt. 1915. O. w. L. 5 0. 65/15. 
F- ch. 


227. Koftenberechnung, wenn bei mehreren Beklagten im Urteil eine 
Koftentrennung vorgenommen ift. 
3PO. $ 100. 

Die Zivilprozeßordnung ſteht grundſätzlich auf dem Standpunkt, daß 
eine Verteilung der Koſten nach Bruchteilen die Regel bilden und eine Koſten⸗ 
trennung nur ausnahmsweiſe und nur in den vom Geſetz beſonders vorge⸗ 
ſehenen Fällen ſtatthaft ſein ſoll. Im vorliegenden Rechtsſtreit ſind durch die Ur⸗ 
teile des 2. Senats dieſes Gerichts vom 3. März und 4. Nov. 1910 und des 
Landgerichts v. 3. März 1916 den Klägern die den Beklagten 1) und 2) er⸗ 
wachſenen Koſten auferlegt worden, während die übrigen noch im Streit 
befindlichen Koſten, nämlich die Gerichtskoſten und die außerordentlichen 
Koſten der Kläger und des Beklagten 2), den Klägern in Höhe von 32 und dem 
Beklagten 2) in Höhe von ½ zur Laſt gelegt worden find, abgeſehen von ½ 
der Koſten der Reviſion gegen das Urteil v. 16. Febr. 1907, welche das Reichs⸗ 
gericht durch Urteil v. 28. Dez. 1907 bereits den Klägern auferlegt hatte. 

Die den Klägern aufgebürdeten Koſten der Beklagten 1) und 3) berechnen 
die Vorentſcheidungen auf zuſammen ½ aller Koſten des Rechtsſtreits mit 
der Begründung, daß der Kläger drei Streitgenoſſen verklagt habe und be⸗ 
züglich zweier unterlegen ſei. Dieſe Erwägung kann im Grundſatz nicht für 


384 228. Klage begründung. 


richtig erachtet werden. Sie könnte im einzelnen Fall zu unhaltbaren Er⸗ 
gebniſſen führen. Wenn beiſpielsweiſe zwei Streitgenoſſen verklagt würden 
und die gegen den einen Beklagten gerichtete Klage ſofort abgewieſen würde 
unter Belaſtung des Klägers mit den dieſen Beklagten betreffenden Koſten, 
während der andre Beklagte nach langwieriger und koſtſpieliger Beweisauf⸗ 
nahme verurteilt würde unter Auferlegung der ihn betreffenden Koſten, 
ſo wäre es unrichtig, wenn bei der Koſtenfeſtſetzung lediglich eine Halbierung 
der Koſten zwiſchen dem Kläger und dem zweiten Beklagten vorgenommen 
würde. Solche Verteilung würde der Sachlage und dem gegebenenfalls 
aus den Urteilsgründen zu ermittelnden Willen des Gerichts nicht gerecht. 

Da die Zivilprozeßordnung grundſätzlich nur eine Koſtenverteilung nach 
Quoten kennt, ſo muß eine Entſcheidung, die im Widerſpruch damit eine Koſten⸗ 
trennung vornimmt, bei der Feſtſetzung regelmäßig nach Maßgabe der Be— 
teiligung der einzelnen Streitgenoſſen ausgelegt werden (Stein ZPO. 
Dem. IV zu § 100). Nur wenn die Beteiligung der mehreren Streitgenoſſen 
eine ſachlich annähernd gleiche iſt, wird es daher berechtigt ſein, bei der Koſten⸗ 
feſtſetzung eine Verteilung lediglich nach Kopfteilen vorzunehmen (RGEntſch. 41 
Nr. 102 S. 400). j 

Wendet man dieſe Grundſätze auf den vorliegenden Fall an, jo ift zwar 
die Beteiligung der Beklagten eine zeitlich verſchiedene, inſofern über die gegen 
die Beklagten 1) und 3) gerichtete Klage bereits im Jahre 1910 entſchieden 
worden iſt, während der Rechtsſtreit gegen den Beklagten 2) noch jahrelangen 
Fortgang genommen hat. Entſcheidend iſt aber nicht das zeitliche Maß, ſon⸗ 
dern der Umfang der ſachlichen Beteiligung. Würdigt man dieſe im vorlie⸗ 
genden Fall, ſo erſcheint es allerdings billig und angemeſſen, die den Klä⸗ 
gern allein aufgebürdeten Koſten der Beklagten 1) und 3) mit zuſammen 
7 aller Koſten einzuſetzen, jo daß den Vorentſcheidungen im Ergebniſſe, 
wenn auch mit andrer Begründung, zuzuſtimmen war. 

Demgemäß ſind von den Koſten der oben erwähnten Reviſion, ſoweit 
ſie nicht das durch das Rev.⸗-Urteil v. 28. Dez. 1907 den Klägern allein zur 
Laſt gelegten Dritteil betreffen, alſo von den verbleibenden Zweidritteilen 
der Reviſionskoſten, den Klägern wiederum ¼ ͤ mit Recht abgeſetzt und nur 
1/, dieſer ½ der klägeriſchen Reviſionskoſten zur Verrechnung mit dem Be⸗ 
klagten 2) zugelaſſen worden. 5 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (FerZivSen.) v. 4. Aug. 1917. D. Erben 
Hu. Gen. w. PreußFFiskus. Bs. Z. II. 43/17. B. 


228. Maßgebend für das Urteil iſt die Anſpruchsbegründung. 
Vgl. 70 Nr. 227 m. N. auch 71 Nr. 122 m. N. 
ZERO. 5 2532. 325. 
Der Kläger hatte im Jahre 1911 ſein Grundſtück in D. Grdb. Bl. 4168 
an P. daſelbſt veräußert. Für die Vermittlung hatte er den Beklagten 11004 
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Mäklergebühr bezahlt. Im Auguſt 1911 hatte er dann gegen P. Klage erhoben 
auf Feſtſtellung, daß der Kaufvertrag zu Recht beſtehe. Dieſe Klage war aber 
abgewieſen worden, weil der Kläger den Käufer durch argliſtige Täuſchung 
zum Kaufabſchluß beſtimmt und dieſer deshalb mit Recht den Kauf nach 
8123 BGB. angefochten habe. Unter Berufung auf dieſe Entſcheidungen 
forderte der Kläger mit dem Bemerken, daß er nach wie vor die ihm zur Laſt 
gelegte argliſtige Täuſchung mit aller Entſchiedenheit in Abrede ſtelle, von 
den Beklagten die Mäklergebühr zurück. Die Klage wurde in beiden Inſtanzen 
abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Der Kläger ſtützt feinen Rückforderungsanſpruch (§S 812 BGB.) lediglich 
darauf, daß durch die Urteile im Vorprozeß der zwiſchen ihm und P. abge⸗ 
ſchloſſene Kaufvertrag förmlich für nichtig erklärt worden iſt. Bei der Be— 
gründung ſeines Anſpruchs bekämpft er indeſſen dieſe Urteile und beſtreitet, 
daß er ſich gegenüber P. der vom Landgericht und Oberlandesgericht feſt— 
geſtellten argliſtigen Täuſchung ſchuldig gemacht habe. Er will ſich darnach, 
wie er mit aller Deutlichkeit erklärt, lediglich die förmliche Rechtskraftwir— 
kung der Urteile zunutze machen. Das iſt unzuläſſig. Die Beklagten ſind an 
dem Rechtsſtreit, in welchem die Urteile ergangen ſind, weder als Haupt— 
partei noch als Nebenintervenienten beteiligt gewejen; ebenſowenig iſt ihnen 
der Streit verkündet worden; die Urteile ſind daher gegen ſie ohne förmliche 
Wirkung (vgl. 868 ZPO.). Der Kläger kann ſich demnach auf ihre Rechts— 
kraft gegenüber den Beklagten nicht berufen. Eine ſachliche Erörterung dar— 
über, ob der Kaufvertrag nach 8123 BGB. anfechtbar ſei, iſt für das Ber. 
Gericht ausgeſchloſſen, denn die Anſpruchsbegründung iſt für die Eutſcheidung 
maßgebend, in ihr ſchließt aber der Kläger gerade die Möglichkeit aus, eine 
Anfechtbarkeit des Kaufvertrags nach 8 123 BGB. feſtzuſtellen. Darnach muß 
er für den gegenwärtigen Rechtsſtreit gemäß ſeiner Klagebegründung gegen 
ſich gelten laſſen, daß ihm gegenüber der Kaufvertrag als rechtswirkſam an— 
geſehen wird. Darauf, ob die Beklagten im gegenwärtigen Rechtsſtreit die 
Anfechtbarkeit des Kaufvertrags behaupten, kommt gegenüber der maßgeben— 
den Bedeutung der Klagebegründung nichts an. Da nach ihr der Kläger ſelbſt 
nicht behauptet und ſogar in Abrede ſtellt, daß er die 1100.46 ohne rechtlichen 
Grund an die Beklagten bezahlt habe, fällt die Klage.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 23. März 1916. J. w. F. 10. 4/16. 
F—ch. 


229. Uber die Anfechtung eines prozeſſualen Anerkenntniſſes. 
Vgl. 47 Nr. 234; 68 Nr. 182 m. N. 
3PO. $ 307; BGB. 88 119. 812. 

Es war gegen die Beklagten Klage erhoben auf Zahlung von 1376,77. 
nebſt Zinſen für käuflich gelieferte Waren und ausgeführte Arbeiten. Die 
Beklagten erkannten den Anſpruch an und baten um Friſt. Der Kläger be- 

Seufferts Archiv Bd. 72. 3. Folge Bd. 17 Heft 11/12. 27 
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antragte, die Beklagten dem Anerkenntnis gemäß zu verurteilen. Als dem⸗ 
nächſt der Kläger die Forderungen im einzelnen aufführte, fochten die Be⸗ 
klagten ihr Anerkenntnis wegen Irrtums und argliſtiger Täuſchung an und 
forderten es zurück, ſoweit es einen höheren Betrag als 304,24. betreffe, 
da die Forderung im übrigen ſie nichts angehe, ſondern gegen andre Schuld⸗ 
ner beſtehe. Widerklagend beantragten ſie, den Kläger zu verurteilen, die 
Rechte aus dem Anerkenntnis, ſoweit es 304,24. überſteige, nicht gegen fie 
geltend zu machen und auf dasſelbe zu verzichten. — Die Beklagten wurden 
ihrem Anerkenntnis gemäß verurteilt und mit der Widerklage abgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Die Beklagten wollen ihr im 1. Rechtszuge erklärtes prozeſſuales An⸗ 
erkenntnis anfechten und kondizieren. Es fragt ſich zunächſt, ob die Anfechtung 
überhaupt zuläſſig iſt. | 

Das Reichsgericht hat ausgeſprochen (vgl. JW. 1908, 71917), daß pro⸗ 
zeſſuale Erklärungen der Anfechtung nach Maßgabe der Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Rechts nicht unterliegen, ſondern daß für ſie, wie die Vorſchrift 
des § 290 ZPO. zeige, beſondere Regeln zu gelten haben. Dieſer Auffaſſung 
kann nur beigepflichtet werden. Die beſonderen Regeln werden dem Zivil- 
prozeßrecht zu entnehmen ſein. 

Im vorliegenden Falle handelt es ſich jedoch um eine Willenserklärung, 
die nicht lediglich eine prozeſſuale, ſondern auch eine materiell-rechtliche Seite 
hat. In prozeſſualer Hinſicht iſt die Erklärung, der Klaganſpruch werde an⸗ 
erkannt, eine einſeitige Willenshandlung, die dem Gericht gegenüber ab⸗ 
gegeben wird, wenn auch im Rahmen der mündlichen Verhandlung. Sie 
iſt denigemäß nicht an die Anweſenheit des Gegners gebunden. Sie bedarf 
nicht ſeiner Annahme, anderſeits bindet ſie den Erklärenden mit ihrer Abgabe. 
Ein lediglich in einem vorbereitenden Schriftſatz erklärtes Anerkenntnis hat 
ausſchließlich materiell-rechtliche Bedeutung und kann mangels Annahme durch 
den Gegner und demzufolge mangels Zuſtandekommens eines Anerkenntnis⸗ 
dertrages nur als Beweismittel von Erheblichkeit ſein. Das prozeſſuale An⸗ 
erkenntnis hat aber zugleich auch materiell-rechtliche Bedeutung wegen ſeiner 
Bezugnahme auf ein beſtimmtes Rechtsverhältnis und wegen ſeiner konſti⸗ 
tutiven Wirkung. 

Geht man von dieſer, beſonders von Stein (ZPO.! Bem. I zu § 307) 
betonten Auffaſſung aus, ſo ergibt ſich, daß die Anfechtung des prozeſſualen 
Anerkenntniſſes auf Grund der Vorſchriften des Bürgerl. Geſetzbuchs für zu⸗ 
läſſig erachtet werden muß. So auch OberſtL G. für Bayern in SeuffA. 47 
Nr. 234; OLG. Celle in OL GRſpr. 18, 57. 

Vorliegendenfalls erwies ſich die Anfechtung aber nicht als begründet. 
Die Beklagten wollen im Irrtum darüber gehandelt haben, daß ſie Schuldner 
der Klageforderung ſeien, während ſie dieſe tatſächlich nur zum kleinen Teil 
ſchuldeten; erſt nach Abgabe der Anerkenntniserklärung hätten ſie durch die 
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Spezifikation des Gegners die Entdeckung gemacht, daß im übrigen nicht ſie, 
ſondern andre Rechtsſubjekte die Schuldner ſeien. Die Beklagten haben dar⸗ 
nach, wenn ſie in der mündlichen Verhandlung die Erklärung abgaben, der 
Klaganſpruch werde anerkannt, nichts andres erklärt, als was ſie gewollt haben. 
Ihr Irrtum erſtreckte ſich nur auf den Beweggrund und war daher nach $ 119 
BGB. nicht beachtlich, ganz davon abgeſehen, daß die hier vorgeſehene Friſt 
nicht eingehalten worden iſt — — — ö 

Ebenſowenig konnte die Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung 
für begründet erachtet werden. 

Damit erledigt ſich ohne weiteres auch der weitere Einwand, Kläger 
habe durch die Geltendmachung des Anſpruchs gegen die Beklagten als 
Nichtſchuldner gegen die guten Sitten verſtoßen. — — — 

Der Kondiktionsanſpruch der Beklagten könnte nur auf $ 812 BGB. 
begründet werden, der in Abſ. 2 beſtimmt, daß als Leiſtung auch die durch 
Vertrag erfolgte Anerkennung des Beſtehens eines Schuldverhältniſſes zu 
gelten hat. Es muß ſich alſo um ein vertragmäßiges Anerkenntnis handeln. 
Das wid verkannt in dem Erkenntnis des OLG. Karlsruhe im ‚Recht‘ 1902, 
5882676, wo lediglich dem Umſtand entſcheidende Bedeutung beigemeſſen wird, 
daß die Vorſchrift des § 812 BGB. den unwiderruflichen Erwerb durch den 
Empfänger der Leiſtung treffen wolle, ſolcher Erwerb aber gleichermaßen 
beim gerichtlichen wie beim vertraglichen Anerkenntnis eintrete. Allein als 
ausſchlaggebend erſcheint vielmehr, daß der $ 812 BGB. den Fall behandeln 
will, daß jemand durch die Leiſtung eines andern auf deſſen Koſten etwas ohne 
rechtlichen Grund erlangt. Das kann für das vertragmäßige Anerkenntnis 
zutreffen, nicht aber für das gerichtliche. Denn hier erlangt der andre Teil 
durch das Anerkenntnis niemals etwas ohne rechtlichen Grund, er erlangt 
vielmehr etwas, worauf er kraft der prozeßrechtlichen Wirkſamkeit dieſes 
einſeitigen Anerkenntniſſes auf Grund der Vorſchrift des 8 307 ZPO. ein 
rein formales Recht hat. Auch bewirkt das prozeſſuale Anerkenntnis nicht die 
Feſtſtellung eines in Wahrheit garnicht beſtehenden, ſondern die Herſtellung 
eines neuen Schuldverhältniſſes, nämlich einer Judikatsſchuld im Rahmen 
des § 307 ZPO. Aus dieſen Erwägungen verbietet ſich die Anwendung des 
$ 812 BGB. auf das prozeſſuale Anerkenntnis, die angeſichts der klaren Aus⸗ 
drucksweiſe des § 2 auch nur im Wege der Analogie möglich wäre. Die herr⸗ 
ſchende Anſicht iſt zu dem gleichen Ergebnis gelangt. 

Der Berufung mußte ſonach der Erfolg verſagt werden.“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 8. Mai 1917. B. (Kl.) w. 
F. u. Gen. Bf. III. 363/16. a B. 
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230. Die Umwandlungsklage des § 323 SPO. im Verhältnis zum 
ausländiſchen Recht. 
ZPO. § 323; BGB. $ 1708; Einf G. Art. 21. 

Der Kläger iſt durch das rechtskräftige Erkenntnis des Amtsgerichts J 
in Berlin v. 12. Febr. 1906 verurteilt, dem jetzigen Beklagten, als ſeinem un⸗ 
ehelichen Sohn, eine jährliche Rente von 600 zu zahlen. Dieſem Urteil lag 
die tatſächliche Feſtſtellung zugrunde, daß der am 14. Nov. 1881 in Krakau 
geborene Beklagte, deſſen Mutter zur Zeit ſeiner Geburt ihren Wohnſitz in 
Oſterreich hatte, nicht imſtande ſei, ſich ſelbſt zu ernähren, und daß der monat- 
liche Unterhaltsbetrag von 50 ½ angemeſſen ſei. Der Kläger hat auf Grund 
des 8 323 ZPO. mit dem Antrag Klage erhoben, das Urteil v. 12. Febr. 1906 
aufzuheben, indem er behauptet, daß ſich ſeine Vermögensverhältniſſe ver— 
ſchlechtert und die Verhältniſſe des Beklagten, der ſeinen eigenen Unterhalt 
erwerbe, verbeſſert hätten. Demnächſt hat er den Antrag geſtellt, die Zw. 
Vollſtreckung aus dem Urteil v. 12. Febr. 1906 inſoweit einzuſtellen, als ein 
jährlicher Unterhaltsbetrag von mehr als 300.46 gefordert werde. Das Amts- 
gericht hat dieſen Antrag mit der Begründung abgewieſen, daß eine weſent— 
liche Anderung der Verhältniſſe nicht dargetan ſei. Die gegen dieſen Beſchluß 
erhobene ſofortige Beſchwerde iſt vom Landgericht zurückgewieſen. Das 
Landgericht hält die Beſchwerde für unbegründet, weil die Klage des 8 323 
reichiſche Recht kenne eine dieſer Vorſchrift entſprechende Beſtimmung nicht, 
der 8323 enthalte aber im weſentlichen materielles Recht. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat der Kläger die weitere Beſchwerde erhoben. 
Die weitere Beſchwerde iſt, obgleich der Antrag des Klägers durch beide Be— 
ſchlüſſe der Vorrichter aus Gründen des materiellen Rechts abgewieſen iſt, zu— 
läſſig, weil die Entſcheidung des Landgerichts die Rechtslage des Klägers ver— 
ſchlechtert, welcher nach der Begründung des Amtsgerichts die vermißte Glaub— 
haftmachung nachholen könnte, nach der Begründung des Landgerichts dagegen 
außerſtande ſein würde, den Antrag zu wiederholen (RGeEutſch. 32, 57. 58). 

Dem Beſchwerdeführer iſt auch in der Annahme beizutreten, daß die 
Begründung des Landgerichts unrichtig iſt. Der in der Zivilprozeßordnung 
enthaltene 8323 Z) O. iſt öffentlichen Rechts und bezieht ſich daher auf alle 
Urteile, welche von deutſchen Gerichten erlaſſen find und werden. Er ſchließt 
ſich unmittelbar an den die Rechtskraft der Urteile betreffenden § 322 an, 
indem er die Rechtskraft derjenigen Urteile, welche ſich über wiederkehrende, 
künftig fällig werdende, nach beſtimmten Verhältniſſen der Parteien zu be— 
meſſende Leiſtungen verhalten, nur unter dem Vorbehalt der Abänderung 
im Fall der Veränderung der Verhältniſſe der Parteien anerkennt. Jedes 
Urteil dieſes Inhalts iſt daher reſolutiv bedingt. 

Aber auch wenn dieſe Bedeutung des 8323 außer Betracht bliebe und 
nur das materielle Recht zu berückſichtigen wäre, ſo würde im vorliegenden 
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Fall die Vorſchrift des 8323 auch dann zur Anwendung kommen müſſen, 
wenn das öſterreichiſche Recht keine dementſprechende Beſtimmung enthielte. 
Denn nach Art. 21 Einf G. z. BGB. iſt zwar die Unterhaltspflicht des Vaters 
gegenüber dem unehlichen Kinde nach den Geſetzen des Staats zu beurteilen, 
welchem die Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes angehörte, nach der wei⸗ 
teren Anordnung des Art. 21 können aber weitergehende Anſprüche von dem 
unehelichen Kinde nicht geltend gemacht werden als nach den deutſchen Ge⸗ 
ſetzen begründet ſind. Das judikatmäßige Unterhaltsrecht des unehelichen 
Kindes iſt aber nur von dem Fortbeſtehen der Verhältniſſe zur Zeit der Er⸗ 
laſſung des Urteils reſolutiv bedingt, ein größeres Recht ſteht daher auch einem 
ausländiſchen unehelichen Kinde nicht zu. 

Schließlich iſt aber auch die Annahme des Landgerichts nicht richtig, 
daß das öſterreichiſche Recht eine dem § 323 entſprechende Vorſchrift nicht ent⸗ 
halte (8 530 öſterreich. ZPO. v. 1. Aug. 1895).— — — 

Beſchluß des KG. zu Berlin (2. Fer ZivSen.) v. 1. Au: 1916 — H. 

w. M. W. 


231. Die Suftellung des Urteils an einen unrichtigen geſetzlichen 
Vertreter der prozeßunfähigen Partei hindert nicht die Rechtskraft. 
ZPO. §§ 516. 5794. 586 Abſ. 3. 

Zutreffend nimmt das Ber.⸗Gericht an, daß die Friſt zur Einlegung der 
Berufung durch die Zuſtellung v. 22. Okt. 1915 in Lauf geſetzt iſt, auch wenn 
die Beklagte damals nicht durch ihre richtigen geſetzlichen Vertreter vertreten 
geweſen ſein ſollte. Das Urteil, das ergeht, ohne daß die Partei ordnung⸗ 
mäßig geſetzlich vertreten iſt, iſt kein völliges Nichts, kein Nichturteil, deſſen 
Scheinwirkſamkeit jederzeit im Vollſtr.⸗Verfahren oder durch eine negative 
Feſtſtellungsklage beſeitigt werden könnte. Dies erkennt die Prozeßordnung 
dadurch an, daß fie für den Fall des Erlaſſes eines ſolchen Urteils im 8 579 
Nr. 4 die Nichtigkeitsklage gibt. Die Nichtigkeits⸗ wie die Reſtitutionsklage 
ſetzen nach § 578 Abſ. ! ein durch rechtskräftiges Urteil geſchloſſenes Verfahren 
voraus. Ob dies auch für die Nichtigkeitsklage des 8579 Nr. 4 gilt, iſt zwar 
ſtreitig, aber mit dem Reichsgericht (Entſch. 7, 361. 362 und 61, 418) anzunehmen. 
Die Beſtimmung des § 586 Abſ. 3 ZPO. rechtfertigt weder durch ihren ne⸗ 
gativen, die Anwendung der Vorſchriften des Abſ. 2 ausſchließenden, noch 
durch ihren poſitiven, den Beginn der Vorſchrift für die Erhebung der Nich⸗ 
tigkeitsklage aus 8 579 Nr. 4 regelnden Inhalt die Annahme, daß der im 8 578 
Abſ. 1 allgemein ausgeſprochene Grundſatz hier preisgegeben ſei. Nicht durch 
den negativen Inhalt, denn die Vorſchriften des Abſ. 2, deren Anwendung 
Abſ. 3 für den Fall des § 579 Nr. 4 ausſchließt, ſind nur die, daß die Friſt mit 
dem Tage beginnt, an dem die Partei von dem Anfechtungsgrunde Kenntnis 
erhalten hat, und daß nach Ablauf von 5 Jahren ſeit dem Tage der Rechts⸗ 
kraft die Klagen unſtatthaft ſind. Wenn im 1. Satze des Abſ. 2 weiter geſagt 
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iſt, daß die Friſt nicht vor eingetretener Rechtskraft des Urteils beginnt, ſo 
iſt hiermit nicht eine ſelbſtändige Vorſchrift dahin erlaſſen, daß die Klagen erſt 
nach Eintritt der Rechtskraft zuläſſig ſeien, ſondern es iſt nur der Beſtimmung 
über den Beginn des Friſtlaufs die aus dem Grundſatze des § 586 Abſ. ſich 
ergebende notwendige Folgerung beigefügt. Aber auch nicht durch ihren po— 
ſitiven Inhalt, denn es iſt hier nur beſtimmt, von welchem Zeitpunkte die 
Notfriſt für die Nichtigkeitsklage des § 579 Nr. 4 läuft; darüber, ob zuvor das 
Urteil Rechtskraft erlangt haben müſſe, iſt hier nichts geſagt und zu nichts 
geſagt zu werden, da dies im 8 578 Abſ. 1 geregelt war. 

Geht man ſomit davon aus, daß der Grundſatz des § 578 Abſ. 1 auch für 
die Nichtigkeitsklage des § 579 Nr. 4 gilt, fo ergibt ſich aus § 586 Abi. 3, daß 
das Urteil rechtskräftig werden kann, obwohl die Partei in dem Verfahren nicht 
nach Vorſchrift der Geſetze vertreten war und ohne daß das Urteil ihr ſelbſt 
oder ihrem richtigen geſetzlichen Vertreter zugeſtellt worden wäre, daß alſo 
ein ſolches Urteil auch durch Ablauf der Rechtsmittel- oder Einſpruchsfriſt 
nach der Zuſtellung an einen falſchen geſetzlichen Vertreter rechtskräftig wird. 
Aber auch wenn man annähme, daß die Nichtigkeitsklage aus 8579 Nr. 4 
die Rechtskraft des Urteils nicht vorausſetze, ſo würde doch die Einführung dieſer 
Nichtigkeitsklage nur gerechtfertigt ſein, wenn die Möglichkeit anerkannt wird, 
daß ein Urteil, das in einem Verfahren ergeht, in dem die Partei nicht ord— 
nungmäßig vertreten war, rechtskräftig wird, ohne daß es der Partei ſelbſt 
oder ihrem richtigen geſetzlichen Vertreter zugeſtellt wäre. Leugnete man dieſe 
Möglichkeit, ſo würden Rechtsmittel und Nichtigkeitsklage regelmäßig neben⸗ 
einander gegeben ſein, die Notfriſten für beide von dem gleichen Zeitpunkte 
beginnen. Das kann nicht beabſichtigt geweſen ſein. 

Auf der Auffaſſung, daß die Zuſtellung des Urteils an den unrichtigen 
geſetzlichen Vertreter, der die nicht prozeßfähige Partei im Verfahren ver⸗ 
treten hatte, die Rechtsmittelfriſt in Lauf ſetzt, beruhen auch die Urteile des 
Reichsgerichts, welche den Perſonen, die, ohne geſetzliche Vertreter zu ſein, 
die Partei bisher als angebliche geſetzliche Vertreter vertreten haben, die Be— 
fugnis zuerkennen, die Sache an die obere Inſtanz zu bringen; 
vgl. RGeEntſch. 29, 408; JW. 1900, 75018; Leipz 3. 15, 50818. 62722 und JW. 15, 
25012; auch GruchotsBeitr. 60, 689; 
denn die Einlegung der Berufung und Reviſion kann nicht vor Zuſtellung des 
Urteils erfolgen; der Zuſtellung durch oder an den unrichtigen geſetzlichen Ver⸗ 
treter wird alſo durch die Zulaſſung des Rechtsmittels die Bedeutung zu⸗ 
erkannt, daß ſie die Rechtsmittelfriſt beginnen läßt. 

Die gegenteilige Meinung würde auch mit den Bedürfniſſen des Rechts⸗ 
verkehrs ſchlechthin unvereinbar ſein. Sie würde bei allen Urteilen, die eine 
nicht prozeßfähige Partei betreffen, die Möglichkeit eröffnen, ohne jede Zeit⸗ 
beſchränkung, insbeſondere ſogar noch im Zw. Vollſtr.⸗Verfahren, die recht⸗ 
liche Wirkſamkeit mit der Behauptung anzufechten, die Partei ſei im Verfahren 
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nicht nach Vorſchrift der Geſetze vertreten geweſen und das Urteil habe, da 
es weder dem richtigen geſetzlichen Vertreter noch der Partei ſelbſt, nachdem 
dieſe prozeßfähig geworden, zugeſtellt ſei, die Rechtskraft nicht erlangt. Dies 
würde, zumal da eine unrichtige oder ungenaue Bezeichnung der geſetzlichen 
Vertreter erfahrungmäßig nicht ſelten iſt, die Rechtsſicherheit in hohem Maße 
gefährden. | 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 2. März 1917. Landgem. W. w. 

K. (OLG. Köln). III. 434/16. 


232. Vollſtreckungsbefehl; keine weitere Ausfertigung, wenn die Ur- 
ſchrift verloren iſt. | 
(Vgl. 42 Nr. 326; 65 Nr. 254.) 
ZPO. 88 700. 733. 797. 

Der Gläubiger hat gegen den Schuldner beim Amtsgericht H. einen 
Zahlungs- und demnächſt einen Vollſtreckungsbefehl erwirkt, welch letzterer 
dem Gläubiger gemäß der Geſchäftsordnung ausgehändigt worden iſt. Der 
Schuldner iſt zu den Fahnen einberufen. Der Gläubiger hat dem Amtsgericht 
ein an ihn gerichtetes Schreiben des militäriſchen Vorgeſetzten des Schuldners 
vorgelegt, wonach letzterer im Felde ſteht und der Vollſtr.⸗Befehl dort ab⸗ 
handen gekommen iſt, ohne daß Nachforſchungen nach der Urkunde Erfolg 
gehabt hätten. Der Gläubiger hat beim Amtsgericht daraufhin die Erteilung 
einer zweiten vollſtreckbaren Ausfertigung des Vollſtr.⸗Befehls beantragt. 
Das Amtsgericht hat den Antrag abgelehnt, weil eine zweite Ausfertigung 
mangels Vorhandenſeins des Originals nicht beſchafft werden könne. Das 
Landgericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen, weil das Verfahren nach den 
Kriegsgeſetzen unterbrochen ſei, übrigens dem Amtsgericht auch ſachlich zu- 
geſtimmt werden müſſe. Der Gläubiger hat weitere Beſchwerde eingelegt. 

Die weitere Beſchwerde war an ſich zuläſſig. — — — 

Dem formalen Entſcheidungsgrunde des Landgerichts konnte nicht bei⸗ 
getreten werden. Allerdings fällt auch das Mahnverfahren unter den Begriff 
der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit i. S. der Kriegsgeſetze, fo daß vorliegenden 
falls angeſichts der vom Gläubiger beigebrachten militäriſchen Beſcheinigung, 
wonach der Schuldner im Felde ſteht, das Verfahren als unterbrochen anzu⸗ 
ſehen iſt. Die Wirkungen der Unterbrechung regeln ſich nach den Beſtim⸗ 
mungen der Zivilprozeßordnung. Nach $ 249 Abſ. 2 daſ. ſind die während 
der Unterbrechung von einer Partei in Anſehung der Hauptſache vorgenom⸗ 
menen Prozeßhandlungen der andern Partei gegenüber ohne rechtliche Wir⸗ 
kung. Unter dieſen Begriff der Prozeßhandlungen können aber nur ſolche Akte 
fallen, welche dem Fortgange des Rechtsſtreits ſelbſt dienen, nicht aber ſolche, 
welche, wie hier, lediglich zur Vorbereitung der Zwangsvollſtreckung vor⸗ 
genommen werden und den, Rechtsſtreit als ſolchen unberührt laſſen. Die 
Unterbrechung des Mahnverfahrens iſt alſo auf die Entſcheidung über den 
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Antrag auf Erteilung einer weiteren Ausfertigung des verloren gegangenen 
Vollſtreckungsbefehls ohne Einfluß. — — — 

In der Sache ſelbſt war dem Amtsgericht beizutreten. Die Zivilprozeß⸗ 
ordnung enthält keine Vorſchriften darüber, wie mit der Urſchrift von Vollſtr.⸗ 
Befehlen zu verfahren iſt. Nach der Geſchäftsordnung für das Amtsgericht 
Hamburg wird die Urſchrift dem Gläubiger behufs Betreibung der Zw.⸗ 
Vollſtreckung ausgehändigt (ebenſo in Preußen, Bayern, Württemberg; 
anders in Sachſen, ſ. Stein!“ 2, 391, Bem. V zu $ 699). Die Erteilung einer 
vollſtreckbaren Ausfertigung ſetzt aber ihrem Weſen nach voraus, daß ſich eine 
Urſchrift, von der die Ausfertigung zu erteilen iſt, bei den Gerichtsakten be⸗ 
findet. Iſt das nicht der Fall, ſo würde die Erteilung einer zweiten Ausferti⸗ 
gung tatſächlich mit der Herſtellung einer neuen Urſchrift gleichbedeutend 
ſein. 8 797 ZPO. ſpricht denn auch ausdrücklich aus, daß vollſtreckbare Aus⸗ 
fertigungen von dem Gerichtsſchreiber des Gerichts zu erteilen ſeien, das die 
Urkunden „verwahrt“. Wenn dieſe Faſſung der Novelle v. 1. Juni 1909 an 
die Stelle der Worte „aufgenommen hat“ getreten iſt, ſo hat damit nur der 
Zweifel beſeitigt werden ſollen, welches Gericht zuſtändig ſei, wenn die Ur⸗ 
kunde im Wege der Rechtshülfe von einem andern Gericht aufgenommen worden 
iſt. Beide Faſſungen gehen aber übereinſtimmend davon aus, daß ſich die 
betreffende Urkunde, von der die Erteilung einer Ausfertigung erbeten wird, 
überhaupt bei den Gerichtsakten befindet. Iſt das nicht der Fall, ſo kann 
demnach eine Ausfertigung nicht erteilt werden (Stein a. a. O. Bem. J zu 
§ 733 S. 441). Daran kann der vom Beſchwerdeführer hervorgehobene 
Umſtand, daß das Amtsgericht nach ſeinen Akten immerhin den Inhalt des 
Vollſtr.⸗Befehls feſtſtellen könne, nichts ändern. 

Dem Gläubiger bleibt daher nichts übrig, als ein neues Mahnverfahren 
einzuleiten oder Klage zu erheben. Der drohenden Einrede der Rechtshängig⸗ 
keit kann er durch Zurücknahme der erſten Klage begegnen. Die Einrede der 
Rechtskraft ſteht der neuen Klage nicht im Wege. Sollte der bereits erwirkte 
Vollſtr.⸗Befehl rechtskräftig geworden ſein, ſo hätte die Rechtskraft doch nur 
die Bedeutung, daß die Entſcheidung, die nach 8 700 ZPO. einem vorläufig 
vollſtreckbaren Verſäumnisurteil gleichſteht, den Richter, der ſich neu mit 
der Sache zu befaſſen hätte, binden würde. Sie würde aber nicht hindern, 
daß der rechtskräftig feſtgeſtellte Anſpruch neu eingeklagt werden könnte. 
Das erforderliche Rechtsſchutzintereſſe, das im allgemeinen einer derartigen 
neuen Klage freilich abgeſprochen werden müßte, wäre in einem Fall wie 
dem vorliegenden anzuerkennen (Stein Vorbem. vor § 253, Bem. IV Nr. 2b; 
HanſGzZ. Beibl. 1907 Nr. 13 S. 16). 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 28. Juni 1917. H. w. Gr. 
Bs. Z. III. 46/17. B. 
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233. Ungebührliche Verzögerung der Pflichten eines Schieds- 
richters. 


ZPO. $ 1032 Abſ. 2. 


Das Hanſeatiſche Oberlandesgericht hat früher (OL GRſpr. 17, 209) ein⸗ 
mal ausgeſprochen, bei den Worten des Abſ. 2 des 8 1032 ZPO.: „wenn 
der Schiedsrichter die Erfüllung ſeiner Pflichten ungebührlich verzögert“ 
komme es nicht auf ein Verſchulden des Schiedsrichters an, ſondern darauf, 
ob den Parteien das weitere Abwarten zuzumuten ſei. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob mit dieſer Wendung dem in dem Geſetzesausdruck: „ungebührlich“ 
enthaltenen perſönlichen Umſtand (welcher auf eine Nachläſſigkeit des Schieds⸗ 
richters hinzudeuten ſcheint) genügend Rechnung getragen iſt. Man wird 
ſtets im Auge zu behalten haben, daß der von einer Partei erwählte Schieds⸗ 
richter ihr Vertrauen in beſonderem Maße genießt und daß daher ſelbſt eine 
erhebliche Verzögerung der Erledigung ſeiner Arbeit, auch wenn ſie auf in 
der Perſon des Schiedsrichters liegende Umſtände zurückzuführen wäre, für 
ſich allein der Gegenpartei noch nicht das Recht geben kann, deshalb den 
Schiedsrichter abzulehnen. Denn Verzögerungen in der Rechtſprechung 
ſind auch bei den ordentlichen Gerichten nichts Seltenes. Es wird daher immer 
darauf ankommen, ob die Verzögerung bei Anlegung eines ſachlich verſtän⸗ 
digen Maßſtabes geradezu als „ungebührlich“ bezeichnet werden muß, d. h. 
als eine ungehörige Außerachtlaſſung der gebotenen Rückſicht auf beide Par⸗ 
teien. Dem ſteht nun im vorliegenden Fall ſchon entgegen, daß der Schieds- 
richter Anfang Oktober 1916 feine Tätigkeit aufgenommen, die Akten durd)- 
gearbeitet und Ende Oktober eine Beſichtigung vorgenommen hat. Die vor⸗ 
angegangene Verzögerung ſeiner Tätigkeit während acht Monaten würde 
allerdings auffällig ſein, und wohl unter andern Umſtänden als „ungebührlich“ 
beurteilt werden müſſen. Allein es iſt durchaus einleuchtend, was der Schieds⸗ 
richter am 6. Oktober d. J. zu Protokoll gegeben hat, daß er während der 
Kriegszeit als Geſchäftsführer der Weſerheizungswerke beruflich in ganz 
außerordentlichem Maß in Anſpruch genommen geweſen iſt. Die Partei, 
welche einen ſolchen Fachmann als ihren Schiedsrichter erwählt, wird nur 
ſchwer einen andern Mann finden können, der in gleichem Maße ihr Ver⸗ 
trauen beſitzt. Dieſe Rückſicht darf nicht außer acht gelaſſen werden, wenn 
man erwägt, ob jetzt, wo der Schiedsrichter bereits tätig geworden iſt, von 
der Gegenpartei wegen der früher vorgekommenen Verzögerung ſeiner 
Pflichten das Recht, ihn abzulehnen, in Anſpruch genommen wird. 


Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 27. Nov. 1916. G. Br. w. 
H. & N. Bs. I. 103/16. Nö. 
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234. Durch eine Teilzahlung des ſelbſtſchuldigen Bürgen nach der 
Konkurseröffnung über den Zauptſchuldner wird das Recht des Konf.- 
Gläubigers auf volle Befriedigung nicht verringert. 


Vgl. 16 Nr. 71; 24 Nr. 224; 69 Nr. 196 m. N. 
KO. g 68; BGB. 8 774. 


Auf die zum Konkurſe des V. vom Beklagten in Höhe von 5534,83. 
angemeldete Forderung hat der Beklagte von den Erben des Di., der ſich 
für die Forderung verbürgt hatte, nach dem Prüfungstermin 4000 gezahlt 
erhalten. Der klagende Konk.⸗Verwalter verlangt deshalb mit der auf § 767 
ZPO. geſtützten Klage die Feſtſtellung, daß dem Beklagten wegen der er⸗ 
wähnten Forderung von 5534,83 „ in Höhe von 4000 % keine Anſprüche 
mehr gegen die Konk.⸗Maſſe zuſtänden. Das Landgericht hat die Klage mit 
der Begründung abgewieſen, daß zwar nach $ 774 BGB. die Forderung des 
Gläubigers gegen den Hauptſchuldner, ſoweit der Bürge den Hauptſchuldner 
befriedigt, auf den Bürgen übergehe, daß aber der Kläger die den Tatbeſtand 
des 8 774 BGB. verneinende Behauptung des Beklagten, die 4000 / ſeien 
nur auf den Ausfall gezahlt worden, nicht widerlegt habe. 

Das Landgericht hat hierbei außer acht gelaſſen, daß in 8 68 KO. be= 
ſtimmt iſt: „Wird über das Vermögen mehrerer oder einer von mehreren 
Perſonen, welche nebeneinander für dieſelbe Leiſtung auf das Ganze haften, 
das Konk.⸗Verfahren eröffnet, ſo kann der Gläubiger bis zu ſeiner vollen 
Befriedigung in jedem Verfahren den Betrag geltend machen, den er zur 
Zeit der Eröffnung des Verfahrens zu fordern hatte“. Dieſer Fall liegt hier 
vor. Der Gemeinſchuldner und die Erben des Bürgen D. hafteten neben- 
einander für die Forderung von 5534,83 , denn D. hatte ſich nach der zu— 
treffenden Ausführung des Klägers als Selbſtſchuldner dafür verbürgt, was 
ſich ſchon ohne weiteres aus dem Wortlaut des Bürgſchaftsſcheins ergibt 
(88 765. 773 Nr. 1 BGB.). Wäre übrigens die Bürgſchaft, wie der Beklagte 
es darzuſtellen verſucht, eine Ausfallbürgſchaft geweſen, jo würde in der 
Zahlung der 4000 % ein Verzicht auf das Nacheinander der Haftungen zu 
finden und demgemäß dadurch das in § 68 KO. erwähnte Nebeneinander der 
Haftungen geſchaffen worden fein (vgl. Jaeger KOs zu §68 Anm. 3. I, 719). 
Da mithin die D.ſchen Erben, als Bürgen, neben dem Gemeinſchuldner für 
die Forderung des Beklagten hafteten, ſo braucht ſich der Beklagte, deſſen 
Forderung zur Zeit der Eröffnung des Konk.⸗Verfahrens noch in voller Höhe 
beſtand, nicht mit der Konk.⸗Dividende für den jetzt noch ungetilgten Teil der 
Forderung zu begnügen, er kann vielmehr nach § 68 KO. ſeine volle Befrie⸗ 
digung erſtreben. Die Vorſchrift des 8 68 KO. hat, wie die Motive ergeben, 
verhüten wollen, daß der Konk.⸗Gläubiger, der nach der Konk.-Eröffnung von 
ſeiten eines mithaftenden Geſamtſchuldners eine Teilzahlung erhalten hat, im 
Konkurſe nur noch von dem Reſtbetrage die Konk.⸗Dividende zu beanſpruchen 
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hätte, wie dies ohne die Beſtimmung des § 68 KO. nach § 774 BGB. für 
eine durch Bürgſchaft geſicherte Forderung der Fall ſein würde. 
Vgl. RGeEntſch. 8, 292; 52, 171; Schl Holſtunz. 1914, 56; Jaeger KO. Anm, 1 zu 
$ 681, 717. 718; Mot. zur K. 2, 287. 

Der Klaganſpruch iſt alſo hinfällig, ohne daß es air ankommt, ob 
die 4000 % auf den Ausfall gezahlt ſind oder nicht. ee war die 
Berufung des Klägers zurückzuweiſen. 1 


Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 11. Juli 1916. V. Konk. w. n 
Diüngerfabr. U II. 19/16. SchlHolſtAnz. 1917, 119. = 


235. Die Anfechtungsfriſt nach 841 KO. iſt eine Ausfelußfit- 
Vgl. 67 Nr. 123 m. N. 
KO. $ 41. 

Die Beklagte hatte im Mai 1913 wegen einer 9 gegen 
den Fuhrherrn K. G. deſſen Geſchäftseinrichtung pfänden laſſen. Nach 
dem inzwiſchen eingetretenen Tode des Schuldners wurde über deſſen 
Nachlaß am 30. Juli 1913 der Konkurs eröffnet. Der Konk.⸗Verwalter 
ließ die gepfändeten Gegenſtände verſteigern und hinterlegte den 
Erlös. Er focht die von der Beklagten veranlaßte Pfändung binnen 
Jahresfriſt nach Eröffnung des Konkurſes mit einer bei dem Land⸗ 
gericht I in Berlin erhobenen Klage an, wurde aber wegen Unzu⸗ 
ſtändigkeit des Gerichts abgewieſen. Binnen ſechs Monaten nach 
Eintritt der Rechtskraft der abweiſenden Entſcheidung machte er ſodann 
am 7. Oktober 1915 den vorliegenden Rechtsſtreit durch Anfechtungsklage 
beim Landgericht III in Berlin mit dem Antrage anhängig, feſt⸗ 
zuſtellen, daß der Beklagten ein Recht auf den Erlös der am 
21. Mai 1913 gepfändeten Gegenſtände nicht zuſtehe. Das Landgericht 
wies die Klage auf Grund des § 41 KO. ab. Die Berufung des 
Klägers wurde zurückgewieſen, ebenſo ſeine Reviſion. Aus den 
Gründen: 

„Die Begründung des Ber.⸗Urteils geht zutreffend davon aus, 
daß der dem Konk.⸗Verwalter wegen Benachteilung der Konk.⸗Gläubiger 
zuſtehende Anfechtungsanſpruch gerichtlich mittels Klage oder Einrede 
geltend zu machen ſei, und die im § 41 KO. vorgeſchriebene einjährige 
Friſt die Eigenſchaft nicht einer Verjährungs⸗, ſondern einer 
Ausſchlußfriſt habe. Da die zur Beurteilung ſtehende Anfechtungs⸗ 
klage erſt nach Ablauf der geſetzlichen Ausſchlußfriſt erhoben iſt, muß 
auch der Entſcheidung des Ber.⸗Richters, der im Einklang mit dem 
Landgericht die Klage als verſpätet abgewieſen hat, beigeſtimmt werden. 
Ausſchlußfriſten, die einer Befugnis von vornherein eine gewiſſe 
zeitliche Schranke ſetzen, ſind verſchieden von den Verjährungsfriſten, 
die nur eine Einrede gegen einen Anſpruch begründen, und ſind durch⸗ 
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greifender als dieſe. Unter den Ausſchlußfriſten unterliegen wiederum 
die auf Geſetz beruhenden einer ſtrengeren Beurteilung als die ver⸗ 
traglich beſtimmten Friſten. Bei letzteren kann nach den das Ver⸗ 
tragsrecht beherrſchenden Vorſchriften eine unverſchuldete Friſtver⸗ 
ſäumung unſchädlich bleiben. Bei geſetzlichen Ausſchlußfriſten führt 
die Tatſache des Ablaufs der unbenutzt gebliebenen Friſt den Rechts⸗ 
verluſt herbei, ſofern nicht eine beſondere Beſtimmung des Geſetzes 
eine Milderung vorſieht. Der § 41 KO. erklärt den § 203 Abſ. 2 
und § 207 BGB. für entſprechend anwendbar, woraus klar erkennbar 
wird, daß im übrigen eine entſprechende Anwendung der für die 
Verjährung geltenden Vorſchriften auf den Lauf der Friſt des § 41 
nicht eintreten ſoll. Darum erſcheint es namentlich ausgeſchloſſen, 
hier die Anfechtungsfriſt aus dem Grunde, weil Kläger binnen 6 Mo- 
naten nach Abweiſung ſeiner erfolgloſen Vorklage von neuem geklagt 
hat, nach Anhalt der Vorſchriften des $ 212 BGB. für gewahrt 
zu erachten. Auch die Reviſion ſteht auf dieſem Standpunkte. Sie 
ſucht indes geltend zu machen, im Vorprozeß ſei der Anfechtungsanſpruch 
rechtshängig gemacht worden und damit die Friſt des § 41 eingehalten, 
dieſe Wirkung ſei durch die wegen Unzuſtändigkeit des Gerichts erfolgte 
Abweiſung der Vorklage nicht aufgehoben worden. Dieſer Ausführung 
iſt jedoch nicht zu folgen. 

Das Reichsgericht hat ſchon wiederholt gegenüber Klaganſprüchen, 
für deren Geltendmachung geſetzliche Ausſchlußfriſten in Betracht 
kamen, die Anſicht vertreten, daß die Friſt durch eine bei einem 
unzuſtändigen Gericht erhobene und deshalb erfolglos gebliebene 
Klage nicht gewahrt werde (vgl. RGeEntſch. 3, 303, Urt. des 
3. Ziv Sen. v. 13. Dez. 1907, III. 179/07). Daran iſt auch für den 
vorliegenden Fall feſtzuhalten. Zur Wahrung der Friſt des § 41 KO. 
durch Klage des Konk.⸗Verwalters iſt der Natur der Sache nach erfor- 
derlich, daß ſich die Klage als geeignet erweiſt, zu einer ſachlichen 
Entſcheidung über den Anfechtungsanſpruch zu führen. Iſt den 
Prozeßvorausſetzungen nicht genügt, wird insbeſondere die Klage 
bei einem unzuſtändigen Gericht erhoben und deshalb abgewieſen, ſo 
ſtellt ſie nur einen mißlungenen, verfehlten Verſuch zur Ausübung 
des Anfechtungsrechts dar. Wird ſodann der Anfechtungsanſpruch 
von neuem und diesmal durch Klage bei dem zuſtändigen Gericht 
geltend gemacht, ſo iſt für die Frage der Rechtzeitigkeit der Anſpruchs⸗ 
erhebung lediglich der Zeitpunkt entſcheidend, in welchem die neue 
Klage rechtshängig geworden iſt. Die ſachlich wirkungloſe Vorklage 
kann der Kläger nach keiner Richtung und insbeſondere nicht zum 
Nachweis, daß die Anfechtungsbefugnis noch nicht erloſchen ſei, heran⸗ 
ziehen. Inſofern darf grundſätzlich die gleiche Beurteilung wie in dem 
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Fall Platz greifen, daß die Vorklage durch Zurücknahme erledigt, mithin 
gemäß $ 271 Abſ. 3 ZPO. als nicht anhängig geworden anzuſehen iſt. 
Selbſt auf dem Gebiet des minder ſtrengen Verjährungsrechts ſind die 
Fälle, wenn die Klage zurückgenommen wird, oder wenn ſie durch 
ein nicht in der Sache ſelbſt entſcheidendes Urteil rechtskräftig ab⸗ 
gewieſen wird, miteinander auf gleiche Linie geſtellt. Die Regel— 
Vorſchrift des $ 212 Abſ. 1 BGB., wonach in beiden Fällen die 
Unterbrechung durch Klagerhebung als nicht erfolgt gilt, beruht auf 
einer Grundanſchauung, die für geſetzliche Ausſchlußfriſten keineswegs 
weniger berechtigt als für Verjährungsfriſten iſt (Motive 1, 330). 
In dieſem Sinne erſcheint jene Vorſchrift erwähnenswert, wiewohl 
der § 212 vorliegend weder unmittelbar noch entſprechend anwend— 
bar iſt. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 6. Juni 1916. G. Konk. 
(Kl.) w. H. St. & Co. (KG. Berlin). VII. 91/16. Auch in 
RGEntſch. 88 Nr. 73 S. 294. 
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über 


den 17. Band der dritten Jolge (der ganzen Reihe 72. Band) 
des Archivs für Entſcheidungen der oberſten Gerichte in 
den deutſchen Staaten. 


(Die Zahlen bedeuten den Platz in der Aufeinanderſolge, die Nummer.) 


Erſter Feil. 
Bürgerliches Recht. 


I. Die allgemeinen Lehren. 


1. Die Rechtsregeln. 


A. Zeitliche Wirkſamkeit des Rechts. 

Einf. z. BGB. Art. 14. Die in einem altrechtlichen Teſtament vorbehaltene Be— 
ſtimmung des Erben durch einen Dritten muß vor Eintritt des neuen Rechts erfolgt 
ſein. 80. 5 

B. Ortliche Wirkſamkeit. 
Einf. Art. 11. 18. Form der Eheſchließung zwiſchen Deutſchen und Ausländern 


im Auslande. 64. 
Einf. Art. 11. Form eines von einem Ausländer im Inlande errichteten 


Teſtaments. 187. 
Einf. Art. 21. Unterhalt eines unehelichen Kindes; die Umwandlungsklage des 
$ 323 BO. im Verhältnis zum ausländiſchen Recht. 230. 
g 2. Perſonen. 
Natürliche Perſonen (BGB. 98 1—20). 
5 14. S. bei 8 18. | 
5 18. Feſtſtellung des Zeitpunktes des Todes bei der Todeserklärung. 65. 
3. Sachen. 
A. Beſchränkt verkehrsfähige Sachen. 
Haben die Anlieger einer ſtädtiſchen Straße einen Entſchädigungsanſpruch wegen 
ihrer Veränderung? 77. 
B. Verkehrsfähige Sachen [S8 90-103). 
88 99. 1017. Streitwert bei einer Klage auf Herausgabe von Aktien nebft 
Dividendenſcheinen und dem Bezugsrecht auf neue Aktien. 125. 
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4. Rechtsgeſchäfte. 
A. Geſchäfts fähigkeit (SS 104—115). 
8107. S. bei 8 114. i 


§ 114. Die geſteigerte Haftung des entmündigten Verſchwenders aus 8 819 
BGB. ſetzt Kenntnis des Vormunds voraus. 216. 


B. Willenserklärung ($S$ 116—144). 

S 118. Vorausſetzungen für die Rechtswirkſamkeit der Sicherungsübertragung 
eines Warenlagers; Ernſtlichkeit. 218. 

§ 119. über die Anfechtung eines prozeſſualen Anerkenntniſſes. 229. 

§ 123. Anfechtung eines Darlehnsverſprechens wegen argliſtiger Täuſchung über 
die Vermögensverhältniſſe, auch wenn für das Darlehn eine Hypothek beſtellt wird. 66. 

8 126. S. bei 8 127. | 

5 127. Üblichkeit ſchriftlicher Form für Verträge der Theaterdirektoren mit 
Schauſpielern und Sängern. 72. — Eigenhändige Namensunterſchrift im Sinn von 
Verſicherungsbedingungen. 111. 
$ 133. Haftung der Reederei für Reiſegepäck der Fahrgäſte; Auslegung der 

Bedingungen. 124. — S. ferner bei 8 157. 

§ 134. Die überſchreitung der feſtgeſetzten Kriegs-Höchſtpreiſe macht den ganzen 
Vertrag nichtig. 1. — Eine Höchſtpreisverordnung iſt kein Verbotsgeſetz. 26. 45. — 
Die Zahlungsverbote gegen Frankreich und England beziehen ſich nicht auf Zahlung 
ausländiſcher Schulden Deutſcher im Auslande. 28. — Wird die Rechtsgültigkeit eines 
Kaufs dadurch berührt, daß die Ablieferung derartiger Waren an den Kriegsausſchuß 
vorgeſchrieben iſt? 27. — Durch ſtrafbare Handlung erlangte Gegenſtände; zu 8111 
StPO. 190. 

§ 138. Warnung eines Kaufliebſabers vor Schwamm; Verſtoß gegen die guten 
Sitten? 53. — Eine Höchſtpreisverordnung iſt kein Verbotsgeſetz. 1. 26. 45. — Unſitt⸗ 
lichkeit ſog. Knebelungsverträge. 92. — Vorausſetzungen für die Rechtswirkſamkeit der 
Sicherungsübereignung eines Warenlagers. 218. — Verſtoß gegen die guten Sitten 
beim Vertriebe von Markenartikeln. 217. — Wohnungmiete eines Mannes für ein 
Mädchen; Verſtoß gegen die guten Sitten? 29. — Berufung des Erben auf Unſittlichkeit 
der ſpäteren Kindesannahme, derenwegen das (gemeinſchaftliche) Teſtament angefochten 
wurde. 195. 

5 139. Macht die Überſchreitung der feſtgeſetzten Kriegs⸗Höchſtpreiſe den ganzen 
Vertrag nichtig? 1. 26. 45. 

- C. Vertrag (8$ 145—157). 

$ 154. üÜblichkeit ſchriftlicher Form für Verträge der Theaterdirektoren mit 
Schauſpielern und Sängern. 72. 

8 157. Ergänzung des Vertragsinhalts durch Auslegung. 153. — Grenzen der 
richterlichen Ergänzung von Lücken in einem Vertrage. 67. — Bedeutung des Gewähr— 
(Garantie)-Verſprechens. 51. — Bezieht ſich die ausbedungene Laſtenfreiheit auch auf 
Grunddienſtbarkeiten? 10. — Stillſchweigende Erledigung eines Lieferungsgeſchäfts. 188. 
— Bedeutung der Abrede „waggonfrei X“. 119. — Begriff der Abladung beim über⸗ 
ſeeiſchen Abladegeſchäft. 173. — Bedeutung einer Nachlieferungsabrede beim überſeeiſchen 
Abladegeſchäft. 32. — Die Beſtimmung „Kaſſe gegen Dokumente“ verpflichtet nicht zur 
Vorleiſtung, wenn der Käufer weiß, daß die Ware vertragwidrig iſt. 9. — Auch bei 
der Abrede „Kaſſe gegen Dokumente“ hat der Käufer unter Umſtänden ein Recht zur 
vorheriger Prüfung der Ware. 118. — Bedeutung einer während des Krieges ver⸗ 
einbarten Kriegsklauſel. 212. — Zur Anwendung der jog. Kriegsklauſel genügt der 
tatſächliche Kriegsausbruch. 5. — Rücktritt auf Grund der Kriegsklauſel nur binnen 
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angemeſſener Friſt. 115. — Kriegsereignis i. S. der Unfallverſicherung. 68. — Hat 
der Verkäufer oder der Käufer die erforderliche Ausfuhr- oder Durchfuhrerlaubnis zu 
beſchaffen? 136. 
D. Bedingung (58 158 —162). 
8 158. Forderungsabtretung unter auflöſender Bedingung; Unwirkſamkeit, wenn 
der Abtretende noch als Selbſtberechtigter auftreten darf. 48. — Keine Mäklergebühr 
bei aufſchiebend bedingtem Geſchäft. 73. 


E. Zeitbeſtimmung (8 163). 
§ 163. Beſtimmte Abrufzeit in einem Nichtfixgeſchäft. 93. 


F. Vertretung. Vollmacht (88 164—181). 5 

§ 164. Annahme unmittelbarer Stellvertretung auf Grund äußerer Umſtände. 30. 

8166. S. bei 8 114. 

8167. Wer zuläßt, daß jemand als Bevollmächtigter für ihn handelt, erteilt 
damit ſtillſchweigend Vollmacht. 131. 

§ 168. Bleibt eine Vollmacht zur Löſchung im Grundbuch nach dem Tode des 
Vollmachtgebers gültig? 2. 

5171. Annahme unmittelbarer Stellvertretung auf Grund äußerer Umſtände. 30. 

s 172. Es genügt nicht die Vorlegung einer beglaubigten Abſchrift der Voll— 
machtsurkunde. 132. 

§S 181. Können ſich die Parteien bei der notariellen Beurkundung eines Ver— 
trages durch einen gemeinſamen Bevollmächtigten vertreten laſſen? 133. 


G. Einwilligung. Genehmigung (8s 182-185). 
§ 181. Heilung einer unwirkſamen Klagezuſtellung durch Nachbringung der Voll— 
macht. 86. 
5. Friſten. Termine (SS 186-193). 
§ 193. Stundenfriſt; Einwirkung des Sonntags. 68. 
6. Verjährung (SS 194 — 225). N 
$ 196. Das Auftreten als Kaufmann rechtfertigt nicht die Anwendung der kurzen 
Verjährungsfriſt des 8 1961 BGB. 171. 
§ 211. Einfluß des Konkurſes auf eine Unterbrechung der Verjährung durch 
Klage. 69. — Verjährung des Regreßanſpruchs gegen den Wechſelausſteller, wenn die 
Unterbrechung durch vereinbarten Stillſtand des Prozeſſes beendigt iſt und der Prozeß 
nicht rechtzeitig weiterbetrieben wird. 134. 
7. Sicherheitsleiſtung (88 232-240). 
5240. Der Hinterleger von Wertpapieren zur Sicherheit hat keinen Anſpruch 
auf Herausgabe von Zinsſcheinen, wenn der Kurswert geſunken iſt und er die Sicher— 
heit nicht erhöht. 112. 


II. Recht der Schuldverhältniſſe. 
1. Inhalt der Schuldverhältniſſe. 
A. Verpflichtung zur Leiſtung (S8 241—292). 

§ 242. Einfluß des Krieges auf die Preisbeſtimmung in laugfriſtigen, vorher 
abgeſchloſſenen Bierlieſerungsverträgen? 153. — Auch bei der Abrede „Kaſſe gegen 
Dokumente“ hat der Käufer unter Umſtänden das Recht zur vorherigen Prüfung der 
Ware. 118. — Rücktritt auf Grund der Kriegsklauſel nur binnen angemeſſener Friſt. 115. 

8243. S. bei 8 281. 

5249. Umfang der Rechtskraft bei konkreter und bei abſtrakter Schadensbe— 
rechnung. 204. 
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5252. Der zu erjegende Gewinnentgang beſchränkt fich nicht auf den Gewinn, 
der ſonſt rechtlich beanſprucht werden konnte. 3. — Schadensberechnung bei Verjäu- 
mung der nach § 283 BGB. geſetzten Nachfriſt. 95. 

5 254. Gegenüber einer vorſätzlichen Schädigung kommt ein Mitverſchulden des 
Geſchädigten der Regel nach nicht in Betracht. 189 S. 317. — Unbegründete Abnahme⸗ 
verweigerung des Käufers; der Verkäufer muß anderweit günſtig zu verkaufen ſuchen. 
31. — Umfang der von Fußgängern zu übenden Vorſicht. 178. 

5260. Inhalt einer vorzulegenden Geſchäftsbilanz und Mittel zu ihrer Nach- 
prüfung. 17. 

5 269. Ortliche Zuſtändigkeit für den Wandelungsanſpruch, wenn die Ware 
verſteigert iſt. 225. — Beim Cik-Geſchäft find Art und Weiſe der Beförderung weſent⸗ 
lich. 46. — Wo ſind vom Staat beſchlagnahmte Gegenſtände zurückzuliefern? 4. 

§ 271. Feſt beſtimmte Abrufzeit bei einem Nicht⸗Fixgeſchäft. 93. — Die Bes 
ftimmung „Kaſſe gegen Dokumente“ verpflichtet nicht zur Vorleiſtung, wenn der Käufer 
weiß, daß die Ware vertragwidrig iſt. 9. — Auch bei der Abrede „Kaſſe gegen Doku— 
mente“ hat der Käufer unter Umſtänden das Recht zur vorherigen Prüfung der Ware. 
118. — Bedeutung einer Nachlieferungsabrede beim überſeeiſchen Abladegeſchäft. 32. — 
Beim inländiſchen Abladegeſchäft berechtigt die Nichteinhaltung der Abladezeit nicht 
zum Rücktritt. 70. — Über die Fälligkeit von Vermächtnisforderungen. 55. 

5273. Kann bei beiderſeitiger Verpflichtung zur Vorlegung einer Geſchäfts⸗ 
bilanz ein Zurückbehaltungsrecht ausgeübt werden? 17. — Kann gegen die Klage aus 
einem Garantievertrage ein Zurückbehaltungsrecht ausgeübt werden? 126. — Unzu⸗ 
läſſigkeit einer Zurückbehaltung gegenüber der Widerſpruchsklage gegen eine Pfändung. 
168. — Der Hinterleger von Wertpapieren hat keinen Anſpruch auf Herausgabe von 
Zinsſcheinen, wenn der Kurswert geſunken iſt und er die Sicherheit nicht erhöht. 112. 
— Perſönliches Zurückbehaltungsrecht des Gläubigers, dem der verſtorbene Gemein⸗ 
ſchuldner einen Verſicherungsſchein verpfändet hatte, gegen den Nachlaßpfleger. 162. 
— Anſprüche aus einer Sicherſtellung mit dem Verſicherungsſchein über eine Militär⸗ 
dienſtverſicherung. 8. — Verneinung des Verzuges wegen des Rechts zur Zurückbe⸗ 
haltung. 210. 

8 275. Unmöglichkeit der Herausgabe einer Sache, wenn fie abhanden gekommen 
iſt? Beweislaſt. 113. — Bei langfriſtigen Abrufverträgen braucht der Verkäufer nicht 
die ganze Menge ſchon zu Beginn auf Lager zu halten. 47. 

8276. Über das Maß der von einem Schullehrer zu beobachtenden Vorſicht. 
11. — Haftung der Bank, welche Bezugsrechte von Aktien in ihrem Depot ohne aus⸗ 
drückliche Genehmigung des Beſitzers für deſſen Rechnung veräußert. 215. 

8279. Gattungskauf, obgleich der Verkäufer aus einem beſtimmten Lande zu 
liefern beabſichtigte. 71. | 

8280. Keine Verurteilung zu einer nachträglichen, inzwiſchen unmöglich gewor⸗ 
denen Leiſtung. 33. 

8 281. Unmöglichkeit der Leiſtung; iſt der erlangte Erſatz dem Gläubiger auch 
bei Gattungsſchulden herauszugeben? 94. 

8283. Schadensberechnung bei Verſäumung der nach 8 283 geſetzten Nach⸗ 
friſt. 95. 

5 284. Unwirkſamkeit der Nachfriſt bei vertragwidrigem Abruf. 135. — S. ferner 
bei 8 271. 

5 285. Verneinung des Verzuges wegen des Rechts zur Zurückbehaltung. 210. — 
Kündigung wegen nicht pünktlicher Mietezahlung ſetzt Verzug des Mieters voraus. 157. 

5287. Zur Anwendung der ſog. Kriegsklauſel genügt der tatſächliche Kriegs⸗ 


aus bruch. 5. 
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B. Verzug der Gläubigers ($$ 293—304). 
5 293. Erlöſchen der Leiſtungspflicht bei verſpätetem Abruf. 117. 


2. Schuldverhältniſſe aus Verträgen. 
A. Gegenſeitiger Vertrag (88 320—327). 
8 320. Rechtliche Natur der Beitragszeichnung für ein gemeinnütziges Unters 
nehmen. 154. — Die Beſtimmung „Kaſſe gegen Dokumente“ verpflichtet nicht zur Vor⸗ 
leiſtung, wenn der Käufer weiß, daß die Ware vertragwidrig iſt. 9. 

§ 321. Nach 8 321 hat der Gläubiger nicht das Recht, ohne vorzuleiſten Bar: 
zahlung oder Sicherſtellung zu verlangen. 6. — Rechte des Verkäufers bei Nichterfüllung 
einer vereinbarten Vorausleiſtung des Käufers. 211. 

§ 323. Krieg iſt höhere Gewalt. 7. — Bei langfriſtigen Abrufverträgen braucht 
der Verkäufer nicht die ganze Menge ſchon zu Beginn auf Lager zu halten. 47. 

§ 325. Schadensberechnung bei Verſäumung der nach § 283 BGB. geſetzten 
Nachfriſt. 95. 

5 326. Nach 8 321 BGB. hat der Gläubiger nicht das Recht, ohne vorzuleiſten 
Barzahlung oder Sicherſtellung zu verlangen. 6. — Bedeutung der Abmachung, daß 
binnen beſtimmter Friſt die Ware zu verladen iſt. 213. — Beim inländiſchen Ablades 
geſchäft berechtigt die Nichteinhaltung der Abladezeit nicht zum Rücktritt. 70. — Unbe⸗ 
gründete Abnahmeverweigerung des Käufers; der Verkäufer muß anderweit günſtig 
zu verkaufen ſuchen. 31. — Die einfache Ablehnung der Erfüllung entbindet nicht von 
der Verpflichtung zur Friſtſetzung. 210. — Bei Setzung einer Nachfriſt muß klar zum 
Ausdruck kommen, daß ſonſt Erfüllung abgelehnt und Schadenerſatz gefordert wird. 114. 
— Unwirkſamkeit der Nachfriſt bei vertragwidrigem Abruf. 135. 


B. Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten (88 328—335). 
6 3288. Schenkung von Todes wegen durch einen Vertrag zugunſten Dritter. 34. 
8330. Anſprüche aus einer Sicherſtellung mit dem Verſicherungsſchein über 
ine Militärdienſt⸗Verſicherung. 8. 
5831. Schenkung von Todes wegen durch formloſen Vertrag en Dritter. 34. 


C. Vertragsſtrafe (SS 339—345). 

8339. Vertragsſtrafe zur Sicherung einer Unterlaſſung; iſt Verſchulden er⸗ 
forderlich? 155. 

D. Rücktritt (88 346—36 1). 

8 346. Bedeutung einer während des Kriegs vereinbarten Kriegsklauſel. 212. — 
Rücktritt auf Grund der Kriegsklauſel nur binnen angemeſſener Friſt. 115. — Einfluß 
des Krieges auf die Preisbeſtimmung in langfriſtigen vorher abgeſchloſſenen Bier— 
lieferungsverträgen? 153. — Kein Rücktritt von einem ausgeführten Geſellſchafts— 
vertrage. 182. 

§ 361. Bedeutung der Abmachung, daß die Ware innerhalb beſtimmter Friſt 
zu verladen iſt. 213. — Feſt beſtimmte Abrufzeit bei einem Nicht-Fixgeſchäft. 93. — 
Beim inländiſchen Abladegeſchäft berechtigt die Nichteinhaltung der Abladezeit nicht 
zum Rücktritt. 70. — Begriff der Abladung beim überſeeiſchen Abladeſchäft. 173. 


5. Erlöſchen der Schuldverhältniſſe. 
A. Erfüllung (8$ 362—371). 


5 364. Die Hingabe eines Wechſels geſchieht im Zweifel nicht an Erfülungſtatt.9 96. 


B. Aufrechnung (S8 387-396). 
5 387. Aufrechnungseinrede; das Ber.-Gericht hat im Fall des 8 302 IR. auch 
nechzjeprüfen. ob ein Vorbebaltsurteil geboten war. 148. — Aufrechnung im Konkurſe. 24. 
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58 387 ff. Vorausſetzungen der beſchränkten Erbenhaftung und der Aufrechnung 
gegen eine nicht zum Nachlaß gehörige Forderung eines Miterben. 79. 

5 389. Bedeutung von Kompenſationskäufen im Handel. 172. 

§ 394. Gegen den Anſpruch der Frau auf Vorſchuß der Prozeßkoſten darſ der 
Mann nicht aufrechnen. 78. 


4. Übertragung der Forderung (88 398-413). 


§ 398. Forderungsübertragung unter auflöſender Bedingung; Unwirkſamkeit, 
wenn der Abtretende noch als Selbſtberechtigter auftreten darf. 48. 


5. Schuldübernahme (SS 414 —419). 
65 414. Verſtärkende Schuldübernahme oder Bürgſchaft? 116. 


6. Einzelne Schuldverhältniſſe. 
A. Kauf. 


a) Allgemeine Vorſchriften (88 433—458). 

8433. Bedeutung einer während des Krieges vereinbarten Kriegsklauſel. 212. 
— Bedeutung von Kompenſationskäufen im Handel. 172. — Bedeutung einer 
Nachlieferungsabrede beim überſeeiſchen Abladegeſchäft. 32. — Die Beſtimmung „Kaſſe 
gegen Dokumente“ verpflichtet nicht zur Vorleiſtung, wenn der Käufer weiß, daß 
die Ware vertragwidrig iſt. 9. — Auch bei der Abrede „Kaſſe gegen Dokumente“ 
kann der Käufer das Recht zur vorherigen Prüfung der Ware haben. 118. — Ver⸗ 
pflichtung zur Abnahme, wenn der Vertrag eine jährliche Geſamtmenge feſtſetzt. 35. — 
Erlöſchen der Leiſtungspflicht bei verſpätetem Abruf. 117. 

§ 434. Bezieht ſich die ausbedungene Laſtenfreiheit auch auf Grunddienſt— 
barkeiten? 10. 

§ 447. Inhalt der vom Verkäufer bei der Abrede „waggonfrei X“ übernommenen 
Verſendungspflicht. 119. — Beim Cif-Geſchäft find Art und Weile der Beförderung 
weſentlich. 46. — Begriff der Abladung beim überſeeiſchen Abladegeſchäft. 173. — 
Hat der Verkäufer oder der Käufer die erforderliche Ausfuhr: oder Durchfuhrerlaubnis 
zu beſchaffen? 136. 

6 448. Bier⸗ und Mineralwaſſerflaſchen und Tragekaſten gelten als mitverkauft, 
wenn ſie nicht in angemeſſener Friſt zurückgegeben werden. 49. 


b) Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache (88 459 —493). 

5 459. Bedeutung einer Nachlieferungsabrede beim überſeeiſchen Ablade— 
gefchäft. 32. 

5 462. Ortliche Zuſtändigkeit für den Wandelungzanſpruch. wenn die Ware 
verſteigert iſt. 225. 

"8469. Wandelung hinſichtlich eines Teils einer größeren Menge. 214. 

8 480. Gattungskauf, obgleich der Verkäufer aus einem beſtimmten Lande zu 
liefern beabſichtigte. 71. — Die Abmachung, daß die Ware binnen beſtimmter Friſt 
zu verladen iſt, begründet noch keine zugeſicherte Eigenſchaft. 213. 


c) Kauf auf Probe (88 494—496). 
8 496. Kauf auf Beſicht innerhalb beſtimmter Friſt; empfang sbedürfilge Willens⸗ 
N 156. 
B. Schenkung (88 516— 534). 
8 516. Schädigung durch argliſtige Verleitung zu einer unentgeltlichen Zu⸗ 
wendung. 122. 
8518. Ein formungültiges Schenkungsverſprechen wird nicht durch Hypothek⸗ 


beſtellung geheilt, die Hypothek wird Eigentümergrundſchuld. 137. BR 
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§ 525. Rechtliche Natur der Beitragszeichnung für ein gemeinnütziges Unter— 

nehmen. 154. 
C. Miete. Pacht. 

a) Miete (535 —580). a 

§ 536. Über die Haftung aus unerlaubter Handlung in Vertragsverhältniſſen. 158. 

8537. Einfluß der Feſtſetzung einer Polizeiſtunde auf die Pacht einer Nacht— 
wirtſchaft. 50. ’ 

$542. Einfluß der Feſtſetzung einer Polizeiſrunde auf die Pacht einer Nacht— 
wirtſchaft. 50. 

8 544. Zum Begriff der erheblichen Geſundheitsgefährdung nach § 544 BGB. 120. 

5 554. Kündigung wegen wit pünktlicher Mietezahlung ſetzt Verzug des Mieters 


voraus. 157. 
$ 564. Eine verſpätete Kündigung kann für den nachfolgenden ee 


termin wirkſam werden. 174. 
b) Pacht (88 581—597). 
8581. Einfluß der Feſtſetzung einer Polizeiſtunde auf die Pacht einer Nacht- 
wirtſchaft. 50. 
D. Darlehn (858 607 610). 
8 610. Anfechtung eines Darlehnsverſprechens wegen argliſtiger Täuſchuug über 
die Vermögensverhältniſſe, auch wenn für das Darlehn eine Hypothek beſtellt wird. 66. 


E. Dienſtvertrag (88 611 — 630). 
6611. Die Verträge der Theaterdirektoren mit Schauſpielern und Sängern 
ſind Dienſtverträge; üblichkeit ſchriftlicher Form. 72. 
F. Werkvertrag (88 631—651). 
8631. S. bei 8611. 


§ 642. S. bei 8 645. 
5 645. Schadensberechnung bei einem Werkvertrage, deſſen Ausführung der 


Beſteller verhinderte. 175. 
§ 651. Es kommt darauf an, ob die Arbeit oder der Stoff die Hauptſache iſt. 175. 
G. Mäklervertrag (88 652 — 656). 
8 652. Mällerlohn trotz Widerrufs des Auftrags und Unterbrechung der Ver⸗ 
handlungen, wenn der urſächliche Zuſan menhang des Kaufs mit dem Nachweis feſt⸗ 
ſteht. 74. — Keine Mäklergebühr bei a ſſchiebend bedingtem Geſchäft. 73. 


H. Auftrag (85 662 676). 

5 672. Bleibt eine Vollmacht zur Löſchung im Grundbuch nach dem Tode des 
Vollmachtgebers gültig? 2. 

5 675. Haftung der Bank, welche Bezugsrechte von Aktien in ihrem Depot ohne 
ausdrückliche Genehmigung des Beſitzers für deſſen Rechnung veräußert. 215. 
8 676. Haftung einer Bank aus dem einem Bankbeamten ausgeſtellten, deſſen 
Unehrlichkeit verſchweigenden Zeugnis. 189. 

J. Geſchäfts führung ohne Auftrag (SS 677—687). 

8677. Verſteigerung beanſtandeter Ware als nützliche Geſchäftsführung. 148. 
— Haftung der Bank, welche Bezugsrechte von Aktien in ihrem Depot ohne ausdrück⸗ 
liche Genehmigung des Beſitzers für deſſen Rechnung veräußert. 215. 


K. Verwahrung (58 688 — 700). 
8697. Wo find vom Staat beſchlagnahmte Gegenſtände zurückzuliefern? Bus 
läſſigkeit des Rechtsweges. 4. 
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L. Geſellſchaft (88 705 — 740). 

8 705. Rechtliche Natur der Beitragszeichnung zu einem gemeinnützigen Unter: 
nehmen. 154. 

§ 723. Kein Recht zum Rücktritt von einem ſchon ausgeführten Geſellſchafts— 
vertrage. 182. 

M. Bürgſchaft (SS 765 — 778). 

8765. Verſtärkende Schuldübernahme oder Bürgſchaft? 116. — Bedeutung des 
Gewähr (Garantie- Verſprechens. 51. — Kann gegen die Klage aus einem Garantie⸗ 
vertrage ein Zurückbehaltungsrecht ausgeübt werden? 126. — Bürgſchaft und Gewähr— 
vertrag erfordern nicht eine Ungewißheit der Inanſpruchnahme. 52. 

8774. Durch eine Teilzahlung des ſelbſtſchuldigen Bürgen nach der Konk-Er— 
öffnung über den Hauptſchuldner wird das . des Konk.⸗Gläubigers auf volle, Be⸗ 
friedigung nicht verringert. 235. 


N. Schuldanerkenntnis (88 780 —782). 


5 780. Rechtliche Natur der Beitragszeichnung zu einem e en Unter⸗ 

nehmen. 154. 
O. Ungerechtfertigte Bereicherung (88 812822). 

5 812. über die Anfechtung eines prozeſſualen Anerkenntniſſes; kann es kondi⸗ 
ziert werden? 229. 

5 817. Einrede der Arglift gegen die Berufung darauf, daß auch die Rückfor— 
derung des Gegners gegen die guten Sitten verſtoße. 75. 

§ 819. Die geſteigerte Haftung des entmündigten Verſchwenders aus 8 819 
BGB. ſetzt Kenntnis des Vormunds voraus. 216. 


P. Berſicherungs vertrag mit Ausſchluß der Seeaſſekuranz. 
a) RGeſ. über die privaten Verſicherungs⸗Unternehmungen 
v. 12. Mai 1901. 


823. Verpflichtung des Verſicherten. Gefahr erhöhende Umſtände anzuzeigen. 
36. — Anzeigepflicht des gegen Unfall Verſicherten bei einem die Gefahr erhöhenden 
Berufswechſel. 76 

8 25. Verpflichtung des Verſicherten, Gefahr erhöhende Umſtände anzuzeigen. 36. 

8 82. Schätzungseid über die Höhe des Anſpruchs aus einer e 
rung. 203. 

8 94. Zum 8 94 Abſ. 2 VerſVertrG. 176. 

8 159. Anſprüche aus einer Militärdienſt-Verſicherung und einer Sicherſtellung 
mit dem Verſicherungsſchein. 8. 

6 179. Kriegsereignis i. S. der Unfallverſicherung. 68. 


b) Reichs-Verſicherungsordnung v. 19. Juli 1911. 


8 903. Der 8 903 RVerſO. bezieht ſich nicht auf Unfälle ſelbſtverſicherter Unter— 
nehmer. 177. 

8 1042.“ S. bei 8 903. 

5 1324. Nur die geſetzlichen Entſchädigungsanſprüche gegen Dritte gehen auf 
den Verſicherungsträger über. 37. 

9 1524. Nur die geſetzlichen Entſchädigungsanſprüche gegen Dritte gehen auf 
den Verſicherungsträger über. 37. 

8 1543. Über das Vorliegen eines Betriebsunfalls entſcheiden 8000 8 1543 
NBerid. die Verſicherungsinſtanzen. 121. 
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Q. Unerlaubte Handlungen. 

a) BGB. 88 823853. 

5 823. Über die Haftung aus unerlaubter Handlung in Vertragsverhältniſſen. 
158. — Über das Maß der von einem Schullehrer zu beobachtenden Vorſicht. 11. 

4 824. Warnung eines Kaufliebhabers vor Schwamm; Verſtoß gegen die guten 
Sitten? 53. 

5 826. Schädigung durch argliſtige Verleitung zu einer unentgeltlichen Zus 
wendung. 122. — Warnung eines Kaufliebhabers vor Schwamm; Verſtoß gegen die 
guten Sitten? 53. — Haftung einer Bank aus dem einem Bankbeamten auageltefien, 
deſſen Unehrlichkeit verſchweigenden Zeugnis. 189. 

6 833. Umfang der Auſfſichtspflicht des Pferdehalters und der von Fußgängern 
zu übenden Vorſicht. 178. 

8839. Wo find vom Staat beſchlagnahmte Gegenſtände zurückzuliefern? ‚Bus 
läſſigkeit des Rechtsweges. 4. — Über die Haftung des überſtimmten Richters für eine 
Amtspflichtverletzung; Beweis. 159. — Amtspflichtverletzung bei Aufnahme eines Not— 
teſtaments durch den Gemeindevorſteher; Rückſichinahme auf den Bildungsſtand und 
auf die Umſtände. 138. — Haftung des Poſtbeamten für Verſchulden bei Einſchreib— 
ſendungen. 97. — Haftung des Notars aus unzureichender Belehrung über das maß— 
gebende frühere gemeine Recht. 179. — Haftung des Notars bei Aufnahme eines Ver⸗ 
trages zwiſchen Eheleuten über das Eigentum an Hausſtandſachen. 56. — Die aus— 
ſchließliche Zuſtändigkeit der Landgerichte für Anſprüche gegen den Fiskus wegen Ver— 
ſchuldens von Staatsbeamten beſchränkt ſich nach preuß. Recht auf Verſchulden auf 
öffentlich-rechtlichem Gebiet. 41. 

5 843. Kann die zugeſprochene Unfallrente wegen . Verheiratung der 
Verletzten gemindert werden? 186. 

b) Anfechtungsgeſetz v. 21. Juli 1879. 

§ 31. Anfechtung einer Pfändung von Mieten. 54. — Strenge Anforderungen 
an den Entlaſtungsbeweis bei Anfechtung iukongruenter Deckungsgeſchäfte. 110. 


c) Unlauterer Wettbewerb (Geſ. v. 7. Juni 1809). 
§ 1. Verſtoß gegen die guten Sitten beim Vertriebe von Markenartikeln. 217. 


R. Verfügungen der Staatsgewalt. 

Durch ſtrafbare Handlung erlangte Gegenſtände; zu 8 111 StPO. 190. — Wo find 
vom Staat beſchlagnahmte Gegenſtände zurückzuliefern? Zuläſſigkeit des Rechtsweges. 4. 
— Der Verluſt der Ladung eines zu Kriegszwecken beſchlagnahmten Schiffs iſt Kriegs- 
ſchaden; Ausſchluß des Rechtswegs. 180. 

Auch. 22. Juli 13. § 19. Entlaſſung eines Minderjährigen aus der Staats— 
angehörigkeit; die Genehmigung des Vorm.-Gerichts kann auch aus Staatsintereſſen 
verſagt werden. 139. 

Erbſch Stg. 5 57. Das Erbſchaftsſteueramt hat kein Recht zur Beſchwerde über 
den Inhalt eines Erbſcheins. 99. 


III. Sachenrecht. 
1. Beſitz (88 854—872). 
3854. Während der Auseinanderſetzung nach beendeter Gütergemeinſchaft hat 
der Mann keinen Anſpruch auf Alleinbeſitz. 13. 
8861. Kein Rechtsſchutzbedürfnis für eine Eigentumsklage auf Herausgabe 
nach Durchführung einer Beſitzklage; dagegen Feſtſtellung des Eigentums. 191. 
5 868. Vorausſetzungen für die Rechtswirkſamkeit der Sicherungsübereignung 
eines Warenlagers. 218. 
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2. Eigentum. 


A. Inhalt des Eigentums (88 903—924). 


5 904. Der Verluſt der Ladung eines zu Kriegszwecken beſchlagnahmten Schiffs 
iſt Kriegsſchaden; Ausſchluß des Rechtswegs. 180. 

8906. Störung durch Geräuſch; die Ortsüblichkeit wird durch politiſche Grenzen 
nicht ausgeſchloſſen. 12. 

8907. Haben die Anlieger einer ſtädtiſchen Straße einen Entſchädigungsanſpruch 
wegen ihrer Veränderung? 77. 


B. Erwerb und Verluſt des Eigentums an Grundftüden (88 925-928). 


8 925. Nicht unter 8 24 3PO. fallen Klagen auf Gewährung und Übertragung 
des Eigentums. 103. 


C. Erwerb und Verluſt des Een m an beweglichen Sachen. 
a) Übertragung (88 929 —936). 
8 930. Eigentumserwerb zwiſchen Eheleuten an Sachen, die im gemeinſchaftlichen 


Hausſtand verbleiben. 56. — Vorausſetzungen für die Rechtswirkſamkeit der Sicherungs- 
übereignung eines Warenlagers. 218. 


b) Verbindung ($8$ 946— 952). 


8952. Eigentum an dem Verſicherungsſchein über eine Militärdienſt⸗Ver⸗ 
ſicherung. 8. 


D. Anſprüche aus dem Eigentum (83 985—1007). 

8985. Kein Rechtsſchutzbedürfnis für eine Eigentumsklage auf Herausgabe nach 
Durchführung der Beſitzklage; dagegen Feſtſtellung des Eigentums. 191. — Darf der 
Eigentümer, der ein rechtskräftiges Urteil auf Herausgabe erwirkt hat, gegen den 
Rechtsnachfolger ſeines Gegners eine neue Eigentumsklage erheben? 108. 

6 1004. Eigentumsſtörung durch Geräuſch; die Ortsüblichkeit wird durch poli⸗ 
tiſche Grenzen nicht ausgeſchloſſen. 12. 

1006. Vermutung des Eigentums der im Beſitz befindlichen getrennt lebenden 

Ehefrau; Inhalt des Gegenbeweiſes. 140. 


3. Nypothek (88 1113-1190). 
1163. Ein formungültiges Schenkungsverſprechen wird nicht durch Hypothek⸗ 
beſtellung geheilt; die Hypothek wird Eigentümergrundſchuld. 137. 


4. Pfandrecht an beweglichen Suchen und Rechten (88 1204 —1296). 


5 1204. Anſprüche aus einer Militärdienſt⸗Verſicherung und aus einer Sicher⸗ 
ſtellung mit dem Verſicherungsſchein. 8. 

8 1223. Aufrechnung im Konkurſe mit dem Überſchuß aus einem nach der Konk.⸗ 
Eröffnung verkauften Pfande. 24. 

81247. Aufrechnung im Konkurſe mit dem Überſchuß aus einem nach der Konk.⸗ 
Eröffnung verkauften Pfande. 24. 

8 1296. Der Hinterleger von Wertpapieren zur Sicherheit hat keinen Anſpruch 
auf Herausgabe von Zinsſcheinen, wenn der Kurswert geſunken iſt und er die Sicherheit 
nicht erhöht. 112. 


5. Bergrecht (Einf®. Art. 67; preuß. Allg. BergG. v. 24. Juni 1865). 


8128. Fallen Vergütungen für den Vorſtand oder die Mitglieder eine 
Grubenvorſtandes unter 8 61 Nr. 1 KO? 91. a 


408 Regiſter. Familienrecht. 


IV. Familienrecht. 
1. Bürgerliche Ehe. 
A. Eingehung der Ehe (88 1303-1322). 
81317. Form der Eheſchließung zwiſchen Deutſchen u. Ausländern im Auslande. 64. 
B. Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe ($$ 1323—1347). 

8 1333. Unzuläſſigkeit der fen der Ehe wegen Unfruchtbarkeit des andern 
Ehegatten. 160. 

8 1345. Unterhaltsanſprüche der getäuſchten Ehefrau nach rechtskräftiger An— 
fechtung der Ehe wegen argliſtiger Täuſchung. 181. 

C. Wirkungen der Ehe im allgemeinen ($$ 1353-1362). 

8 1362. Eigentumserwerb zwiſchen Eheleuten an Sachen, die im gemeinſchaftlichen 
Hausſtand verbleiben. 56. 

D. Eheliches Güterrecht. 

a) Geſetzliches Güterrecht (SS 1363— 1431). 

81387. Gegen den Anſpruch der Frau auf Vorſchuß der Prozeßkoſten darf 
der Mann nicht aufrechnen. 78. 

§ 1391. Vorausſetzungen des Anſpruchs der Frau auf Sicherheitsleiſtung. 57. 

b) Vertragmäßiges Güterrecht (SS 1432—1557). 

8 1472. Während der Auseinanderſetzung nach beendeter Gütergemeinſchaft hat 
der Mann keinen Anſpruch auf Alleinbeſitz. 13. 

8 1487. Über das Verfügungsrecht der Abkömmlinge bis zur Auseinander— 
ſetzung. 192. — Zur Umſchreibung eines Grundſtücks auf Witwe und Kinder in fort— 
geſetzter Gütergemeinſchaft bedarf es der Zuſtimmung der volljährigen Kinder. 14. 

§ 149 1. über das Verfügungsrecht der Abkömmlinge bis zur Auseinanderſetzung. 192. 

E. Scheidung der Ehe (S8 1564-1587). 

$ 1568. Iſt Nichteinhaltung des verſprochenen Religionswechſels ‚ein Eher 
ſcheidungsgrund? 219. 

§ 1574. Zuſtellung des Urteils im Eheſcheidungsverfahren von Amts wegen. 128. 

8 1578. Kann eine Klage auf Unterhaltsgewährung ſchon während des Schei— 
dungsſtreits gegen den ſchuldigen Eheteil erhoben werden? 107. 

$ 1579. Unterhaltspflicht des geſchiedenen wieder verheirateten Ehemanns; 
wieweit iſt die Frau zum Erwerb durch Arbeit verpflichtet? 161. 


2. Verwandtſchaft. 
A. unterhalts pflicht 688 1601-1615). 

8 1608. Standesmäßiger Unterhalt einer von ihren Verwandten ee 
Ehefrau: Einfluß des Krieges? 220. 

$ 1610. Standesmäßiger Unterhalt einer von ihren Verwandten unterhaltenen 
Ehefrau; Einfluß des Krieges? 220. 

§ 1614. Unterhaltsanſprüche aus Beſchädigungen unterliegen dem Verzicht. 181. 

B. Rechtliche. Stellung der ehelichen Kinder (88 1616-1698). 

$ 1620. Bemeſſung der Ausſteuer. 193. 

8 1630 Abſ. 2. Vorausſetzungen einer Auseinanderſetzung e Vater und 
Kind nach dem Tode der Mutter. 221. 

8 1631. über das Züchtigungsrecht der Stiefmutter. 194. 

81636. Das elterliche Recht auf Verkehr mit dem Kinde darf nicht durch einen 
Beauftragten ausgeübt werden. 141. 

8 1636. Haben die leiblichen Eltern eines an Kindesſtatt angenommenen Kindes 
ein klagbares Recht auf perſönlichen Verkehr? 142. 
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8 1640. Vorausſetzungen einer Auseinanderſetzung zwiſchen Vater und Kind 
nach dem Tode der Mutter. 221. 

51666. Sit das Ehegericht bei einer einſtweiligen Verfügung wegen der Kinder 
an einen vorangegangenen Beſchluß des Vorm.-Gerichts gebunden? 167. 

8 1685. Über das Züchtigungsrecht der Stiefmutter. 194. 


C. Rechtliche Stellung der Kinder aus nichtigen Ehen (88 1699 — 1704). 


81699. Zuläſſigkeit eines Rechtsſtreits zwiſchen den Eltern eines Kindes aus 
nichtiger Ehe auf deſſen Herausgabe vor Feſtſtellung ſeines Familienſtandes. 38. 

D. Rechtliche Stellung der unehelichen Kinder (88 e 

1707. S. bei 8 1699. 

8 1708. Die Umwandlungsklage des § 323 ZPO. im Verhältnis zum auslän- 
diſchen Recht (Unterhalt eines unehelichen Kindes). 230. 

E. Annahme an Kindesſtatt (88 1741—1772). 

§1741. Anfechtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments auf Grund einer ſpäteren 
Kindesannahme; Berufung des Erben auf deren Unſittlichkeit. 195. 

81764. Haben die leiblichen Eltern eines an Kindesſtatt angenommenen Kindes 
ein klagbares Recht auf perſönlichen Verkehr? 142. 


3. Vormundſchaft. 
A. Über Minderjährige (88 1773 —1895). 

81793. S. bei 8 1797. 

8 1797. Haftung des Vormunds bei einer Teilung der vormundſchaftlichen 
Geſchäfte. 222. 5 

§ 1833. Haftung des Vormunds bei einer Teilung der vormundſchaftlichen 
Geſchäfte. 222. i | 

B. über Volljährige (88 1896-1908). 

81897. Die geſteigerte Haftung des entmündigten Verſchwenders aus 8 819 

BGB. ſetzt Kenntnis des Vormunds voraus. 216. 


V. Erbrecht. 
I. Annahme und Ausfchlagung der Erbſchaft ( 819421966). 
58 1960/1. Ungewißheit über die Annahme der Erbſchaft. 98. 


2. Rechtliche Stellung des Erben. 
A. Haftung des Erben für Nachlaßverbindlichkeiten. 

a) Beſchränkung der Haftung (88 1975 — 1992). 

§ 1975. Vorausſetzung der beſchränkten Erbenhaftung und der Aufrechnung 
gegen eine nicht zum Nachlaß gehörige Forderung eines Miterben. 79. 

§ 1985. Verpfändung eines Verſicherungsſcheins durch den verſtorbenen Schuld- 
ner; perſönliches Zurückbehaltungsrecht des Gläubigers gegen den Nachlaßverwalter. 162. 

8 1990. Vorausſetzungen der beſchränkten Erbenhaftung und der Aufrechnung 
gegen eine nicht zum Nachlaß gehörige Forderung eines Miterben. 79. | 

b) Inventarerrichtung. Unbeſchränkte Haftung (88 1993— 2013). 

8 1993. Vorausſetzungen der beſchränkten Erbenhaftung und der Aufrechnung 
gegen eine nicht zum Nachlaß gehörige Forderung eines Miterben. 79. 

$ 2006. Über die Koſten hat nicht das Nachlaßgericht zu entſcheiden. . 

B. Erbſchaftsanſpruch (S8 2018 — 2031). 

8 2030. Nebenintervention des Erbſchaftskäufers zugunſten des mit einem Erb⸗ 

ſchaftsanſpruch belangten Verkäufers. 226. 
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C. Mehrheit von Erben; Rechtsverhältnis der Erben untereinander 
(88 2032 —2057). 
8 2038. Eine Erbengemeinſchaft kann nicht als Geſellſchafter ins Handels- 
regiſter eingetragen werden. 100. 
§ 2042. Vorausſetzungen einer Auseinanderſetzung zwiſchen Vater und Kind 
nach dem Tode der Mutter. 221. 


3. Teſtament (88 2064 — 2273). 


8 2065. Die in einem altrechtlichen Teſtament vorbehaltene Beſtimmung des 
Erben durch einen Dritten muß vor Eintritt des neuen Rechts erfolgt ſein. 80. 

§ 2079. Anfechtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments auf Grund einer ſpäteren 
Kindesannahme; Berufung des Erben auf deren Unſittlichkeit. 195. 

82176. Über die Fälligkeit der Vermächtnisforderungen. 55. 

§ 2184. S. bei 8 2176. 

8 2231. Form eines von einem Ausländer im Inlande errichteten Teſtaments. 
187. — Das eigenhändige Privatteſtamt erfordert eine eigenhändige Ortsangabe 16. 

8 2249. Amtspflichtverletzung bei Aufnahme eines Notteſtaments durch den 
Gemeindevorſteher; Rückſichtnahme auf den Bildungsſtand und auf die Umſtände 138. 

88 2269/70. Über die Befugniſſe des Längſtlebenden nach einem wechſelſeitigen 
Teſtament entſcheidet der einzelne Fall. 81. — Ungültigkeit frauduloſer Schenkungen 
des in einem korreſpektiven Teſtamente eingeſetzten überlebenden Ehegatten. 196. 


4. Erbvertrag ($$ 2274 — 2302). 
§ 2281. Aufechtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments auf Grund einer ſpäteren 
Kindesannahme; Berufung des Erben auf deren Unſittlichkeit. 195. 
8 2287. Ungültigkeit frauduloſer Schenkungen des in einem korreſpektiven 
Teſtament eingeſetzten überlebenden Ehegatten. 196. 
§ 2301. Schenkung auf den Todesfall durch Vertrag zugunſten Dritter. 34. 


5. Erbſchein (88 23532370). 
8 2353. Das Erbſchaftsſteueramt hat kein Recht zur Beſchwerde über den In⸗ 
halt eines Erbſcheins. 99. 
82365. S. bei 8 2353. 


VI. Handelsrecht. 


I. Bandelsftand. 


A. Kaufleute (§GB. 8$ 1—7). 
§ 1. Eine Stadtgemeinde wird durch ihre Lebensmittelbeſorgung nicht Kaufmann. 
143. — Das Auſtreten als Kaufmann rechtfertigt nicht die Anwendung der kurzen 
Verjährungsfriſt des 8 1961 BGB. 171. 
B. Handels bücher (88 38—47). 
§ 39. Inhalt einer vorzulegenden Geſchäftsbilanz und Mittel zu her Nach⸗ 
prüfung. 17. 
C. Handlungsgehülfen und Lehrlinge (88 59—83). 

8 60. Für den Geſchäftsführer einer Geſellſchaft m. b. H. beſteht kein Konkurrenz⸗ 
verbot; er hat aber bei Eigengeſchäften die Intereſſen der Geſellſchaft zu wahren. 82. 
D. Handlungsagenten (88 84—92). 

§ 88. Hat der Handlungsagent einen Proviſionsanſpruch für Geſchäfte mit ihm 
ſelber? 58. 
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2. Handelsgeſellſchaften und Genoſſenſchaften. 
A. Offene Handelsgeſellſchaft (SS 105-160). 

§ 105. Eine Erbengemeinſchaft kann nicht als Geſellſchafter eingetragen werden. 100. 

8 133. Kein Recht zum Rücktritt von einem ſchon ausgeführten Geſellſchafts-⸗ 
vertrage. 182. 8 

§ 139. Eine Erbengemeinſchaft kann nicht als Geſellſchafter eingetragen werden. 100. 

B. Aktiengeſellſchaft (88 178—319). 

§ 213. Der Aktionär hat nicht ſchon geſetzlich Anſpruch auf Ausſtellung von 
Gewinnanteilſcheinen. 144. 

C. Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
(Geſ. v. 20. April 1892/20. Mai 1898). 

SS 1ff. Kann das Werben zum Beitritt zu einer Geſellſchaft m. b. H. eine Ver⸗ 
tragsverletzung begründen? 163. 

§ 7. Nachſchüſſe zur Abwendung des Konkurſes dürfen während der Liquidation 
nicht erhoben werden. 197. ö 

F 21 ff. Vorausſetzungen der Ausfallshaftung eines ausgeſchloſſenen Geſell— 
ſchafters. 198. 

§ 35. Für den Geſchäftsführer einer Geſellſchaft m. b. H. beſteht kein Konkurrenz— 
verbot; er hat aber bei Eigengeſchäften die Intereſſen der Geſellſchaft zu wahren. 82. 

8 105. Nachſchüſſe dürfen während der Liquidation zur Abwendung des Kon— 
kurſes nicht erhoben werden. 197. 

8 140. Nachſchüſſe dürfen während der Liquidation zur Abwendung des Kon— 
kurſes' nicht erhoben werden. 197. 

D Wirtſchaftsgenoſſenſchaft (Geſ. v. 1. Mai 1889/20. Mai 1898). 

8 15. Erfordernis der Beitrittserklärung neben dem Erwerb eines Geſchäfts⸗ 

anteils. 123. 8 
3. Handelsgeſchäfte. 
A. Allgemeine Vorſchriften ($$ 343— 372). 

88 343 ff. Lebensmittelbeſorgung während des Krieges durch die Stadtgemeinde 
iſt kein Handelsgeſchäft. 143. 

8 346. Bedeutung der Abrede: „waggonfrei X“; Inhalt der vom Verkäufer 
übernommenen Verſendungspflicht. 119. — Stillſchweigende Erledigung eines Lieferungs- 
geſchäfts. 188. — Keine Mäflergebühr bei aufſchiebend bedingtem Geſchäft. 73. 

B. Handelskauf (S8 373—382). 

8376. Bedeutung der Abmachung, daß die Ware innerhalb beſtimmter Friſt 
zu verladen iſt. 213. — Beim inländiſchen Abladegeſchäft berechtigt die Nichteinhaltung 
der Abladezeit nicht zum Rücktritt. 70. — Feſt beſtimmte Abrufzeit bei einem Nicht⸗ 
Fixgeſchäft. 93. N 

§ 377. Die Rechtzeitigkeit der Mängelrüge iſt nach ſachlichem Maßſtabe zu be⸗ 
urteilen. 39. — Unterſuchung und Mängelrüge, wenn die Ware in verſchiedenen Teilen 
nacheinander geliefert wird. 199. — Verzögerung der Mängelrüge durch zweimalige 
Unterſuchung der Ware. 223. | 

8 379. Verſteigerung beanſtandeter Ware als nützliche Geſchäftsſührung. 143. 

8 380. Bier⸗ und Mineralwaſſerflaſchen und Tragkaſten gelten als mitverkauft, 
wenn ſie nicht in angemeſſener Friſt zurückgegeben werden 49. 


C. Kommifſionsgeſchäft (88 383—406). * 


8 383. Vorausſetzungen für die Rechtswirkſamkeit der Sicherungsübereignung 
eines Warenlagers. 218. 
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- 8385. Haftung der Bank, welche Bezugsrechte von Aktien in ihrem Depot 
ohne ausdrückliche Genehmigung des Beſitzers für deſſen Rechnung veräußert. 215. 


D. Lagergeſchäft (Ss 416— 424). 
§ 417. Haftung der Bank, welche Bezugsrechte von Aktien in ihrem Depot 
ohne ausdrückliche Genehmigung des Beſitzers für deſſen Rechnung eräußert. 215. 


E. Beförderung auf der Eiſenbahn (88 453-473). 
3456. Über die Haftung der Eiſenbahn bei verderblicher Ware. 40. 
8466. Über die Haftung der Eiſenbahn für Zugverſpätung bei verderblicher 
Ware. 40. N 
F. Binnenſchiffahrt (Geſ. v. 15. Juni 1895/20. Mai 1898). 
84. Rechtliche Bedeutung des Schiffsvermögens. 224. 


4. Seehandel (SS 474-903). 


8486. Rechtliche Bedeutung des Schiffsvermögens. 224. 

8673. Haftung der Reederei für Reiſegepäck der Fahrgäſte. 124. 

8806. Kriegsverſicherung der Warenſendung eines deutſchen Hauſes in Amerika; 
falſche Deklaration als amerikaniſches oder neutrales Eigentum. 101. | 

858 812. 813. Hat die Kaperung des verſicherten Schiffs Einfluß auf die Prämien- 
zahlung? 145. 

8 841. Hat die Kaperung des verſicherten Schiffs Einfluß auf die Prämien⸗ 
zahlung? 145. 

8 854. Hat die Kaperung des verſicherten Schiffs Einfluß auf die Prämien⸗ 
zahlung? 145. 


* 


VII. Wechſelrecht (WD.). 


Art. 1. Die Hingabe eines Wechſels geſchieht im Zweifel nicht an Erfüllungſtatt. 96. 

Art. 44. Kann bei Nichtzahlung eines Zahlung halber empfangenen und ſo weiter 
begebenen Wechſel der Empfänger gegen den Ausſteller auf das alte Schuldverhältnis 
zurückgreifen? 200. 

Art. 781. Verjährung des Regreßanſpruchs gegen den Wechſelausſteller, wenn 
die Unterbrechung durch vereinbarten Stillſtand des Prozeſſes beendigt iſt und der 
Prozeß nicht rechtzeitig weiter betrieben wird. 234. 

Art. 83. Kann bei Nichtzahlung eines Zahlung halber an e und ſo weiter 
begebenen Wechſels der Empfänger gegen den Ausſteller auf das alte Schuldverhältnis 
zurückgreifen? 200. 


VIII. Gewerberecht. - 


J. Gewerbeordnung. 


§§ 139 e u. f. Eine Polizeiverordnung, die den Verkauf von Branntwein nach 
dem geſetzlichen Ladenſchluß verbietet, verſtößt nicht gegen die Gewerbeordnung. 146. 


2. Schutz von Warenbezeichnungen (Geſ. v. 12. Mai 1894). 
8 12. Verſtoß gegen die guten Sitten beim Vertriebe von Markenartikeln. 217. 


IX. Urheberrecht (Litllrh®. v. 19. Juni 1901). 
841. Inwieweit genießen „geflügelte Worte“ urheberrechtlichen Schutz? 201. 
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J. Allgemeine Lehren. 


1. Suläſſigkeit des Rechtsweges. 
(S. unter 2, GG. § 13.) 
2. Gerichtsverfaſſung (GG.). 
§S 13. Zuläſſigkeit des Rechtswegs für den Anſpruch auf Rücklieferung vom Staat 
beſchlagnahmter Gegenſtände. 4. — Der Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen für Anſprüche 
aus dem Verluſt der Ladung eines für Kriegszwecke beſchlagnahmten Schiffs. 180. 
§ 70 Abſ. 3. Die ausſchließliche Zuſtändigkeit der Landgerichte für Anſprüche 
gegen den Fiskus wegen Verſchuldens von Staatsbeamten nach preuß. Recht gilt nur 
bei Verſchulden auf öffentlich- rechtlichem Gebiet. 41. 
8159. Rechtshülfe; der Beweisbeſchluß muß die zu beweiſenden Tatſachen genau 
bezeichnen. 44. 
8179. Eine Ungebührſtrafe kann nur der Richter verhängen, der die Sitzungs— 
polizei ausgeübt hat; Haft nicht über drei Tage. 42. 
8184. S. bei 8179. 
5. Gerichtskoſten (GK GG.). 
894. Verhältnis der Staatskaſſe zu den Parteien hinſichtlich der Gerichtskoſten 
im Fall des 8 941 GKG. 102. 
4. Gebühren von Seugen und Sachverſtändigen 
(GebO. v. 30. Juni 1878/20. Mai 1898). 
81. Stellung des Zeugen im Zwiſchenſtreit über ſeine Zeugnisverweigerung; 
kein Anſpruch auf Zeugengebühr. 20. 


II. Zivilprozeß-⸗Verfahren. 
I. Allgemeine Beſtimmungen. 


A. Gerichte. 
a) Sachliche Zuſtändigkeit (ZPO. 88 1—11). 
§ 4. Der Anſpruch auf Herausgabe der Dividendenſcheine iſt Nebenforderung 
des Anſpruchs auf Herausgabe von Aktien, nicht ſo der Anſpruch auf ein Bezugsrecht 
neuer Aktien. 125. 
b) Gerichtsſtand (88 12—37). 
8 24. Nicht unter 5 24 ZPO. fallen Klagen auf Gewährung und Übertragung 
des Eigentums. 103. 
8 29. Ortliche Zuſtändigkeit für den Wandelungsanſpruch, wenn die Ware ver⸗ 
ſteigert iſt. 225. a 
8 33. Vorausſetzungen des beſonderen Gerichtsſtands und der Zuläſſigkeit der 
Widerklage. 126. — Unzuläſſigkeit einer Widerklage gegen eine Pfändung. 168. 
8 36°. Die Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts nach $ 36? ſetzt voraus, daß 
die Beklagten Streitgenoſſen ſind. 147. 
| B. Parteien. 
a) Partei⸗ und Prozeßfähigkeit (88 50—58). 
851. Zuſtellung des Urteils an einen unrichtigen Vertreter der prozeßunfähigen 
Partei hindert die Rechtskraft nicht. 231. 
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b) Beteiligung Dritter am Rechtsſtreit (88 64-77). 

8 66. Nebenintervention des Erbſchaftskäufers zugunſten des mit einem Erb⸗ 
chaftsanſpruch belangten Verkäufers. 226. — Keine Nebenintervention nach rechts- 
räftiger Entſcheidung des Rechtsſtreits. 183. 


868. Umfang der Maßgeblichkeit der Entſcheidung für den Nebenintervenienten. 
56 S. 93. | 


§S 70. S. bei 8 74. | 

§ 74. Umfang der Maßgeblichkeit der Entſcheidung für den nicht beigetretenen 
Dritten. Nr. 56 S. 93. — Berufung des Empfängers der Streitverkündung: die Bei⸗ 
trittserklärung muß beiden Parteien vor der Berufungseinlegung zugeſtellt fein. 83. 


c) Prozeß bevollmächtigte und Beiftände (SS 78-90). 


881. Heilung einer unwirkſamen Klagezuſtellung durch Nachbringung der Voll— 
macht. 86. 


d) Prozeßkoſten (88 91-107). 


§ 91. Koſtenlaſt, wenn der Beklagte feine Feſtſtellungs-Widerklage gegen eine 
Teilklage nach deren Erweiterung auf das Ganze für erledigt erklärt. 62. — Erſtattung 
der Koſten eines zweiten Prozeß bevollmächtigten, wenn der Vertreter des zum Heeres— 
dienſt eingezogenen erſten wegen perſönlicher Beziehungen zum Gegner die Vertretung 
abgelehnt hat. 43. 

893. Prozeßkoſten bei einem Anerkenntnisurteil, wenn der Kläger ſchon eine 
vollſtreckbare Urkunde hatte. 59. 

899 Abſ. 2. Auch das erſt nach dem Anerkenntnisurteil ergehende Koſtenurteil 
iſt nur mit Berufung anfechtbar. 184. — Unzuläſſigkeit der Beſchwerde gegen ein 
Koſtenurteil nach vorangegangenem Teilurteil zur Hauptſache. 202. 

S 100. Koſten berechnung, wenn bei mehreren Beklagten im Urteil eine Koften- 
trennung vorgenommen iſt. 227. 

8 103. Der Koſtengläubiger hat Anſpruch auf einen vollſtreckbaren Titel. 60. — 
Stellung des Zeugen im Zwiſchenſtreit über ſeine Zeugnisverweigerung; kein Anſpruch 
auf Zeugengebühr, ſondern auf Erſtattung der Unkoſten gemäß §8 103 ff. ZPO. 20. 


e) Sicherheitsleiſtung (88 108 — 113). 


8109. Der Hinterleger von Wertpapieren zur Sicherheit hat keinen Anſpruch 
auf Herausgabe von Zinsſcheinen, wenn der Kurswert geſunken iſt und er die Sicherheit 
nicht erhöht. 112. 


f) Armenrecht (88 114 — 127). 


8 114. Vorausſetzung einer Armenrechtsbewilligung iſt Beeinträchtigung des not⸗ 
wendigen Unterhalts. 104. — Armenrecht für die Ehefrau eines in Deutſchland ab—⸗ 
geſperrten Engländers für eine Eheſcheidungsklage. 18. 

8 127. Beſchwerde gegen Entziehung des Armenrechts iſt unzuläſſig, wenn ein 
Rechtsſtreit nicht mehr anhängig iſt. 84. 


C. Verfahren. 
a) Mündliche Verhandlung ($$ 128-165). | 
§ 138. Bedeutung des Verzichts des Beklagten auf eine Einrede. 61. 
b) Wiedereinſetzung i. d. v. St. (58 230— 239). 


8 234. Unterbrechung des Verfahrens gegen einen Kriegsteilnehmer, auch wenn 
nur eine Wiedereinſetzung i. d. v. St. in Frage kommen kann. 85. 
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c) Unterbrechung und Ausſetzung des Verfahrens (88 239—252). 


§ 239. Unterbrechung durch den Tod des Beklagten; nicht Klagabweiſung wenn 
die geladenen Rechtsnachfolger nicht aufnahmepflichtig ſind. 105. 

§ 240. Einfluß des Konkurſes auf eine Unterbrechung der Verjährung durch 
Klage. 69. 

§ 247. Unterbrechung des Verfahrens gegen einen Kriegsteilnehmer, auch wenn 
nur eine Wiedereinſetzung i. d. v. St. in Frage kommen kann. 85. 

: § 249. Die Unterbrechung nach den Kriegsgeſetzen bezieht ſich Auch auf das 
Mahnverfahren. 232. 

8 251. Verjährung des Regreßanſpruchs gegen den Wechſelausſteller, wenn die 
Unterbrechung durch vereinbarten Stillſtand des Prozeſſes beendigt iſt und der Prozeß 
nicht rechtzeitig weiterbetrieben wird. 134. 

2. Verfahren in I. Inſtanz. 
A. Vor den Landgerichten. 

a) Verfahren bis zum Urteil (88 253 — 299). 

8253. Für die Klagänderung entſcheidet die Klagebegründung in der Klage. 
127. — Heilung einer unwirkſamen Klagezuſtellung durch Nachbringung' der Voll— 
macht. 86. — Maßgebend für das Urteil iſt die Anſpruchsbegründung. 228. 

8256. Keine Vorabentſcheidung über den Grund eines Feſtſtellungsanſpruchs. 
106. — Nach Durchführung der Beſitzklage kann auf Feſtſtellung des Eigentums, da— 
gegen nicht mit der Eigentumsklage auf Herausgabe geklagt werden. 191. 

8259. Kann eine Klage auf Unterhaltsgewährung ſchon während des Schei— 
dungsſtreits gegen den ſchuldigen Eheteil erhoben werden? 107. 

§ 268. Für die Klagänderung entſcheidet die Klagebegründung in der Klage. 127. 

§ 275. Bedeutung des Verzichts des Beklagten auf eine Einrede. 61. 

§ 280. Koſtenlaſt, wenn der Beklagte ſeine Feſtſtellungs-Zwiſchenklage gegen 
eine Teilklage für erledigt erklärt, nachdem die Klage auf das Ganze erweitert war. 62. 

8 282. Über die Haftung des überſtimmten Richters für eine Amtspflichtver⸗ 
letzung; Beweislaſt. 159. — Inhalt des Gegenbeweiſes gegen die Vermutung des 
Eigentums für die im Beſitz befindliche, getrennt lebende Ehefrau. 140. — Unmög⸗ 
lichkeit der Herausgabe, wenn die Sache abhanden gekommen iſt? Beweislaſt. 113. 

8286. Verwertung einer beſtrittenen Behauptung des Gegners zu deſſen Un— 
gunſten. 19. — Dürfen perſönliche Eindrücke bei der Beweiswürdigung verwertet 
werden? 185. — Freie Beweiswürdigung eines durch die verſtorbene urſprüngliche 
Partei vorſchriftwidrig abgeleiſteten Eides. 164. 

8287. Schätzungseid über die Höhe des pes aus einer Feuerverſicherung. 203. 


b) Urteil (85 300-329). 

§ 302. Das Ber.⸗Gericht hat auch nachzuprüfen, ob die Erlaſſung eines Vorbe⸗ 
haltsurteils geboten war. 148. 

§ 304. Keine Vorabentſcheidung über den Grund eines Feſtſtellungsanſpruchs. 106. 

§ 307. Prozeßkoſten bei einem Anerkenntnisurteil, wenn der Kläger ſchon eine 
vollſtreckbare Urkunde hatte. 59. — Über die Anfechtung eines prozeſſualen Aner⸗ 
kenntniſſes. 229. 

8 322. Umfang der Rechtskraft bei konkreter und bei abſtrakter Schadensberech⸗ 
nung. 204. — Das Urteil auf eine Widerſpruchsklage gegen den en 
ſchafft Rechtskraft auch für den Anſpruch felbft. 165. 

§ 323. Die Umwandlungsklage des 8 328 ZPO. im Verhältnis zum auslän- 
diſchen Recht. 230. — Kann die zugeſprochene Unfallrente wegen ſpäterer n 
der Verletten gewindert werden? 1886. 
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8 325. Maßgebend für das Urteil iſt die Anſpruchsbegründung. 228. — Darf 
der Eigentümer, der ein rechtskräftiges Urteil auf Herausgabe erwirkt hat, gegen den 
Rechtsnachfolger ſeines Gegners eine neue Eigentumsklage erheben? 108. — Kein 
Rechtsſchutzbedürfnis für eine Eigentumsklage auf Herausgabe nach Durchführung der 
Beſitzklage; dagegen Feſtſtellung des Eigentums. 191. 


c. Allgemeine Beſtimmungen über die Beweisaufnahme (SS 355-370). 

§ 359. Der Beweisbeſchluß muß die zu beweiſenden Tatſachen genau bezeichnen. 44. 

d) Hen ebe (S8 373—401). 

§ 376. Beweis über die Abſtimmung in einem Richterkollegium. 159. 

8387. Stellung des Zeugen im Zwiſchenſtreit über feine Zeugnisverweigerung. 20. 

§S401. Stellung des Zeugen im Zwiſchenſtreit über feine Zeugnisverwei— 
gerung; kein Anſpruch auf Zeugengebühr; er hat ſeine Koſten nach 8 103 ff. ZPO. 
geltend zu machen. 20. 

e) Beweis durch Sachverſtändige ($$ 402 —414). 

9411. Darf der Sachverſtändige Hülfskräfte benutzen? 87. 

f) Beweis durch Urkunden (88 415—444). 

§ 415. Hat eine Partei gegen die andere einen Anſpruch auf Berichtigung einer 
Urkunde? 149. — Gegenbeweis gegen eine Urkunde, daß dieſer Teil beim Vorleſen 
überhört worden ſei. 21. 

g) Beweis durch Eid (SS 445—4 77). 

8 446. Freie Beweiswürdigung eines durch die verſtorbene urſprüngliche Partei 
vorſchriftwidrig abgeleiſteten Eides. 164. 

8471. Freie Beweiswürdigung eines von der verſtorbenen urſprünglichen Partei 
vorſchriftwidrig abgeleiſteten Eides. 164. 

h) Verfahren bei der Abnahme sn Eiden (8% 478—484). 

8 481. Form der Eidesabnahme im Felde. 164. 


B. Vor den Amtsgerichten (88 495—510c). 


8 505. Entlaſtung der Gerichte; Anwendbarkeit des Verweiſungsverfahrens nach 
8505 auf das Verfahren vor den Oberlandesgerichten. 205. 


3. Rechtsmittel. 
A. Berufung (S8 511-544). 

§ 516. Die Zuſtellung des Urteils an einen unrichtigen geſetzlichen Vertreter 
der prozeßunfähigen Partei hindert nicht die Rechtskraft. 231. 

8 518. Berufung des Empfängers der Streitverkündung; die Beitrittserklärung 
muß beiden Parteien vor der Ber.⸗Einlegung zugeſtellt ſein. 83. 

§ 538˙. Keine Zurückverweiſung in die 1. Inſtanz, wenn dort die Schadens- 
klage nur wegen nicht vorhandenen Schadens abgewieſen iſt. 88. 

B. Reviſion (58 545—566). 

8 547. Ausſchließliche Zuſtändigkeit der Landgerichte für Anſprüche gegen den 
Fiskus wegen Verſchuldens von Staatsbeamten nach preuß. Recht nur bei Verſchulden 
auf öffentlich- rechtlichem Gebiet. 41. 

C. Beſchwerde (58 567577). 

8567. Beſchwerde gegen Entziehung des Armenrechts iſt unzuläſſig, wenn ein 
Rechtsſtreit nicht mehr anhängig iſt. 84. 

8568. Weitere Beſchwerde wegen verſagten rechtlichen Gehörs nur bei über⸗ 
gehung erheblicher Anträge. 63. 
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4. Wiederaufnahme des Verfahrens (88 578-591). 


§ 578. Nach rechtskräftiger Entſcheidung des Rechtsſtreits iſt eine Nebeninter— 
vention unſtatthaft. 183. 

§ 579˙. Die Zuſtellung des Urteils an einen unrichtigen Vertreter der prozeß— 
unfähigen Partei hindert nicht die Rechtskraft. 231. 

§ 5807. Keine Reſtitution auf Grund einer Urkunde, über deren Inhalt die 
Partei ſich ſchon während des früheren Verfahrens unterrichten konnte. 166. 

§ 586. Die Zuſtellung des Urteils an einen unrichtigen Vertreter der prozeß— 
unfähigen Partei hindert nicht die Rechtskraft. 231. 


5. Eheſachen (88 606—639). 
Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Eltern und Kindern 
(SS 640-644). 

8 625. Zuſtellung des Urteils im Eheſcheidungsverfahren von Amts wegen. 128. 

§ 627. Iſt das Ehegericht bei einer einſtweil. Verfügung wegen der Kinder an 
einen vorangegangenen Beſchluß des Vorm.-Gerichts gebunden? 167. 

8 643. Zuläſſigkeit eines Rechtsſtreits zwiſchen den Eltern eines Kindes aus 
nichtiger Ehe über deſſen Herausgabe vor Feſtſtellung ſeines Familienſtandes. 38. 

‘ 


6. Mahnverfahren (88 688—703). 


8 700. Die Zw.⸗Vollſtreckung aus einem Vollſtreckungsbefehl kann auch ohne 
Sicherheit eingeſtellt werden. 89. — Keine weitere Ausfertigung des Vollſtreckungs— 
befehls, wenn die Urſchrift verloren iſt. 232. 


7. Swangsvollſtreckung. 


A. Allgemeine Beſtimmungen (SS 704-802). 


8709. Die Zw.⸗Vollſtreckung aus einem Vollſtreckungsbefehl kann auch ohne 
Sicherheit eingeſtellt werden. 89. 

§ 719. Die Zw.⸗Vollſtreckung aus einem Vollſtreckungsbefehl kann auch ohne 
Sicherheit eingeſtellt werden. 89. 

§ 726. Verurteilung Zug um Zug; zur vollſtreckbaren Ausfertigung it eine 
Anordnung des Vorſitzenden nicht erforderlich. 109. 

8 727. S. bei 8 731. 

5 730. Verurteilung Zug um Zug; zur vollſtreckbaren Ausfertigung iſt eine 
Anordnung des Vorſitzenden nicht erforderlich. 109. 

8731. Darf der Eigentümer, der ein rechtskräftiges Urteil auf Herausgabe 
erwirkt hat, gegen den Rechtsnachfolger ſeines Gegners eine neue Eigentumsklage 
erheben? 108 — Kein Rechtsſchutzbedürfnis für eine Eigentumsklage N Durchführung 
der Beſitzklage; dagegen Feſtſtellung des Eigentums. 191. 

x 733. Keine weitere Ausfertigung des Vollſtreckungsbefehls wenn die Urſchrift 
verloren iſt. 232. 

5766. Der Haftbeſchluß im Offenbarungseid-Verfahren kann nur mit Beſchwerde 
angefochten werden. 207. 

§ 771. Widerſpruchsklage gegen die nicht eingetragene Pfändung einer nur zur 
Sicherheit abgetretenen Buchhypothek. 206. — Unzuläſſigkeit einer Zurückbehaltung und 
einer Widerſpruchsklage gegen eine Pfändung. 168. 

8797. Keine weitere Ausfertigung des Vollſtreckungsbefehls, wenn die Urſchrift 
verloren iſt. 232. 

§ 788. Begriff der Zw.⸗Vollſtr.⸗Koſten. 169. 
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§ 792. Das Erbſchaftsſteueramt hat kein Recht zur Beſchwerde über den In— 
halt eines Erbſcheins. 99. 

§ 793. Der Haftbeſchluß im Offenbarungseid-Verfahren kann nur mit Beſchwerde 
angefochten werden. 207. ö 

§ 794: Prozeßkoſten bei einem Anerkenntnisurteil, wenn der Kläger ſchon eine 
vollſtreckbare Urkunde hatte. 59. 


B. Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen. 
a) In das bewegliche Vermögen (88 803-863). 


8803. Auslegung der Pfändungsſormel „gepfändet bis zur Höhe der Forderung 
des Gläubigers“. 150. 

§ 809. Pfändung des baren Betrages einer Forderung beim Drittſchuldner; 
Beſchwerderecht des Schuldners? 90. 

§§ 828 ff. Anfechtung einer Pfändung von Mieten. 34. 

§ 829. Pfändung des baren Betrages einer Forderung beim Drittſchuldner; 
Beſchwerderecht des Schuldners? 90. — Auslegung der Pfändungsformel „gepfändet 
bis zur Höhe der Forderung des Gläubigers“. 150. 

§ 850. Gegen den Anſpruch der Frau auf Vorſchuß der Prozeßkoſten darf der 
Mann nicht aufrechnen. 78. 

b) In das unbewegliche Vermögen (88 864— 871). 

§ 869. 3G. §§ 96 ff. Kann ein ausländiſcher Hyp.-Gläubiger in der von einem 
andern Gläubiger betriebenen Zw.-Verſteigerung Verſagung des Zuſchlags beantragen? 
129. — 3G. 115. Das Urteil auf die Widerſpruchsklage ſchafft Rechtskraft auch 
für den Anſpruch ſelbſt. 165. 

c) Verteilung s verfahren (SS 872 - 882). 

§ 876. Das Urteil auf die Widerſpruchsklage ſchafft Rechtskraft auch für den 
Auſpruch ſelbſt. 165. 

C. Offenbarungseid und Haft (88 899—915). 

§§ 901. Der Haftbeſchluß im Offenbarungseid-Verfahren kann nur mit Beſchwerde 

angefochten werden. 207. 
D. Arreſt und einſtweil. Verfügungen (S8 916— 945). 
8929. S. bei 8 936. 

§ 936. Vollziehung der einſtweil. Verfügung mit der Zuſtellung an den Geg— 

ner. 151. 
8. Schiedsrichterliches Verfahren (S8 1025-1048). 

§ 1025. Darf eine Firma als Schiedsrichter beſtellt werden? 22. — Kann in 
einem Schiedsvertrage der einen Partei die Wahl des e Gerichts freige- 
laſſen werden? 208. 

§ 1031. Privatperſonen können nicht rechtswirkſam vereinbaren, daß eine Be— 
hörde ein Schiedsgericht beſtellen ſolle. 23. 

$ 1032. Ungebührliche Verzögerung der Pflichten eines Schiedsrichters? 233. 

§ 1033. Widerruflichkeit der Amtsniederlegung eines Schiedsrichters. 130. 


III. Konkursverfahren. 


I. Konkursrecht (KO. 88 1— 70). 


310. Einfluß des Konkurſes auf eine Unterbrechung der Verjährung durch Klage. 69. 
8 12. BRBO. v. 8. Aug. 1914 8 5. Zuläſſigkeit einer Leiſtungsklage gegen 
Schuldner unter Geſchäftsaufſicht. 209. 
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$ 14. S. bei 8 12. 

§ 30. Strenge Anforderungen an den Entlaſtungsbeweis bei Anfechtung inkon— 
gruenter Deckungsgeſchäfte. 110. 

841. Die Anfechtungsfriſt nach § 41 KO. iſt eine Ausſchlußfriſt. 234. 

§ 49. Anſprüche aus einer Militärdienſt-Verſicherung des Gemeinſchuldners und 
aus einer Sicherſtellung mit dem Verſicherungsſchein. 8. 

§ 54. Aufrechnung im Konkurſe mit dem Überihuß aus einem nach der Konk— 
Eröffnung verkauften Pfande. 24. 

§ 551. S. bei 8 54. 

§ 611. Fallen Be für den Vorſtand oder die Mitglieder eines Gruben: 
vorſtandes unter 861 Nr. 1 KO.? 91. 

8 68. Durch eine Teilzahlung des ſelbſtſchuldigen Bürgen nach der Konk.⸗Eröff⸗ 
nung über den Hauptſchuldner wird das Recht des Konk.-Gläubigers auf volle Be- 
friedigung nicht verringert. 235. 


2. Konkursverfahren (S 71—244). 


8 82. S. bei 8 86. 

§ 86. Haftet der Konk.⸗Verwalter auch für Verſehen, die im Schlußtermine nicht 
gerügt ſind? 152. 

§ 105. Abweiſung des Antrags eines Gläubigers auf Konk.-Eröffnung; der 
Schuldner hat keinen Anſpruch auf Koſtenerſtattung. 25. 


V. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. Geſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit v. 17. Mai 1898. 

§ 20. Das Erbſchaftsſteueramt hat kein Recht zur Beſchwerde über den Inhalt 
eines Erbſcheins 99. 

872. S. bei 8 20 

879. Über die Koſten des von einem Nachlaßgläubiger eingeleiteten Offen⸗ 
barungseid-Verfahrens hat nicht das Nachlaßgericht zu entſcheiden. 15. 

5 125. Eine Erbengemeinſchaft kann nicht als Geſellſchafter ins Handelsregiſter 
eingetragen werden. 100. 


2. Grundbuchordnung v. 24. März 1897. 


$ 22. Zur Umſchreibung eines Grundſtücks auf Witwe und Kinder in fortgeſetzter 
Gütergemeinſchaft bedarf es der Zuſtimmung der volljährigen Kinder. 14 

§ 29. Bleibt eine Vollmacht zur Löſchung im g nach dem Tode des 
Vollmachtgebers gültig? 2. 

§ 77. Beſchlüſſe der Beſchwerdeinſtanz in Grundbuchſachen müſſen auch in tat⸗ 
ſächlicher Beziehung ausreichend begründet ſein. 170. 


3. Notariat. 


Können ſich die Parteien bei der Beurkundung eines Vertrages durch einen 
gemeinſamen Bevollmächtigten vertreten laſſen? 133. — Haftung des Notars bei 
Aufnahme eines Vertrages zwiſchen Eheleuten über das Eigentum an Hausſtand— 
ſachen. 56. — Haftung des Notars aus unzureichender Belehrung über das maßgebende 
frühere gemeine Recht. 179. 


420 Regifter. Überſicht. 


Uberfidt 
der Entſcheidungen nach den Serichtsböfen. 


Bamberg. OLG: Nr. 150. 
Berlin. KG.: Nr. 14. 54. 141. 142. 170. 211. 221. 230. 
Celle. OL G.: Nr. 91. 

Colmar i. E. OL G.: Nr. 40. 98. 
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Dresden. OL G.: Nr. 1. 6. 8. 17. 24. 28. 31. 35. 49. 53. 61. 62. 66. 68. 76. 79. 
80. 95. 96. 100. 102. 106. 107. 112. 113. 117. 123. 126. 135. 140. 143. 152. 163. 


164. 167. 181. 189. 197. 200. 206. 210. 215. 222. 225. 226. 228. 
Frankfurt a. M. OL G.: Nr. 43. 51. 129. 188. 


Hamburg. OLG.: Nr. 4. 5. 9. 18. 20. 22. 23. 27. 29. 32. 36. 39. 42. 44. 46. 47. 
55. 56. 58. 60. 63. 65. 70. 71. 73. 78. 81 —83. 86. 89. 92. 97. 101. 104. 105. 
110. 111. 114. 115. 118. 119. 124. 131. 133. 136. 144 146. 148. 151. 155. 156. 
169. 172-175. 179. 187. 193. 196. 198. 199. 202. 204. 207. 212. 213. 223. 224. 


227. 229, 232. 
Hamm. OLG.: Nr. 13. 162. 
Jena. OLG.: Nr. 25. 90. 
Karlsruhe. OL G.: Nr. 139. 
Kiel. OL G.: Nr. 26. 30. 154. 160. 165. 191. 214. 
Königsberg i. Pr. OL G.: Nr. 168. 


Leipzig. RG.: Nr. 3. 7. 10--12. 19. 21. 33. 34. 38. 41. 45. 50. 52. 57. 64. 67. 
69. 75. 77. 87. 93. 94. 99. 108. 120— 122. 127. 128. 130. 132. 137. 138. 157— 159. 
161. 166. 171. 176— 178. 180. 182. 183. 185. 186. 190. 194. 195. 203. 208. 209. 


216. 217. 219. 220. 231. 
München. Ob. LG.: Nr. 2. 15. 16. 88. 147. 149. 192. 


München. OL G.: Nr. 37. 48. 59. 72. 84. 103. 109. 116. 125. 134, 153. 184. 201. 


205. 218. — — — 
Roſtock. OL G.: Nr. 74. 85. 8 


Berichtigungen. 


Bd. 69 S. 411 3. 19 v. u. ſtatt 101: 161. 

Bd. 70 S. 81 3. 6 v. u. ſtatt 39 Nr. 65: 39 Nr. 165. 

Bd. 70 S. 400 Z. 20 v. u. ſtatt Verjährung: Verſicherung. 
Bd. 71 S. 473 Z. 9 v. u. ftatt 139: 39. 


* 
* 
- 


Er. 
1 
* 


3 


b \ 


Digitized 


* 


* 2 


Goo 


N 


tized by 


* 


D 
0 
Er 


Sr 
* 


Ne 


ee ee 


